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Borrede 


Fur Geſchichte und Staatsrecht unſeres Vaterlandes iſt 
ein neuer Zeitraum eingetreten. Eine neue Ordnung 
der Dinge wurde nach langen und ſchweren Kämpfen, 
und durch die Stiftung des deutſchen Bundes, vor un 
feren Augen begründet. Ruhe trat an die Stelle des 
wildbewegten Lebens; aber leider war diefe Ruhe für 
einen Zheil der Nation nur eine äußere. Anftatt das 
vorhandene Gute zu‘ bewahren und an bdeffen zeitges 
mäßer Ausbildung in dem angemwiefenen Wirfungsfreis 
zu arbeiten oder dad Verſprochene mit Ruhe zu erwar: 
ten, warfen fich Viele eigenmädhtig zu Vertretern ded Bol: 
kes auf und unternahmen Schritte, welche Die Regie— 
rungen nicht unbeachtet laſſen konnten; andere jagten 
nach Idealen und fuchten Theorien ins Leben einzuführ 
ren, welche, wenn auch zum Theil nicht gänzlich un; 
ausführbar, doc in unferem Vaterlande niemals prafti: 
fhen Nugen gewähren fonnten. Died gefchah meiftens 
nicht von Männern, welchen es die Stellung im Staate 
zur Pflicht machte, den Fürften auf dad noch mans 
gelnde Gute aufmerffam zu machen, fondern von jün- 
geren Leuten, die aus Unfenntniß der BVerhältniffe und 
Mangel an Erfahrung, verkehrte, mitunter fogar fträf: 
lihe Mittel anwandten, um zum Ziele zu gelangen. 
Großer Nachtheil ift durch folches eitele und ver: 
werflihe Streben dem Baterlande erwachſen. Manches 


Gute wurde verzögert oder fogar verhindert, und Mäns 
** 
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ner, welche rein von jeder Schuld, ſich berufen geglaubt 
hatten, an der Herbeiführung zeitgemäßer Einrichtungen 
zu arbeiten, wurden häufig mit ſolchen verwechjelt, der 
nen Mangel an Erfahrung hätte verbieten follen, fich 
in die Angelegenheiten des Vaterlandes zu mifchen. 

Je mehr fi die von ven überftandenen Kämpfen 
erhitzten Gemüther abkühlten, deſto mehr verſchwand 
dieſes Treiben und Ruhe iſt auch in dieſer Hinſicht ein— 
getreten. Aber gewiß würde derjenige die Verhältniſſe 
und die Menſchen nicht kennen, welcher behaupten wollte, 
daß damit auch allſeitige Zufriedenheit mit dem Beſte— 
henden eingetreten ſey. Zum Theil wird dieſe niemals 
erfolgen, zum Theil ſind wir noch nicht weit genug von 
einer Zeit entfernt, in welcher den Völkern Verſpre—⸗ 
ungen ertheilt worden find, die von Vielen der Nation 
willführlih ausgelegt oder ausgedehnt wurden. Wenn 
wir jedoch frei von jeder Leidenfchaftlichfeit auf den ge 
genmwärtigen Zuſtand der verfchiedenen Staaten Deutfch- 
lands blicken, fo können wir uns nicht beraen, daß, ob» 
gleich noch Vieles zu wünfchen übrig ift, wir doch fehr 
vorgefchritten find, daß viele heilfame Einrichtungen ind 
Leben getreten find, an deren Realifirung in Deutfch: 
land vor 16 Sahren Niemand dachte. Ueberall hat man 
daran gearbeitet neben den heiligen Rechten des Throns 
die des Bürgers feft zu begründen und foviel möglich 
die Wunden zu heilen, welche lange Kriege, der Um; 
fturz einer taufendjährigen Verfaſſung und der Unter: 
gang vieler Fleinen Staaten nur zu häufig gefchlagen 
hatten. 

Man hat den Zufland der früheren Mitglieder des 
Reichs, welche im Jahr 1806 oder fpäter ihre Unab- 
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hängigfeit verloren haben, auf eine Art geordnet, welche 
fie zunähft dem Throne ftellt und ihnen, wenn aud) 
nicht Freiheit von Abgaben, doch ſolche Vorzüge bemwil: 
ligt, die fie allmählig mit einem Berhältnig ausfühnen 
werden, dad ded Glanzes nicht entbehrt und das, aus 
dem richtigen Geſichtspunkte betrachtet, der interefs 
fonten und für Fürft und Volk gleih wohlthätis 
gen Seiten fehr viele hat. 

Man bat dem Volk eine Mitwirkung zur Wahl 
derjenigen verftattet, welchen eine ZTheilnahme an den 
Berathungen über die Angelegenheiten des Baterlandes 
zufteht, und Berfaffungen begründet, weldhe von den 
ehemaligen landftändifchen Einrichtungen fehr weſentlich 
verfchieden find. 

Die frühere Gefchihte von Deutfchland läßt und 
nämlich in fehr vielen Staaten die Landſtandſchaften als 
ein Produft der Anmaßung dominirender Staatsförper: 
ſchaften erfcheinen, deren ſchlecht verhaltener Zweck es 
war, mit dem Fürften die Herrfchaft über Bürger und 
Bauer zu theilen, dem Fürften ſich gleichzuftellen, feine 
Forderungen nur auf Koften der Lebteren zu befriedi: 
gen und übrigend nur zu oft feine Wirkſamkeit bei An: 
orbnungen, die er zum allgemeinen Beften zu begrün: 
den beabfichtigte, zu hemmen, fobald diefe Verfügungen 
in irgend einer der, nad) dem damaligen Zeitgeifte fo 
häufigen Beziehungen, dem Intereſſe oder den Vorur—⸗ 
theilen der privilegirten Kaften nicht zufagten. 

Wenn wir dagegen die Repräfentativ : Berfaffungen 
in dem Berhältnifjfe betrachten, wie fie feit der Grün: 
dung des bdeutfchen Bundes in den meiften einzelnen 
Staaten deöfelben ins Leben getreten find, fo fünnen 
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wir fie nur ald ein Produft erfennen, welche einer ge: 
rechten und vorurtheildöfreien Würdigung der gegenwär; 
tigen politifchen Bedürfniffe der Staaten und einer fin 
‚gen Anwendung der Erfahrungen der Zeit fein Dafeyn 
zu verdanfen hat. 

Die Akten der bisher in Deutſchland ftattgefunde: 
nen Stände: Berfammlungen liefern und erfreuliche Bei: 
fpiele, wie die Mitglieder derfelben aus Standed : Syn: 
tereffe den Vorfchlägen der Regierung oder den in den 
Berfammlungen gemachten Anträgen, nicht entgegen tra: 
ten. Aus folhen Gefinnungen der Achtung vor den 
heiligen Rechten des Throns und der Beförderung 
und Befeftigung der das allgemeine Wohl bevdingenden 
Einrihtungen, kann nur das ſchöne Refultat einer ein 
trächtigen Behandlung der Gefhäfte der Stände ſowohl 
unter fih, als gemeinfchaftlicdy mit der Regierung ber: 
vorgehen. 

Man hat in neuerer - Zeit erfannt, daß Das zuviel 
Regieren nur nachtheilige Wirkungen äußern fönne und 
daß namentlich Die Gemeinden von der drückenden Vor; 
mundfchaft, unter welcher fie früher häufig gehalten wor: 
den, befreit und zur Gelbitftändigfeit und Gelbftthätig: 
feit nach Anleitung der allgemeinen, nur den Gefammt: 
ſtaat umfafjenden, Gefeße emporgehoben werden müßten. 
Aus diefer Anficht find die Gemeinde-Drdnungen her: 
vorgegangen, welche dem Geifte der Repräfentativ,Ber: 
faffungen entfprechen, 

Dan hat dad BVerhältnig der Kirche zum Staat 
feftgeftellt und verfelben die Mittel gegeben und geſi— 
chert, ihre dad innere geiftige, nicht dad äußere bürger: 
liche, Leben betreffende Zwecke zu erreichen. 
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Obgleich der Zuftand der Staatsdiener in vielen 
dentfchen Landen durch die Milde der Negenten, auch 
ohne ausdrückliche Beſtimmungen gefichert war und fie 
über ihre Zukunft beruhigt feyn Fonnten, fo wollte man 
doch auch fie vor dem Wechfel der Dinge bewahren und 
fie unter den Schuß fhirmender Gefeße ftellen. 

Diefe nnd -andere für die Staatöverwaltung wichtige 
Gegenjtände find in einigen deutfchen Staaten ind; 
gefammt, ın andern nur zum Teil durch Verfaſſungs⸗ 
Geſetze regulirt. 

Da ed nun nicht allein für ven Geſchäftsmann, fon: 
dern für jeden Gebildeten von Sntereffe ift, diefe Ger 
feße zu Fennen, fo glaubte der Unterzeichnete einem 
wirklichen Bedürfniß zu begegnen, indem er jene Ans 
ordnungen in eine foftematifche Zufammenftellung brachte, 
Vielleicht trägt ed fogar zur Zufriedenheit Einzelner und 
zur Beruhigung wohldenfender Männer bei, wenn man 
vermöge einer foldhen Ueberſicht — leichter ald fonft nur 
durch Nachſchlagen faft zahllofer Verordnungen und vo: 
Iuminöfer Gefeßfammlungen — ſich vergegenmwärtiget, , 
wie fehr in mannigfacher Beziehung eine vernünftige 
bürgerliche Freiheit in Deutfchlands Staaten vorgefchrit: 
ten ift und wie man daher bei einer weifen Be 
nußung bderfelben ihre Erhaltung und fernere zeit 
gemäße Ausbildung vertrauendvoll von den deutfchen 
Regierungen erwarten mag. 

Bon der Aufnahme diefer Sammlung bei dem ge 
bildeten deutſchen Publifum möge ed abhängen, ob der 
Herausgeber die fünftigen Ergebniffe diefer Art nad) 
mehreren” jahren in einem Nachtrage verzeichnen wird. 
Einem folhen fünnte leicht beigefügt werden, was etwa 
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bei der jetzigen Bearbeitung überſehen wurde und jede 
Mittheilung einer ſolchen Ergänzung wird man ſehr 
dankbar annehmen. 


Der bedeutende Umfang ded Werks, dad man in 
einen Theil zufammen faflen zu können früher geglaubt 
hatte, führte zu der Nothmwendigfeit, es in zwei Bände 
zu theilen, x F * 

Indem man einſtweilen den erſten Theil dem Publi— 
kum übergiebt, bemerkt man zugleich, daß der zweite 
Theil, deſſen Druck bereits angefangen hat, in ganz 
Kurzem nachfolgen wird. | 

Es beginnt derfelbe mit dem fechöten Abfchnitt: 
Von der ftändifchen Verfaffung. In fünf Abtheilungen 
wird dieſer Abfchnitt von der ftändifchen Verfaffung in 
Deutfchland im Allgemeinen, von den Wahlen ꝛc., von 
den Rechten des Regenten in Beziehung auf den Land: 
tag 2c., von dem Wirfungsfreis der Stände ꝛc., endlich 
von der Behandlung der Gefchäfte auf dem Landtag ꝛc. 
reden, — == ö 

Die weiteren Abfchnitte des zweiten Theils handeln 
von dem Staatsgut, der Kirche und ihrem Berhälmig 
zum Ötaate, den Gemeinden, dem Gtaatödienft und 
endlid von der Gewähr der Berfaffungen. 


Darmftadt im September 1828. 


v. Zangen, 
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Erfter Abſchnitt. 


Bon der Entftehung der Verfaſſungen in den deutſchen 
Staaten. 


Einleitung. 


Wenn wir die Geſchichte der Verfaſſungen ) durchgehen, 
fo zeigen ſich und folgende verſchiedene Arten der Entfte- 
bung berfelben ?), welche zum Theil auch in Deutfchland 
vorlommen: I 

1) Die Verfaſſung wird entweder von dem Regenten, 
als ein Ausfluß ſeiner Regentengewalt gegeben (octroirte 
Verfaſſung) I; dahin gehören die Königlich Bayeriſche 
und die Großherzogliih DBadifche Verfaſſung vom Sahr 
1318 *); 


1) Bis zum Jahr 1783 gab es in vielen Reihen und Staaten 
des europäilfchen Staten: Syftems Reichsgrundgeſetze und Reichs— 
ftände; doch nur in Großbrittanien eine Verfaſſung, im 
neuern Sinne diefes flaatsrechtlihen Begriffs. Mit der Bun: 
desverfaffung Nordamerikas im J. 1787 begannen die fchrift 
lichen Verfaſſungsurkunden. K. 9. 2. Pölis die Staatswif: 
feufchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 665. 

2) 8.9.8. Pölis, die Staatswiffenfhaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. L ©, 371, ff. 

3) Klüber öffentliches Recht des beutfchen Bundes $. 217a 
Note e. 

4) Es gehören hierhin außerhalb Deutfchland die Fonftitutionelle 
Charte Ludwigs XVIII. und die vom Kaifer Alerander dem 
Königreich Polen im Jahr 1815 gegebene Vefaſſung. 

1 
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2) oder fie wird als ein Grundgefeg, von dem Re— 
genten den Stellvertretern des Volks vorgelegt, und von 
diefen, nach gefchehener Prüfung ihrer einzelnen Befiim> 
mungen, angenommen, z. B. die Großherzoglich Sachſen⸗ 
Weimarifche Verfaſſung 95 

3) oder fie wird gemeinfhaftlih von dem Regenten 
und den Stellvertretern des Volks berathen und angenont: 
men, 3. B. die Berfaffung des Königreichs Württemberg °) ; 
oder endlich 

4) fie wird ausfchließend von den ÖStellvertretern des 
Volks entworfen und dem Regenten zur Annahme vor- 
gelegt ). 

Eutfteht die Verfaffung auf rehtlihem Wege, fo 
fann an fich Feine der genannten Arten der anderen vor- 
gezogen werben; doch ift nicht zu leugnen, daß die von 
dem Negenten den VBolfövertretern vorgelegte und von die: 
fen geprüfte und angenommene Berfaffung dem ftaats- 
rechtlichen Begriffe eines Grundvertrags am meiften ent- 
fpricht. 

Die VBerfaffung, welche von dem Regenten ald ein 
Ausfluß feiner Regentengewalt gegeben wird, hat gewoͤhn⸗ 
lich die meifte innere Einheit. Dagegen leiden diejenigen 


5) Es gehört dahin auch die DVerfaffung des Königreichs der Nie- 
derlande. 

6) Am 13. July 1819 ließ der König von Mürttemberg den 
Ständen durch den Minifter erklären: „Sein Herz äußere 
noch immer den Wunfch, daß Württembergs neue Verfaſſung 
aus einem freyen und freudigen Einverftändniffe des Volks mit 
feinem Regenten hervorgehen möge.’ i 

Nicht vollkommen kann hierher gezählt werben, die Groß: 
herzogl. Heſſ. Verfaſſungs-Urkunde. 

Auf einem Vertrag beruht auch die Verfaſſung des König— 
reihs Norwegen. 

7) 3. 3. die Verfaffung Schwedens vom Jahr 1809, die Derfaf: 
fung der fpanifchen Kortes und die der portugiefifhen Kortes. 
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Berfaffungen, welche von den Bolfövertretern entworfen 
und den Negenten blos zur Annahme vorgelegt werden, 
meiftens an organifchen Fehlern 9), weil fie den Antheil 
des Fürften an der gefeßgebenden Gewalt zu fehr befchrän- 
fen. Die fpanifchen und portugiefifchen Berfaffungen, welche 
von den Korted entworfen wurden, liefern hiervon den 
Beweis. Diefe Konftitutionen würden fi) deshalb fchon 
aus diefem Grund, abgefehen von andern im ihnen ent- 
haltenen Keimen der Zerftörung und des Anftoßes von 
Außen, nicht haben halten Fönnen. 

Eine PBerfaffung fol den Bolfsvertretern nur eine 
Mitwirkung für Ausübung verfchiedener Hoheitsrechte eins 
räumen, ihnen aber nicht eine Mitregentfchaft geben. 
Nicht eine Theilung der Souveränität oder der Regie— 
rungsgewalt zwifdhen dem Negenten und den Ständen 
und nicht eine gänzliche Trennung der inneren allgemei- 
nen Hobheitsrechte darf vorfommen. — 

Nachdem wir fo im Allgemeinen Einiges über die 
Entjtehung der Verfaffungen bemerkt haben, wenden wir 
und nunmehr zu den in Deutfchland beftehenden Berfaffungen 
insbefondere, indem dasjenige hier aufgenommen wer 
ben wird, mas in ben einzelnen Urkunden felbft über die 
Entjtehung vorfommt. 

Die meiften derfelben jind übrigens feine eigentlichen 
Staats» Grundgefeße, fondern nur Gefeße, melde das 
Snftitut der Landſtaͤnde einführten und die Verhäftniffe 
derfelben beftimmten. — 


8) Er. von Gens (hiſtor. Journal von 1800, Febr. ©. 127): 
„Dede Konftitution, welche der Regierung keinen wefentlichen 
Antheil bei der Geſetzgebung einräumt, ift fhon im Augenblic 
ihrer Entftehung dem Untergang gewidmet; jede Konftirution, 
in welcher die Regierung mwefentlich bei der Gefeugebung Eon: 
Eurrirt, gehört in die Klaffe der ausführbaren. Eie kann in 
tanfend Nebenbeftimmungen den Keim der Zerftörung enthal: 
ten; aber es ift Fein fundamenteller Widerfpruch in ihren Grund: - 
lagen vorhanden, ⸗ 

1 * 


Erſtes Kapitel. 
Königreib Preußen 1), 


Sn dem Königreich Preußen befteht zwar noch feine 
allgemeine landftändifche Verfaſſung, doch ift dieſelbe ver— 
fprochen worden. 

Sn dem Eingang bes desfallfigen Eöniglichen Defrets 
vom 22. Mai 1815 ?) beißt es: „Damit aber der preußi- 
fhen Nation ein Pfand Unſeres Bertrauend gegeben und 
der Nachfommenfchaft die Grundfäge, nad welchen Un- 
fere Vorfahren und Wir Selbſt die Regierung Unferes 
Reiches mit ernftlicher Vorforge für dag Gluͤck Unferer 
Unterthanen geführt haben, treu überliefert und vermit- 
tefft einer fhriftlichen Urkunde, als Verfaſſung des Preuf- 
ſiſchen Reichs dauerhaft bewahrt werden, haben Wir be- 
fchloffen: 1) Es fol eine Kepräfentation des Volks 
gebildet werden; 2) Zu diefem Zwed find die Provinzial: 
Stände da, wo fie mit mehr oder minder Wirffamfeit noch 
vorhanden find, herzuftelen, und dem Beduͤrfniß der Zeit 
gemäß einzurichten; wo feine Provinzialftände vorhanden 


1) Das Königl. Haus Prenßen oder Brandenburg ift eine Linie 
des uralten Hauſes Zollern oder Hohenzolfern. Thaſſilo, der 
um das Jahr 800 lebte, war erfter Graf von Zollern. — 
Eitel Friedrich I. (um 1252) war mit Elifabeth Gräfin von 
Habsburg vermählt; er erhielt als ein Reichsfürſt, von feinem 
Schwager, dem Kaifer Rudolph I. das Burggrafthum Nürn: 
berg erblich (1273). Er wurde durch zwei feiner Söhne ge: 
meinfchaftlicher Stammvater der beiden Bollerfchen Haupt: 
ſtämme. DBon Friedrich, welcher in der Theilung das Burg: 
grafthum Nürnberg erhielt, wurde das Haus der Burggrafen 
von Nürnberg gegründet, welches 1417 zur Kurwürde von 
Brandenburg und 1701 zur Krone von Prenfen gelangte. 

2) Gefeb : Sammlung. Jahrg. 1815, Et. 9. ©. 103 und aus der- 
felben in den Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. N. 
©. 114. 8. 9.8. Polis die Staatsmwiffenfchaften im Lichte 
unferer Beit, Theil IV. ©, 368, 
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find, ſie anzuordnen; Aus den Provinzial⸗Staͤnden wird die 
Verſammlung der Repraͤſentanten-Kammer gewählt, die 
in Berlin ihren Sig haben foll. 

Das allgemeine Geſetz ?) wegen Anordnung der Pro- 
vinzial-Stände ift vom 5. Juni 1823. In dem Eingang des⸗ 
felben heißt es: 

„Wir ꝛc. haben, um Unferen getreuen Unterthanen 
ein neues bleibendes Pfand Iandesherrlicher Huld und 
Bertrauens zu geben, befchloffen, in Unferer Monarchie 
die ftändifchen Verhäftniffe zu begründen, und deshalb 
Provinzialftände im Geifte der älteren deutfchen Verfaf- 
fungen eintreten-zu laffen, wie ſolche die. Eigenthiimlich- 
feit des Staats und das wahre Bedürfniß der Zeit erfor: 
dern. Eine Kommiffion , unter dem Borfi Unſeres Soh⸗ 
ned, bed Kronprinzen Königliche Hoheit, ift von Uns be— 
auftragt worden, diefe Angelegenheit vorzubereiten, und 
darüber mit erfahrnen Männern aus jeber Provinz in 
Berathung zu treten.’ 

Am Schluſſe ift noch Folgendes bien: 

„Dem gegenwärtigen Gefeße, das jedoch auf Neuf: 
hatel und Balangin feine Anwendung findet, wollen Wir 
für jede Provinz ein befonderes Gefeß, welches die Form 
und die Grenzen ihres ftändifchen Verbandes beftimmt, 
nachfolgen laſſen. Sollten Wir künftig in dieſen befon- 
deren Gefegen Abänderungen als wohlthätig und nüglich 
erachten, fo werden Wir, diefe nur nad) vorhergegangenem 
Beirath der Provinjial-Stände treffen (Abfchnitt XI. Kap. 1.). 
Wann eine Zufammenberufung der allgemeinen Landftände 
erforderlich fegn wird, und wie fie. dann aus den Pro: 
vinzial-Ständen hervorgehen follen, darüber bleibendie wei— 
teren Beftimmungen Unferer landesväterlichen Fürforge 
vorbehalten. 


3) Geſetz⸗Sammlung vom Fahr 1823, N. 13. ©. 129. Konfti- 
tutionen der europäifchen Staaten. Theil IV. ©. 297. ff. 


Zweites Rapitel. 
Königreih Bayern!) 


Der König Marimilian Sofeph hatte bereits am 1. 
Mai 1808 dem Königreich Bayern eine der Berfaffung 
des ehemaligen Königreichs Weſtphalen nachgebildete Konz 
ftitution gegeben ?), die aber nicht in Wirffamfeit getreten 
ift. Nach derfelben follte das ganze Königreich durch eine 
National» NRepräfentation vertreten werden. 





1) Das vormals in andere Grenzen eingefchloifene Bayern ge: 
hörte in den älteren Beiten theils zu Vindelicien, theils zu 
Noricum und Fam im  Seitalter Auguſts amter die Herrichaft 
der Römer. Den Namen Bayern erhielt ed von den Bojoa: 
riern, Die man für die alten Bojer hält. — Das Königl. Haus 
Bayern begreift Die gegenwärtige Blüthe des von Ehriftian II. 
abfteigenden Zweiges, der 1733, durch einen Vergleich mit 
dem damaligen Kurfürften Karl Phifipp aus der Neuburgifchen 
‚Linie zum Befis der Zweibrückiſchen Lande, und 1799, nad 
dem Tode Karl Theodors, zur Erbfolge in die fämmtlichen Pfalz: 
bayerifhen Lande und zur Kurmwürde gelangte. Als nach dem 
Luneviller Frieden die Lande auf der linken Rheinfeite an Frank: 
reich gekommen, auch durch den Reichs : Deputationd: Receß 
von 1803 die Theile der Pfalz auf der rechten Rheinſeite ge: 
gen andere Rande vertaufcht waren, fehien die Benennung Pfalz: 
Bayern, wenn gleich der Kurfürft damalg den Titel „Erz: 
Pfalzgraf“ annahm, weniger paffend, Der Chef der Hauſes 
gab daher 1805, nach der im Preßburger Frieden erlangten 
königl. Würde, dein gefammten Königreich den Namen Bayern, 
nad dem damals fo benannten Herzogthume als der Wiege fei: 
mes uralten Fürſtenhauſes und dem wichtigften der noch übri- 
gen alten Stammlande, 


2) Sowohl die Konftitution des ehemaligen Königreihd Well: 
pyalen, als die nicht ins Leben getretene Derfaffung des Kö: 
nigreih8 Bayern vom Jahr 1808 finden fih abgedruckt in den 
Konftitutionen der europäifhen Staaten, Th. I. ©. 117 fi. 
und ©, 132 ff, 


ei; 


Die jest beftehende Verfaffung vom 26. Mai 1818 ) 
gieng unmittelbar vom König aus, wie auch der Eingang 
zu berfelben in folgenden Worten bemerft: „Die gegen 
wärtige Akte ift nach vorbergegangener reifer und vielfeis 
tiger Beratung und nad Bernehmung Unſeres Staats 
Raths das Werk Unſeres eben fo freien als feiten Wil; 
lens.“ 


Drittes Kapitel. 
Könmnigreich Hannover). 


Während der Zeit als der ganze Hanndverifche Kur⸗ 


mn 


3) Konftitutionen der europälfchen Staaten, Th. IN. ©. 112 ff. 
Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
Seite 377. 


1) Die Eönigl. Krone von Haunover ift mit der Föniglichen Krone 
‚von Großbrittanien auf einem Haupte vereinigt. Der Regent 
beider Reiche ifb der jeweilige Chef der jüngeren Linie des ur: 
alten Regentenhaufes Braunschweig = Lüneburg. 


Eine Linie des italienifchen Haufes Eſte verpflanzte ſich vor 
800 Jahren nah Deutfchland, ‚indem ein Sprößling desfelben 
(Guelf IV.) durch Vermählung mit der Erbtochter des Wolf: 
Altorfifchen Hauſes die Beſitzungen des Lestern in Bayern au 
ſich brachte. _ Der dadurch gebildete Wolf: Eftefhe Stamm ge: 
Tangte fodann zum Beſitz der Herzogthümer Bayern und Sach— 
fen, während er auch in dem heutigen Nieder - Sachfen beträcht: 
liche Allodial-Beſitzungen erheurathete. Diefe lestern behaup— 
tete das Haus (Heinrich der Löwe), ald ed jene Reichslehen, 
Bayern und Sachfen, 1195 verlor, und fie wurden (für Dein: 
rich des Löwen Enkel, Otto I.) 1335 zu einem befonderen Her: 
zugthume, unter dem Namen, Braunfchweig:Riüneburg erflärt, 
da fie zuvor unter das Herzogthum Sachfen gehört hatten, 
Die hierauf erfolgte erfte Ausbreitung des Braunfchweig : Lü: 
neburgifchen Stammes nennt man das ältere Haus. Während 
diefe Aefte in den J. 1368, 1411, 1463 u. 1596 verblühten, 
waren ans einem derfelben wieder neue Linien erwachfen und 
diefe zweite Ausbreitung des Stammes nennt man das mittlere 
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ftaat ?) einen Theil des Königreichs Weftphalen ausmach⸗ 
te 2), galt darin bie Konftitution diefes Königreichs. In 
den Parzellen, welche im Jahr 1810 mit Franfreich vereis 
nigt wurden, wurde die Konftitution dieſes Kaiferreiche 
eingeführt. 

Als Hannover nad der Schlacht bei Leipzig unter die 
alte Regierung zurücfehrte, wurde ſogleich eine Iandftän- 
difche Berfammlung berufen. Die auf diefe Weife 1814 
vereinigten Stände waren nicht ganz, aber doch größten: 
theils aus den in früherer Zeit beftandenen Ständen zus 
fanmengefegt. Mit ihnen wurde -eine landftändifche Vers 
faffung berathen *) und diefe darauf durch Patent vom 7. 
December 1819 publicirt °). In dem Eingang desfelben 
heißt es: 

„Nachdem Wir der proviforifchen allgemeinen Stäns 





Haus. Allein anch diefe Linien, auf welche die Beſitzungen 
des Älteren Haufes nach und nach größtentheils übersingen, erlo— 
fchen wieder 1549, 1584, 1634 n. 1642 bis auf die von Her: 
zog Ernſt zu Celle entiproffene Nachfommenfchaft, die das neuere 
noch blühende, Haus Braunfchweig: Lüneburg bildet. 


2) Während bes Wiener Kongreffed nahm der Kurfürft von Dan: 
nover oder Braunfchweig: Lüneburg den Königstitel an (den 
26. December 1814). — Polis die Staatswiffenfchaften im 
Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 395. Klübers Aften des 
Miener Kongreffes. Bd. IT. ©. 75. ff. Bd. I. Heft 1. S. 
64. ff. Diefer Titel Fommt and vor in dem Acte final du 
congres de Vienne art. 26. 


3) Ganz Hannover war nur vom 14. Januar bis 13, December 
1810 unter weftphälifcher Herrfchaft; der nördliche Theil war 
franzöfifch, vorher proviforifch, nachher reunirt. 

4) Das von den Ständen auf Erfordern erftattete Gutachten ift 
nicht befannt geworden. Polis die Staatsmwiffenfchaften im 
Lichte unferer Zeit, Th. IV. ©. 396. 

5) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. TIL. ©. 340. — 
Pölitz die Staatswiflenfchaften im Lichte unferer Seit. Th. 
IV. ©, 396, 


* 
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de» Berfammlung die Grundzüge, nach welchen Wir mit 
möglichfter Berädfichtigung der bisherigen Tandftändifchen 
Verfaffung der einzelnen Provinzen ıc. die bleibende allges 
meine StändesBerfammlung zufammenzufegen beabfichtigen, 
mitgetheilt, und über die dabei feftzufegenden fpeciellen 
Beftimmungen deren Anfichten vernommen, aud in 
Anfehung der Punkte, bei welchen eine Abänderung von 
derfelben in Antrag gebracht worden, deren Wünfche thun- 
lichſt berüdfichtigt haben 2c., fo finden Wir Uns nunmehr 
bewogen, über die Verfaſſung und Einrichtung derfelben 
Folgendes hiermit anzuordnen und feftzufegen. | 


Biertes Kapitel. 
Königreih Württemberg °). 


Das ehemalige Herzogtfum Württemberg hatte eine 
auf alten Verträgen beruhende landſtaͤndiſche Verfaſ⸗ 
fung ?), weldye den Ständen große Rechte gab. Der mit 
ber königlichen Würde °) befleidete Kurfürft Friedrich bob 


1) Wirtemberg war urfprünglich der Name der Burg mumeit 
Stuttgart, des Stammhaufes der Herrn und Grafen, die ſich 
nach derfelben benannten. Seit 1090 lauten in Urkunden die 
Unterfchriften: Wirtembere, Wirtemberh, von MWirdeneberch. 
Daher ift die diplomatifh richtige Schreibart = Wirtenberg 
oder Wirtemberg, nicht Würtemberg oder Württemberg. Sn: 
deß ift die Schreibart Württemberg von dem vorigen und jetzt 
regierenden König gebraucht worden. Wirtemberg fchreiben 
nur die, welche vorziehen urkundlich richtig zu fchreiben. 


2) Der Herzog Friedrich 11. von Württemberg hatte bei feinem 
im December 1797 erfolgten Regierungsantritt eine ünwider: 
rnflihe Konfirmation der vertragsmäßigen Landes: Grundver: 
faſſung, ertheilt. 

3) Die Königswürde nebft einer relativen Souveränität hatte der 
Kurfürft von Württemberg fchon im Prefburger Srieden am 
26. December 1805 erhalten, fiehe Art. 7. 8, und 14. diefes 
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in feinem durch den Reidye » Deputationg s Hauptfchluß und 
ben Preßburger Frieden bebeutenb vergrößerten Staate 
diefe Verfaffung auf. Im Sahr 1815, noch vor Beendi- 
gung der beutfchen Bundes: Akte, verfprach er feinem Lande 
eine Verfaffung, rief die Stände zufammen und ließ ihnen 
Grundzüge ber neuen Berfaffung *) vorlegen. Diefe for: 
berten jedoch die Wicderherftellung der alten Berfafinng 
und ehe noch eine Bereinigung deswegen zwifchen Fürft 
und Bolf zu Stande fam, ftarb der König. Sein Nach⸗ 
folger ließ den Ständen einen neuen Entwurf °) zu einer 
Verfaffung vorlegen, doch auch diefer ward von der Mehr: 
beit verworfen. 

Am 10. Suni 1819 rief der König die Stände aber: 
mals auf den 13. Juli zufammen, weil er die Berfaffung 
MWürttembergs auf dem Wege des Vertrags zu Stande 
bringen wollte 9. Den Ständen ward deshalb ein neuer’ 
Entwurf zur Prüfung” vorgelegt, der auch mit wenigen 


Friedens-Inſtruments. Die Rheinifhe Konföderationg = Afte 
von Winfopp. ©. 9. ıc. 

4) Diefe Verfaſſung findet fich in den Kouftitutionen der Europäi— 
fhen Staaten. Theil II. ©. 220. ff. 

5) Konftitutionen der europäifhen Staaten. Theil III. ©. 170 ff. 

6) In dem Manifefte vom 22. Sept. 1819, die Verkündigung 
der Verfaſſung betreffend, heißt es: ‚„„Durch Unfer Manifeft vom 
10. Juni 1819 haben Wir Unfere Abſicht ausgefprochen, durch 
die Stände Unferes Königreichs vollftändig die Münfche zu 
vernehmen, welche dem Lande in Beziehung auf die ihm von 
Uns zugedachte Verfaſſung noch übrig bleiben möchten, um 
hiernächft das ganze Werk mit gemeinfchaftlichem Einverftänd: 
niß zu vollenden. | 

Wenn Wir nah den mannichfaltigen Erfahrungen der let: 

ten Fahre Unferen Unterthanen nochmals die Hand zum Ver: 
trage bieten, fo gefchah dies im DBertrauen auf diejenigen Ge: 
finnungen treuer Anhänglichkeit an feinen Regenten, durch 
welche fi das Württemberaifche Volk von jeher ausgezeichnet 
hat. Diefes Vertrauen hat Uns nicht getäufcht 2.” 
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Abänderungen angenommen wurbe. Deshalb erwähnt auch 
die nun beftehende koͤnigl. Württembergifche Verfaffung vom 
25. Sept. 1819 ”) eine Uebereinkunft mit den Ständen, 
indem ed im Eingang beißt: „Durch freie Webereinfunft 
mit den Ständen bed Landes ift das Grundgefeg des 
Staates zu Stande gefommen ).“ 


Fünftes Rapitel. 
Großherzogthum Baden!) 


Das Großherzogthum Baden ?), ‚welches früher nicht 
ganz 300,000 Einwohner hatte, wurde durd den Reichs⸗ 
Deputationd-Hauptfchluß, durch die rheinifche Bundes-Afte, 
durch den Preßburger Frieden und Napoleons BVerfügun- 
gen nach dem Wiener Frieden zu einem Staat von mehr 
als einer Million Einwohner erhoben °). 

Baden befist feit dem 22. Auguft 1818 eine Ber; 
faffung. 


7) Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. IIL S. 91. Pölitz 
. die Staatswiffenfchaften ꝛc. Th. IV. ©, 405., 


8) Alle Geſetze und Verordnungen, welche mit einer ausdrücklichen 
Beſtimmung der DVerfaffungs: Urkunde im Widerfpruch ftehen, 
find Hierdurch aufgehoben. Die übrigen find der verfaffungs: 
mäßigen Revifion unterworfen. $. 91. der Verfaſſmgs- Ur: 
Funde vom 25. Sept. 1819. 


1) Die’ ehemalige Markgraffchaft — hat im Mittelalter zu 
Oſtfranken gehört. 


2) In der rheiniſchen Bundesakte vom 12. Juli 1806 erhielt der 
Kurfürſt von Baden (welcher kurz vorher, nachdem der Preß: 
burger Srieden Art. 14. ihm eine relätive. Souveränität beige: 
legt, den Titel: „‚fonveräner Kurfürft” angenommen batte,) 
den Titel: „„ Großherzog”, mit den Rechten, Ehren und Wür—⸗ 
den, welche mit der Könige. Würde verbunden find). 


3) Pölitz die Staatswiffenfchaften im Lichte anferer Zeit. Th. 
IV. ©, 422. 
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Schon ber Großherzog Karl Friedrich hatte im Jahr 
1808 feinem Bolfe eine neue Berfaffung verfprochen. Sn 
bem besfallfigen Edift vom 5. Suni 1808 war eine Lan 
des-Nepräfentation zugeſagt. Allein es erfolgte nichts. 
Sein Nachfolger Karl rief zwar die Stände auf den 1. 
Auguft 1816 zufammen, es kam aber fein Zufammentritt 
zu Stande. 

Erft im Jahr 1818 ward die neue VBerfaffung, mes 
nige Monate nad dem Erfcheinen der königl. Bayerifchen 
Berfaffung, vom. Großherzoge Karl, ale Grundgefeß bes 
Staats befannt gemadht und nad) des Großherzogs baldi- 
gem Tode (8. December 1818) von deffen Obeim und Nadh- 
folger beftätigt. 

Da dieſe Verfaffung vor dem Negenten felbft, als 
Ausfluß feiner Negentengewalt, ohne Zuziehung von Ver⸗ 
tretern des Volks, ausgegangen ift, fo ift auch im Eins 
gang ”) Folgendes bemerft: 

„Als Wir bereits im Sahr 1816 Unfern Unterthanen 
wiederholt bekannt machten, dem Großherzogthum eine 
landſtaͤndiſche Verfaſſung geben zu wollen; ſo hegten Wir 
den Wunſch und die Hoffnung, daß ſaͤmmtliche Bundes— 
glieder über die unabänderlihe Grundlage diefer, allen 
beutfchen Völkern zugeficherten, Einrichtung übereinfommen 
und nur in Entwidelung ber aufgeftellten Grundfäge ein 
jeder einzelne Staat feinen Beduͤrfniſſen, mit NRüdficht 
auf beftehende Verhältniffe, folgen möchte. Da ſich je- 
doch, nach den letzten, über diefen Gegenftand bei dem 
Bundestage abgelegten, Abjtimmungen der Zeitpunkt noch 
nicht beftimmt vorausfehen läßt, in welchem die Geftal- 
tung ber ftändifchen Verfaſſung einen Gegenftand gemein: 
fchaftliher Berathung bilden dürfte; fo fehen Wir Uns 
nunmehr veranlaßt, die Unferen Unterthanen gegebene Zus 


4) Konftitntionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 351. — 
Siehe auch Polis die Staatswilfenfchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. IV. ©, 424. 
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fiherung auf die Art und Weiſe in Erfüllung zu feen, 
wie fie linferer innert freien und — Ueberzeugung ent⸗ 
ſpricht.“ 

„Von dem aufrichtigſten Wunſche durchdrungen, die 
Bande des Vertrauens zwiſchen Uns und Unſerm Volke 
immer feſter zu knuͤpfen, und auf dem Wege, den Wir 
hierdurch bahnen, alle Unſere Staats-Einrichtungen zu 
einer hoͤhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nad): 
ftehende Verfaffungs > Urkunde gegeben, und verfprechen 
feierlich für Uns und Unfere Nachfolger fie treulich und 
gewiffenhaft zu halten und halten zu laffen.  (Abfchnitt 
xl. Kap. 5. 1) 


Sechstes Kapitel, 
Kurfürftentbum Heffen '). 


In dem Kurftaat Heffen beftanden bis zum Jahr 1806 
Landftände, doch waren biefelben nicht allen Theilen des 
Staats gemeinfchaftlih. Denn die Grafihaft Schaum: 
burg hatte eigene Stände und das Fürftentfum Hanau 
entbehrte der Theilnahme daran gänzlich 2). 

Die Grafichaft Kagenelnbogen vertrat auf den Land- 
tagen ein aus den Landesvorftehern gewähltes Individuum. 

Während der Zeit (1807 — 1813), in welcher der 
größte Theil des Kurſtaates Heffen einen Theil des Koͤ⸗ 
nigreihs Weſtphalen ausmachte, galt darin die für diefes 
neugeſchaffene Königreich gegebene Verfaſſung ?). 

Nachdem die Schlacht bei Leipzig die Herrfchaft der 
Franzofen in Deutfchland vernichtet hatte, unterzeichnete 
ber Kurfürft von Heffen am 2. December 1813 zu Frank; 
furt mit den verbündeten Mächten einen Vertrag, nad 





1) Siehe die Note 1) bei dem Kapitel 7. 

2) Polis - Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th. 
IV. ©, 43 

3) Pölis a, . O. ©, 433 
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welchem er in feine vorigen Rechte wieder eingefegt wurde, 
nach welchem aber aud) die Berfaffung, wie fie im Jahr 
1806 gewefen, wieber hergeftellt werben follte.. Die Worte 
dieſes Vertrags find folgende: »Son Altesse Electorale 
s’engage à retablir les dtats de son pays dans ses in- 
stitutions et privileges, dont ils jouissaient en 1805. « 

Der Kurfürft trat die Regierung feiner Staaten wies 
der an und gab in der am 12. Dec. 1813 erlaffenen Pro- 
Hamation feinem Volke die Verfiherung: „Nach erkaͤmpf—⸗— 
tem Frieden wird es Eures Fürften angelegentliche Sorge 
ſeyn, die durch den Krieg gefchlagenen Wunden zu heilen 
und die Opfer zu vergelten, welche Ihr dem Baterlande 
brachtet. 

Die Herftellung der alten Iandftändifchen VBerfaffung 
unterblieb, e3 wurde jedoch auf den 1. März 1815 ein 
Landtag berufen. Sn dem besfallfigen Patent vom 27. 
December 1814 warb Folgendes bemerft: „Da bei ben 
veränderten Zeitverhältniffen die Gründe wegfallen, welche 
in vergangenen Sahrhunderten den Stand der Bauern, 
als Reibeigne, von jedem Antheil an Iandftändifchen Ber- 
bandlungen ausfchloffen, fo wird dieſer Klaffe Unferer 
Unterthanen das Recht hiermit eingeräumt, zu dem bevor; 
itehenden Landtage Deputirte zu wählen und abzufenden. 
Die Eintheilung nah den 5 Strömen, wozu jedoch der 
Berfaffung Kundige genommen werden follen, beftimmt 
ſich, fo viel als möglih, nach den für die Städte vor; 
bandenen Borfehriften ꝛc.“ — Die Stände verfammelten ſich 
auch wirklich am 1. März 1815 im Audienzfaale des kur⸗ 
fürftlichen Pallaftes zu Kaffel. Sie beftanden: aus dem 
Erbmarfhall K. Niedefel Freiherrn zu Eifenbach, der am 
27. Febr. 1815 von neuem mit dem Erbmarfchallamte in 
Kaffel belehnt worden war; 2 Deputirten der Prälaten, 
5 Deputirten der Nitterfchaft, 8 Deputirten der Städte 
und 5 Deputirten des Bauernflandes *). 


4) Pölitz a. a. D. Seite 433. 
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Die nach Eröffnung des Landtags entftandenen lebhaften 
Streitigfeiten’) zwifchen ver Regierung und den ftändifchen De- 
putirten betrafentheils die Gegenbemerfungen der letztern ge- 
gen die abgeänderte landſtaͤndiſche Verfaffung, theild den Wi- 
derfpruch derfelben gegen die Forderungen der Regierung in 
finanzieller Hinfiht. Als feine Vereinigung zwifchen ben 
Ständen und der Regierung erfolgte, fo vertagte Anfangs 
der Kurfürft die ftändifche Verfammlung und hob fie durch 
Refeript vom 2. Mai 1816 völlig auf. Dem nad) der 
Vertagung zurücgebliebenen Ausfhuß war der Entwurf 
einer Berfaffungs-Urkunde vorgelegt, von demfelben aber nicht 
angenommen worden. Seitdem ift in Kurheffen fein Schritt 
gefchehen, eine Berfaffung ins Leben zu rufen. Der ans 
geführte Entwurf würde alfo eigentlich nicht hierher gehoͤ⸗ 
ren. Da ed aber nicht umintereffant feyn wird, Die Be— 
fimmungen biefer projeftirten Verfaſſung zu we, fo 
wird fie hier aufgenommen werden ®). 


Siebentes Kapitel. 


Großherzogthum Heffen ). 


In dem Großherzogthum Heffen wurde, nachdem der 
Landgraf Ludewig X. dem Rheinbunde beigetreten war 


5) Beurkundete Darftellung der kurheſſiſchen Landtags: Verhand- 
lungen, 2te Abtheil. 5. T. 1816. 8. (enthaltend die Fahre 1815 
und 1816) und die Ueberficht der Verhandlungen der Kurheffi- 
(hen Landftände in den Jahren 1815 und 1816 im allgemeinen 
Staatsverfaffungs: Archive. B. 1. St. 4 u. B. 2. St. 1. 


6) Diefer Entwurf ift meines Wiſſens nur in dem neuen rheini- 
fhen Merkur vom 5. 1816. 97 — 100. Stück abgedrucdt. Aus 
diefer Zeitſchrift ift er genommen worden. — Der Abfchnitt 
von den Landftänden ift auch in den Konftitntionen der euro- 
päifhen Staaten Th. II. ©. 2355. zu finden. 


1) Die Heffen (Hassi, Chassi, Chatti) find das Wolf der vor: 
maligen Katten. Im 3ten und Aten Jahrhundert verliert fich 
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und die Großherzogliche Würde angenommen hatte, am 
1. Oktober 1806 die in einigen Theilen des Landes be> 
ftandene Iandftändifche Verfaffung aufgehoben 2). 

Nachdem der 13te Artifel der deutfchen Bundes⸗Akte Die 
Einführnng von Landftänden in den zum deutfchen Bunde 
gehörigen Ländern beftimmt hatte, regte ſich auch in dem 
Großherzogthum Heffen.das Verlangen nad einer Ber: 
faffung. 

Am 18. Februar 1819 erfchien ein Edikt ’), worin bie 
Verficherung gegeben ward, daß die erfte Stände-Verfamm- 
fung im Mai 1820 einberufen werben folle. Diefe. Verfi- 
cherung ward am 17. Sept. 1819 wiederholt und am 18. 
März 1820 erfchien ein Edift über die Iandftändifche Ver- 
faffung des Großherzogthums Heflen 9. 

Sm May des zulebt erwähnten Sahres kamen bie 
Ständeggufammen ; ; worauf mit denfelben wegen eines 
für das Großherzogtum zu erlaffenden Grundgefeges 
Berathungen gepflogen wurden. Diefe führten zu einem 
glüdlichen Refultate, und am 17. December 1820 ward bie 
neue Berfaffung befannt gemacht. Daher heißt es auch im 
Eingang ) derfelben: 





der Name in dem Völferbunde der Thüringer. Zur Seit der 
fränfiichen Könige gehörte das Land zn Oftfranfen. Im 10ten 
Jahrhundert machten fich die Heflifhen Grafen, Konrad der 
ältere, Gebhard, Eberhard und Konrad der jüngere, durch in- 
nere Kriege bekannt. Lebterer, Konrad II., wnrde 1024 deut: 
fcher Kaiſer. 

2) Großherzoglich Heflifches Edift vom 1. Oktober 1806 in der 
Sammlung Großherzoglih Heffifcher Verordnungen. Heft I. 
©. 36. V. 

3) Sammlung der Großherzogl, Heff. Verordnungen vom 1. Se: 
mefter 1819. ©. 14. XII. 

4) Es fteht in dem Großherzogl. Hell. Regierungsblatt vom 24. 
März 1820. Nr. 13. und’ in den Konflitutionen der enropäis 
fhen Staaten. Th. IV. ©. 82, 

5) Konftitut. der europ. Staaten, Th. IV. ©. 94, 
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„Nachdem Wir die, in Gemäßheit des Art. 21. Uns 
feres Edifts vom 18. März d. J. über die landſtaͤndiſche 
Berfaffung geäußerten Wünfche Unferer getreuen Stände 
über die Fonftitutionellen Beftimmungen vernommen und in 
Beziehung auf diefelben Unfere Entfchließungen gefaßt ha— 
ben, fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Ent- 
fchließungen und die durch Ddiefelben nicht abgeänderten 
verfaffungsmäßigen Beftimmungen Unferes Edikts vom 18. 
März d. 3. über die landftändifche Verfaffung, fowie auch 
aus dem Wahlgefege, der Gefchäftsordnung, dem Ebdifte 
über das Staatsbürgerreht und dem Edikte über ben 
Staatsdienft, in eine Urkunde zufammen zu faffen und 
Wir verorbnen daher Folgendes als die — des 
Großherzogthums. — 

Sn der Rede des Staats-Miniſters von Grolman bei 
Uebergabe und Berlefung ber Berfaffungs- Urfunde heißt 
ed: „Gleich Anfangs, als der Großherzog, unfer verehr- 
tefter Fürft und Herr, die ftändifche Verfaffung wieder ing 
Leben zu rufen befchloffen hatte, war es fein Wille, daß 
an dem innern Rechtszuſtande nichts geändert werden folle, 
bevor er darüber, durch feine Stände, bie — ſeines 
Volkes vernommen hätte ꝛc. 


„Es war der Wille des erhabenen Fuͤrſten, daß, wenn 
Seiner Liebe und Seinem Vertrauen gleiche Liebe und Vers 
trauen Seiner Stände entfpräche, und wenn ed gelänge 
die Gefchäfte dieſes Landtags, mit befeftigter Harmonie 
zwifchen der Regierung und den Ständen, zn vollenden, 
alsdann alle Punkte der VBerfaffung, die früher gefeglichen 
ſowohl, als aud die verabfchiedeten, in eine Urfunde zus 
fammen getragen werben follten, welche jedem geben folle, 
was ihm gebühre, welche die Nechte des Throns fihern 
folfe, wie die des Bürgers und welche als ein ewiges 
Denkmal baftehen folle der. volleften glüdlichen Eintracht 
zwifchen dem beften der Fürften und dem treueflen ber 
Völker ꝛc.“ 

2 
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Ahtes Kapitel. 


Die beiden Großherzogthümer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg - Streliß '). 


Schon -der Name: Landgrundgefeßlicher Erb- 
vergleich, zeigt an, daß die Verfaſſung der Mecklenbur- 
gifchen Lande nach vorheriger Unterhandlung des Fürften 
mit den Staats-Angehörigen zu Stande gekommen ift. 
Dies wird denn auch im Eingang des Erbvergleichs aus— 
drüdlich bemerft, indem ed darin heißt: ‚‚Urfunden ıc. 
daß nunmehr die bis hierher, theils vor allerhächftgedach- 
ter Hof: Kommiffion 2), theils hier im Lande gepflogene 
mühfame Handlungen, ihr vergnügliches Gedeyhen errei- 
het, und Wir unter Kaiferlicher allerhöchfter Obwaltung 
mit Unferer Ritter und Landfchaft folgenden Vergleich 
getroffen, vollzogen, und von Nachkommen zu Nacfom: 


1) An der Oftfee, zwifchen der Elbe und Oder, wohnten vor Al: 
ters die Vandalen und Heruler ; nach deren Auswanderung im 
5ten Jahrhundert rückten Staven an deren Stelle, Das an: 
fehnlichfte der Wendifchen Völker war das der Obotriten, Zu 
Anfang des Iten Jahrhunderts befriegte folche Karl der Große, 
Diefe Kriege ernenerten fich von Zeit zu Zeit unter deffen Nach: 

folgern, bie ins 12te Jahrhundert. Die gemachten DBerfuche 
das Chriſtenthum dort einzuführen , ermangelten eines glückli: 
hen Erfolge, Endlich führte der fächfifhe Herzog, Heinrich 
der Löwe, die Krenzzüge gegen fie an (1160). ‚Der Fürſt 
Pribislav II., der diplomatifch erweisliche Stammvater des 
neuen Großh. Haufes Meclenburg, ward 1165 gänzlich befiegt 
und das eroberte Land unter fächfifche Edelleute vertheilt. Nach— 
dem fich jedoch Pribislav mit Herzog Heinrich dem Löwen aus: 
geſöhnt und die chriftliche Religion angenommen hatte (1166), 
erhielt er den größten Theil des Landes zurück und nannte fich 
vou Mecdlenburg, dem ehemaligen Hauptſitze der Obotriti: 
fhen Fürſten. 

2) Es war nämlich am 9. Juni 1749 zur gütlichen Beilegung der 

entſtandenen Streitigkeiten, eine Paiferliche Hof: Kommiflion 

.  berordnet worden, 
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men, unverbrüchlich zu halten, Landes; Fürftlich verfpro- 
chen haben.’ 


Der mit der Mecklenburgifchen Ritter, und Landfchaft 
getroffene Landes - Grund » Gefegliche Erb» Vergleich vom 
dato Roſtock den 18. April 1755 befteht aus fünf und 
zwanzig Artikeln nebft Beilagen, wovon aber nur folgende 
Artikel in diefes Werk aufgenommen worden find: 

1) Vierter Articuf. 
Bon der Union der Landftände. 
2) Fünfter Articul. 
Bon den Land»Tägen. 
3) Sechster Articul. 
Bon den Land-Räthen und Land-Marfchällen. 
4) Siebenter Articul. 
Bom Engern-Ausfhuß. 
5) Achter Articul. 
Bon der Landes» Fürftlihen Geſetz- Gebungs— 


Macht. 
6) Neunter Articul. 


Bon den Zufammenfünften der Ritters und Land— 
haft, oder den fogenannten Landes-Con— 


venten. 
7) Eilfter Articul. 


Bon den Anlagen der Ritter» und Landfhaft un- 
ter fid. 
8) Zwölfter Articul. 
Don gemeinen Landes-Ausgaben oder fogenann; 
ten Neceffarien. 
9) Fünf und zwanzigfter Articul. 
Bon der Eigenfhaft und Kraft diefes Ber; 
gleichs. 
Die uͤbrigen Artikel behandeln verſchiedene, nicht bier; 
ber gehörige Gegenftände, nämlich: 
1) Erfter Articul. 
Bon der Landes-Eontribution zu Garnifong- 
Fortificationds Legationd-Koften, zu Reichs— 
2” 
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Deputations- und Erayß-Tägen, au Kam: 
mer: 3Zielern. 
2) Zweiter Articul. 
Bon Reichs- Crayß- und Prinzeßinn » Steuern. 
3) Dritter Articul. 
Bon den Elöftern, und deren fowohl als der übrigen Land- 
Güther Rechten und Steuer - Pflichten. 
4) Zehender Articul. 
Vom Münz- Wefen. 
5) Dreizehbender Articul. 
Dom Mülzen, Brauen, und Brandwein - Brennen auf 


dem Lande. 
6) Vierzehender Articul. 


Bon Handwerkern auf dem Lande. 
7) Fünfzehender Articul. 
Bon den Zöllen, wie auh von Damm- Brüdens und 
Wege » Geldern. 
8) Sechszehender Articul. 
Don Sagd» und Holz: Sachen. 
9) Siebenzehender Articul. 
Bon Einguartierung, und Verpflegung Unferer Truppen. 
10) Achtzehender Articul. 
Bon fremder Truppen Märfchen, und Durch-Maͤrſchen. 
11) Neunzehender Articul. 
Bon den Leibeigenen Unterthanen der Ritter» und Landſchaft. 
J 12) Zwanzigſter Articul. 
Bon politifchen Sachen überhaupt. 
13) Ein und zwanzigfter Articul, 
Dom Zuftiz-Wefen. 
14 Zwei und zwanzigfter Articul. 
Bom Lehn⸗-Weſen. 
j 15) Drei und zwanzigfter Articuf. 
Bon Kirchen- und Pfarr⸗Sachen. 
16) Bier und zwanzigfter Articul. 
Bon den bisherigen Forderungen und Gegen » Forde: 
rungen. 
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Die Beilagen enthalten : 

1) num. 1. den Affecurationd » Reverd vom Jahr 1572. 

2) num. Il. den Affecurationg » Reverd vom Jahr 1621. 

3) num. III. Inftruftion für die Land ‚ Meffer. 

4) num. IV. Snftruftion für die Wirthſchafts⸗ und Ader: 
verftändige Achtöleute, welche die Adelichen Güther 
claffifteiren und tariren follen. 

5) num. V. Eyd, der zur allgemeinen Ritterfchaftlichen 
Vermeſſung beftelleten Landmeſſer. 

6) num. VI. Eyd, ber zur Taration ber Ritterſchaftli⸗ 
chen Güther beftellten Aderverfiändigen Hauswirthe. 

7) num, VII Inſtruction für die Einnehmer bei dem 
Städtfhen modo contribuendi ad cap.. Imum et 
IIdum. 

8) num. VIII. Abdruck der alten Union der Mecklenbur⸗ 
gifchen Land - Stände vom Jahr 1523 den 1. Auguft, 
in bochteutfcher Ueberfegung. 

9) num. IX. Holz - Edict vom 24. Februar 1750. 

10) Sign. O Erecutiond > ie im Gontributiong: 
Weſen und 
11) Sign. * Eyd der Landes⸗Executorum. 


>) Nach dem Beitritt zum Rheinbunde ſchrieb der Her⸗ 
309 von Medlenburg -Schwerin einen allgemeinen Konvo- 
fationstag aller Stände feines Herzogthums nad Roſtock 
aus, Tieß ihnen auf .demfelben feinen Beitritt zum rheini- 
fhen Bund befannt machen und zugleich eröffnen, daß 
auch die bisherige innere Landes » Verfaffung hiernach eine 
Beräuderung bedürfen würde, deren Grundzüge nad) der 
landesfürftlichen Abficht folgende find: 
1) Erflärung der Souveränität. 
2) Einheit der Landes: Verfaffung mit Aufhebung aller 


3) Npeinifcher Bund, eine en 1. Band 18 (527 — 54 Heft). 
Seite 280 ff- 
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Berfchiedenheit der Verfaffung, Vorrechte und Gefete 

ber Herzoglichen Rande und Befigungen. 

3) Beibehaltung der Stände, ald Nepräfentation des 
Landes mit ausgedehnterer Vollmacht des engeren Aus: 
fchuffes in deffen repräfentativer Eigenfchaft. 

4) Unterfuhung und Revifion der allgemeinen und be; 
fondern Landes »-Grundgefege mit Zuziehung der Land: 
ftände. 

5) Volle und uneingefchränfte Ausübung der — 
nitaͤt durch die oberſte Gerichtsgewalt, Oberpolizei, 
Geſetzgebung, — ⸗Recht und Militaͤr⸗Re⸗ 
krutirung. 

6) Vereinfachung bes Kontributiong » und Steuermwefeng, 
Abfchaffung der Leibeigenfchaft, Verbefferung der Lehns⸗ 
Berfaffung und Verfügungen über die Klöfter. 

7) Einrichtung der ftändifhen Zufammenfünfte und zweck⸗ 
mäßigen gemeinfamen Eintheilung des Landes. 

8) Gemeinfames Syftem der Hffentlichen Finanzen des 
Landes und ihrer Verwaltung. 

9) Plane zur Dedung der gewöhnlichen jährlichen Aus⸗ 
gaben nach der eintretenden Erhöhung und Begrüns 
dung eined gemeinfamen Schulden» Tilgungs - Fonds 
mittefft Aufhebung der ritterfchaftlichen Steuer » Frei- 
heit, Entfagung der ftädtifchen Bauhuͤlfsgelder und 
Beitrag der Domänen zur Grunditeuer. 

Der Herzog forderte zugleich die Wahl einer landftän- 
diihen Deputation, die Abfendung derfelben an das Hof: 
lager in Schwerin, um wegen diefer und aller übrigen 
Gegenfiände die Unterhandlungen zum völligen Abſchluß 
zu bringen. 

Die Refultate der am 4. Dftober 1808 gefchloffenen 
Konvofationdtage waren folgende: 

1) Das Land übernahm 2,000,009 Reichsthaler N?/,tel 
Herzoglicher Schulden auf einen allgemeinen Tilgungs- 
fond und noch außerdem die Aufbringung einer auf: 
ferordentlichen Summe von 80,000 Rthlr., von 230,000 
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Rthlr. und 120,000 Rthlr. zu verfchiedenen Staats: 
Bebürfniffen, 

2) 8 warb eine allgemeine Abtrags- Kaffe auf eine 
theils durch indirefte Steuern, theild durch ein ver; 
haͤltnißmaͤßiges Edift zu erwartende Ausfunft zu Zin- 
fen und zu einem immermwachfenden Kapital - Abtrag 
gebildet, in welche Kaffe außer den 2,000,000 Rthirn. 
Kammerfchulden, die gemeinfamen Landesfaffe-Schulden 
der Ritter » und Landfchaft zu gleichen Theilen, eine 
Staatsfchuld von 2,310,000 Rthlr. und die noch nicht 
abgetragenen Schulden der allgemeinen Landesfrebit- 
Kommiffion eingelegt werben follen. 

3) Zur Fundirung der Militär-, Legations⸗ und Lan⸗ 
bes» Giviladminiftrationd» Kaffe, wird ein gehöriger 
Fond angemwiefen. | 

4) Die bisherige Garantie ber Hufenzahl, der Unter: 
fchied zwiſchen' fteuerbaren und fteuerfreien Ritterhu⸗ 
fen, und mit demfelben die ritterfchaftliche Steuerfrei⸗ 
heit, die ſtaͤdtiſchen Beihilfen und alle Eremtion bes 
Adeld und anderer von der Konſumtions- und Hands 
Iungs » Afcife hört Fünftig auf. — 


Neuntes Kapitel. 
Großherzogthum Sadhfen: Weimar ') » Eifenad. 


Der Großherzog von Sadhfen- Weimar, der. als fol: 
her im Jahr 1815 dem deutfchen Bunde beigetreten war ?) 


1) Hinfihtlih aller fächfiichen Lande ftehe hier folgende Bemer: 
fung: das alte Sachſen war geographifch bon dem heutigen 
fehr verfchieden. Es verbreitete ſich nördlich zwifchen der Elbe 
und Weſer und felbft bis gegen deu Rhein hin. 

2) Mährend des Wiener Kongreffes nahm der Herzog un Sad: 
fen: Weimar den Titel: Großherzog von Sachen: Weimar- 
Eifenach (6. April 1815) an, mit Beifall und Unterflügung von 
Oeſterreich, Rußland, Sranfreih, England und Preußen. Cs 
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und in Folge der Beſchluͤſſe des Wiener Kongreffes einen 
bedeutenden Laͤnderzuwachs erhalten hatte, verſprach fchon 
im Beſitznahms-Patent eine Iandftändifche Verfaſſung und 
erließ am 1. December 1815 eine Verordnung wegen Or⸗ 
ganifation ded Staats - Minifteriums und am 30. Januar 
4816 die Verordnung wegen Bildung und Zufammenberu- 
fung einer ftändifchen Berathungs- Verfammlung zur Ent- 
werfung der Landes » Verfaffungs » Urfunde. Diefe Bera⸗ 
thungs - Verfammlung ward am 7. April 1816 eröffnet 
und am 5. Mai 1816 erfchien das Grundgefeß über die 
Iandftändifhe Verfaſſung des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar ). In dem Eingang desſelben heißt ed: ) „ꝛc. 
Zu dem Ende haben Wir durch Unfere Verordnung vom 
30. Sanuar d. 5. die landſchaftlichen Deputirten Unſerer 
alten, und Abgeordnete Unferer neuen Lande berufen, um 
ſich in Gemeinfchaft mit einigen dazu beauftragten Staats— 
dienern, über die Bedingungen und Formen zu vereini- 
gen, unter welchen die von Uns als nothwendig anerkann⸗ 
ten Nechte der Landftände auszuüben find. 

„Durd diefe abgeordnete Berathungs - VBerfammlung 
ift mit Thätigfeit und einmütbigem Vaterlandefinne ein, 
Unferen wohlgemeinten Abfichten angemeffener, Entwurf 
einer Tandftändifchen Berfaffungs +» Urkunde ausgearbeitet, 
und zu Unferer Iandesfürftlichen Beftätigung eingefendet 
worden, und Bir nehmen feinen Anftand, folchen, nur 
mit wenigen, feine wefentlichen Beftimmungen abändern 
den — Mopififationen, zu beftätigen. 

„Demnach haben Wir, unter Zuftimmung der lands 
fhaftlihen Deputirten Unferer alten Rande, und unter 
Beirath ber berufenen Abgeordneten ber Und zugefallenen 


wurde diefer Titel nachher anerkannt in dem acte final du con- 
gres de Vienne art. 36. 

3) Pölitz die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
©. 454. 

4) Konftitutionen der enropäifhen Staaten, Th. IL. ©, 331, 


neuen Gebiete, folgende Beltimmungen, ald ein Grund: 
gefeg für Unfer gefammtes Großperzogthum feftgeftellt. * 


Zehntes Rapitel, 
Herzogthum Braunfhmweig- Wolfenbüttel 9. 


Der Tilfiter Frieden (vom 7. und 9. Suli 1807) hatte 
befanntlic) das ganze Herzogthbum Braunfchweig » Wolfen 
büttel dem neu geftifteten Königreich Weftphalen einverleibt. 
Es galt daher darin bis zur Auflöfung des genannten Koͤ⸗ 
nigreich8 , die Berfaffung desfelben vom 15. Nov. 1807. 

Nachdem der Herzog Wilhelm von Braunfchmweig, wel: 
cher nach der Schlacht bei Leipzig das Land wieder erhals 
ten hatte, am 16. Juni 1815 in der Schlacht bei Ligny 
gefallen war und ber damalige Prinz Regent von Groß- 
brittanien die vormundfchaftlihe Regierung übernommen 
hatte, rief er im Namen des unmünbdigen älteften Sohnes 
Karl, die Stände des Landes zufammen und ließ denfel: 
ben am 6. Sept. 1819 den Entwurf einer revidirten zeit: 
gemäß fortgebildeten Landfhafts -» Ordnung vorlegen. Nach 
gefchehener Berathung wurde diefelbe am 16. Sanuar 1820 
angenommen. Der König Georg IV. von Großbrittanien 
unterzeichnete fie am 25. April 1820. 

Sn dem Eingang derfelben ?) heißt es: 

„Sm vormundfchaftlicher Regierung Unſeres vielge; 
liebten Better, Herrn Karl, Herzogs zu Braunfchweig ıc. 
fügen hiermit zu wiffen: Demnach Wir den, in Gefolge 
Unferer Verordnung vom 6. Sept. v. J. zu Braunfchweig 
verfammelten, Ständen des Herzogthums Braunſchweig⸗Wol⸗ 


1) Daß das Haus Braunfchweig aus dem italienifchen Haufe der 
vormaligen Markgrafen von Efte abftammt, ift bereits bei Yan: 
nover angegeben worben. 


2) 9. Braun. Landfchafts- Ordnung. ©. Konftitntionen der euro: 
päifchen Staaten, Th. IV. Seite 117. Pölitz, die Staats: 
wiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©, 491. 
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fenbüttel und des Fürftenthbums Blanfenburg vor allen ans 
deren Propofitionen zuerft den Entwurf einer revidirten 
Landfhafts » Ordnung für beide Länder vorlegen laffen 
und derfelben, nah den darüber gepflogenen Un— 
terbandlungen und erfolgter Vereinbarung, folgender; 
maßen wörtlich abgefaßt und von den Ständen ange- 
nommen und vollzogen worden. ’ 

Auch heißt e8 weiter am Schluß: „Vorſtehender Ent: 
wurf ift dato von den Landſchaften des Herzogthums 
Braunfchweig und Fürftentbums Blankenburg angenom- 
men und in Auftrag gefammter Stände von deren De— 
putirten durch Unterfchrift und Siegel vollzogen; und 
ganz am Ende: „Wir ratificiren hierdurch und Kraft die- 
ſes die folchergeftalt mit den Ständen des Herzogthums 
DBraunfchweig - Wolfenbüttel md des Fuͤrſtenthums Blan- 
fenburg getroffene Uebereinfunft ꝛc.“ CAbfchnitt XI. 
Kapitel 9). 


Eilftes Rapitel. 
Herzogtbum Naffan. 


Bei der Stiftung des Nheinbundes wurde das Naf- 
fauifche Land, obgleich die eine Linie Naſſau-Uſingen auf 
dem Erlöfchen ftand, noch nicht als ein politifches Ganze, 
als ein Herzogthum , anerfannt. Die Herzoglihe Würde 
ruhte jedoch nur auf der genannten Linie und erft bei dem 
Tod des Herzogs Friedrich Auguft (den 4. März 1815) 
gieng diefelbe auf die Linie Naffau » Weilburg über. 

Noch vor dem Wiener Kongreß erflärten die Damals 
noch lebenden beiden Fürften am 2. Sept. 1814, daß fie 
gefonnen feyen, Allem dem, was für die Einführung ei- 
ner liberalen, den Bedürfniffen der Zeit und des Staats 
entfprechenden, Berfaffung, in dem Herzogthum entweder 
bereitd gefchehen fey oder noch erforderlich feyn werde, 
auch eine gleich Fräftige Gewährleiftung im Innern durch 
Errihtung von Landftänden zu geben. 


I) 
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Diefe Verfaffung ift infoferne die erfte in Deufchland 
nach Auflöfung des Nheinbundes gegebene, als im Nafs 
fauifchen, wo früher feine Stände beftanden hatten, eine 
ganz neue Verfaſſung gegeben wurde. 

Einer Uebereinfunft mit den etwa zu biefem Zweck 
zufammenberufenen Ständen geſchieht nicht Erwähnung ; 
bie Berfaffung *) ift deshalb als eine folche zu betrachten, 
welche ald Ausflug der Regentengewalt entftanden ift. 


Zwölftes Kapitel. 


Herzogtbum Sahfen » Koburg-» Saalfeld, ober 
feit 1826: Sachſen-Koburg-Gotha. 


Der Herzog Ernft von Sachfen- Koburg hatte ſchon 
am 16. März 1316 die Grundzüge einer neuen Geftaltung 
ber ftändifchen Berfaffung in feinen Staaten befannt ge- 
madht. Am 30. Oktober 1820 erfchienen drei Defrete, 
welche fih auf das neue Grundgefeß beziehen, fie betref- 
fen 1) die Anfündigung desfelben; D die Wahlform der 
Stände, 3) die Gefchäfts - Ordnung der Stände H. 

Sn dem erften derfelben erklärte der Herzog, daß er 
den, von der Landes - Regierung gefertigten Entwurf ei; 
ner neuen Berfaffung den Landes - Kollegien und einigen 
der vormaligen Stände zur Begutahtung mitgetheilt 
habe und daß ihm nun die gefammten Nefultate diefer Ar- 
beiten zur Entfcheidung vorgelegt worden wären ?). 

Darauf wurde im März 1821 ein außerordentlicher 
Landtag zufammenberufen. Daß deffen Wuͤnſche vernoms 
men und möglichft berückfichtigt worden, zeigt der Eingang 


1) Siehe Konftitutionen der europäiſchen Staaten. Th. II. S. 295. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 501, | 

1) Der Inhalt diefer beiden Defrete (2 u. 3) ift in die Der: 
faflungs= Urkunde aufgenommen worden. 


2) Konftitutionen der europäifhen Staaten. Th. IV. ©, 36. 
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der Berfaffungs» Urfunde vom 8. Auguft 1821 °), indem 
ed barin beißt: „Nachdem Wir die Wünfche Unferer ge- 
treuen Stände über die landſtaͤndiſche Verfaffung vernom- 
men und in möglihfter Beruͤckſichtigung derfel- 
ben Unſere Eutfchließung gefaßt haben; fo fehen Wir Uns 
nunmehr bewogen, diefe Sandftändifche Verfaſſung zc. in 
“eine Urkunde zufammen zu faffen und verordnen baher 
Folgendes als die Berfaffung des Herzogthums Koburg- 
Saalfeld. 


Dreizehntes Kapitel, 


Herzogtbum Sadhfen-Koburg » Meiningen, oder 
feit 18%: Sahfen- Meiningen und Hildburg- 
baufen. 


Der Herzog Bernhard von Sadjfen » Meiningen machte 
am 4. Sept. 1824 ein Grundgefeß über die Iandftändifche 
Verfaffung des Herzogthbums Sacfen » Koburg » Meinin- 
gen ) befannt. 

Sn dem Eingang desfelben ift; Folgendes bemerft: 

„Es ift Uns nicht entgangen, daß die Zufammen- 
feßung Unferer bisherigen unterländifchen Berfaffung Feis 
neswegs für eine, den Erforderniffen der Zeit entipre- 
chende, vollfommene NRepräfentation aller Stände geachtet 
werden konnte und daß es in vielen Fällen an genauer 
Beitimmung der Iandfchaftlichen Rechte und Pflichten fehlte. 
Um diefen Mängeln abzuhelfen ꝛc. haben Wir befchloffen, 
nachſtehende Beftimmungen ald Grundgefeg über die land: 
ſchaftliche Verfaſſung des Herzogthums Sachſen-Koburg— 
Meiningen eintreten zu laſſen.“ Von einer Uebereinkunft 
des Regenten mit den fruͤheren Staͤnden wird demnach 
nichts geſagt. 


3) Konſtitutionen der europäiſchen Staaten. Th. IV. ©, 50. Pö— 
litz, die Staatswilfenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
G. 478. 

1) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 1007, 
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Do wird im VII Abfchnitt (Gewähr der Berfaf- 
fung) $. 85. bemerkt, daß das Örundgefeß der landſchaft⸗ 
lichen Verfaffung nur durch Uebereinftimmung des Negen- 
ten und des Landtags abgeändert werben koͤnne. — (Ab⸗ 
fohnitt XI. Kap. 12). 


Bei der Vertheilung ber Herzoglich Gothaifchen und 
Altenburgifhen Lande erhielt der Herzog von Meiningen 
das Herzogthum Hildburghaufen, deffen bisheriger Negent 
durch das Herzogtum Altenburg entfhädigt wurde. Sm 
einer von dem Herzog von Sacfen- Meiningen und Hild- 
burghaufen erlaffenen Verordnung vom 18. Nov. 1826 ?) 
heißt e8 F. 8: „Was bie Iandfchaftlichen Verhältniffe be- 
trifft, fo find Wir von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß das wahre Wohl Unferer Unterthanen durch möglichft 
innige Bereinigung der Unferer Regierung dermalen arts 
vertrauten Rande immer mehr gefördert werde und hegen 
daher die Abficht, aus den verfchiedenen Tandfchaftlichen 
Inſtituten diefer Lande, nach reiflicher Erwägung des Bes ° 
ftehenden und mit forglicher Beachtung drtlicy wefentlicher 
Berfchiedenheit, auf dem geeigneten Wege ein Ganzes aufs 
zuftellen. Bis dahin aber, wo dieſes gelungen, finden Wir 
Uns verpflichtet, zu verordnen, daß rüdfichtlich der Abgas 
ben= Erhebung ftreng nach den vorliegenden ftändifchen Ber: 
willigungen und ben ergangenen gefeglihen Ausfchriften 
ſich gerichtet werden fol. Die landichaftlichen Beamten in 
den Aemtern Kamburg und Kranichfeld ftehen unter Un: 
ferer Kammer in Meiningen, diejenigen in Themar und 
‚Saalfeld liefern ihre Einnahme an die Herzogl. Kammer 
biefelbft und resp. an die Finanz » Abtheilung in Hilbburg- 
haufen. | 


Da eine neue Verfaffung noch nicht befannt geworben 


2) Der Staatsbote, eine allgemeine ftaatswiflenfchaftliche Zeitung 
vom 24, December 1826,. Nr. 51+ 
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ift, fo nehmen wir feinen Anftand, bier die Verfaſſung 
für Sadfen » Meiningen aufzunehmen. 


Vierzehnted Kapitel. 


Herzogthbum Sachſen-Hildburghauſen, oder feit 
1326 : Sahfen-Altenburg. 


Bereitd am 15. September 1815 erklärte ber Herzog 
von Sacfen -Hildburghaufen, daß er gefonnen fey, den 
Bauern -Stand in die PLandfchaft einzuführen, wodurch 
alfo eine eigentliche Nepräfentation bewirft werden follte. 
Darauf legten die alten Stände ihre Wünfche hinfichtlich 
der zu treffenden Abänderungen vor. Am 27. November 
1817 ließ der Herzog den Entwurf einer zeitgemäßen ftän- 
difhen Berfaffung vorlegen, die von den Ständen ange: 
nommen wurde, worauf fie am 19. März 1818 ald Grund» 
gefeß des Landes befannt gemacht wurde 9. 

Sn dem Refeript vom 27. November 1817 ?), wodurch 
dieſes Grundgefeß den alten Ständen mitgetheilt wurde, 
beißt es: „Wir werden demnach feinen Anjtand nehmen, 
denfelben (den Entwurf) ꝛc. als förmliches, für alle Zeiten 
verbindliches und einfeitig nicht abzuänderndes, Landes- 
Grundgefeg (ald Landes- Grundvertrag) zu genehmigen ıc, 
fobald Ihr Eure beifällige Erflärung darüber 
werdet erftattet haben.” 

Nah dem am 11. Februar 1825 erfolgten Abfterben 
bes Herzogs Friedrih, des letzten Sproffen aus der Go- 
thaer Speciallinie des Herzoglichen Haufes Sachſen-Go⸗ 
tba, wurde das Herzogthbum Sadfen- Gotha und Alten 
burg unter bie noch blühenden Linien, Meiningen, Hilds 
burghaufen und Koburg vertheilt. Die Linie Hildburghaus- 
fen hat in dem desfalls abgefchloffenen Vergleich vom 6. 


1) Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 468. 


2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. S. 386. 
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Auguft 1826 ihr ganzes Stammland für die Erwerbung 
des Herzogthums Altenburg mit Ausfchluß des Amtes Cam⸗ 
burg , zum Opfer dargebradpt und badurd fir 32,000 Un: 
terthbanen, 102,693 erhalten. 


Db der Herzog von Altenburg in feinem neu ermwor: 
benen Land die dem abgetretenen verliehene Iandftändifche 
Berfaffung einführen wird, fteht zu erwarten. - Diefe Uns 
gewißheit kann ung nicht abhalten, die Hildburghaufifche 
Berfaffung unter den Berfaffungen deutfcher Staaten hier 
aufzuführen. — 


Fünfzehntes Kapitel. 
Fürftentbum Schwarzburg- JRubdolftadt. 


Der Fürft Friedrih Günther von Schwarzburg - Ru: 
dolftadt erließ am 8. Sanuar 1816 eine Verordnung we— 
gen DOrganifation der ftändifchen Verfaffung 9. Der Eins 
gang diefer Verordnung erwähnt nicht eine Mitwirfung 
früher vorhandener Stände, indem es darin heißt: „Um den 
Beltimmungen des deutfchen Bundes - Vertrags Genüge zu 
feiften ꝛc. finden Wir gut, Folgendes anzuordnen 20. 
Auch die Verordnung vom 21. April 1821 °), die nähere 
Ausbildung der ftändifchen Verfaſſung betreffend , enthält 
darüber nichts. 


1) Unter den edelften Gefchlechtern Thüringens erwähnt die Ge: 
ſchichte des früheften Mittelalters des Grafen von Schwarz: ' 
burg , allein die Stammreihe des Haufes erhält erft gegen die 
Mitte des 12ten Jahrhunderts mehr Zufammenhang und Zu: 
verläßigfeit. Der Graf Albrecht der jüngere ftiftete die Linie 
Schwarzburg : Rubolftadt (1583). — 

2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. TI. ©, 364, — 
Polis Die Staatswiffenfchaften ꝛc. Th. IV. ©. 536. 


3) Beilage zum 18ten Stüd des Fürſtl. Schwarzburg-Rudolſtädti— 
fchen Wochenblatts vom 30, April 1821. 
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Schözehntes Rapitel. 
Sürftenthbum tiehtenfein 1), 


Sn dem Fürftenthbum Piechtenftein wurde am 9. No: 
vember 1818 die in den Kaiferlih Defterreichifchen deutfchen 
Staaten beftehende Landftändifche Verfaſſung eingeführt. 

Sn dem desfallfigen Ebift 7 heißt es: ‚Nachdem 
Wir feit Auflöfung des deutſchen Neichsverbandes, die 
Defterreichifchen bürgerlichen und peinlichen Geſetze und 
Gerichtd » Ordnung in Unferem fouveränen Fürftenthum 
Liechtenftein eingeführt und Uns bei Konftituirung einer 
3ten und oberften Gerichtsjtele an die diesfallfige Defter- 
reihifhe Gefeßgebung auch für die Zukunft angefchloffen 
haben, fo nehmen Wir nun gleihfalls die in den K. K. 
Defterreihifchen Staaten beftehende‘ Iandftändifche Verfaſ— 
fung in ihrer Wefenheit zum Meufter für gedacht Unſer 
Fürftenthbum an.” 


Siebenzehnted Kapitel. 
Füirftentbum Valded. 


Der Fürft von Walde hatte fchon am 28. Januar 
1814 für feine Lande, wo, mit Ausnahme von Pyrmont, 


1) Schon im Fahr 942 trifft man auf Ahnherrn des Haufes Liech— 
tenftein, das uubeftritten zu dem älteften adelichen Geſchlech— 
tern der öfterreichifchen Erblande gehört. 


2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 433, — 
Pölitz, die Staatswiffenfchaften im Lichte Rune Zeit. Th. 
IV. ©. 516. 


1) Das fürftt, und gräfl. Haus Walde hat an MWittefind, der 
in einer Urfunde von 1031 ald Graf von Zwetigau vorkommt, 
einen diplomatifch beglaubigten Ahnherrn. Adolph Graf von 
Waldeck fliftete 1210 die noch blühende Linie der Grafen von 
Walde, — Graf Friedrich Anton Ulrich erhielt am 6. Jan. 
1712 die Reichsfürften: Würde, Seine Nachkommenſchaft bil: 
det die heutige fürftl, Linie des Daufes, 
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ſchon ſeit Jahrhunderten Staͤnde beſtanden hatten, ein 
Verfaſſungs⸗ und Organiſations-Dekret gegeben ?), das 
jedoch von den bisherigen Ständen nicht angenommen 
wurde. Hierauf rief der Fürft die Stände auf den 28. 
März 1816 zufammen, und ed wurde jest am 19. April 
1816 ein Landes » Vertrag °) zwifchen dem Fürften: und 
den Ständen abgefchloffen, welcher die neue Berfaffung *) 
enthält. Es heißt deshalb im Eingang diefer Verfaffungs- 
Urkunde 9): „und haben Wir Und veranlaßt gefehen, Uns 
fere lieben und getreuen Landftände von Ritterſchaft und 
Städten ıc. zu einem allgemeinen Landtage ꝛc. zufammen 
berufen zu laffen, und, im Einverftändniß mit ih» 
nen,. der bisherigen Landes; und ftändifhen 
Berfaffung folgende nähere Einrihtung zu 
geben.” 


Achtzehntes Kapitel. 
Fürftentbum Schaumburg-Lippe 9. 


Der Fuͤrſt Georg Wilhelm von Schaumburg⸗Lippe 
machte in einem Reſcript vom 15. Januar 1816 2), das 


2) Es ſteht in den Konftitut. der enropäifchen Staaten, Th. H 
©. 276. 

3) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©, 511. ff. 

4) Es enthält diefer Landesvertrag aber auch viele Verwaltungs: 
Gegenftände (3. B. die Eintheilung des Landes in fünf Ober: 
juftiz: Yemter ıc.) was nicht hierher gehört. 

5) Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. ©, 368, 

1) Das alte Dynaften : Gefchlecht der Edlen Herrn von der Lippe 
(oder zur Lippe) nun in feinen Hauptlinien fürftlich, hat feiz 
nen Namen wahrfcheinfich von dem Fluß Lippe, an deffen Ufern 
einige Beflsungen desſelben gelegen find. Seine Abftammung 
kann es von Hermann I, der mit feinem Bruder Bernhard in 
einer Urkunde von 1129 zum erftenmal mit dem Beinamen von 
der Kippe erfcheint, biplomatifch dokumentiren. 

2) Verordnung vom 15. Jannar 1816, Eingang. Konftitut, der 

3 
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eigentlich nur die Skizze zu den Beftimmungen, welde in 
ein Grundgefeß gehören, ift, eine landſtaͤndiſche Verfaſ— 
fung, wenigftens nach den allgemeinen Umriffen, befannt. 
Der Eingang enthält nichts von einer Berathung mit frü- 
ber vorhanden gewefenen Ständen. 

„Nachdem Wir, in vollfommener Ueberzeugung des 
Rutzens und der Vortheile, welche aus einer landftändi- 
ſchen Berfaffung für Unfer Fürftentyum erwachfen werben, 
bereit3 durch Unſeren bevollmächtigten Gefandten am Kon- 
greffe in Wien, gemeinfchaftlih mit anderen verbündeten 
deutfchen Fürften ꝛc. Unfere Abficht haben erklären laſſen, 
da, wo eine landftändifche Verfaffung nicht bereits beftche, 
folche eintreten Iaffen zu wollen, auch demnächft in dem 
unterm 8. Suni v. J. abgefchloffenen beutfchen Bundes- 
Vertrag den Grundfaß aufgeftelt und angenommen haben, 
daß Iandftändifche Verfaffungen in allen Bundes - Staaten 
ftatt finden follen; fo verordnen Wir wie folgt. * 


Neunzehntes Kapitel, 
Fürftentbum Lippe» Detmold. 


Auch die unter der vormundfchaftlichen Regierung der 
Fürftin Pauline von Lippe s Detmold erfchienene Iandftän- 
difche Verfaffungs - Urfunde für das Fürftenthbum Lippe 
vom 8. Juni 1819 ift von der Regierung — fie foll aus 
der Feder der Fürftin felbft gefloffen feyn — ohne Beirath 
von Ständen, gegeben worden ; fie. ift jedoch noch nicht 
ing Leben getreten ). Es erklärten ſich nämlich gegen 


europäifchen Staaten. Th. III. ©. 410. Politz die Staats: 
wiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 507. 

1) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
Geite 509. 

2) Gegenwärtig wird über die hinfichtlich der Tandftändifchen Ver: 
faffungs= Urkunde vom 8. Juni 1819 einzutretenden Verände— 
rungen mit der Ritterfchaft und den Ständen unterhanpert, 
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diefe Verfaſſung theild die alten Landftände von Ritter⸗ 
haft und Städten, theild am 19. Aug. 1819 der Lippi— 
fhe Agnat, der Fürft von Schaumburg » Lippe, bei der 
Bundes » Berfammlung zu Frankfurt, worauf aber die 
Fürftin VBormünderin die Erflärung thun ließ, daß der 
Fürft von Schaumburg» Lippe weder aus feinen agnati- 
fhen Berhältniffen, noch aus dem beftehenden Interimisti— 
cum, ein Einwilligungs » oder Widerfpruds » Recht ablei⸗ 
ten koͤnne °). 


Awanzigftes Kapitel. 
T yro l. 


Tyrol wurde im Preßburger Frieden 1805 von Defter- 
reich an Bayern abgetreten und fpäter durch Napoleons 
Willen zwifhen Bayern und dem Königreich Stalien ge: 
theilt (1810); nad dem Parifer Frieden fehrte ed unter 
die Herrfchaft Defterreichg zuruͤck. 

Die Stände: Verfaffung für Tyrol wurde unter einer 
neuen Form wieder hergeftellt ); es erfcheint deshalb paf- 
fend, fie bier aufzuführen. Der Kaifer von Defterreich ers 
ließ am 24. März 1816 ein Edikt ?), in deſſen Eingang 
e8 heißt: „Zum Beweife Unferer väterlichen Färforge für 
das Wohl der getreuen Provinz Tyrol und mit voller. Anz 


—— 





Letztere follen dem Vernehmen nach das Ultimatum der Regie: 
rung angenommen haben; die Ritterfchaft ift aber mit ihrer 
Erklärung noch zurüd. 
Die Derfaffungs : Urkunde fteht in den -Konftitutionen der 
europäifchen Staaten. Th. II. ©, 416, 
3) Was darüber bei der Bundes : Verfammlung vorgekommen, ift 


aus den Protofollen von den Jahren 1818, 1819 und 1820 zu 
erfehen, 


1) Pölik die Staatswiffenfchaften im Lichte unſerer Zeit. Th. 
IV. ©, 364. 
2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Ih. II. ©, 105. 
3” 
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erfennung ber vielfältigen Verdienfte und der bochherzigen 
patriotifchen Gefinnungen der biederen Bewohner dieſes 
Landes haben Wir den Beichluß gefaßt, die unter der vo; 
rigen Regierung aufgehobene ftändifche Verfaffung auf der 
Grundlage berjenigen Privilegien und Freiheits - Briefe, 
welche Unſere in Gott ruhende Vorfahren und Wir felbft 
dem Lande aus befonderer Gnade verliehen haben, berzu- 
ftellen, und dabei nur diejenigen Berbefferungen vorzuneh- 
men, welche die veränderten Verhältniffe und das Beduͤrf⸗ 
niß der Zeit erheiſchen.“ 


Ein und zwanzigftes Kapitel. 
Freie Stabt Frankfurt. 


Die Stadt Franffurt am Main, welche im Sahr 1806 
bei der Stiftung des NRheinbundes dem Fürjten Primas 
zugetheilt ward und die drei Hanfeftädte Hamburg, Bre- 
men und Luͤbeck, welche Napoleon im Sahr 1810 dem franz 
zöfifchen Reiche felbft einverleibte, erhielten, nach dem 
Sturze desfelben, ihre Selbftftändigfeit und Unabhängigs 
feit zurüd, und wurden im Sahr 1815 als integrirende 
Mitglieder und freie Städte in den deutfchen Bund auf: 
genommen. 

Nach diefem Ereigniß ward in ben brei Hanfeftädten 
bie Ältere Berfaffung bergeftellt 9. 

Verfchieden von diefen, bildete die freie Sadt Franf- 
furt am Main — die bereits durch ein Defret ?) des Für; 
ſten Primas vom 10. Oktober 1806 eine neue Organifation 
erhalten hatte, ihre Verfaffung auf die Grundlage der dl: 
teren, nachdem die verbindeten Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprocden hatten: ‚„„Daß die Stadt Frankfurt, von 


1) Da die alte Verfaffung der Hanfeftädte ohne Abänderung 
wieder eingeführt wurde, fo Bann diefelbe in diefem Werk kei- 
nen Plab finden. 

2) Es fteht in den Konflitntionen der europäifchen Staaten. Th. 
11. ©, 372, 
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dem fogenannten Großherzogthum Frankfurt getrennt, vor⸗ 
läufig in ihre eigene ftändifche vormalige Municipal »Bers 
faffung zurücktreten folle. 

Für die neue Verfaffung erfchienen, unter fortdauern⸗ 
den getheilten Sntereffen, von ben dazu ernannten Kom: 
miffionen, brei Entwürfe, welche aber nicht befriedigten, fo we⸗ 
nig wie der vierte Entwurf. Als aber in der Wiener Kongreß- 
Akte vom 9. Juni 1815 feiner yon den in Borfchlag gekomme⸗ 
nen vier Berfaffungs » Entwürfen anerfannt und beftätigt, 
fondern ausgefprochen ward: ‚„„Daß eine Berfaffung feft- 
zufegen fey, deren Einrichtungen auf gleichen Anfprüchen 
der Belenner der chriftlihen Konfeffionen auf alle bürger- 
lichen und politifchen Rechte in allen Beziehungen der Res 
gierung und Verwaltung gegründet werben ſollten;“ fo 
warb durch Beſchluß des Magifirats am 15. Jan. 1816, 
eine Kommiffion von 13 Mitgliedern zu Entwerfung einer 
Ergänzungsd » Akte zu der alten Frankfurter Stadt -Verfaf- 
fung, ernannt, welche mit Berüdfichtigung von 96 bei ihr 
eingereichten Monitis, dem Senate die Ergänzungs - Afte 
am 29. Suni 1816 vorlegte. Diefe Afte warb am 18, 
Suli 1816 von 5,000 ftimmfähigen Bürgern, mit 2700 
Stimmen gegen 47, angenommen °); Doc) proteflirten das 
gegen der Adel, das Bürger: Kollegium, die Katholifen 
und die Juden, obgleich wegen der entſchiedenen Stim- 
men: Mehrheit, diefe Proteftation nicht beriückfichtigt wer⸗ 
den fonnte, Es trat daher diefe Ergaͤnzungs-Akte ins oͤf⸗ 
fentliche Leben. — 

Der Eingang ber Afte ift folgender: ,, Die ehemalige 
reichsftädtifche Verfaffung der biefigen Stadt, wie folche 
vor Befignahme bes Fürften Primas, auf Privilegien, 
Verträge, insbefondere den Bürger-Bertrag, Faiferliche 
Refolutionen, reichsgerichtliche Entfcheidungen, Verordnun⸗ 
gen und Herfommen gegründet, unter allerhöchiter Autos 


3) Konftitut. der europ. Staaten. Th. II. ©. 335. Pölitz die 
Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 526. 
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rität kaiſerlicher Majeftät, ald damaligen Reiche » Ober: 
haupt, feit fo langen Sahren beftanden bat, foll mit 
Beobachtung der im Wiener Kongreß - Inftrument Art. 46. 
anzutreffenden Borfchriften und mit den dadurch nöthig 
gewordenen, in gegenwärtiger Ergänzungs - Afte enthal- 
tenen, von ben veränderten flaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen 
und bem Zeitgeifte gebotenen wenigen Veränderungen und 
Zufägen in allen ihren Theilen wieder eingeführt werden.’ — 
Sn dem Artifel 52 ift Folgendes enthalten: 


Borfhlag wegen Annahme diefer Konftitutiong- 
Ergänzungs-Afte durdh die Stimmen-Mehrs> 
beit der biefigen Bürgerfchaft. 

Diefer gutachtlihe Entwurf einer Konftitutiond » Erz 
gänzungs- Akte wird dem Senate von der Kommiffion der 
XI. fammt den geführten Protofollen und bei der Koms 
miffion eingefommenen monitis mit Bericht übergeben. 

Nachdem folcher hiernächft fammt dem Kommiffions- 
Berichte, jedoch ohne die Anlagen, gedrucdt und in allen 
Stadtquartieren ausgetheilt worden, verfügt der Senat 
die Abftimmung über die Annahme, mit Sa, oder Die 
Nichtannahme mit Nein, in den Stadtquartieren auf die 
Weife, daß bei den Quartier» Borftänden mit Zuziehung 
einiger Veiftände und eines Notars ein Protokoll eröffnet 
wird, zu welchem ein jeder bhiefiger chriftlicher Bürger, 
binnen einer zu beftimmenden Frift, und zwar, perfönlich, 
mit Sa oder Nein abftimmt. 

Die Einreichung anderweiter Modififationen und Bor» 
ſchlaͤge — Ichriftliche Verwahrungen, Erklärungen Mehrerer 
zufammen, können nad Befchaffenheit des Gegenſtandes 
hierbei um fo weniger beachtet und angenommen werben, 
als es theild der gefammten Bürgerfchaft um Beendigung 
des bisherigen proviforifchen Zuftandes dermalen haupt» 
fählih zu thun ift, und anderntheild in diefer Akte ein 
gefegliher Weg zu allen Fünftighin nöthig befunden mwer- 
denden weiteren Abänderungen und Berbefferungen ber bies 
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figeen Stadt » Verfaffung eröffnet it, e8 auch in der Un—⸗ 
möglichkeit liegt, allen Anfichten und Wuͤnſchen auf ein: 
mal zu genügen. 

Hat die Mehrzahl der — habenden hieſigen hriſt 
lichen Bürger für die Annahme zu den Quartierd » Proto- 
kollen, welche von dem Quartierd-Borftand, den Beiftän: 
den und dem Notar zu beglaubigen, und dem Senate ein- 
zureichen find, geftimmt, fo wird diefe Konftitutiong » Ers 
gänzungs- Akte ald Berfaffungs » Gefeß vom Senate — 
cirt und alsbald in Vollzug geſetzt. 


Zwei, und zwanzigfles Kapitel. 


Die übrigen zum deutfhen Bund gehörigen | 
Staaten. 


Was bie übrigen zum deutſchen Bunde gehörigen Staa- 
ten anbelangt, fo fönnen diefe um deswillen hier Feine 
Stelle finden *), weil fie entweder bis jegt ohne fLändifche 
Berfaffungen regiert worden, oder, wenn fie auch Berfaf- 
fungen haben, diefe in Alteren Zeiten entftanden find, und 
feit der neuen Geftaltung ber Dinge, eine Beränderung 
binfüchtlich derfelben nicht vorgefommen ift 2). — 

Deshalb wurde von ben Beftandtheilen der Hfterreichi- 
fhen Monardie, melde zum deutfchen Bunde gehören, 
nur Tyrol bier aufgenommen. Aus dem nämlichen Grunde 
fonnte dem Königreihe Sachſen, deffen Regent nad fei- 
nem Beitritt zum Nheinbunde im Pofener Frieden (11. 
Dec. 1806) und nach feiner Theilnahme an dem deutfchen 
Bunde durch Unterzeichnung der deutfchen Bundes - Afte 
(8. Suni 1815) die frühere landftändifche Verfaſſung 


1) Diefes Werk umfaßt nämlich, mit Arsnahme der Tandftändi: 
ſchen DVerfaffung des Herzogthums Naffan, nur die feit Errich: 
tung des deutfchen Bundes erfchienenen Verfaſſungen. 

2) Die ftändifhe Verfaſſung der Mecktenburgifchen Lande mußte 
deshalb hier aufgenommen werden. 
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unverändert beibehalten bat, bier feine Stelle angemie- 
fen werden. Was das Herzogthum Holftein betrifft, fo 
eriftirten in dieſem Land in früheren Zeiten Stände mit 
großen Rechten. — Sie beftanden aus Prälaten, Ritterfchaft 
und den Städten. Die Rechte der letzteren wurden jedoch 
nach und nach fehr gefchmälert. Seit 1712 find feine Land⸗ 
tage berufen worden. Als im Jahr 1806, bei Auflöfung 
bes deutfchen Reichs, Holftein und Schleswig mit Dänne- 
marf verbunden worden, machten bie Stände ihre Rechte 
nicht geltend. Im Sahr 1815 ſchloß fich befanntlich Dän- 
nemarf wegen Holftein dem dentfchen Staaten-Bunde an 
und am 17. Auguft 1816 beftätigte der König die Vor⸗ 
rechte der Prälaten und der Ritterfchaft in Holftein. Der 
Verſuch zur Entwerfung einer Verfaffung fcheiterte, weil 
die Regierung auf den Antrag der Ritterfchaft, einen Auss 
fhuß derfelben bei Entwerfung der Berfaffung zuzuziehen, 
nicht eingieng. Die Prälaten und die Nitterfchaft Holz 
fteind wendeten fi) darauf an die Bundes - Verfammlung 
zu Frankfurt wegen Wiederherftelung ihrer landſtaͤndiſchen 
Berfaffung; worauf diefe Berfammlung im Jahr 1823 fols 
gen Befchluß faßte: 


„Da die hohe Bundes -Verfammlung aus den bishe- 
rigen Verhandlungen die Ueberzeugung erlangt bat, daß 
die alte Berfaffung in Holflein in anerfannter Wirkſam⸗ 
feit nicht beftehe, fo werden die reffamirenden Holfteini: 
fhen Präfaten und Ritterfchaftsmitglieder mit ihrem Ge- 
ſuch uud ihrer Berufung auf den 56. Arfifel der Wiener 
Schluß-Akte, ald unftatthaft abgewiefen; den Reklaman⸗ 
ten wird jedoch zu ihrer Beruhigung eröffnet, daß Se. 
Majeftät der König von Dännemarf, nach der durch Als 
lerhoͤchſt Ihrer Bundestags - Gefandtfchaft wiederholten Er> 
Härung, dem Herzogthum Holftein eine Verfaffung zugefi- 
chert haben, welche, nad dem Art. 55. der Schluß - Afte, 
die Älteren Nechte möglichft berücfichtigen und den gegens 
wärtigen Zeitverhältniffen angepaßt feyn foll. 
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Die hohe Bundes⸗Verſammlung sc. ertheift (den Prä- 
laten und ben Ritterfchaftsgliebern ) die Verficherung, daß 
fie, innerhalb ber Grenze ihres Wirfungstkreifes, nach dem 
54. Art. der Schluß -Afte, über die — jener Ver⸗ 
bindlichkeit zu wachen wiſſen werde.“ 

Der König von Daͤnnemark erließ zwar am 12. Dec. 
1823 ein Kommifforium an bie Schleswig » Holfteins Lauen 
burgifche Kanzlei, worin er eine Kommiffion von 5 Mit: 
gliedern ernannte, die in Kopenhagen zufammentreten und 
in Erwägung ziehen follte, „welche Vorbereitungen der 
Vollziehung der ftändifchen BVerfaffung des Herzogthums 
Holftein annoch vorangehen muͤſſen;“ bis jetzt ift aber 
noch fein Nefultat befannt. — 

Der (Groß) *) Herzog von Oldenburg ift völliger 
Souverän. Er regiert fein Land ohne Stände, läßt aber 
alle im Lande beftehende Nechte der Eremten und Privi- 
legirten fortdauern. 

Die drei Herzoge des Hauſes Anhalt (Deſſau, Bern: 
burg und Köthen) ftehen ſowohl nad) den über die gegen 
feitige Erbfolge vorhandenen Hausgefegen, als nach einer 
ihren Ländern gemeinfchaftlichen Standfchaft, in genauer 
Verbindung; doch ift feit 1698 Fein eigentlicher Landtag 
in den Anbhaltifchen Staaten gehalten worden. 

Das Fürftentbum Schwarzburg » Sondershaufen hat 
bis jegt noch Feine ftändifche Verfaffung. Auf gleiche Weife 
regieren die Fürften von Hohenlohe: Hechingen und Hohen⸗ 
Iohe » Sigmaringen ohne ftändifche Berfaffung. 

Das fürftlihe Gefammthaus Reuß hat gemeinfchaft- 
liche Ältere Landſtaͤnde. Seit der Stiftung des deutfchen 
Bundes ift feine ftändifhe DVerfaffung in den Reußiſchen 
Landen begründet worden. Der Landgraf von Heſſen⸗ 
Homburg, erft im Jahr 1817 mit Souveränitätsrechten in 


1) Der Wiener Kongreß beftimmte dem Bürften die Großherzog: 
liche Würde; er hat fie aber noch nicht angenommen, 
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den beutfchen Bund aufgenommen, regiert fein tanb ohne 
ftändifche Verfaffung 9). 

Das Großherzogthum Luremburg wird nad) — Grund⸗ 
geſetze des Koͤnigreichs der Niederlande vom 24. Auguſt 
1815 regiert. Es konnte dasſelbe daher auch hier feine 
Stelle finden. | Ä 


2) Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 521. 





Zweiter Abfonitt. 


Bon dem Berhältnig der deutfchen Staaten zum 
deutfhen Bund, 


Einleitung. 


Nach der deutſchen Bundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 haben 
fi) die fouveränen Fürften und freien StädteDentfchlands () 


1) Der deutfhe Bund befteht and folgenden Fürſten und freien 
Städten: 1) dem Kaifer von Defterreih, und zwar nach der 
in der 15ten Sitzung der Bundes = Verfammlung vom 6. April 
1818 abgegebenen Erklärung, wegen folgender Theile der Oefter: 
reichifchen Monarchie: a) wegen des Erzherzogthums Defter: 
reih, b) wegen des Herzogthums Steiermarf, c) wegen des 
Herzogthums Kärnthen, d) wegen des Herzogthums Krain, e) 
wegen des Defterreich. Friauls oder des Görzer Kreifes (Goͤrz, 
Gradisfa, Telmain, Flitſch und Aquilea), f) wegen des Ge: 
biets der Stadt Trieſt, g) wegen der gefürfteten Graffchaft 
Tyrol mit den Gebieten von Trient und Briren, dann Boral: 
berg, mit Ausfhluß von Weiler; h) wegen des Herzogthums 
Salzburg, i) wegen des Königreichs Böhmen, k) wegen des 
Markgrafthums Mähren, 1) wegen des Defterreich. Antheils an 
dem Herzogthum Schleflen, mit Inbegriff der böhmifch = fchle: 
fifhen Herzogthümer Aufhwis und Zotor, m) wegen Hohen: 
Geroldsecks; 2) dem Könige von Preußen und zwar nad) der 
in der 22ten Situng der Bundes: Verfammlung vom 4, Mai 
1818 gemachten Anzeige wegen folgender Provinzen der preußi— 
fhen Monarchie: a) Pommern, b) Brandenburg, c) Schle: 
fin, d) Sadfen, e) Weftphaten, f) Cleve, Berg und 
Niederrhein; 3) dem König von Sachen; 4) dem König von 
Bayern; 5) dem König von Hannover, 6) dem König von 
Württemberg, 7) dem Großherzog von Baden, 8) dem Kur: 
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zu einem beſtaͤndigen Bunde, dem deutſchen Bunde, ver⸗ 
einigt (2). 

Für zweckmaͤßige Ausübung der Socialrechte des deut⸗ 
ſchen Bundes, im inneren und äußeren Verhaͤltniß ift eine 
Bundesverfammlung angeordnet 7). Sie ift eine immer- 
waͤhrende, allgemeine und regelmäßige Verfammlung der 
Bevollmächtigten aller Bundesgenoffen ; die einzige verfaf- 
fungsmäßige Bundes» Behörde für alle inneren und Auße- 


fürften von Heffen, 9) dem Großherzog von Heffen, 10) dem 
Herzog von Holſtein (-Glückſtadt, zugleih König von Dän: 
nemarf), wegen Holftein und Lanenburg, 11) dem Großherzog 
von Luremburg (zugleich König der Niederlande), 12) dem 
Herzog von Braunfchweig, 13) dem Großherzog von Mecklen⸗ 
burg Schwerin, 14) dem Herzog von Naffau, 15) dem Groß: 
herzog von Sachſen-Weimar-Eiſenach, 16) dem Herzoge von 
Sacfen : Koburg: Gotha, 17) dem Herzoge von GSachfen: Mei: 
ningen und Hildburghanfen, 18) dem Herzog von Sachſen— 
Altenburg, 19) dem Großherzog von Medlenburg: Strelis, 
20) dem Herzog von Holftein= Oldenburg, 21) dem Herzog von 
Anhalt: Deffau, 22) dem Herzog von Anhalt: Bernburg, 23) 
dem Herzog von Anhalt:Köthen, 24) dem Fürften von Schwarz: 
burg: Sondershaufen, 25) dem Fürften von Schwarzburg : Ru: 
dolftadt, 26) dem Fürften von Hohenzollern : Hedhingen, 27) 
dem Fürſten von Liechtenftein, 28) dem Fürften von Hohenzol: 
lern = Sigmaringen, 29) dem Bürften von Waldeck, 30) 
dem Bürften von Reuß, älterer Linie (Neuß: Greis), 31) 
dem Fürften von Neuß, jüngerer Linie (Reuß: Schleiz, Lo— 
benftein und Ebersdorf), 32) dem Fürften von E haumburg: 
Lippe, 33) dem Fürften von Kippe (: Detmold), 34) den freien 
Städten Lübeck, 35) Frankfurt, 36) Bremen und 37) Ham: 
burg. Im Jahr 1817 wurde noch aufgenommen der Landgraf 
von Deffen: Homburg. 

Die Sefanmtbevölferung der Staaten des deutfchen Bun: 
des beträgt 32,808,800 Einwhner, welche auf 11,616 Q. M. 
wohnen. 

2) Art. 1. der Bundes: Akte. 


3) Art, 4, der Bundes : Akte. 
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ren Berhältniffe des Bundes, ihn in feiner Gefammtbeit 
vorftellend , das beftändige Organ feines Willens und 
Handelns. Sie ift berufen für Aufredhthaltung des wah⸗ 
ren Sinned der Bundes: NAfte, für Auslegung darin ents 
baltener zweifelhafter Beftimmungen, fhr Sicherung ihrer 
richtigen Anwendung und des Nechtözuftandes unter den 
Bundesgenoffen und in den Bundes » Staaten *) und felbft 
für Abfaffung von Grundgefegen des Bundes, fo wie zu 
deffen Einrichtung, in Hinficht auf feine auswärtigen, mis 
litärifchen und innern Verhältniffe *). Die Grenzen ihrer 
Wirkfamkeit, der Umfang ihrer Wirkungs-Befugniß oder 
Kompetenz , find beftimmt durch die Grundbverträge bes 
Bundes, mo diefe nicht hinreichen, durch die darin ans 
gezeigten Bundes» Zwede %. Der Gefammtwille des Buns 
bes wird ausgeſprochen durch verfaffungsmäßige Beſchluͤſſe 
der Bundes - Verfammlung, db. b. die innerhalb der Gren: 
zen ihrer Kompetenz nach vorhergegangener Berathung und 
freier Abftimmung, entweder in dem engeren Rathe ober 
dem Plenum abgefaßt find I. Es haben diefelben des— 
bald auch, wenn fie die verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe 
Deutſchlands oder die Verhältniffe deutfher Staatsbürger 
im Allgemeinen betreffen, in den Staaten bes beutfchen 
Bundes verbindende Kraft. 

Sehen wir nun, was darüber in ben einzelnen Ber: 
faffungs-Urfunden der deutfchen Staaten vorfommt. 


4) Wiener Schluß : Akte Art. 9 und 17 — 34. 


5) Art. 10 der Bundes Afte vergl. mit Art. 9 der Wiener Schluß: 
Akte. | 

6) Wiener Schluß: Akte Art. 9. 

7) Wiener Schluß: Akte von 1820. Art. 10. Klüber öffentliches 
Recht des deutfchen Bundes $. 114.5) Wann über einen Ge: 
genſtand im engeren Rathe und wann über denfelben in der 
Pienar : Verfammlung entfchieden wird, darüber ſiehe das Wei: 
tere in der Bundes: und Wiener Schluß: Akte, 


Erſtes Rapitel. 
Königreib Preußen. 

Fuͤr die Preußiſche Monarchie iſt nach dem erſten Ab— 
ſchnitt erſten Kapitel noch kein Grundgeſetz erſchienen. Die 
Verordnungen aber, welche Repraͤſentation des Volks ver— 
ſprechen und Provinzialſtaͤnde einfuͤhren, enthalten nichts 
uͤber das Verhaͤltniß des Preußiſchen Staats zum deutſchen 
Bund ). 

Zweites Kapitel. 
Koͤnigreich Bayern. 


Die koͤnigl. Bayeriſche Verfaſſungs-Urkunde enthaͤlt 
feine ſich hierauf beziehende Beſtimmung, fie ſchweigt über: 
haupt von dem Verhaͤltniß, in welchem das Koͤnigreich 
Bayern zum deutſchen Bunde ſteht Y. 

In der 31. Sitzung der Bundes-Verſammlung (vom 
11. Juni 1818) zeigte jedoch der koͤnigl. Bayeriſche Ge: 
fandte an, daß Se. Majeftät der König von Bayern, 
durch die am 26. May befannt gemachte Verfaffungs - Ur: 
funde, Shrem Staate eine ftändifche Verfaſſung gegeben 
und hierdurch dem 13. Artifel der Bundes» Afte Genüge 
geleiftet habe. — 


Dritted Kapitel. 
Königreihb Hannover, 


Für das Königreih Hannover ift befanntlich Feine 
Berfaffungs » Urfunde, fondern nur ein Patent die allge: 
meine Stände » Berfammlung des Königreichs betreffend *), 


1) Preußen hat in der engeren Bundes: Verfammlung die zweite 
Stimme, in der Plenar: Verfammlung ftehen ihm vier Stim: 
men zu. Deutfche Bundes: Afte Art. 4 u. 6 

1) Bayern hat in der engeren Bundes : Verfammlung die dritte 
Stimme, in der Plenar-Verſammlung ftehen ihm vier Stim: 

men zu. Deutfche Bundes Akte Art. 4 u. 6, 
1) Berfaffung der allgemeinen Stände : DBerfammlung vom 7. Dei. 
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erfchienen. Sn dem $. 8. desſelben gefchieht des Verhaͤlt⸗ 
niffes zum deutfchen Bund °) Erwähnung, indem es das 
rin beißt: „Sowie es fi) auch von felbit verfteht, daß, 
wenn der deutfche Bund ſich veranlaßt finden follte, bei 
einer weiteren authentifchen Auslegung der deutſchen Bun- 
dee - Akte Grundfäge anzunehmen, welche mit den vorfte- 
benden Verfügungen nicht durchgehende vereinbar find, 
legtere, den Bundestags»: Befhlüffen gemäß, eine 
Abänderung erleiden muͤßen.“ 


Viertes Kapitel, 
Königreihb Württemberg. 


Die königl. Württembergifche VBerfaffungs-Urfunde be- 
merkt ): „Das Königreih Württemberg ift ein Theil des 
deutfchen Bundes ?), daher haben alle organifchen Be: 
fchlüffe der Bundes » Berfammlung,, welche die verfaffungs- 
mäßigen Berhältniffe Deutfchlands oder die allgemeinen 
Verhältniffe deutfcher Staatsbürger betreffen, nachdem fie 
von dem Könige verfündet worden, auch für Württemberg 
verbindende Kraft. Jedoch tritt in Anfehung der Mittel 
zu Erfüllung der hierdurch begründeten Verbindlichkeiten 
die verfaffungsmäßige Mitwirfung der Stände ein.‘ 


1819 in den Konftitutionen der europäifchen Staaten Th, LIT. 
©. 340. Polis die Staatswilfenfchaften im Kichte unferer 
Zeit, Th. IV. ©, 396, 


2) Yannover hat in der engeren Bindes: Verfammlung die fünfte 
Stimme, in der Plenar: Verfammlung ftehen ihm vier Stim: 
men zu. Deutfche Bundes: Afte, Art. 4 u. 6. 


1) 8. Württ. Verf. Urf. vom 25. Sept. 1819 8.3. S. Konftitut. 
der europäifchen Staaten. Th. III. ©. 292. Polis die Staats: 
wiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit. Theil IV. ©. 401. 

2) Württemberg hat in der engeren Bundes: Verfammlung bie 

ſechste Stimme, in der Plenar-Verſammlung ftehen ihm vier 
Stimmen zu. Deutſche Bundes: Afte Art. 4 u. 6. 


Fünftes Rapitel. 
Großhberzogthbum Baden 


Die Großherzoglich Badifche Verfaffungs -Urfunde be- 
ſtimmt darüber Folgendes '): 
$. 1. 
Das Großherzogthbum bildet einen Beftandtheil des 
deutfchen Bundes. 
$. 2 
Alle organischen Befchlüffe der Bundes - Verfammlung 
2), welche die verfaffungsmäßigen Berhältniffe Deutfch- 
lands oder die Verhältniffe deutfcher Staatsbürger im All⸗ 
gemeinen betreffen, machen einen Theil des Bapdifchen 
Staatsrechts aus, und werben für alle Klaffen von Lan⸗ 
des-Angehdrigen verbindlich, nachdem fie von dem Staats⸗ 
Oberhaupt verfündet worden find. 


Sechstes Kapitel, 


Großherzogthum Heffen. 


Die Großherzogl. Heffifhe BVerfaffungs- Urkunde ent- 
hält darüber das Nachftehende : 
$. 1. 
Das Großherzogthum bildet einen Beftanbtheil des 
deutfchen Bundes. 


1) Großherzogl. Bad. Verf. Urf. vom 22, Aug. 1818 6. 1 u. 2%. 

S. Konftitutionen der enropäifchen Staaten. Th, II. ©, 352, 

Pölitz die Staatswiffeufchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©, 424, 

2) Baden führt in der engeren Bundes: Verfanmlung die fiebente 
Stimme, in der Plenar- Berfammlung ftehen ihm 3 Stimmen 
zu. Deutfhe B. U. Art. 4 u. 6, 

1) Großherzogl. Heff. Verfaffungs : Urkunde vom 17. Dec. 1820. 
Art. 1 u. 2% S. Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. 
IV. &, 9, Pölitz die Staatswiffenfchaften im Lichte unfe- 
rer Zeit, Th, IV. ©, 439, 
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$. 2%, 

Die Befchlüffe der Bundes s Verfammlung ), welche 
die verfaffungsmäßigen Verhältniffe Deutſchlands, oder die 
Berhältniffe deuticher Staatsbürger im Allgemeinen betrefs 
fen, bilden einen Beltandtheil des Heffifhen Staatsrechts 
und haben, wenn fie vom Großherzoge verkündet worden 
find, in dem Großherzogthum verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mitwirkung der Stände in 
Anfehung der Mittel zur Erfüllung der Bundes-Verbind⸗ 
lichkeiten, infoweit diefelbe verfaffungsmäßig begründet ift, 
nicht ausgeſchloſſen. 

| Siebented Rapitel, 


Großhberzogthuͤmer Mecklenburg⸗-Schwerin und 
Mecklenburg⸗Strelitz. 

Da in der projektirten Verfaſſung fuͤr das Kurfuͤr⸗ 
ſtenthum Heſſen *) nichts hinſichtlich dieſes Gegenſtandes 
2) vorkommt, jo gehen wir zu den Großherzogthuͤmern 
Meclenburg » Schwerin und Medlenburg:Strelig über. 

Sn den beiden Häufern Medlenburg » Schwerin und 
Mecklenburg⸗-Strelitz befteht bekanntlich noch die alte Ver— 
faſſung. Doch erließ der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
Schwerin am 23. November 1817 eine Befanntmahung, 
worin e8 heißt 2): 


2) Helfen (G. 9.) führt in der engeren Bundes: Derfammlung 
die nennte Stimme, in der Plenar: Verfammlung ftehen ihm 
3 Stimmen zu. Deutfche Bundes: Afte Art. 4 u. 6, 

1) Helfen ( Kurfürftentdum) führt in der engeren Bundes: Der: 

ſammlung die achte Stimme, in der Plenar : Berfammlung hat 
ed 3 Stimmen. Deutfhe B. U. Art. 4 u. 6, 

2) Die beiden Mectenburgifchen Häufer haben in der engeren Bun: 
des: Berfammlung eine Stimme, in der Plenar: Berfammlung 
hat Medrurg: Schwerin zwei, Medlenburg = Strelig eine 
Stimme. Deutfhe B. U, Urt. 4 u. 6. 

3) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. ©. 
519, Die Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th, IV- 
©, 438, 
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„» Wir find in Uebereinftimmung mit Unſers Herrn 
Vetters, des regierenden Großherzogs von Medlenburg- 
Strelig Königl. Hoheit und Liebden, nach Unſerer feit der 
Auflöfung der vormaligen deutſchen Reichsverfaffung ftets 
gehegten Abficht, des landesväterlichen Entfchluffed gewor⸗ 
den, ſchon jest, und bis dahin, daß von Geiten der 
deutfhen Bundes-Berfammlung folcherhalb all- 
gemein gültige Einrihtungen vereinbart und 
getroffen werden mödten, Unfern getreuen Land: 
ftänden befriedigende Mittel und Wege zu eröffnen, um bei 
ftreitigen Fällen in Angelegenheiten, weldye die Landes- 
Berfaffung betreffen, zur rechtlichen Entfheidung zu ger 
langen. ’’ 

Hiervon machte der Mecdlenburgifhe Gefandte der 
Bundes »Berfammlung in der 57. Situng vom 18. Dec. 
1817 unter dem Bemerfen Anzeige, daß die angeführte 
Verordnung, nach. gehaltener Berathbung und Ber: 
handlung mit den Ständen erlaffen worben fey; zu— 
glei) wurde gebeten, daß der deutfche Bund durch die 
Bundes-Verfammlung den Inhalt diefes organifchen Staate- 
geſetzes garantiren möge. 

Durch Beſchluß vom 25. May 1818 (26. Sikung) 
wurde der Inhalt diefes Gefeges ganz nad) dem Antrage 
dahin garantirt, um alle Beftimmungen bdesfelben, in wel: 
chen auf den Bundestag Bezug genommen worden fey, 
jederzeit aufrecht erhalten zu wollen. 


Achtes Kapitel, 
Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 
Das Grundgeſetz uͤber die landſtaͤndiſche Verfaſſung 
des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach erwaͤhnt 
das Verhaͤltniß zu dem deutſchen Bundg)) in dem Ein⸗ 


1) Sachfen: Weimar hat mit den Herzogl. Sächſiſchen Hänfern in 
der engeren Bundes: Berfammlung die zwölfte Stimme, in 
der Plenar : Merfammlung hat es allein eine Stimme. Deut: 
fe B. A. Art. 4 u. 6. 
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gang 2), indem es darin heißt: „Wir haben nämlich, 
eingedenf der Borfchrift und des Sinnes des beutfchen 
Bundes» Vertrags vom 8. Juni 1815, den fchicflichen Aus 
genblid, da Uns zu Unfern altfürftlichen Landen ein be; 
deutender Zuwachs zu Theil geworden, ergriffen, um bie 
in den Befignahmes Patenten vom 15. November des vo- 
rigen, und vom 24. Sanuar diefes Jahres ausgefprochene 
Bereinigung Unferer neuen Lande mit Unſern alten, zu— 
nächft durch eine, dieſer Gefammtheit gemeinfchaftliche und 
angemeffene Iandftändifche Berfaffung zu beurfunden. 


a Neuntes Kapitel, 
Herzogtbum Braunfhweig- Wolfenbüttel. 


Sn der fogenannten Landſchafts⸗-⸗Ordnung für. das Her: 
zogthum Braunfchweig- Wolfenbüttel wird bemerft '): ,, Nur 
verfteht es ſich, bei den inzwifchen in Deutfchland einge: 
tretenen Veränderungen der Staatöverhältniffe, und da 
vermöge berfelben die Verfügungen und Befchlüffe der Bun⸗ 
bed-Berfammlung ?) für fämmtliche deutfche Staaten ver: 
bindlich find, daß die darnach und zur Erfüllung der Bun- 
des» Verpflichtungen des Landes erforderlichen Steuern und 
Laften von den linterthbanen getragen werden müffen. 


Zehntes Kapitel. 
Herzogtbum Naffaun. 
Das Patent, wodurdh in dem Herzogthum Naffau 
eine Landftändifche Verfaffung eingeführt wurde, ift lange 


2) Grundgefes vom 5. Mei 1816. Eingang; fiehe die Konfkitut. 
der europäifchen Staaten. Th. II. ©, 331. 

1) Landfchafts: Ordnung v. 25. April 1820, Tit. 2.5. 15.— Siehe 
Konftitut, der europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 117. Pölitz 
die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 491. 

2) Braunfchweig hat in der engeren Bundes: Merfammlung mit 
Naffau die dreizehnte Stimme; in der Plenar- Berfammlung 
hat es zwei Stimmen. Deutſche B. A. Art. 4 u. 6, 

4% 
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vor dem Abfchluß der deutfchen Bundes-Akte erlaffen wor; 
den, es konnte alfo audy darin das Verhaͤltniß des ges 
nannten Herzogthums zu Deutfchland *) noch a erwähnt 
werden. 


Eilftes Kapitel. 


Herzogtbum Sadhfen » Koburg » Saalfeld, vder 
feit 18269): Sahfen-Koburg-Gotha. 


Die Herzogl. Sacfen » Roburgifche Verfaffungg - Ur- 
funde ?) enthält darüber Folgendes: 

5. 1. 

Das Herzogthum Koburg » Saalfeld mit Einſchluß des 
Amts m bildet einen deutſchen Bundes ‚Staat. 

5. 2. 

Die Befchlüffe der Bundes- -Berfanmmlung s), welche 
die verfaffungsmäßigen Verhäftniffe Deutſchlands, oder Die 
Berhältniffe deutfcher Staatsbürger im Allgemeinen betref; 
fen, find ein Theil des Staatsrechts des Herzogthums, 
und haben in demfelben, wenn fie vom Landesherrn ver- 
fündet worden find, verbindliche Kraft. 

Der Landesherr ift hbrigens dann, wenn die Stände 
die nothwendige Verwilligung für die Erfüllung neuer, 
durch Verpflichtungen gegen den bdeutfchen Bund gegrün- 
deter Berbindlichfeiten verweigern follten, zur Ausfchreibung 


1) Naffau hat in der engeren Bundes: DVerfammlung mit Braun: 
fchweig die dreizehnte Stimme; in der Plenar-Verſammlung 
hat es zwei Stimmen. Deutfhe B. U. Art. 4 u, 6, 

1) Nach der Theilung der Gothaifch = Altenburgifchen Länder : 
Sachen: Koburg » Gotha. 

2) Herzogl. Sachſ. Koburgifche Verfaſſungs-Urkunde vom 8. Aug. 
1821... 1u.2 u. 6.74. Konftitut. der europ, Staaten, Th. IV. 
©. 50, Polis die Staatsriffenfchaften ıc. Th. IV. ©. 478, 

3) Koburg führt mit den übrigen Sächſ. Häufern in der engeren 
Bundes: Werfammlung die zmwölfte Stimme; in der Plenar: 
Derfanmlung hat es eine Stimme. Deutihe B. A. Art. 4 u. 6. 
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ber dazu erforberlichen, durch Erfparniffe nicht aufzubrins 
genden Summen berechtigt. CAbfchnitt VI. Abtheil. III. 
Kap. 12. $. 9.) 


Zwölftes Kapitel. 
Herzogtbum Sahfen-Koburg » Meiningen, ober 
feit 186: Sahfen- Meiningen und Hildburg— 
baufen. 


Ueber das Berhältniß zum deutfchen Bund ') ift im 
Eingang des Grundgefeßes der Iandfchaftlichen Verfaffung 
des Herzogthums Sacfen » Meiningen bemerft ?): daß, um 
den Mängeln abzuhelfen und zugleich, der deutfchen Bun 
des⸗Akte gemäß, die Wohlthaten einer Iandftändifchen Ein; 
richtung auf fämmtliche Landestheile zu erſtrecken, die Ver- 
faffung gegeben worden ſey. Sodann iſt bemerft: Außer: 
dem wird die Sicherftellung der Berfaffung dem deutfchen 
Bunde übertragen werden, und an diefen follen ſich die 
Landftände durch ‚ihre Vertreter auch in dem Fall wenden 
dürfen, wenn einem Grfenntniffe, welches auf eine von 
dem Landtage erhobene Anflage erfolgt ift und wogegen 
fein Rechtsmittel weiter ftattgefunden hat, die Vollziehung 
verweigert würde. (Abſchnitt XL Kap. 12. S. 7.) 


Dreizehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sadfen : Hildburghbaufen, etg ſeit 
1826: Sachſen-Altenburg. 


In der landſtaͤndiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde für Sach⸗ 


1) Meiningen führt in der engeren Bundes-Verſammlung mit 
den übrigen Sächſ. Häuſern die zwölfte Stimme, in der Ple: 
nar-Verſammlung hat es eine Stimme. Deutfhe B. A. Art. 
4 und 6. 

2) Grundgefes über die Iandftändifche Verfaſſung vom 21. Sept. 
1824, Eingang und $. 91. S. Konftitut, der europäifchen 
Staaten. Th. IV. S. 1007. 
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fens Hildburghaufen wird Folgendes bemerft ): Gefegliche 
Anordnungen und allgemeine Beichlüffe des Bundestags 
2), wodurd dem Lande ald Bundesglied, Berbindlichfeis 
ten aufgelegt werben, find von ber landfchaftlichen Ein- 
willigung unabhängig. (Das Weitere in ad VI. 
we IV. Kapitel 14. $. 14.) 


Vierzehnted Kapitel, 
K$ürftenthum Walded. 


Der Waldedifche, Landes » Vertrag vom 19. April 1816 
jagt in dem Eingang '): Der 13. Artikel der zu Wien am 
8. Suni v. 3. abgejchloffenen deutfchen Bundes - Afte ver: 
ordnet die Einführung einer ftändifchen Verfaffung in al- 
len deutfchen Bundes ‚Staaten ?). 


1) Hildburgh. Tanditänd. Verf. Urk. $. 5., f. Konftitut, der eu— 
ropäifchen Staaten. Th. II ©, 388. Pölitz die Staatswif: 
fenfchaften ıc. Th. IV. ©. 469, 


2) Hildburghaufen hat in der engeren Bundes: Verfammlung mit 
den übrigen Sächſiſchen Häufern die zwölfte Stimme geführt 
und in der Plenar-Verſammlung eine Stimme gehabt. Deut: 
fhe B. U. Art. 4 u. 6. Der Herzog von Hildburghaufen hat 
€ der Theifung der Gothaifch : Altenburgifchen Länder, Hild: 

urghaufen abgetreten und dafür Altenburg erhalten; hinficht- 
lich der Stimmen ift Feine DVeränderung eingefreten. 


1) Fürſtl. Walde. Landes: Vertrag; Eingang, Konftitut. der 
europäifchen Staaten. Th. III. ©. 368, Pölitz die Staats: 
wiffenfchaften ıc. Th. IV. ©, 511. 


2) Walde führt in der engeren Bundes : Verfammiuug mit Ho— 
henzollern, Liechtenftein, Reuß, Schaumburg - Lippe und Kippe 
die fechszehnte Stimme;. in der Plenar: Berfammlung hat es 
eine Stimme. Deutfche B. U. Art. 4 und 6. 
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Fünfzehntes Kapitel. 


Fuͤrſtenthuͤmer Schwarzburg-Rudolſtadt ), 
Liehtenftein?), Schaumburg-Lippe), Lippe— 
Detmold * und freie Stadt Frankfurt. 


In den landftändifhen Verfaffungs-Urfunden der be 
merften Staaten ift des Verhältniffes zum deutſchen Bund 
nur infofern Erwähnung geſchehen, als darin bemerkt ift, 
die Iandftändiiche VBerfaffung fey gegeben-worden, um dem 
Art, 13. der Bundes Akte Genüge zu leiften. 

Sn der Fürftl. Schwarzburg » Rudolftädtifchen Verord- 
nung vom 21. April 1821 ) wird aber noch verfügt, daß 
Die Bewilligung der Staatsbedürfniffe von den Ständen 
nicht verweigert werden fönne, wenn fie zu Erfüllung 
ber bundesmäßigen Berpflihtungen des Fuͤrſtenthums ıc. 
erforderlich feyen. 

In der Ergänzungs- Akte der freien Stadt Frankfurt 
fommt feine hierher gehörige Beflimmung vor. 





1) Schwargburg führt in der engeren Bundes: Berfammlung mit 
Holftein: Oldenburg und Anhalt die funfzehnte Stimme; in der 
Plenar : Berfammlun hat es eine Stimme, 

2) Riechtenftein führt mit anderen Staaten die fechszehnte Stimme. 
in der engeren Bundes: Berfammlung; in der Plenar: Ver: 
ſammlung hat es eine Stimme. 

3) Schaumburg: Lippe führt in der engeren Bundes. Berfamm- 
lung mit anderen Staaten die fechszehnse Stimme in ber 
Plenar-Verſammlung hat es eine Stimme. 

4) Lippe: Detmold führt in der engeren Bundes - Verfammlung 
mit andern Staaten die fechszehnte Stimme; in der SPlenar: 
Verſammlung hat es eine Stimme, Deutfhe B. A. Art. 4u. 6. 

5) Fürſtl. Schwarzbnrg = Audolftädtifche Verordnung vom 21. April 
1821. 6. in der Beilage zum 18ten Stüc des Fürſtl. Rudolft. 
MWocenblatts vom 30. April 1821. 
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Dritter Abſchnitt. 


Von dem Staatsgebiet, der Regierung und der 
Thronfolge. 


Einleitung. 


Der politiſche Charakter eines deutſchen Bundes, 
Staats iſt zweifach 1). Er hat die Eigenſchaft eines Mit- 
gliedes des deutfchen Bundes, und diejenige eines unab⸗ 
bängigen Staat. Vermoͤge der ihm eigenthiümlichen Sons 
‚veränität und feiner geographifchen Lage, ift jeder zu dem 
beutfhen Bund gehörige Staat, zugleich ein europäifcher 
Staat, und zwar für fih, d. h., unabhängig von feiner 
Verbindung mit dem deutfchen Staaten» Bunde. Fünf 
Bundes» Fürften bezeichnet ein diplomatifcher Spradhges 
brauch als folhe, die zugleich europaͤiſche Mächte find 2), 
(Defterreih, Preußen, Hannover, Holftein und 
Luremburg) nur in dem Sinn, daß fie zugleich Ober- 
bäupter von europäifchen fouveränen Staats - Gebieten 
find, die nicht zum deutfchen Bunde gehören. 


3) Jedem deutfchen Bundes- Staat *) gebührt die 
Staats» Hoheit oder unabhängige Staats: Gewalt (Sous 


1) Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes und der deut- 
fhen Bundes: Staaten. 2te Abtheil. $. 176. ©. 377. 

2) Vergl. Wiener Schluß: Akte von 1820. Art. 46 u, 47. Klü— 
bera.a. O. u. F. 9. Note e). 

3) Klüber a. a. 0. 

4) Alle Mitalieder des Bundes verfprechen, ſowohl ganz Deutſch⸗ 
land, als jeden einzelnen Bundes-Staat, gegen jeden Angriff 
in Schutz zu nehmen, und garantiren ſich gegenfeitig ihre fämmt: 
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veränität im weiteren Sinne) °). Hierunter find begrifs - 
fen, 1) die politifche Unabhängigkeit (Souveränität im 
engeren Sinn), das Recht politifcher Perfönlichkeit oder 
Selbjtftändigfeit, im Verhaͤltniß zu jedem andern Subjekt; 
2) die Staats » Gewalt Cim engeren Sinn), die Gewalt 
zu dem Zweck des Staates. Die Staats: Hoheit haftet, 
als Realreht, auf dem Lande. Mit folchem, gebt ihre 
Ausübung für das regierende Subjekt verloren. 

°) Dem Regenten, als Inhaber der Staats » Hoheit, 
gebührt*1) die Majeftät, die erhabenfte Würde; 2) Die 
Vertretung des Staats, in deffen Verhaͤltniß nach Außen; 
3) die Staats-Regierung, die Ausübung der Staats⸗Ge— 
walt im Innern, für den Zmwed des Staates. Wenn dem 
Negenten in der Vertretung oder in der Regierung des 
Staats, oder in beiden, pofitive Schranfen gejegt find, 
wie in den beutfchen Bundes» Staaten, nad) BVorfchrift 
bes Art. 13. der Bundes; Akte, iſt diefer ein verfaffungs- 
mäßiger (fonftitutioneller) Regent. Hat der Staat eine 
Bolfövertretung, fo ift der Negent ein ftändifch » verfaf- 
fungsimäßiger ). Seine Perfon ift unverlegbar, in wel; 
chem Sinne ihr eine gewiffe Heiligkeit zugefchrieben wird. 


lichen unter dem Bunde begriffenen Befisungen. Deutfche B. 
A. Art. 11. 


5) Urt. 1. der deutfchen Bundes: Akte und Art. 1 u. 2 der Wie: 
ner Schluß = Akte. ' 

6) Klüber öffent. R. d. d. B. 2te Abtheil. $. 177. ©. 380, 

7) Die Wiener Schluß-Akte enthält in Beziehung auf die Regie: 
rung der deutfchen Staaten in den $$. 57. u. 58. Folgendes: 
„Die gefammte Staatsgewalt muß im dem Oberhaupt des 
Staats vereinigt bleiben und der Souverän kann nur an. der 
Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände 
gebunden werden. Daher dürfen die im Bunde, vereinigten 
Sürften durch Leine Tandftändifche Verfaſſung in der Erfüllung 
ihrer bundesgemäßen Verpflichtungen gehindert oder beſchränkt 
werden,“ 


# 
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Dies ift beftimmt in den Berfaffungs-Urfunden für Bayern, 
Württemberg, Baden, ©. H. Heffen und Sachfen-Koburg. 
5) Alle Souveränd » Staaten ded deutfchen Bundes 
find jegt allodial. Die meiften find auf ein monarchifches 
Oberhaupt eingerichtet, vier haben eine republifanifche 
Staatd:Form. In allen monardifchen Bundes » Staaten 
tft jegt die ordentliche Thron» oder Regierungsfolge eine 
erbliche (jure sanguinis), nach dem Recht der Erfigeburt. 
Sie kann beftimmt feyn, durh Staats, und Familien: 
Geſetze oder Verträge, auch durch andere rechtögültige 
Willenserflärungen. 

) Die Thron » und Negierungs: Folge in den deut— 
ſchen fouveränen Erbftaaten ift jeßt überall ald wahre 
Staats» Sufceffion zu betrachten, welche die privatrecht- 
liche Idee einer Vererbung oder Ererbung der Negenten- 
Gewalt, fowie diejenige eines Erblaffers und eines Erb: 
oder Vermaͤchtnißnehmers, ausfchließt. 

Bei der erblichen Thronfolge nach Erfigeburts » Recht, 
wird das Sukceſſions-Recht abgeleitet von dem erften Er: 
werber, doch nur für feine Dazu geeigneten Nachkommen 
(successio singularis, ex pacto et providentia maJo- 
rum, nach Geding und Fürforge der Vorfahren), nicht 
von dem legten Negenten, von deffen Willen ſonach das- 


8) Klüber 5. R. d. d. B. $. 179, ©. 388. 

9) Thronfolge in Bayern in der Bayer. Verf. Urk. v. 1818 und 
früher fchon in der Verf. Urf. von 1808 und in den Fönigl. 
Samilien= Gefesen vom 28. Juli 1810, ſ. 27. ff., und vom 
18. Januar 1816. — Thronfolge in Württemberg in dem Der: 
faff. Vertrage von 1819 nnd in dem Württemberg. Hausgeſetze 
von 1808, — Großherzog. Bapdifches Haus = und Bamilien- 
Geſetz vom 4. Oktober 1817 uud Verfaſſungs-Urkunde von 
1818. — Kurheff. Haus =» und Staats: Gefes vom 4, März 
1817. — Großherzogl. Heil. Verf. Urt. von 1820. — Sach— 
fen: Koburg : Meiningifche Primvgenitur Konftitut. vom 9. De: 
cember 1800, beftätigt von dem deutfchen Kaifer am 27. Auguft 
1802. 
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felbe unabhängig ift. Sofern der Weiberftamm nicht ganz 
von ber Regierung ausgefchloffen ift, baben die Agnaten 
den Borzug vor dem Kognaten, auch ohne ausdruͤcklichen 
Verzicht der letzten. 

io) In der erblichen Einherrſchaft tritt der verfaſſungs⸗ 
maͤßige Thronfolger, nach dem Abgang ſeines Vorfahrs, 
von Rechtswegen (ipso jure), mithin unmittelbar an deſ— 
ſen Stelle. 

11) Das regierungsfaͤhige Alter des Thronfolgers iſt 
ſtaats- oder familiengeſetzlich, oder vertragsmaͤßig beſtimmt. 
Meiſtens iſt ed das zurückgelegte 18te Jahr. Bis zur Er⸗ 
reichung desfelben, wenn dem Thronfolger die Gufceffion 
angefallen ıft, und auch, wenn nad) dem Regierungs-An- 
tritt, durch einen Körpers oder Geiftesfehler, oder durch 
Abwefenheit (3. B. Gefangenfchaft) des Negenten, Regie: 
rungs» Unfähigfeit erfolgt, desgleichen bei erlofchener Thron 
folge, tritt eine außerordentliche Staats : Verwaltung, eine 
Regentfchaft ein; eine vormundfchaftliche oder Interims⸗ 
Regierung, Reiche » oder Regierung + Verwefung. Diefe 
hört auf, wenn bie ordentliche oder gewöhnliche Regierung 
wieder eingetreten ift. Beifpiele hiervon liefern die Vers 
fafungs »Urfunden für Bayern, Württemberg und Groß; 
berzogthum Heffen. | 

ı2) Die Gemahlin ded Souveraͤns, obgleich deffen 
Staats» Hoheit, insbefondere feiner Gerichtsbarkeit unter- 
worfen, und zu Theilnahme an der’ Staats Regierung 
nicht befugt, führt, in der Regel, Präbdifat, Titel und 
Wappen ihres Gemahls, und es wird ihrer im orbentli- 
hen Kirchengebete erwähnt, Sie genießt, im Verhaͤltniß 
zu den Gemahlinnen anderer Souveräne, den Rang, 
welcher der Würde ihres Gemahls angemeſſen ift, und, 

10) Klüber 5. R. d. d. 8. $. 183. ©. 395. 
11) Klüber ö. R. d. d. B. S. 184. ©. 3%, 
12) Ktüber ö. R. d. d. B. $. 185. ©, 39, 
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vermöge der Hof» Etiquette, den Vorrang vor der Wittwe 
des vorigen inländifchen Souveraͤns. 

3) Die nachgebornen , fufceffionsfähigen Mitglieder 
des NRegentenhaufes, ftehen unter ‚ver Staatshoheit, nas 
mentlich unter der Gerichtsbarkeit des Souveraͤns und 
feine Kinder außerdem auch unter feiner väterlichen Ge- 
walt. 

19 Den Nachgebornen wird, zu ihrem Unterhalt, eine 
Apanage ausgefekt. 

Die Feftfegung der Civilliſte, auch (Koften der) Haus 
haltung des Regenten genannt, db. h. die Beſtimmung des 
Quantums der jährlihen Einnahme, welche der Negent, 
als folcher, für feinen und der Seinigen Unterhalt, mit 
Inbegriff des Hofftantes, aus der Staats: Kaffe zu bezies 
ben bat, ift dem Staatsoberhaupt dann überlaffen,, wenn 
fie nicht fchon in den Staats » oder Familien-Gefegen ent- 
halten ift, oder der Einwilligung der Landitände bedarf. 
Diefe tft 3. B. nöthig nach den Verfaffungs - Urkunden für 
Württemberg, Baden, ©. H. Heffen und Sachſen-Koburg. 

5) Da die Perfon des Oberhauptes des Staats redjt- 
lich als ftets fortdauernd d.h. unabhängig von dem Wech- 
jel der phyſiſchen Perfonen, betrachtet werden muß, fo 
werden feine Berpflichtungen, wie ‚feine Rechte nicht ges 
ſchwaͤcht und nicht vernichtet, durch bloßen Wechfel des re- 
gierenden Subjeftd. Deswegen ift jeder Regent verbuns 
den, die Staatshandlungen feiner Vorfahren, d. b. ſowohl 
ſtaats⸗- als auch privatrechtliche Handlungen, welche dieſe 
in ihrer Staats» oder Negenteneigenfchaft oder von ihrer 
Staatsfeite unternommen hatten, anzuerkennen, fofern 
diefelben unmwiederruflich, ohne Ueberfchreitung der verfaf- 
fungsmäßigen Befugniß, unternommen wurden. Jede ans 


13) Klüber ö. R. d. d. B. f. 186. ©. 399, 
14) Klüber ö. R. d. d. B. $. 187. ©. 401. 
15) Klüber ö. R. d. d. B. 6. 3 und $. 189. 
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dere Handlung des Stantsvorfahrs, ift ald Privathands 
fung anzufeben. 


Erfted Kapitel. 


Königreihb Preußen. 


Für den Preußifhen Staat ') ift noch Teine Konfti- 
tution erfchienen. Es find deshalb Feine neueren’ hierher 
gehörigen Beftimmungen befannt und wir miüffen und auf 
die Anführung der Älteren Grundgefeße befchränfen. Diefe 
find: 

a) Das Teftament (richtiger: die Erbverordnung) des 
Kurfürften Albrecht Achilles vom Jahr 1473 ?) und der 
Geraifche Vertrag von 1599. 





1) Die Bevölkerung der zum deutfhen Bund gehörigen Theile 
der Preuß. Monarchie (II. Abfchnitt: Einleitung) beträgt 
8,640,000 Seelen. 


2) Es ward darin feftgefebt, daß die Marken ungetheitt bleiben 
und dem jedesmaligen Kurfürften zufallen, in den beiden fräns 
fifhen Fürftenthümern abgp nie mehr als zmei Regeuten feyn 
foltten. — Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer 
Zeit, Ater Theil, S. 367 u. 68.— Mofer Familien:-Staate: 
recht x. Iter Theil. S. 109, ff., wo die Dispofition des Kurf. 
Albrecht abgedruckt iſt. Im Jahr 1598 fchloffen der Kurfürft 
Foahim Zriedrih und Markgraf Georg Eriedrich zu Gera eis 
nen Dergleich, wie es inskünftige in dem Haus Brandenburg 
gehalten werden folle; dabei wurde alles auf des Kurf, Arbrecht 
Dispofition gegründet. Mofer a. a. O. ©. 115. ff. 


Der Kurfürft Friedrich Wilhelm bemerkte in feinem im J. 
1688 errichteten Teſtament hinfichtlich der Primogenitur Fol: 
gendes: „14Atens fol, wie vor diefem allemal, auch auf jebt, 
das jus primogeniturae obſervirt werden und nach demfelben 
meine Erben fukcediren, als mein Sohn, Kurprinz Friedrich, 
erbt jebo alle meine Lande und Güter ꝛc. Nach Abgang des 
ganzen Kurftammes fußcedirt die Baireuthifche Linie secundum 
ordinem aetatis, nad) diefem die Anspachiſche Linie 1c. 1.” — 
Ihm folgte fein überlebender erfter Prinz Friedrich, nachmali: 
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b) Das Manifeft wegen Annahme der Königes Würde 
vom 16. December 1700 (nad dem vom Kurfürften Frieds 
rich III, mit dem Kaifer deshalb am 16. November 1700 
abgefchloffenen Vertrag). — 

Die Staatsform in Preußen ift erbmonardifch und 
in der Thronfolge gilt das Recht der Erfigeburt, nad) der 
Ordnung der Linien, mit Vorzug des Mannsftammes. 
Der Thronfolger heißt Kronprinz von Preußen, er ift als 
folher Statthalter von Pommern. Die Volljährigkeit bei 
ihm und den anderen Familiengliedern tritt mit dem vol; 
endeten 18ten Jahr ein. | 


Zweites Kapitel. 


Königreih Bayern. 
12); 
Die koͤnigl. Bayerifhe Verfaffungs-Urkfunde enthält 
darüber Folgendes ): ; ; | 
Das Königreih Bayern *) in der Gefammt - Vereini- 
gung aller älteren und neuereggfSebiets-Theile ift ein ſouve— 


ger erfter König von Preußen ꝛc. Der mittlere Titel des Kö— 
nigs ift: Von G. ©. König von Preußen, Markg. von Bran: 
denburg, fouveräner und oberfter Herzog von Schlefien, wie 
auch der Graffchaft Glatz, Großherzog vom Niederrhein und 
von Pofen, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, in 
Geldern, zu Magdeburg, Eleve, Jülich, Berg, Stettin, Pom— 
mern, der Caffuben und Wenden, zu Mecklenburg und Eroffen, 
Burggraf zu Nürnberg, Landgraf zu Thüringen, Markgraf 
der Ober: und Niederlaufis, Prinz von Oranien, Neufchatel 
und Valengin, Graf zu Hohenzollern ıc. ıc. 

41) Unter U. wird das Fönigl. Samilien: Statut vom: 5. Auguſt 
1819 folgen. | 

2) Könige, Bayer. Verf. Urk. Titel T. S. 1. Titel TIL $. 1. Tit. 
1.$.2. Zi. 1.9. 1u. 2% Tit. II $. 3 zum Theil. Tit. II. 
$. 3 bis $. 22. 

3) Das Königreich Bayern hat 3,805,000 Einwohner, Der Titel 


63 


räner monardifcher Staat nach den Beftimmungen ber 
Berfaffungs » Urfunde. 
9. 2. 

Der ganze Umfang des Königreichs Bayern bildet 
eine einzige untheilbare unveräußerliche Geſammtmaſſe aus 
fammtlichen Beftandtheilen an Landen, Leuten, Herrfchaf- 
ten, Gütern, Regalien und Renten mit allem Zugehoͤr. 

6 3 

Für das ganze Königreich befteht eine allgemeine in 

2 Kammern abgetheilte Stände » Berfammlung 9. 
$. 4. 

Der König ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt 
in fih alle Rechte der Staatögewalt und übt fie unter 
den von ihm gegebenen in der Verfaffungs » Urkunde feft- 
gefegten Beftimmungen aus. Seine Perfon ift heilig und 
unverletzlich. 

F. 5. 

Die Krone iſt erblich in dem Manns-Stamme des 
koͤnigl. Hauſes nach dem Rechte der Erſtgeburt 9 und der 
agnatiſchen linealiſchen Erbfolge. 

$. 6. 

Vorzüglich follen alle Rechte der Souveränität, ohne 
Ausnahme, bei der Primogenitur ungetheilt und unver: 
Außert erhalten werden. 


des Königs lautet: Wir 2c. von Gottes Gnaden König von 
Bayern Ic, Kr 
4) Die Staatsform in Bayern ift erbmonarchifch:repräfentativ. 


5) Das Erftgeburts: Recht für die weltlichen Kurhäufer in Deutfch- 
land wurde bereits durch die goldne Bulle feftgefest. Was 
nun die Haus: Primogenitur in Bayern anbelangt, fo beruhet 
diefelbe 1) auf einer Dispofition Herzog Albrechts V. vom 11. 
April 1578, 2) bei der inzwifchen hinzugefommenen Kurwürde, 
auf der goldnen Bulle, und 3) auf der in 200 Jahren unver: 
rückt beibehaltenen Hans: Obfervanz., Mofer Familien-Staats— 
recht der dentfchen Reichsitände. 1ter Th. ©, 94, 


5. 7. 

Zur Sukceſſions-Faͤhigkeit wird eine rechtmaͤßige Ges 
burt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Koͤ—⸗ 
nigs gefchloffenen Ehe erfordert. 

$. 8 

Der Mannsftamm hat vor den weiblichen Nachkom— 
men den Vorzug, und die Prinzeffinnen find von der Res 
gierungs » Folge in folange ausgefchloffen, als in dem 
fönigl. Haufe noch ein fufceffionsfähiger männlicher Sproffe 
oder ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter 
Prinz vorhanden ift. i 

Nach gänzlicher Erlöfchung des Manns-Stammes und 
in Ermangelung einer mit einem andern fürftlichen Haufe 
aus dem deutfchen Bunde für diefen Fall gefchloffenen Erb— 
verbrüderung geht die Thronfolge auf die weibliche Nach: 
fommenfchaft nach eben der Erbfolge» Ordnung,’ die für 
den Manns-Stamm feftgefegt ift, über, fo, daß bie zur 
Zeit des Ablebens des letzt regierenden Königs lebenden 
Bayerifchen Prinzeffinnen oder Abkömmlinge von demfel- 
ben, ohne Unterfchied des Gefchlechts eben fo, als wären 
fie Prinzen des urfprünglichen Manns-Stammes des Baye- 
rifhen Haufes, nach dem Erftgeburts - Rechte und der Li— 
nealerbfolge s Ordnung zur Thronfolge berufen werben. 
Wenn in dem regierenden neuen Täniglichen Haufe wieder 
Abkoͤmmlinge des erftien Grades von beiderlei Gefchlecht 
geboren werden, tritt alddann der Vorzug des männlichen 
Gefchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 

$. 10. | 

Sollte die Bayerifche Krone nach Erlöfchung des 
Manns: Stammes an den Negenten einer größeren Mo- 
narchie gelangen, welcher feine Reſidenz im Königreich 
Bayern nicht nehmen könnte, ober würde, fo foll diefelbe 
an den zweitgebornen Prinzen dieſes Haufes übergehen, 
und in deffen Linie fodann Diefelbe Erbfolge eintreten, 
wie fie oben vorgezeichnet ift. Kommt aber die Krone an 
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bie Gemahlin eines auswärtigen größeren Monarchen, fo 
wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen Vice» König, 
ber feine Refidenz in der Hauptfladt des Königreichs zu 
nehmen. hat, ernennen, und die Krone geht nach ihrem 
Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über. 

$. 11. 

Die Volljährigkeit der Prinzen und der Drinzeffinnen 
bes Föniglichen Haufes tritt mit dem zurüdgelegten acht- 
zehnten Sabre ein °). 

| $. 12. 

Die Reiche + Berwefung tritt ein: 

a) während der Minderjährigfeit des Monarchen ; 

b) wenn berfelbe an der Ausübung der Regierung auf 
fängere Zeit verhindert ift, und für die Verwaltung 
des Reichs nicht felbft Vorforge getroffen hat oder 
treffen kann ”). 

6. 13. 

Dem Monarchen fteht es frei, unter den — 
Prinzen des Hauſes, den Reichs-Verweſer fuͤr die Zeit 
der Minderjaͤhrigkeit ſeines Nachfolgers zu waͤhlen. In 
Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung gebührt die Reichs⸗ 
Verweſung demjenigen volljaͤhrigen Agnaten, welcher nach 
der feſtgeſetzten Erbfolge-Ordnung der Naͤchſte iſt. 


6) Die übrigen Verhältniſſe der Mitglieder des königl Hanſes richten 
ſich nach den Beſtimmungen des pragmatiſchen Familien-Geſetzes. 


7) In dieſen beiden Faͤllen wird die Regierung im Namen des 
minderjährigen oder in der Ausübung gehinderten Monarchen 
geführt. Alte Ausfertigungen werden in feinem Namen und 
unter dem gewöhnlichen königl. Siegel erlaffen; alle Münzen 
mit feinem Bruſtbild, Wappen und Zitel geprägt. Der Re: 
gent unterzeichnet fih als „Des Königreihe Bayern 
Derwefer.” Die Reihe:Verwefung in diefen Fällen hört 
auf, wenn der Grund ihrer Anwendung mwegfältt, in lehterem 
Falle alfo dauert fie fo lange, bis das eingetretene Dinderniß 
wegfällt, 

5 


Gb 

Märe der Prinz, welchem diefelbe nach obiger Bes 
ftimmung gebührt, felbft noch minderjährig, oder durch ein 
fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regentfchaft zu übers 
nehmen, fo fällt fie auf denjenigen Agnaten, welcer nach 
ihm der Naͤchſte iſt. 

$. 14. 

Sollte der Monarch durch irgend eine Urſache, die 
in ihrer Wirkung laͤnger als 1 Jahr dauert, an der Aus⸗ 
uͤbung der Regierung gehindert werden, und fuͤr dieſen 
Fall nicht ſelbſt Vorſehung getroffen haben oder treffen 
koͤnnen, ſo findet mit Zuſtimmung der Staͤnde, welchen 
die Verhinderungs⸗Urſachen anzuzeigen ſind, gleichfalls die 
fuͤr den Fall der Minderjaͤhrigkeit beſtimmte geſetzliche Res 
gentſchaft ſtatt. 
$. 15. 

Wenn der König nah $. 13. den Reichs-Verweſer 
für den Fall der Minderjährigfeit ernennt, fo wird die 
darüber angefertigte Urkunde durch denjenigen Minifter, 
welchem die VBerrichtungen eines Minifterd ded fönigl. Haus 
fes übertragen find, im Haus » Archiv bis zum Ableben 
des Monarchen aufbewahrt, und dann dem Gefammt: 
Stants: Minifterium zur Einficht und öffentlihen Bekannt: 
machung vorgelegt. Dem Reichs + Verwefer wird bie über 
feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt. 


$. 16. 

Wenn Kein zur Reichs »Verwefung geeigneter Agnat 
vorhanden ift, der Monarch jedoch eine vermwittwete Kö: 
nigin hinterläßt, fo gebührt diefer die Reichs-Verweſung. 

Sn Ermangelung derfelben aber übernimmt fie jener 
Kronbeamte, welchen der Ichte Monarch hierzu ernennt, 
und wenn von demfelben feine folche Beſtimmung getrof- 
fen ift, fo geht fie an den erften Kronbeamten über, wel- 
chem fein gefeßliches Hinderniß entgegen ficht. 

$. 17. 
Sn jedem Fall gebührt einer verwittweten Königin 
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unter der Aufficht des Reichs⸗Verweſers die Erziehung ih» 
rer Kinder nah dem in dem Familien» Gefeke hierüber 
enthaltenen näheren Beftimmungen. 

| $. 18 

Der Prinz des Hanfes, die verwittwete Königin oder 
derjenige Kronbeamte, welchem die Reichs-Verweſung übers 
tragen wird, muß gleich nah dem Antritt der Regent: 
haft die Stände verfammeln, und in ihrer Mitte und 
in Gegenwart der Staats-Minifter, fowie der Mitglieder 
des Stantsrathes nachftehenden Eid ablegen: 

„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfafs 
fung und der Gefeße des Reichs zu verwalten, die 
Integritaͤt des Königreihs und die Rechte der Krone 
zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, deren 
Ausuͤbung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, 
fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evange— 
lium ; 

worüber eine befondere Urkunde aufgenommen wird. 
$. ‚19. 

Der Regent übt während feiner Reichs »Bermwefung - 
alle Regierungs⸗Rechte aus, welche durch bie Berfaffung 
nicht —— ausgenommen ſind. 

$. 20. 

Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Juſtiz— 
Stellen, können während der Neichs-VBerwefung nur pros 
viforifch befeßt werden. Der Reichs-Verweſer kann weder 
Kron-Guͤter veräußern, oder heimgefallene Lehen verleis 
ben, noch neue Aemter einführen, 

$. 21. | 
Das Gefammt : Staats s Minifterium bildet einen Res 
gentſchafts-Rath, und der Reichs⸗-Verweſer ift verbunden, 
in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten desfel: 
ben zu erholen. 

$. 22, 

Der Reichs-Verweſer hat während der Dauer der 
Regentfchaft feine Wohnung in der koͤnigl. Nefidenz und 

5* 
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wird auf Koften des Staats unterhalten; auch werben 

ihm nebftdem zu feiner eigenen Verfügung jährlich 200,000 fl. 

in monatichen Raten auf die Staats-Kaffe angemiefen. 
$. 23. 

Nachdem die Negentfchaft Leendigt ift, und ber in bie 
Regierung eintretende neue König den feierlihen Eid (5. 
24.) abgelegt hat, werben alle Verhandlungen der Re; 
gentſchaft gefchloffen, und der Negierungs - Antritt des 
Königs wird in ber Nefidenz und in dem ganzen Königs 
reiche feierlich Fund gemacht. 

§. 24 

Bei dem Negierungs-Antritt ſchwoͤrt der König in eis 
ter feierlichen Verfammlung der Staats-Minifter, der Mit- 
glieder des Staatsraths, und einer Deputation der Stände, 
wenn fie zu der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre nad der BVerfaffung und den Gefegen 

des Neichs zu regieren, fo wahr mir Gott helfe und 

fein heiliges Evangelium. 


IL 


Im Jahr 1821 erfchien folgendes fönigliche Familien- 
Statut vom 5. Auguft 1819 *). 
Titel I. 
Bon den Perfonen des Föniglihen Hanfes. 
$. 1. 
Das Königliche Haus begreift: 
a) alle Prinzen und Prinzeffinnen, welche von dem Koͤ⸗ 
nige oder von einem Descendenten des gemeinfchafts 


1) Der Eingang diefes Familien: Statuts ift folgender: Urkunden 
und befennen hiermit: Da die DVerfaffungs: Urkunde Unfers 
Reichs vom 26. May 1818, Abänderungen des unterm 18. 
Januar 1816 befannt gemachten Familien-Geſetzes in einigen 
wefentlichen Stüden erfordert, fo haben Wir nach vorgängiger 
DBerathung in einer Verſammlung Unfers Gefammt : Dinifte: 
riums, unter Zuflimmung der Agnaten Unfers Haufes, nach— 
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Iihen Stamm »Baters bes Föniglichen Hanfes, durch 
anerfannte ebenbürtige rechtmäßige Ehen, in männli- 
her Linie abftammen; 
b) die Gemahlinnen der Föniglihen Prinzen und ihre 
- Wittwen, während ihres Wittwenftandes. 
%. 2 
Alle Glieder des koͤnigl. Haufes find der Hoheit und 
Gerichtöbarfeit des Monarchen untergeben und er übt 
als Haupt des Hauſes eine befondere Auffiht, mit bes 
flimmten Rechten, über fie aus. 
9. 3. 
Dieſe Rechte ſind waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit des 
Koͤnigs, oder waͤhrend der Dauer ſeiner Verhinderung in 
Ausuͤbung der Regierung, dem Reichs-Verweſer übertragen. 


| Titel II. 
Bon den Heirathen der Prinzen und Prinzef 
finnen des koͤniglichen Haufes. 
| % 1 
Kein Bayerifher Prinz und Feine Bayerifche Prinz 
zeffin darf eine eheliche Verbindung eingehen, ohne dazu 
vorher die Einwilligung bes Königs erhalten zu haben. 
%. 2 
Wenn der König die Bewilligung ertheift, fo wirb 
bie Urkunde darüber unter Eöniglicher eigenhändiger Uns 
terfchrift und Föniglichem Siegel, und unter der Kontras 
fignatur des Staats-Minifters des königlichen Hauſes, aus⸗ 
gefertigt. 





folgendes, Künftig alfein gültiges Haus: Grund: Gefeb erlaffen, 
in welchem alle Anordnungen der ältern Bamilien: Gefehe und 
Verträge, ſo weit fie mit den in oben ermähnter Verfaffungss 
Urkunde enthaltenen Beſtimmungen vereinbarlich „ und anf die 
übrigen Verhältniffe Unfers Haufeg noch anwendbar find, auf: 
genommen worden. Wir befchließen demnach und verordnen: ic, 
(Regierungs: und Intelligenz: Blatt für das Königreich Bayern 
vom 6, Januar 1821 N.L) - 
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Unterbfeibt diefe förmliche Einwilligung, fo hat die 
gefchloffene Ehe eined Mitgliedes des königlichen Hauſes, 
in Beziehung auf den Stand, Titel und Wappen degjels 
ben, feine rechtlihe Wirkung. Eben fo wenig fünnen 
daraus auf Staats- Erbfolge, Apanage, Ausſteuer, 
Witthum, felbft auf die nach Altern Herfommen und Fa— 
mifiensBerträgen zugeftantenen Bortheile einer Ehe zur 
Iinfen Hand, Anfpruch gemacht werden. Die aus folder 
Ehe erzeugten Kinder, oder bie zurüdgebliebene Wittwe, 
haben nur eine Alimentation aus dem eignen Bermögen 
des Vaters oder Ehegemahls zu fordern. 

$. 4 

Alle von den Prinzen und Prinzeffinnen des eönigfis 
chen Haufes gefchloffenen Ehe: Bertäge find nichtig, wenn 
fie die Fönigliche Beftätigung nicht erhalten haben. 

$. 5. 

Keinem Mitglied des Föniglichen Haufes ift eine Adop⸗ 
tion geftattet. 

Tit. DI. 

Bon den Berhbandlungen über die Geburt, die 
Bermählung und die Sterbfälle in dem koͤ— 
niglihen Haufe. 

$. 1. 

Diefe Verhandlungen werden unter der Leitung des 
Minifters des königlichen Haufes aufgenommen. Der Koͤ⸗ 
nig ernennt aus den nächften Prinzen des Haufes, nad 
diefen aus den Miniftern, Kron- und erften Staatsbeams 
ten die zu folchen Verhandlungen erforderlihen Zeugen. 


$. 2. 

Wenn der König an dem Orte, wo die Verhandlung 
vor ſich geht, nicht gegenwärtig feyn follte, und die Zeu— 
gen nicht felbft ernannt bat, fo gefchieht Die Ernennung 
derfelben aus ben oben bezeichneten Perfonen, durch ben 
Minifter des königlichen Haufes aus befonderm Auftrage 
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des Königs und, im Falle auch der ebengenannte Minifter 
nicht gegenwärtig feyn follte, fo werden folgende Zeugen 
dafür beftimmt: 

a) ein volljähriger Prinz des Haufes, wenn ein folcher 
anmwefend ift, _ 

b) die zwei erften im Orte befindlichen Staatsdiener, 
nebft dem Hofbeamten des Prinzen, welchen die Ber; 
handlung betrifft. 

Die Verhandlung ſelbſt muß von dem erſten koͤnigli⸗ 
hen Beamten aufgenommen, von den Zeugen mit unter: 
fhrieben nnd fodann an den obenerwähnten Minifter. eins 
gefendet werden, durch welchen fie, fofern fie nach ben 
Vorſchriften des Geſetzes verfaßt, und von ihm nichts das 
gegen zu erinnern gefunden worden ift, dem — vor⸗ 
gelegt wird. 

$. 3. 

Bei Sterbfällen der Prinzen und der Prinzeſſinnen 
des Föniglihen Haufes *) wird das Siegel in ihren Pal: 
läften und Häufern durch den Minifter des Fönigl. Haus 
ſes angelegt. An dem Orte, wo berfelbe nicht gegenwärs 
tig it, beforgt die Siegelanlegung der erfte allda woh— 
nende koͤnigliche Stantsbeamte, ald der aus beftändigem 
Auftrage hierzu ernannte Bevollmaͤchtigte des erwähnten 
Minifters. 

§. 4 

In allen vorhin erwähnten Fällen wird das Original 

ber verfaßten Urkunde in dem Archiv des föniglichen Haus 





1) Das Fönigl. Bayerifhe Regierungsblatt vom Jahr 1827 ent: 
hält eine von dem Könige genehmigte Landes: und Hoftrauer: 
Ordnung. Die Trauer bei dem Ableben des Königs, der Kö: 
nigin und der verwittweten Randesregentinnen in Bayern wird 
auf 3 Monate, bei dem Ableben eines Kronprinzen oder einer 
Kronprinzeffin auf 6 Wochen, bei dem Ableben von andern 
Prinzen oder Prinzeffinnen des Fönigl. Hauſes auf vier Wo—⸗ 
hen befchränft ıc, 
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fes und eine beglaubigte Abfchrift in dem Reichs⸗-Archiv 
hinterlegt. 
Tit. IV. 
Bon der Auffiht des Königs über die Prinz 
zen und Prinzeffinnen des fönigl. Hauſes. 
$. 1. 

Dem König, ald Negenten und Haupt des Haufes, 
fommt die Befugniß zu, Einfiht von der Erziehung aller 
Prinzen und Prinzeffinnen feines Haufes zu nehmen. 

6. 2 a 

Kein Prinz und Feine Prinzeffin des Fönigl. Haufes 
darf ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des Könige in einen 
fremden Staat fich begeben. 

$. 3 

Ueberhaupt fteht e8 dem Monarchen zu, alle zur Ers 
haltung der Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des 
koͤniglichen Haufes dienlihe Maasregeln zu ergreifen, 


Tit. V. 
Von der Thron- und Erbfolge. 
F. 1. 

Bei der Thronfolge treten diejenigen Beſtimmungen ein, 
welche in den SS. 5. 7. 8. 9 u. 10 unter I. dieſes Kapi— 
tels CDVerfaffungssUrfunde Tit. II. SS. 2. 3. 4. 5 und 6) 
desfalls enthalten find. 

In den Fällen, da ein Vice- König aufgeftellt wird, 
fol der zur Thronfolge beftimmte Prinz, oder in Ermaus 
gelung eines dazu geeigneten Prinzen, ein Eingeborner 
Dazu ernannnt werden. 

Ss 2 

Für die Dauer des Mannsſtammes, und im Falle, 
wenn ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berech- 
tigter Prinz vorhanden ift, find die Prinzeffinnen von der 
Nachfolge zur Krone durch die Verfaſſungs-Urkunde aus» 
geſchloſſen. 

Der Verzicht auf dieſe Nachfolge ſoll in kuͤnftigen 
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Ehe » Verträgen, unter Beziehung auf die einfchlägige Stelle 
der Berfaffungs-Urfunde, befonders ausgedrückt werden. 
8. 3 

Die Prinzeffinnen find nicht nur von der Regierungs⸗ 
folge, fondern auch von der Sinteftat- Erbfolge alles be- 
-weglichen Bermögend des Manns» Stammes, ſowohl in 
der Hauptlinie, als in den Nebenlinien ausgefchloffen, fo 
lange noch männliche Sproffen im föniglichen Haufe vor⸗ 
handen find. 

Bis zur Erlöfhung des Manns» Stammes bleiben fie 
auf die ihnen ausgefegte Ausſteuer befchränft. Sollte der 
oben vorgefchriebene DBerzicht durch irgend einen Zufall 
nicht geleiftet worden feyn, fo werden fie nach den Ge: 
fegen des koͤniglichen Haufed zu Bunften des Manns— 
Stammes für verzichtet geachtet. 

$. 4. 

Im Falle gänzlicher Erlöfchung des Manns⸗Stammes, 
wird den Prinzeffinnen die Erbfolge in das Privat» Ver; 
mögen des legten Monarchen, nad) dem folgenden VIII. 
Tit. eröffnet. Bei jenem zurüdgelaffenen Vermögen, wel⸗ 
ches als Beſtandtheil des der Krone angehörigen Vermoͤ⸗ 
gend nach den früheren Familien » Gefegen und Verträgen 
de3 Föniglichen Haufes und der Berfaffungs» Urkunde des 
Reichs Cfiehe den Abfchnitt von dem Staatsgut, den Do» 
mänen ꝛc. Kapitel 2. 55. 1 mw 9 9), erflärt ift, rich 
tet fi die Erbfolge nach den Beftimmungen über vie 
Thronfolge, 

zit. VL 
Bon Apanagen, Ausftener und Witthum. 
$, 1. 

Keine Apanage darf Fünftig auf liegende Güter, ſon⸗ 
dern fie fol in einer Geld» Rente vpn hoͤchſtens 100,000 fl., 
welche in monatlichen Beträgen an die nachgebornen Prinz 
zen auszubezahlen ift, auf die Fönigliche Staats⸗Kaſſe an- 


1) Berfaffungss Urkunde Ziter UI. 96, 1u. 2. 
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gewiefen werden. Für die nachgebornen Söhne des Kb: 
nigs wird die Appanage niemals unter 80,000 fl.,. went 
fie etablirt und verheirathet find, und nicht unter 60,000 fl., 
wenn fie vor ihrer Vermählung fich etabliren, betragen. 
Wenn von dem Könige nur zwei Prinzen hinterlaffen wor: 
den find, fo tritt der Nachgeborne in die volle Appanage 
von 100,000 fl. ein, ohne daß in der Folge eine Vermin- 
derung ftatt finden darf, jedoch wird bei den nachgebors 
nen Söhnen der Fünftigen Könige die wirkliche Vermaͤh⸗ 
fung vorausgefegt, außerdem mit der Etablirung lediglich 
eine Apanage von 80,000 fl. verbunden ſeyn fol. Neben 
Einfünfte, welche von Militär, oder andern Chargen oder 
aus befondern Titeln bezogen werden, koͤnnen in die Ap⸗ 
panage nicht eingerechnet werden. 
§. 2. 
Der Unterhalt des Kronprinzen wird jedesmal beſon— 
ders feſtgeſetzt, und auf die Staats-Kaſſe angewieſen. 
§. 3. 
Die Apanagen der Nachgebornen werden nach dem 
F. 1. angefuͤhrten Maasſtab von dem Koͤnige durch eine 
beſondere Urkunde feſtgeſetzt und angewieſen, ſo bald fuͤr 
den nachgebornen Prinzen ein eignes Haus gebildet wird. 
Bis dahin werden die nachgebornen Prinzen zwar auf Kos 
ften der Föniglichen Staats» Kaffe unterhalten, diefer Un- 
terbalt wird aber jährlich von dem Könige befonders be; 


ftimmt. 
$. 4, 


Da, mo bereit befondere Apanagial» Verträge im 
föniglichen Haufe beftehen, hat es hierbei fein Verbleiben. 
I. 5 

"Die Prinzen des Föniglichen Haufes find nach dem 
Tode ihres Vaters berechtigt, nach erreichtem 2iften Sabre 
fi) befonders zu etabliren, und bierzu die ihnen gebuͤh⸗ 
rende Apanage in Anfpruch zu nehmen. 

$. 6. 
Wenn für einen nachgebornen Prinzen die Apanage 
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feftgefegt und angemwiefen ift, fo muß derfelbe davon nicht 
nur den Unterhalt feines Haufes, fondern auch die Aus- 
fteuer feiner Töchter, die Etablirung und Berforgung fei- 
ner Söhne, und die Witthume feiner Linie beftreiten. 
Sollte deffen Familie fo zahlreich feyn, daß die ausge— 
fegte Apanage zu ihrem ſtandesmaͤßigen Unterhalt nicht 
mehr binreichte, oder daß für das Haus eined Prinzen 
aus der Nebenlinie nicht wenigftens der dritte Theil des 
Minimums der Ayanage eines königlichen Prinzen auszu— 
mitteln wäre, fo wird der König für folche einzelne Fälle 
das Abgaͤngige ergänzen. 

Auf den Fall des Abgangs einzelner Zweige vor der 
Linie eines nachgebornen Prinzen, waͤchſt der eröffnete 
Antheil der Apanage mit den damit verbundenen Laſten 
des Witthums, fo wie des Unterhalts und der Ausfteuer 
ber Prinzeffinnen, den übrigen Zweigen jener Linie gleich: 
heitlih zu. Dem Könige bleibt jedoch vorbehalten, aus 
diefer eröffneten Apanage den Unterhalt und die Aus 
feuer der genannten Prinzeffinnen zu beftimmen, wenn 
nicht fhon früher der legte Sproffe der abgegangenen Nes 
benfinie mit Eöniglicher Bewilligung hierüber Vorſehung 
getroffen haben follte. F 

Ein apanagirter Prinz muß allezeit die in ſeinem 
Haufe getroffenen Einrichtungen dem Könige zur Beſtaͤti⸗ 
gung anzeigen. 

$. 8 

So lange die Prinzeffinnen ledig find, muß für ihren 
ftandesmäßigen Unterhalt geforgt werden, welcher von dem 
Könige für feine Prinzeffinnen Töchter in dem für das koͤ⸗ 
niglihe Haus entworfenen Etat jährlich beftimmt wird. 

I. 9%. 

Wenn der Monardy für den Fall feines Ablebens mit 
dem Regierungs »Nachfolger wegen des Unterhalts feiner 
zurüdgelaffenen Prinzejfinnen feine befondere Verabredung 
getroffen hat, und die verwittwete Königin gleichfalls nicht 
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mehr am Leben ift, fo ift ber Nachfolger verbunden, einer 
jeden voljährigen Prinzeffin, fobald ein eigned Haus für 
fie gebildet wird, bis zu ihrer VBermählung, für ihren ftans 
desmäßigen Unterhalt, eine jährliche Nente von wenigſtens 
24,000 fl. und höchftens 30,000 fl. in monatlichen Raten 
anzumeifen. 

Ohne befondere Gründe kann aber, fobald die Prints 
zeffin das 2fte Jahr zurücgelegt hat, derfelben die Ber 
ftellung eines eignen Haufes nicht verweigert werben. 

$. 10. 

So lange die verwittwete Königin am Leben ift, und 
ihren Wittwenftand nicht Ändert, verbleiben die ledigen 
Prinzeffinnen Töchter in ihrem Haufe, unter ihrer unmits 
telbaren Auffiht, und empfangen von dem Thron- Erben 
für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. Wenn 
eine Prinzeffin nach zurücgelegtem 2öften Sahre mit Ges 
nehmigung des Königs aus dem mütterlichen Haufe tritt, 
fo erhält fie die volle Apanage vorbehaltlich der dem Mo- 
narchen, vermöge des IV. Tit., zuftehenden Rechte der 
Aufſicht. 

$. 11. 


Fur jede Prinzeffin aus der Föniglichen Hauptlinie ifk 
bei ihrer Bermählung zur Ausftener und Total: Abfindung 
‚ein Betrag von 100,000 fl. feftgefegt. 

$. 12. 

Das Witthum der regierenden Königin beftimmt fich, 
nebſt einer anftändigen eingerichteten Nefidenz, jedesmal 
nach dem abgefchloffenen Ehe-Vertrag, darf aber Fünftig 
nie mehr als 120,000 fl. jährlich, nebft benöthigter Fourage 
und Holz, betragen, 

Sn Anfehung des Witthums der gegenwärtig regie- 
renden Rönigin verbleibt es bei den hierüber getroffenen 


Anordnungen. 
$. 13. 


Die darüber zu errichtende Urkunde wird von dem 
Könige unterzeichnet, und mit feinem Kabinets⸗Siegel ges 
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fertigt, dann in Gegenwart zweier, von dem Könige beſon⸗ 
ders hierzu ernannter, Zeugen dem Minifter des Föniglis 
hen Haufes zugeftellt, worüber ein befonderes Protokoll 


aufgenommen wird. 
$, 14. 


Die ausgefertige Urkunde wird alsdann in dem Haus; 
Archive bis zu dem Zeitpunfte des eintretenden Falles aufs 


bewahrt. 
$. 15. 


Nach dem erfolgten Ableben des Monarchen wird fie 
feinem Nachfolger von dem Minifter des föniglichen Haus 
fes vorgelegt , welcher gehalten iſt, diefelbe pünktlich volls 
ziehen zu laffen, und der Wittwe eine Abfchrift hiervon 
mitzutheilen. 

$. 16. 

Die nahgebornen Prinzen beftimmen auf eine ähnliche 
Art das Witthum ihrer Gemahlinnen, jedoch muß die daruͤ—⸗ 
ber ausgefertigte Urfunde dem Könige zur Beftätigung vors 
gelegt werden. 

Tit. VII 
Bon dem Hofftaate des koͤniglichen Haufes. 
$. 1. 

Der König ernennt feinen Hofftaat, jenen der Köni; 
gin, des Kronprinzen, der königlichen Wittwe und der Apa- 
nagirten in der Föniglichen direkten Linie. Die Wahl 
des Hofilaats der Prinzen der Nebenlinien muß ihm ans 
gezeigt, und kann nur mit feiner N angeords 
net werben. 

Tit. VI. 

Don dem Privat-Bermögen der Glieder bes 
föniglihen Hanfes und der Erbfolge in 
dasſelbe. | 

u 


Ueber alle Gegenftände, welche zu dem Staats- und 
Haus-Fideifommiß - Vermögen gehören (Tit. V. $$.3u. 4), 
feht dem jedesmaligen Negenten Feine Privat - Dispofition 
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zu, diefe kann fih nur auf dasjenige Vermögen erftreden, 
welches der Monarch weder aus Staatd- Mitteln, noch 
durch Staats» Verträge, noch in fideifommiffarifcher Ei— 
genſchaft zur Vererbung im vorhandenen Manns » Stamme, 
fondern dur Erfparniß aus den, zu feiner Privat - Dispo; 
ſition geftellten Einnahmen, oder aus fonitigen Privatti: 
teln erworben, und dem Bermögen ded Staats und der 
Krone noch nicht einverleibt hat. 

S 2, 

Der Monarch ift in feiner Dispofition an die Vor— 
fhriften der bürgerlichen Gefete nicht gebunden. 

6. 8, 

Sn Ermangelung einer Dispofition findet in dad zur _ 
rücgelaffene Privat» Vermögen des Monarchen, auch eine 
Ssnteftat=» Erbfolge, jedoch nur mit der Tit. V. $. 3 ents 
haltenen Befchränfung, und vorbehältlicy der in der Ber; 
faffungs » Urfunde ') (fiehe Abfchnitt von dem Staatsgut ꝛc. 
Kapitel 2. $. 1.) enthaltenen Beftimmungen ftatt. 

$. 4 

Die eintretende Snteftat» Erbfolge richtet fi) nad 
den bürgerlichen Geſetzen. 

6 5 

Die übrigen Glieder des Föniglichen Hauſes find bei 
ben Dispofitionen über ihr Privat» Vermögen, an die Bes 
obachtung der bürgerlichen Gefege gehalten, nad) welchen 
auch die Erbfolge in dasfelbe beftimmt wird. 

| $. 6. 

Ueber die ihnen angemwiefene Apanage fteht ihnen, 
ohne Genehmigung des Königs, Feine Dispofition, feldft 
in ihrer Linie zu, 

%.. 7 

Nach dem Abgange der männlichen Nachkommenſchaft 
eines nachgebornen Prinzen fAlt die ihm und feiner direk— 
ten Linie angewiefene Apanage mit den darauf ruhenden 


1) Verfaffungs = Urkunde Zit, TIL. S. 1. 
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Paften des Witthums, fo wie des Unterhalts und der Aus— 
fteuer der Prinzeffinnen, wenn nicht der Tit. VI. $. 6. 
angeführte Fall des Zuwachſes an die übrigen Zweige einer 
und der nämlichen Nebenlinie eintritt, an die Krone zuruͤck. 
Tit. IX. 
Bon der Reichs-Verweſung und den Bormund- 
haften. 
$. 1. 

Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des fd- 
niglichen Haufes tritt mit dem zurücgelegten 18ten Jahre ein. 
a 2 

In Anfehung der Reiche + Verwefung fommen jene Be: 
fiimmungen in Anwendung, welche in der Berfaffungs- 
Urfunde ) CAbfchnitt III. von dem Staatsgebiet, der Re— 
gierung, ber Thronfolge ꝛc. Kapitel 2. $. 11 bis $. 22 


enthalten find. 
5:38 


Die Bormundfchaft über die Föniglichen Prinzen und Prin- 
zeffinnen, infoweit fie auf die Reichs-Verweſung jich nicht 
bezieht, kann durch eine väterliche Dispofition angeordnet 
werden. In Ermangelung einer folhen Dispofition gebührt 
ber verwittweten Königin, welche in jedem Falle die Er- 
ziehung ihrer Kinder hat, die Bormundfchaft über das Pris 
dats Vermögen derfelben, während ihrer Minderjährigfeit, 
jedoch allezeit unter der Aufficht des Monarchen, oder des 
gefegfichen Reichs-Verweſers, welcher das Gutachten des 
Regentſchafts-Raths hierbei zu erholen hat. Die nämliche 
Auffiht hat auch bei der durch den verftorbenen Monars 
hen angeordneten Vormundſchaft ftatt. 

$. 4 

Sollte die verwittwete Königin wor beendigter Vor; 
mundfchaft mit Tode abgehn, oder wegen eines gefeglichen 
Hinderniffes die Bormundfchaft nicht fortführen fönnen; fo 
fommt die Anordnung derfelben dem nachgefolgten Monar- 





1) Verfaſſungs Urkunde Zit, I. S.9 — $. 14 1. 9. 15 — $. 2%. 


80 


chen, oder dem jedesmaligen Reichs-Verweſer, mit Ber: 
nehmung des Regentſchafts-Raths, zu. 
$. 5. 

Die Prinzeffinnen verbleiben unter der. Kuratel des 
Monarchen oder des Reichs + Verwefers bis zu ihrer Ver— 
maͤhlung, ohne Unterſchied, ob fie bei der vermwittweten 
Königin ſich befinden, oder ein befonderes Haus für fie 
gebildet worden ift. 

F. & 

Die Prinzen des Föniglihen Haufes können für die 
Verwaltung des Vermögens und die Erziehung ihrer min 
derjährigen Kinder Bormünder ernennen, diefe müßen aber 
von dem Könige beftätigt werden, 

u S. 7. 

Wenn der Vater entweder felbft Feine Vorminder "er 
nannt hat, oder die ernannten haben die fönigliche Ge- 
nehmigung nicht erhalten, fo koͤmmt ihre Beftellung dem 
Könige zu. 

$. 8 

Die Vormuͤnder müffen bei der Erziehung der Prinzen 
und Prinzeffinnen dasjenige beobachten, was Tit. IV. $. 
4. deshalb verordnet ift. 

$. 9 

Sn Anfehung der Verwaltung des Vermögens haben 
fie die Vorſchriften der Geſetze des Königreiche zu beobadh- 
ten, jedoch wird bei ihren Handlungen, wobei Privaten 
die Beftätigung der Gerichte vorgefihrieben ift, die Beſtaͤ⸗ 
tigung des Königs erfordert, 

Tit. X, 

Bon der Gerichtsbarfeit über das koͤnigliche 
Haus in fireitigen Fällen und von dem Fa— 
milien-Rathe. 

Real⸗- und vermiſchte Klagen gegen ein Glied des koͤ⸗ 
niglichen Haufes werben bei den einfchlägigen Töniglichen 
Appellations - Gerichten angebracht. 


j “* 4 * 
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2. ren SE Dr U Weser 

‚Ueber alle ‚anbere ‚perfönliche —— a, — 
ten der Prinzen und Prinzeſſinnen des Hauſes verfügt und. 
entfcheidet der Koͤnig. 

Den vorläufigen: Vecſuch der guͤtlichen Vereinbarung : 
bat der föniglihe Staats-Minifter der Zuftiz auf koͤnigli⸗ 
chen Auftrag anzuftellen. Bleibt derfelbe ohne Erfolg, fo 
wird der Proceß durch. die Praͤſidenten des: Sberappella⸗ 
tions⸗Gerichts und des Apellations ⸗Gerichts der Reſi⸗ 


denz⸗Stadt nach der beſtehenden Gerichts; Ordnung im 5 


Föniglichen Namen, und nach vorlaͤufigem beſondern Auf⸗ 
trage des Koͤnigs inſtruirt. Die aufobige Weiſe inſtruir⸗ 
ten Akten werden an' das koͤnigliche Stadts » Minifterium. | 
der Juſtiz .eingefendet. Die Entfcheidung der Sache ers 
folgt durch den König nach vorher: eingeholtem gemein- 
fhaftlihen Gutachten der beiden Staats» Minifterien bes 


föniglichen Hauſes und der Juſtiz in Se und zugleich . 


fester Inſtanz. 
5 $. 3. 

Die Depoſition bei Zeugſchaften iſt von, den eänigfi 
chen Familiengliedern bei fürftlichen Trauen und Glauben 
durch einen Präfidenten des Oberappellations Gerichts zu 
erholen, und dem einfchlägigen Gerichte mitzutheilen. 

$. 4 

Dem Könige bleibt es vorbehalten, zu Entſcheidung 
wichtiger Faͤlle in perſoͤnlichen Angelegenheiten der Glieder 
des koͤniglichen Hauſes einen Familien-Rath zu berufen. 
Derſelbe beſteht aus dem Könige, dem Kronprinzen, den—⸗ 
jenigen Prinzen des koͤniglichen Hauſes, welche das 2iſte 
Sahr erreicht haben, den’ Kronbeamten und Miniftern. 
6. 5 | 

Die Zufammenberufung wird den ſaͤmmtlichen Mitglie- 
bern durch ein befonderes Fönigliches Defret befannt gemacht. 

6. 

Der Familien » Rath als königlicher oberfter Gerichts: 

bof wird von dem Könige oder in deſſen Abwefenheit von 
6 


8 


dem Kronprinzen präfibirt; find beide nicht gegenwärtig, 
fo wird das Praͤſidium nach Gutbefinden des Monarchen 
einem Andern durch ein befonderes Dekret übertragen, 
$. 7. 
Der Staats - Minifter der Juſtiz hat bei dem Be 
Familien-Rath den Bortrag. 
$. 8. | 
Der Familien» Rath erkennt in der ihm beigelegten 
Eigenfhaft nach den rechtlichen Verhältniffen des Falls. 
Die Beftätigung bleibt dem Könige vorbehalten. 


Dritted Kapitel. 
Königreib Hannover. 


Die Staatöform des Königreich8 Hannover ’), ift nach 
der urfundlichen Staats » Grunbverfaffung erbmonarchifchs 
landftändifh. Zu der Thronfolge find 1) die männlichen 
und die weiblichen Abkömmlinge des Königlichen Haufes 
berechtigt; doch ift das Sukceſſions-Recht des Weiber-Stam- 
mes nur fubfidiarifch, es kann alfo eher nicht wirkſam 
werden, als nad) gänzlicher Erlöfhung des Manns⸗Stam⸗ 
mes. 2) In der Ordnung der Thronfolge gift a) der Vor⸗ 
zug der Linien, fo daß eine nähere Linie allen entfernteren 
vorgeht, b) in jeder Linie (fie fey blos Hauptlinie oder 
Special» oder Unterlinie) giebt Erfigeburt 2). den Vorzug. — 


1) Die Bevölkernng des Königreichs beträgt 1,410,300 Seelen. 

2) Wühelm, Herzogs Ernft zn Zelle jüngfter Sohn, hatte fieben 
Söhne; der ältefte davon übernahm 1592 nach Abfterben des 
Vaters, auf Begehren aller Brüder, nad) Gutbefinden und Bei: 
rath der dazu erbetenen Fürften, die Regierung auf 8 Jahre; 
er war unvermählt und führte die Regierung bis an feinen Tod. 
Daranf fchloffen feine Brüder Herzog Ehriftian, Auguft, Fried: 
rih, Magnus, Georg und Wilhelm den 15. April 1611 einen 
Vertrag, nach welchem das Land flets bei einem regierenden 
Randesfürften und ungetrennt bleiben follte. Kaiſer Mathias 
betätigte diefen Vertrag den 29, Oktober 1612. Hiernach 
folgte der Prinz Ehriftian, endlich Fam die Regierung an den 
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Weſentlich verfchieden hiervon ift das Thronfolge⸗Recht in 
Großbrittanien und Srland, zwifchen welchen und Hans 
nover nur eine Perfonal-Union befteht. 

Die Volljährigkeit des Könige von Hannover tritt mit 
der Bollendung des 2iften Jahrs ein. 

Das Patent *) vom 7. December 1819, die Berfaf- 
fung der allgemeinen Stände» Berfammlung des Königreichs 
betreffend, enthält übrigens Feine hierher gehörigen Ber 
flimmungen. — 


fechften Prinzen Georg. Diefer machte 1644 ein Teftament 
und führte dadurch zwei regierende Linien in feinem Haufe ein, 
nämlich zu Hannover und Zelle. Ernſt Auguft, regierender 
Herzog im Fürftenthum Galenberg oder Hannover führte 1680 
mit Einwilligung Herzogs Georg Wilhelm zu Zelle und der 
Landftände, das Erftgeburtsrecht in feiner Linie völlig ein und 
ließ es von den Randftänden beſchwören. Herzog Georg Wil: 
beim, der Peine Kinder hatte, beftimmte fein Land nach feinem 
Tode dem Herzog Ernft Auguft, der am 22. März‘ 1692 zum 
Kurfürften zu Braunfchweig erhoben wurde. Seine Gemahlin 
war Sophie, eine Tochter des im 30jährigen Kriege fo un: 
glücklichen Kurfürften Friedrich V. von der Pfalz und deffen 
Gemahlin Eliſabeth, Tochter König Jakobs I. von Großbrit: 
tanien. Ihm fukcedirte fein erftgeborner Sohn Georg Ludwig 
in allen Zanden. Wegen der eben erwähnten Verwandtſchaft 
befam diefer Anwartfchaft auf den brittifchen Thron, den er 
aud nad dem Tode der Königin Anna 1714 unter dem Na: 
men Georg I. wirklich beftieg. 

Am 22, April 1703 ſchloſſen Kur: Braunfchweig und Braun: 
hmeig = Wolfenbüttel einen Vertrag, wornach Wolfenbüttel 
weder directe noch indirecte fich der Hannöveriſchen Primoges 
nitur der Rande, opponiren, noch ſich unter einigerley Praͤ⸗ 
tert, es fey pactorum familiae, oder wie das fonften Namen 
haben möchte, darin immisciren, noch auch Andern, fo es 
thun wollen, directe oder indirecte einiger Rath, ee Bors 
fchub, oder Hülfe eiften wolle. 

3) Konftitutionen der europäifhen Staaten. Th. III. Seite 340 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 396, 

6” 


Viertes Kapitel. 
Königreid Württemberg. 


Die koͤnigl. Württembergifche Verfaffungs » Urfunde 

beftimmt darüber Folgendes '): 
| - % 1 | 

Sämmtliche Beftandtheile des Koͤnigreichs *) find und 
bleiben zu einem ungertrennlichen Ganzen und zur Theil: 
nahme an einer und berfelben Verfaffung vereinigt. 

| 5. 2. 

Wuͤrde in der Folgezeit das Koͤnigreich einen neuen 
Landeszuwachs durch Kauf, Tauſch oder auf andere Weiſe 
erhalten; fo wird derſelbe in die Gemeinſchaft der VBerfaf: 
fung des Staates aufgenommen. 

Als Landeszuwachs ift Alles anzufehen, was ber Koͤ⸗ 
nig nicht blos für feine Perfon, fondern durd Anwendung 
der Stantefräfte, oder mit der ausdruͤcklichen Beftimmung, 
daß es einen Beftandtheil des Königreichd ausmachen fol, 
erwirbt. Ä 

Sollte ein unabwendbarer Nothfall bie Abtretung ei- 
ned Landes⸗Theils unvermeidlich machen, fo ift wenigftens 
dafür zu forgen; daß den ingefeffenen des getrennten 
Landes » Teiles eine hinlängliche Zeitfrift geftattet wird, 
um ſich anderwärts im Königreiche mit ihrem Eigenthum 
niederlaffen zu können, ohne in Veräußerung ihrer fie: 
genfchaften übereilt, oder ‚durch eine auf das mitzuneh⸗ 
mende Bermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf andere 
Weiſe beläftigt zu werden. 

$. 3. 

Der König ift das Haupt des Staats, vereinigt in 

fih alle Rechte der Stants- Gewalt, und übt fie unter 





1) K. Württ. Verf. Urk. 9. 12,4, 5. 104, 9.85, 9. 5, 
$. 92, 96 u. 97,%.6 — 18 u. 106. Konflitutionen der euro: 
päiſchen Staaten, Th. III. ©. 291. 


2) Das Königreich Württemberg hat 1,505,700 Einwohner, 
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den durch die Berfaffung feftgefegten Be kimmungen 
aus ). 2 

Seine Perfon ift heilig und unverletzlich. 

— | 

Für den Aufwand, welchen die Bedürfniffe des Kö- 
nigs und der Hofftaat erfordern, wird auf die Regierungs- 
zeit eines jeden Königs eine theils in Geld, theils in Nas 
turalien beflehende Eivillifte verabfchiedet, deren Betrag in 
beftimmten Raten an die von dem Könige zu —— 
Verwaltungs ⸗Stelle abgegeben wird. 

; 5. 

Der König vertritt den Staat in allen —— Ver⸗ 

haͤltniſſen gegen auswärtige Staaten 9. 


$. 6. 
Der König befennt ſich zu einer der chriftlichen Kirchen. 


Die Gerichtsbarkeit wird im 1 Namen des Könige und 
unter deſſen Oberaufficht durch follegialifch gebildete Ge⸗ 
richte in gefeglicher Inftanzen » Ordnung verwaltet. 

$. 8. 

Die Erfenntniffe der Kriminal-Gerichte beduͤrfen, um 
in Rechtskraft uͤberzugehen, keiner Beſtaͤtigung des al age: 
$. 9 

Dagegen ſteht dem Könige zu, Straf ⸗ Erkenntniſſe 
vermoͤge des Begnadigungs⸗Rechtes auf erforderten und er- 
ſtatteten Bericht des erkennenden Gerichts aufzuheben oder 
zu mildern. Es ſind daher die Kriminal⸗Gerichte nicht nur 
verbunden, in ſchweren Fällen die Akten ſammt ihrem Er⸗ 


3) Die Staatsform ift erbmonarchifchrepräfentativ. Der Titel 
des Königs ift: Bon G. ©. König von Württemberg. 

4) Der weitere Inhalt diefes $. handelt davon, daß der König 
ohne Einwilligung der Stände durch Verträge mit Auswärti- 
gen Feinen Theil des Staats: Gebiets veräußern Bönne ꝛc. Es 

“wird diefes in dem Abfchnitt über die Stände, an dem geeig- 
neten Ort, bemerkt werden. 
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— kenntniſſen vor der Eröffnung besfelben, durch das koͤnigl. 

Juſtiz⸗Miniſterium dem Könige zum Behuf einer etwais 
gen Begnadigung vorzulegen; fondern ed kann aud nad) 
Eröffnung des Erkenntniffes der DVerurtheilte fih an die 
Gnade des Königs wenden. 

Auf gleiche Weife kann auch, wenn nad) dem Gutach— 
ten des Königl. Juſtiz-Miniſteriums hinlängliche Gründe 
dazu vorhanden find, vermöge des dem Könige zuftehenden 
Abolifions- Rechtes, noch ehe das Verbrechen oder Vergehen 
unterfucht, oder über bie Beftrafung erfannt worden ift, 
‚alles Verfahren gegen den Befchuldigten eingeftellt und 
niedergefhlagen werben. | 

Der König wird jedoch bei Ausäbung ſowohl des ei⸗ 
nen als des andern Rechts darauf Ruͤckſicht nehmen, daß 
dem Anſehen und der Wirkſamkeit der Strafgeſetze su 
durch nicht zu nahe getreten werde. 

$. 10. 2 
Der Sit der Regierung kann in feinem Falle außer⸗ 
halb des Königreichs verlegt werben. 
$. 11. 

Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsſtamme 
des Königlichen Haufes ; die Ordnung derfelben wird durch 
bie SIEB EBIUTENGE nad dem Erfigeburts » Rechte °) bes 


5) In Älteren Zeiten wurde bald beftimmt, es folle nicht getheilt 
werden, bald aber wurde auch getheilt. Den 14. Dec. 1482 
fhloffen die beiden Grafen Eberhard der ältere und Eberhard 
der jingere zu Münfingen einen Wertrag, daß das Land Würt: 
temberg zu ewigen Zeiten in einer Hand bleiben und ſtets von 
dem älteften Herrn des Haufes Württemberg regiert werden 
ſolle. Den 17. Februar 1484 wurde diefer Vertrag vom Kai: 
fer Sriedrich beftätigt. In dem vom Kaifer Marimilian 1495 
dem Grafen Eberhard dem älteren ertheilten Herzoglichen Di: 
plom ift die Beſtätigung Kaifer Sriedrihs erwähnt. Wenn 
nun auch 1553 der Herzog Ehriftoph dem Bruder feines Ba: 
terd und feinem zweiten Prinzen etwas an Land und Leuten 
beftimmte, fo kann man dies doch nicht eigentlich eine Aus- 
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ſtimmt. Erliſcht der Mannsſtamm, ſo geht die Thronfolge 
auf die weibliche Linie, ohne Unterſchied des Geſchlechts 
uͤber, und zwar ſo, daß die Naͤhe der Verwandtſchaft mit 
dem zuletzt regierenden Koͤnige, und bei gleichem Verwandt⸗ 
ſchafts⸗Grade, das natürliche Alter den Vorzug giebt. Ser 
body tritt bei der Descendenz des fodann regierenden Föni: 
glihen Haufes das Vorrecht des Manns» Stammes wie; 
der ein. 
$. 12. 

Die Fähigkeit zur Thronfolge fegt rechtmäßige Geburt 
aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung bes Königs. ger 
ren Ehe voraus, 

$. 13. 

Die Volljährigkeit des Königs tritt mit zuruͤckgelegtem 
18ten Sabre ein. 
$. 14. 

Der Huldigungs - Eid wird dem Thronfolger erft dann 
abgelegt, wenn er in einer den Ständen des Königreichs 
auszuftellenden feierlichen Urkunde die unverbrüchliche Feſt— 
haltung der Landes »Berfaffung bei feinem koͤnigl. Wort 


zugeſi chert hat. 
$. 15. 


ft der König minderjährig, oder aus einer andern 


nahme von dem Primogenitur- Recht in Württemberg nennen, 
Nach Herzog Friedrichs im Jahr 1608 erfolgten Tod unterzog 
fih fein ältefter Prinz, Johann Briedrich, allein der Regie: 
rung und 1617 fchloffen die fämmtlichen Brüder einen Mer: 
gleich, worin das Erftgeburts: Recht ebenfalls anerFannt wurde. 
Nah Johann Friedrichs Tod folgte der ältefte feiner 3 Prinzen. 
Aber auch hier trat noch eine Abfindung ein. In dem 1664 
von Eberhard IM. errichteten Teſtament wurde fein äftefter 
Sonn, Herzog Ludwig Wilyelm, den pactis majorum, der 
erection und legibus fundamentalibus deg Herzogthums gemäß, 
zum Univerfal=successor beftinmt. Kaifer Leopold beftätigte 
diefes Zeftament den 29. Aprit 1664 und die Landfchaft nahm 
ed unter die Land-Grundgefege auf. J. J. Mofer Familien: 
Staatsrecht ıc. Theil T. Kapitel 2. 


Urſache an der eignen Ausübung der Regierung verbin; 
er dert; fo tritt eine Reiche » Berwefung ein. 

$. 16. 

Sn beiden: Fällen wird die Keiche-Berwefung: von dem 
der Erbfolge nach naͤchſten Agnaten gefuͤhrt. Sollte fein 
dazu fähiger Agnat vorhanden ſeyn, fo fällt die Regent: 
fchaft an die Mutter, und nad) diefer an die Großmutter 
des Koͤnigs von vaͤterlicher Seite. 

F. 17. 

Sollte ci bei einem zunaͤchſt nach dem regierenden 
Könige "Li Erbfolge beftimmten Familiengliede eine folche 
Geiſtes⸗ o er koͤrperliche Beſchaffenheit zeigen, welche dem⸗ 
ſelben die eigene Verwaltung des Reichs unmoͤglich ma⸗ 
chen wuͤrde; ſo iſt unter der Regierung des Koͤnigs durch 
ein foͤrmliches Staats-Geſetz uͤber den kuͤnftigen Eintritt 
der geſetzmaͤßigen Reichs-Verweſung zu entſcheiden. 

Wuͤrde der Koͤnig waͤhrend ſeiner Regierung oder bei 
dem Anfall der Thronfolge durch ein ſolches Hinderniß 
von der eignen Verwaltung des Reichs abgehalten ſeyn, 
ohne daß ſchon früher die oben beſtimmte Vorſehung ge— 

troffen waͤre; ſo ſoll laͤngſtens binnen Jahresfriſt in einer 
von dem Geheimen-Rathe zu veranlaſſenden Verſamm⸗ 
lung ſaͤmmtlicher im Koͤnigreich anweſender volljaͤhrigen, 
nicht mehr unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Prinzen des 
koͤniglichen Hauſes, mit Ausſchluß des zunaͤchſt zur Res 
gentſchaft berufenen Agnaten, auf vorgaͤngiges Gutachten 
des Geheimen-Rathes, durch einen nach abſoluter Stim⸗ 
men⸗Mehrheit zu faſſenden Beſchluß, mit Zuſtimmung der 
Staͤnde uͤber den Eintritt der geſetzmaͤßigen Regentſchaft 
entſchieden werden. 

$. 18. 

Der Reichs⸗-Verweſer bat ebenfo, wie der König, 
den Ständen die Beobachtung der Landes Verfaffung feier: 
lich zugufichern ®). 


6) Die Form, in welcher dieſes von dem Reihe: Merwefer ge: 
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$. 19. 

Der Reichs-Verweſer übt die Staats: Gewalt in dem 
Umfang, wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Kos 
nigs verfaffungsmäßig aus; daher fteht auch der Geheimes 
Rath zum Reichs-Verweſer in demfelben Verhältniffe, wie 
zu dem regierenden Könige. 

Es fann aber der Reichs-Verweſer feine Standes- 
Erhöhungen vornehmen, feine neue Ritter-Orden und Hof- 
Aemter errichten, und fein Mitglied des Geheimen:Rathes 
anders, als in Folge eines gerichtlichen Erfenntniffes, ent» 
faffen. Jede während einer Reichs-Verweſung verabichies 
bete Abänderung eines Berfaffungss Punktes gilt nur auf 
die Dauer der Negentfchaft. Auch Fönnen die dem Reiche 
heimgefallenen Lehen während der Regentfchaft nicht wie: 
der verliehen werben. 

$. 2%. | 

Die Koften der Hofhaltung bed Reichs-Verweſers 
werden aus den Mitteln der Eivillifte bejtritten, die Apa— 
nage besjelbeu wird bis zum Betrage der einem Kronprinz 
zen gebührenden erhöht. 

6 21. 

Sn Ermangelung einer von dem Könige getroffenen 
und dem Geheimen Rathe befannt gemachten Anordnung 
gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs der Mut- 
ter, und wenn diefe nicht mehr lebt, der Großmutter von 
päterlicher Seite; jedoch fann die Ernennung der Erzieher 
und Lehrer und die Feitfegung des Erziehungs: Planes nur 
unter Ruͤckſprache mit dem Bormundfihafts:Rathe gefche- 
ben, welcher fid) aud den Mitgliedern des Geheimen - Ras 
thes unter dem Vorſitz des Reichs-Verweſers bildet, fo daß 
lesterer bei den deßfalls zu faffenden Befchlüffen eine mit- 
zuzählende, und im Falle einer Stimmen» Gleichheit, eine 
entfcheidende Stimme bat. Bei einer BVerfchiedenheit ber 
— — 

ſchieht, iſt nicht wie in der Verfaſſungs-Urkunde von Bayern, 

‚vorgefchrieben. . 
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Anfichten hat der Vormundſchafts⸗Rath die Entfcheidung ; 
auch Tiegt diefem nach dem Ableben der Mutter und der 
Großmutter die Sorge fir die Erziehung des minderjähri- 
gen Königs allein ob. 

5:22. 

Die Apanagen, Witthbume, Heirathe » Güter und an- 
dere dergleichen Leiſtungen, welche die Mitglieder des koͤ— 
‚niglihen Haufes in Anſpruch zu nehmen haben, werben 
an diefe von der Staats: Kaffe unmittelbar entrichtet. 

$. 23. 

Die Berhältniffe der Mitglieder des koͤnigl. Hanfes 
zum Könige, ald Oberhaupt der Familie und unter fi, 
werden in einem eignen Haus: Gefete beftimmt 7). 


7) Diefes ift noch nicht erfchienen. In dem königlichen Reſkripte, 
worin die Arbeiten für den außerordentlichen Landtag (Januar 
1828) aufgezählt find, iſt auch die Vorlage eines neuen Haus— 
gefebes enthalten und zugefichert. — Das ältere königl. Würt: 
tembergifche Hausgeſetz ift in dem rheinifchen Bund (18ter Bd., 
52 — 54ftes Heft) enthalten. — Sh einem öffentlichen Blatte 
wurde übrigens in Beziehung anf das projeftirte neue königl, 
Hausgefeh Folgendes bemerft: In der Sitzung der Kammer 
der Abgeordneten vom 20. Dec, wurde von der Kammer der 
Standesherrn ein, an diefe Kammer durch den Minifter der 
Familien: Augelegenheiten gebrachter, Entwurf eines Fönigl. 
Hausgeſetzes, mit den Refultaten der, infoweit das Geſetz der 
ftändifchen Mitwirkung unterliege, — bei der erften Kammer 
bereits ftattgehabten, Berathung mitgetheilt. Der erfte Ab: 
fchnitt des vorliegenden Entwurfs befchäftigt fih mit der Bit- 
dung des Fönigl. Haufes, und giebt Beftimmungen über Titel, 
Wappen und Rang der Mitglieder desfelben. Der König ift 
das Oberhaupt des königl. Haufes. Der ältefte Sohn des Kö: 
nigs heißt Kronprinz, und führt das Prädikat: Königliche 
Hoheit. — Der zweite Abfchnitt handelt von der Thronfolge, 
Reichs: Verwefung und perfönlihen Vormundſchaft eines Kö- 
nigs, worin es jedoch bei den Vorſchriften der Verfaſſungs— 
Urkunde $. 4 — 17 mit der Beſtimmung bleiben foll, daß im 
Fall einer Reichs: Verwefung die, dem Haupte der königl. da: 
milie zuftehenden,, Rechte über die Mitglieder des königl. Yaus 
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ſes von dem Reichs-Verweſer ausgeübt werden ſollen. — Der 
dritte., vierte, fünfte und fechste Abfchnitt betreffen die oberfte 
Aufficht des Königs über die Glieder des königl. Hauſes im 
Allgemeinen ; deßgleichen die Bormundfchaften, Erziehung, Auf: 
enthalt der Prinzen und Prinzeffinnen; die Vermählungen der 
Mitglieder des königl. Hanfes und ihren Hofftaat. Namentlich 
erklärt $. 9 des Entwurfs alle Glieder des königl. Hauſes der 
Hoheit und Gerichtsbarkeit des Königs untergeben; befonderer 
Gegenftand der Eönigl. Auffiht find die DVormundfchaften und 
die Erziehung aller Prinzen und Prinzeffinnen des Pöniglichen 
Heufes. Die Volljährigkeit des Kronprinzen tritt nach zurück— 
gelegtem 18ten Fahre ein; die Fön. Prinzen und Prinzeffinnen 
(alte von des verewigten Königs Sriedrih Maj. abflammenden 
Prinzen und Prinzeflinnen) werden nach zurüdgelegtem 2iſten 
Fahre, die fibrigen Prinzen und Prinzeffinnen des Haufes aber 
nach dem 22ften Jahre ihres Alters volljährig. — Der fiebente 
Abſchnitt beftimmt die Apanagen, Ausfteuer, Witthum, Un: 
terhalts: und Nadelgelder, deren Genuß mit der erlangten 
Volljährigkeit anfangen fol. Die Erhebung wird durch eine, 
von dem Minifter der Haus: Angelegenheiten auszuftellende, 
Beurkundung der Volljährigkeit eingeleitet. Die Upanagen, 
Witthums- und Heirathsgelder können nie in liegenden Grün: 
den ertheilt werden, fondern find ftetshin auf die Staatskaſſe 
anzumweifen, und, mit Ansnahme der Heirathsgelder, in gleichen 
Raten vierteljährig auszubezahlen ; fie können nur mit Bewilfis 
gung des Königs außerhalb des Königreichs verzehrt, auch die 
zu dem flandesmäßigen Unterhalte ausgefesten, Apanagen von 
Gtäubigern nicht in Anfpruch genommen, noch deren Befchlag: 
nahme gefordert werden, Beftimmungen betreffen das 
Maas der Apanagen, Donativ:, Unterhalts-, Nadel: und Spiel: 
gelder, Heirathögelder und Witthume für die Fünftig eintre— 
tenden Bälle ꝛe. — Der achte Abfchnitt befchäftigt fich mit der 
Privat: Vermögensverwaltung und Vererbung, auch andern Pri- 
vathaudlungen der Mitglieder des Fön. Haufes; — der neunte 
Abſchnitt mit der Gerichtsbarkeit über diefelben, mobei für 
bürgerlige Rechtsfachen die oberfte Juſtizſtelle des Königreichs 
(das Fön. Ober: Tribunal) ald deren Gerichtsftand bezeichnet 
wird. — Der zehnte Abfchnitt enthält befondere Beflimmungen 
in Beziehung auf Verhäftniffe einzelner Glieder des Fön. Hau: 
fes, und deren, durch die vorangehenden Beflimmungen nicht 
geänderten, Fortbeſtand ꝛc. 


©. 
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Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


E; 
Die Großherzoglih Badifche Berfaffungs - Urfunde 
behandelt diefen Gegenftand folgendermaßen '): 
$. 1. 
Das Großherzogthum 2) ift nntheilbar und unveräuf- 
ferlich in allen feinen Theilen. 
. 2% 
Das Großherzogthum hat eine ftändifche Verfaffung ’). 
6. 3 
Der Großherzog vereinigt in fich alle Rechte der Staats: 
gemalt und uͤbt fie unter den in der Verfaſſungs-Urkunde 
feftgefesten Beftimmungen aus. 
$. 4 
Der Großherzog *) beftätigt und promulgirt die Gefeße, 
erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erforderlis 
chen — die aus dem Aufſichts- und Verwaltungs - Recht 
fließenden — und alle für die Sicherheit des Staats noͤ⸗ 
thigen Berfügungen, Neglements und allgemeine Berord- 
nungen. Er erläßt auch folche, ihrer Natur nach zwar 
zur ftändifchen Berathung geeignete, aber durch das Staats» 





1) Großherzogl. Badifche Verf. Urk. $$. 3, 6, 5, 66, 15, 5, 59,4. 
Konftitutionen der europaͤſchen Staaten, Th. III. Seite 351. 

2) Die Bevölkerung des Großherzogthums Baden beträgt 1,091,000 
Seelen. 


3) Die Staatsform ift daher nach der urfundlichen Staats-Grund— 
verfaffung,, erbmonarchifch <repräfentativ. 


4) Nach einer Merordnung vom Jahr 1813 fol folgender Titel 
gebraucht werden: Yon G. G. Großherzog zu Baden, Herzog 
zu Zähringen, Landgraf zu Nellenburg ıc. Graf zu Hanau ꝛc. — 
Der präfumtive Nachfolger, wenn er der Sohn des regieren: 
den Großherzogs ift, führt den Titel: Erbgroßherzog (grand - 
duc h£reditaire.) 
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wohl dringend gebotene Berordnungen, deren voruͤberge⸗ 
bender Zweck durch jede Verzögerung vereiteft würde. (Abs 
ſchnitt VI Abtheil. II. Kay. 5. $. 8.) 
I. 5. 
Der Großherzog kann erfannte Strafen mildern oder 
nachlaſſen, aber nicht fchärfen. 


$. 6. 
Seine Perfon ift heilig und unverletzlich. 
8. 7. 


Die Civilliſte des Großherzogs kann, ohne Zuſtimmung 
der Staͤnde, nicht erhoͤhet und (Abſchnitt VI. Abtheil. IV. 
Kay. 5. $. 12.) ohne Bewilligung bes Großherzogs nie; 
mals gemindert werben. | 
gg 8 
Die Regierung des Landes ift erblich °) in der Groß- 
berzogl. Familie nach den Bellimmungen der Deklaration 
vom 4. Oktober 1817, die ald Grundlage des Hausger 
feßes einen wefentlichen Beſtandtheil der Verfaſſung bilden 


5) Daß in der Baden: Badenfchen Linie das Recht der Eritgeburt 
eingeführt worden, ift nicht zu bezweifeln, doch ift die Unter: 
fuchung der Frage, wann diefes gefchehen fey, ohne Intereſſe, 
indem diefe Linie im Jahr 1771 ausgeftorben ift. Was die 
Linie Baden: Durlach betrifft, fo verordnete Markgraf Georg 
Friedrich im Jahr 1615 in feinem Zeftament, daß allein der 
Erftgeborne ihm in der Regiernng folgen und die Lineal: Suf- 
ceffion Statt haben ſolle. Markgraf Friedrich V. feste zwar 
1649 in feinem Teſtament feine drei Prinzen zu Erben ein, 
jedoch mit dem Anfügen, daß der Erftgeborne allein regierender 
Herr feyn und die Lineal: Sukeflion Statt finden folle; auch 
foitten die Lande ungetheilt bleiben. Kaifer Ferdinand III. be: 
ftätigte diefes Teftament den 25. April 1654. Markgraf Sried- 
rich Magnus hat 1693 in feinem Teftament das Recht ber 
Erftgeburt und die Lineal: Sufceffion beftätigt und es auch 
anf den Fat erftrecft, wenn die Linie Baden: Baden mit der 
Linie Baden : Durlach vereinigt werde. Mofer Familien: 
Staatsrecht 20, Theil I. Kapitel 2, ©, 141, 
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und als wörtlich in die Urfunde aufgenommen, betrachtet 
werden fol. 

Das bier erwähnte Haus-Geſetz 9 ſowohl, als die 
demfelben vorausgegangene Erklärung 7), wodurch bie 3 
Grafen Leopold, Wilhelm, Marimilian von Hocberg zu 
Markgrafen zu Baden und Großherzoglichen Prinzen er- 
hoben wurden, beftimmen Folgendes: 

II. 

Wir Karl von Gottes Gnaden ꝛc. 

geben andurch zu vernehmen: 

Unſeres in Gott ruhenden Herrn Großvaters koͤnigl. 
Hoheit und Gnaden hatten bereits früher. kraft des bei 
Hochdero zweiten VBermählung in der unterm 24. Nov. 1787 
ausgeftellten Verficherungs - Urfunde unter agnatifcher Ein- 
willigung gemachten Vorbehalts — vermöge der erlangten 
souverainete, mittelft ddo. Baden ben 10. Sept. 1806, 
unter gleihmäßig von Uns und Unfern Herrn Obeimen, 
des hochfeligen Markgrafen Friederich und des Markgrafen 
Ludwig Hoheiten und Liebden gefchehenen agnatifchen Bei: 
tritt — die Erbfolge »NRechte der männlichen ehelichen, eben; 
bürtigen Nachkommenſchaft aus erfagter zweiter Ehe in der 
Regierung des Großherzogthums , — nämlich Unferer Hrn. 
Halb-Dheime, der‘) Grafen 

Karl Leopold Friedrih — 

Wilhelm Ludwig Auguft und 

Marimilian Friedrih Johann Ernft — 
von Hocberg. 


6) Großherzogl. Bapdifches Staats : und Regierungsblatt vom 4. 
Dftober 1817. N. XXIV. 

7) Großherzogl. Badifhes Staats- und Regierungeblatt von 4. 
Oftober 1817. N. XXIV. 

1) In Beziehung hierauf verdienen die Artikel I. und IL des 
Staatsvertrags von Oeſterreich, Großbrittanien, Preußen und 
Rußland mit Baden (vom 10. Juli 1819) hier eine Stelle. 
Sie enthalten Folgendes: 

Art. I. Les articles additionnels du trait& de Francfort du 20. 
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förmlich und feierlich erflärt, auch erfagte Akte gleich da- 
mals fowohl den Agnaten mittheilen, ald dem oberften Ge; 
richtshofe des Landes infinniren, in dem Landes » Archive 
niederlegen, und zugleich den ſaͤmmtlchen Landes-Kollegien 
zur Kenntniß bringen laffen. . 

Und da Wir Ung fchon feit einiger Zeit mit einem um⸗ 
faffenden Haus» Gefeß befchäftigen, einftweilen aber unterm 
heutigen ein befonderes Statut wegen der Lntheilbarfeit 
Unferer gefammten Lande und über die Erbfolge errichten ; 
fo fehen Wir Uns bewogen, von gedachter Erklärung Un⸗ 
fers Herrn Großvaters königl. Hoheit und Gnaden, als 
von einem zum Beften ded Landes auf ewige Zeiten errich- 
teten Familien » Statut, Unferen fämmtlichen Unterthanen 
hiermit oͤffentlich Nachricht zu ertheilen. | 

Wir gedenken zugleid), einen Beweis von ber dem hei— 
ligen Andenfen hochgedacht Unferes Ahnherrn gemwidmeten 
tiefften Verehrung abzulegen, und finden Uns daher ferner 
bewogen, fraft der Uns zuflehenden souverainete Unfere 
drei benannten Herrn Halb» Oheime andurd als Großherz. 
Prinzen und Markgrafen zu Baden mit dem Prädikat „Ho— 
beit’ zu erflären, auch denfelben den Badifchen Haus: 
titel und das Badifche Stamm- Wappen auf diefelbe Art, 
wie jener und diefes den nachgebornen Prinzen Unferes 
Großherzogl. Hauſes, als folhen, zufömmt, ober fünftig 
zufommen wird, hiermit beizulegen. 


Novembre 1813 renfermant une clause onereuse à la charge 
du Grand-Duch& de Bade, sont revoqu&s. Son Altesse Royale 
le Grand-Duc, ses h£retiers et successeurs, en sont liberes 
a jamais, et l’&tat de possession du Grand-Duche, tel qu'il 
existe aujourdhui, est formellement reconnu, 

Art. II. Le droit de succession etabli dans le Grand-Duch& de 
Bade en faveurs de Comtes de Hochberg, fils de feu le Grand- 
Duc Charles Frederic, est reconnu et au nom des Puissances 
contractantes. — Weber die Anfprüche der Krone Bayern an 
Landestheile des Großherzogthums Baden. Eine ftaatsrecht: 
liche Erörterung. Mannheim 1827. Seite 88. 
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Zu deffen Beurkundung haben Wir gegenwärtige Afte 
zur Niederlegung fowohl in Unferm Archiv, als in der Ne- 
giftratur gedacht Unferer Herrn Halb⸗Oheime Hoheiten und 
Liebden, gedoppelt ausfertigen laffen, und eigenhändig uns 
terzeichnet, auch dad noch gebraucht werdende größere 
Staats Siegel weiland Unferes Herrn Großvaters Fönigl. 
Hoheit und Gnaden ‚beizudruden befohlen, und übrigens 
die Öffentliche Verkündung in Unfern Großherzogl. Landen 
zur allgemeinen Wiffenfhaft und Nachachtung angeorbnet. 

Gegeben Karlsruhe den 4. Dftober 1817. 


Karl. 
Auf Befehl Sr. Föniglichen Hoheit 
(L. Ss.) Weiß. 


vt. Wielandt. 
III. 


Wir Karl ıc. finden Uns bewogen, nachſtehends Haus: 
Gefeg und Familien - Statut zu errichten, zu deſſen ge- 
nauefter Beobachtung Wir, kraft der Alteften Gefege und 
Verträge Unferes Haufes — Unſere geſammten Nachkom—⸗ 
men und Regierung» Nachfolger. verpflichten. 

5:1; 

Das Großherzogthbum, ſowohl wie es dermalen, theis 
aus den alten Stammlanden, theil8 aus den durch neuere 
Staats » Verträge an Unfer Haus gefommenen Befigungen 
an Eigenthums s und Dberhoheits: Landen beiteht — ale 
wenn ed in der Folge durch weitere Erwerbungen in 
feinem Umfang noch vergrößert wird, bildet ein für alle 
tünftige Zeiten untheilbares und unveräußerliches Ganzes. 

| %. % 

Das Recht der Nachfolge gebührt, fo lange ehelicher 
ebenbürtiger Mannd- Stamm in Unferem Großherzoglichen 
Haus vorhanden ift, diefem allein, und das Erbfolge: 
Recht des weiblichen Geſchlechts ruhet, vermöge des von 
den Älteften Zeiten ber einförmig beobachteten Grundfages, 
wornad denn auch fünftig die fich vermählenden Prinzef- 
ſinnen den bisher üblichen Verzicht zu eiften haben. Die 
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Ordnung der Nachfolge aber wird unter den Bliedern des 
Manns Stammes durch das Recht der Erjtgeburt und 
durch die darauf gegründete agnatifche Erbfolge nach fols 
genden 5 Linien beftimmt: 


a) Die erfte diefer Linien bilden die von Uns felbft ab 
ſtammenden männlichen Nachkommen; auf diefe folgt 
b) die Linie Unſeres Herrn Oheims, bes Markgrafen 
Ludwig Hoheit und Liebden. Nach Erlöfchung dieſes 
Manns» Stammes trifft die Erbfolge — vermöge der 
von Unferes in Gott rubenden Herrn Großvaters 
koͤnigl. Hoheit und Gnaden bei Hochdero zweiter Vers 
mählung Sid vorbehaltenen und unterm 10. Sept. 
1806 auch gefchehenen feierlichen Erfiärung — bie 
männliche Descendenz aus erfagt zweiter Ehe des 
Hochfeligen Großherzogs — naͤmlich die Linien Unferer 
unterm heutigen in einer befonderen Akte zu Großher- 


zoglichen Prinzen und Markgrafen zu Baden erflärs 


ten Herrn Halb » Oheime der. bisherigen Grafen von 
Hochberg; und zwar 

c) zuerft die männlichen Nachkommen des Markgrafen 
Karl Leopold Friedrih Hoheit und Liebden; nad 
diefen 

d) die männliche Linie Sr. Hoheit und Liebden bes 
Markgrafen Wilhelm Ludwig Auguft; und nad) des 
ren Abgang 

e) den Manns - Stamm bed Markgrafen Marimilian 
Friedrih Johann Ernft Hoheit und Liebden. 


3 

Wenn der Manns: Stamm Unſeres Großherzoglichen 
Hauſes in den vorftehenden 5 Linien erlöfcht, fo gebt die 
Erbfolge auf die männlichen, ehelichen, ebenbürtigen Nach⸗ 
fommen der Prinzeffinnen aus diefem Haufe alfo über, 
daß ohne Rüdficht auf die Nähe der Verwandtſchaft mit 
bem letztverſtorbenen Regenten, jederzeit nach dem Erfige- 
burts⸗Rechte und der Linealerbfolge » Ordnung — 

7 


“we 


1) die männlichen Nachkommen der Prinzeffinnen aus 
Unferer eigenen Linie zuerft; und nad deren Abgang 
2) die männlichen Abkoͤmmlinge Unferer Frauen Schwer 
ftern Majeftäten, Hoheiten und Liebden, als Nach— 
fommen Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters, 
weiland des Erbprinzen Karl Ludwig Hocfürftlichen 
Durchlaucht und Gnaden; — nad deren gänzlichen 
Erföfchung aber 
3) die männlichen Descendenten der Prinzeffinnen aus 
der Linie Unferes Herren Oheims, des Markgrafen 
Ludwig Hoheit und Liebden; und wenn aud) diefe er- 
loͤſchen follten 
43. die männlichen Nachkommen der Pringeffinnen aus 
den 3 Linien der Descendenz zweiter Ehe weiland Un: 
feres Herrn Großvaters koͤnigl. Hoheit und Gnaden; — 
naͤmlich 
a) zuerſt aus jener des Markgrafen Karl Leopold 
Friedrich; nach dieſer 
b) aus der Linie des Markgrafen Wilhelm Ludwig 
Auguſt — fodann 
c) aus jener des Markgrafen Marimiti ian Friedrid 
Johann Ernft, Hobeiten und Liebden zur Regierung 
des Großherzogthums gelangen, niemals aber diefe 
Landes: Rachfolge auf einen Herrn fallen könne, der 
ſchon einen andern Staat befigt oder zu deſſen Ne 
gterung unmittelbar berufen tft; indem entweder ein 
folcher weiblicher Descendent, wenn ihn die Erbfolge 
trifft, der Regierung feines eigenen Stamm - Landes 
feierlich entfagen muß, oder aber die Nachfolge in 
dem Großherzogtbum Baden nad obigen Erbfolge: 
Grundfägen an den nächften nicht regierenden Herrn 
übergeht. 
Gegeben unter Unferer eigenhändigen Unterfehrift und 
dem noch gebraucht werdenden Staats: Siegel weiland 
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Unferes Herrn Großvaters Königliche Hoheit und Gna- 
ben. Karlsruhe den 4. Oftober 1817. 


Kart. 
Auf Befehl Sr. koͤnigl. Hoheit 
(L. S.) | Weiß. 


vt. Wielandt. 
Sechstes Kapitel. 
Kurfuͤrſtenthum Heffen yY. 
J. 

Der Entwurf der Verfaſſung fuͤr das Kurfuͤrſtenthum 

Heſſen enthaͤlt daruͤber Folgendes 2): 
$. 1. 

Das Kurfürftenthum Heffen in feinem gegenwärtigen 
Umfange begreift: 

a) Die Landgraffhaft Heffen. \ 

b) Das Großherzogthum Fulda, 

c) Das Fuͤrſtenthum Hersfeld, 

4) Das Fürftenthbum Hanau. " 

e) Das Fuͤrſtenthum Friglar. 

f) Die Graffhaft Ziegenhain. 

D Die Grafſchaft Shaumburg. 

h) Die Herrfhaft Schmalfalden. 


1) Der Stifter des Hauſes Heſſen-Kaſſel, jest Kurfürfktichen 

Hauſes Heffen, ift Wilhelm IV., Philipp des Broßmüthigen 
ältefter Sohn. Er vergrößerte den ihm von feinem Water hinterlaf- 
fenen Landestheil durch die Herrfchaft Pieffe, durch einige Aem— 
ter der Herrſchaft Hoya, durch die Hennebergifche Herrichaft 
Schmalkalden und durch */, der Nachlaſſenſchaft feines jüngeren 
Bruders Philipp TI. in Rheinfels.. Die jetzige Bevölkerung 
des (ſeit 1803) Kurfürftenthums Heffen beträgt 588,200 Seelen. - 

2) Neuer rheinifcher Merkur vom Jahr 1816, Stück 97 ff. — Nach 
ben aus dem Entwurf hierher gehörigen Beftimmungen folgen 
unter II. und III. das Kurfürftt. Heffifche Haus - und Staats: 
Geſetz vom 4. März 1817 und die Verordnung, den Gerichts: 
fand der Glieder des kurfürſtl. Haufes betreffend. 

7* 
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$.2. 

Diefe Länder, desgleichen auch diejenigen, welche in 
der Folge annoch bamit verbunden werden, bilden ein uns 
theilbares, unveräufferliches Ganze. 

$ 3 

Eine fammtliche Provinzen begreifende Tandftändifche 
Verfaſſung wird hierdurch eingeführt, und hören demnach 
die Repräfentationen einzelner ——— durch beſondere 
Landſtaͤnde von ſelbſt auf 


+ 


Das Staats: Einkommen befteht in den Negalien, 
Staats » Domänen und den Staats» Kapitalien, welche 
fi von nun an bei beiden Haupt» Kaffen vorfinden oder 
noch dahin abgegeben werden, fo wie. aus ben extraordi⸗ 
naͤren Staats⸗ und Kriegs-Einkuͤnften. 

F. 5. 

Die in peinlichen Sachen ergangenen Urtheile muͤſſen 
in den, durch die beſtehenden Geſetze beſtimmten Faͤllen, 
an den Landesherrn eingefendet werden, um dad Begnas 
Digungs» Recht ausüben zu Fönnen. Abſchnitt IV. Kapi⸗ 


tel 6. $. 11.) 
$. 6. 


Die Regierungsform ift monarchiſch, die Lineal» Erb 
folge und in derfelben das Recht der Erftgeburt °), mit 
Ausschluß des weiblichen Geſchlechts, ftehet feſt, für alle 
gegenwärtigen und Fünftigen Kurheſſiſchen Staaten. 

S. 7. 

Der Landesherr ) wird nach den bisher beſtandenen 
Hausgeſetzen volljaͤhrig, ſobald er das 18te Jahr zuruͤck⸗ 
gelegt hat. 


3) Hierüber ſiehe die Note 5 des folgenden Kapitels. 


4) Der größere Titel des kurheſſ. Regenten Tautet jest: V. ©. 
Gn. Kurfürft und fouveräner Landgraf zu Heffen, Großherzog 
von Fulda, Fürft zu Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Iſenburg, 
Graf zu Kapenelnbogen, Dieb, Ziegenhain, Nidda und Schaum: 
burg ꝛc. 1 — 
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Ss. 8 
Im Fall einer Minderjährigfeit fuͤhrt die leibliche Mut⸗ 
ter, und wenn ſelbige nicht mehr am Leben iſt, der naͤchſte 
Agnat die Vormundſchaft und Regentſchaft. 


$. 9, 


Sn allen Fällen ſteht der Negentfchaft während ber 
Minderjährigfeit des Landesherrn, ein hoͤchſtens aus 6 
Mitgliedern beftehender Regentſchafts-Rath zur Seite, wels 
hen die Bormundfhaft in allen Regierungs⸗-Sachen zu 
Rath ziehen muß. 

$. 10. 

Der Negentichafts:Rath wird gebildet, aus den Mi⸗ 
niftern des abgegangenen Regenten und aus einigen, von 
den Ständen aus der Zahl der Staats: Dienerfchaft zu 
wählenden Mitgliedern, beren etwaiger Abgang während 
ber Bormundfchaft durch eine weitere gleiche Wahl wieder 
erfegt wird. 

| §. 11. 


Jeder Regent gelobt nach dem Antritt feiner Negies 
rung die Befolgung diefer Konftitution und ftelt darüber 
eine Berfiherung aus. Ein gleiches muß von der Vor⸗ 
mundfchaft auf den Fan ber Minderjährigfeit des Negen- 
ten gefcheben. 

$. 12. 


Die nachgebornen Prinzen bleiben im volftändigen Ges 
nuß der beftimmten Apanagen, welche benfelben ftetd pünft: 
lich und regelmäßig auszuzahlen und zu verabreichen find. 
Sn künftigen Fällen werden folche von dem Negenten, dem 
Herfommen und den beftehenden Hausgefehen gemäß, re⸗ 
gulirt, — 

1. 


Am 4. März 1817 erſchien ein Kurfürftlich Heſſiſches 
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Hand» und Staats⸗-Geſetz *), welches nachfolgende Be- 
ftimmungen enthält 0): 
$. 1. 

Sämmtliche furheffifche Provinzen, namentlicd Nieder: 
und Oberheffen , dad Großherzogthbum Fulda, die Fürften: 
thuͤmer Hersfeld, Hanau und Fritzlar, der Uns in Anfes 
bung der Souveränität zugefallene Antheil des Fürften- 
thums Sfenburg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaum— 
burg, nebft der Herrſchaft Schmalfalden, fo wie Alles, 
was etwa noch in der Folge mit Kurbeffen verbunden 
werden wird, bilden für immer ein untheilbares und un: 
veräußerliched8 Ganzes. Nur gegen ein vollftändiges Aequi— 
valent, verbunden mit andern wefentlihen Bortheilen, 
fann eine Vertaufhung einzelner Theile fattfinden. 

$. 2. 

Die Negierungs » Form bleibt, fo wie bisher, monar⸗ 
chiſch, und befteht dabei eine ftändifhe Verfaffung. Die 
Lineal» Erbfolge und in berfelben das Recht der Erftge 
burt, mit Ausfchluß der Prinzeffinnen, fteht für fammtliche 
gegenwärtigen und fünftigen Eurheffifchen Staaten feit. 

$. 3 

Der Landesherr wird volljährig, fobald er das acht—⸗ 

zehnte Sahr zurücgelegt hat. 
§. 4. 

Sm ‚Falle der Minderjährigfeit desfelben führt die 
leibliche Mutter und wenn diefe nicht mehr am Leben ift, 
der naͤchſte Agnat, die Bormundfchaft und Negentfchaft. 


5) Der Eingang diefes Geſetzes ift folgender: Nachdem Wir den 
dermaligen Verhältniffen angemeffen gefunden haben, durch ein 
Haus: und Staats: Gefeb diejenigen Anordnungen und Bes 
flimmungen zu treffen, welche Uns die Zuverficht gewähren, 
daß dadurch der Flor Unferes Hauſes und das Wohl Unferer 
Staaten dauerhaft befeftigt werden, fo verordnen Wir in dies 
fer Hinficht Folgendes: 

6) Sammlung von Gefesen für die Furheflifchen Staaten. Jahr 
1817 — Nr. IV. — März — 
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$. 5. 

In beiden Fällen fteht der Bormundfchaft ein aus brei 
Mitgliedern beftehender Negentfchafts - Rath zur Seite, 
welchen diefelbe in allen Regierungs- Angelegenheiten zu 
Rathe zu ziehen hat. Wenn in diefer Hinficht von dem 
Souverän feine eventuelle Anordnung getroffen ift; fo er: 
wählt die Vormundfchaft die Mitglieder Ddesfelben, tann 
aber ſolche nach Willkuͤhr nicht wieder entlaſſen. 

F. 6. 

Kein Prinz und keine Prinzeſſin des Hauſes kann ohne 

Einwilligung des Souveräns fich vermählen. 
$. 7. 

Eben fo wenig darf ein Prinz des Haufes ohne vorgän- 
gige Genehmigung des Souveraͤns in auswärtige Dienfte tres 
ten; jeboch ift folche ohne erhebliche Urfachen nicht zu verfagen. 

$. 8. 

Der jebesmalige präfumtive Nachfolger in der Regie— 
rung, und beffen Descendenz, gehen allen übrigen Prins 
zen und Prinzeflinnen des Hanfes im Nange vor. Diefe 
fegtern folgen, fo wie fie dem Souveraͤn am nächften ver- 
wandt find. Bei gleichem Grade entfcheidet das Alter. 

$. 9 

Auffer bei dem Souverän nnd deffen Gemahlin, koͤn⸗ 
nen die Landes » Kollegien ohne allerhöchfte Erlaubniß bei 
Niemanden anderd in corpore oder durch Deputationen 


erfcheinen. | 
$. 10. 


Alle feftgefegten Apanagen ber nacgebornen Prinzen 
und Prinzeffinnen find ftets pünktlich und regelmäßig an: 
diefelben anszuzahlen. Was von Uns in diefer Hinficht 
für Unfere beiden Herrn Brüder fefigefeßt worden, erwei— 
tern Wir aus befonderer Zuneigung annoch dahin, daß 
auf den Fall des Ablebens des einen oder des anderen 
derfelben und deffen männlicher Descendenz, die von 'fol- 
chem bezogene Quote auf den Meberlebenden und defjen 
männliche Descendenz übergeben, jedoch hiervon, falls der 
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zuerft Verftorbene noch unvermählte Prinzeffinnen hinter; 
Laffen haben follte, diefen ein verbältuißmäßiger Antheif 


verbleiben fol. 
$. 11. 


Der Souverän kann bie Apanagen nach Befinden, be- 
fonderd bei einem weſentlichen und bedeutenden fünftigen 
Zuwachſe von Gebiet, vermehren, in feinem Fall aber 

erminbern ”). 

Zu Urkunde deffen haben Wir gegenwärtige, aus als 
Ierhöchfteigener Bewegung erlaffene, Verordnung, deren 
allenthalbige genaue Befolgung Wir Unfern Nachfolgern in 
der Regierung, fo wie Allen, die es fonft angehet, zur 
Pflicht machen, und welche dem Gefeßblatt einverleibt wer⸗ 
ben fol, eigenhändig vollzogen, und mit Unferem furfürft- 
lichen Siegel befräftigt. 


Am 30, Oft. 1818 erfchien folgende Verordnung °), ben 
Gerichtsftand der Glieder des Furfürftl. Haufes betreffend: 
. Der bereits in Real» Sachen der Prinzen vom Haufe 
bisher finttgefundene allgemeine befreite Gerichtsftand wird 
zum ordentlichen Gerichtsftande derfelben beftimmt, und 
demnach find alle, ſowohl dinglichen als perfönlichen, Kla⸗ 
gen gegen die Glieder des Hauſes bei Unferen Regieruns 
gen und übrigen Obergerichten anzubringen, welche in ber- 
gleihen Sachen zu erkennen haben. 
Wir gebieten und befehlen, daß hiernach verfahren 
werde. Zur Urkunde deſſen ıc. 
Siebented Kapitel, 
Großherzogthum Heffen. 
Die Großherzogl. Heff. Berfaffungs » Urkunde beftimmt 
darüber Folgendes 1): 
7) Die übrigen nachfolgenden Beftimmungen gehören nicht hierher, 
fondern in den Abfchnitt von dem Staats: Dienft. 
8) Sammlung von Gefegen für die Purhefifhen Staaten, Bahr 
1818 — Nr. XX. — Oftober, — 
1) Großherzogl. Heff. Verf. Urk. Art. 3,4, 73, 4, 70, 5, 106 
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4. 1. 

Das Großherzogthum 2) bildet in der Geſammt⸗ Ders 
einigung der Älteren und neueren Gebiet3- Theile, ein zu 
einer und berfelben Berfaffung ) verbundenes Ganze, 

8.2 

: Der Großherzog ift das Oberhaupt bes Staates, vers 
einigt in fich alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie, 
unter den von ihm gegebenen, in der Verfaffungs-Urkunde 
fefigefegten Beftimmungen aus *). 

$. 3 

Der Großherzog -ift befugt ohne ftändifhe Mitwirkung 
die zur Vollfiredung und Handhabung der Gefehe erfor 
derlichen, fo wie die aus dem Auffichtss und Verwaltungs» 
Recht fließenden Verordnungen und Anftalten zu treffen 
und in dringenden Fällen das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats ——— (Abſch. VI. Abth. II. Kap. 7. 8. 9.) 

§. 4 
Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. 
$. 5. 

Die Civilliſte kann während der Dauer der Regierung 
eines Großherzogs weder, ohne ſeine Bewilligung gemin⸗ 
dert, noch ohne Zuſtimmung der Staͤnde erhoͤhet werden. 
(Abſchnitt VI. Abtheil. IV. Kap. 7. $. 14.) 

—X 6. 
Die Regierung iſtz im Großherzoglichen Haufe erblich 


und 107. Konſtitut. der europäiſchen Staaten. Th. IV. S. 94. 
Pölis, die Staetswiffenfchaften im Lichte unſerer Zeit. Th. 
IV. ©, 439, 

2) Das Großherzogthum Heffen hat 671,800 Einwohner. 

3) Das Großherzogthum Heffen hat feit den 18. März 1820 eine 
ftändifche Verfaſſung. (Abſchnitt I. Kapitel 7.) 

4) Die Staatsform ift daher erbmonarchifch repräfentativ. Der 
Titel des Regenten ift folgender: V. G. Gn. Großherzog von 
Heffen und bei Rhein 1. 2.” Der präfumtive Nachfolger 
des Großherzogs, wenn er der Sohn beöfelben iſt, führt dem 
Zitel: „Groß: und Erbprinz.“ 
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nach Erfigeburt und: Linealfolge *), vermöge"Abftammung 
aus ebenbürtiger mit Bewilligung des Großherzogs ge: 
ſchloſſener Ehe. 
6. 7 
Jeder NRegierungs-Nachfolger-fichert, bei dem Antritt 
feiner Regierung den Ständen die unverbrüchliche Feſthal⸗ 
tung der Verfaffung in einer Urkunde zu, welche den Staͤn⸗ 


— — — 
— — — 


5) Nachdem Heſſen früher mehrmals getheilt worden war, ererbte 
es Philipp der Großmüthige im 16ten Jahrhundert zuſammen. 
In dem im Jahr 1562 errrichteten Teſtament theilte er feine 
Lande unter feine 4 Söhne, von denen jedoch Landgraf Phi: 
fipp II. fchon 1583 zu Rheinfels umd Landgraf Ludwig 1604 zu 
Marburg, ohne Kinder, flarben. Ihre Landes» Portionen 
wurden vertheilt. Die zwei andern Linien Kaffel und Darm: 
ftadt beftimmten im Jahr 1627, daB in jeder nur eim regie= 
render Herr feyn fole. Der Landgraf Wilhelm V. erhielt 
hierfür 1628 die Beftätigung des Kaifers. Auf DBerlangen von 
Kaffel wurde folgende Beftimmung in den weftphälifchen Frie— 
den (Instr. Pac. Osn. art. 15. $. 15.) aufgenommen: firmum 
quoque mäneat et inviolabiliter custodiatur jus primogenitu- 
rae in qualibet Domo Hassiae, Cassellana et Darmstadina, 
introductum et a Caesarea Majestate confirmatum, — Im Jahr 
1648 errichteten beide fürftlichen Häufer, Kaffel und Darm: 
ftadt, einen geheimen Vertrag, fich gegenfeitig bei dem Pri: 
mogenitur: Recht zn behanpten. In der Linie Darmfladt wurde 
das Erftgeburts » Recht durch den Vertrag vom Jahr 1606, 
welcher von dem Kaifer Rudolph II. 1608 beftätigt ward und durch 
den Vertrag vom) Jahr 1622 feft beftimmt. Durch den letzte— 
ren Vertrag ward dem Landgrafen Friedrich Schloß, Stadt 
und Amt Homburg vor der Höhe abgetreten. Die Worte des 
vom Kaifer Rudolph am 29. Mai 1608 beftätigten Vertrags, 
genannt die Heffen: Darmftädtifche Erbeinigung, find folgende: 
„Daß unter uns und unferen Nachkommen, unfern lieben Für: 
ften zu Heffen, nit mehr als ein regierender Herr fey, die an: 
dern aber fich nach Gelegenheit der Land, mit Geld oder in 
andern Wegen ablegen laſſen follen 2.” — Mofer Familien: 
Staatsreht rc. Theil I. Kapitel 2. — T. G. Estor origines 
juris public. Hassiaci ©. 179, $. LIH. 
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den zugeftelt und in dem ftänbifchen Archiv niedergelegt 


wird. 
$ + 8. 


Sn Ermangelung eines durch Verwandtfchaft oder Erb; 
verbräderung zur Nachfolge berechtigten Prinzen gebt die 
Regierung auf das weibliche Gefchlecht über. Hierbei ent⸗ 
fiheidet die Nähe der Verwandtſchaft, bei gleicher Nähe, 
dag Alter. Nach dem Uebergang gilt wieder ber Vorzug 
des Manns» Stammes. — Die diefen Grundfägen gemäßen 
näheren Beftimmungen über die Regentfchaft während der 
Minderjährigkeit °) oder anderer Verhinderung des Groß: 
herzogs werben durch ein Haus» Gefek 7) feftgefeht, wel⸗ 
ches infoferne einen Beftandtheil der Berfaffung bildet. 

$. 9 

Sm Fall einer Bormundfchaft oder einer anderer Ver⸗ 
hinderung des Großherzogs an der Selbſtausuͤbung der 
Regierung, ſchwoͤrt der Verweſer bei dem Antritt der Res 
gentfhaft in einer deshalb zu veranſtaltenden Stände 
Berfammlung folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre den Staat in Gemäßheit der Verfaffung 
„und ber Gefege zu verwalten, die Integrität des Groß» 
„berzogthbums und die Nechte der Krone zu erhalten 
„und dem Großherzog die Gewalt, deren Ausübung 
„mir anvertraut ift, getreu zu übergeben. —“ 


6) Die Volljährigkeit des NRegierungs: Nachfolgers in dem Haufe 
Heffen:Darmftadt tritt mit dem zurücgelegten 18ten Jahre ein, 
gleichwie diefes in der Linie Heffen: Kaffel der Fall iſt. Estor 
origines iur. publ. Hass. S. 259. 6. LXXXXIIL 

7) Diefes Hausgeſetz ift noch nicht erfchienen. — In Beziehung 
auf den von dem Landtag von 1826 u. 1827 in diefer Hinficht 
geäufferten Wunfch wurde im Landtags: Abfchied vom 25. Juni 
1827 Folgendes bemerkt: Sobald diejenigen Theile eines Haus— 
Geſetzes, bei welchen Wir Unferen getrenen Ständen eine Mit: 
wirfung einräumen Pönnen, redigirt feyn werden, werden Wir 
ihnen diefelben vorlegen Taffen. — Großherzogl. Heil. Regie: 
rungsblatt vom Jahr 1827 Nr. 21. Seite 150, 
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Achtes Kapitel, 


Die Orofherzogthämer Medlenburgs Schwerin 
und Medlenburg,Strelig. 


Die beiden Hänfer Medlenburg » Schwerin und Med 
lenburg⸗Strelitz *) regieren in ihren Landestheilen zwar 
unabhängig von einander ?), indeß ftehen fie hinſtchtlich 
ber Landftände, des Kontributionswefens und bes Hof: 
und Landgerichts zu Guͤſtrow, in einer Gemeinfchaft, des 
ren Berhältniffe, fo wie das Nechtöverhältniß der Lands 
fände, durch Iandesgrundgefegliche Verträge näher bes 
flimmt find. 

Nah dem 1242 zu Wittftod mit Kur- Brandenburg 
unter Faiferlicher Beftätigung getroffenen, in den Sahren. 
1693 und 1708 von M. Schwerin erneuerten Staatsver⸗ 
trage (Erbverbrüderung) folgt das Furbrandenburgifche 
Gegt koͤnigl. preuß.) Haus nad; gänzlihem Abgange des 
medlenburgifchen Iehnfolgeberechtigten Mannd-Stammes ), 
in allen Ländern bes Haufes Mecklenburg. “ 





1) Die Bevöfkerung des Großherzogthums Medtenburg: Schwerin 
beträgt 417,900, die des Großherzogthums Medlenburg : Stre: 
litz 75,500 Seelen. 


2) Der Titel der Regenten von beiden Linien lautet: V. G. On. 
Großherzog von Mecklenburg, Fürſt zu Wenden, Schwerin 
und Rateburg, auch Graf zu Schwerin, ber Lande Roftod 
und Stargard Herr. 


3) In älteren Seiten wurde auch in diefem Lande ſtets getheilt. 
Früher beftanden 4 Linien von Medlenburg, Güſtrow 
oder Wenden, Roftod und Parchim, movon die beiden 
legteren bald wieder erlofchen. Im Jahr 1436 erlofch bie 
MWendifhe Linie. Heinrich der Fette wurde Herr von ganz 
Mecklenburg. Seine Eukel Adolph Friedrich I. und Johann 
Albert II, flifteten die Linien Schwerin: Güftrow. In der 
eriteren flifteten nach dem Tode Adolph Friedrichs I. feine 
nachgebornen Söhne die Nebenlinien Grabow und Strelitz. 
Im Jahr 1692 ftarb die eine Hauptlinie Schwerin und 1695 
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| Neuntes Kapitel. 
Großherzogthbum Sadhfen- Weimar: Eifenad. 


In dem Grundgefeg über bie Tandftändifche Verfaſſung 
des Großherzogthums Sachfen- Weimar ') ift Folgendes 2) 
enthalten: 

F. 1. 

In dem Großherzogtbum Sadfen- Weimar: Eifenach 
befieht eine Tandftändifche Verfaffung, welche allen Theilen 
bes Großherzogthumg, als einem Ganzen gemeinfchaftlich ift. 

2% 

Tritt der Fall eines Negierungs »Wechfels *) ein, fo 

fol der neue Landesfürft bei dem Antritt der Regierung 


die andere Güſtrow aus. Darauf ward wegen der Sukceſſion 
zwifchen der neuen Schwerinifchen und der Strelitziſchen Linie 
zn Hamburg ein Vergleich gefchloffen. Auch traf Herzog 
Sriedrih Wilhelm zn Schwerin den 31. Januar 1707 mit feis 
nen beiden nachgebornen Brüdern einen Vergleich wegen des 
Erſtgeburts-Rechts und der Apanagen. In der Strelisifchen 
Linie aber iſt das Recht der Erftgeburt durch den Vergleich 
von 1701 ebenfalls eingeführt und feither beobachtet worden. 
% J. Mofer Familien : Staatsrecht ac. Theil I. Kapitel 2. 

4) Das Großherzogthum Sachen: Weimar: Eifenach hat 211,100 
Einwohner. — Der Titel des Regenten ift: ®. G. ©. Groß: 
Herzog von Sachfen: Weimar: Eifenach, Markgraf zu Meißen, 
gefürfteter Graf za Denneberg, Herr zu Blankenhayn, Neu: 
fadt und Tautenburg. — Der präfumtive Nachfolger, wenn 
er der Sohn des Großherzogs ift, führe den Zitel: „Erb: 
Großherzog. 

2) Großherzogl. Sachfen = Weimarifched Grundgefeb vom 5. Mai 
1816 $$. 1, 126 bis 18, Siehe Konftitutionen der europäis 
fhen Staaten. Th. II, S. 331. Polis, die Staatswiffens 
fchaften im Lichte unferer Zeit. Theil IV. ©. 457, 

3) Kurfürft Sriedrih IL. hinterließ zwei Prinzen, Ernft, den 

. Etifter der heutigen Ernefifchen oder Herzoglich Sächſiſchen, 
nad Albert, den Stifter der heutigen Albertinifchen oder Eur: 
fürftl., jest königl. Sächfifhen Linie» Was nun die erftere 
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ſich fchriftlich bei fürftl. Worten und Ehren verbindlich 
machen, die Verfaſſung, fo wie fie beftimmt worden, nach 
ihrem ganzen Inhalt während feiner Regierung zu beobady- 
ten, aufrecht zu halten und zu ſchuͤtzen. (Abfchnitt XL. Ka⸗ 
pitel 8. $. 6.) 


betrift, fo hatte der letzte Kurfürft diefer Linie, Johann Fried: 
rich, 3 Prinzen, 1. Idhann Friedrich den Mittleren, 2. So: 
ham Wilhelm und 3. Fohann Friedrich den Füngeren. Der 
Veste ftarb ohne Kinder, Im Jahr 1572 wurde eine Theilung 
vorgenommen: Johann Friedrichs des Mittlern Söhne beka— 
men das Koburgifche und Johann Wilhelm dag Weimarifche, 
Die Koburgifche Linie theilte fich wieder. in die Koburgifche 
und Eifenahifche. Jene ftarb 1633 und diefe 1638 aus, mit: 
hin befam Weimar alles zuſammen. Diefe Weimariſche Haupt: 
linie hatte fich fchon zuvor im Jahr 1603 in Altenburg und 
Meimar getheilt; die Altenburgifche ftarb aber 1672 aus. 
Die 3 Weimarifchen Prinzen, denen in Gemeinfchaft mit ihren 
Vettern zu Altenburg die Beſitzungen der Alt: Gothaifchen Li: 
nie zugefallen waren, theilten fih 1640 fo, daß Wilhelm 
Weimar befam, Albrecht Eifenah und Ernft Gotha, Wil: 
helm wurde der Stifter der Neu: Weimarifchen Linie. Das 
Amt Oldisleben follte der jedesmalige Senior haben. Im J. 
1644 erlofch die Eifenachifche Kinie, deren Lande unter Weimar 
und Gotha getheilt wurden. Die Weimarifchen Prinzen mad: 
ten 1662 vier Theile: 1. Weimar, 2. Eifenah, 3. Marf:Suhla 
und 4. Jena. Die Linie von Johann Ernft, welder in 
Meimar folgte, feste den Stamm dauernd fort. 1671 ftarb 
Eifenah aus, welches 1672 eine neue Zheilung, 1. Weimar, 
2. Eifenah, 3 Jena veranlaßte. Jena farb 1691 aus und 
wurde unter Weimar und Eifenach getheilt. — In der Eifena: 
chiſchen Linie führte Herzog Johann Georg I. das Recht der 
Erftgeburt ein nnd der Kaifer beftätigte es 1688. Das ganze 
Hans ftarb jedoch 1741 aus, worauf das Fürftenthum Eifenach 
an Weimar Fam. Herzog Ernft Auguft zu Weimar führte 
1724 mittelft eined vom Kaifer beftätigten Teſtamentes, in fei- 
nem Haufe das Recht der Erftgeburt ein. — 9. J. Mofer 
Familien: Staatsrecht der deutfchen Reichsftände. Theil I. Ka: 
pitel 2. | 
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$. 3. | 

Um diefe fhriftliche Verficherung noch vor der Huldi⸗ 
gung, von dem Fürften in Empfang zu nehmen, ift ein 
aufferordentlicher Landtag zufammen zu berufen. (Abſchnitt 
xl. Kap. 8. $. 72. 

$. 4. 

Sn dem Fal der Unmindigkeit des Negenten ober 
einer Verhinderung des Regierungs-Antritts iſt diefelbe 
Berfiherung von dem Bermwefer der Regierung (dem Ad- 
miniftrator) für die Zeit feiner Verwaltung auszuftellen. 
(Abſchnitt XL. Kap. 8. $. 8.) 


Zehntes Kapitel. 
Herzogthbum Braunfhweig 9. 


In ber ernenerten Landſchafts-Ordnung für das Her: 

zogthum Braunſchweig ?) fommt nur Folgendes vor °): 
$. 1. 

Der jedesmalige Lanbesherr fann nad dem Antritt 
feiner Regierung die gewöhnliche Erbhuldigung von ben 
Untertbanen nicht eher verlangen und fich Teiften Iaffen, 
als bis von Höchfidemfelben die gegenwärtige Landſchafts⸗ 
Ordnung förmlih und bündig angenommen und beftätigt, 


1) Gewöhnlih das Derzoglihe Haus Braunfchweig (oder auch 
Braunfchweig = Lüneburg = Wolfenbüttel) genanut. — Diefes 
Haus ift mir dem Pönigl, Hannöverifchen durch Hausverträge 
eng verbunden und die Erbhuldigungen der beiden beutfchen 
Staaten werden als für beide Linien geleiftet angefehen. Der 
Titel des Regenten ift folgender: „Wir... . von G. Gn. 
fouveräner Herzog von Braunſchweig nud Lüneburg. ” 


2) Die Bevölkerung des Herzogthums Braunfchmeig beträgt 236,500 
Seelen. 


3) Herzogl. Braunſchweig. ernenerte Landfchafts: Ordnung. $. 79, 
Konftitutionen der enropäifchen. Staaten. Theil IV. ©. 117. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 491. 
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auch bie hergebrachte Verſicherung wegen Aufrechtbaltung 
der über die Primogenitur *) in dem fürftl. Haufe Braun 
fchweig- Wolfenbüttel beftehenden Verträge des pactiHenrico- 
Wilhelmiani fchriftlih ausgeſtellt worden: ift. RR 


xl. Kapitel 9.) 7 


Im Fall der Minderjährigfeit *) des Landesfuͤrſten 





4) Herzog Ernſt zu Zelle iſt der naͤchſt gemeinſame Stanmvater 
des Geſammthauſes Braunſchweig. Von ſeinen 3 Prinzen, 1. 
Franz Otto, 2. Heinrich, 3. Wilhelm, regierte der erſte nach 
des Vaters Tod (1546) allein; als er 1559 ſtarb, verglichen 
fi die beiden Brüder wegen der Regierung. Nach dem Ab: 
fterben des Herzogs Wilhelm (1592) ward ein neuer Vertrag 
gefchloffen. Won Heinrihs Söhnen Julins Ernft und Au— 
guft, fukcedirte der erftere dem Mater allein, überließ aber 
dem jüngeren Bruder (1604) Hitzacker zum Sitz und verglich 
fih (1635) mit ihm wegen des Jahrs zuvor verftorbenen Her: 
zog Sriedrih Ulrichs Erbfchaft fo, daß Auguft diefe Lande al: 
fein behielt. Derfetbe erhielt auch nach dem 1636 ohne Hin: 
terlaffung männlicher Erben erfolgten Abfterben des Herzogs 
Julius Ernft, das MWolfenbürtelifhe. Nach dem Tode Her: 
zogs Auguft folgte ihm fein älteſter Sohn Rudolph Auguft, 
der aber 1685 feinen Bruder Anton Wlrih, mit Einwillignug 
der gefammten Landfchaft, zum Mitregenten annahm. Anton 
Ulrich ward nach dem Tode feines Bruders (1704) alleiniger 
Regent. Don feinen fieben Söhnen folgte ihm erftend Aus 
gut Wilhelm, nach deſſen Tod Ludwig Rudolph, und da 
auch diefer (1735), ohne männliche Descendenz zu hinterlaffen, 
geftorben war, folgte Ferdinand Albrecht, der erfigeborne Sohn 
des dritten Prinzen, weichem in eben diefem Jahre fein Alte: 
ter Sohn Karl folgte, In den Braunfchweig: Wolfenbüttel: 
ihen Landesfreiheiten von 1770 wurde Artikel 9. feftgefeht: 
„Der guädigfte Randesherr wollen von getreuen Ständen bie 
Erbhuldigung nicht eher verlaugen, bis diefelben, wie über den 
punctum primogeniturae. alfo auch dad pactum Henrico- 
Wilbelmianum, hinlänglich affefurirt worden find.“ 


5) Die Volljährigkeit ded Herzogs ift das vollendete 1818 Jahr. 
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ertheilt der, die Landes-Negierung führende Bormund 
diefe Beftätigung für die Zeit feiner Verwaltung. CAbfch. 
XI. Kapitel 9.) 


Eilftes Kapitel. 
Herzogtbum Naffau‘). 


Der Regierungsform nach ift das Herzogthbum Naſſau 
ein erblich monardifcher Staat mit ftändifcher Verfaffung. 
Der erbliche Inhaber ?) der Regierungsgewalt ift der jedes, 
malige Chef des Herzoglichen Haufes 3. Ihm flieht die 





1) Die Bevölkerung des Herzogthums Naſſau beträgt jetzt 332,300 
Seelen. 


2) Der Herzog von Naſſau führt ſeit 1806 folgenden Titel: 
„ſouveraͤner Herzog zu Naſſau, Pfalzgraf bei Rhein, Graf 
zu Sayn, Königſtein, Katzenelnbogen und Dietz, Burggraf zu 
Hammerſtein ꝛ⁊c.“ 

3) Das jetzige Herzogliche, früher Grafl. nachher Fürſtliche Haus 
Naſſau hat ſich ſchon in der Hälfte des 13ten Jahrhunderts in 
die Walramiſche und Ottoniſche Linie getheilt. Im der erſte⸗ 
ren wurde der 1605 verſtorbene Graf Ludwig der gemeinſame 
Stammvater der verſchiedenen Zweige dieſer Linie. Nach ſei—⸗ 
nem Tode entftanden 3 Linien: 1) die Saarbrückiſche, 2) 
bie Ipdfteinifhe, 3) die Weilburgiſche. Die erfte 
theilte fich in 3 Unterlinien, in a) die zu Ottmweiler, b) die 
zu Saarbrüden, c) die zu Ufingen, wovon aber die bei- 
den erften 1728 und 1723 ausftarben; ihre Lande fielen bes: 
halb an Ufingen. Obgleich nun der Sohn des GStifterd ber 
Ufingifchen Linie, Wilhelm Heinrich, in feinem Zeftamente 
feſtſetzte, daß nicht ferner getheilt werden, fondern der Erftge- 
borne alles an Land und Leuten haben follte, fo wurde doch 
1736 zwiſchen dem Zürften zu Naffau:Ufingen und feinem Bru: 
der auf die Art getheilt, daß dem letzteren Saarbrüden über: 
faffen ward; zugleich beſtimmten beide Brüder, daß munmehr 
in beiden Linien Peine Theilung weiter vorgenommen werden, 
fondern das Recht der Erftgeburt gelten folle. Der Zürft von 
Naffau : Uflugen bat um die Faiferliche Beftätigung der Primo: 
genitur⸗ Konftitution; dasſelbe that der Fürſt zu Naſſau⸗Saar⸗ 
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gefammte Stantsgewalt nach den in den Familien Ge: 
fegen des Herzoglihen Hauſes und in der Berfaffungs- 
‘Urkunde enthaltenen Beftimmungen zu. 

Das Patent *) wegen Einführung der Iandftändifchen 
Berfaffung in dem Herzogthum enthält Feine Beſtimmun⸗ 
gen über die Regierung, die Sukceſſion ) ıc. 


Zmwölfted Kapitel. 


Herzogtbum Sadfen  Koburg - Saalfeld, oder 
feit 1826: Sahfen-Koburg-Gotha. 


Als nach dem Ausfterben der Gothaiſchen Special: 

Linie des Herzoglichen Haufes Sahfen» Gotha Cam 11. 
brücen, die auch für die letztere Linie 1769 erfolgte und für 
erftere erfolgt zu feyn fcheint. Die oben erwähnte Fdfteinifche 
Linie ftarb 1721 aus und die Lande fielen der Saarbrüdifchen 
Linie zu. — Im Jahr 1745 nahmen Naffan:Saarbrüden und 
Naffan: Weilburg eine Landestheilung vor und 1761 bat ber 
Fürft von Naffan: Weilburg um die Paiferliche Beftätigung der 
Primogenitur = Dispofltion,, welche auch am 10. December 1761 
erfolgte. Die Grafen der MWalramifhen Linie machten übri: 
gens zuerft 1688 und 1737 Gebrauch von der erneuerten, aber 
fchon 1366 von Karl IV., einem Grafen von Naffau ertheilten, 
Fürftenwürde. Doch erhielten die neuen Fürften erft im Jahr 
1803 Sit. und Stimme im Fürften: Kolleg auf dem Reichstag. 
Mofer Familien : Staatsrecht ꝛc. Th. I. Kapitel 2. 

4) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. II. Seite 29. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©, 501. | 

5) Beide Hauptlinien, die Walramifche und Ottonifhe errichteten 
1703 einen hausgrundgeſetzlichen Erbverein, der alle Pünftige 
Theilungen unterfagte , das Erftgeburtsrecht beftätigte und die 
wechfelfeitige Sufceffion ficherte. Diefer Erbverein fteht in J. 
A. Reuß deutfcher Staatskanzlei. Theil XVI. Seite 65. und 
in de Martens recueil des principaux traites. Tome II. ©. 
405.— In dem Dertrage zwifchen den Niederlanden und Nafs 
fau vom Jahr 1814 ward eine Revifion nnd Modifikation des 
Erbvereins von 1783 vorbehalten, 
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Februar 1825) die noch blühenden Special » Linien Mei- 
ningen, Hildburghaufen und Koburg durch Vergleich vom 
6. Auguft 1826 das Land unter fich vertheilten, erhielt 
Koburg das Fürftentbum Gotha ohne die Aemter Kranich⸗ 
feld und Roͤmhild, mit 83,023 Einwohnern, fo daß das 
ganze Staatsgebiet mit dem 1816 erworbenen Fürftenthum 
Lichtenberg jenfeits des Rheins (mit 26,315 Einwohnern), 
139,500 Einwohner enthält. 

Das genannte Fürftenthum Lichtenberg nimmt aber 
an ber landftändifchen Verfaſſung der Lande bieffeitd bes 
Rheins feinen Antheil. Es befteht dafelbft ein eigner 
Landrath. . 

Die Herzoglich Koburgifche Verfaffungs » Urkunde bes 
ftimmt über den Gegenftand diefes Abfchnitts Folgendes ): 

: $. 1. 

Der Herzog ift ald Landesherr das Oberhaupt des 
Staates, vereinigt in fi) alle Rechte der Staats⸗Ge⸗ 
walt und übt fie unter den von ihm, in der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde gegebenen Beftimmungen, aus. 

$. 2. 

Für alle in dem Herzogthum Koburg- Saalfeld ver- 
einte Zandestheile fol von jest an eine Gefammtheit von 
Landftänden beftehen, welche allen Theilen als einem Gan: 
zen gemeinfchaftlich ift. 

$. 3. 

Dem Landesherrn fteht die ausfchließende ee 

über das Militär zu. 
5§. 4 

Der Segent ift befugt, ohne ftändifche Mitwirkung 

bie zur Vorbereitung, Vollſtreckung und Handhabung der 


1) Herzogl. Sächfen: Koburgifhe Werfaffungs - Urkunde. $. 3, 34, 
7% 3. Theil, 66, 3, 4, 120 5. Theil, 
©. Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. IV. ©.50.— Pb: 
litz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th. IV. 
©. 478. 
gi 
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Geſetze erforderlichen, fo wie die aus ben Iandesherrlichen 
Rechten fließenden Berordnungen und Anftalten zu treffen 
und überhaupt in allen Fällen das Nöthige zur Sicherheit 
bes Staats vorzufehren. Auch bleiben die landesherrlichen 
Rechte Hinfichtlich der Privilegien, Dispenfationen und 
Abolitionen unbefchränft. Abfchnitt VI. Abtheil. III. Ka: 
pitel 12 $. 8.) 
6.8 
Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 
$. 6. 
Die Herzogliche Würde ift erbfich in der direkten leib- 
lichen und gefeßmäßigen Nachfommenfchaft des Herzogs, 
nach dem Erftgeburtsrecht ) in männlicher Finie, fo wie 
ſich überhaupt die Erbfolge in dem Herzoglihen Haufe nad 
der für dasfelbe beftehenden Primogenitur » Konftitution 
und nad) den Verträgen in den fächfifchen Häufern richtet. 
| |  % | 
Jeder Landes-Negent wird bei dem Antritt der Re— 
gierung die Aufrechthaltung diefer Verfaffung durch eine 
fhriftliche Urkunde bei fürfilihen Ehren und Worten vers 
fihern ; um diefe fchriftliche Werficherung noch vor der 
Huldigung von dem Fürften in Empfang zu nehmen, ift 
ein außerordentlicher Landtag zufammen zu berufen. 
%. 8 | 
Sm Falle der Bormundfchaft ſchwoͤrt der Verweſer 
gleich bei dem Antritt der Negentfchaft in der deshalb zu 
veranftaltenden Stände » Berfammlung den Eid: „Ich 
fhwöre den Staat in Gemäßheit der Berfaffung und der 
beftebenden Gefege zu verwalten, die Nechte des Herzogli- 





3) In der Koburg: Saalfeldifchen Linie führte Franz Joſias den 
1. Oktober 1733 durch ein Teftament die Erfigeburt ein, und 
den 18. Mai 1735 machte er eine Erläuterungs: Dispofltion ; 
welche beide, die erfte den 23. Januar 1736 und die letzte den 
10, Mai 1747 vom Kaifer beftätigt wurden. — Mofer Fami: 
lien = Staatsrecht 2. Th. I. Kapitel 2, S, 109, 
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den Haufes und die Integrität bes Landes zu erhalten, 
und bem Herzog die Gewalt, deren Ausuͤbung mir anver; 
traut ift, getreu zu übergeben. (Abſchnitt XL. Kapitel 
11 $$. 2 u. 3.) 


Dreizehntes Kapitel, 


Herzogthbum Sadhfen-Koburg » Meiningen, ober 
feit 18%: Sahfen-Meiningen und Hildburg- 
haufen 

Den Antheil diefes Haufes an dem Territorial: „Nach⸗ 
laß der erloſchenen Gotha⸗-Altenburgiſchen Specials Linie, 
beſtimmt der Vertrag vom 12. Nov. 1826 dahin, daß es 
die im Koburgiſchen Gebiete liegenden Kammerguͤter Kah⸗ 
Senberg und Gauerftadt an Sachſen-Koburg cedirte, das 
gegen ald Zuwachs erhielt a) das ganze Herzogthum Hild- 
burgbaufen, mit Ausnahme der Aemter Königsberg und 
Sonnenfeld und der Kehnherrlichfeit an dem Rittergut 
Schwandig; b) das Fürftentbum Saalfeld; c) einen Theil 
des Koburgifchen Amtes Neuftadt, in fieben Dörfern und 
den fogenannten Wuͤſtungen beftehend ; d) das Amt Themar ; 
e) das gothaifche Drittheil des Amtes Roͤmhild; f) das 
altenburgifhe Amt Kamburg mit Bierzehnheiligen; g) den 
angrenzenden Theil (15 Ortichaften) des Amts Eifenberg; 
h) das Amt Kranichfeld. 

Die Staatsform in diefem Herzogthum ift erbmonar⸗ 
chifch »Tandftändifch nach der Verfaffunge »Urfunde vom 4. 
September 1824. 

Diefe (das Grundgefeß ber die Tandftändifche Ver: 
faffung des Herzogthums Sachfen » Koburg *) » Meiningen) 
enthält folgende hierher gehörigen Beftimmungen °): 








1) Das Herzogthum Sachfen: Meiningen und Hifdbnrghaufen hat 
123,400 Einwohner. 

2) Grundgefep vom 4. September 1824 55. 1, 83 u. 89, S. Kon⸗ 
ftitutionen der europäifchen Staaten. Th. IV. ©, 1007. 
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$. 1. 

In dem Herzogthum Sacfen, Koburg » Meiningen bes 
fteht eine landſtaͤndiſche Verfaffung, welche allen Theilen 
deffelben, das gemeinfchaftliche Amt Roͤmhild, unter Sach⸗ 
ſen⸗Gothaiſcher Zuſtimmung, mit eingeſchloſſen, gemein⸗ 
ſchaftlich iſt. — 


Tritt der Fall eines Regierungswechſels ) ein; fo 
foll der neue Landesfürft bei dem Antritt feiner Regierung 
fich ſchriftlich, bei fürftlichen Worten und Ehren, verbinds 
lich machen, die beftehende Iandfchaftliche Verfaffung wäh- 
rend feiner Regierung zu beobachten, aufrecht zu erhalten 
und zu ſchuͤtzen. (Abſchnitt XI. Kapitel 12 8. 4.) 

i $. 3 Ä 
| Sm Fall der Unmündigfeit des Fürften, oder einer ans 
deren Verhinderung des Regierungs-Antritts iſt dieſelbe 
Verſicherung von der Vormundſchaft, oder dem Verweſer 
der Regierung auszuſtellen. — (Abſchn. XI. Kap. 12 $. 5.) 


Ä Vierzehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sachſen-Hildburghauſen, oder feit 
1836: Sahfen-Altenburg. 


Der Antheil diefer Speciallinie an dem Territorial-Nacdh> 
laß der erlofchenen Gotha » Altenburgifchen Linie, ift in dem 


3) Der Stifter diefer Speciallinie Bernhard, Ernft des Srommen 
3ter Sohn, wohnte erft in Hildburghaufen,, verlegte aber nach— 
her feinen Sig nad Meiningen. Seine 3 Söhne Ernit Zub: 
wig, Friedrich Wilhelm und Anton regierten nach feinem Zode 
(1706) gemeinfchaftlich. Als jedoch die beiden Älteren 1724 uud 
1746 Finderlos ftarben, erhielt Anton die Regierung allein. 
Seine ang der erften nicht ebenbürtigen Ehe erzeugten Kinder 
find ohne Nachkommen geftorben, Die beiden Söhne 2ter Ehe 
folgten ihm 1763 gemeinfchaftlich in der Regierung. Nach dem 
Tode Karls (1782) führte der Überlebende Georg, nun alleini: 
ger Regent, das Recht der Erftgeburt ein, durch eine Primo: 
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am 12. November 1826 gefchloffenen Vertrag durch einen 
Austaufch regulirt worden. Dieſe Linie cedirte darin ihre 
gefammten bisherigen Lande (des Fürftentbums Hildburg- 
haufen) an Meiningen und Sachſen-Koburg, dagegen ihr 
das ganze Fürftenthum Altenburg *) Cblos mit Ausschluß 
der davon an Sahfen- Meiningen gefommenen Gebiets: 
theile) zugewiefen worden ift. 

Die Iandftändifche Berfaffungss Urkunde für das Herz 
zogthbum Sachen» Hildburghaufen enthält folgende hierher 
gehörigen Beftimmungen ?). 

$. 1. 

Das ganze Land und fämmtliche Unterthanen werden 
in allen Angelegenheiten zwifchen Regenten und Volk dur) 
verfaffungsmäßige Abgeordnete (Deputirte) vertreten, des 
ren Geſammtheit die Landſchaft ausmacht. 

5. 2. 

Alle zur Vollſtreckung der Geſetze nothwendigen oder 
aus der Natur des Verwaltungs» und Auffichts » Rechts 
fließenden Verordnungen find von der landſchaftlichen Zus 
ſtimmung unabhängig. Abſchnitt VI. Abtheil. III. Kapitel 
14 6. 6.) 

Eben fo die Regulirung der tirchlichen Angelegenhei⸗ 
ten, ſoweit ſie nicht das Eigenthum oder das Verhaͤltniß 
der Kirche zum Staat betrifft. 

$. 3. 
Bei Regierungs⸗Veraͤnderungen ’) — die Huldi⸗ 


genitur-Konſtitution vom 9. December 1800, welche der Kai: 
fer 1802 beftätigte. 

1) Die Bevölkerung des Herzogthums Sachen = Altenburg beträgt 
102,700 Seelen. u 

2) Verfaffungs= Urkunde $$. 1 zum Theil, 47 und 36. ©. Kon: 
ftitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. S. 388. Polis, 
die Staatswiffenfchaften im ‚Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 
469, 

3) Nachdem Herzog Ernit zu Sachſen-Hildburghanſen fich wegen 
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gung bed Landes erfi dann, wenn ber neue Regent bie 
Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung der land⸗ 
fhaftlihen Verfaffung, bei feinen fürftlichen Worten fchrift- 
lich zugefichert hat. Zu welchem Ende in einem folcdhen 
Falle immer ein aufferordentlicher Landtag zu berufen ift. 
Iſt der Regent noch unmindig, fo ertheilt der Obervor⸗ 
mund und Landes s Regent diefe Verfiherung für die Zeit 
feiner Verwaltung. (Abſchnitt XI. Kapitel 13 $. 4.) 


’ 


Sünfzehntes Kapitel. 


Furſtenthum Waldecky. 


Der Landes-Vertrag für das Fuͤrſtenthum Walbed *) 
enthält darüber Folgendes °): 





bes einzuführenden Primogenitur-Rechts von der theologifchen 
und juriftifchen Sakultät zu Jena hatte belehren laſſen, auch 
das Gutachten feiner fämmtlichen Kolfegien und der Landfchaft 
eingehoft hatte, entwarf er am 24, uni 1703 ebenfalls eine 
Primogenitur: Ordnung, welche am 21. Nov. 1710 vom Rai: 
fer beftätigt wurde. — Der urfprüngliche Erbantheil des Spe— 
cial:Aftes Hildburghauſen beftand aus den Aemtern Hildburg- 
haufen, Heldburg, Eisfeld, Weilsdorf und der fächfifchen Hälfte 
von Scelfau; 1683 fam noch das Amt Königsberg hinzu. 
1723 vertaufchte Yildburghaufen feinen Antheil an Schelfau an 
Meiningen gegen mehrere Dörfer; 1705 erhielt es aus ber 
Koburger Erbfchaft das Amt Sonnenfeld und 1710 aus ber 
Römpilder Erbfchaft das Amt Behrungen. — 


1) Der Titel des Fürften von Waldeck ift folgender: N, von ©. 
Gn. fouverämer Fürft zu Walde, Fürſt zu Pyrmont und Rap: 
poltftein, Herr zu Hoheneck, Geroldseck ꝛc. 


2) Das Fürftenthum Waldeck hat 54,000 Einwohner, 


3) Landes-Vertrag für das Fürftenthum Walde. F. 42. — ©. Kon: 
flitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. ©. 368,. — Pb: 
ib, die Staatewiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
S. 511. 
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Bei dem Antritt eines neuen Negenten 9 werben bie 
Stände zufammenberufen und nad von demfelben ausge: 
ftellten Neverfalen zur Befolgung der Konftitution, zum 
Huldigungs » Eide zugelaffen. — (Abſchnitt XL Kap. 15.) 

Sechszehntes Kapitel, 

Die Fürftentbümer Schaumburg-Lippe, Lippe— 
Detmold ), Schwarzburg - Rudolftadt und 
Liehtenftein ), fodann Tyrol, 

Sn den Iandftändifchen Verfaffungs » Urkunden von 
Schaumburg =» Lippe, Lippe» Detmold ?), Schwarzburg⸗ 


4) Nachdem im Jahr 1685 der Graf Chriftian Ludwig zu Wals 
def in Betreff der Sufceffion eine Verfügung erlaffen hatte, 
welche zwar eine Primogenitur vorfchrieb, jedoch auch für einen 
Fall 2 Sufcefforen zuließ, machte der Graf Ehriftian Ludwig 
den 5. Juli 1687 eine andere Dispofition, wornad in Zukunft 
nur Einer, mit Ausfchließung aller übrigen Prinzen, in der 
Regierung folgen folle; womit fich der Fürft von Walde und 
die Landftände einverftanden erklärten. Dierauf erfolgte am 
22. Auguft 1697 die Paiferlihe Beftätigung mit den Worten: 
„Daß insfünftige zu jeder Zeit nur ein einziger regierender 
Landesherr und Graf in denen Graffchaften Walde und Por: 
mont 2c. feyn und nach dem Necht der Erftgeburt zu derofel: 
ben Regierung ꝛ⁊c. admittiret und zugelaffen werden folle: 
Thun das, confirmiren, befräftigen vorinferirted pactum ic, ic. 
in Kraft diefes Briefs 10.” 

1) Die Titel der Fürften diefer Staaten find folgende: 1) regie- 
render Fürſt zu Schaumburg = Lippe, Graf zu Smwalenberg und 
Sternberg ꝛc.; 2) fouveräner Fürſt zu Lippe, Edler Herr und 
Graf zu Ewalenberg und Sternberg ꝛc. 

2) Der Titel des Fürſten von Liechtenftein ift folgender: V. ©. 
En. Fürft und. Regierer des Hanſes Liechtenftein, Herr zu 
Nikolsburg, Herzog zu Troppau und Sägerndorf, Graf zu 
Rietberg. 

3) Des 1613 verftorbenen Grafen Simon VI. Söhne ftifteten fol- 
gende Kinien: 1) die Detmoldifche, 2) die Brodifhe, 3) die 
Schaumburgifche. Die Detmoldiſche theilte fi wieder in die 
Detmoldifhe und Bifterfeldifche; die Schaumburgifche in die 
Büceburgifhe und Alwerdifiihe. Als 1709 die Brockiſche 
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Rudolftadt *), Liechtenftein *) und Tyrol fommt der Ge, 
genftand dieſes Kapitels nicht vor. 


Linie ausftarb, nahm Friedrich Adolph zu Detmold das Lau) 
in Beſitz, dagegen opponirte fich die andere noch beftehende 
Hauptlinie und forderte die Hälfte davon, was ihr auch von 
dem Reichshofrath zugefprohen wurde. Der Sohn Eriebrich 
Adolphs, Simon Heinrich Adolph, erhielt 1720 vom Kaifer 
Karl VI. die reichsfürftliche Würde, deſſen Enkel $riedrich: 
Wilhelm Leopold erhielt 1789 vom Kaifer Joſeph II. die fürm: 
liche Beftätigung diefer Würde. Der Stifter der Linie Bücke— 
burg war Graf Philipp. Nah dem Tode des Grafen Orto VI, 
von Schaumburg, mit welchem 1640 diefes Haus erlofch, ge: 
wannen die Biücenburgifchen Beflgungen durch einen Theil der 
Schaumburgifhen Länder eine größere Ausdehnung und die 
Linie Büceburg hieß nunmehr Büceburg:- Schaumburg. Der 
Graf Georg Wilhelm trat mit Annahme der fürftfichen Würde 
dem Rheinbunde bei. | 

Wann die Primogenitur im Lippifchen eingeführt wurde, ift 
nicht ganz fiber, Manche behaupten, daß Simon III, wel: 
cher die Graffchaft Sternberg erwarb, in dem errichteten pactum 
pacis (1368) das Erftgeburtsrecht eingeführt habe. Doc) ift ed 
erwiefen, daß nach dem bemerften Jahre noch öfters gerheilt 
wurde, Gewiß ift ed, daß in der Detmotdifchen Linie erft im 
Fahr 1694 die Primvgenitur eingeführt wurde, Schaumburg: 
Lippe hat jest eine Bevölkerung von 25,500, Kippe (= Detmold) 
von 71,200 Seelen.) 

4) In der Linie Schwarzburg: Sondershaufen wurde durch ein 
Zeftament des Fürſten Ehriftian Wilhelm 1716 die Primoge: 
nitur eingeführt. Die Faiferliche Betätigung vom 17. Auguft 
1719 enthält Folgendes: „Daß des Herru Fürften zu Schwarz: 
burg = Sondershaufen teftamentarifche Dispofition und abfon: 
derfich die darinnen unter feinen männlichen Descendenten er: 
richtete Primogenitur, zu confirmiren fey 2c.” Was die Linie 
Schwarzburg-Rudolſtadt anlangt, fo hatte der 1710 verftor: 
bene Graf Albrecht Anton diesfalls eine Dispofition gemacht. 
Im Fahr 1716 wurde die Schwarzburg : Rudoiftädtifhe Pri— 
mogenitur vom Kaifer beftätiat. Schwarzburg: Sondershaufen 
hat 48,200, Schwargburg : Rudolitadt 57,500 Einwohner. J. J. 
Mofer Familien: Staatsrecht der deut. Reichsſt. Th. 1. Kap. 2. 

5) Im fürftlihen Haufe Kiechtenftein ift ein Majorat vorhanden, 
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Siebenzehnted Kapitel. 
Freie Stadt Frankfurt. 


Hierüber beftimmt die fogenannte Ergänzungs - Akte 
der freien Stadt Folgendes '): 


$. 1. 


Beftimmung der Staatsförpger zur Ausübung 
der gefammten Hoheitsredte. 


Die hiefige chriftliche Bürgerfchaft fann die, and der 
ihr zuftehenden Hoheit fließenden, Rechte in ihrer. Ge— 
fammtheit nicht felbft ausüben. Sie überträgt daher deren 
Ausübung auf die drei folgenden aus ihrer Mitte und 
Autorität ausgehenden Behörden, welche durch die Benen- 
nungen: 

1) der gefeggebenden Berfammlung oder des ges 
feggebenden Körpers; 
2) de8 Senats als obrigfeitlichen Kollegiums, und 
3) des ftändigen Bürger-Ausfhuffes ?) 
bezeichnet werden. 





welches allen Umſtänden nach, nichts anderes iſt, ald gewiffe 
mit Fideifommiß belegte Güter, in welchen die Sufceffion nad 
Ordnung der Primogenitur ftatt hat. Das Fürftenthum Liech: 
tenftein hat 5000 Einwohner, Mofer am angef. Orte, 


1) Ergänzungs: Akte vom 18. Juli 1816 Art. 8 und 9. Art. 18 
bis Art. 34. — Polis, die Staatswilfenfchaften im Kichte 
unferer Beit. Th. IV. ©.526. S. Konftitutionen der europäi— 
hen Staaten, Th. IT. S. 385. 


2) Obgleih dem Bürger: Ausfhuß auch eigentliche Regierungss 
rechte zuftehen, fo hat er doch mehr die Eigenfchaft einer Bür— 
ger = Repräfentation; er kann deshalb nicht hier, fondern in 
Abſchnitt VI., Abtheilung IV., Kapitel 21 aufgeführt werben. 
So erwähnt auch der Branffurter Staatsfalender unter der 
Rubrik: Bürger : Repräfentation 1) den gefeggebenden Körper, 
2) den Bürger: Ausfhuß. — 
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$. 2. 

Beftandtheile des geſetzgebenden Koͤrpers. 
Der gefeßgebende Körper befteht : 

a) aus-20 Mitgliedern des Senats, 

b) aus 20 Mitgliedern des ftändigen Bürger » Aus; 
ſchuſſes, 

c) aus 45 aus der Mitte der übrigen Burgerſchaft ge⸗ 
waͤhlt werdenden Perſonen. 


$. 3. 
Dom Senat als obrigfeitlihem Kollegiv; Be: 
ftandtheile des Senats, 


Der Senat als obrigfeitliches Kollegium befteht in 
Zufunft (mit Ausnahme deffen, was unten tranfitorifch 
verordnet wird) aus 42 Perfonen mit Einfchluß jener vier 
Nathöglieder, welche zwar das Syndifats -Amt in feiner 
bisherigen DObliegenheit — wobei es belaffen wird — vers 
fehen, doch aber in allem Betrachte einen integrirenden 
Theil des Senats ausmachen, auch gleich andern Sena⸗ 
toren entfcheidende Stimmen führen. 

Der Senat theilt fih, wie von Alters her, in drei 
Ordnungen oder Bänke, nämlich 

a) in die Ordnung der Ältern Senatoren oder Schöffen, 
beftehbend aus 14 Perfonen, 

b) in jene ber jüngern Senatoren, gleichfalls 14. Mits 
glieder zählend, und 

c) in die der Rathöverwandten dritter Banf von 14 Mits 
gliedern. 

Aus der erften Ordnung wird jährlich der ältere und 
aus der zweiten Ordnung der jüngere Bürgermeifter ges 
wählt. Ein Stadt» oder Gerichts» Schultheißenamt, bes 
fteht ferner nicht in den Raths-Verſammlungen, fondern 
vereinigt fih in der Perfon des jeweiligen Präfidenten des 
Appellationd » Gerichts, welcher aber in den Raths-Ver—⸗ 
fammfungen glei andern Sig und Stimme nur als 
Rathsglied der erften Ordnung fortbehält. 
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$. 4, 
Dualifitation zu Rathsſtellen. 

Die Geburt giebt fein Vorrecht, und feinen yofitiven 
Anſpruch auf Natheftelen, und. die Verfchiedenheit des 
chriftlihen Religions »Befenntniffes ift fchlechterdings Fein 
Hinderniß; vielmehr muß desfalld die allgemeine Bors 
ſchrift 9) genau beobachtet werden. Die Beltimmung der 
Grade der Berwandtfchaft und Schwägerfchaft mit Raths⸗ 
perfonen oder mit dem Konfulenten des ftändigen Bürger: . 
Ausfchuffes, welche eine Ausfchließung bewirken, bleiben 
die nämlichen, wie folche durch Faiferfiche Refolutionen feft- 
gefegt worden find, mit Ausnahme deſſen, was unten 
tranfitorifch verordnet wird, 

Auf die erfte Raths-Ordnung wird von der zweiten 
nach dem Dienftalter fortgeruͤckt. Auf die zweite und dritte 
gelangt man durch Wahl und Kugelung. 

Zur Ratheftelle wird auffer dem allgemeinen Erforder⸗ 
niß zu allen befoldeten Stadtämtern und Dienften ) ein 
Alter von 30 Jahren erfordert, und darf man nicht in 
dem Dienft eines andern Staats ſtehen. Nach gefchehener 
Wahl, muß folhem und allen fremden Titeln entfagt wers 
den. Zur zweiten Raths-⸗-Ordnung können gewählt wer⸗ 
den: Gelehrte, Adelihe, Militärperfonen , Kaufleute und. 
andere angefehene hiefige Bürger, wie auch verdiente Mit: 
glieder der dritten Raths⸗Ordnung. 

Zu zwölf P lägen der dritten Raths-Ordnung wird 
aus allen hier züunftigen Handwerkern ohne Unterfchied ges 
wählt, und zwar fo, daß von einem und demfelben Hand» 
werfe, oder Zunft, nie mehr als ein Genoffe im Rath 
feyn darf. 

Zu den zwei andern Pläten der dritten Raths⸗Ord⸗ 


3) Ergänzungs : Akte Art. 6. — Eiehe vierter Abfchnitt, Kapitel 
15 9. 5. 

4) Ergänzungs-Akte, Art. 6. — Siehe vierter Abſchnitt, Kapi— 
tel 15 9. 5. 
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nung, wird aus der gefammten übrigen nicht zünftigen 
biefigen chriftlichen Bürgerfchaft, ohne Beruͤckſichtigung des 
Gewerbes, gewählt. 
$. 5. 
Ratbe- Wahlen. 

Um der gefammten Bürgerfchaft Antheil an den Raths⸗ 
Wahlen zu verfchaffen, und dadurch das Bertrauen der 
zu Negierenden in die Negierenden zu erhöhen und zu ver: 
ftärten, foll in Zufunft, wenn Natbeftellen erledigt wer⸗ 
den, der gefammte Rath durch Scrutinium ganz frei, und 
ohne Beruͤckſichtigung der Rathsbaͤnke, ſechs Wahlherrn aus 
feiner Mitte wählen. Ein gleiches gefchieht von den 65 
Mitgliedern des gefeßgebenden Körpers, welche nicht zu 
dem Raths-Collegio gehören. 

Diefe 12 Perfonen treten zufammen, und, nachdem fie 
in die Hände des aͤlteſten Wahlheren des Senats einen auf 
die alleinige Berücfihtigung des Wohle hiefiger Stadt ge: 
richteten Wahl-Eid, welchen der Abnehmende gleichfalls 
in die Hände des Älteften von den 6 mitwählenden Bür- 
gern leiftet, abgelegt haben, wählen durch abſolute Stim; 
men-Mehrheit, welche der zu Wählende fiir ſich haben muß, 
drei nach der biefigen VBerfaffung qualificirte Bürger. 

Nach vollzogener Wahl begeben fih die 12 Wahlherrn 
in die verfammelte Raths-Sitzung, und eröffnen derfel- 
ben die getroffene Wahl. Die ſechs Rathsglieder nehmen 
ihre gewöhnliche Site ein, den ſechs andern bürgerlichen 
Wahlherrn werben befondere Stühle in der Mitte des 
Rathszimmers geftellt, und fofort wird in ihrem Beifeyn 
die alt herfömmliche Kugelung, auch Verpflichtung des Ges 
wählten vorgenommen. 

$. 6. 
Wahl-Art der Stadt-Syndifen. 

Die Stadt » Syndifen, als wirkliche Rathsmitglieder, 
werben in Zufunft nur aus ben rechtögelehrten Mitglie: 
dern des Senats vom Senate felbft durch Scrutinium 
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ohne Kugelung gewaͤhlt, wenn vorerſt die durch ihren Ab⸗ 
gang erledigte Rathsſtelle auf die im $. 5. vorgeſchriebene 
Weife ) wieder befegt worden iſt. Bei Verluſt der Raths⸗ 
ftelle ift das Senats ‚Mitglied, auf welches die Wahl ger 
fallen, das Syndifats- Amt anzunehmen verbunden. Hat 
jedodh Jemand das Synpdifats-Amt 20 Jahre lang verfe- 
ben, fo fann er um Abnahme diefer Funktion nachfuchen, 
wodurch derfelbe aber auch den höhern Gehalt einbüßt. 
Der Gewählte behält im Senate feinen bisherigen Rang 
und Sig, und rückt nach dem Dienftalter fort. 
F§. 7. 
Zuſammenberufung des geſetzgebenden Koͤrpers 
zu den Rathbe- Wahlen. 

Wenn.die vorzunehmende Wiederbefegung einer oder 
mehrerer vafant gewordener Rathöftellen bis zum Termin 
der jährlihen Verſammlungen des gefeßgebenden Körpers 
nicht verfchoben werden kann, fo wird es nad) dem, was 
für dringende Fälle verordnet ift °), gehalten, und kann 
der Senat die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers zu 
diefem Endzweck zufammen berufen. 

$. 8 
Wahl-Art der beiden Bürgermeifter. 

Alle Jahre wird, wie von Alters ber, zur neuen 
Wahl. der Bürgermeifter gefchritten, und Fein Raths-Mit— 
glied darf zwei Jahre hintereinander das Bürgermeifter; 
Amt führen. | 

Die Bürgermeifter- Wahlen gefchehen im ganzen Rath 
auf die Weife, daß durch Scrutinium drei Perfonen aus 
den 14 Mitgliedern, weldye die erfte Rathe- Ordnung bils 
den (tranfitorifh , aus den mehreren) für die Stelle des 
Altern Bürgermeifterd, und drei aus den 14 (tranfitorifch, 
aus den mehreren) Mitgliedern der zweiten Raths⸗Ord⸗ 


5) Ergänzungs : Akte, Art. 20. — Siehe $. 5 diefes Kapitels. 
6) Ergänzungs: Ute, Art. 14. — Siehe fechster Abfchnitt, Abs 
theil. III., Kapitel 21. 
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nung zur Stelle bes jingern Buͤrgermeiſters vorerft ges 
wählt werden. Jedes Nathe - Mitglied der erften und 
zweiten Ordnung fann wählen und gewählt werben, nnan- 
gefehen, ob daßfelbe bei dem Appellationg » Gericht, Syn⸗ 
difat oder Stadt » Gericht angeftellt if. Daß die Senats; 
glieder der dritten Banf mitwählen, verfteht ſich von felbft. 
Sm letztern Falle werden des Gemwählten Funktionen, 
refpeftive von dem nächftfolgenden Alteften Rath eines je- 
den Gerichts, oder wo nöthig, von einem andern rechte- 
gelehrten Mitglied des Senats, während der Dauer des 
Bürgermeifter Amts verfehen. 
Unter den fo Gemwählten entfcheidet biernächft die Ku⸗ 
gelung. \ 
9 
Amts⸗Obliegenheit der beiden Bürgermeifter. 


a. Aelterer Bürgermeifter. 

Der Ältere Bürgermeifter und in subsidium der juͤn—⸗ 
gere führt bei den Raths-Verſammlungen das Direktorium. 

Der ältere Bürgermeifter theilt alle einfommende, und 
zu ded Senats Deliberation geeignete Gegenftände, über 
welche er nicht felbft den Vortrag machen will, unter bie 
Rathsglieder als Referenten in den gewöhnlichen Verwal: 
tungs» Rathefigungen aus, und bringt foldhe biernächft 
auf den gewöhnlichen Proponenden- Zettel. 

Sämmtliche Rathsglieder find verpflichtet, folche .Nes 
ferate zu übernehmen. 

Findet die Raths-Verſammlung die Gegenftände fo 
wichtig, daß nach vernommenem Berichte des betreffenden 
Stadt » Berwaltungsamts, und nach angehörtem Vortrage 
des Senats- Referenten, welcher jederzeit ein anderer als 
der Amts » Deputirte ſeyn muß, eine noch weitere Prüfung 
für uöthig erachtet wird, fo fönnen Gutachten der Syns 
difen oder mit ihrer Zuziehung von einer aus dem Ver⸗ 
waltungsrathb, ad publica, zu formirenden Raths⸗Depu⸗ 
tation gefordert werden. | 
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Auſſerdem iſt dem Altern Bürgermeifter die: rm 
Leitung der bewaffneten Macht anvertraut. 

6) Süngerer Bürgermeifter.. 

Der jüngere Biürgermeifter verfieht, wie fchon gedacht, 
in den Raths-Verſammlungen ſubſidiariſch die Stelle des 
Altern; aufferdem aber leitet er 

1) unter Mitwirfung eines Senators der zweiten und 
eines Rathsverwandten der dritten Raths-Ordnung 
das gefammte PolizeisWefen. Bei polizeilicher Be⸗ 
ftimmung der Taren wird ein Mitglied des ftändigen 

Bürger» Ausfchuffes zugezogen. 

Die Polizei fol neu organifirt, auch follen alle 
vormalige bauamtliche Polizei » Sachen an dag Bauamt 
zurücd verwiefen werben, ferner und 

2) präfidirt der jüngere Bürgermeijter dem, mit der Gis 
cherheits» Polizei fo nahe in Verbindung ftehenden 
yeinlichen Verhöramte; auch gehören 

3) alle vorbereitende Unterfuchungen des Bürgerrechte und 
fonftige Gefuche um den Beifaffens und andern Schuß, 
fodann | 

4) alle Handwerks + Sachen vor ben jüngern Bürger: 
meister. Bei legteren, und im foweit nöthig, auch 
bei den unter Nr. 3 gedachten Unterfuchungen, bat der 
jüngere Bürgermeifter zwei Nathöglieder der dritten 

Ordnung beizuziehen. 

F. 10. 
Wirkungskreis des Senats im Ganzen und Ab- 
theilung begfelben. 

Dem Senate ift die erefutive Gewalt, und bie Stadt» 
und Zuftiz» Verwaltung im Allgemeinen, als obrigfeitli- 
chem, die ganze Stadt repräfentirenden, Kollegio an—⸗ 
vertraut. Inſoweit diefe Ergänzungs-Afte Feine Abände- 
rung gemacht hat, find des Senats Befugniffe die naͤmli— 
hen, wie in der alten Berfaffung. Die alte Verfaffung 
beftimmt genau, in welchen Verwaltungs» Fällen der Se— 
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nat an die Einwilligung bes ftändigen Bürger-Ausfchuffes 
gebunden ift, wobei ed denn auch fein Bewenden behält. 

Borliegende Ergänzungs - Akte der Altern biefigen Ver; 
faffung fest eben fo genau (in dem Artifel 17) 7) aus einan- 
der, welche Gegenftände, den veränderten Verhaͤltniſſen 
nach, einer befondern gefeggebenden Verſammlung vorbe: 
halten feyn follen, in welcher zwar auf der einen Geite 
die Einfihten und Erfahrungen der Rathsglieder mit be> 
nußt werden, auf der andern aber letztere, auch nur durch 
Uebergewicht der Gründe einen wirkffamen Einfluß in An 
fehung der gegenüberftehenden großen Majorität der mit: 
fiimmenden Bürger erhalten können. 

Bei allen endlichen Deliberationen des Senats über 
Gegenftände, die zur Entfcheidung des gefeßgebenden Kör- 
vers gehören; bei Betätigung oder Milderung ber peinli- 
chen Urtheile und bei allen fogenannten Gnaben » Sachen, 
mit Einfchluß der Aemter » und Dienft-Bergebungen, müfs 
fen fämmtliche Ratheglieder zugezogen werben. 

Doch kann der Verwaltungs-Senat fowohl felbft, als 
durch die obgebachte Raths⸗Deputation erftere Gegenftände 
vorbereiten. 

Ale andere Verwaltungs» Gegenftände hingegen wer⸗ 
ben in ben gewöhnlichen Raths-Sitzungen ohne Zuziehung 
derjenigen Rathsglieder, welche mit der Suftiz-Verwaltung 
befchäftigt find, veliberirt und entfchieden. 

Es müffen aber zu Faffung eines gültigen Befchluffes 
immer ?/, der Mitglieder des Verwaltungs- Senats gegens 
wärtig feyn. 

Diefe Verordnung ift auf die Verfammlung des gans 
zen Raths anwendbar. 

Damit nun aber die dritte Raths-Ordnung in dem 
alten Zahlverhältniß ihrer Mitglieder zu den beiden obern 
Rathd- Ordnungen, wie vorhin, verbleibe, und fein nad)» 
theiliges Uebergewicht entftehe, follen —wenn die zwei obern 


7) Abfch. VI. Abtheil. IV. Kap, 21 9. 2, 
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Rathsbaͤnke jede nur aus 14 Mitgliedern beitehen — nur 
die fieben Älteften Mitglieder der dritten Banf den ordi- 
nären Raths⸗-Sitzungen beimohnen, und die andern defto 
anhaltender Staats - Verwaltungsämtern obliegen. Waͤh— 
rend der — (nad) dem was unten tranfitorifch verordnet 
ift) — fortdauernden vermehrten Zahl der zwei oberen Raths⸗ 
Ordnungen, wird das pafjende numerifche Berhältniß gegriffen. 
$. 11. 
Berwaltungs-Aemter. 
1. Geheime Deputation. 

Die in der reichsftädtifchen Verfaffung beftandene ge- 
heime Rath »-Deputation mit der Befugniß der Erogatios 
nen in exteros, foll, fo wie fie in den Faiferlichen Reſo— 
Iutionen organifirt ift, auch ferner, nur mit dem Zufaße 
beiteben, daß, um allen Argwohn ungleicher Verwendun: 
gen etwa zum Nachtheil einer oder der andern Religiond- 
Parthei zuvorzufommen, der Senat bderfelben mwenigfteng 
ein Rathsglied von jeder Konfeffion beizuordnien hat. 

1. Armenfiftungs-Anftalten. 

Die Armenftiftungs » Anftalten bleiben in ihrer jeßigen 
Berfaffung und es wirb in ciner befonderen Stiftungs-Ver- 
waltungs-DOrdnung das Nähere über ihre Nechte, Befug⸗ 
niffe und Pflichten, über ihre Verwaltung durch Bürger, 
nach ihrer jeßigen zwedfmäßigen Einrichtung und über den 
bei ihnen einzuhaltenden Gefchäftsgang von dem gefeßge> 
benden Körper dad Weitere beftimmt. 

IM. Medicinal: und Sanitäts-Kolleg. 

Ebenfo fol das Mebdicinals und Sanitäts » Kolleg nad 
den Borfchriften der alten Berfaffung, unter dem Vorſitz 
bes jüngern Buͤrgermeiſters, bergeftellt werden. Es hat 
fi) mit Revifion der Medicinals Ordnung zu befaffen, und 
fein Gutachten dem Senate, unb durch diefen dem gefeb- 
gebenden Körper vorzulegen. 

Sn Anfehung aller fonftigen Stadt » VBerwaltungsäms 
ter verbleibt es bei demjenigen, was desfalls die ftädtifche 
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Berfaffung angeordnet hat. Doch fol der Senat prüfen, 
ob die bisherige Zahl und Abtheilung der Stadt-Aemter 
beizubehalten, oder ob es zwechmäßiger fey, einige. berfel- 
ben zufammen zu fehmelzen, oder doch wenigiiend die Ob⸗ 
Yiegenheiten eines zu fehr mit Gefchäften überladenen Stadt⸗ 
Amtes unter andere minder offupirte zu vertheilen und des⸗ 
falls an den gefeßgebenden Körper das Nöthigfindende ges 
Tangen laffen. Die Vergebung der Stadt⸗Berwaltungsaͤm⸗ 
ter an Senats» Deputirte, welche nicht bei der Juſtiz⸗Ver⸗ 
waltung angeftellt find, gefchieht in vollem Nathe durch 
Scrutinium und jederzeit auf drei Jahre. Der abgehende 
Raths⸗-Deputirte ift aber nicht nur wieder ermwählbar, 
fondern er muß fih and diefe erneuerte Wahl Ba 
laſſen. Ferner fol 

A) eine Gentral- Finanz» Kommiffion eigens — 
mengeſetzt aus Gliedern des Senats und des ſtaͤndigen 
Bürger » Ausfchuffes beſtehen, welche ohne alle Einmiſchung 
in die Adminiſtration felbft, von allen Stadt -Aemtern re- 
gelmäßig die Ausweife ihrer Einnahme und Ausgabe ab- 
zufordern hat, um mittelft diefer Materialien eine ges 
naue Ueberſicht des Finanz» Zuftandes in einem Zentral 
punfte zu vereinigen und über die Einführung, Abſchaf⸗ 
fung oder Mopiftfationen der Steuern, die Erhöhung der 
Intraden, fo wie über bie etwa mögliche Staats - Erfpar- 
niffe, in verfaffungsmäßigem Wege, Vorfchläge an ben 
Senat zu bringen. Weniger nicht fol 

B) Der biöherige Handlungs »Vorftand, unter dem 
Namen einer Handlungs» Kammer, fortbeftehen. Die nd- 
here Organifation der letztern, und ihr eigentlicher Wir⸗ 
kungskreis, fol in verfaffungsmäßigem Wege bei der naͤch⸗ 
ften gefeggebenden re genau beftimmt werben. 

$. 12. 

Rechtsmittel gegen alle Straf» und Konfisfas 
tions⸗Verfuͤgungen der Stadt-Verwaltungs- 
Aemter. 
Findet ſich ein hieſiger Buͤrger durch Straf⸗ oder Kon⸗ 
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fiöfationg » Verfügungen eines adminiftrativen Stadt: Ams 
tes, oder einer fonftigen Erhebungs» Behörde befchwert, fo 
fteht ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung 
an das hiefige Appellationd- Gericht und deren Nechtfertis 
gung innerhalb den auf die Interpofition folgenden 14 
Tagen, bei Strafe der Erlöfhung, offen, und darf das 
Erfenntnig — die Afcifeftraffälle ausgenommen — vor de; 
ven Erledigung nicht vollftredt werben; vermeint der Ap⸗ 
yellant, daß er ſich auch bei der Eutfcheidung des biefigen 
Appellationd » Gerichts nicht. beruhigen koͤnne, fo darf er 
das Rechtsmittel der Alten »Verfendung in vim revisionis 


einwenden. 
| 6. 13. 


Civil- und peinlihe Zuftiz- Verwaltung. 

Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in bürgerli- 
hen und peinlihen Sachen, daher auch an ihn der Re- 
kurs wegen verweigerter oder verzögerter Zuftiz ergriffen 
wird. Zur Zuflizs Verwaltung find vorhanden 

1. a) ein Appellations- und peinliches Gericht, mit 
b) dem ihm untergeordneten peinlichen VerhörsAmt ; 
11. ein Stadtgericht; 
11]. ein Stadts und Landamt. 
| $. 14 
1. a) Appellations- und peinlihes Gericht. 

Das Appellations- Gericht, welchem zugleich die Vers 
waltung der peinlichen Gerichtsbarfeit anvertraut it, be; 
ſteht aus 7 Rathsgliedern, nämlich: 

1) aus einem mitarbeitenden rechtögelehrten Präfidens 
ten oder Schultheiß, welcher auf 3 Jahre aus den rechts- 
gelehrten Rathsgliedern der erften Ordnung einfchließfich 
derer, weldhe das Syndifats: Amt befleiden, vom Rathe 
‚ per scrutinium gewählt wird und jederzeit reeligibif ift. 

2. 3. 4. 5) Aus den das Syndikats-Amt verfehenden 
Rathögliedern, als beftindigen Appellationg » Gerichtes 
Näthen, 2 — 

6. 7) aus zwei, oder, wenn ein Syndikus zum Praͤ— 
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fidenten gewaͤhlt wird, aus drei fonftigen Senats⸗Mitglie⸗ 
dern der erften Ordnung, von welchen wenigſtens der Eine 
ein Nechtsgelehrter feyn muß, und melde auf 3 Sahre 
per scrutinium vom Rathe gewählt werden, aber immer 
reeligibef find. 

Sm Berhinderungsfalle vertritt der Altefte Rath bie 
Stelle des Präfidenten. 

Diefes Appellationg- Gericht bildet in denjenigen Sas 
chen, welche ald mindern Belangs bei dem Stadt-Amte, 
oder bei dem Land-Amte in erfter Inftanz angebracht wers 
den müffen, und an das Stadt-Gericht in zweiter Inſtanz 
gelangt find, die dritte und legte Inſtanz; in denjenigen 
Sachen aber, welche bei dem Stadt:&ericht in erfter Inſtanz 
vorgefommen find, die zweite, fo daß in diefem Falle ges 
gen das Erkenntniß des Remedium transmissionis acto- 
rum in vim revisionis oder die fernere Berufung an das 
gemeinfchaftliche Oberappellationg-Gericht der freien Städte 
nach jenen Beftimmungen, welche darüber in der Prozeß— 
Drdnung getroffen werden, ftattfinden. 

Ferner wird an diefes Appellationg - Gericht der Res 
furs von den Straf» und Konftsfationg » Erfenntniffen der 
abminiftrativen Stadt -Aemter, deſſen in F. 12 gedacht 
worden, ergriffen, bierunter find jedoch bloße Straf: und 
Konfisfationg » Milderungs = oder Erlaffungsgefuhhe aus 
Gnaden, nicht begriffen, fondern diefe werden bei dem 
ganzen Senate angebracht und von demfelben erledigt. 

Endlich ift das Appellationd - Gericht zugleich das Kris 
minal» Gericht für die hiefige Stadt und deren Gebiet. 


Peinliche Erfenntniffe auf Lebensſtrafe oder auf eine 
berfelben nahe kommende LTeibesftrafe ‚- werden dem ganzen 
Senate vor dem Vollzuge zur Beftätigung oder Milderung 
vorgelegt, jo wie denn überhaupt Abolitions-, Strafmils 
derungs » und Erlaffungs > Gefuche in allen peinlichen oder 
polizeilichen Straffällen, dem ganzen Senate vorbehalten 
find, 
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Gegen alle peinliche Erfenntniffe des biefigen Krimi: 
nal» Gerichts findet, wenn der Berurtheilte die Koften 
felbft beftreiten fanıt, eine weitere Bertheidigung unb Vers 
fendung der Akten an eine auswärtige Nechts , Fakultät 
ftatt. Wenn aber das Stadt Aerarium die Koften beftreis 
ten fol, fo fann nur die Akten» Revifion dahier bei dem 
nämlichen Gerichte durch Anordnung eines andern Refe⸗ 
renten verlangt werben, ed wäre denn, daß auf eine mehr 
als breimonatliche Gefängniß- oder Schanzens Strafe ers 
fannt worden wäre, welcenfalls bei der Armuth des 
Sträflings, das Aerarium die Koften der weitern Bertheis 
digung und Akten »Berfendung zu übernehmen hat. 

$. 15. 
L b) Peinlihes Berhädr-Amt. 

Das peinliche Verhörs Amt verbleibt bei der jegigen 
Einrihtung, mit dem Zufage, daß der zeitige jüngere 
Bürgermeifter das Präfidium dabei führt. Wenn der zeis 
tige Kriminal-Rath durch Krankheit oder Abmwefenheit vers 
hindert wird; fo hat das Kriminafgericht eines feiner jüns, 
gern Mitglieder zur interimiftifhen Uebernahme der Funk; 
tionen des Kriminal-Rathe zu Fommittiren, weldes dann 
hierzu allerdings verbunden ift. 

$, 16. 
11. Das Stadt-Geridt. 

Das Stadt: Gericht, ald Gericht erfter Inſtanz fuͤr 
ale, dem Stadt⸗Amt und dem Land⸗Amt nicht zugewie⸗ 
fene Rechtsſachen, und als zweite Inſtanz für diejenigen, 
wo jene Aemter in erfter Snftanz entfcheiden, bildet zugleich 
Das obervormundfchaftliche Amt. 

Es wird auffer dem Direktor. mit fieben rechtsgelehr- 
ten Senatoren der zweiten oder auch der eriten Ordnung 
befegt. | 

Aus allen Rechtögelehrten des Senats erfter und zwei⸗ 
ter Ordnung wählt der Senat durch Serutinium einen 
mitarbeitenden Direftor auf ein Sahr, welcher nur im 
nächftfolgenden Jahre nicht reeligibel iſt. 
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Rath. | 
Als Mitglieder des Stadt» Gerichts werden ſaͤmmt⸗ 
fiche fieben rechtsgelehrte Senatoren auf drei Sahre ges 
wählt, find aber nicht nur reeligibel, fondern müffen fich 
auch diefe Wahl fchlechterdings gefallen laſſen, und Ändert 
das Fortrüden auf die erſte Raths-Ordnung bierunter 
nichts. 

Zwei diefer Senatoren und Stadt: Gerichtöräthe wer; 
‚den zur Kuratel: Sektion vom Senate auf 3 Jahre depus 
tirt, und wird ihnen ein im Rechnungsfache geübter Raths⸗ 
verwandter der dritten Ordnung, von jenen, welche die 
gewöhnlichen Raths-Verſammlungen nicht befuchen, zur 
Hilfe beigegeben. Auch diefe find reefigibel. 

Bon allen und jeden Erfenntniffen und Berfügungen 
des Stadt: Gerihts, ohne Ausnahme der in Konkurs— 
Fällen und fonften ergebenden Straf: Erfenntniffe, Per: 
fonalsArreft- Verfügungen und dergleichen, Tann an das 
Appellationds Gericht die Berufung ergriffen werden. 

6. 17. 
III. Stadt-Amt und Land-Amt. 

Das errichtete Stadt-Amt eben fowohl-alg das Land» 
Amt, follen zur Erleichterung des Stadtgerichts, und um 
ben biefigen Bürgern und Landbewohnern in Nechtsitrei- 
tigfeiten von minderem Belange eine beförderliche und we— 
nig koſtſpielige Suftiz » Verwaltung zu verſchaffen, auch die 
Entfcheidung in drei einheimifchen Inſtanzen für ſolche 
Rechtsftreitigfeiten möglich zu machen, fortbeftehen. 
| Megen der Kompetenz dieſer beiden Ssuftiz» Aemter, 
fol mit Abftellung aller hohen Zaren und Gebühren, nad) 
vernommenem und gutachtlichem Vorfchlage der beiden hoͤ— 
bern Suftiz-Bebörden, das Weitere vom Senate am den 
gefeßgebenden Körper gebracht werben. 

Wenn gleich bei diefen Suftiz » Behörden der ſumma— 
rifche Prozeß ftatt findet und jedem Kitigirenden Theile frei 
fteht, feine Angelegenheiten perfönlich und. mündlich zum 
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Protokoll zu verhandeln, fo fol doch auch Niemand ferner 
verwehrt ſeyn, Schriftliche Neceffe, Statt der mündlichen, 
dafelbft einzureichen, 

Sn Fällen, wo die beiden Stadt » Aemter verfchiedener 
Anfiht find, jollen fie den zeitigen Land »Amtmann zu den 
Entfcheidungen beiziehen. 

| $. 18... 
Allgemeine, das Gerihtswefen angehende 
Verordnung. | 

Da jeder Gerichts - Stelle ihr Wirfungsfreis angewie⸗ 
fen ift und fo weit ed noch nicht gefchehen, in der zu ent- 
werfenden Gerichts s und Prozeß» Drdnung angewieſen 
werden fol; fo darf feine der biefigen höheren Gerichts: 
Stellen Gegenftände, welche nach der Gerichts - Ordnung 
zu eigenem oder ihres Kanzlei-Perſonals Reffort und nicht 
zur Kompetenz des Stadt» Amts oder des Land» Amts ge- 
hören, von fich oder ihrer Kanzlei an letztere, Auftrags» 
weife, verweifen, fondern folche Kommiffionen miffen Mit; 
gliedern des Gerichts oder, nad) Befchaffenheit, dem eige⸗ 
nen Kanzleis Perfonale aufgetragen werben. 

Sn Handelsfadhen follen die Gerichte nach Befinden 
das Gutachten der Handels » Kammer erfordern. 

Wenn in Givilrechts » Verhandlungen den Partheien 
oder ihren Anwälten und Advokaten Strafen angefegt 
werden; fo kann nicht nur davon der Rekurs an die höhere 
Inftanz ergriffen werden, fondern es fol auch den Ge, 
richten frei ſtehen, die angefesten Strafen auf bdesfallfige 
Imploration zw mildern, oder aus bewegenden Gründen 
ganz zu erlaffen. | 

Jeder hiefige Bürger kann, zwar nicht in ber erften 
Sinftanz, aber doch bei dem Appellationg» Gerichte, auf 
Verfendung ber Aften ad concipiendam sententiam an- 
tragen, zu welchem Ende, wenn das Geſuch fogleich im 
Gravatorial-Kibel angebracht wird, das Appellationg- 
Gericht in folhem Falle, die Appellation ohne Unterfchied 
zu recipiren hat. 
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$, 19. 
Fiscalis und Executor in Civilibus. 
Meil 


a) zu den Huͤlfsvollſtreckungen in Auftrag fowohl der 


Juſtiz und Aominiftrativ » Behörden 


b) zur Erforfchung der Fälle, in welchen Bormünber 


und Kuratoren zu beftellen find, und zu deren Vors 
Ihlag an die vormnndfchaftliche Behörde, auch zu bem 
eingeführten Signiren der Beerdigungs » Erlaubniß, 
wofür aber in Zufunft nichts ad Aerarium zu bezah⸗ 
len ift, 


c) zur Direktion der Vergantungen sub hasta publica 


fo wie 


d) zur Wahrung bes Interesse fisci in Refursfällen ge: 


gen Straf und Konftisfationg »Erfenntniffe der Ber: 
waltungs-Aemter eine persona publica ohnehin er> 
forderlich ift, fo fol zu diefen und etwa andern ana— 
logen Berrichtungen ein Fiscalis und Executor in 
Civilibus (vormaliger Oberftrichter) wiederum ange— 
ftellt werden, welchem von allen hiefigen Verwaltungs— 
und Suftizs Behörden desfallfige Aufträge gefchehen 
fönnen, und dem, je nach Befchaffenheit und Wich— 
tigfeit des Falles, aus der Zahl der hiefigen Advofa- 
ten von dem Genate oder von dem Berwaltungs- 


Amte ein Advocatus fisci beigeordntet wird. 


Tranfitorifhe Verordnungen ?). 
I. Die fämmtlichen jegt Tebenden Mitglieder des Ger 


nats, mit Einfhluß der bisherigen vier Syndifen und 
Appellationsgerichts - Räthe, find und werden hiermit in 
ihren Rathsämtern nnd Würden, ein jeder nach feinem bis— 
herigen Rang und Drdnung, beftätigt. Diejenigen unter 
ihnen, welchen auf ihr Anſuchen wegen Alters oder koͤr⸗ 
yerlicher Schwäche vom Senate mit Entlaffung wilfahrt 








5) Ergänzungs-Akte vom 18. Juli 1816. Art. 57. T. bis VI. 
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werben Tann, behalten den bermalen genießenden vollen 
Gehalt. ’ 

11. Der Senat in feinen: jeßt lebenden Mitgliedern mit 
Einfhluß der vier Syndifen, wird alsbald nach Geneh⸗ 
migung diefer Konftitutiong » Afte aufferorbentlicher Weife — 
wie ſolches zur Zeit des errichteten alten Bürger Vertrags 
gefchehen ift — mit 20 neu zu wählenden Mitgliedern vers 
mehrt. 

Zwei werden auf die dritte Raths-Ordnung aus dem 
zünftigen Handmwerfern und 18 auf die zweite Raths⸗Ord⸗ 
nung gemwählt. | 

Unter den legtern 18 müffen fih, um das, in feis 
nem jeßigen, ad Corpus Senatus nicht gehörigen, Perfo- 
nale, mit dem Vollzug diefer Konftitutiong» Ergänzungs- 
Akte für aufgehoben erflärt werdende bisherige Gericht ers 
fter Inftanz, erfegen zu Finnen, 12 Nechtögelehrte befin- 
den, während die 6 andern aus den Adelichen, angefehe: 
nen Handelöleuten, Nentenirern und Gutöbefigern ge⸗ 
wählt werden. | 


Auch folen unter den 20 zu wählenden Rathögliebern . 
diesmal wenigftens vier ber Fatholifchen und zwei ber res 
formirten Religion zugethan feyn. Um die Gfleichftellung 
der Anzahl der Mitglieder der erften und zweiten Raths⸗ 
Drdnung herzuftellen , rücken fo viele der jetzigen Mitglie; 
der der zweiten Ordnung auf bie erfte über, als hiezu — 
nachdem die Syndifen unter die Mitglieder der erften 
Ordnung nah ihrem jest habenden Range mitgerechnet 
worden — nöthig ift, ohne jedoch darum, fo lange nicht 
die beftimmte Zahl von nur 14 mit Einfluß der vier 
Syndiken hergeftellt ift, den höheren Gehalt der Mitglieder 
der erften Ordnung in Anfpruch nehmen zu dürfen. 

11. Wer von den jegigen Näthen des Gerichts erfter 
Inſtanz bei der von ihnen felbft angetragenen und allges 
mein gewäünfchten veränderten Gerichts: Berfaffung nicht 
alsbald in den Senat gewählt wird, verbleibt in dem vol⸗ 


* 
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Ien Genuffe feines jegigen Gehalts, muß ſich aber in ans 
dern, feiner jegigen Kathegorie gleihfommenden angefe- 
beten Stadt» Dienften, fobald ſolches jeßt oder in Zufunft 
ihm angefonnen wird, gebrauchen und anftellen laffen. 


IV. Zwar behält der zeitige bisherige Stadt» Schul; 
theiß Tebenslänglich feinen Rang als vorderftes Rathsglied, 
und ift ald Schultheiß Präfident des Appellationg » Ges 
richts; dahingegen wird vom Senate fofort nach erfolgter 
Wahl der 20 neuen Rathsglieder, zu einer neuen Wahl 
der Bürgermeifter und Befegung aller Stabt-Aemter, mes 
niger nicht der Gerichte, foweit letzteres nöthig, nad Maß⸗ 
gabe diefer Konftitutiong » Ergänzungs »Afte vorgefchritten. 


V. Um die Wahl der neu aufzunehmenden Senats: 
Mitglieder, befonders aus den Fatholifchen und reformirten 
Gemeinden, ingleichen die Wahl der jegigen Näthe des 
Gerichts erfter Snftanz in den Senat nicht zu erfchweren, 
fol dießmal, und ohne Konfequenz für die Zufunft, auf 
die ausfchließenden Grabe der Verwandt» oder Schwäger- 
fhaft, fo wenig als auf das Indigenat oder den zehnjaͤh— 
rigen Befiß des hiefigen Bürgerrechts, von den Wählenden 
müffen refleftirt werden; vielmehr follen diefe erften Raths— 
Wahlen gleich, wie fie aufeine befondere Art vollzogen 
werden, alfo auch vollfommen frei feyn. Nur Talente, 
Rechtſchaffenheit, Fleiß und Genuß des Hffentlichen Ber: 
trauens, follen die Wählenden zu ihrem Augenmerf neh» 
men. Eben fo wenig ift die Verordnung diefer Konftitu- 
tions-Akte, daß zu biefigen Stadt-Aemtern und Dienjten 
nur ſolche Perfonen gelangen können, welche entweder 
eingeborne Bürger find oder feit 10 Sahren bahier 
im Bürgerrecht ftehen, auf die fogenannte Penfioniften ber 
biefigen freien Stadt anzuwenden, vielmehr tritt in Ans 
fehung ihrer eine Ausnahme ein. | | 

VI. Bis die Anzahl der Rathsmitglieder mit Einfchluß 
der Syndifen auf die Zahl ber 42 fidy vermindert hat, wer: 
den feine neue Raths-Wahlen vorgenommen; es wäre 
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denn, daß die Befolgung des Artifeld 6 dieſer Konſtitu⸗ 
tions » Ergänzungs » Akte °), daß nämlich Mitglieder aller 
drei chriftlihen Konfeffionen im Senate feyn muͤſſen, folche 
neue Rathes Wahlen erforderte. Auch fol erft, wenn die 
Zahl der Rathsglieder auf 42 vermindert worden, die dritte 
Rathe s Ordnung auf 14 vermehrt werben, 


8) Abſchnitt IV. Kapitel 15 $. 5. 


ùm 


* 


Vierter Abſchnitt. 


Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Staats-Angehörigen. 


Einleitung. 


Che wir von den Rechten und Pflichten der Staats— 
Angehörigen nach den Beftimmungen der verfchiedenen Ver⸗ 
faffungen der deutſchen Staaten reden, erfcheint es zweck⸗ 
mäßig, derjenigen Verfügungen bier zu erwähnen, welche 
fowohl die deutfche Bundes Afte vom 8. Suni 1815 ') als 
die Wiener Schluß-Afte vom 15. Mai 1820 ?) Cbefannt 
gemacht und angenommen am 8. Juni 1820) binfichtlich der 
Bewohner Deutfchlands enthalten. Kinige diefer Nechte 
find genau beftimmt und zugefichert, andere der fünftigen 
Beftimmung der Bundes » Verfammlung anheim gegeben. 
Die erfteren find theils ſolche, welche fich auf alle Staats⸗ 
Angehörigen beziehen >), theils ſolche, welche nur einzelne 
Klaffen angehen. 


) Konftitutionen der europäifhen Staaten. Th. IT. ©. 93. 

2) Konftiturionen der enropäifchen Staaten. Th. IV. ©. 12. 

3) Art. 18 d. d. B. A. Die in diefem Artikel enthaltenen Bes 
ffimmungen werden in dem Präfidial: Vortrag bei Eröffnung 
der Bundes: Verfammlung am 5. Nov. 1816, als die wohl: 
thätigften für ale Deutfchen und als folche gerühmt, die ein 
wahres deutfches Bürgerrecht begründen. In der vorläufigen 
Kompetenz: Beftimmung $. 223, lit. B. der Protokolls vom 12. 
uni 1817 S. 450 wird der Bundes: DVerfammlung empfoh: 
len, darauf zu achten, daß diefe Beftimmungen in Erfüluug 
gebracht werden. 
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1. Allen Bewohnern Deutfchlands wurden folgende 
Rechte zugefichert: 

A) Grund » Eigentbum aufferhbalb des Staates, den 
fie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb 
in dem fremden Staate mehreren Abgaben und Laften uns 
terworfen zu ſeyn, als deffen eigene Unterthanen *); 

B) die Befugniß: 

1) des freien Wegziehend aus einem deutſchen Bundes; 
Staat in den andern, der ermweislich fie zu AnterENAr 
nen annehmen will 9), auch 

2) in Civil» und Militärdienfte desſelben zu treten; 
beides jedoch nur, infofern Feine Verbindlichkeit zu Mi—⸗ 
Litärdienften gegen das bisherige Vaterland im Wege 
ſteht; und damit wegen der dermalen obmwaltenden 
Berfchiedenheit der gefeglichen Borfchriften über Miliz 
tärpflichtigfeit, hierunter nicht ein ungleichartiges, für 
einzelne Bundes » Staaten nacıtheiliges Verhältniß ent- 
fliehen möge, fo wird bei der Bundes - Verfammlung 
die Einführung möglichft gleichförmiger Grundfäge 
über biefen Gegenftand in Berathung genommen werden. 
C) Die Freiheit von aller Nachfteuer (jus detractus, 

gabella emigrationis, Abzugsgeld und Nachitener, oder 
Abſchoß⸗- und Abfahrtgeld) infofern das Vermögen in ei- 
nen andern deutfchen Bundes,» Staat übergeht und mit 


4) Wegen eines, vermöge diefer Befugniß in einem anderen Bunu⸗ 
des: Staat erworbenen Grund: Eigenthums, fleht darım dem 
Erwerber dafelbft noch nicht das Aktiv: Bürgerrecht zu; auch 
nicht, wenigſtens nicht in feinem ganzen Un-fange, das Indi— 
genat. Klüber ö. R. d. d. B., Note c, zu $. 167 ©, 354, 

5) In der Bundes: Ufte, Art. 18 Num. 1 wird es in den Wil: 
Ien eines jeden Bundes: Staates geftellt, ch er Unterthanen 
eines anderen Bundes: Staates zu voltitändigen Unterthanen 
annehmen, und ihnen beftändigen Wohnſitz in feinem Gebiete 
geftatten will; Grund: Eigenthum in feinem Gebiet zu erwer: 
ben und dasfelbe ald Eorenfed zu befizen, darf er ihnen nicht 
wehren. 
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diefem nicht befondere Verhaͤltniſſe durch Freizuͤgigkeits⸗ 
Verträge beſtehen °). 

In Folge der Beftimmung unter 0) wurde in der 37. 
Sitzung der Bundes-Verſammlung vom 23. Juni 1817 ein 
Befchluß wegen der Nachftener- und Abzugs- Freiheit ges 
faßt. Hiernach bezieht fich diefe Freiheit auf alle deuts 
fchen Bundes» Staaten gegeneinander. Jede Art von Der: 
mögen, welches aus einem Bundes Staat in den andern 
aus Veranlafjung einer Auswanderung, eines Erbſchafts⸗ 
Anfalles, eines Verkaufs, Tauſches, einer Schenkung, 
Mitgift oder auf andere Weile übergeht, ift darunter be; 
griffen. Dagegen ift unter biefer Freizigigfeit nicht bes 
griffen, jede Abgabe, welche mit einem Erbfchafts- Anfall, 
Legat, Verkaufe, einer Schenfung u. dgl. verbunden ift 
und ohne Unterfehied, ob das Vermögen im Lande bleibt 
oder hinaus gezogen wird, ob der neue Beſitzer ein In— 
laͤnder oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußte, 
namentlich Kollateral» Gelder, Erbfhaftsftener, Stempel: 
Abgabe u. dgl.; auch Zoll» Abgaben werden durch die Nach⸗ 
ſteuer⸗Freiheit nicht ausgeſchleſſen. Die Art der Verwen— 
dung des Abzugs-Gefaͤlls kann feinen Grund darbieten, 
dasselbe gegen die Beftimmungen der Bundes, Afte beftes 
ben zu laffen. 

Die befondern Freizügigfeits Verträge werben, infos 
weit fie dasjenige, was die Bundes-Afte und der Ber 
ſchluß der Bundes-Verſammlung über die Freiheit von 
aller Nachftener enthäft, begünftigen, erleichtern oder mehr 
ausdehnen, auch kuͤnftig aufrecht erhalten und dergleichen 
Berträge beftehen alfo, infofern ald fie den in der Bun⸗ 
de - Akte und in dem Befchluß der Bundes-Verſammlung 
aufgeftellten Normen nicht entgegen find. Der Anfangs», 
Termin diefer NachftenersFreiheit ift der 1. Juli 1817, 


6) Diefer Beftimmung find and die zu Erhebung der Nachfteuer 
bis dahin berechtigten Privaten, z. B. Patrimonialgerichtss 
Herrn, Städte und andere Kommunen, unterworfen. 
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doch) unbefchabet der günftigeren Beflimmungen in Berträ- 
gen oder Iandesherrlichen Verordnungen; und es foll hier: 
bei auf den Zeitpunft der wirflichen Erportation des Ber; 
mögens gefehen werden, wenn auch die Erklärung der Aus— 
wanberung oder der Vermögens » Anfall früher erfolgt 
wäre, Uebereinftimmend mit diefen Befchluß der Bundes; 
Berfammlung find im verfchiedenen Bundes- Staaten ei: 
gene Verordnungen über die Nachfteuer: Freiheit ergangen. 
Sn ber 24. Sigung, der Bundes: Verfammlung vom 
2. Auguft 1827 wurde in Beziehung hierauf Folgendes 
befchloffen: | 
Bei Abfaffung des Befchluffes vom 23. Juni 1817 fey 
bie Abficht des beutfchen Bundes geweſen, daß bei An—⸗ 
wendung der unter den deutfchen Bundes Staaten beftes 
henden Freizügigfeit der Tag ded wirklichen Abzuges ent- 
fcheide. — 
D) Rad) dem Art. 13 der Bundes + Afte werden in 
allen Bundes⸗Staaten Iandjtändifche Verfaffungen beftehen. 
Nach dem Art. 54 der Wiener Schluß» Afte bat vie 
Bundes-Verſammlung darüber zu wachen, daß diefe Be- 
ſtimmung in feinem Staate unerfüllt bleibe °). 
)y Rad) Art. 12 der Bundes -Afte follen diejenigen 
Bundesglieder, deren Befigungen nicht eine Volkszahl von 
300,000 Seelen erreichen, ſich mit dem ihnen verwandten 
Häufern oder andern Bundesgliederu, mit welchen fie we- 
nigftens eine ſolche Volkszahl ausmachen, zur Bildung ei- 
nes gemeinfchaftlichen oberften Gerichts vereinigen. Su 
den Staaten von ſolcher Volksmenge, wo jetzt fchon der- 
gleichen Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, werden 
jedoch diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhalten, wo⸗ 
fern nur die Volkszahl, über welche fie fich erjtreden, nicht 
unter 150,000 Seelen iſt. 


u 


7) Die weiteren in der Wiener Schluß : Akte darüber vorkom⸗ 
menden Beſtimmungen werden in der Abtheilnng J. Abſchnitt 
VI. über landſtändiſche Verfaſſungen vorkommen. 

10 
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Den 4 freien Städten fteht das Recht zu, ſich unter 
einander über die Errichtung eined gemeinfamen oberften 
Gerichts zu vereinigen. — 

Bei den folhergeftalt errichteten oberften Gerichten foll 
jeder der Partheien geftattet feyn, auf die Verſchickung der 
Akten auf eine deutfche Fakultät oder an einen Schöppen- 
ftuhl zur Abfaffung des Endurtheild anzutragen. 

II. Auch einzelnen Klaffen von Staats - Angehörigen 
der Bundes-Staaten find von dem Bunde beftimmte Rechte 
zugefichert worden. 

A) In Abficht auf die Unterthbanen chriftlicher Reli: 
gion wurde feſtgeſetzt, daß die Verfchiedenheit der chrifilis 
hen Religions» Partheien (DVerfchiedenheit der chriftlicdhen 
Slaubens » Befenntniffe) in dem Genuß ber bürgerlichen 
und politifchen Rechte feinen Unterfchied begründen folle ). 

B) Hinfichtlic der Suden wurde beftimmt ?), daß 1) 
die Bundes » Berfammlung in Berathung nehmen folle, a) 
wie auf möglichft übereinftimmende Weife die bürgerliche 
BVerbefferung der Juden zu bewirfen fen, und b) wie in; 
fonderheit, denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte, 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten, in den Bundes: 
Staaten verfchafft oder gefichert werben koͤnne. Jedoch 
follen 2) den Suden, bis dahin, die denfelben von den 
einzelnen Bundes» Staaten bereits eingeräumten Rechte er- 
halten werden. 


7) Art. 16 der Bundes: Afte., Diefe Beftimmung ward abficht: 
lich nicht auf eine beftimmte Zahl, alfo auch nicht auf beftimmte 
Arten von chriſtlichen Glaubens = Befenntniffen befchränft. Eine 
eigene Beſtimmung der Bundes: Akte, betreffend die Rechte der 
Patholifchen Kirche und der evangelifchen Kirchen = Gefelffchaften 
in den deutfchen Bundes: Staaten, war auf dem Wiener Kon: 
greß in Antrag und Erörterung gekommen, fie unterblieb aber 
am Ende. Klüber 5. R. d. d. B. Note a) zzum $. 169, 
©. 358, 


8) Bundes = Akte, Art. 16, — Wiener Schluß: Afte, Art, 65. 
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GC) Diejenigen Rechte, welche durch den Reichs⸗De— 
puttationd » Hauptfhluß vom 25. Februar 1803 feftgefegt 
find, in Anfehung 1) der auf den Nheinfchffahrts - Oftroi 
angemwiefenen, direften und fubfidiarifchen Renten I, 2 
des Schuldenwefend der ehemaligen Reiche - Kreife, der 
Landesherrn und Länder '), und 3) der Penfionen geift- 
licher und weltliher Sndividuen 11), dauern unverändert 
fort, indem foldhe von dem Bunde garantirt worden find ); 
eine Garantie, welche die unmittelbare VBollziehungs » Be: 
fugniß der Bundes - Berfammlung begründet. Die Pen: 
fionen für die überrheinifchen Bifchöfe und Geiftlichen, fol: 
fen auf die Befiger der Länder auf ber linken Nheinfeite 
übertragen werden und es foll die Regulirung der in dem 
Reichs» Deputationd » Hnuptfchluß S. 75 feftgefeßten Suften> 
tationd» Kaffe und der Penftonen für diefe Bifchöfe und 
Geiftlichen,, binnen Sahresfrift von der Bundes» Verfamms 
lung gefchehen, bis dahin aber die Bezahlung jener Pens 
fionen auf die bisherige Art fortgefeßt werben *). 

D) Die Mitglieder des deutfchen Ordens werden eben- 
falls, nad) dem in dem Reichs-Deputations-Hauptſchluß 


“ 


9) Bundes: Afte, Art. 15. 
10) Reichs : Deput. Hauptfchl. von 1803 $. 38 u. 77 — 85. 


11) R. D. 9. ©. von 1803 8. 50 ff. Mehrfache Verhandlungen 
deshalb, in den Protofolien der Bundes = Verfamminng. 


12) Bundes: Afte, Art. 15. — Mit diefer Garantie ift Feines: 
wegs anerkannt, daß der deutfche Bund eine Fortſetzung oder 
ein Rechtsnachfolger des deutfchen Reichs fey. Es bleibt alfo 
die Regel unverrüct, daß Rechtsverhältniffe des deutjchen Reiche 
auf den Bund, als folchen, nicht übergegangen feyen. Klü— 
ber ö. R. d. d. B. Mote e) zu $. 172, ©. 363. 

13) Bundes: Afte Art. 15. — Vielfache Verhandlungen der Bun: 
des: Berfanmlung über diefen Gegenftand, unter der Rubrik 
„transrhenanifche Suftentations = Angelegenheiten,” oder auch 
„, Suftentationswefen ‚der überrheinifchen Geiftlichfeit,” findet 
man in ihren Protofolfen feit 1816... 

10 * 
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von 1803 für die Domftifter feſtgeſetzten Grundſaͤtzen, Pen⸗ 
fionen erhalten ’*), infofern fie ihnen noch nicht hinreichend 
bewilligt worden; und diejenigen Fürften, welche Beſitzun—⸗ 
gen des deutfchen Ordens erhalten haben, werden biefe 
Penſionen nach Verhältniß ihres Antheild an den ehema- 
ligen Befigungen bezahlen. 

. Per unanimia beſchloß die Bundes» VBerfammlung am 
17. Suli 1817, daß die in dem Art. 15 der Bundes-Afte in Bes 
treff der Penfionirung der Mitglieder des deutfchen Ordens, 
enthaltenen Beflimmungen und deren Anwendung, auch 
auf die Mitglieder und Diener (bei dem beutfchen Orden 
erwähnt die Bundes⸗-Akte der Diener nicht) des Johan⸗ 
nitter⸗Ordens auszudehnen ſeyen 53. 

E) Der Art. 14 der deutſchen Bundes - Afte fichert 
den im Jahr 1816 und feitdem mittelbar gewordenen ehe: 
maligen Reichgftänden. und Reichs » Angehörigen gewiffe 
Rechte zu '9%). 

Diejenige NRechtsverhältniffe, welche der Fünftigen Be- 
fimmung der Bundes -Berfammlung anheim gegeben wur⸗ 
den, find folgende: 

A) Die Bundes» Afte hat der Bundes + Verfammlung 
zur Pflicht gemacht, die Einführung möglichit gleichfoͤrmi⸗ 
ger Grundfäge in Berathung zu ziehen, 1) über Preßfrei- 
heit, 2) über Sicherung der Rechte der Schriftiteller und 
Berleger gegen Buͤcher-Nachdruck 7), über Militärpflich- 





14) Bundes: Akte Art. 15. — Diefe Beftimmung ift unvolftändig, 
da fie die Diener des Ordens nicht erwähnt. Verhandlungen 
darüber finden fih in den Protofollen der Bundes: Verfamme 

| fung von 1816 an. 

15) Protofoif von 1817 $. 351. 

16) Davon im Abfchnitt V. Abtheil. Tu, IT, 

17) Bundes: Akte Art, 18 lit. d). Bis jest iſt noch Fein allge: 
meines Geſetz darüber zu Stande gefommen, Mehrere Staa- 
ten Deutfchlands haben aber befondere Verträge zur Sicherung 
der Rechte der Schriftfteller und Verleger abgefchloffen. 
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tigkeit der Uintertbanen '?), 4) Aber buͤrgerliche Berbeffes 
rung ber Suden (Il. B.) 

Was die Preßfreiheit betrifft, fo wurbe in dieſer Hits 
fiht in der 35. Sikung der Bundes: Verfammlung vom 
20. Sept. 1819 ein Befchluß gefaßt und in der 24. Sitzung 
vom 16. Auguft 1824 weiter befchloffen: das mit dem 20. 
Sept. I. J. erlöfchende yproviforifche Preßgeſetz bleibt fo 
lange in Kraft, bis man fid) über ein definitives Preßge- 
fe vereinbart haben wird. Eine Vereinbarung ift. aber bie 
jest noch nicht erfolgt, daher ift der nachfolgende Beſchluß 


noch in Wirkſamkeit: 
$. + 


& lange, als der gegenwärtige Befchluß in Kraft 
bleiben wird, dürfen Schriften, die in der Form täglicher 
Blätter oder heftweife erfcheinen, desgleichen folche, die 
nicht über 20 Bogen im Drude ftarf find, in feinem deuts 
fchen Bundes - Staate ohne Vorwiffen und vorgängige Ges 
nehmhaltung der Landes» Behörden, zum Druck befördert | 
werden. 

Schriften, die nicht in eine ber hier namhaft gemach⸗ 
ten Klaffen gehören, werden fernerhin nach den in den 
einzelnen Bundes» Staaten erlaffenen oder noch zu erlaf- 
fenden Gefeten behandelt. Wenn dergleichen Schriften 
aber irgend einem Bundes: Staate Anlaß zur Klage ges 
ben; fo fol diefe Klage im Namen der Regierung, au 
welche fie gerichtet ift, nach den in den einzelnen Bundes- 
Staaten beftehenden Formen gegen die Verfaffer oder Vers 
leger der dadurch betroffenen Schrift erledigt werden. 

&. 2 

Die durch Aufrechthaltung diefes Befchluffes erforder: 
lichen Mittel und Vorkehrungen bleiben der nähern Bes 
fimmung der Regierungen anheimgeftellt; fie müffen je: 
doch von der Art feyn, daß dadurch dem Sinn und Zwed 
der Hauptbeftimmung des $. 1 vollſtaͤndig Genuͤge geleiz - 
ſtet werde. 


43) Bundes: Akte Art. 18 Fit. b). 
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$. 3. 

Da der gegenwärtige Befchluß durch die unter ben 
obmaltenden Umftänden von den Bundes - Regierungen an 
erfannte Nothwendigfeit vorbeugender Maßregeln gegen 
den Mißbrauch der Preffe, veranlaßt worden iſt; fo koͤn— 
nen die auf gerichtliche Verfolgung und Beftrafung der im 
Wege des Drucks bereits verwirflichten Mißbraͤuche und 
Bergehungen abzweckende Gefege, infoweit fie auf die im 
$. 3 bezeichneten Klaffen von Drudfchriften anwendbar 
feyn follen, fo lange diefer Befchluß in Kraft bleibt, in 
feinem Bundes - Staat als zureichend betrachtet werden. 

$. 4. 

Jeder Bundes - Staat ift für die unter feiner Ober- 
aufficht erfcheinenden, mithin für fämmtliche, unter der 
Hauptbejtimmung des $. 1 begriffenen Drudfchriften, infos 
fern dadurch die Würde oder Sicherheit anderer Bundes- 
Staaten verlegt, die Berfaffung oder Verwaltung derfel- 
ben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbar Beleidig- 
ten, fondern auch der Gefammtheit ded Bundes vers 
antwortlich. 

$. 5: 

Damit aber diefe, in dem Wefen des deutfchen Bun: 
bes s Vereins gegründete, von deffen Fortdauer unzertrenn— 
liche, wechfelfeitige Verantwortfichfeit nicht zu unnuͤtzen 
Störungen des unter den Bundes - Staaten obmwaltenden 
freundfchaftlichen Verhältniffes Anlaß geben möge, fo über: 
nehmen fämmtlihe Mitglieder de3 deutfchen Bundes die 
feierliche Verpflichtung gegen einander, bei der Aufficht 
über die in ihren Länder erfcheinenden Zeitungen, Zeit: 
und Flugfchriften mit wachſamem Ernft zu verfahren, und 
diefe Auffiht dergeftalt handhaben zu laſſen, daß dadurch 
gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Erörterungen auf 
jede Weife möglichft vorgebeugt werde, 


$. 6. 
Damit jedoch auch die, Durch gegenwärtigen Beſchluß 
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beabfihtigte, allgemeine und mwechfelfeitige Gewährleiftung 
der moralifchen und politifchen Lnverleglichfeit der Ge- 
fammtheit und aller Mitglieder des Bundes nicht auf ein- 
zeinen Punkten gefährdet werden fönne; fo fol in dem 
Falle, wo die Regierung eines Bundes - Staats fid) durch) 
die in einem andern Bundes» Staate erfcheinenden Drucks 
fhriften verlegt glaubte, und durch freundfchaftliche Ruͤck⸗ 
fprache oder diplomatiſche Korrefpondenz zu einer vollftäns 
digen Befriedigung und Abhilfe nicht gelangen Fönnte, ders 
felben ausdradlich vorbehalten bleiben, über vergleichen 
Schriften Befchwerde bei der Bundes-Berfammlung zu fuͤh—⸗ 
ren, legtere aber fodann gehalten feyn, die angebrachte 
Befhwerde fommiffarifch unterfuchen zu laffen, und wenn 
diefelbe gegründet befunden wird, die unmittelbare Unter: 
drücdung der in Rebe fiehenden Schrift, auch wenn fie zur 
Klaffe der periodifchen gehört, alle fernere Fortfegung 
derfelben durch einen entfcheidenden Ausſpruch zu verfügen, 

Die Bundes-Berfammlung fol aufferdem befugt feyn, 
die zu ihrer Kenntniß gelangenden, unter der Hauptbe- 
ſtimmung des $. 1 begriffenen Schriften, in welchem deut: 
ſchen Staate fie auch erfcheinen mögen, wenn ſolche nad) 
dem Gutachten einer von ihr ernannten KRommiffion, der 
Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundes 
Staaten, oder der Erhaltung des Friedens und ber Ruhe 
in Deutfchland zuwider laufen, ohne vorhergegangene Auf- 
forderung, aus eigener Autorität durch einen Ausſpruch, 
von welchem feine Appellation fattfindet, zu unterbrüden, 
und die betreffenden Regierungen find verpflichtet ‚ diefen 
Ausfpruch zu vollziehen. 

$. 7. 

Wenn eine Zeitung oder Zeitfchrift durch einen Aus— 
ſpruch der Bundes-Verfammlung unterdruͤckt worben ift; fo 
darf der Redakteur derfelben binnen 5 Jahren in feinem 
Bundes» Staate bei der Redaktion einer ähnlichen Schrift 
zugelaffen werden. 
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Die BVerfaffer, Herausgeber und Verleger der unter 
der Hauptbeftimmung bes $. 1 begriffenen Schriften bfei- 
ben übrigens, wenn fie den Vorfchriften dieſes Befchluffes 
gemäß gehandelt haben, von aller weitern Verantwors 
tung frei, und die im $. 6 erwähnten Ausfprüche der Bun- 
des » Berfammlung werden ausfchließend gegen die Schrif- 
ten, nie gegen die Perfonen gerichtet. 

$. 8. 

Saͤmmtliche Bundesglieder verpflichten fih, in einem 
Zeitraum von zwei Monaten die Bunded-Verfammlung von 
den Verfügungen und Vorſchriften, durch welche fie dem 
5. 1 diefes Befchluffes Genuͤge zu leiften gedenfen, in 
Kenntniß zu feßen. 

$. 9. 

Alle in Deutfchland erfcheinenden Drudfchriften, fie 
mögen unter den Beſtimmungen dieſes Beſchluſſes begrif- 
fen feyn oder nicht, müffen mit dem Namen des Verlegere 
und, infofern fie zur Klaffe der Zeitungen oder Zeitfchrifs 
ten gehören, auch mit dem Namen des Redakteurs verſe⸗ 
ben feyn. Druckſchriften, bei welchen diefe Vorfchrift nicht 
beobachtet iſt, dürfen in Feinem Bundes» Staate in Ums 
lauf gefest, und müffen, wenn folches heimlicherweife ges 
fchieht, gleich bei ihrer Erfcheinung in Beichlag genommen, 
auch die Verbreiter derfelben, nach Befchaffenheit der Um: 
ftände, zu angemeffener Geld » oder IRINA ver: 
urtheilt werben. 

$. 10. 

Der gegenwärtige einftweilige Beſchluß foll vom heu— 
tigen Tage an 5 Sahre in Wirkfamkfeit bleiben. Bor Ab— 
lauf diefer Zeit fol am Bundestag gründlich unterfucht 
werben, auf welche Weife die im 18. Art. der Bundes» 
Akte in Anregung gebrachten gleichförmigen Verfügungen 
über die Preßfreiheit in Erfüllung zu feßen feyn möchten 
| und demnächft ein Definitiv » Befchluß über die rechtmäßi- 

gen Grenzen der Preßfreiheit in Deutfchland erfolgen. 
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B) Nah dem Art. 19 der Bundes » Afte 9) behalten 
fi) die Bundesglieder vor, bei der erften Zufammenfunft 
der Bundes» Berfammlung in Frankfurt, wegen des Hans 
deld und Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bundes: 
Staaten, fo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung der 
auf dem Kongreffe zu Wien angenommenen Grundfäge, 
in Berathung zu treten. 

In Beziehung auf vorfiehende Beftimmungen verdient 
noch der Art. 53 der Wiener Schluß-Afte hier einen Plab ; 
ed enthält derfelbe Folgendes: Die durch die Bundes-Afte 
ben einzelnen Bundes - Staaten garantirte Unabhängigkeit 
fchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des Bundes 
in die innere Staats» Einrihtung und Staats-Verwaltung 
aus. Da aber die Bundesglieder ſich über einige befondere 
Beitimmungen vereinigt haben, welche fich theils auf Ges 
währleiftung zugeficherter Rechte, theilg auf beftimmte Ber; 
bältniffe der Unterthbauen beziehen; fo liegt der Bundes 
Verfammlung ob, die Erfüllung der durch diefe Bejtim- 
mungen übernommene Berbindlichteit, wenn fi aus hin: 
reichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergiebt, daß 
folhe nicht ftattgefunden habe, zu bewirken. Die Anwen—⸗ 
dung der in Gemaͤßheit diefer Verbindfichkeiten getroffenen 
allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle, bleibt 
jedoch den Regierungen allein überlaffen. 


Erſtes Rapitel. 
Königreih Preußen. 


Was in ber dem preußifchen Staat verfprochenen Vers 
faffungs » Urkunde über die Rechte *) und Pflichten der 





19) Auch Wiener Schluß: Akte Art. 65. — . Verhandlungen der 
Wiener Minifterial= Konferenzen, in den Prot. 11, 28, 29, 33 
und 34, vom 10. Januar, 11, 13, 23 und 24. Mai 1820, 

1) Preußen gieng- vielen (und namentlich fämmtlihen deutfchen) 
Staaten dadurch mit einem fchönen und ungefähr 60 Jahre 
lang unbefolgt gebliebenen Beifpiel voran, daß bereits König 
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Unterthanen beflimmt werben wied, fleht zu erwarten, 
Deshalb gehen wir im zweiten Kapitel zu den darüber in 
der koͤnigl. Bayerifchen Konftitution und in den durch dies 
felbe garantirten Ediften enthaltenen Beftimmungen über. 


Sriedrich I. auf feinen Domänen im Königreich Preußen im 
Fahr 1702 die Leibeigenfchaft, Erbunterthänigfeit vder Guts— 
pflichtigfeit unentgeltlich aufhob und diefes 1708 auf die Graf: 
(haft Ravensberg ausdehnte. Durch Kabinet3:Ordre vom 28, 
Dftober 1807 erſtreckte der jet regierende König die Anord: 
nung anf feine fänmtlichen Domänen (in Ponmern, der Mark 
Brandenburg u. f. mw.) dergeftalt, daß dafelbft vom 1. Juni 
1808 an fchlechterdings Feine Eigenbehörigkeit, LZeibeigenfchaft, 
Erbunterthänigfeit oder Gutspflichtigkeit mehr flattfinde,, viel: 
mehr alle Domänen: Einfaffen freye, von allen gefeslichen Fol: 
gen der Erbimterthänigkeit unabhängige, befreite Menfchen 
feyen. Die Wohfthaten diefer, die Domänen: Einfaffen betref: 
fenden Verfügungen, wurden dem ganzen Staat zu Theil durch 
das Edikt vom 9. Oktober 1807 über den erleichterten Bells 
und den freyen Gebrauh des Grundeigenthums, fo wie die 
perfönlihen DVerhältniffe der Landbewohner. In letzterer Be: 
ziehung verbietet diefes Edikt die Entftehung Irgend einer neuen 
Erbunterthänigfeit, hebt alsbald die Erbunterthänigfeit der erb: 
lichen oder der eigenthümkichen Befiser von Bauerngütern auf, 
und von Martini 1810 an alle übrige Gutsunterthänigkeit. Durch 
eine Verordnung vom 18. Fan. 1819 wurde diefes Evift and: 
gedehnt auf den Eortbuffer Kreis, die Lauſitz und die vormals 
fächfiichen Landestheile. Durch das Edikt odm 14. Sept. 1811 
murden alle bäuerlichen, auf dem Grundeigenthum heftenden 
Laften (dad dominium directum, alle Dienfte und Abgaben an 
Gutsherrn u. ſ. w.) gegen Entfchädigung aufgehoben. Die 
Entfhädigung beiteht in einem Theile der Ländereien dergeftalt, 
daß der Grundherr von dem (ohne Cigenthum) erblichen Be: 
liber des Gutes höchftens ein Drittheil, von dem nur temporä— 
ren Beſitzer höchſtens die Hälfte der Ländereien, ald Entichä: 
digung erhäft, mir Vorbehalt jeder anderen freyen Vereini— 
gung. Der Staatsbote, eine allgemeine ftaatswiffenfchaft: 
lihe Zeitung vom 20. Ang. 1826 Nr. 15 und die dafelbit an: 
gegeben Schriften 1) Dorfordnung von 1702 $. 61, 2) Edikt 
vom 5. März 1708, 3) Klein Annalen der Gefesgebung ıc. 
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Zmeited Kapitel. 


Königreihb Bayern. 
I. 

Die koͤnigliche Bayerifche Verfaſſungs-Urkunde und 
mehrere Beilagen zu berfelben beftimmen bierüber Fol- 
gendes ’): 

$. 1. 

Zum vollen Genuß aller bürgerlichen, Öffentlichen und 
Privatredhte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, 
welches entweder durch die Geburt oder durch die Naturas 
lifirung nad den näheren Beftimmungen des Edikts über 
das Indigenat erworben wird ?). 

. 2 

Das Bayerifhe Staats - Bürgerrecht wird durch das 
Indigenat bedingt und geht mit demfelben verloren. 

| F. 3. 

Nebſt dieſem wird zu deſſen Ausuͤbung noch erfordert: 
a) die geſetzliche Volljaͤhrigkeit; b) die Anſaͤſſigkeit im Koͤ⸗ 
nigreiche, entweder durch den Beſitz beſteuerter Gruͤnde, 
Renten oder Rechte, oder durch die Ausuͤbung beſteuerter 
Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein oͤffentliches Amt. 

$. 4. 

Kron-Aemter, oberſte Hof-Aemter, Civil-Staats— 
dienſte und oberſte Militaͤr-Stellen, wie auch Kirchen— 
Aemter oder Pfruͤnden koͤnnen nur Eingebornen oder ver—⸗ 
faſſungsmaͤßig Naturaliſirten ertheilt werden. 


in den preußifchen Staaten. Bd, XXV. ©, 9, 4) Potitifches 
Fournal, 1808, Bd. 1. ©. 98 und 4) Kleina. a. O. ©. 82, 
5) Schmalz über Erbunterthänigkeit. Berlin 1808. 

1) Königl. Bayerifhe Verf. Urk. Tit. IV. 9. 1,2,4— 8, 1.9}. 
5; Ki VHLS 2,8,5,60.7, Ze EG 1, eV. 
$. 12, 13 und 14. — Konftitutionen der europäifchen Staa: 
ten. Th. III. ©, 112, — Pölitz, die Staatswiffenfchaften 
im Lichte nnferer Zeit. Th. IV. ©. 377. 

2) In dem diefem Kapitel unter II. angefügten Edift vom 26. 
May 1818 ift Das weiter hierher gehörige enthalten, 
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59 

Jeder Bayer ohne Unterfchied kann zu allen Givil-, 

Militär» und Kirchen: Aemtern oder Pfründen gelangen. 
6. 6. 

Sn dem Umfang des Reiche kann Feine Keibeigenfchaft 
beftehen, nad den nähern Beltimmungen bed Edikts vom 
3. Auguft 1808. 

§. 7 

Alle ungemeffene Frohnen follen in gemeffene umgeäns 

dert werden, und auch diefe ablösbar feyn. 
$. 8. 

Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner 
Perſon, feines Eigenthums und feiner Rechte, 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in 
den durch die Geſetze, beftiimmten Fällen, und in der ge- 
feglichen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privat » Eigen- 
thum, ſelbſt für öffentliche Zwede abzutreten, als nad 
einer fürmlichen Entfcheidung des verfammelten Staats: 
Raths, und nad vorgängiger Entfchädigung, wie folches 
am 14. Auguft 1815 beftimmt ift. 

$. 9. 

Sedem Einwohner des Reichs wird vollfommene Ges 
wiffens » Freiheit gefichert ; die einfache Haus» Andacht darf 
daher Niemanden, zu welcher Religion er fich befennen mag, 
unterfagt werden. Die im Königreiche beftehenden drei 
chriftlichen Kirchen» Gefellichaften genießen gleiche bürgers 
liche und politifche Rechte. Die nicht dhriftlichen Glaubens: 
Genoſſen haben zwar vollfommene Gewiffend » Freiheit; fie 
erhalten aber an den ftnatöbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maaße einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den organi— 
nifhen Edikten über ihre Aufnahme in die Staats-Gefell- 
ſchaft zugefichert ift ). 

3) Das Weitere hierüber und über die äußern Rechtsverhältniſſe 
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$. 10. 

Alle Gerichts» Stellen find verbunden , ihren Urtheilen 

Entfcheidungs » Gründe beizufügen. 
$. 11. 

Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer amtli- 
chen Befugniß unabhängig und die Richter fönnen nur 
durch einen Rechtsſpruch von ihren Stellen mit Berluft des 
damit verbundenen Gehalts entlaffen — oder berfelben ent- 


fett werben. 
6. 12. 


Der Eönigliche Fiskus wird in allen flreitigen Privat: 
Rechtsverhältniffen bei den Föniglichen Gerichtshöfen Recht 


nehmen, 
$. 13. 


Die Vermögens - Konfisfation bat in feinem Falle, 
den der Defertion ausgenommen, ſtatt. 
$. 14. 
Es foll für das ganze Königreich ein und dasſelbe 
bürgerliche und. Straf- Gefeßbucdy beftehen. 
$. 15. ” 
Alle Bayern haben gleiche Pflichtigfeit zu dem Kriegss 
Dienfte und zur Landwehr nach den diesfalls beftehenden 


Geſetzen. 
$. 16. 


Jeder Bayer iſt verpflichtet, zur Vertheidigung ſeines 
Vaterlandes, nach den hieruͤber beſtehenden Geſetzen, mit: 
zuwirken. | 

Bon der Pflicht die Waffen zu tragen ift der geiftliche 
Stand ausgenommen *). 








des KR. Bayern in Beziehung auf Religion und Firchliche Ge: 
feuifchaften fiehe im Abfchnitt VIII. Kapitel 1, — 

4) Der Staat hat zu feiner DVertheidigung eine ftehende Armee, 
welche durch die allgemeine Militär: Konfeription ergänzt und 
auch im Frieden gehörig unterhalten wird. 

Meben diefer Armee beftehen noch Reſerve-Bataillons und 
die Landwehr. 
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$. 1. 

Die Theilnahme an den Staats»Kaften ift für alle 
Einwohner des Reichs allgemein, ohne Ausnahme irgend 
eines Standes, und ohne Rüdficht auf vormals beftandene 
befondere Befreiungen. 

$. 18. 

Es ift den Bayern geftattet, in einen andern Bundes- 
Staat, welcher ermweisfich fie zu Uuterthbanen annehmen 
will, auszumandern, auch in Civil- und Militärdienfte 


Die Referve : Bataillond find zur Verftärfung des ftehenden 
Heeres beftimmt, und theilen im Falle des Aufgebots alle Ver: 
pflichtungen, Ehren und Vorzüge mit demfelben,. 

Im Frieden bleibt fämmtliche in den Referve : Bataillons 
eingereihte Mannfchaft, die zu den Waffen: Hebungen erforder- 
liche Zeit ausgenommen, in ihrer Heimath, frey von alfem 
militärifchen Zwange, blos der bürgerlichen Gerichtsbarkeit und 
den bürgerlichen Geſetzen unterworfen, ohne an der Verände— 
rung des Mohnfiges, der Anfäfigmahung oder Werehelichung 
gehindert zu ſeyn. | | 

Die Landwehr Fann in Kriegszeiten zur Unterflübung ber 
fhon durch Reſerve-Bataillons verftärften Armee auf befon: 
dern Eöniglichen Aufruf, jedoch nur innerhalb der Grenzen des 
Reichs, in mitlitärifche Thätigkeit treten. 

Zur zwedmäßigen Benutzung diefer Maffe wird diefelbe in 
zwei Abtheilungen ausgefchieden, deren zweite die zur Mobili: 
firung weniger geeignete Individnen begreift, und in feinem 
Sale auffer ihrem Bezirke verwendet werden folf. 

In Sriedenszeiten wirft die Landwehr zur Erhaltung der iu: 
nern Sicherheit mit, infofern es erforderlich ift, [und die dazu 
beftimmten Truppen nicht hinreichen. 

Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern 
nur dann, wenn die Militär: Macht von der Fompetenten Ei: 
vil-Behörde dazu aufgefordert wird. 

Die Militär: Perfonen ftehen in Dienftfachen, dann wegen 
Verbrechen oder Vergehen, unter der Militär: Gerichtsbarkeit, 
in Real: und gemifchten Rechts: Sachen aber unter den bür: 
gerlichen Gerichten.* K. Bayerifhe Verf, Urk. Titel IX. $. 2 
bie $. 7. 
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besfelben zu treten, wenn fie den gefeglichen Verbindlich: 
feiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet has 
ben. Sie dürfen, fo lange fie im Unterthang »Berbande 
bleiben, ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des Monarchen, von 
einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Ehrenzeichen 
annehmen. 

$. 19. 

Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift nach 
den Beſtimmungen des hierüber erlaffenen befonderen Edikts 
gefichert °). 

Il, 
Edift über bag Indigenat vom W. Mai 1818. 
| $. 1. 

In Bayern wird zum vollen Genuß aller bürgerlichen, 
Öffentlichen und Privatredhte das Indigenat erfordert, 
welches entweder durch die Geburt oder die Naturalifirung 
erworben wird. 

S 2. 

Vermöge der Geburt ſteht Jedem dad Bayerifche Ins 
digenat zu, deffen Vater oder Mutter zur Zeit feiner Ge: 
burt die Rechte diefes Indigenats befeffen haben. 

%. 3 

Durch Naturalifation wird das Indigenat erlangt: 

a) wenn eine Ausländerin einen Bayer: beirathet; 

b) wenn Fremde in das Königreich einwandern, ſich 
darin anfaffig machen, und die Entlaffung aus dem 
fremden perſoͤnlichen Unterthans⸗Verbande beigebracht 
haben; 

c) durch ein beſonderes nach erfolgter Vernehmung des 
Staats-Rathes ausgefertigtes fönigliches Dekret. 

$. 4. 

Dur den bloßen Befiß oder eine zeitliche Benutzung 
liegender Gründe, durd) Anlegung eines Handels, einer 
Fabrik, oder durch die Theilnahme an einem von beiden, 


5) Diefes Edikt vom 26. May 1818 folgt unter IIT, 
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ohne förmliche Niederlaffung und Anfäffigmachung, werden 
die Indigenats-Rechte nicht erworben. 


$. 5. 
Auf gleiche Weife koͤnnen die Fremden, melde in 

Bayern fih aufhalten, um ihre wiffenfchaftliche Kunft- 

oder induftrielle Bildung zu erlangen, oder fih in Ge 

fchäften zu üben, oder welche fich in Privat Dienften befin, 
den, ohne fich förmlich anfäffig gemacht, oder eine Anftel: 

Yung erlangt zu haben, oder folche Sndividuen,, welche mit 

ihrem Domicil den an andere Souveraͤns übergegangenen 

Landestheilen angehören, vorbehaltlich der vertragsgemäßen 

Ruͤckwanderung, auf die Rechte eines Einheimifchen feine 

Anfprüche machen. | 

| $. 6. 

Das erworbene Indigenat geht gerloren: 
1) durch Ermwerbung oder Beibehaltung eines fremden 
Indigenats ohne bejondere Fönigliche Bewilligang; 
2) durch Auswanderung ; 
3) durch Verheirathung einer Bayerin mit einem Ausländer, 
Das Indigenat ift die wefentliche Bedingung, ohne 
weldhe man zu Krons, Ober-Hofämtern, zu Civil-Staats- 
dienften, zu oberften Militär: Stellen, und zu Kirchen: 
Aemtern oder Pfründen nicht gelangen, und ohne welche 
man das bayerifche Stants- Bürgerrecht nicht ausüben 
kann. | 

F. 8 
Nebft dem Indigenat wird zu leßterem erfordert: 

a) die gefegliche Volljährigkeit, 

b) die Anfäffigfeit im Königreiche, entweder durch den 
Beſitz befteuerter Gründe, Nenten oder Rechte, oder 
durch Ausübung beftenerter Gewerbe, oder durch den 
Eintritt in ein Öffentliches Amt ; 

c) bei den Neueinwandernden ein Zeitverlauf von 6 
Sahren, vorbehaltlich der zur Ausuͤbung gewiffer vor⸗ 
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zuͤglicher ſtaatsbuͤrgerlicher Nechte in Fonftitutionefen 
Gefeten enthaltenen befonderen Beftimmungen. 
%. 9 
Nur derjenige Bayer, welcher den oben bemerften Be- 
dingungen Genüge geleiftet hat, erhält den politifchen Stand 
eines Staatsbürgers im Köntgreiche, und die verfaffungs- 
mäßige Theilnahme an der Stände» Berfammlung. 


$. 10. 
Das Staats» Bürgerrecht geht verloren: 

1) Mit dem Sndigenate; 

2) durch die ohne königliche ausdrädliche Erlaubniß ge- 
fchehene Annahme von Dienften, oder Behalten, oder 
Penfionen, oder Ehrenzeichen einer auswärtigen Macht, 
sorbehaltlich der verwirften befonderen Strafen ; 

3) burch den bürgerlichen Tod. 


$. 11. 

Diejenigen bayerifchen Unterthbanen, welche mit aus- 
druͤcklicher fönigliher Erlaubniß in fremde Dienfte getre- 
ten find, bleiben verpflichtet: 

a) in ihr Vaterland zuruͤckzukehren, fobald fie entwe⸗ 
ber durch einen an fie gerichteten direften Befehl, oder 
durch eine General-Berordnung zurücberufen werden ; 

b) der fremden Macht, in deren Dienft fie übergehen 
wollen, den Dienjtes- Eid nur unter dem Vorbehalte 
zu leiften, nie gegen ihr Vaterland zu dienen; 

c) auch ohne befondere Zurädberufung ben fremden Dienft 
zu verlaffen, fobald diefe Macht in Kriegsftand gegen 
Bayern tritt. 

$. 12. 

Bayerifche Unterthanen können Befigungen in einem 
anderen Staate haben und erwerben, auch an Hanbeld- 
Etabliffements und Fabrifen Theil nehmen, wenn feine 
bleibende perſoͤnliche Anfäffigfeit in dem fremden Staate 
damit verbunden ift, und es unbefchabet ihrer Untertha⸗ 
nenpflidten gegen das Königreich gefchehen kann. 

Ä 11 
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$. 13. 

Auswärtige Unterthanen Tönnen in dem Koͤnigreiche 
Bayern Grund» Eigentbum gleich den Töniglihen Unter 
thanen befigen. Sie unterliegen hierbei den Pflichten der 


Forenfen. 
$. „14. 


Den Standesherren, welche fi ihren Aufenthalt in 
den zum deutfchen Bunde gehörenden, oder mit demfelben 
in Frieden lebenden Staaten wählen, bleiben alle durch 
die Fönigliche Deklaration zugeftandenen Rechte vorbehalten, 

6. 15. | 

Sie find dagegen wie jeder andere Forenfis gehalten 

a) alle nach den Geſetzen des Königreich auf ihren Guͤ⸗ 
tern haftenden Staats-Laſten und ——— 
genau zu erfuͤllen; 

L) in Hinſicht auf dieſe Verbindlichkeit eine Stellvertre— 
tung, und in Anſehung der Lehenguͤter einen Lehen: 
träger aus bayerifchen Unterthanen anzuordnen; 

c) fie Können ſowohl von dem Fisfus ald von den Für 
niglichen Unterthanen nicht nur in Reals ſondern auch 
in Perſonal⸗Klagſachen, infoweit die in Bayern ge: 

: fegenen Güter einen zureihenden Erefutiong » Gegen- 
ftand darbieten, oder dafür angenommen werden wol: 
fen, vor den geeigneten Föniglichen Gerichten belangt 

werben. | 

In den uͤbrigen Verhältniffen find die Forenfen als 
Fremde zu behandeln. 

$. 16. | 

Den Fremden wird in dem Königreiche die Ausuͤbung 
derjenigen bürgerlihen Privatrechte zugeflanden, bie der 
Staat, zu welchem ein folcher Fremder gehört, den koͤ⸗ 
niglichen Unterthanen zugeftehet. 

$. 17. 

Werden in einem auswärtigen Staate durch Gefege 
oder befondere Verfügungen entweder Fremde im Allger 
meinen oder bayerifche Unterthanen insbefondere von ben 
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Vortheilen gewiſſer Privatrechte ausgefchloffen, welche nach 
den allda geltenden Gefegen den Einheimiſchen zuftehen, 
fo ift gegen bie Unterthanen eines folchen Staats berfelbe 
Grundfaß anzuwenden. 
$. 18. 
Zur Ausübnng eines ſolchen Retorfions- Rechts muß 
allezeit bie befondere koͤnigliche Genehmigung erholt werden. 
$. 19 vn: 
Fremde, welche mit Föniglicher Erlaubniß in dem Koͤ— 
nigreiche ſich aufhalten, genießen alle bürgerfichen Privat: 
rechte, fo Tange fie alda zu wohnen fortfahren und jene 
Erlaubniß nicht zuruͤckgenommen iſt. 


| ' 11. 
Edift über die Freiheit der Preffe und des Bud: 
bandels vom 26. Mai 1818. 
$. 1. | 
Den offenen Buchhandlungen und denjenigen, welche 
zu dieſem Gewerbe obrigfeitlich berechtigt find, ift in Ans 
fehung ber bereits gedrudten Schriften freier Verkehr, fo 
wie ben Verfaffern, Verlegern und berechtigten Buchdrus 
dern im Königreiche in Anfehung der Bücher und Schrif- 
ten, welche fie in Drud geben wollen, vollfommene Preß— 
freiheit geftattet. Sie find hiernach nicht verbunden, 
ſolche Schriften einer Genfur oder obrigfeitlichen Genehmi- 
gung zu unterwerfen, wenn fie nicht allenfalls bei koſtba— 
ven Werfen, zur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, 
jelbft darum nachſuchen wollen. 
§. 2 
Ausgenommen von diefer Freiheit find alle politifchen 
Zeitungen und periodifhen Schriften politifchen oder fta- 
tiftifchen Inhalts. Diefelben unterliegen der dafür ange— 
ordneten Genfur. 
%. 3. 
Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und fonftige 
Arbeiten über Gegenftände, die ihnen in ihrem Gefchäfts- 
11” 


* 
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freife übertragen find; ferner ftatiftifche Notizen, Verhand- 
lungen, Urkunden oder fonftige Nachrichten, zu deren. 
Kenntniß fie nur Durch ihre Dienftverhältniffe fommen 
fonnten, ohne befondere Königliche Erlaubniß nie dem 
Druce übergeben. Ebert fo bleibt ihnen unterfagt, Nachrich- 
ten politifchen oder ftatiftifchen Inhalts tiber die föniglichen 
Staaten in ausländifche Zeitfchriften einzuruͤcken, wenn fie 
nicht zuvor dem einfchlägigen Staats » Minifterium vorge: 


legt waren. 
$. 4 


Damit die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels 
($. 1.) nicht mißbraudt werde, wird den Polizei - Obrig- 
keiten jeden Orts über die allda befindlichen Buchhandlun⸗ 
gen, Antiquarien, Leihbibliothefen-Snhaber,, Lefeinftitute, 
Buhdrucdereien und lithographiſchen Anftalten eine allge- 
meine Aufficht übertragen, fo wie die gefegliche Beftrafung 
der durch die Schriften begangenen Verbrechen und Berge: 
ben den orbentlihen Gerichten vorbehalten bleibt. 

6. : 5 
z Dem zufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, 
Leihbibliothek-⸗Inhaber, die Vorfteher der Lefeinititute und 
lithographiſchen Anftalten, die Kupferftich-, Bilder» und 
Kartenhändler verpflichtet, unter einer Strafe von 100 
Thalern, ihre Kataloge der Polizei-Obrigfeit zu übergeben, 
$. 6. 

Wenn die Polizei in den ihr übergebenen Katalogen 
Schriften, Gemälde oder andere ſinnliche Darftellungen 
wahrnimmt; oder wenn die Verbreitung von Schriften oder 
finnlichen Darftellungen bei ihr angezeigt wird, wodurch 
ein im Königreich beftehendes Strafgefeg übertreten wurde, 
fey es als Verbrechen, Vergehen oder Polizei-Uebertretung, 
fo hat fie aledann dem einfchlagenden Unterſuchungs-Ge— 
richte Davon Die amtliche Anzeige zu machen und nach Un; 
terfchted felbft der Beitrafung wegen geeignet zu verfahren. 

5. 7 
Betreffen jene Gefeg-Webertretungen den Monarchen, 
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den Staat und deſſen Berfaffung, oder bie im Königreiche 
beftehenden Kirchen und religiöfen Gefellfhaften, oder find 
Schriften oder finnliche Darftelungen der Öffentlichen Ruhe 
und Ordnung durch Aufmunterung zum Aufruhr, oder der 
Sittlichfeit durch Neiz und Verführung zu Wolluft und Las 
ſter gefährlih; fo foll die Polizei die Verbreitung] einer 
ſolchen Schrift oder finnlichen Darftelung hemmen, und 
ein Eremplar berfelben an die ihr vorgeſetzte Polizei - Bes 
börde ohne Verzug einfenden, welche laͤngſtens in 8 Tagen 
in einer Follegialen Berathung die Charaktere der Geſetz⸗ 
widrigfeit oder Gefährlichkeit forgfältig zu unterfuchen, und 
nach Befinden den Befchlag aufzuheben oder fortzufegen bat. 
$. 8. 

Sm lebten Kalle, wenn nämlich die Oberpolizeis Bes 
hoͤrde den Befchlag fortzufeßen befchließt, foll fie die Schrift 
oder bildliche Darftellung mit dem Kollegial-Befchluß an das 
Staats» Minifterium des Innern auf der Stelle einfchicen 
und diefes erfennt ohne Aufenthalt über die Aufhebung oder 
Beitätigung des Beſchlags. Mit der Beftätigung wird bie 
Schrift öffentlich verboten und nad Umftänden Fonfiscirt. 

$. 9. 

Mer fich durch die Verfügung des Staats-Minifteriume 
des Innern befchwert findet, dem ift dagegen die Beru: 
fung an den Fönigl. Staats-Rath geitattet, welcher daruͤ— 
ber, und zwar immer in einer Plenar»Berfammlung zu er: 
fennen hat. 


. 10. 

Privatperfonen, — in Schriften oder ſinnlichen 
Darſtellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, 
bleibt es uͤberlaſſen, den Verfaſſer, und wenn dieſer nicht ge— 
nannt oder falſch angegeben ift, ven Verleger, und aushuͤlfs⸗ 
weife den Drucker oder jeden Berbreiter, wegen ber ihnen gefche- 
benen Unbill vor der zuftändigen Gerichts-Behoͤrde zu verfols 
gen. Diefe können aber zu ihrer Sicherheit von der Pos 
fizei verlangen, daß fie die Schrift, wegen welcher fie Elas 
gen wollen, in Befchlag nehme; jedoch find fie verbunden, 
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in 8 Tagen die Befcheinigung beizubringen, daß die Klage 
wirklich beim Richter angebracht worden, widrigenfalld der 
Befchlag nach Ablauf diefer Zeit wieder aufgehoben wer; 


ben foll. 
$. 11. 


Staatsdiener, welche fi) im Fall des $. 10 befinden, 
und im Dienfte auffer dem Königreiche abmefend find, fols 
fen durch die Polizei von dem Dafeyn einer folchen Schrift ıc. 
benachrichtiget werden; auch ift die proviforifche Beſchlag— 
nahme der Schrift bis zur einlangenden Erklärung von 
Amtswegen zu verfügen. 

| %. 12% 

Für eine Schrift oder finnliche Darftellung haftet je— 
derzeit zunächft der Verfaffer, und wenn diefer nicht be- 
fannt ift, der ——— ‚ und ſubſidiariſch der Drucker und 
jeder Berbreiter. 


Drittes Rapitel, 
Königreib Hannover. 


Die fönigl. Hanndverifche Berfaffung der allgemeinen 
Stände » Berfammlung enthält Feine Beſtimmungen über 
die allgemeinen Rechte und Pflichten der Staats» Bürger, 
außer daß darin bemerft wird, die Mitglieder der Kam: 
mer müßten einer der drei, vermöge der Wiener 
Kongreß-Akte völlig gleichgeftellten chriftlihen 
Konfeffionen zugethban feyn. Dieß ift auch in einer 
Verordnung vom 18. Dec. 1824 näher beftimmt. Es heißt 
nämlih darin: „Da Wir vernommen, daß über die Aus: 
legung und Anwendung des erften Abſatzes des 16. Artis 
fel8 der deutfchen Bundes⸗-Akte noch hin und wieder Zweis 
fel obwalten, fo finden Wir Uns zu nachftehender landes- 
herrlichen Erflärung und Verordnung veranlaßt: 1) die 
verfchiedenen Bekenner des chriftlichen Glaubens genießen 
völlig gleiche bürgerliche und politifche Rechte im Königs 
reiche und ift in Gemaͤßheit jenes Artifeld der Begriff von 
berrfchender und blos gebuldeter Kirche ꝛc. aufgehoben; 
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2) allen chriftlichen Religions » Partheien fteht eine unge- 
binderte und freie Religions » Ausübung zu 2c. 


Vierted Riapitel. 
Königreihb Württemberg, 


Die koͤnigl. Württembergifche Verfaſſungs⸗Urkunde be; 

flimmt darüber Folgendes *): 
$. 1. 

Das Staats-Buͤrgerrecht wird theild durch Geburt, 
wenn bei ehelich Gebornen der Vater oder bei unehelichen 
die Mutter dad Staats-Bürgerrecht hat, theild durch! Auf: 
nahme erworben. 

Letztere ſetzt voraus, daß der — von ei⸗ 
ner beſtimmten Gemeinde die vorlaͤufige Zuſicherung des 
Bürger und Beiſitz⸗Rechtes erhalten hat. Außerdem folgt 
durch die Anftelung in dem Staatsdienfte die Aufnahme- 
in das Staats» Bürgerrecht, jedoch nur auf bie Dauer 
der Dienftzeit. 

| 82 

Der Huldigungs » Eid iſt von jedem gebornen Würt- 
temberger nad) zurüdgelegtem 16. Sahre, und von jedem 
nen Aufgenommenen bei der Aufnahme abzulegen. 

4. 3. 

Alle Wuͤrttemberger haben gleiche ſtaatsbuͤrgerliche 
Rechte; ebenſo ſind ſie zu gleichen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten 
und gleicher Theilnahme an den Staats⸗Laſten verbunden, 
ſoweit nicht die Verfaſſung eine ausdruͤckliche Ausnahme 
enthält; auch haben fie gleichen verfaſſungsmaͤßigen Ge⸗ 
horſam zu Ieiften. 

F. 4 

Kein Staats» Bürger kann wegen feiner Geburt von 

irgend einem Staatd-Amte ausgefchloffen werden. 


1) Könige. Württemb. Verf. Urk. Kapitel 111. $. 19 bis %. 35, 
Kap, VII. 6, 95, 94, 93 u. 98, Kap. III. $. 36, 37 und 38. 
S. Kouftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 291. — 
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59. 5. | 

Die Verpflichtung zur Bertheidigung des Vaterlandes 
und die Verbindlichkeit zum Waffendienfte ift allgemein; es 
finden in leßterer Hinficht Feine andere, als Die durch die 
Bundes: Afte und bie beftehenden Gefege begründeten Aus: 
nahmen flatt. 

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gefeß 
die nähere Beſtimmung geben. 

$. 6. 

Der Staat fihert jedem Bürger Freiheit der Perfon, 
Gewiſſens- und Denffreiheit, Freiheit des Eigenthums 
und Auswa erungs]|- Freiheit. 

§. % 
Die Leibeigenfchaft bleibt für immer aufgehoben 2). 
i $.8 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen, 
und anders, als in den durch das Geſetz beftimmten Fäl- 
fen und in den gefeglichen Formen verhaftet und beftraft, 
noch länger als einmal 24 Stunden über die Urfache fei- 
ner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden. 

$. 9 

Jeder, ohne Unterfchied der Religion, genießt im Kos 
nigreiche ungeftörte Gewiſſens-Freiheit. Den vollen Ge; 
nuß der ftaatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei chrift- 
fihen Glaubens -Befenntniffe. Andere hriftliche und nicht- 
hriftlihe Glaubensgenoffen Eönnen zur Theilnahme an den 
bürgerlichen Rechten nur in dem Verhältniffe zugelaffen 
werden, als fie durch die Grundfäge ihrer Religion an 
der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert 
werden. 


Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©, 401, 

2) Durch die Werordnung vom 18. November 1817 wurde die 
Reibeigenfchaft aufgehoben, Der Staarsbote x, vom 2°, 
Aug. 1826 Nr, 17. 
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$. 10. 
Die Freiheit der Preffe und bes Buchhandels findet 


* , in ihrem vollen Umfange ftatt, jedoch unter Beobachtung 


der gegen den Mißbrauch beftehenden oder fünftig zu er; 
laffenden Geſetze. 
$. 11. 

Seder hat das Recht, feinen Stand und fein Gewerbe 
nach eigener Neigung zu wählen, und fi dazu im Ins 
und Auslande auszubilden, mithin auch auswärtige Bils 
dungs » Anftalten in Gemäßheit der gefeglichen Vorfchriften 
zu befuchen. 

: & 1% 

Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthbum 
und andere Rechte für allgemeine Staats- ober Korporas 
tions = Zwede abzutreten, als nachdem ber Geheime: Rath 
über deren Nothwendigfeit entfchieden hat, und gegen vors 
gängige volle Entfhädigung. ntfteht aber ein Streit über 
die Summe der Entfhädigung und der Eigenthämer will 
fi) bei der Entfcheidung der Berwaltungs » Behörde nicht 
beruhigen; fo ift die Sache im ordentlichen Nechtöwege zu 
erledigen, einftweilen aber die von jener Stelle feitgefeßte 
Summe ohne Verzug auszubezahlen, 

$. 13. 

Ausfchließlihe Handels » und Gewerbe , Privilegien 
fönnen nur zufolge eines Gefeßes oder mit befonderer, für 
ben einzelnen Kal gültigen, Beflimmung der Stände er- 
theilt werden. Dem Ermefjen der Regierung bleibt übers 
laſſen, nügliche Erfindungen durch Patente zu deren aus⸗ 
fhlieglihen Benugung bis auf die Dauer von 10 Jahren 
zu belohnen. 
$. 14. 

Sedem Stants-Bürger fteht frei, aus dem Königreiche, 
ohne Bezahlung einer Nachfteuer, auszuwandern, fobald 
er dem ihm vorgejegten Beamten von feinem Vorſatze die 
Anzeige gemacht, feine Schulden und andere Obliegenheis 
ten berichtigt und binreichendeiBerficherung ausgeſtellt hat, 
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daß er innerhalb Tahresfrift gegen König und Vaterland 
nicht dienen, und eben fo lange in Hinficht auf die vor 


feinem Wegzuge erwachfenen Anfprücde vor den Gerichten , ' 


des Königreich Necht geben wolle, 
$. 15. 

Durh den Wegzug verliert der Auswandernde fein 
Staats» Bürgerrecht für fih und feine mit ihm wegziehen- 
ben Kinder. Das Bermögen derjenigen Kinder, welche 
nicht mit den Eltern auswandern, wird im Lande zurüd- 
behalten. 

. 16. 

Wer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt des 
Staats-Buͤrgerrechts in auswärtige Staats-Dienſte tritt, 
wird besfelben verluftig. 

$. 17. 

Mer in einem fremden Staate feine bleibende Woh- 
nung nimmt, fann fein Württembergifches Staatd-Bürger- 
recht nur mit Föniglicher Bewilligung und unter der Bedin- 
gung beibehalten, daß er den ihm obliegenden ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Pflichten in jeder Hinficht Genüge leifte. 

§. 18. 

Keinem Bürger, der ſich durd einen Alt der Staats— 
Gewalt in feinem auf einem befonderen Titel beruhenden 
Privatrechte verlegt glaubt, Fann der Weg zum Richter 
verfchloffen werben. . 

Der Fönigliche Fiskus wird in allen Privatrechts⸗Strei⸗ 
tigfeiten bei den ordentlichen Gerichten Necht geben und 


nehmen, 
| $. 20. 


Die Strafe der Vermögens - Konftskation ift allgemein 
aufgehoben. 
| $. 21. 

Die Gerichte, fowohl die bürgerlichen als die peinli- 
heu, find innerhalb der Grenzen ihres Berufes unabhängig. 
6. 22 

Seder bat das Recht, über geſetz⸗ und ordnungswi⸗ 
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driged Verfahren einer Staats + Behörde oder Verzögerung 
ber Entfheidung, bei der unmittelbar vorgefegten Stelle 
fchriftliche Beſchwerde zu erheben und nöthigenfalls ſtufen— 
weiſe bis zur höchften Behörde zu verfolgen. 
$. 23. | 

Wird die angebrachte Befchwerbe von der vorgefeßten 
Behörde ungegründet gefunden, fo ift letztere verpflichtet, 
den Befchwerdeführer tiber die Gründe ihres Urtheils zu 


belehren. . 
$. 24. 


Glaubt der Befchwerdeführer fih auch bei der Ent- 
fheidung der oberfien Staats» Behörde nicht beruhigen zu 
fönnen; fo darf er die Befchwerde den Ständen mit der 
fchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. Haben fich 
diefe überzeugt, daß jene Stufenfolge beobadjtet worden 
uud die Befchwerde eine Beruͤckſichtigung verdiene, fo ift 
ihnen auf ihr Verlangen von dem königlichen Geheimen 
Rathe die nöthige Auskunft über den Gegenjtand zu ers 


theilen. 
Fünftes Kapitel. 


Großherzogthum Baden. 


Die Großherzoglich Badifche Verfaſſungs⸗Urkunde ent⸗ 
hält hierüber Folgendes 1): 

s. 1. 

Die ftaatsbürgerlichen Rechte der Badener find gleid) 
in jeder Hinfiht, wo die Verfaffung nicht namentlich und 
ausdrüdlich eine Ausnapme begründet. 

%. 2% 

Alle Badener tragen ohne Unterſchied zu allen öffent: 
lichen Laften bei. Alle Befreiungen von direften und indi- 
reften Abgaben bleiben aufgehoben. 


1) Großherzog. Badifche Verf. Urk, II. $. 7— $. 19. — S. Kon: 
ftitutionen der europäifhen Staaten. Th. II. Seite 351. — 
Pölis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Belt. Th. 
IV. Seite 424. 
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9. 3 

Ale Staats-Bürger von den brei chriftlichen Kon⸗ 
feffionen haben zu allen Eivil» und Militärftellen und Kir- 
chen s Aemtern gleiche Anfprüche. Alle Ausländer, welchen 
Wir ein Staats » Amt fonferiren, erhalten durch diefe Vers 
leihung unmittelbar das Indigenat. 

$. 4. 

Unterfchied in der Geburt und der Religion begründet, 
mit der für die flandesherrlichen Familien durch die Bun- 
des⸗Akte gemachten Ausnahme, Feine Ausnahme der Mis 
litär » Dienftpflicht. 

6. 5. 

Für die bereits abloͤsſlich erklärten Grundlaften und 
Dienftpflichten und alle aus der aufgehobenen Leibeigen- 
ſchaft herrührenden Abgaben fol durch ein Gefeg ein an: 
gemeffener Abkauf- Fuß regulirt werben °). 

| $. 6. 

Das Geſetz vom 14. Auguft 1817 über die Wegzugs- 
Freiheit wird als ein Beftandtheil der Berfaffung angefehen. 
8: 7 

Eigenthum und perfönliche Freiheit der Badener ftehen 
für alle auf gleiche Weife unter dem Schuß der Berfaffung. 


2) Badens edler Großherzog, Karl Friedrich, hob durch ein Ge: 
neral:Reffript vom 23. Juli 1733 im ganzen Umfange der da: 
maligen badifhen Lande die zum Vortheil der Iandesherrfichen 
Kaffen beftandene LKeibeigenfchaft ohne alfen Erfas auf. Spä— 
tere Gefese vom 11. Juni 1807, vom 13. Juli und 5. Ofto: 
1820 vertilgten alle Zeibeigenfhaft im ganzen Großherzogthum 
Baden. Namentlich wurden die in die Staats: Kaffen fließen: 
den perfünlichen Keibeigenichafts: Abgaben unentgeldfich aufge: 
hoben, die berechtigten Staats- und Grundherrn und Korpo— 
rationen aber aus der Staats: Kaffe durch Renten entſchädigt. 
Der Staatsbote ıc. vom 20, Auguft 1820 Nr. 15. Groß: 
herzoglih Badiſches NReglierungsblatt von 1820, 
Mr. XV. 
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$. 8. 
Die Gerichte find unabhängig innerhalb den Grenzen 
ihrer Kompetenz. Alle Erfenntniffe in bürgerlichen Rechts⸗ 
fachen müffen von den ordentlichen Gerichten ausgehen. 


F. 9. 

Der Großherzogliche Fisfus nimmt in allen aus privat: 
rechtlichen Verhältniffen entfpringenden Streitigkeiten Necht 
vor den Landes » Gerichten. 

$. 10. 

Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthbum zu 
- öffentlichen Zwecken abzugeben, als nad Berathung und 
Entfcheidung des Staats-Minifteriums und nach vorgängis 
ger Entfchädigung. 

$. 11. 

Niemand darf in Kriminal- Sachen ſeinem ordentli⸗ 

chen Richter entzogen werden. 


$. 12. 

Niemand kann anders als in gefeglicher Form verhaf: 
tet und länger als 2mal 24 Stunden im Gefängniß feft- 
gehalten werden, ohne über den Grund feiner Verhaftung 
vernommen zu feyn. 

$. 13. 
Alle Vermoͤgens⸗Konfiskationen follen abgefchafft werben. 
$. 14. 

Die Preßfreiheit wird nach den Fünftigen Beftimmun- 
gen der Bundes -Berfammlung gehandhabt werden, 

| $. 19. | 

Jeder Landes ‚Einwohner genießt der ungeftörten Ger 
wiffend » Freiheit und in Anfehung der Art feiner Gotteds 
verehrung des gleichen Schußes. 

$., 16. - 

Die politifchen Rechte der drei chriftlichen Religions: 

Theile find gleich. 
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Sechstes Kapitel. 
Kurfürftentbum Heffen. 

Hieräber enthält der Entwurf der Iandftändifchen Ver; 

faffung in Kurheffen folgende Beftimmungen ’): 
%. 1. 

Die Verbindlichkeit zum Militärdienft ift allgemein und 
erftreckt fich über alle Klaffen der Unterthbanen ohne Aus; 
nahme. Es ſoll ein Gefes wegen des zu leitenden Mili- 
tärdienftes erlaffen, und darin das Alter der Militärpflich- 
tigen und die Dauer des zu leiftenden Militärdienftes feit- 
gefegt, auch ſoviel möglich dafür geforgt werden, daß 
dem Aderbau, den Gewerben, Künften und Wiffenfchaften 
fein Nachtheil dadurch widerfahre. 

6. 2 

Wenn das Baterland in Gefahr ift, mußjein Seder 

die Waffen ergreifen, der dazu fähig ift. 
5. 3 

Einem jeden, ohne Unterfchied der Perfon, fol — 

und unpartheiiſche Huͤlfe geleiſtet werden. 
$. 4. 
Ein jeder genießt die voͤllige Sicherheit ſeiner Perſon 


und ſeines Eigenthums. 
5. 


Die Verſchiedenheit der drei chriſtlichen Konfeſſionen be— 
wirkt in Anſehung des Genuſſes der buͤrgerlichen und po⸗ 
litiſchen Rechte keinen Unterſchied. 

F. 6. 

Kein Unterthan kann ſeinem ordentlichen Richter, we— 
der in buͤrgerlichen noch in peinlichen Faͤllen, entzogen 
werben, ed ſey denn durch den in den Geſetzen vorgefchries 
benen Weg. 

% 7 

Wenn Jemand in Gemäßheit der Geſetze oder wegen 

Gefahr für das öffentlihe Wohl verhaftet wird, fo muß 


1) Neuer rheinifcher Merkur vom Jahr 1816. Stüd 97. 
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er innerhalb 48 Stunden verhört und. von der gegen ihn 
vorhandenen Anfhuldigung in Kenntniß gefegt werden. 


$. 8. 

Keinem Angefehuldigten kann das Recht der Berthei- 
Digung verfagt werben. 

9. 9 

Die Verwaltung von der Juſtiz fol überhaupt gänz- 
fih von der Abminiftration getrennt werden. 

$. 10. 
Die Richter der Gerichtshöfe find als folche unabhängig. 
$. 11. 

Alle Urtheile in peinlichen und bürgerlichen Sachen 
werben von den Gerichten ausgefprocdhen, und follen Die 
Haupt: Entfcheidungsgründe enthalten. 

Die in peinlichen Sachen ergangenen Urtheile müffen 
in den, durch die beftehenden Gefetze beftimmten Fällen, 
an den Landesherrn eingefendet werden, um das Begnadi- 
gungsrecht ausüben zu fönnen. (Abfchnitt 111. Kapitel 6 
$. 5.) Die Verhängung einer fhärferen, als durd das 
eingefandte Urtheil ausgefprochenen Strafe, findet nur auf 
den Antrag eines auswärtigen Rechts - Kollegiums ftatt, 
an welches die Sache zur gutachtlichen Aeufferung in dem 
Fall abgegeben wird, wenn von dem Geheimen Minifterium 
einftimmig die in dem erſten Urtheile fefigefegte Strafe zu 
gelinde gefunden wurde. 
| $. 12. Be 

Die bisher beftandenen privilegirten Gerichtsftände fol: 
len vermindert, und auch in diefer Rüdficht die Suftizpflege 
vereinfacht und befördert werden. 

Ä $. 13. 

Es foll ein allgemeines bürgerliches und ein neues 
allgemeines peinliches Geſetzbuch, auch eine neue Prozeß- 
und Sportel - Ordnung für alle Behörden entworfen, deren 
Abfaffung möglichft befördert, .und damit ſchon in. diefem 
Jahre der Anfang gemacht werden. 
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$. 14. 
Kein Grund-Eigenthum 2) in dem Staat fanır ftenerfrei 
feyn, alle Eremtisnen, auch die der Domänen, der Kir: 
chen» und Schulgäter und anderer wohlthätigen Anftalten, 


find aufgehoben. 
$. 15. 


Der Staat fol jedoch die Steuern von den Grund; 
ſtuͤcken, welche bisher zur Erhaltung der Pfarrer, Schu— 
Ien, Kirchen und wohlthätigen Anftalten gedient haben 
und in diefer Hinficht fteuerfrei waren, denfelben fo lange 
erfegen, als fie ihre bisherige Befiimmung behalten. Auf 
andere afquirirte Grundftüde fann aber diefer Erfolg der 
Steuern nicht ausgedehnt werden. 

$. 16. 

Die bisher eremten Güter follen nad einem billigen 

Verhaͤltniß mit Kontribution belegt werden. 


Siebented Kapitel. 
Großherzogthbum Heffen. 


Die Großherzoglich Heffifche Berfaffungs - Urkunde bes 
jtimmt hierüber Folgendes '): 





2) m ehemaligen Königreih Weſtphalen verſchwand die Leibei- 
genfchaft vermöge der Konflitution vom 15. Nov. 1807 Art. 13 
umd königl. Defrete vom 23. Januar 1808 und vom 27, Juli 
1809, Da jedoch am 18. Jannar 1814, von dem in feine 
Staaten zurücgefehrten Kurfürften das unter der weftphälifchen 
Regierung abgefchaffte Lehnsverhäftniß ohne alle Modifikatio— 
ven und ganz wach feinen ehemaligen drücdenden Formen und 
Beichränfungen der Eigenthums-Rechte wieder hergeftellt wor: 
den ift, fo kann man nicht fagen, daß der Bauernftand diefes 
Staats, obgleich er aufgehört hat, leibeigen zu feyn, fich der 
wahren Wohlthaten der aufgehobenen Patrimonial:Leibeigen= 
fchaft erfreue. Der Stantsbote ıc. vom 20, Aug. 18%6 Nr. 15 
und die dafelbft angeführten Schriften. 

1) Großherzogl. Heſſ. Verf. Urk. Tit. II1. Art. 12 — Art. 33. 
Art. 35 u. 36, Tit. IX. Art 102 — 105, — 6, Rouftitut. 
der europäifchen Staaten. Th. IV. S. 94, — Großherzoglich 
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$. 1. 

Der Genuß aller bürgerlichen Rechte in dem Großher⸗ 
zogthbum, fomohl der Privatrechte, als der öffentlichen 
Coder bed Staats» Bürgerrecht) fteht nur Inländern zu. 

%. 2 
Das Recht eines Inländers (Indigenat) wird erworben: 
1) durch die Geburt für denjenigen, deffen Vater und 
Mutter damals Snländer waren; 
2) durdy Berheirathung einer Ausländerin mit einem In⸗ 
länder; 
3) durd Verleihung eines Staats - Amts; 
4) durch befondere Aufnahme. 
F. 3 

Staatsbürger find diejenigen volljährigen Inländer 
männlichen Geſchlechts, welche in feinem fremden perfönli, 
chen Unterthans-Verbande ftehen und wenigftens 3 Jahre 
in dem Großherzogthum wohnen. 

$. 4 

Die in dem Beſitze einer oder mehrerer Standesherr: 
fhaften fich befindenden Häupter der jeßigen ftandesherrli- 
hen Familien haben jedoch das Staats» Bürgerrecht ohn⸗ 
geachtet eines fremden perfönlichen Untertbang- Verbandes. 


| 5% 

Nihthriftlihe Glaubensgenoffen haben das Staats⸗ 
Bürgerrecht alddann, wenn ed ihnen das Gefeß verliehen 
bat, oder wenn ed Einzelnen ausdruͤcklich, oder, durch 
Uebertragung eines Staats» Amtes, ftillfchweigend verlie- 
ben wirb. 

$. 6. 

Jede rechtöfräftige Verurtheilung zu einer peinlichen 
Strafe ziehet den Berluft des Staatd-Bürgerrechts nach fich. 

Seine Ausübung wird gehindert: 


Heff. Regierungsblatt vom 22. Dec, 1820. Nr. 60.— Pölis, 
die Staatsmwiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th, IV. ©, 439, 
12 
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4) durch Verfegung in ben yeinlihen Anflageftand oder 
Berhängung der Special» Inguifition ; 

9) durch das Entftehen eines ‘gerichtlichen Konkurs s Ver: 
fahrens über das Vermögen bis zur vollftändigen Ber 
friedigung der Gläubiger; 

3) während der Dauer einer Kuratel und 

4) für diejenigen, welche für die Bedienung der Perfon 
oder der Haushaltung eines Andern Koft oder Lohn 
empfangen, während der Dauer dieſes Verhaͤltniſſes. 

u: 7 | 

Das Recht des Inländers geht verloren: 

1) durch Auswanderung ; 

2) durdy Verheirathung an einen Ausländer. Die Wittwe 

“erhält jedoch die Rechte einer Snländerin wieder, wenn 
fie entweder im Großherzogthume geblieben ift oder da⸗ 
hin, mit Erlaubniß der Staatd-Regierung und unter ber 
Erklärung, fi) darin niederlaffen zu wollen, zuruͤckkehrt. 

%. 8 
Alle Heffen find vor dem Gefeß gleich. 
- %. 9. 

Die Geburt gewährt feinem eine worzügliche Berechti— 

gung zu irgend einem Staats - Amte. 
$. 10. 

Die Berfchiedenheit der in dem Großherzogthum aner- 
kannten chriftlichen Konfefjionen hat Feine Berfchiedenheit 
in den politifhen und bürgerlichen Rechten zur Folge. 
(Abſchn. VILL Kap. 7. $.1.) 

$. 11. { 

Den anerkannten chriftlichen Konfeffionen ift freie und 
öffentliche Ausübung ihres Religiond- Kultus geftattet. (Abſch. 
VIII. K.7 8. 2.) $. 12. 

Jedem Einwohner des Großherzogthums wird der Ges 
nuß vollfommener Gewiffens- Freiheit zugefihert. Der 
Borwand der Gewiffend » Freiheit darf jedoch nie ein Mits 
tel werden, um fich irgend einer, nad den Gefegen ob» 
liegenden Verbindlichkeit zu entziehen. (Abſch. VIIL.Kap.7 8.3.) 
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| $. 13. j 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift in 
dem Großherzogthume Feiner Befchränfung unterworfen, als 
welche Recht und Geſetz beſtimmen. 

§. 14. 

Jedem Heſſen ſtehet das Recht der freien PTR 

rung, nad den Beftimmungen des Geſetzes ?) zu. 
$. 15. 

Die Keibeigenfchaft bleibt, nad) den beßfalls beſtehen⸗ 
den Gefegen, für immer aufgehoben °). | 
$. 16. 

Ungemeffene Frohnden Finnen nie ftattfinden und bie 
gemeffenen find ablösbar. 

6 1% 

Das Eigenthum kann fuͤr oͤffentliche Zwecke nur gegen 
vorgaͤngige Entfhädigung, nach dem Geſetze ), in As 
ſpruch genommen werden. 

$. 18. 

Sn aufferordentlichen Nothfaͤllen ift jeder Heffe zur 
Vertheidigung des Baterlandes verpflichtet und fann für 
diefen Zwed zu den Waffen gerufen werden. 

$. 19. 

Seder Heffe, für welchen Feine verfaffungsmäßige Aus- 

nahme befteht,, ift verpflichtet, an. der orbentlichen Kriegs- 


2) Sefeb vom 30, Mai 1821. (Regierungsblatt vom 18, Juni 
1821 Nr. 18.) — Nachtrag dazu vom 18. Febr, 1824, (Re: 
gierungsblatt vom 1. März, 1824. Nr. 4.) 

3) Das Großherzogthum Heffen hob für das jebt preußifche Her: 
zogthum Weſtphalen die LKeibeigenfchaft auf durch Gefes vom 
5. Nov. 1809; für die Provinzen Starfenburg und Oberheſſen 
durch Gefebe vom 25. Mai 1811 und 25. Oktober 1815. Der 
Staatsbote ꝛc. vom 27, Aug. 1836, Nr, 17. Die Sammlun: 
gen der Großherzogl. Heil. Geſetze 2. von den sine 1809, 
1811 und 1815. 

4) Gefes vom 27. Mai 1821. (Regierungsblatt vom 6. uni 1821, 
Nr. 15.) 

12 * 
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Dienftpflicht Tpeil zu nehmen. Bei dem Aufrufe zur Er; 
füllung dieſer Verbindlichkeit entfcheidet unter den gleich 
Verpflichteten das Loos, mit Geftattung der Gtellvertres 
tung °). 

$. 20. 

Alle Heffen find zu gleichen ftaatsbürgerlichen Verbind- 
lichkeiten und zu gleicher Theilnahme an den Staatslaften 
verpflichtet, infoferne fie nicht eine verfaffungsmäßige Aus- 
nahme für fi in Anfpruch zu nehmen haben. 

5. 21. 
Niemand fol feinem gefeglichen Richter entzogen werben. 
$. 22, 

Das Materielle der Yuftiz»Ertheilung und das ges 
richtliche Verfahren, innerhalb der Grenzen feiner gefegli- 
chen Form und Wirkſamkeit, find von dem Einfluß der 
Regierung unabhängig. 

Kein Heffe darf anders, als in den dur das Necht 
und die Gefege beftimmten Fällen und Formen verhaftet 
oder beftraft werben. 

Keiner darf länger ald 48 Stunden, über den Grund 
feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden und dem 
ordentlichen Richter foll, wenn die Verhaftung von einer 
anderen Behörde gefchehen ift, in möglichft kurzer Frift von 
biefer Verhaftung die erforderliche Nachricht gegeben werben. 

$. 24, 

Die Preſſe und der Buchhandel find in dem Großher⸗ 
zogthume frei, jedoch unter Befolgung der gegen den Miß- 
brauch beftehenden oder künftig erfolgenden Gefege 9. 


5) Rekrutirungs-Geſetz vom 6. Auguſt 1821. (Regierungsblatt 
vom 13. Auguft 1821. Nr. 38.) 

6) Bundestags: Befchluß über die Preffe (35. Sitzung von 1819) 
bekannt gemacht am 11. Oktober 1819, (Negierungsblatt vom 
18. Okt. 1819, Nr. 18.) Bortdauer des Preßgeſetzes, bekannt 
gemacht am 6. Sept. 1824. (Megierungsblatt vom 13. Sept. 
1824, Nr. 47.) 
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6. 28. 

Jedem fteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes, 
nach eigener Neigung, frei. Unter Beobachtung ber hin⸗ 
fichtlich der Vorbereitung zum Staats» Dienfte beftehenden 
Gefege, ift es jedem überlaffen, fich für feine Beftimmung, 
im Snlande oder Auslande, auszubilden. 

| $. 26. | 

Der Fiskus ſteht in allen privatrechtlichen Verhältnifs 


fen vor den Gerichten. 
$. 27. 


Für das ganze Großherzogthum fol ein biürgerliches 

Geſetzbuch, ein Straf- Gefegbuh und ein Geſetzbuch über 
das Berfahren in Rechts » Sachen eingeführt werden. 
$. 28. 

Ausfchließlihe Handels » und Gewerbe » Privilegien 
ſollen nicht flattfinden, auffer zufolge eines befonderen Ges 
feges. Patente für Erfindungen dagegen kann die Negies 
rung auf beftimmte Zeit ertheilen. 

$. 29, | 

Die Strafe der Konfisfation des ganzen Vermögens 
fol für alle Zeiten abgefchafft feyn. Die an die Stelle 
tretenden zwectmäßigeren Strafen wird das Geſetz 7) be- 
flimmen. 


Achtes Kapitel. 
Großherzogtbum Sadfen, Weimar. 


Das Grund » Gefeß über die landftändifche Verfaffung 
des Großherzogthums Sachfen- Weimar *) enthält am Schluß 





-— 


7) Geſetz fiber die an die Stelle der Konfiskfation des ganzen Vers 
mögens tretenden Strafen der Deferteurs und Refraktairs, 
vom 24. Sept. 1819. (Regierungsblatt vom 1. Dftober 1821, 
Nr. 46.) 

1) Großherzogl. Sachjen: Weimarifches Grund: Gefes v. 5. Mai 
1816, S. Konſtitutionen der europäifhen Staaten. Th. U. 
©. 331. Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. IV. ©, 457. 
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folgende Beftimmung: „Gleichwie Wir nun durch vorſte⸗ 
bende Beftimmungen die landſtaͤndiſchen Nechte Unferer ge 
treuen Untertbanen und durch diefe die Rechte der einzel: 
nen ?) Staats» Bürger dauerhaft gefichert zu haben, auch 
zu folchem Zwecke folgende bereits anerfannte Rechte: das 
Recht auf eine, auch die Verbindlichfeiten des Fiskus ums 
faffende, in drei Inftanzen geordnete, unpartbetifche Rechts— 
pflege und das Recht auf Freiheit der Preffe, hierdurch 
ausdruͤcklich anerkennen und gefeglich begründen, alfo wols 
Ien Wir ꝛc.“ (Der bier folgende Sat betrifft die Ber- 
yflihtung der Staatsdiener auf das Grund: Gefeß, mas 
aber nicht hierher gehört). 


Neunted Kapitel. 


Die beiden Großherzogtbämer Medlenburg> 
Schwerin und Medlenburg- Strelig. 


In den beiden Großherzogthümern Mecklenburg befteht 
noch, wie ſchon früher angeführt wurde, die alte Berfaf- 
fung. Eine Modifikation derfelben ift durch die Befanntma> 
hung des Großherzogs von Mecdlenburg-Schwerin in Ueber; 
einftimmung mit dem Großherzog von Meclenburg-Strelig, 
9.23. Nov. 1817 angekündigt worden. Durch diefelbe follen 
den Landftänden befriedigende Mittel und Wege 
eröffnet werden, um bei fireitigen Fällen in 
Angelegenheiten, welche die Landes-Berfaffung 
betreffen, zur earligjen Entfheidung zu ge 
langen. 

Das Nähere diefer Verordnung gehört jedoch nicht 
hierher, fondern wird weiter unten vorfommen. 





2) Um 2. März 1821 erfchien ein Geſetz, welches die Ablöſung 
des fogenannten Dienſtzwanges, als einer gehäffigen Erinne: 
rung an die Unfreiheit der Bauern, zum Gegenftande hat. — 
Der Staatsbote ıc. vom 27. Auguft 1826, Nr. 17. — Groß: 
berzogl. Sadyfen: Weimar. Regierungeblatt vom Jahr 1821. 
Seite 541. 
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Im Februar 1820 haben beide Großherzoge, nach eins 
gegangenem Gutachten der Ritter s und Kandfchaft, die 
Leibeigenfhaft und Gute »Unterthänigfeit mit ihrem Nas 
men und Weſen und allen aus ihr berrührenden wechſel⸗ 
feitigen Rechten und Verbindlichkeiten der Gutsheren und 
bisherigen Gutsbehörigen, aufgehoben. Doch ward Die 
Freizügigkeit, für die gemeinfhaftlihe Wohlfahrt der Guts⸗ 
herrn und der freigelaffenen Familien, vorerft dahin bes 
ſchraͤnkt, daß fie bis zum 24. Dftober 1821 ganz verfagt 
bleibt, fo daß die erften Kündigungen Oftern 1821 voraus 
gehen und daß am 24. Dftober 1821 nur der vierte Theil 
aller ‚in einem Gute vorhandenen Leibeignen abziehen fann, 
und fofort bis zum 24. DOftober 18245 doch unbefchadet an: 
derer mwechfelfeitiger Uebereinfommen. 


Zehnted Kapitel. 
Herzogtbum Naffan. 

Sn dem Eingang zum Patent ') wegen Begründung 
einer landftändifchen Verfaſſung für das Herzogthum Naf- 
fau, beißt e8, nachdem vorher bemerft worden, daß man 
immer Bedacht genommen habe, nicht allein die bürgerliche 
Freiheit der Unterthanen möglichft zu fichern und die poli- 
tifhe Gleichheit derfelben vor dem Geſetz aufrecht zu er- 
halten: „Von diefer Anficht ausgehend und von folchen 
Beweggründen geleitet, haben Wir big hierher die voll 
fommenfte Duldung religiöfer Meinungen und freie Uebuug 
jedes Gottesbdienftes, in Unſern Landen, ‚gehandhabt 2); 
ebenfo die freie Aeußerung politifher Meinungen, fomweit 
auswärtige Staatsrädfichten nicht eine Befchränfung ver: 
langten. Wir haben, in Iandeöherrlichen Edikten, Unfern 
Untertbanen und Staatd- Angehörigen, den freien Abzug 


1) Patent vom 2. Sept. 1814. ©. Konftitut. der europäifchen 
Staaten. Th. II. Seite 295. — Polis, die Staatswiffen- 
(haften im Lichte unferer Seit. Th. IV. ©. 501. 

2) Nach dem Geiſt des Edikts vom 14. Sept. 1803. 


⸗ 
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mit ihrem Vermoͤgen, nach erfuͤllter Militaͤrpflicht, in alle 
diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugs⸗Frei⸗ 
heit in Unſer Gebiet geſtattet wird ). Wir haben bie Leib- 
eigenfchaft von Grund aus in Unferm Herzogthume ges 
tilgt *); den Frohn » und Dienftzwang, unter Schadlos⸗ 
haltung der Dienftherrn, gelöfet °); Förperliche Züchtiguns 
gen als Strafmittel abgeftellt 95 erblihe Vorrechte auf 
höhere Staats» Aemter nicht anerfannt; vielmehr aus als 
Yen Ständen zu den oberften Civil» und Militärftellen bes 
rufen, wer Und dazu tüchtig erfchien. Die Suftizpflege 
wurde unabhängig von Uns, durch die angeordneten Suftizs 
Behörden verwaltet. Wir haben Unfern Iandesherrfichen 
Fisfus den Gerichtshöfen untergeordnet 7) und Uns des 
Rechts, angeftellte Staatsdiener wilführlich zu entlaffen, 
begeben 9. Wir haben die freie Benutzung bes Grund» 
Eigenthums unter den Schuß fchirmender Geſetze geftellt, 
das Recht der Wildbahn °), und alle den Anbau des Bo: 
dens ftdrende Weide - Gerechtfame *°) bis zur Unſchaͤdlich— 
feit befchränft; die Ablöfung der Zehnten, Grundbelaftuns 
gen und Servituten vorbereitet, fo wie die Vertheilung ges 
meinheitlicher Allmenden im Boraus erleichtert; endlich 
für die Einführung einer völligen Gewerbe-Freiheit vorbe; 
reitende Maßregeln getroffen °). Wir haben feine Abga- 
ben von Unfern Untertbanen erhoben, auffer für Beduͤrf⸗ 





3) Edikt vom 9/12, Oktober 1810, 

4) Edift vom 1. Januar 1808 und vom 1/3. September 1812. 
Den Standesherrn wurde auf ihr Begehren Erfab zugefichert. 

5) Edift vom 1/3. September 1812. 

6) Edikt vom 26/23 December 1809. 

7) Edift vom 11. Nov, 1806, 

8) Edift vom 3/6. December 1811, 

9) Edift vom 17/21. Mai 1811. 

10) Edikt vom 7/9, Nov. 1812, 

11) Edift vom 10/14. Februar und vom 1/3. September 1812, 
Mehrere hierauf fich beziehende Vollziehungs⸗-Geſetze. 
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niffe des Staates; Wir haben verordnet, daß ein Geber 
dazu beitrage, nad dem Maasftabe feines reinen Einkom⸗ 
mens 22); daß einzelnen Ständen oder Perfonen feine Be: 
freiungen forthin davon belaffen werben *). Wir haben, 
in dringenden Finanz» Angelegenheiten, Domänen Unſeres 
Hanfes zum BVortheile der Staats: Kaffe veräußert, indem 
es Uns nicht als eine Aufopferung erfchien, was von Uns 
ferm Familien - Gut zur Wohlfahrt des Landes verwendet 
wurde ꝛc. Wir haben die Anftalt allgemeiner Bewaffnung, 
mit Unterbrüdung der, bei dem früheren Militär » Syfteme 
beftandenen, Militär » Dispenfations » Zaren, auf eine feft- 
beftimmte und bleibende Weife in Unferm Herzogthume ein: 
zuführen '*), auch die vormalige Freiheit des Buchhandels 
und ber Druderpreffen, mit Befchränfung des Nachdrudes 
zum Vortheil deutfcher Schriftfteller und Verleger jedoch, 
Unfern Unterthanen zurüd gegeben **). 

Sodann wird im $. 2 Folgendes bemerft: „Wir er- 
Hären biermit und verfprechen, für Uns und Unſere Re— 
gierungs- Nachfolger, unabänderlih und für alle Zukunft 
verbindlich: daß Wir die Sicherheit des Eigenthbums und 
der perfönlichen Freiheit unter die mitwirfende Gewaͤhrlei— 
ftung Unferer Landitände fielen. Sie follen daruͤber was 
hen und darauf zu halten befugt feyn, daß die freie Wirk: 
famfeit der oberften Zuftizbehörden niemals befchränft werde, 
daß mwillführliche Verhaftungen, ohne rechtliches Verfahren 
nad den bejtehenden Gefegen, nie und auf feine Weife 
ftattfinden, auch daß Feiner Unſerer Untertbanen jemals 
feinem gewöhnlichen Gerichtsftande, und durch die Gefeke 
vorher beftimmten ordentlichen Richter, durch aufferordent- 
lihe Maßregeln entzogen werde. 


12) Edift vom 10/14, Februar 1809 und mehrere Nachträge, na: 
mentfich vom 14/16. Dec. 1812, 
13) Edifte vom 10/14, Febr. 1809 und vom 6/9. Okt. 1809, 
14) Edikt vom 20/21. Januar 1814. 
15) Edift vom 4/5. Mai 1814. 
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Eilftes Rapitel. 
Herzogtbum Sadhfen » Koburg - Saalfeld, ober 
feit 1826: Sadhfen-Koburg-Gotha. 
Die Verfaffungs Urkunde für das Herzogthum Sach—⸗ 
fen » KRoburg » Saalfeld beftimmt darüber Folgendes '): 
S.. 1. , 
Der Genuß aller bürgerlichen Rechte fteht nur Inläns 


dern zu. 
. Page A 


Das Recht eines Inländers wird erworben: 

a) durch die Geburt fiir denjenigen, deffen Vater oder 
Mutter zur Zeit feiner Geburt Snländer waren; 

b) durch Verheirathung einer Ausländerin mit einem 
Inlaͤnder; 

c) durch Verleihung eines Staats-Amtes oder Erwer— 
bung von Grund » Eigenthum, verbunden mit wefent- 
licher Wohnung im Lande; 

d) durch befondere Aufnahme, welche entweder ausdruͤck⸗ 
ih oder durch 10jährige Duldung gefchieht. 

F. 93 
Staats» Bürger find diejenigen volljährigen Inländer 
männlichen Gefchlechts, welche den Huldigungs -» Eid ges 
fhworen haben. 
F. 4 


Jede rechtöfräftige 'Verurtheilung zu einer peinlichen 
Strafe zieht den BVerluft des Staats - Bürgerrecht nad) 
fih. Aufferdem wird es verloren durch Auswanderung. 

6. 5 
Die Ausübung des Staats-Bürgerrechtd wird gehindert: 
a) durch Verfeßung in den peinlichen Anflagejtand oder 
Verhaͤngung der Special-Inquifition; 





1) Herzogl. Sachfen : Koburgifche Verf. Urf. Tit. 11.5.5 — $.22 
und 9. 24. S. Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. IV. 
Seite 50. Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. IV Seite 478. 
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b) durch das Entftehen eines gerichtlichen Konkurs : Ber; 
fahrens über das Vermögen bis zur Befriedigung der 
Gläubiger; 

c) während ‘der Daner einer Kuratel; 

d) für diejenigen, welche für die Bedienung der Perfon 
oder der Haushaltung von Anderen Koft und Woh: 


nung erhalten. 
6. 


$. 
Ale Einwohner des Herzogthums Koburg-Saalfeld find 
vor dem Geſetze gleich. 


Die Geburt gewährt bei fonft gleichen Eigenfchaften 
feinen Vorzug zur Erlangung irgend eines Staats» Amtes. 
$. 8. 

. Die Verfhhiedenheit der im Herzogthum anerkannten 
chriſtlichen Konfeffionen hat feine Verfchiedenheit in den po- 
litifchen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. C Abfchnitt 
VIIL Kap. 10 $. 1.) — 


Den anerkannten chriſtlichen Konfeſſionen iſt die geſetz— 
mäßige freie und oͤffentliche Ausübung ihres Religions— 
Kultus geftattet. (Abſchn. VIII. Kay. 10 $. 2.) 

§. 10. 

Jedem Einwohner des Herzogthums Koburg wird der 
Genuß vollfommener Gewiffensfreiheit zugefichert; der Vor— 
wand der Gewiffensfreiheit darf jedoch nie ein Mittel wers 
den, um fi irgend einer nach den Gefegen obliegenden 
Verbindlichkeit zu entziehen. (Abſchn. VIII. Kap. 10 S. 3.) 

§. 11. | 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift feiner 
andern Befchränfung unterworfen, als welche Recht und 


Gefete beftimmen. 
S, 18, 


Sedem Einwohner ſteht das Recht der freien Auswan⸗ 
derung nach den Beſtimmungen des Geſetzes zu. 
$. 13. 
Ale aus dem Lehns- Verband herrührenden Frohnen 
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find ablösbar , fo wie alle Fendal » Laften überhaupt, nach 
einem darüber des naͤchſten erfolgenden Geſetz. 
$. 14. 

Das Eigenthum kann fuͤr oͤffentliche Zwecke nur gegen 
vorgaͤngige Entſchaͤdigung nach dem Geſetze in Anſpruch 
genommen werden. 
§. 15. 


Jeder Staats-Buͤrger, fuͤr welchen keine geſetzliche 
Ausnahme beſteht, iſt verpflichtet, an der ordentlichen 
Kriegs-Dienſtpflicht Antheil zu nehmen. Bei dem Aufrufe 
zur Erfuͤllung dieſer Verbindlichkeit entſcheidet unter den 
Gleichverpflichteten das Loos, nach den beſtehenden Looſungs⸗ 
Liſten, mit Geſtattung der Stellvertretung. 

$. 16. 

In aufferordentlichen Nothfaͤllen ift jeder Einwohner 
zur Vertheidigung des VBaterlandes verpflichtet und kann 
für diefen Zwec zu den Waffen gerufen werden. 

§. 17. 

Das Materielle der Juſtiz⸗Ertheilung * das gericht⸗ 
liche Verfahren innerhalb der Grenzen ſeiner geſetzlichen 
Kompetenz, Form und Wirkſamkeit, find von dem Ein: 
fluffe der Regierung ganz unabhängig und es fol Niemand 
feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 

$. 18. 

Kein Einwohner ded Herzogthbums darf anders, als 
in den durch das Recht und die Geſetze beftimmten Fällen 
und Formen verhaftet oder bejtraft werden. Keiner darf 
länger ald 24 Stunden über den Grund feiner Verhaftung 
in Ungewißheit gelaffen und dem ordentlichen Richter Soll, 
wenn die Verhaftung von einer anderen Behörde gefchehen 
ift, in möglichft Eurzer Frift von diefer Verhaftung die er: 
forderliche Nachricht gegeben werden. 

$. 19. 

Jedem fteht die Wahl feines Berufs und — 
nach eigener Neigung frei. Unter Beobachtung der hin— 
fihtlich der Vorbereitung zum Staatsdienſte beftehenden 
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Geſetze, iſt es Jedem uͤberlaſſen, ſich zu ſeiner Beſtimmung 
im Inlande oder Auslande auszubilden. 


Zwölftes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Lippe-Detmold. 


In der landſtaͤndiſchen Verfaſſungs-Urkunde für dag 
Zürftenthum Lippe- Detmold ift in dem Eingang bemerft "7, 
daß es feiner neuen Landes» Konftitution bedirfe, weil es 
unndthig wäre, Nechte ?) zu verfichern, die zu entziehen 
nie die Abficht der Regierung gemwefen fey und Pflichten 
einzufchärfen, welche ſich von felbft verftänden. 


Dreizehntes Kapitel. 
Fürftentbum Schwarzburg-Rudolftadt. 


Sn der Verordnung wegen Einführung der Landftände 
in dem Fürftenthume Schwarzburg:Rudolftadt heißt es im 
Eingang I: das Vertrauen, welches man zu der oft er- 
probten Liebe und Anhänglichfeit der Untertbanen mit Recht 
bege, fo wie die Zuverfiht, mit welcher diefelben von der 
Regierung herzliche Iandesväterliche Fürforge für ihr Beſtes, 
möglichfte Schonung in Anfehung der drüdenden La- 
fien der Zeit und billige und gleichmäßige Vertheilung der: 
felben erwarteten und nach der Erfahrung, die ihnen vor 
Augen liege, erwarten koͤnnten, bebürfe feiner Befeftigung 
und Vermehrung. 


41) Verf. Urk. vom 8. Juni 1819. ©. Konftitut. der europäifchen 
Staaten. Th. III. Seite 46. Pölitz, die Staatswiffenfchaf: 
ten im Lichte unferer Zeit. Th. IV. Seite 509. * 

2) Lippe = Detmold hob die Leibeigenfchaft auf durch Verordnung 
vom 1. Januar 1809, Der Staatsbote vom 27. Auguft 
1826. Nr. 17, 

1) Verordnung vom 8. Januar 1816. S. Konftitut. der europäi: 
fchen Staaten. Th. I. S. 364. Polis, die Staatswiffen: 
ſchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©, 520. 
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Bierzehnted Kapitel. 


In den Verordnungen wegen Einführung von fändi- 
fchen VBerfaffungen in den Herzogthümern Braunfchweig, 
Meiningen, Hildburghaufen und in dem Fürftenthämern Lich» 
tenftein, Walde und Schaumburg » Lippe ') und in Tyrol 
fommen feine Beftimmungen vor, welche fi) auf die allge: 
meinen Rechte und Pflichten der Staats - Angehörigen be- 
ziehen. 

Fünfzehntes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 


Die fogenannte Ergaͤnzungs-Akte der alten Franffur- 

ter Stadt-Verfaſſung beftimmt hierüber Folgendes '): 
$. 1. 

Die eidlihe Berpflihtung des Senats gegen 
die Bürgerfhaft, und legtere gegen erftern 
betreffend. 

Der Bürger, Beifaffen- und Schutz-Eid wird den 
veränderten ftaatsrechtlichen Verhältniffen gemäß für die 
Zufunft | 

„auf Treu und Gehorfam gegen die freie Stabt und 
„den Senat und genaue Beobachtung der Stadt; Vers 
„faſſung“ 

normirt. 

Durch die Annahme gegenwaͤrtiger Konſtitutions-⸗-Er⸗ 
gaͤnzungs-Akte von der Mehrheit der abſtimmenden hiefi- 
gen chriftlichen Bürger, wird der, dem Senate, von ben 
hiefigen Bürgern, Beifaffen und Schuß » Angehörigen frü- 
ber geleiftete Eid, als hierauf ausgedehnt und wirklich ger 


1) In Schaumburg: Lippe wurde die Leibeigenfhaft durch Der: 
ordunng vom 10. Februar 1810 aufgehoben. Der Staats: 
bore ıc. vom 27. Auguft 1826. Nr. 17. 

1) Ergänzungs : Afte vom 18. Juli 1816. $. $. Art. 2 — Art. 7, 
fodann Art. 27. ©. Konſtitut. der europäifchen Stasten. Th. 
II. Seite 385 | 
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leiftet, vorerft angefehen:und angenommen. Nach erfolg, 
tem Vollzug gegenwärtiger Konftitutiond - Akte, und Ers 
gänzung, fol die folenne Eidesleiftung des Senats dahin: 

„daß er das ihm übertragene ftädtifche Regiment nur 

„nad Vorfchrift der alten Stadt » Berfaffung und diefer 

„Akte führen, auch die Bürger bei ihren Rechten und 

„Freiheiten, fo viel an ihm liegt, ſchuͤtzen und ſchir⸗ 

„men wolle,“ 

als jene der geſammten zu verſammelnden Buͤrgerſchaft in 
die Haͤnde des Senats als obrigkeitlichen, die freie Stadt 
praͤſentirenden regierenden Kollegiums, feierlich geſchehen. 
§. 2. 
Abſchaffung fuͤrſtlich Primatiſcher Geſetze und 
Einrichtungen betreffend. 
In Gefolge des ausgeſprochenen Grundſatzes *) wird 
als abgeſchafft angeſehen: 
) das fuͤrſtlich Primatiſche ſogenannte hieſige Buͤrger⸗ 
Statut, 

2) die fürftlich Primatifche Gefinde » Ordnung, 

3) die fürftlich Primatifche Bormundfchafts » Ordnung, 
und namentlich das franzoͤſiſche, auf einen Familien: 
Rath gegründete und daher nad) deutfchen Geſetzen 

- nicht wohl anwendbare, Inftitut der Beivormünder, 

4) der unter der fürftlichen Regierung bei dem Gerichte 
erfter Inſtanz eingeführt wordene, weitläufige und 
Foftfpielige Inſatz⸗ "und Reit Kauffchillings - Prozeß, 
jedoch daß das 14tägige und zweijährige Entſchuͤttungs⸗ 
Recht abgeſchafft bleibt, ſammt 

5) dem, von den alten Geſetzen und Gerichtsbrauche ab⸗ 
weichenden, jetzt beobachtet werdenden, Verfahren bei 
Zwangs-Verſteigerung der Immobilien und oͤffentli⸗ 
chen Ausgebot der unbeweglichen Guͤter der Minder⸗ 
jaͤhrigen. Ueberhaupt ſollen 

6) von allen unter der fuͤrſtlichen und großherzoglichen 


2) Art. 1 der Ergänzungs= Akte; f. Abſchnitt I. Kap. 21. 


Regierung, fowohl im Stadt - Verwaltungs», Polizei: 
als im Juſtiz-Fache ergangenen und unter der bishe- 
rigen proviforifchen ftädtifchen Regierung entweder beis 
behaltenen oder aufs Neue publizirten Gefegen und 
Verordnungen, nur jene, welche 


a) die Beftimmung des Alters der Großjährigfeit auf 


das vollendete 2ifte Lebensjahr, 


b) die abgefchaffte Nothwendigfeit der Inſatz⸗Prolon⸗ 


gationen, bei Strafe der Erloͤſchung der Pfandſchaft, 


c) das Verbot der anmaßlichen Vindikation au porteur 


fautender Staats » Papiere, 


d) die Wiederherftellung und der Fortbefland der alten, 


obgfeich unter der fürftlihen Regierung nicht gericht: 
lich angezeigten Familien » Fideifommiffe und 


e) die Verabfolgung der Aften in ben Driginalien bei 


Appellationen 

betreffen, als definitive beibehalten und gültig ange: 
ſehen werden; hingegen alle andere, nur einftweilen, 
und bis zur Beftätigung abfeiten des geſetzgebenden 
Körpers, Gefegesfraft behalten. Der Senat bat zu 
dem Ende von den Archivarien ein genaues Verzeich- 
niß über die fegtern fertigen zu laffen, und folches 
der erften gefeßgebenden Berfammlung, um wegen Ab⸗ 
ſchaffung, Beſtaͤtigung oder Modificirung derſelben 
das Geeignete beſchließen zu koͤnnen, vorzulegen. 


$. 3 


Herftellung aller bürgerlihen Rechte, Privile 
gien und Freiheiten, und mehrere Beftäti- 
gung berfeben. 


Die biefige Bürgerfchaft ift in dem volleften Genuffe 


aller und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Freiheiten 


und 


Geſetze wieder eingefegt, und wird zu deren Schuß 


noch ferner beftimmt: 
a) daß das im Art. 19 der deutfchen Bundes :» Akte be- 


flimmte Recht des freien Wegziehens aus einem deut⸗ 
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fchen Bundes -Staate in ben andern, mit ber Freiheit 
von Nachſteuer, — worunter jedoch die Abfindung und 
der Beitrag zur Kriegs-Schuldenlaft nicht begriffen ift, 
fobald nur der Abziehende die gleiche Beachtung von - 
Seiten des Bundes: Staats, in welchen er abzieht, 
beizubringen vermag, — unter feinerlei Vorwand gefchmä- 
lert, auch den, um ein deßfallfiges obrigfeitfiches Zeug— 
niß Nachfuchenden, damit ohne Anftand an Handen 
gegangen werden foll; 

b) daß die Bürger hiefiger Stadt feine Öffentliche Abga- 
ben und Laften zu entrichten haben, welche nicht von 
den kompetenten Staats: Behörden im verfaffungs- 
mäßigen Wege beftimmt und förmlidh ausgefchrieben 
worden find, wo fodann gegen deren Entrichtung Fei- 
nerlei Einreden noch Nechtsmittel flattfinden. Doc 
folen alle aufferordentlihe Abgaben auf länger ale 
drei Sahre im Voraus nicht beftimmt werben; 


c) daß auf eine allgemeine Vermögens » Konfisfationd- 
Strafe, von den hiefigen Behörden und in deren Nas 
men, nie, auf die befondere, oder die eines Theils des 
Vermögens aber in Defraudationg » Fällen der 'sffent- 
lichen Abgaben und Laften, nur dann erfannt werden 
darf, wenn die Gefeße ſolches ausdrüdlich verordnen. 
Sn diefem letzteren Falle fol jedoch dem ganzen Se— 
nate die Milderung und Herabfegung des Konfisfa- 
tiond-Quanti aus bewegenden Urfachen und unter 
Beruͤckſichtigung des größern oder mindern Berfchuls 
dens und der dadurch betroffen werdenden Perfonen 
ex gratia allerdings freiftehen, — derfelbe auch hierun— 
ter an die Einwilligung des ftändigen Bürger - Aug: 
fhuffes nicht gebunden feyn. 

Die Dreßfreiheit wird der gefetsgebende Körper 
gleichförmig mit demjenigen reguliren, was nach Art. 18 
Lit. D. der deutfchen Bundes-Afte auf der deutfihen Bundes; 
Verfammlung feftgefegt werden dürfte, 

13 
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$. 4. 
Die Hoheits-Rechte der Stadt fiehen der Ge 
fammtheit der chrifilihen Bürgerfhaft zu. 

Alle der — durch den Art. 46 der Wiener Kongreß: 
Akte für frei und zum Mitgliede des deutfchen Bundes erflär: 
ten — Stadt Franffurt — zuftehenden Hoheits- und Selbſt— 
verwaltungs- Rechte, beruhen in ihrem weiteften Umfange 
auf der Gefammtheit ihrer chriftlihen Bürgerfchaft. 

$. 9. 
Gleichheit der drei chriftlihen Konfeffionen, 
Sndigenats- und Vermögens: Erforderniffe. 

Die gefammte hieſige chriftliche Bürgerfchaft bildet nur 
ein Ganzes. Die firchliche Verſchiedenheit der drei chrift- 
fihen Konfeffionen hat auf die Rechte und BVerhältniffe, 
welche aus dem bürgerlichen Staats-Verbande entftehen, 
fernerhin nicht den mindeften Einfluß, vielmehr find alle 
biefige chriftliche Bürger der drei Konfeffionen einander an 
Rechten und Obliegenheiten durchaus gleih. Bei Ber 
fegung der Staats-Verwaltungs- und Zuftiz-Stellen, auch 
bei allen andern Stadt: und Gerichts » Nemtern, Anftel: 
fungen und Dienften, muß zwar auf das Befenntniß der 
ehriftlichen Religion fchlechterdings, es darf aber darauf, 
ob fi) jemand zu diefer oder jener der drei chriftlichen 
Konfeffionen befennt, nicht gefehen werden. 

Sm Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder 
aller drei chriftlihen Konfeffionen wirklich feyn. Auch ge; 
fchieht dieſer Vorfchrift dadurch fein Genüge, daß fich 
etwa nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder der an— 
dern Konfeffion darin befinden, Sn Zukunft foll Cmit 
Ausnahme deffen, was am: Schluffe diefer Afte tranfito- 
rifch verordnet wird): Niemand in den Rath oder zu ei; 
nem befoldeten Stadt» Dienft gelangen koͤnnen, welder 
richt entweder eingeborner Bürger (im Sinne der hiefigen 
Statuten) iſt „oder — wäre er dieß nicht — feit 10 Jahren 
dahier im Bürgerrete ftehbt, und während diefer Zeit un- 
unterbrochen feinen Wohnſitz in hiefiger Stadt gehabt hat. 
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Der Senat darf im Wege der Gnabe Fünftighin Nie: 
manden das hiefige Bürgerrecht ertheilen, der nicht ein 
Bermögen von wenigftend 5000 fl. des 24 fl. Fußes be- 
weislich inferiren fan. Dem gefeßgebenden Körper bleibt 
jedoch auf Antrag des Senats die Dispenfation zu Gun—⸗ 
ſten vorzuͤglicher Talente vorbehalten. 


$. 6. 
Ghriftide Beifaffern, Einwohner juͤdiſcher Re: 
ligion und Landbewohner. 


Auffer der hriftlichen Bürgerfchaft befinden ſich von 
äfteften Zeiten ber in der Stadt Franffurt auch noch chrift- 
liche Beifaffen, ingleichen Einwohner judifcher Religion 
und auf den Dorfichaften fogenannte Nachbaren. 

Die Beifaffen » Ordnung beftimmt den Sinbegriff der * 
Rechte und Obliegenheit der chriftlichen Beifaffen. Den Beifaf- 
fen: Schuß foll der Senat Perſonen, welche nicht aus der 
Beifaffen » Ordnung einen gegründeten Anſpruch darauf 
haben, aus Gnaden nicht verleihen, wenn foldhe nicht ein 
Bermögen von wenigflend 500 fl. des 24 fl. Fußes glaub; 
lich nachweifen fönnen. 

Da ed, foviel die hiefigen Einwohner jüdifcher Reli— 
gion betrifft, feinen Zweifel leidet, daß jeder. chriftliche 
Staat nicht nur die Befugniß, fondern auch die Pflicht 
bat, die bürgerlichen Rechte feiner jüdifchen Einwohner 
nach den eigenen Rofalitäten zu reguliren, daß ber Nah: 
runge » und Gewerbe » Stand ber hriftlihen Bürgerfchaft, 
als des wefentlichiten Beſtandtheils des chriftlichen Staats, 
daneben beftehen kann, fo fol der Senat durch eine aus 
Gliedern feiner Mitte und aus jener des beftändigen Buͤr— 
ger» Ausfchuffes zufammengefegte Kommiffion, ein, dem 
Zeitgeift und der Billigfeit entfpredhendes Negulativ der 
bürgerlichen Rechte der hiefigen Einwohner jüdifcher Kon 
feffion unverzüglich entwerfen laffen, und folches dem ge- 
feßgebenden Körper in feiner erfien Zufammenfunft zur 
Deliberation und Sanftienirung vorlegen. 

13 
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Die Emancipation ber Landbewohner auf den biefigen 
Dorffchaften und die Regulirung ihrer Fünftigen Verhält- 
niffe, auch auf welche Weife fie bei den ihr Sntereffe bes 
treffenden Gegenftänden in dem gefeßgebenden Körper zu 
vertreten find, wird von dem gefeßgebenden Körper in 
nähere Berathung gezogen werben. 

5. 7. 
Rechtsmittel gegen alle Straf- und Konfiska— 
tions-Verfuͤgungen der Stadt-Verwaltungs— 
Aemter. 

Findet ſich ein hieſiger Buͤrger durch Straf » oder Kon⸗ 
fiskations⸗Verfuͤgungen eines adminiſtrativen Stadt⸗Amtes 
oder einer ſonſtigen Erhebungs-Behoͤrde beſchwert, ſo 
ſteht ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung 
an das hieſige Appellations-Gericht, und deren Nechtfer- 
tigung innerhalb der auf die Interpoſition folgenden 14 
Tagen, bei Strafe der Erloͤſchung, offen, und darf das 
Erkenntniß, die Afcife » Straffälle ausgenommen, vor de— 
ren Erledigung nicht vollftrecft werden; vermeint der Ap⸗ 
yellant, daß er ſich auch bei der Entfcheidung des hiefigen 
Appellationd » Gerichts nicht beruhigen fönne, fo darf er 
das Rechtsmittel der Akten »Berfendung in vim revisionis 
einwenden. 


um 


—R 





Fuͤnfter Abſchnitt. 


Von den beſonderen Rechten des Adels. 


Er ſte Abtheilung. 


Von dem Rechtsverhältniß der Standes— 


berrn . 





Einleitung. 


Unter den Staats-Angehoͤrigen der deutſchen Lande 


nehmen in mehreren Staaten die Standesherrn, wegen 
ihres früheren Verhältniffes als Neichsfürften, Reichsgra⸗ 
fen 2c. und ber ihnen deswegen verliehenen Rechte und 
Vorzüge, den erften Plaß ein. 


Das deutfche Reich, welches fchon feit dem meftphäli- 


fhen Frieden, den Keim allmähliger Auflöfung in feinem 
Innern trug, wurde nur durch das Syitem des politifchen 
Gleichgewichts und die Macht des Hauſes Oeſterreich vor 


1) Schriften, die Standesherrn betreffend, find angezeigt in Wins 


kopps rhein. Bund. XX. 180 — 19%. Gruner über bie 
Standesherrn, in Luden’s Nemefls. Bd. III. St. 2. (1814) 
273— 293. 3.9. v. Sensburg’s Entwurf für eine umfaf: 
fende und gleichheitliche Beftimmung der ftandes = und grund: 
herrlichen Nechtsverhältniffe. Karlsruhe 1821, Archiv für ftan- 
des= und grundherrliche Rechte und Verhältniſſe, Geſchichte 
und Statiftif alter und neuer Zeit. Bd. I. Heft 1. Heilbronn 
1821, Heft 2 u. 3. Karlsruhe u. Baden 1821. Bd. IT. Heft 1. 
Ehendaf. 1822. gr. 8 K. Vollgraff, die beutfhen Stan: 
besherrn 2c, Gießen 1824, 8, | 
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rafcherem Auseinanderfallen bewahrt, Der Reiche » Depu- 
tations⸗Hauptſchluß von 1803 befchleunigte dieſe Aufld- 
fung und fehon im Jahr 1806 ftand auf den Trümmern 
der beutfchen Reichs » Berfaffung ber rbeinifche Bund. 

Der deßfalls zwifhen dem Kaifer der Franzojen und 
vielen deutſchen Fürften abgefchloffene Vertrag vom 12. 
Juli 1806 (die rheinifhe Bundes - Afte) unterwarf die 
Gebiete vieler Reichsfürften, Neichsgrafen ꝛc. der Staats; 
Hoheit der neuen Souveräne, indem den erjieren zugleich 
viele Rechte vorbehalten wurden. 

Viel und mancherlei ift uͤber die rechtliche Seite diefer 
Subjeftion ehemaliger Reichsfürften unter die Souveräni- 
tät anderer früheren Glieder des deutſchen Reichs, ges 
fehrieben worden. Da aber eine Erörterung dieſes Ge— 
genftandes nicht in unferem Plane liegen fann, fo begnuͤ— 
gen wir und damit, nur einige Bemerkungen bier einzus 
ſchalten. 

Es laͤßt ſich nicht leugnen, daß die Entſtehung des 
rheiniſchen Bundes urſpruͤnglich eine einſeitige Abaͤnderung 
der beſtehenden Ordnung der Dinge, mit einem Wort eine 
Staats-Umwaͤlzung war, welche ſtets, eben weil ſie eine 
beſtehende Verfaſſung einſeitig abaͤndert, durch Geſetze nicht 
gerechtfertigt werden kann. 

2) Doch iſt es gewiß, daß die durch den rheiniſchen 
Bund erfolgte Subjeftion der Fleinen füd- und weſtdeut— 
fhen Reichsfürften ꝛe. keineswegs blos das Werk des dar 
maligen Kaifers der Franzofen war, fondern daß ihr Fall 
und ihre Unterordnung, in der Anardie des feudalen 
deutfchen Reichs felbft zu fuchen ift und daß Napoleon 
mehr Inftrument als Werfmeifter war, daß er nur ein 
Greigniß vollführte, wozu feit Jahrhunderten die Vorbe— 


2) K. Voltgraff, die deutichen Standesgerrn zc. U. Müller, 
die lebten Gründe wider alle Eigenthums = Gerichte 1. Neu— 
ftadt an der Orla 1826. Seite 170, 
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reitungen in Deutfchland felbft gemacht worden waren. 
Smmer bleibt diefe Subjeftion aber eine Revolution, 

Man kann aber die Rechtswidrigfeit der Entftehung 
des rheinifchen Bundes nicht weiter hin auf diefen Bund, 
auch nach feiner Entftehung übertragen. Denn das Reichs: 
Oberhaupt entfagte °) auf die Kaiferfrone und die Faifer- 
liche Regierung und entband alle Reichs-Unterthanen ihrer 
Pflichten; überall wurden von den Unterthauen ihre alten 
Landesherrn ald unabhängige Fürften, oder ihre neuen, 
durch die rheinifche Bundes-Afte ihnen gegebenen Fürften, 
als folche anerfannt. Diefe Anerkennung erfolgte auch 
von Seiten anderer Mächte 9.— Die unter die Souverä- 
nität anderer Fürften gefommenen Neichsfürften, Reichs: 
grafen ꝛc. fügten fi in’die neue Ordnung der Dinge und 
nirgends entitand ein Widerftand dagegen. 

Napoleons Herrfchaft in Deutichland wurde auf den 
Feldern von Leipzig zertrüämmert und der rheinifche Bund 
erlofh, mit ihm fielen feine wejentlihen Beftand- 
theile d. h. alles, was in feiner Fortdauer durch .diefen 
Bund nothwendig bedingt war — Vereinigung unter Franf- 
reich8 Proteftorat — nicht aber erlofchen dadurch die durch 
Auflöfung des deutfchen Reichs herbeigeführten Veraͤnde⸗ 
rungen. Eine Staats -Ummälzung hatte aus früher regie- 


3) Abdifationg = Urkunde vom 6. Auguft 1806. 

4) D. $aup, über die Auflöfung des rheinifchen Bundes. Heft 1. 
Seite 2 und ©, 8 heißt es: Könnte diefe Behauptung irgend 
einem Zweifel unterliegen, fo würde er durch den Tilfiter Fries 
den unbedingt gehoben feyn. Denn in diefem erkannte Ruß: 
fand und Prenßen, jenes im 15., diefed im 4, Artikel, nicht 
blos den rheinischen Bund an, fondern auch, auffer und neben 
demfelben, den damaligen Beſitzſtand eines jeden zum rheini— 
fhen Bunde gehörigen Regenten. »Sa Majestt ’Empereur de 
toutes les Russies (Sa Majest& le Roi de Prusse) reconnait pa- 
reillement la confed&ration du Rhin, l’etat actuel de posses- 
sion de chacun des souverains qui la composent ct les titres 
donnes & plusieurs d’entre eux. « 
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renden Fürften und Herrn ıc. Staats, Angehörige anderer 
Staaten gemacht, die Aufhebung bisher beftandener voͤlker⸗ 
rechtlichen Verbindungen eines Staates mit anderen Staa 
ten, des rheinifchen Bundes, fonnte aber auf die rechtlichen 
Berhältniffe einzelner Unterthbanen in folchen Staaten 
feinen Einfluß haben, wenn auch immerhin die rheinifche 
Bundes: Afte das Subjeftiond » Verhältnig veranlaßt hatte, 
Diefes mußte ſowohl von der Unterwerfung der ehemalis 
gen Reichs -NRitterfchaft, einiger deutfchen Reichsſtaͤdte, 
des deutfchen und des Malthefer-Drdend und anderer frü- 
herhin reichsunmittelbaren Gebiete, als der Standesherrn 
s) gelten. Man fann deshalb nicht anders annehmen, als 
daß die rheinifche Bundes » Afte fortwährend Quelle heuti: 
ger innerer Staatöverhältniffe ift. . Der gegenwärtige Zu: 
ftand der Dinge beftätigt diefes 9. Im Ganzen genom— 
men und abgefchen von einzelnen Modiftfationen und Mo: 


5) D. Jaup, über die Auflöfung des rheinifchen Bundes. Heft I. 
F. 4, 9. 23 u. 24. — Einige Schriftftelfer haben nach Auflö— 
ſung des rhein. Bundes eine Wiederherſtellung der Standes— 
herrn in einen ihrem früheren Zuſtande ähnlichen, theils als 
eine rechtliche Folge der Erlöſchung des rheiniſchen Bundes, 
theils als eine Forderung der Gerechtigkeit darzuſtellen verſucht, 
wie in den Schriften: Geburt, Thaten und Ende des Rhein— 
bundes u. ſ. w. Germanien 1814. — Die Auflöfung des Rhein: 
bundes mit ihren natürlichen Folgen u. ſ. w. 

6) Uns braucht die Rechtlichkeit der jetzigen Ordnung der Dinge 
nicht mehr zu quälen. Die heilige Allianz, der deutſche Bund 
mit feiner Stiftungs = Afte und feinen Beſchlüſſen, die Kon: 
greß : Befchlüffe, von welchen nur England bisweilen diffentirte, 
aber nicht der Kontinen, die ausdrücklichen Anerkennungen der 
Stände : Berfammlungen, die flilffchweigenden durch Gehorfam, 
wo jene nicht organifirt waren, die beftimmten neuen Geſetze, 
diefe haben unfern neuen Rechtszuſtand verkündet und das mo: 
narchifche Prinzip, den Cyklus unfers jetzigen Rechtszuſtandes, 
vollendet. — Der Staatsbote, eine allgemeine ftaatswiffen: 
ichaftliche Beitfchrift für deutfhe Bundes: Staaten, vom Tten 
Febrnar 1877, Nr. 11. 
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derationen enthaltene Die Wiener Kongreß-Akte und die 
deutfche Bundes-Afte Wiederholungen und Nachbildungen 
der Rheinbundes » Afte. 

Mögen aber auch die Anfichten über die Subjeftion 
der Standesherrn feyn, welche fie wollen, fo find biefe 
ehemaligen Reichsfürften 2c. doch nad Auflöfung des rhei- 
nifchen Bundes nicht wieder zum Befiß der Regierung ge— 
fommen; bie deutfche Bundes-Afte vom 8. Suni 1815 hat 
fie vielmehr im Ganzen in ihrem bisherigen VBerhältniß ge: 
laffen, und durch den Art. 14 ihre Nechte und Vorzüge 
beftiimmt. Hiernach follen ’) diefe bevorrechtete Land: 
Eigenthbimer vom Herrenftande (im beutfchen alt: 
ftaatsrechtichen Sinne), vormals deutfche, faft durch— 
gehends reihsftändifhe Landesherrn von fürft- 
Iihem und gräflihem Stande ?), welche bei dem 
Fall des deutfhen Reichs oder fpäterhin, der 
Souveränität deutſcher Souveräne untergeord- 
net wurden, in allen Bundes - Staaten einen gleich- 
förmig ‚bleibenden Redhtszuftand haben; und zwar 
follen — 

a) dieſe fuͤrſtlichen und graͤflichen Haͤuſer, im Verhaͤlt— 
niß zu ſaͤmmtlichen Bundes-Staaten 9 fortan 
nicht8 deftoweniger zu dem hoben Adel '°) in Deutfch- 


7) Klüber öffentliches Recht des deutfhen Bundes ıc. 6. 230 a) 
Seite 500. 

8) Die deutfche Bundes» Akte fpricht im Art. 14 nur von fürftli- 
hen und gräflihen Häuſern, doch findet fi eine Ausnahme 
bei dem Freiherrn von Bömelberg, dem Bellter der vormals 
reichsftändifchen,, in dem Art. 43 der Wiener Kongreß = Afte 
als Standesherrfchaft anerkannten Herrfchaft Gehmen. 

9) Diefe Beftimmungen gelten ald Vertrag für alle Bundes: 
Staaten. 

10) In der 22. Sitzung der Bundes: Verfammfung Cden 18. Aug. 
1825) wurde befchloffen, daß in Folge freier Vereinigungen 
der Bundes: Regierungen, den Standesherrn fürftlichen Stan: 
des, eine ihrer Ebenbürtigkeit angemeſſene Titulatur mittelft 
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fand gerechnet werden und ihnen Rus Recht ver Eben: 
biürtigfeit in dem damit bisher *') verbundenen Be- 
griffe verbleiben ; 

b) im Berhältniß zu denen Bundes-Staaten 
follen die Häupter diefer Häufer die erften Standes: 
berrn in dem Staate, zu bem fie gehören, feyn und 
fie und ihre Familien '?) die privilegirtefte Klaffe in 
demfelben, befonders in Anfehung der Beſteuerung '), 
bilden; 

c) ihnen überhaupt in Nücficht ihrer Perfonen, Fami— 
lien und Befigungen alle diejenigen Rechte und Bor: 
zitge zugefichert werden oder bleiben, welche aus ih: 
rem Eigenthum und deffen ungeftdrtem Genuß '*) her: 


Bewilligung des Prädikatse: Durchlaucht gegeben werben 
folfe, Ueber die Zitulatur der ehemaligen Reichsgrafen wurde 
nichts befchloffen, doch erhalten fle in den meiften deutſchen 
Bundes : Staaten das Prädifat: Erlauct. 
11) Unter „bisher“ ift ohne Zweifel der Zeitraum vor Auflö— 
ſung der deutſchen Reichsverfaſſung zu verftehen. Die amtliche 
franzöfifche Weberfegung der B. U. hat: »le droit de naissance 
tgale avec les maison souveraines.« Es find auch feit Eutfte: 
hung der Standesherrlichfeit Ehen zwifchen Prinzen aus fonve: 
ränen Regenten : Häufern und Töchtern aus blos flaudesherr- 
lihen Samilien vorgekommen. 

12) Weiblihe Vlitglieder eines ſtandesherrlichen Hauſes treten 
durch Werheirathung mit einem Gemahl, der nicht zu derfeiben 
Samilie gehört, aus jener Familie heraus, in den Stand und 
die Familie ihres Mannes, 

13) Die Föniglih Bayerifche Deklaration von 1807 ertheilt den 
Standesherrn 1) Zoll: Befreiung von alfen Lebensmitteln für 
ihr Hausbedürfniß Cnicht auch Akcife : Freiheit). 2) Befreiung 
von Weggeld innerhalb des eigenen ftandeshperrfichen Bezirks, 
für die Standesherrn und ihre Familien; aber feine Be: 
freiung von direkten Steuern. 

14) Ueber VBeräufferung flandesherriicher Norrechte enthält die 
Bundes: Afte Feine Beftimmung. In dem 28. Protofoll der 
Wiener Minifterial : Konferenzen vom 11. Mai 1820 Fam von 
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rühren und nicht zu der Staatsgewalt und ben höhe: 

ren Negierungs- Rechten gehören. Deshalb gebührt 

ihnen in Hinfiht auf ihre Perfonen, Familien und 

ftandesherrlichen Befitungen vor allem Landſtand— 

ſchaft und die erfte Stelle unter den Landſtaͤnden. 

Unter vorerwähnten Rechten find insbefondere und 
namentlich begriffen: 

1) die unbefchräntte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem 
zu dem Bunde gehörenden und mit demfelben in Fries 
den lebenden Staate zu nehmen '°), 

2) Werden nach) den Grundfägen der früheren beutfchen 
Berfaffung die noch beftehenden Familien » Verträge 
aufrecht erhalten und ihnen die Befugniß zugefichert, 
über ihre Güter und Familien » Verhältniffe verbind- 
fihe Berfügungen zu treffen, welche jedoch dem Sou⸗ 
verän vorgelegt und bei den höcdhften Landesſtellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht wer- 
den müffen. Alle bisher Dagegen (gegen bie ſtandes— 
berrlihe Familien» Berfaffung) erlaffenen Verordnun⸗ 
gen follen für Fünftige Fälle nicht weiter anwend- 
bar feyn. | 

3) Privilegirter Gerichtsftand *%) und Befreiung von 
aller Militärpflichtigfeit für fih und ihre Familien. 


ftandesherrliher Seite eine Vorſchrift in Antrag, daß bei jol: 
chen Beräufferungen an Nichtebenbürtige nur die Real-Rechte 
auf diefe übergehen, die Perfonal: Vorzüge aber dem Morbe: 
fißer bleiben ſollten. 

15) Damit ift auch die Freiheit gegeben, in Dienfte eines andern 
Bundes : Staates nach Butfinden zu treten. Vergl. rheinifche 
Bundes: Afte Art. 7. — Wegen eines bloßen auswärtigen 
Aufenthalts diefer Urt, darf einem Standesherrn, vder einem 
Mitgliede feiner Familie, Fein Recht entzogen oder gefchmäfert 
werden. — Klüber öffentl. Recht der deutfchen Bundes-Staa- 
te. Th. IT. Kap. 4. 6. 232, 

16) Auch in Neal: Streitigkeiten genießen fie einen privilegirten 
Serichtöftand. Die Bundes sAPte bewilligt ihnen überhaupt 
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Doch find fie den Landes » Gefeken unterworfen. 

4) Die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Ge: 
rechtigfeitö- Pflege in erfter, und, wo die Befikung 
groß genug iſt, in zweiter Inſtanz, der Forft- Ge; 
rihtsbarfeit, Orts» Polizei ) und Auffiht in Kir- 
hen- und SchulsSaden, auch über milde Stiftun: 
gen, jedoch nach Vorfchrift der Landes - Gefeße, mel: 
chen fie fo wie der Militär» Verfaffung und der Ober: 
aufficht der Negierungen über jene Zuftändigfeiten, 
unterworfen bleiben. 

Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befug- 
niffe ſowohl, wie überhaupt in allen übrigen Punkten, 
wird zur weiteren Begründung und Fefthaltung eines in 
allen deutfchen Bundes » Staaten übereinftimmenden Rechts: 
Zuftandes der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und 
Herrn, die in dem Betreff erlaffene koͤniglich Bayerifche 
Verordnung vom Jahr 1807 als Baſis und Norm unter: 
gelegt werden. 

Der Art. 63. der Wiener Schluß - Afte von 1820, vers 
bunden mit der allgemeinen Beftimmung des Art. 53 fichert 
abermals den Nechtszuftand der Standesherrn, indem in 
dem erften folgende Beftimmung enthalten ift: Es liegt der 


privifegirten Gerichtsftand, ohne Ausnahme zu machen, in Au— 
fehung einer oder der anderen Art desfelben. Klüberl. c. 
6. 233, 

17) Darunter ift wohl die niedere Polizei in dem ganzen Umfange 
bes ftandesherrlichen Bezirks, alfo eine niedere partifuläre oder 
Bezirks: Polizei, verftanden. Die Bundes: Afte fpricht den 
Standesherrn überhaupt alle diejenigen Rechte zu, welche nicht 
zu der Staats: Gewalt und den höheren Regierungs: Rechten 
aehören. Die Eönigl. Bayerifhe Deklaration von 1807 Täßt 
den Standesherrn die gewöhnliche untere Polizei im Allgemei: 
nen und das königl. Bayerifche Edift vom 26. Mai 1818 $. 26, 
fpricht ihnen die Lokal- und Diftrift: Polizei zu. Klüber 
Öffentliches Mecht des deutfchen Bundes. $. 233, Note a) 
Geite 511. 
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Bundes » Berfammlung ob, auf die genaue und vollftän- 
dige Erfüllung derjenigen Beftimmungen zu achten, welche 
ber 14. Art. der Bundes -Afte in Betreff der mittelbar ge- 
wordenen ehemaligen Neichsftände und des. ehemaligen uns 
mittelbaren Reichs⸗Adels enthält. Diejenigen Bundeg-Glie; 
der, deren Ländern die Befigungen berfelben einverleibt 
worden, bleiben gegen den Bund zur unverrückten Aufrecht- 
haltung der durch jene Beitimmungen begründeten ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniffe verpflichtet. Und wenn gleich Die 
Streitigfeiten, welche über die Anwendung der in Gemäß: 
heit des Art. 14 der Bundes-Akte erlaffenen Verordnun⸗ 
gen und abgefchloffenen Verträge entftehen, in einzelnen 
Fällen an die fompetenten Behörden ded Bundes-Staateg, 
in welchen die Befigungen der mittelbar gewordenen Für; 
ftien, Grafen und Herrn gelegen find, zur Entfcheidung ges 
bracht werden müffen, fo bleibt denfelben doch im Fall der 
verweigerten gefeßlihen und verfaffungsmäßigen Rechts— 
bülfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile erfolgten 
legielativen Erklärung der durch die Bundes-Afte ihnen 
zugeficherten Rechte, der Nefurd an die Bundes : Verfamms 
lung vorbehalten, und diefe ift in einem folchen Falle ver: 
pflichtet,, wenn fie die Beſchwerde begründet findet, genuͤ— 
gende Abhilfe zu. bewirken. 


Am Ende des Art. 6 der Bundes-Akte wird noch Fol: 
gendes bemerft: 


Ob den mebiatifirten vormaligen Reich8-Ständen auch 
einige Kuriatfliimmen in pleno (nicht auch in dem engeren 
Rathe) Cder Bundes - Verfammlung) zugeftanden werben 
ſollen, wird die Bundes» Verfammlung bei Berathung der 
organischen Bundes» Gefege in Erwägung nehmen. 

Durch dieſe Beltimmungen fanden fid) die Standes: 
herrn nicht befriedigt; fie behielten fich deshalb auf dem 
Wiener Kongreß durch förmlihe Rechts-Verwahrung 
ben Umfang ihrer Rechte, wie ihn der Befisftand won 1805 
begeichne, fih und ihren Nachkommen, fuͤr ewige Zeiten vor. 
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Dies verhinderte jedoch nicht, daß feit der Eröffnung 
des Bundestags (den 5. Nov. 1816) bei demfelben häufige 
Vorftellungen von Geiten der Standesherrn, um Erfüls 
fung des Art. 14 der deutſchen Bundes-Afte, vorfamen. 

Die meiften Neflamationen find, zum Theil durch die 
von Seiten der Staats -Negierungen mit den Standes: 
herrn angefnüpften Unterhbandlungen, erledigt worden. 
Andere Standesherrn find jedoch noch nicht zufrieden ge- 
ftellt und bitten, indem fie die Bayerifche Deklaration von 
1807 für fi in Anſpruch nehmen, um Erfüllung des Art. 
14 der Bundes -Afte. Da nun diefe Deflaration als fub- 
fidiarifche Baſis und Norm für den neueften Rechtözuftand 
der Standesherrn angenommen wurde, fo erfiheint es paſ— 
fend, fie in die Einleitung zu der erften Abtheilung aufzu— 
nehmen. 


Es verfügt diefelbe Folgendes: 


A. Allgemeine perfönlihe Borzüge, Rechte und 
Verbindlichfeiten der mediatifirten. Fürften, 
&rafen und Herrn. | 

F§. 1. 

Den Unſerer Souveraͤnitaͤt untergebenen Fuͤrſten, Gra— 
fen und Herrn werden alle jene perſoͤnliche Vorzuͤge und 
Rechte zugeſichert, welche der erſten Klaſſe des Adels in 
Unſerm Koͤnigreiche wirklich zuſtehen, oder welche dieſen 
kuͤnftig werden ertheilt werden. 

Be 

Es ift ihnen geftattet, den Titel fort zu führen, wel: 
chen fie vor ihrer Unterwerfung gehabt haben, jedoch mit 
Weglaffung aller jener Beifäße und Würden, melde ein 
vormaliges Verhältniß zu dem deutfchen Reich ausprüden, 
oder welche fie als Negenten des Landes bezeichnen. 
Hiernadh 

% 3 

ift ihnen! nicht erlaubt, fi ferner Neichsfürften, — 

Reichsgrafen, fondern nur, Fürften, Grafen zn nennen; 
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fo wie auch ihren Herrfchaften das Beimort — Reiche — 
ferner nicht mehr worgefegt werden darf. Sie koͤnnen fich 
zwar von ihren urfprünglichen Stammgütern und Herrs 
fchaften benennen CFürft von N., Graf — Herr von R.) 
aber nicht als regierende , fondern ald Patrimonial-Herrn, 
wonach fie fih der Prädifate — von Gotted Gnaden — 
fünftig nicht bedienen dürfen. Auch dürfen fie fich der 
erften vielfachen Perfon (Wir) nur in Schriften und Hand: 
fungen bedienen, die nicht mit Uns oder Unfern Behörden 
verrichtet, und an Uns oder an biefe gerichtet werden. 
G. 4. 

In ihren Wappen muͤſſen alle jene Zeichen weggelaf- 
fen werben, welche auf das ehemalige —— Reich Be⸗ 
ziehung haben. 

F. 5. 

Wir werden ein zwar ausgezeichnetes, jedoch ihren 
gegenwärtigen Verhaͤltniſſen angemeſſenes Kanzlei-Cere— 
moniel gegen ſie beobachten laſſen. In den Erlaſſen Un— 
ſerer obern Landes-Stellen an die mediatiſirten Herrn 
ſelbſt fol ihnen das Praͤdikat: „Herr“ (dem Herrn Für; 
ften — Grafen) gegeben werden. Sn ihren Schriften, die 
entweder an Uns, an Uinfere Minifterien, oder an Unſere 
‚übrigen höheren Landes» Stellen gerichtet find, müffen fie 
nach dem Unſern Unterthanen vorgefchriebenen Geremoniel 
ſich achten. 

$. 6. 


Nach dem Kirchen Gebete für den Souveraͤn kann 
dasfelbe auch für den mebiatifirten Fürften, Grafen und 
Herrn in den Kirchen ihrer Wohnorte verrichtet werden. 
Ein Gleiches wird auch in ihren Wohnorten in Anfehung 
des Trauer» Geläutes geftattet. ine eigentliche Landes» 
Trauer fann aber nur für den Souverän ausgefchrieben 
werben. 

$. 7. 

Es bleibt ihrer freien Wahl zwar überlaffen, an wels 

chem Orte fie ihre Wohnung nehmen wollen, wenn bie in 
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dem Art. 31 des Bundes; Vertrags vorausgefegten Bedin⸗ 
gungen dabei eintreten. Jedoch find fie verbunden, nach 
6 Monaten a dato der Publifation der gegenwärtigen De- 
Haration, den Aufenthaltsort, welchen fie fid) gewählt has 
ben, Uns anzuzeigen. Auch bat diefe Freiheit bei denjeni- 
gen nicht ftatt, welche entweder in Unſern Dienften ſich 
befinden oder aus Unfern Staats: Kaffen eine Penſion be> 
ziehen. Diefe muͤſſen in Anfehung der Wahl ihres Wohn: 
orts nad) den beitehenden Geſetzen fich achten. 


$. 8. 

Die nämliche Freiheit mit den bemerften Befchränfun: 
gen, welche fie in Anfehung der Auswahl ihres Wohnorts 
zu genießen haben, fommt ihnen auch zu in Anfehung des 
Eintritt in fremde Dienite, 


%. 9. 

In allen fie betreffenden Real» und Perfonalflagen 
haben fie ein privilegirtes Forum in erfter Snftanz bei dem 
einfchlägigen Hofgericht, in zweiter und legter Inſtanz bei 
dem einfchlägigen oberſten Zuftiz- Tribunal. 

Sollten bei einem der oben angeführten mebdiatifirten 
fürftlichen oder gräflihen Häufer durch Familien-Berträge 
befondere Aufträgal: Gerichte feither eingeführt gemefen 
feyn, fo werden Wir diefelben näher unterfuchen laffen, und 
wegen ihrer Beftätigung befondere Entſchließungen ertheilen. 

$. 10. 

Berlaffenfhafts » Verhandlungen, welche Mitglieder der 
Familie betreffen, kann der Chef des Hauſes durch feine 
Kanzlei vornehmen und erledigen laffen, in folange fein 
Rechtsftreit darüber entfteht, in welchen Falle fie an das 
einfchlägige Hofgericht zum geeigneten rechtlichen — 
abgeliefert werden muͤſſen. 

&.: 11. 

In yeinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militärs 
Berbrechen, genießen die fubjicirten Fürften und Grafen 
und ihre Erben das Recht einer Aufträgal- Snftauz, ndms 
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lich durch Richter ihred Standes gerichtet zu werben. Wenn 
ein folcher Fall fich ereignet, fo kann zwar durch die ges 
wöhnliche Obrigfeit nach Befchaffenheit der Umftände, und 
fo weit der Bayerische Koder bei Adelihen es ohne fpe- 
ciellen alferhöchften Befehl geftattet, die erforderliche vors 
laͤufige Bewachung oder auch eine wirkliche Verhaftneh⸗ 
mung oder Verwahrung des Angefchuldigten an einem fiches 
ren und anftändigen Orte verfügt werden. Es muß aber 
auf der Stelle davon ſowohl an Uns unmittelbar, als an 
das Hofgericht, zu deſſen Gerichtöfprengel die Herrfchaft 
des Angefchuldigten gehört, eine Anzeige daruͤber mit Beis 
fegung des bei der Ergreifung des Snfulpaten abgehaltes 
nen Protokolls, gemacht werden. Das Hofgericht unters 
fuht hierauf in den erften 24 Stunden nach der erhalte- 
nen Anzeige die Rechtmäßigkeit der Verhaftnehmung, und 
ob ein peinliches Verfahren jtatt habe. Sn dem legten 
Fall wirb die Unterfuchung durd das Hofgericht, unter 
dem Vorſitz des Präfidenten oder des Direktors, geführt. 
Sobald die Unterfuchungs = Aften gefchloffen find, muͤſſen 
diefelben an Uns zur Anordnung des in dem Artikel 28 
des rheinifchen Bundes» Vertrags vorgefchriebenen Gerichts 
eingefendet werben. Wir werden hierauf durch Unfern 
Suftiz » Minifter die gefegliche Zahl von Beifigern aus dem 
Stande des Inquiſiten in Unſerer Refidenzftadt verfammeln, 
und diefen gleichfalls dahin verbringen laſſen. Unſer Sur 
fig- Minifter wird in der Eigenfchaft des Großrichters, 
das Gericht eröffnen und bemfelben vorfigen. Der Diref- 
tor des hiefigen Hofgerichts ift dabei Referent, und berjes 
nige geheime Neferendär des Yuftiz- Departements, welcher 
der gewöhnliche Minifterial- Referent in Kriminals Sachen 
ift, bat dabei das Korreferat, der erfte geheime GSefretär 
des Suftiz » Departements führt das. Protokoll. Die Nefes 
renten find zwar fchon nach dem Gefeg verbunden, alles 
dasjenige anzuführen, was zur rechtlichen Bertheidigung 
des Inquiſiten dienen kann; diefem bleibt -indeffen frei, 
auch einen eigenen rechtlichen Beiftand fih zu wählen, 
| 14 


I) 
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welcher bei dem Gerichte feine Vertheidigung übernimmt. 
Das übrige Berfahren richtet fih nad Unfern Gefegen. 
Das von den Beifisern gefchöpfte Urtheil muß vor der 
Publikation zur Beftätigung Uns vorgelegt werden. Das 
von Uns beftätigte Urtheil wird in hergebrachter Art, wenn 
Wir hierüber nichts befonderes beftimmen, durd das hie 
fige Hofgericht zum Vollzuge gebracht. Die Güter des 
Verurtheilten dürfen in keinem Falle fonftscirt, wohl aber 
während feiner Lebenszeit fequeftrirt werben. 

Diefeg privilegirte aufferordentliche Gericht kommt nach 
den Beftimmungen der Konföderationg » Akte nur den Chefs 
der mebiatifirten fürftlichen und gräflichen Häufer zu, welche 
wirkliche Befiger der Patrimonials Herrfchaften find; die 
übrigen Mitglieder diefer Familien find in peinlichen Sa: 
hen dem gewöhnlichen privilegirten Forum untergeben. 

6. 12. 

Ihre Familien- Verträge und eingeführte Sufceffions- 
Ordnungen müffen Uns zur Betätigung vorgelegt werben. 
$. 13. 

Ale Bormundfchaften und Kuratelen der mebdiatifirten 
fürftlichen oder gräflichen Häufer müffen bei den einfchlä- 
gigen Hofgerichten beftätigt werben. 

$. 14 

Alle Privilegien und Freiheiten, welche die fubjicirten 
Fürften und Grafen aus ihren vormaligen Berhältniffen 
zum bdeutfchen Neich genoffen haben, können nur durch Uns 
fere Beftätigung künftig eine Wirfung haben; aufferdem 
find fie als erlofchen anzufehen. 

6 15 

Die perfönlihe Huldigung der Unſerm Königreiche 
fubjicirten Fürften und Grafen wird vorbehalten. Alle 
find aber verbunden, fchon jekt eine Subjeftiong » Urkunde 
eigenhändig unterzeichnet, au Uns einzufenden, melde die 
Verpflichtung enthält: 

„Uns, als Befiger des Unſerer Souveränität unterge- 
„benen Fuͤrſtenthums N. (Grafſchaft N., Herrfihaft R., 
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„Gebiets N.) getreu und gehorfam zu feyn, alles bas 
„abzuwenden, und zu thun, wozu jie in obiger Eigen» 
„ſchaft, als getreue und gehorfame Untertanen Une 
‚und Unferen Nachfommen als ihrem allergnädigften 
„Souveraͤn verpflichtet find. * 


B. Auswärtige Berbältniffe. 
$. 16. 
1) Die repräfentative Gewalt gegen andere Staaten 
fommt einzig dem Souverän zu. 
%. 17 
Keinem fubjieirten Fürften, Grafen oder Herrn, ift 
demnach erlaubt an auswärtige Regierungen Agenten mit 
diplomatischen Charakter abzufenden, oder foldhe von Aus: 
wärtigen bei fi anzunehmen, und mit ihnen zu unter 
handeln. 
$.. 18. 
- Was fie in ihren Angelegenheiten an auswärtige Ne; 
gierungen zu bringen haben, müffen fie Uns, als ihrem 
Souverän, anzeigen, wo Wir fie fodann durch Unfere Ge- 
fandtichaften werden vertreten laffen. 
g 19. 
Unter diefer Befhränfung find aber jene Angelegen- 
heiten nicht begriffen, welche fie mit auswärtigen Staaten 


rüdfüchtlich ihrer darin liegenden Beſitzungen zu verhandeln | 


haben; 3. B. wenn ein fubjicirter Fürft oder Graf Be- 

figungen unter mehreren Souveränen hat, bei einem an— 

dern Souveraͤn in Lehen oder Dienft » Berhäftniffen ſich 

befindet. 

C. Allgemeine Sberanfficht und Geſetzgebung. 
$. 20. 

Die allgemeine Oberaufficht,, fo wie die allgemeine Ges 
feßgebung des Souveraͤns erftreckt fih über alle Landes; 
Angelegenheiten, und kommt allein dem Souveraͤn zu. 

$. 21. 

Den mebiatifirten Fürften und Grafen verbleibt nur 

die Befugniß, Neglements und Verfügungen über Gegen, 
14 * 
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ftände zu erlaffen, welche die Verwaltung ihrer Patrimo⸗ 
nial; und Eigenthums⸗Rechte betreffen. Diefe dürfen aber 
in feinem Falle den allgemeinen Gefegen entgegen feyn. 

$. 22. 

Da die Verleihung von Privilegien in ber That eine 
Gefepgebung ift, fo Finnen Privilegien nur bei dem Sou- 
verän nachgefucht werben. 

5. 2% 

Die beftehenden Gefege und Gewohnheiten behalten 
vor der Hand ihre verbindliche Kraft, follen aber revidirt 
und mit Unfern allgemeinen Landes, Gefegen in Ueberein- 
ftimmung gebracht werden. 

| $. 24. 

Auf gleiche Art folen die Formen der Öffentlichen Ver⸗ 
waltung und ber öffentlichen Anftalten, den in den uͤbri— 
gen Theilen der Monarchie eingeführten affimilirt werben. 

6. 25. 

. Das Regierungsblatt, durch welches alle allgemeine 
Gefege und Verordnungen befannt gemacht werden, fol 
and) in den mebiatifirten Landen eingeführt werden. 

D. Staats-Juſtiz-Gewalt. 
$. 26. 

Wenn die fubjicirten Fürften und Grafen die niedere 
und mittlere Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und peinlichen 
Fällen bergebracht haben, ſoll ihnen diefelbe als erfte und 
refpeftive zweite Inſtanz, nämlich als zweite für die Un— 
privilegirten, und als erfte für die Privilegirten, verbleiben. 

$. 27. | 

Sie find aber gehalten, die mittlere Gerichtsbarkeit 
durch ein förmlich Fonftituirtes Kollegium unter dem Nas 
men koͤniglich Bayerifhe N. (z. B. fürftlich Dettingifche ıc.) 
Suftiz s Kanzlei von gefesmäßig qualificirten Perſonen, 
verwalten zu laffen. Zu dem Ende 

$. 28. 

müffen die für die Juſtiz-Verwaltung in der mittle— 

ren Snftanz angeftellten Individuen nach Berichtigung ded 
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Dualififationds Punktes, ‚bei dem einfchlägigen Hofgerichte 
durch den Weg des Juſtiz⸗ Minifteriume die Genehmigung 


erhalten. 
$. 29 


Die Subalternen in den Kanzleien und die Juſtiz— 
Beamten werden von den mebiatifirten Herrn, ohne bes 
fondere Beftätigung, ernannt; 

$. 30. Ä 

jedoch hat die Mebiat-Zuftiz-KRanzlei bei der Verpflich. 
tung und Einweifung folder Subjefte die Beweife über die zu 
ihren Stellen erforderliche Qualiftfation ad acta zu bringen 
und jährlich dem einfchlägigen Hofgerichte eine Lifte darüber 


vorzulegen. 
$. 31. 


Diefer Juſtizſtelle kommt es überhaupt zu, von * 
Akten der Mediat-Juſtiz-Kanzleien Kenntniß zu nehmen, 
Viſitationen anzuordnen und -insgemein alles dasjenige zu 
verfuͤgen, was dem Begriffe einer Oberaufſicht uͤber die 
Juſtizpflege entſpricht. Ei 


An eben diefe Unfere Zuftizftellen find die Yon ben 
Medint » Zufkizs Kanzleien bis zum Straf-Erfenntniffe ein: 
fhlüffig verhandelten Akten vor der Publifation des Er— 
kenntniſſes, zur Beſtaͤtigung einzuſenden. 

F. 33. 
Das Begnadigungs-Recht kommt allein dem Souveraͤn iu. 
S. 34. 
Der Appellationd Zug ift bereits befkimmt werden 
$. 35. 

Bor der Hand noch wird in dem mebintifirten Landen 
nad) den Provinzial-Gefegen, Statuten und Gewohnheiten 
und in subsidium nach den gemeinen und Bayerifchen Ges 
fegen, Recht gefprochen. 

| E. Staats⸗Polizei-Gewalt. 


$. 36. 
Die obere Polizei im Allgemeinen fommt dem Souve⸗ 
raͤn zu, und wird von der einſchlaͤgigen oberen adminiſtra⸗ 
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tiven Landesſtelle entweder unmittelbar oder aus befonbes 
rem Auftrage durch einen Kommiffär ausgeübt. 
$. 37. 

Die gewöhnliche untere Polizei verbleibt dem mediati— 
firten Herrn, welcher folche durch feinen nachgeordneten 
Beamten, jedoch nur nach Unfern Gefegen, auszuüben be, 
fugt ift. Inſoweit ihm die Polizei zufteht, kann er feine 
Beamte über Gegenftände derfelben mit Bericht vernehmen, 
und auf die Berichte nady dem Sinne der allgemeinen Lan 
des » Gefete,, Refslutionen ertheilen. 

$. 38. 

Die Annahme neuer Untertbanen jeder Glaubens» 
Konfeffion, folglih auch der Juden, verbleibt den media— 
tifirten Fürften und Grafen; jedoch müffen fie fi dabei 
nad) den beftehenden und künftig noch zu erlaffenden Ges 
fegen achten. 

s. 39, 

Auswanderungen der Unterthanen find ganz den näms 
lichen Bedingungen unterworfen, welche bei Unſern uͤbri— 
gen unmittelbaren Untertbanen eintreten. Die Mediat—⸗ 
Behörde darf ohne Beftätigung Unferer oberen abminiftras 
tiven Stelle bergleichen nicht bewilligen. 

G. 40. 

Die obere Leitung und Aufſicht uͤber alle Gegenſtaͤnde 
der Bildung und des oͤffentlichen Unterrichts, ſteht Unſerer 
einſchlaͤgigen Landesſtelle, die unmittelbare Leitung und 
Aufſicht aber der einſchlaͤgigen Behoͤrde des mediatiſirten 
Fuͤrſten oder Grafen nach den eingefuͤhrten Geſetzen und 
Verordnungen zu. 

$. 4. 

Bormundfchafts» und Kuratelfachen werden zwar durch 
bie Beamten und durch die Zuftiz- Kanzlei des mebiatifirs 
ten Fürften oder Grafen beforgt; die gefeßgebende Anord⸗ 
nung darüber aber, fo wie die obere Aufficht, fommt dem 
Souverän zu, welcher befugt ift, durch die einfchlägige 
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Behörde den Zuftand des Pupillens Wefens, fo wie des 
Hypotheken» und Depoſiten-Weſens unterfuchen zu laffen. 
$. 42. 

Die Sicherheit Polizei, infoweit fie ſich auf alle ge- 
meine Anftalten bezieht, wird von Unfern oberen Behoͤr⸗ 
den angeorbnet und geleitet. : Alle Gegenftände der Lokal⸗ 
und Diftrifte » Polizei aber werden durch die Beamten und 
Kanzlei des Patrimonial- Herrn, nad Unferen Berorbnun: 
gen, für deren genaue Vollziehung fie N find, 
beforgt. 

$. 43. 

Die Oberauffiht über Heerftraßen und Flüffe, fo wie 
die Anordnung und Leitung des Straßen» und Waffer: 
baues, kommt Unſerer eigens bafür angeordneten Oberdi: 
reftion zu. Die Vollziehung der getroffenen Anordnungen 
bleibt der Mediatpolizei - Behörde überlaffen. 

$. 44. 

Ale Anordnungen und Einrichtungen zur Beförderung 
des Handels, folglich aud die Mauth- und Zoll» Gefeß- 
gebung, ferner die obere Leitung des Zunftwefend, Die 
Beftätigung neuer Zunft » nnd Handwerks » DOrbnnungeit, 
die Verleihung neuer Gewerbs - Konceffionen gehören, als 
Theile der oberen Polizei, dem Souverän und feinen da- 
für angeordneten höheren Landes =» Behörden. Die untere 
Auffiht, die Volziehung der Gefege, Anordnungen und 
Verfügungen in dem Sinne Unferer Gefege und Verord⸗ 
nungen, die Entfcheidbung der Streitigkeiten der Zünfte, 
mit Vorbehalt des Nefurfes an bie obere Landesitellen, 
verbleiben dem mebiatifirten Fürften und Grafen und feis 
nen Polizei» Behörden. 

§. 4. 

Die Anordnungen in Abfiht auf allgemeine Landes- 
Kultur gehören zu .Unferer Oberpolizei; ihre Vollziehung, 
wie auch die erfte Inſtanz in Kultur - Streitigfeiten bleibt 
der Mediats Polizei überlaffen. 1 
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| $. 46. 

Da der Eintritt zur allgemeinen Feuer » Affekuranz- 
Anftalt freiwillig ift, fo Finnen die in den mebiatifirten 
Landen, bereits eingeführten Feuer » Affefuranz - Societäten 
fortbeftehen, bis diefe, von dem Vortheil ihrer Vereinigung 
mit der allgemeinen überzeugt, ihren Beitritt felbft nach- 
fuchen werden, oder ein anderes verordnet werben wird. 

$. 47. 

Die Forfts und Sagd = Polizei, fo wie die Forft - Ges 
richtöbarfeit,, verbleibt den Mediat- Behörden, jedoch find 
‚ fie verbunden nad Unfern Forſt- und Jagd-⸗-Ordnungen 
fih zu achten. 

$. 48. 

Das Medicinalmwefen in den mebdiatifirten Landen fteht 
unter der Anordnung und Aufficht der einfchlägigen Mebis 
einal» Oberbehörde, welcher auch das Arztliche Dienft-Pers 
fonal mit Ausweifung ihrer Qualififation, zur Betätigung 
angezeigt werden muß. Die untere Auffiht in diefem Ads 
miniftrationg » Zweige verbleibt dem Mediatherrn. | 

F, Staats-Kirchen-Gewalt. 
$. 49. 

Die oberfte Kirchen » Polizei fteht dem Souverän zu; 
die mediats weltlichen und geiftlichen Obrigfeiten muͤſſen 
die in Kirchen » Polizei: Sachen erlaffenen Verordnungen 
bes Sonveräng vollziehen, und für ihre Beobachtung wachen. 

$. 50. 

Wo eigene Konfifiorien beftehen, da bleibt diefen Die 
Verhandlung der Konfiftorialfachen, wie bisher, mithin 
auch die Aufficht auf Pfarreien und Schulen, die Anord; 
nung ber Verweſung derfelben, die Verfügung fchriftlicher 
oder mündlicher Admonitionen, jedoch find fie Unfern ein- 
fhlägigen Konfiftorien untergeordnet, und hiernach gehalten: 

a) bei ftrengen Graden von Korreftionen oder bei Dienft- 

Suspenfionen, an diefes ihren Antrag zu maden. 

b) Es fönnen von den Ausfprüchen des Mediat - Konfi- 
ftoriums über die Examina pro ministerio, über 
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bie Präfentationen und fo weiter Nefurfe an Unſer 
Konfiftorium genommen werben. 
ec) Alljaͤhrlich muͤſſen an diefes die KonduitsLiften der 
Geiftlihen und Schullehrer eingefandt werden. 
$. 51. 

Wo feine eigene Konfiftorien beftehen, ift für die Kon 
ſiſtorialſachen Unfer einfchlägiges Konft Ben die geeignete 
Behörde. 

6. 82. 

Die Ehe⸗Gerichtsſachen werden bei der Mediat—⸗Juſtiz⸗ 
Kanzlei verhandelt, von welcher an linfer einfchlägiges 
oberſtes Juſtiz-Tribunal appellirt wird. 

$. 53. 

Zu eben dieſer Kanzlei gehören auch die Dienſt⸗Ent⸗ 
feßungen von Pfarrern und Schulfehrern, welche im Weg 
Rechtens allda angebracht und salva appellatione, ent⸗ 
fchieden werden. 

$. 54. 

Die Verwaltung des Kirchen-, Schul- und milden. 
Stiftungs- Vermögens bleibt unter der unmittelbaren Lei— 
tung und Aufficht der einschlägigen Mediat: Behörde; dieſe 
it aber verbunden, alljährlich eine genaue tabellarifche 
Ueberfiht derfelben Unferer DOberbehörde einzufenden, und 
die Verordnungen pünktlich zu befolgen, welche über bie 
Verwaltung und Berechnung des Stiftungs Vermögens im 
Allgemeinen werden erlaffen werden. 

6. 58. 

Jedem Mediatherrn fteht in feinem Gebiete, abgeſon⸗ 
dert von den Episfopal- Rechten, die Ausübung der Pa- 
tronat> Rechte zu; über die Qualififation der Subjefte müf- 
fen Unfere 'Gefete beobachtet werden. | 

G. Militär-Gemwalt. 
F. 66. 

Alles, was mit der Militär- Gewalt in Verbindung 
fieht, fommt dem Souverän ausfchliegend zu, und kann 
nur durch ihn angeordnet werben. 
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| $. 57. 

Die Einführung der Konfeription nad dem Kantons- 
Reglement und nad den übrigen über diefen Gegenftand 
erlaffenen Verordnungen, ift bereits befohlen. Die Boll- 
ziehung diefer Gefeße kann eigenen, von Uns aufgeftellten 
Kommiffarien, oder infolange dergleichen nicht eingeführt 
find, auch der Mediat» Kanzlei aufgetragen werden. 

$. 58. 

Keinem mebdiatifirten Fürften und Herrn ift geftattet, 
ohne Unſere allerhöchite Bewilligung, Militär zur ‚Bewa: 
hung feiner Perfon und feiner Schlöffer zu halten. Pos 
lizei- Wachen kann derfelbe aber zur Handhabung der Si- 
cherheit und inneren Landes» Polizei anordnen, wobei er 
fich jedoch nach den allgemeinen Einrichtungen, die bierü- 
ber für Unfer ganzes Königreich werden getroffen werben, 
richten muß. 

1. Staats» Finanz» Gewalt, und Ausfcheidung 
ber an den Souverän übergehbenden oder den 
mediatifirten Herrn verbleibenden Gefälle. 

$. 59. 

Ale aus dem Unterthans-Verbande, feither entrichtete, 
oder Fünftig zu entrichtenden Abgaben und Randes-Steuern 
fließen in Unfere Staats-Kaſſe. Dergleichen Abgaben find 
als Landes » Steuern für den Souveraͤn in Anfpruch zu 
nehmen: 

a) wenn fie in die Landes Steuerfaffe feither geliefert 
‚worden; 

b) wenn fie nach Simplis, Maaßen ausgefchrieben oder 
umgelegt, bald in höheren, bald in niederen Quantis 
erhoben, verrechnet und zu Landes + Bedürfniffen ver- 
wendet werden. 

$. 60. 

Alle Abgaben, wozu die Bewilligung des ehemaligen 
Reichs - Souveräng erforderlich war, oder die nach ber 
vormaligen deutfchen VBerfaffung nur erhoben werden burf- 
ten zur Beftreitung der Bedürfniffe des Landes und der 
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ſolcher Öffentlicher Abgaben gehören nicht nur die Direften, 
fondern auch alle perfönlichen und indirekten Steuern, die 
StempelsTaren, die Zuden: Schagungen, Afcife, Um⸗ 
geld ꝛc. — Kein Patrimonialherr darf hiernach künftig von 
feinen Untertanen eine Konfumtiond- Abgabe, unter wel: 
chem Namen es gefchehe, erheben. Wir werden aber auf 
den: Berluft, den fie dadurch an ihren Einkünften leiden, 
eine billige Nücficht nehmen, und ihnen im Berhältniß 
ihres bisherigen Bezugs, einen Theil davon überlaffen. 

$. 61. 

Alle Territorial- Gefälle, die zur Unterhaltung von 
öffentlichen Anftalten bewilligt werden, welche eine Gentrals 
Leitung erfordern, wie Münzen, Zölle, Chauffeen, Brüs 
Aengelder, u. dgl. gehen an den Souveraͤn, mit den bar- 
auf haftenden Laften über. 

$. 62. 

Ale Umlagen zur Unterhaltung des Militärs, alle 
Ausfchläge zur Tilgung der Kriegs Koften und Schulden: 
Zahlung, infoferne erftere nicht von den Gemeinden pris 
vatim unter ſich gefchehen, find zu Unferer Kaffe zu ver: 
rechnen. 

$. 63. 

Ale Ausgaben, welche, wie grundherrfihe Zinfen in 
einem beftändigen unveränderlichen Quanto entrichtet wer; 
ben, wie ber Fall bei Beeten und bei der fogenannten Dr: 
dinariftener in einigen Herrfchaften ift, die folglih nur 
abusive den Namen von Steuern führen, verbleiben ben 
mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen, follen aber künftig un- 
ter der Rubrik von grundherrlihen Abgaben, und nicht 
von Steuern, vorgetragen werben, Treffen aber bei der- 
gleichen Abgaben die oben angezeigten Gharaftere wahrer 
Steuern ein, fo find fie, wie alle übrigen in Unfere Kaf- 
fen- einzuziehen. 

$. 64. 
Die Nachftener verbleibt den mebiatifirten Herrn, je- 
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doc) nur gegen auswärtige Staaten, mit welchen feine 
Freizuͤgigkeits-Vertraͤge gefchloffen find. Ferner 
$. 65. 

verbleiben ihnen alle Konceffions- Gelder, mo fe die 

Konceffionen zu ertheilen haben. 
$. 66. 

Die Steuern, welche in Unfere Kaſſen fließen, wers- 
ben zwar vor der Hand nad) dem bisherigen Fuße erhos 
ben, es fol aber, fobald e8 gefchehen kann, eine Berichti- 
gung derfelben vorgenommen und ein, foviel möglich, gleich- 
förmiger Steuerfuß eingeführt werden. 

$. 67. 

Die Etat: Kuratel der einfchlägigen Landes⸗Direktion 
bat Gutachten zu erftatten, wie die in ben mebiatifirten 
Landen zu erhebenden Steuern und übrigen Gefälle aus— 
zufcheiden, zu erheben, und wie das Kaffe» und Rech⸗ 
nungswefen dabei einzurichten fey. 

$. 68. 

Es hat in den mediatifirten Landen feine Steuerfrei- 

heit ſtatt! 
$. 69. 

Die Domänen » Güter und Gefälle der mebiatifirten 
Herrn find proviforifch nach dem Maaßſtabe des Steuer; 
‚ Beitrags der Bayerifchen Stände zu belegen. 

$. 70. 

Die mebiatifirten Herrn genießen die Zoll» Befreiung 
von allen, zu ihren eigenen Haus» Bedürfniffen erforderlis, 
chen Konfumtibilien, jedoch müfjen fie ſich den VBerfügun: 
gen gemäß benehmen, welche zur Verhütung des Unter: 
fchleif8 werden getroffen werben. 

$. 71. 

Auch find fie für fih und ihre Familien von der Ent: 
richtung der Chauffees Gelder innerhalb des mebiatifirten 
Gebiets frei. 

5% 72 
Damit die Domänen nicht gegen den Sinn bed Art. 


— 
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27 der Konföderationg s Akte veräußert werben, muß, wo 
es nicht ſchon gefchehen ift, fammtlichen Aemtern verboten 
werden, dergleichen Beräufferungen zu protofolliren. 
J. Ausfheidung der Schulden. 
ar du 

Die verfaffungsmäßig Fontrahirten Schulden, welche 
auf den mebdiatifirten Fürftenthimern, Graffchaften und 
Herrfchaften haften, werden zwifchen dem Souverän und 
dem mediatifirten Herrn nach Verhältnif der Einkünfte ges . 
theilt, welche jener erhält, und diefem verbleiben. Hiernach 

a) muß der Stand folder Schulden vor Allem herge- 
ftellt, dann eine genaue Billanz zwifchen den Einfünf- 
ten des einen und andern Theil gezogen und nad 
dem VBerhältniß. der reinen Einfinfte die Nepartition 
gemacht werben; 

b) find alle Gemeinde-Schulden davon zu fondern, und den 

Gemeinden, welche fie treffen, zuzumeifen ; | 

c) auch bleiben dem Mediatifirten feine perfönlichen 
Schulden zur Laſt. 

K. Ausfheidung der Diener. 
F. 74. 

Es kann nur die Frage ſeyn von ſolchen Dienern, 
welche in der oͤffentlichen Landes-Adminiſtration durch 
foͤrmliche Dekrete ſeither angeſtellt waren. Diejenigen, 
welche zum befondern Dienſte der Mediatiſirten gehören, 
als Hofdiener 2e,, bleiben diefem ausfchließend zur Laſt. 

| $. 75. 

Die durch ordentliche Defrete in auswärtigen Berhält- 
niffen angeftellt gewefenen Individuen, als: Kreis-Ge— 
fandten, Agenten bei den Neich8-Gerichten, gehen an den 
Souverän, entweder zu einer anderweitigen Anftellung, 
oder zur Penfionirung über. Dahin gehören auch die Bei— 
träge zur Suftentation des Kammer-Gerichts, wogegen 
der Souverän auch die eingehenden Steuern zur Beftreis 
tung der Kammerzieler, ber Kriegs» Koften 2c. zu bezie- 
ben bat. 
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$. 76. 

Was in dem Dienft ded Mediatifirten zur Verwaltung 
feiner Privat: Einkünfte, zur Ausübung der niedern und 
mittlern Gerichtsbarfeit, der gewöhnlichen Polizei, vers 
bleibt, muß auch von ihm befoldet werden. 

5. 7% 

Diejenigen Individuen, welche zur Verwaltung der 
Rechte und Einkünfte angeftellt waren, die an den Son: 
verän übergehen, als: Steuer: Einnehmer, Zoll: Auffe- 
ber ıc., werden von diefem befoldet oder penfionirt. Die 
Befoldungen und Penfionen derjenigen Staatsdiener, welche 
für die Adminiftration des Ganzen angeftellt, und insbe- 
fondere auf die Steuer: Kaffe angewiefen waren, fallen 
dem Souverän zur Laft, wenn diefe nicht von den Me- 
diatifirten nach dem $. 76. für feinen Dienft verwendet 


werden. 
| $. 78 


Das Militär, fo wie auch alle Militär : Penfioniften, 
werden von dem Souverän übernommen; das Dienftfähige 
wird unter Unfere Regimenter eingetheilt, die Unbrauch— 
baren werden zu andern Dienften verwendet, oder auf die 
Militär - Kaffe als Penfioniften angemwiefen. 


L. KRünftige Anftellung der Diener und ihr Per: 
hbältniß zu den Landes— Stellen des So 


veräns. 
$. 79. 


Den mediatifirten Fürften und Grafen fommt die Bes 
fugniß zu, das zur Verwaltung der ihnen bleibenden Rechte 
und Einkünfte erforderliche Perfonal zu ernennen und mit 
geeigneten Ziteln und durch eine paffende Uniform auszu— 
zeichnen. Jedoch muß die gewählte Uniform zu Unferer 
Beftätigung angezeigt, und dabei die Bayerifche Kationals 
Kokarde getragen werben. 

$. 80. | 

Sie können, nebft den Lofal- Beamten, ein eigenes 

Kollegium für Suftiz und Polizei, unter dem Namen Su: 
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fliz» Kanzlei, und für die Verwaltung ihrer Patrimonial- 
Einkünfte unter dem "Namen Domanial » Kanzlei, anord⸗ 
nen, und bdiefelbe mit einem Direktor und der erforberlis- 
hen Anzahl von Räthen, Sefretären, Kanzliſten und Rech— 
nungsverftändigen befegen. Auſſer diefen Aemtern und 
Titeln ift ihnen nicht erlaubt, andere zu verleihen. 

$. St. 

Wegen der Qualifikation der für die Juſtiz-Verwal⸗ 
tung angeordneten Individuen ift das Erforderliche L. D. 
$. 28. beftimmt worden. | 

$. 8. — — 

Unfere oberen Landes» Stellen oder der von Uns an— 
geordnete Kommifjär, erlaffen unmittelbare Befehle und 
Weifungen an die Kanzleien der Mebdiatifirten, welche ver: 
bunden find, folche entweder ſelbſt, oder durch ihre Un— 
terbehörden vollziehen zu laffen, auch erftatten fie Berichte 
an die nämlichen Stellen, und zwar in der in Unfern Staa 
ten vorgefchriebenen Art, nad dem Berhältniß einer untes 
ren Stelle gegen eine höhere, der fie untergeordnet ift. 

F. 83. 

Unfere Landes: Stellen dürfen feine unmittelbare Be- 
fehle den Mediat: Unterbehörden ertheilen, fondern müffen 
diefe allezeit an die Mediat- Kanzlei richten, welche bier- 
nad) Das Geeignete an die Unterbehörden zu erlaffen bat; 
fo wie auch bdiefe nur an die Mediat » Kanzleien in ber 
Regel Berichte zu erjtatten haben. 

$. 84. 

Unfere Landgerichte ftehen mit den Beamten und Kanz- 
leien der Mediatifirten in der Negel in feiner unmittelba: 
ren Gefchäftsberührung, was fie in Beziehung auf diefe 
anzuzeigen haben, müffen fie der einfchlägigen Landes» 
Stelle zur geeigneten Verfügung berichten. Doc) ift ihnen 
in Fällen, mo fie ed nothiwendig finden, eine Amts» Kor- 
reſpondenz erlaubt. 

$. 55. 
Die von den mebdiatifirten Herrn ernannten Beamten 
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und Kanzleien werden dem Souveraͤn als Unterthanen, 
und in Beziehung auf ihre Dienft-Verhältniffe gegen den 
Souveraͤn verpflichtet, nebfidem leiiten fie den Dienft- Eid 
ihrem Mediatherrn. Die Verpflichtung der Kanzlei: Mit: 
glieder gefchieht durch Unfern Kommiffär, der Beamten 
aus Auftrag, durd die Mediatfanzlei, welche das Ber: 
yflichtungs » Protofoll nebft der Ausweifung der gehörigen 
Dualififation der Beamten an die einfchlägige Landes⸗Di—⸗ 
reftion einzufenden bat. 
$. 86. 

Die Mediatbeamten und übrigen Diener haben ihren 
Gerihtsftand in erfter Inſtanz bei der Medint- Zuitiz- 
Kanzlei. Bei Entlaffung und Entfeßung der für die Ju⸗ 
ftiz und Polizei angeftellten Beamten und NRäthe muß nad 
Unfern Gefeßen verfahren werden. 

M. Kehns » Berband, 
$. 87. 

Menn mediatifirte Fürften und Grafen in dem Unfes 
rer Souveränität unterworfenen Gebiete Lehen befigen, 
welche entweder ehemal vom Kaifer und Reich oder von 
fremden Lehnsherrn, oder von andern durch den Preßbur— 
ger Frieden oder durch den Parifer Staats: Vertrag Uns 
zugetheilten Landen herrührten und Gegenftände betreffen; 
welche nicht an die Souveräne übergegangen find, fo find 
diefelbe an Uns gefallen, und die mediatifirten Herrn find 
aufzufordern innerhalb der in den Lehn- Rechten zur Mus 
thung vorgefchriebenen Zeit von einem Jahr, ſechs Wochen 
und drei Tagen, vom Tag der Ausfertigung der Deklara— 
tion, oder des an fie zu erlaffenden Mandats an zu rech— 
nen, bei dem Minijterio der auswärtigen Angelegenheiten, 
als oberſten Lehnhofe, unter Beibringung des juͤngſten 
Lehr» Briefes, und eines Verzeichniffes aller Lehnſtuͤcke ges 
bührend zu muthen, auch alle übrigen Erforderniffe zu 
beobachten. | 

$. 88, 
Was die Aktivlehen betrifft, fo werden ihnen dieſelben 
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ferner belaffen, jeboch geht in allen freitigen Lehnfachen 
die Appellation an Unſer oberftes Suftig- Tribunal, und 


die Ritter » Dienfte fönnen nur für den Souveraͤn verlangt 
werben; alle übrigen Lehngefälle bleiben dem Mediatherrn. 


Ehe wir zur Darftellung des Nechtsverhältniffes ber 
Stanbesheren , wie ſich dagfelbe in den einzelnen deut⸗ 
ſchen Landen geftaltet hat, übergeben, wird es von Ins 
tereffe fegn, ein Verzeichniß der in den verfchiedenen beuts 
fhen Staaten befindlihen Standesheren vorauszufchiden. 

I. | 
Sn dem Königreih Preußen befinden fich folgende 
Standesherrn und zwar 
A. in Weftphalen: 
1) Der Herzog von Aremberg *), wegen ber Herr, 
fhaft Redlinghaufen ; 
2) ber Fürft von Benthbeim*?)- Steinfurt 5; 





1) Urfprünglich ein Zweig des Haufes Ligne. Johann, Freiherr 
von Barbanfon, ein Nachfomme in der Aten Generation des 
1443 verftorbenen Johann, Freiherrn von Ligne, vermählte fich 
1547 mit Margaretha, Roberts von der Mark, Grafen von 

Aremberg und -Arfchott Tochter und einzigen Erbin, nahm in 
Folge des Ehevertrags Zitel und Wappen der Bamilie von 
Aremberg an und Kaifer Karl V. beftätigte ihm 1549 die reiche: 
gräflihe Würde. Sein Sohn und Nachfolger Karl wurde vom 
Kaifer Marimilian (5. März 1576) zum Reichsfürften erhoben. 
Kaifer Ferdinand III. gab dem Fürften Phil. Franz (1644) für 
ſich und feine Nachkommen und auch für das Fürftenthum Arem= 

berg die Herzoglihe Würde, — Der Herzog von Aremberg war 
Mitglied des rheinifchen Bundes, verlor aber 1810 die Sou: 
veränität. 

2) Ein altgräfliches, ſeit 1817 fürfttiches Haus. Mit des Gra: 
fen Otte von Reine aus demHauſe Luremburg (geft. 1150) und 
der Pfalzgräfin Gertrud (geft, 1154) Erbtochter, Sophie (geft. 
1176) kam die Graffchaft Bentheim an den Grafen Theodo⸗ 
rich VI. von Holland, 

3) Die Herrfchaft Steinfurt war nicht reichsftändifch, doch reichs⸗ 

15 
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3) der Fürft von BentheimsTedlenburg oder Bent- 
heim: NRheda *), wegen der Herrfchaft Rheda und der 
Grafſchaft Hohen Limburg °); 

4) ber Freiherr von Bömelberg, wegen der Herrs 

. fchaft Gehmen 9); | 


unmittelbar, fie wird aber in der Wiener Kongreß: Akte Art. 
43 zu den Standesherrfchaften im Sinne der Bundes: Afte ge: 
rechnet. Wegen Bentheim war der Beſiher reichsftändifh. Klü— 
ber öffent. Recht des deutfchen Bundes. Anhang Nr. IV. 
©. 935. 

4) Die Wiener Kongreß : Akte (Urt. 43) unterwarf Rheda als 
deutfche Standesherrfchaft der Krone Preußen. 

5) Der Fürſt von Bentheim: ZTedlenburg proteftirt fortwährend 
gegen die ftandesherrlihe Qualität, als Beſitzer der Graffchaft 
Hohen :Limburg, indem er behauptet, daß er Die durch den 
Tecklenburger Vergleich vom 14. und 20. Aug. 1729 von Preu: 
Ben anerkannte Unmittelbarfeit der Graffchaft Limburg, durch 
die Wiener Kongreß: Schluß: Akte nicht verloren habe. Die 
Sraffchaft Hohen = Limburg fey nämlich durch jene Akte unter 
die Haute - Protection der Krone Preußen geftellt, indem es 
dafelbft im Art. 23, der die mit der Monarchie wieder zu vers 
einigenden,, durch den Zilfiter Frieden verlornen Länder und 
Rechte benenne, heiße: »Sa Majest& et ses successeurs posse- 
deront comme auparavant etc.,« unter andern »le 
comt& de Tecklenburg — « und am Ende: la m&me dispotition 
setend aux droits de Souverainit& et de Souzerainit& sur le 
comte de Wernigerode et a celui (au droit) de haute pro- 
tection sur le comt& de Hohen-Limburg. — Sn dem, 
die der Preuß. Hoheit umterworfenen Mediatländer enthalten: 
den Art. 43 der Schluß: Akte, werde, obgleich in demfelben 
die übrigen Beflgungen des Fürften von Bentheim die Herr: 
fchaften Rheda, Guͤterslohe und Gronau verzeichnet ſeyen, Ho— 
hen-Limburg nicht genannt. In dem Preuß. Beſitz- 
nahms-Patente vom 21. Juni 1815 ſey Hohen-Limburg auch 
begriffen, nicht aber in dem Edikte von demſelben Tage, in 
dem die der Preuß. Hoheit unterworfenen — Gebiete 
aufgeführt ſeyen. 

- 6) Die Herrſchaft Gehmen war reichsſtändiſch. Im Jehr 1800 
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5) der Herzog von Eroy ’), wegen ber Herrſchaft 
Dülmen °); | 

6) der Herzog von Looz und Cors warem °), wegen 
feines im »preußifchen Gebiet liegenden füdlichen An- 
theild von Rheina⸗-Wolbeck; 

7) der Fürft (vorhin Rheingraf) von Salm:9; 
Horfimar, wegen det Graffhaft Horſtmar 19); 

8) der Fürft von Salm-⸗Salm, wegen der Herrfchaft 
Anholt und eines Theild der Aemter a und 
Bocholt; 


fufcedirte der jepige Beflger darin einem Grafen von Limburg: 
Styrum. . Der Art. 43 der Wiener Kongreß: Afte nannte 
Gehmen unter den Preuß. Standesherrfchaften. 

7) Marfus, ein Enkel des Ungarifhen Königs Bela IT., ver 

mählte fih im 12ten Jahrhundeat mit Katharine, Erbin von 

. Yiraines und Eroy in Frankreich, und nahm für fich und feine 
Nachkommen, von Eroy den Namen an. Graf Karl von Eroy 
erhielt am 9. Aprit 1486 vom Kaifer Marimilian I. die Reiche: 
fürn Würde für feine gefammten männlichen und weiblichen 
Mitglieder, Philipp Graf v. Eroy ward 1662 in den Reiche: 
fürften: Stand erhoben. 

8) Dülmen war früher unfer der Souveränität des Herzogs von 
Aremberg; fodann mit Frankreich vereinigt. Der Art. 43 der 
Wiener Kongreß: Akte unterwarf Dülmen als Staudesherr: 
fchaft der Krone Preußen, 

9) In einem befonders gedructen Stammbaum, führt das Haus 
der vormaligen Grafen, nunmehrigen Herzoge von Looz, feine 
Stammreipe bis in das A1te Jahrhundert zurüd. Durch ein 
Diplom vom 24. Dec. 1734 wurden die Brüder Ludwig und 
Joſeph, Grafen von Looz, von Kaifer Karl VI., in feiner nie 
derländifch= erbländifchen Eigenfchaft, in den Herzogen: Stand 
erhoben. 

10) Schon im 10ten Jahrhundert bemerkte man die Nheingrafen 
von Salm; der Mannsftamm der alten Grafen von Salm ift 
aber erlofchen, 

11) Der Reichs: Deputations = Hauptfchlnß gab ihm das hochſtift⸗ 
münfterifche Amt Horftmar ; er erhielt 1817 die Fürſten-Würde. 

| 15* 
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9 der Kürft von Salm- Kyrburg, wegen */, ber 
Aemter Ahaus und Bocholt oder des Füuͤrſtenthums 
Salm; 

10) der Fürft von Sayn⸗Wittgenſtein-Hohen— 
ftein, wegen ?/, der Grafichaft Wittgenftein; 

11) der Fürft von Sayn-Wittgenftein- Berleburg, 
wegen ?/, der Grafſchaft Wittgenftein 2). 
Die ftandesherrlihen Bezirfe in Weftphalen betragen 

überhaupt 78°/, U M. mit 225,099 Einwohnern. 


B. Sn Niederrhein: 
12) der Fürft von Solms”): Braunfels '*, wegen 
der Aemter Braunfels und Greifenftein CBeftandtheile 
ber Graffchaft Solms); 


12) Das altgräflihe, nun größtentheils fürftlihe Haus, ift eine 
Fortfesung des Mannsftammes des alten Grafen von Spon= 
heim. Die Graffchaft Sayn war Anfangs ein Befisthum der 
alten Grafen von Sayn, eines Zweiges des Haufes Naffau. 
Obgleich die Grafſchaft Sayn fpäter verloren gieng, fo führte 
das Haus Wittgenftein den Namen und das Wappen des Haus: 
ſes Sayn fort. 

13) Der Urfprung diefes Hauſes verliert fich in dem früheften Zeit: 
raum des Mittelalters, Es gehört zu den deutfchen Urgrafen 
d. h. die ihren Grafenftand nicht einer Faiferlihen Staudeser: 
höhung, einem Grafen: Diplom, fondern einem Grafen: Amt 
zu danken haben, mit deifen Erblichfeit fie nach und nad zu 
anfehnlihem Land-Eigenthum, zu Reichs: Unmittelbarfeit und 
Landes: Hoheit gelangten. Den Namen erhielt diefes Gefchlecht 
von feinem äfteften Grund = Befisthume an dem Bache Solms. 
Zufolge einer Stammtafel des fürftlihen Hauſes Solms: Braun: 
feld war es Gottfried, Graf von Wegebach, welcher 1140 eine 
Erbtochter des urkundlich gewiffen Marquards Grafen zu Solms 
ehelichte, dadurch die Solmfiihen Beſitzungen erwarb, und eis 
nen neuen Mannsftamm im Solmfifhen Grafenhanfe gründete. 
Nah einer Urkunde von 1432 vertaufchten Gottfrieds Enkel 
den Namen Wegebah mit Solms (»dicti de Solmis. « ) 

9 Der Stifter diefer Linie war Graf Wilhelm zu Greifenftein 
(geft. 1635), — Der Graf Eriedrich Wilhelm wurde 1742 bon 


229 


13) der Fürft von Solms-Lich ") und Hohenfolms, 
wegen bed Amtes Hohenſolms (Beftandtheil der Graf» 
fhaft Solms) ; 

14) der Fürft von Wied'YsNeumwied '”), wegen ber 
niederen Graffchaft Wied mit Ausnahme des Amtes 
Grenzhaufen. 

Die ftandesherrlihen DBezirfe in Niederrhein betra⸗ 
gen 15*/. DM. mit 45,232 Einwohnern. 
II. 


Sn dem Königreich Bayern befinden ſich folgenbe Stans 
desherrn: 
1) der Fürft von Fugger‘)> Babenhaufen 2): 


Kaifer Karl VII. für fih und feine Nachkommen in den Reiche: 
fürften: Stand erhoben, 

15) Der Stifter diefer Linie war Graf Reinhard (geft. 1562). 
Diefes Haus erhielt 1792 die reichsfürftliche Würde, 

16) Den Namen Wied haben, nach einander, 3 verfchiedene Fami— 
lien als Befiser der Graffchaft Wied geführt, Die Reihe der 
urfpränglihen Grafen von Wied, deren ſchon 1093 erwähnt 
wird, befchloß im Mannsftamme Graf Lothar von Wied, 1243, 
Seine Erbtodhter brachte das Land an ihren Gemahl, Bruno I. 
Graf von Iſenburg, welcher nun den Namen Graf von Wied 
annahm. Nachdem auch deffen Nachkommen im Mannsſtamme 
1462 erlofhen waren, gelangte die Grafſchaft Wied mit der 
Erbtochter Anaftafia an ihren Gemahl Theodorich, Herrn oder 
Dynaften von Runkel, deffen Mannsſtamm das noch blühende 
fürftlihe Haus Wied bildet. Einer feiner Nachkommen, Graf 
Sriedrih von Wied, (ftarb 1698) hatte zwei Söhne, Georg Her: 
mann Reinhard und Friedrich Wilhelm, die die beiden Linien 
von Wiedrunfel und Neuwied fifteten. Die erftere ftarb 1824 
aus und Neuwied erbte ihren Antheit. 

17) Diefes Haus wurde 1784 in den Reichsfürften: Stand erhoben. 

1) Sohannes Fugger, ein fleißiger Weber in dem Dorfe Graben 
bei Augsburg ift der befannte Ahnherr diefes Hanſes. Kaifer 
Karl V. erhob am 14. Nov. 1530 Anton und Hieronymus Zug 
ger zu gleicher Zeit und in demfelben Diplom in den Adel-, 
Nitter:, Panner=, Freiherrn- und Grafenſtand. 

2) Am 1, Yuguft 1803 in den Zürftenftand erhoben, - 
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2) der Fuͤrſt von Hohenlohe) ,Shillingsfürft; 

3) — — don feiningen 9; 

43) — — don Söwenftein I-Werthheim-Ros 
fenberg 9; 

5) u. 6) der Fürft von Löwenftein-Werthheim> 
Freudenberg, beide Linien 7); 

7) der FKürft von Dettingen‘)-Spielberg 9; 


— 





3) Bon dem jetzt in Ruinen liegenden Schloffe Hohenlohe bei Hol: 
lach und Uffenheim in Franken benannt, leitet diefes Fürftliche 
Haus feine Abkunft ab von Eberhard Herzog von Sranfen, ei: 
nem Bruder des deutfchen Königs Konrad I. — Erato, derim 
Jahr 897 lebte, wird als erfler Graf von Hohenlohe genannt, 
Kaifer Karl VII. erhob das gräfliche Haus Hohentohe:Walden: 
burg 1744 (1742?) und Kaifer Franz I. die Neuenfteinifche 
Linie 1764 in den Reid: Fürftenftand. 

4) Der Urfprung der Grafen von Leiningen verliert ſich in den 
frühern Seiten des Mittelalters. Der Mannsſtamm erloſch 
1220. Die neuern Grafen von Leiningen find Abkömmlinge 
aus dem MWeiberflamm der äfteren. Luccarde, Schweſter des 
letzten Grafen von Keiningen, wer vermählt mit Simon II, 
Grafen von Saarbrück. Der jüngfte ihrer 3 Söhne, Friedrich, 
folgte der Mutter in den Leiningenfchen Befisungen und nannte 
fi nun Graf von Leiningen. — Das fürftliche Haus Leinin: 
gen befigt die fürftliche Würde feit dem Jahr 1779. 

5) Sriedrih der Siegreiche, Kurfürft von der Pfalz hatte feinem 
mit Klara Dettin von Augsburg erzeugten Sohne Ludiwig, dem 
Ahnherrn des fürftlihen Haufes Löwenſtein-Werthheim, ver: 
fchiedene Beflgnngen gegeben. Ludwig wurde vom Kaifer Ma: 
zimilian I. 1494 zum Reichsgrafen ernannt. 

6) Der Graf Marimilian aus diefer Linie, ward 1711 zum Reiche: 
fürften erhoben. 

7) Die Häupter diefer fih in 2 Special: Linien theilenden Linie 
erhielten 1812 und 1813 von Bayern und Württemberg die 
Sürftenwürde. 

8) Von alten Zeiten her waren die Grafen von Dettingen Bor: 
fteher des Faiferlichen Landgerichts im Rießgau. Eine zuver: 
läffige Stammreihe fängt jedoch erft mit dem 13. Jahrhundert an. 

9) Branz Albrecht wurde mit feinem älteren Sohne 1734 und fein 
jüngerer Sohn 1755 in den Reichs s Fürftenftand erhoben. 


J 
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8) der Fürft von DettingensWallerftein '9; 
9) der Fürft von Schwarzenberg *); 

10) — — — Thurn und Taris '); 

11) der Graf von Caſtell "); 

12) Fugger Graf von Gloͤtt; 

13) der Graf von Kirchheim; 


10) Dettingen : Dettingen und Dettingen: Wallerftein nennt fich diefe 
Linie feit 1731, nachdem fie bei Erlöfchung der älteren Det- 
tingen= Dettingifchen Hauptlinie in die Beſitzungen derfelben 
fußcedirt war. 1774 ward jie vom Kaifer Joſeph II, in den 
Reichs: Fürftenftand erhoben. 

(*) Siehe Note 10) bei den Standesherrn des Königreihe Würt: 
temberg unter IV. 

11) Martin 1., Herr von Balfaffina und der Riviera di Como am 
Eomer: See im Herzogthum Mailand, wird als gewiſſer Ahn: 
herr diefed Haufes angegeben. Roger I. von Thurn, Taxis 
und Dalfaffina ward 1450 von Kaifer Friedrich II. zum Wit: 
ter gefchlagen und trat in deffen Dienfte ald Ober-Jägermei— 
fter. Sein jüngſter Sohn Gabriel führte in Tyrol die Poft: 
Anftalt ein. Franz Eugen erhielt 1680 von Kaifer Karl UI. 
die fpanifche Fürftenwürde und feine Beiisungen in den Niederfan: 
den befamen den Zitel: principaute de la tour et tassis. Am 4. 
Dftober 1686 verlieh ihm und allen feinen Nachkommen Kaifer 
Leopold I. den deutfchen Keichsfürften: Stand. Deffen Sohn 
Alerander Eerdinand, ermwirkte die Erhebung feines reichslehn⸗ 
baren General: Erbpoftmeifter = Umts zu einem Reichs : Thron: 
Lehen (1744). 

12) Schon 1087 erfcheint dipfomatifch gewiß, Friedrich, Dynaft von 
Eaftell, mit dem jesigen Stamm: Namen und ald Beſttzer des 
nun verödeten Bergfchloffes Eaftell in Sranfen. — Die Söhne 
Georg II. flifteten die Hauptlinien Gaftell: Remlingen und 
Eaftell: Rüdenhaufen. Nah Erlöfhung der leuteren (1803) 
vereinigte fich das Ganze wieder und wird dermalen von den 
beiden Linien — der älteren oder Friedrich = Earlifhen und der 
jüngeren Ehriftianz Sriedrichifchen Linie — , welche während der 
Dauer der Rüdenhäufer Hauptlinie, zwei Special: Linien ber 
Remlinger Hauptlinie bildeten, in ungetheilter Gemeinfchaft 
befeflen. 


232 
14) der Graf von Nordendorf; 


1) — — — Kirhberg und Weifenhorn; 
10 — — — Giech ’); 

IN — — — Drttenburg '), zu Tambach; 
18) — — — Pappenheim'); 

19 — — — Rechtern)Limpurg-Speckfeld, 


wegen der Herrſchaft Speckfeld; 
20) der Graf von Schönborn ); 
DD — — — Waldbott-Baffenheim 'N. 


* 





13) Das Stammhaus diefer Familie ift dad im Fürſtenthum Bam 
berg liegende Bergfchloß Giech, welches Chynomund von Giech 
verfauft, der jetige Graf aber wieder Fäuflich an die Familie 
gebracht hat. 

14) Diefes alte reichsgräfliche Gefchlecht erfeunt Sriedrih, Grafen 
von Sponheim, für feinen Stammvater. Engelbert II., (geft. 
1127) welcher das Schloß Orttenburg in Kärnthen erbaute, 
wannte fich zuerft Graf von Orttenburg. 

15) In Faiferlichen und anderen Urkunden des 12ten und 13ten 
Jahrhunderts werden fchon Marfchälle von Pappenheim genannt. 

16) Der ältefte befannte Stamımvater diefer alten Familie war 
Eberhard von Heeferen (1230). Die Gemahlin Friedrichs von 
Heeleren, Lütgarde von Rechtern, brachte ihm das Schloß Red: 
tern zu, nach weichem feine Nachkommen fich benannten. 

17) Schon aus der anderen Hälfte des 12ten Jahrhunderts finden 
fih urkundliche Nachrichten von der Rittermäßigkeit diefes Ge: 
ſchlechts. 

198) Das Geſchlecht der Waldboten (Waldpode, Waltpode, Wald: 
pott, Waltbott, Waldbott) ſoll vor alten Zeiten in Flandern 
ſeßhaft, und daſelbſt zur Aufſicht und Verwaltung der Waldun: 
gen beſtellt geweſen ſeyn. Mit Auszeichnung nennt die Ge: 
fchichte Heinrich Waldbott, einen tapferen Nitter, der in den 
Krenzzügen focht und 1190 zum erſten Großmeifter des deut: 
ſchen Ordens erwählt wurde. Don Heinrihs Bruder Balduin 
ftammte im 10ten Grade Otto MWaldbott von Baffenheim ab. 
1664 wurde das Gefchlecht in den Freiherrn-Stand erhoben. 
Am Fahr 1787 erlangte Waldbot : Baffenheim Sit und Stimme 
im weftphälifchen Grafen: Kollegium, 
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111. 
In dem Königreih- Hannover befinden ſich folgende 
Standesherrn: 

1) der Herzog von Aremberg '), wegen des Amtes 
Meppen; 

2) der Herzog von Looz⸗Corswarem , wegen fei- 
nes im Königreich Hannover liegenden, füdlichen An: 
theild von Rheina⸗Wolbeck, des jetigen Kreifes Ems» 
bühren ; 

3) der Fürft von Bentheim, Steinfurt’), wegen 
der vormals reichsftändifchen Graffchaft Bentheim. 


IV. 


Im Königreih Württemberg ) befinden ſich folgende 
Standesherrn: 
41) der Fürft von Hohenlohe?)-Sartberg ’); 
2) — — — fFürftenberg 9; 


1) Siehe Note 1) bei den Standesherrn im R. Preußen unter J. 
2) Siehe Note 8) bei den Standesherrn im K. Preußen unter T. 
3) Siehe Note 2) u. 3) bei den Standesherrn im K. Preußen nnter I. 


1) Vergl. rhein. Bundes: Akte Art. 24 und den Bayerifch:Würt: 
tembergifchen Vertrag vom 18, Mai 1810 in Martens recueil 
supplem. V. 257. 


2) Siehe Note 3) bei den Standesherrn im K. Bayern unter IT. 


3) Für die an Frankreich gekommene Herrfchaft Oberbronn in Un: 
ter: Elfaß ward 'diefe Linie in dem Reichs: Deputat.: Haupt: 
flug mit den vormals Würzburg. Oberämtern Jaxtberg, Hal: 
tenbergftetten und Raudenbach, dem Domkapit.: Amt Braung: 
bach und dem Würzburg. Antheil an dem Ort Neuenkirchen 
entfchädigt. 


4) Entfproffen, gleich den ausgeftorbenen Grafen von Kreiberg, 
aus dem berühmten Stamme der Grafen von Urach, führt die: 
fes uralte, feit 1664 fürftliche Haus, feit der Mitte des 13ten 
Sahrhunderts von dem Schloffe und. Städtchen Fürſtenberg Cam 
Schwarwalde) feinen Familien: Namen. 
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3) der Fürft von Hohenlohe: Kirhberg; 


9 — — — — Langenburgs; 

5) — — — OSehringen; 

6) — — — — Waldenburg u. Bartenſtein; 

7—7) — — — — Waldenburg-Waldenburg; 

3) — — — Settingen-Wallerſtein )3 

9 — — — Thurn und Taxis 9); 

I) — — — Löéwenſtein-Werthheim-Roſen— 
berg ”); 

1) — — — Dettingen: Spielberg 9; 

1) — — — Galm?’) »NReiferfheid - Kraut: 


heim, Fürft und Altgraf, wegen des auf der linken 
Seite der Jaxt liegenden Theild von Krautheim. Der 
andere Theil liegt unter Badifcher Hoheit. 

13) der Fürft von Schwarzenberg '%; 

19 — — — Baldburg'')»ZeilsTraudhburg; 


5) Siehe Note 8) und Note 10) bei den Standesherrn im K. 
Bayern unter I. 


6) Siehe Note 11) bei den Standeöhern im 8. Bayern unter II. 


7) Siehe Noten 5) u. 6) bei den Standesherrn im K. Bayern 
unter IL, 


8) Siehe Noten 8) und 9) bei den Standeöherrn im K. Bayern 
unter II. 


9) Siehe Note 10) bei den Standesherrn im K. Preußen unter 1. 


10) Das fürftlihe Haus Schwarzenberg hat mit dem der Grafen 
von Seinsheim gleichen Urfprung. Der Freiherr Erkinger er: 
Faufte 1420 die Herrichaft Schmarzeuberg. Adolph erhielt 1599 
von Kaifer Rudolph II. die reichsgräflihe Würde. Sein En: 
kel Johann Adolph wurde 1671 in den Neichs : Fürftenftand er: 
hoben; 1746 wurde der Reiche : Fürftenftand auf alle Mitglie: 
der des Haufes erftredt. 


11) Die Zruchfeffe von Waldburg follen gleichen Urfprungs — 
mit den Herrn von Thann und Winterſtetten. Im J. 1628 wurde 
die reichsgräfliche Würde, deren lich die Familie lange Zeit ent: 
halten hatte, wieder hergeftellt. Am 21. März 1803 ertheilte 


— 2 20 er 
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15) der Fürft von Waldburg-Wolfegg- Waldfee; 

1 — — — — ⸗Zeil⸗Wurzach; 

IN — — — Salm-⸗Salm, wegen der vormali— 
gen Abteien Schuſſenried und Weiſſenau; 

18) der Fuͤrſt von Dietrichſtein 2); 

19) — — — Solms-⸗SBraunfels, wegen eines 
Antheils an der Grafſchaft Limpurg ); 

20) der Fuͤrſt von Kolloredo-Mansfel d '), wegen 
eines Antheild an der Graffchaft Limpurg; 


— m nn — 


Kaifer Franz IT. den Hänptern der 3 fhwäbifchen Linien von 
MWolfegg , Zeil:Beil und Zeil-Wurzach die Reichsfürften: Würde. 


12) Nach alten Traditionen entfproß dieſes fehr alte Haus von den 
ehemaligen Grafen von Zeltfhach, Blutsverwandten der alten 
Herzoge in Kärnthen. Dietrih von Zeitfhah fol im 9ten 
Jahrhundert das von ihm Dietrichſtein genannte Bergfchloß er 
baut und den Namen davon auf feine Nachkommen übertragen 
haben. Zuverläffiger Ur: Stammvater ift Reinpert I. (geft. 
1004.) 


13) Es find dies der jetzige Erbprin, von Solms:Braunfels und deffen 
Bruder, Prinz Bernhard, wegen eines Antheils an der Graf: 
(haft Limpurg, die feit Erlöfchung des gräflih Limpurgifchen 
Mannsftammes im Jahr 1713, fo vielfach vertheilt ift, daß 
blos an der Stadt Gaildorf mit 1400 Einwohnern, ‚einer der 
verfäpiedenen Theilhaber mehr nicht als °/,, und ein anderer 
fogar nur "7/4, befist. Daher fah man hier während der Reichs: 
Derfaffung regierende Landesherrn, auf deren einen man ein 
halbes Dutzend Unterthanen rechnen konnte. Blos wegen ihrer 
Antheile an diefer Graffchaft find im obigen DVerzeichniß der 
Württembergifchen Standesherrn, auffer Solms: Braunfels 
auch anfgeführt die Standesherrn unter 20, 24, 25, 26, 27, 39. 


14) Liabordnd, Herr von Walfee in Schwaben, machte ſich 1026 
in Friaul anfällig, wo er oder feine Nachkommen dad Dice: . 
Komitat von Melß erhielten. Wilhelm von Melß erbaute zu 
Anfang des 14ten Jahrhunderts das Schloß Colloredo. 1763 
erhielt die Familie die reichsfürftliche Würde für den jedesma— 
ligen Ehef des Haufes; 1772 nahm ſie zugleich den Namen 
Mansfeld an, nachdem Fürft Franz Gundaccar mit der Erb: 
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24) der Fuͤrſt von Windifhgräg '95 
2) — — — Löwenfein- Werthbheim » Freu: 


denberg; | 
23) der Graf von Königsegg'),Aulendorf; 
2) — — — Balded: Pyrmont ), ald Theil 


haber an der Grafichaft Limpurg; 

25) der Graf von Solms- Rödelheim '’), als Theil: 
haber au der Graffchaft Limpurg ; 

26) der Graf von Wittgenftein '), wegen eined Ans 
theild an der Graffchaft Limpurg ; 

27) der Graf von Sfenburg- Büdingen ?)- Meer: 
holhz, als Theilhaber an der Graffchaft Limpurg; 

28) der Graf von Wartenberg-Roth, jetzt Graf von 
Erbach ?!) = Erbad) ; 


tochter des lebten Fürften von Fondi und Grafen von Mans: 
feld deffen Allodium erheirathet hatte, 

15) Diefes Gefchlecht leitet feinen Urfprung her von Weriand Herrn 
von Grätz im Windifchen oder Windiſchgrätz. Erasmus und 
Pankratius von MWindifchgräg warden von Kaifer Berdinand I. 
1551 in den Freiherrnftand erhoben, unter dem Namen Brei: 
herr zu Waldſtein und im Thal. Graf Gottlieb erlangte 1682 
die reichsfürftliche Würde. Die Herrfchaften Egloffs und Sig— 
gen zufammen wurden 1804 unter dem Namen Windifchgräß 
zu’ einem Reichs = Fürffenthum erhoben, 

16) In den früheften Zeiten des Mittelalters foll Cuno, ein fchwä- 
bifcher Ritter, die nach feinem Namen benannte Stammburg 
Cunoneck in Schwaben erbaut haben, woraus nachher Königsegg 
geworden fey. Die Freiherrn Hngo und Johann Georg von 
Königeegg wurden 1629 in den Reiche : Grafenftand erhoben. 

17) Der Stifter diefer gräflihen Linie Waldeck war der 1763 ver: 
ftorbene Reichsgraf Joſtas. 

18) Der Graf von Solms: Rödelheim ift wegen feiner Hauptbe: 
fisungen Großherzogl. Heſſiſcher Standesherr. 

19) Siehe Note 11) bei den Standesherrn des K. Preußen unter I, 

20) Die Grafen von Sfenburg find wegen ihrer Hauptbeſitzungen 

Großherzogl. und Kurfürftt. Heflifche Standesherrn. 

21) Die Grafen von Erbady find wegen ihrer Hauptbefisungen 
Großherzog. Heſſiſche Standesherrn. 
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29) Fugger ), Graf von Kirhberg-Weißenhorn; 


0) — _ — — firdheim; 

3) — — — Nordendorf; 

32) — — — ZSinneberg; 

33) der Graf von Waldbott-Baſſenheim °)5 
39) — — — Törring- Önttenzell); 


35) — — — Quadt-Jesny °); 

36) — — — Stadion)-Warthauſen; 
37) — — — Rechberg ); 

38) — — — Neipperg 293 


22) Siehe Rote 1) bei den Standesherrn des K. Bayern unter II. 
23) Siehe Note 18) bei den Standesherrn des K. Bayern unter II. 


24) Die Stammreihe diefes Gefchlehts hat man verjucht bis auf 
Algicus ZTörringer, der um 761 zu den Zeiten des Baheri— 
fhen Herzogs Thaſſilo Ober: Fägermeifter in Bayern gewefen 
ſey, zurück zu führen. Georg von der Seefelder Linie war um 
die Mitte des 16ten Jahrhunderts der erfte Freiherr und def: 
fen Brudersſohn Ferdinand ward 1530 in den Grafenftand er: 
hoben. In der Jettenbachiſchen Linie war Johann Vitus (geft. 
1582) der erfte Freiherr und deſſen Enkel Georg Sigismumd 
1637 der erfte Graf. Von diefer Linie ift ein Aſt Zörring- 

Gutenzell. 


25) Die gräfliche, zum Theil freiherrl. Familie von Quadt iſt in 
Stich’, Geldern und Cleve und feit 1803 in Schwaben begü— 
tert. Otto Friedrich Freiherr Quadt zu Wykradt wurde 1752 
von Kaifer Franz I. in den Reichs: Grafenftand erhoben. 

26) Das Stammfchloß diefer reichsgräffihen Familie, Stadion in 
Graubünden, liegt num in Ruinen, Im Jahr 1686 wurde die 
Familie in den Freiherrnftand und 1705 in den Reichs-Grafen— 
ftand erhoben. 


27) Rechberg hatte Feine reichsftändifchen Befigungen, war auch nicht 
Perfonatift in einem Grafen: Kollegium, obgleich ihm 1613 die 
Anfnahme in das fchwäbifche zugefichert war. 


28) Diefer Familie wird fchon 1080 gedacht. Wilhelm Reinhard 
von Neipperg ward 1734 in den Reichs: Grafenftand erhoben. 
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39) der Graf von Püdler?)-Limpurg, als Theilhaber 
der Grafichaft Limpurg; 
40) der Graf von Sternberg '); 


4) — — — Vlettenberg’’)-Mietingen; 
2) — — — Schaesberg *). 
v 


In dem Großherzogthum Baden befinden fich folgende 
Standesherrn: 

1) die Markgrafen von Baden, die Großher;. 
Prinzen Leopold, Wilhelm und Marimilian, 
wegen der Herrfhaft Zwingenberg am Nedar, die 
1808 zu einer Standesherrichaft erhoben wurde; 

2) der Fürft von Fürftenberg Y, wegen des größten 
Theils feiner ſchwaͤbiſchen vormals reichsftändifchen 
Befigungen ; 

3) der Fuͤrſt von Leiningen ?), wegen bed größten 
Theils des Fuͤrſtenthums Leiningen; 


29) Das jest theils gräflihe, theils fürſtliche Gefchlecht von Püd- 
fer ftammt, mwenigftens in der neueren Zeit, aus Schlefien. 
1690 erhielt die Familie die-reichsgräflie Würde, 

30) Bon diefer Familie find fchon im J. 942 Mitglieder auf Turnieren 
erfchienen. Das Stammhaus war das DBergfhloß Sternberg 
im Grabfelde in Franfen, welches jebt der Samilie von Gnt— 
tenberg gehört. 1662 wurden die Sternberge in den Reiche: 
Grafenftand erhoben. 

31) Das Stammhans diefer Familie ift das Städtchen und Amt 
Plettenberg in der Graffchaft Mark. 1661 wurde die Samilie 
in den Freiherrn- und 1724 in den Reichs: Grafenftand er: 
hoben, 

32) Schaesberg, eine Herrſchaft im ehemaligen öfterreichifchen An: 
theile des Herzogthums Limburg ift wahrfcheinfih das Stamm: 
hans diefer 1706 in den Reiche: Srafenftand erhobenen Familie. 

41) Siehe Note 4) beiden Standesherrn des K. Württemberg unter IV. 
2) Wegen diefes und der Standesherrn unter 4, 5 und 6 fiehe die 
Noten 4) und 5) bei den Standesherrn des K. Bayern unter I. 
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4) der Fürft von Löwenftein-Werthheim-Rofen; 
berg, wegen des größten Theil feiner Befigungen 
auf der linken Mainfeite; 

5) und 6) der Fürft von Loͤwenſtein-Werthheim— 
Freudenberg, beide SpecialsFinien wegen des größ- 
ten Theils ihrer Befigungen auf der linken Mainfeite; 

7) der Fürft von Salm °) - Reiferfheid- Kraut 
beim, Fürft und Altgraf wegen des größten, auf 
der Norbdfeite der Jaxt gelegenen, Theild des Für: 
ftentbums Salm-Krautheim; 

8) der Fürft von der feyen*), wegen der Graffchaft 
Hohen» Geroldsed ; 

9) der Graf von feiningen-Billigheim, wegen des 
Amtes Billigheim ; 

10) der Graf von Leiningen-Neidenau, wegen des 
Amtes Neidenan. 

VL 
In dem Kurfürftenthum Heffen befinden fich folgende 

Standeöherrn: | 

1) der Fürft von Sfenburg-Birftein, wegen Langen: 
felbold und Birſtein; 

2) der Graf von Iſenburg-Buͤdingen-Waͤchter s⸗ 
bach, wegen Waͤchtersbach; 

3) der Graf von Iſenburg-Buͤdingen-Meerholz, 
wegen Meerholz ; 


3) Siehe Note 10) bei den Standesherrn des K. Preußen uoter I. 


4) Wolfram, ein Bruder Heinrichs, der 1145 zum Bifchof von 
Lüttich erwählt wurde, wird als urkundlich gewiſſer Ahnherr 
diefer Familie genannt. Ihr Stammfchloß zur Leyen liegt im 
ZTrierifhen an der Mofel. 1653 wurde die Familie in den Frei: 
herren = und 1711 in den Reichs: Grafenftand erhoben. Mit der 
Aufnahme in ben rheinifhen Bund erhielt der Graf von und 
zu der Leyen den Fürftentitel. Durch die Schluß: Akte des 
Wiener Kongreffes: (Art. 51 und 56) gieng die Souveränität 
verloren, | 
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4) der Graf von Solms⸗-Roͤdelheim, wegen feines 
Autheils an Praunbeim; 

5) die ſaͤmmtlichen Sfenburgifchen Linien, wegen 
des ihnen gemeinfchaftlichen ie Ruͤckingen an 
der Kinzig ”). 

v1. 
In dem Großherzogthum Heffen befinden fich folgende 

Standesherrn: 

1) der Fürft von Solms')> Braunfels, wegen der - 
Aemter Hungen ), Wölfersheim nebft Gambach und 
Grüningen ; 

2) der Fürft von Solms: Lich ») und Hohenſolms, 
wegen der Aemter Lich und Niederweifel; 

3) der Fürft von Sfenburg 9» Birftein ), wegen 


*) Die älteften Befiser diefes Orts waren die Herrn von Rückin— 
gen; nachdem diefe Familie ausgeftorben war, haben die Herrn 
von Rüdigheim, nad) diefen die von Bargel und zulegt die von 
Kametzky zu Eftibors, Rücingen von dem Haus Jienburg zu 
Kehen getragen, bis folches nach Erlöfhung der letzten Samilie 
1759 diefem Haufe wieder heimgefallen ift. 

1) Siehe Noten 12) und 13) bei den Standeöherrn des K. Preu: 
gen unter I. 

2) Diefe Aemter: Namen eriftiren als folche nicht mehr; dasfelbe 
gilt Hinfichtlich aller Hier vorfommenden Aemter = Benennungen. 

3) Siehe Note 14) bei den Standesheren des K. Preußen unter I. 

4) Schon in Urkunden des 11ten Jahrhunderts erfcheinen Ahnherrn 
als Dynaften von Iſenburg. Das Stammfchloß Ifenburg, wos 
von noch etlihe Ruinen fihtbar find, fand in der Gegend von 
Andernach. Als erften bekannten Stammvater des jegigen fürſtl. 
und gräflihen Gefchlechts Ifenburg nennt man, auf Urkunden 
ſich ſtühend, den im Jahr 1290 lebenden Heinrich. Ludwig ber 
ältere (geſt. 1360) erheirathete mit feiner Gemahlin Hedwig, 
des letzten Dynaften von Büdingen Erbtochter, die wetterauifche 
reihsunmittelbare Herrfhaft Büdingen, welche 1442 zur Graf: 
fchaft erhoben ward, und wurde Stammvater des noch blühen: 
den fürftt. und gräflihen Gefammthaufes Iſenburg-Büdingen. 

5) Wolfgang Ernft (geft. 1635) wurde Stifter der Linie Offen: 
bach: Bierftein, 
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ber Aemter Offenbach und Dreieich, and bed Amtes 
Philippseih und des Amtes Wenings ; 

4) ber Fürft von Leiningen, wegen ber Civil⸗Gerichts⸗ 
barfeit erſter Inſtanz über Heſſelbach, dann der Gent; 
und Forft- Gerichtsbarkeit über Heffelbah, Gammels⸗ 
bach, Keilbach, Hebftahl und Unterfensbadh ; 

5) der Fuͤrſt von Loͤwenſtein-Werthheim-Ro— 

fenberg, wegen feines Antheild an der Herrfchaft 

Breuberg und an dem Amte Kirchbeerfurt; 

u. 7) ber Fürft von Löwenftein-Wertbheims 

Freudenberg, beide Linien, wegen des Amtes Has 

— bitzheim und ihres Antheild an dem Amte Kirchbeerfurt ; 

8) der Graf von Solms-Laubach °), wegen ber 
Aemter (Graffchaft) Laubah und Utphe; 

Yıder Graf von Solms-Roͤdelheim ), wegen ber 
Aemter Rödelheim und Niederwoͤllſtadt und feines Ans 
theild an Affenheim Dorf Einartshaufen) ; 

10) der Graf von Erbach“)-Schoͤnberg, wegen ber 
Aemter König And Schönberg und feined Antheild an 
der Herrfchaft Breuberg ; 

11) der Graf von Erbach-Erbach, wegen ber Aemter 
Erbach und Reichenberg und feines Antheils an dem 
Amte Kirchbeerfürt; 

12) der Graf von Erbach⸗-Fuͤrſte nau, wegen bed Am—⸗ 
tes Fürftenau und Michelftadt, dann des Amtes Freien- 
ftein und Rothenberg; 
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6) Der Stifter dieſer Solmſiſchen Linie war Otto (geſt. 1522). 

7) Dieſe Linie gründete Johann Auguſt (geft. 1680), Won den 
2 Aeſten diefer Linie, Rödelheim nud Affenheim, ftarb erfterer 
1722 aus und Rödelheim fiel an Affenhein. 

8) Als Stammvater diefes altgräflihen Haufes nennt man Egin: 
hard, Kanzler und Geheimfchreiber Kaifer Karls des Großen 
und feine Gemahlin Emma, Tochter des Kaiferde. Als Stände 
bes Reichs befuchten die Herren von Erbach ſchon in den frü: 
heften Zeiten die Reichstage. Eberhard von Erbach erhielt 1532 
die reichsgräfliche Würde, 16 
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13) der Graf von Stolberg)-Roßla, wegen bed 
_ Amtes Ortenberg; 

14) der Graf von Stolberg-Wernigerode, wegen 
des Amtes Gedern; 

15) der Graf von Sfenburg- ‚Büdingen 9, wegen 
der Aemter (Graffchaft) Büdingen und Mocitadt; 

16) der Graf von Sfenburgs Meerholz, wegen bes 
Amtes Marienborn; 

17) der Graf von Iſenburg-Waͤchtersbach, wegen 
feines Antheild C/,,) an dem Amte Affenheim, (Ron- 
neburg und Michelan) ; 

18) der Graf von Leiningen-Wefterburg, älterer 
Linie, wegen der Herrſchaft Ilbenſtadt ''); 

19) der Graf von Schlis '”), genannt Goͤrtz, wegen 
der Herrfchaft Schlitz. 





9) Der Urfprung diefes alten gräflichen Haufes liegt noch im Dun: 
Fein. In Urkunden des Mittelalters erfcheint ed unter dem 
Namen Stalberg. Im Jahr 1429 erfangte es die Herrichart 
Wernigerode. Der 1804 im Mannsftamm erlofchene Aft Stol: 
berg: Gedern war mit feinem Stifter Sriedrih Karl 1742 in 
den Reichs: Fürftenftand erhoben worden. Seine Beſitzung 
Gedern fiel an Stolberg: Wernigerode. 


10) Nach 4 Söhnen des Stifters Johann Ernftd (geft. 1673) theilte 
ſich diefe Hauptlinie in 4 Special-Rinien, diefe waren 1) fen: 
burg : Büdingen, 2) Sfenburg : Büdingen: Wäctersbah, 3) 
Hfenburg : Büdingen: Meerholz, 4) Sfenburg : Büdingen: Mas 
rienborn. Die 3 erften beftehen noch. 

11) Ilbenſtadt, ehemalige Prämonftratenier : Abtei, war dem Gra- 
fen durch den Reichs : Deputations: Hauptfchluß zugefallen. 


12) Die Familie Schlit ift eine der älteſten rittermäßigen Deutfch: 
lands. 1677 ward Johann Friedrich von Schlitz genannt von 
Börh in den Reichs» Freiherrnftand erhoben. Friedrich Wil: 

helm wurde 1626 für fich und feine Nachkommen in den Reiche: 
Grafenftand erhoben. Als das deutfche Reich aufgelöft wurde, 
war die Aufnahme der Herrihaft Schlitz in das metterauifche 
reichegräfliche Kollegium, welche zugefichert worden war, noch 
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In dem Herzogthum Naffau befinden ſich folgende 
Standesherrn: 

1) der Fürft von Wied-Neuwied, ober feit dem Aus; 
fterben der Linie Wied»Runfel: Fuͤrſt von Wied, wegen 
feiner Befigungen in dem jeßigen Amte Selters, vorhin 
Grenzhaufen, Beftandtheile der vormaligen reicheftän- 
difchen Grafichaft Wied. Die Befigungen von Wied: 
Runkel find an die Linie Neumied übergegangen; 


2) der Erzherzog Stephan Franz Viktor von 
Defterreich ), wegen der Graffchaft Holzappel und 
der Herrfchaft Schaumburg (beide vorhin Anhalt-Bern: 
burg» Schaumburgifch); 


3) der Graf von Leiningen-Wefterburg, wegen ber 
Grafſchaft Wefterburg; 


4) der Graf von Waldbott:Baffenheim, wegen 
der Herrfchaften Reiffenberg und Kranzberg; 


5) der Fürft von der Leyen, wegen ber Grundherr⸗ 
lichkeiten zu Fachbach und Nievern ?). 


nicht erfolgt. Dennoch wurden dem Grafen von Schlit die 
Rechte der Standesherrn des Großherzogthums Heſſen ertheilt. 
Großherzogl. Heff. Werorbn. : Sammlung v. J. 1808. ©, 235, 
CXIX. Rheinifher Bund, Band 10, ©. 247, 


1) Nach dem Tode des Fürften Viktor von Anhalt: Bernburg: 
Schaumburg (1806) fielen die beiden Allodialen (Holzapfel und 
Schaumburg) an deffen 4 Töchter, wovon die älteſte mit dem 
Erzherzog Joſeph von Defterreih, Palatin von Ungarn, ver: 
mählt war. Diefer hat die übrigen Miterbinnen abgefunden 
und fo das Ganze für feinen mit diefer Gemahlin erzeugten 
Sohn erworben. ‚ 


| 2) Unter den Mitgliedern der Herrenbanf in dem Herzogthum 
Naffau werden aufferdem noch aufaeführt: der Graf von Wals 
derdorf und der Freiherr vom und zum Stein. 
16 * 
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IX. % P 
Sn dem Herzogthum Oldenburg befindet ſich nur ein 
Standesherr: 
der Graf von Bentink H. 
X. 
In dem Fuͤrſtenthum Hohenzollern - Sigmaringen be- 
finden fich folgende Standesherrn: 

1) der Kürft von Fürftenberg, wegen ber Herrſchaf⸗ 
ten Trochtelfingen und Jungnau und des Theils vom 
Amte Moͤßkirch auf der linken Seite der Donau; 

9) der Fuͤrſt von Thurn und Taxis, wegen ber 
Herrfhaft Strasberg und des Amtes Oſtrach. 


Nachdem die verfchiedenen deutfchen Standesherrn hier 
aufgeführt worden find, wird ed an feinem Drte feyn, 
diejenigen Beftimmungen folgen zu laffen, welche binficht- 
lich der Standesherrn in den bemerften Staaten Deutich- 
lands erlaffen worden find. 

Diefe Beftimmungen Cftandesherrlihe Nechtsverhältz 
niffe) find in manchen Staaten, wie 5. B. in dem Groß- 
herzogthume Heffen, dur die Verfaſſung garantirt, in 
anderen, wie in der Sandftändifchen Verfaffung von Naffau, 
ift der Standesherrn feine Erwähnung gefchehen. Preußen 
bat die ftandesherrlichen Nechtöverhältniffe geordnet, ohne 
daß bis jegt eine Verfaffung für diefen Staat erfchienen iſt. 


1) Ein urfprünglich altes freiherrliches Gefchleht aus den Nie: 
derlanden , welches ſowohl in Brabant, als in Geldern und 
Oberyſſel begütert ift. Die Kaiferin Maria Therefla belich 
das Haus Bentinf mit der Herrlichfeit Kniephaufen am deut— 
fhen Meere, welche den ausgeftorbenen Grafen von Altenburg 
gehört hatte, Schon vorher waren die Freiherrn von Bentink 
in den Burgundifchen Grafenftaud erhoben worden. 1808 fette 
fih die Krone Holland in den Beſitz von Kuiephaufen und 1813 
wurde das Ländchen, jedoch mit Widerfprud des Grafen, un: 
ter die Oberhoheit von Oldenburg gezogen, 
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Ohne Beruͤckſichtigung dieſer Verſchiedenheit werben 
hier alle hinſichtlich der Standesherrn bekannt gewordenen 
Verordnungen vorkommen. 


Erſtes Kapitel. 


Koͤnigreich Preußen. 


Schon am 21. Juni 1815, alſo einige Tage nach der 
Unterzeichnung der deutſchen Bundes-Afte, erfolgte ein 
Edift des Königs von Preußen, welches der Fönigliche Ge— 
fandte am 3. Sept. 1818 dem Bundestag mit einer Er: 
Härung übergab, worin bemerft wird, daß das Preußi— 
fhe Gouvernement fi) bewogen gefunden habe, das vor 
bereitende Gefchäft in die Hände eines Staatsdienerd zu 
legen, von welchem die vorbereitenden allgemeinen und bes 
fonderen Verhandlungen mit den fürftlichen Häufern Solms» 
Braunfels, Solms» Hohenfolms, Wied-Runkel, Wied; 
Neuwied, Say: Wittgenftein » Berleburg und Sayn-Witt- 
genftein und Hohenftein ihrem Ende nahe gebracht worden 
feyen. j 

Die Verhandlungen mit den übrigen Standesherrn foll- 
ten nun alsbald beginnen, 

Das erwähnte Edikt bejtimmt Folgendes : 

1) Zuvörderft wiederholen und beftätigen Wir hier alles 
dasjenige, was ihnen (den Standesherrn) in der zu 
Wien am 8. Juni 1815 unterzeichneten deutfhen Bun— 
des-Akte im 14. Artikel verfichert worden ift. 

2) Wollen Wir Uns fortwährend bei der deutfchen Bun— 
des » Berfammlung dafür verwenden, daß den ehemals 
unmittelbaren NReichöftänden, alfo auch jenen Uns ange: 
börenden, einige Kuriat- Stimmen im pleno ber deut: 
fhen Bundes: Verfammlung beigelegt werden. 

3) Sollen, fie nicht nur bei dem Beſitz ihrer fämmtlichen 
Domänen und davon berrührenden Einkünfte geſchuͤtzt, 
fondern auch die direften Steuern ihnen belaffen werden, 
jedoch find diefe einer Revifion zu unterwerfen, und nad) 
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angemeſſenen Grundfägen, denen Unferer Unterthanen 
gleich, zu reguliren, nur zu des Landes Beften zu vers 
wenden, auch ohne Unfere Genehmigung nicht zu erhöhen. 

4) Sollen fie für ihre Perfon und Familien, desgleichen 
für ihre Domänen, die Steuerfreiheit von gewöhnlichen 
Perfonal» und Grundftenern genießen, welches jedoch 
nicht auf aufferordentliche und Kriegsfteuern zu beziehen 
ift, zu welchen fie verhäftnißmäßig mit beizutragen vers 
bunden find. Die indireften Steuern, davon Niemand 
frei feyn fann, zieht der Staat, und laͤßt fie durch feine 
Behörden erheben. 

5) Soll ihnen bie Benutung der Sagden aller Art, bes 
gleichen der Berg- und Hüttenmwerfe, verbleiben, jedoch 
dergeftalt, daß fie fih den Anordnungen des Staats 
fügen und diefem den Verkauf der erzielten Metalle, 
Mineralien und Fabrifate nad den Marftpreißen Iaffen 
müffen. 

6) Sind ihre Unterthbanen der Militärs Berfaffung Unfers 
Staats nnterworfen. Es bleibt den Standesherrn ins 
beifen frei, Ehrenwahen aus Männern, die ihre Milis 
tärverpflichtung erfüllt haben, beftehend, zu halten. 

7) Inſofern fie ehemals 2 Inſtanzen hatten, und im Stande 
jind, die Gerichte entweder allein, oder in Verbindung 
mit ihren Agnaten gehörig nach den Landesgefegen zu 
Fonftituiren, fol ihnen dies ferner geftattet werden. In 
der dritten Inſtanz wird folchenfalls bei Unferen Ober: 
Landesgerichten Necht genommen, bei denen die Stan- 
besherrn felbft, und die zu ihren Familien gehörenden 
Perfonen ihren privilegirten Gerichtsftand haben follen. 
Die von ihren Gerichten erfannten Strafen find der Re— 
vifton der Ober - Landesgerichte unterworfen, jedoch wird 
den Standesherrn das Recht vorbehalten, auf Milde: 
rung oder Erlaffung der Straf-Erfenntniffe bei Uns an- 
zutrageu. 

8) Uebrigens find fie Unſern Geſetzen und allgemeinen Pos 
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lizeis, Handels + und. andern Anordnungen und der 
Oberaufſicht des Staats in allen Stüden unterworfen; 
jedoch fol die Ausübung und Erefution von ihnen und 
ihrer Behörde gefchehen, zu welchem: Ende ihnen frei 
ftehen foll, verhältnißmäßig einen oder mehrere Landraͤ⸗ 
the Uns durch Unſere Regierungen zur Genehmigung zu 
präfentiren. 

Es ift Unſer ernftlicher Föniglicher Wille, daß dieſer 
Unſerer Verordnung, welche Wir fuͤr ein unabaͤnderliches 
Geſetz Unſeres Koͤnigreichs erklaͤren, allenthalben treu nach⸗ 
gelebt und ſolche treulich beobachtet werde ꝛc. 

Rad) dem Erfcheinen dieſes Edikts erfolgte jedoch nicht 
fofortiger Eintritt in den Genuß aller den Preußifchen 
Standesherrn zugeficherten Rechte, fondern erft nach dem 
Erjcheinen der Snftruftion vom 30. Mai 18%. 


| Der koͤniglich Preußiſche Gefandte erflärte am 20. 
Juli 1820 dem Bundestag, daß die Verhandlungen mit 
den Standedherrn feither fortgedauert hätten, man babe 
fih aber nicht früher als jet im Stande gefehen, dasje— 
nige, was ber Art. 14 ber Bundes: NAfte und das Edikt 
vom 21. Juni 1815 in allgemeinen Grundzügen enthielten, 
durch eine vollftändige Entwickelung ins Leben zu führen. 
Diefe ſey in einer Inſtruktion vom 30. Mai 1820 enthalten. 

Diefe erwähnte Infiruftion enthält folgende Beftim- 
mungen: 

5. 1. | 
1. Rechtsverhaͤltniß der Standesherrn im Allge- 
meinen. 

Die Unferer Hoheit (Souveränität) als erſte Stan- 
besherrn unterworfenen, vormals unmittelbaren deutfchen 
Reihsftände, genießen für ihre Perfonen und Familien, 
fofern fie zu den fürftlichen und gräflichen Häufern gehd- 
ren, und für ihre flandesherrlichen Befigungen diejenigen 
befonderen Rechte und Vorzüge, welche ihnen durch bie 
Verordnung vom 21. Suni 1815 und durch den Art. 14 
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der deutfchen Bundes » Akte zugefichert find. Dagegen lies 
gen ihnen auch die Pflichten ob, welche aus ihrer Unter; 
werfung unter Unſere Hobeit entfpringen. 
%. 2 
Huldigung. Die Häupter der ftandesherrlichen Fa— 
milien haben nicht nur bei jeder föniglichen NRegierungs- 
Veränderung, fondern auch bei ihrer Sufceffion in die 
Stanbesherrfchaft, Uns und Unfern Nachfolgern in der 
Negierung die Huldigung zu leiften. Wird diefe von Uns 
und Unfern Nachfolgern unmittelbar eingenommen, fo muß 
auch die Leiftung von den Standesheren perfönlich gefches 
ben; aufferdem fönnen fie biefelbe mittelft Einfendung ei- 
ner Urkunde, nachftehenden Inhalts, an die Behörbe, 
welche mit Einnahme der Huldigung beauftragt ift, ablegen: 
„Sch der unterzeichnete Eöniglich Preußifche Standesherr, 
„gelobe und verfpreche hiermit für mich und alle meine 
„Nachfolger, daß ih Sr. Töniglichen Majeftät ꝛc. und 
„Allerhoͤchſtdero Nachfolgern in der Regierung, von mes 
„gen meiner Perfon und meiner inländifchen ftandes- 
„berrlichen Befigungen und Gerechtfame, ald meinem 
„rechtmäßigen DOberhaupte (Souveraͤn) alle fehuldige 
„Irene, Ehrerbietung: und Gehorfamunverbrüchlich Teis 
„ſten, auch nach meinen Kräften alles dasjenige thun 
„und laffen will, was zur Abwendung Allerhöchitdero 
„Schadens oder zur Beförderung Allerhoͤchſtdero Nutzens 
„dienen kann.“ | 
„Ss wahr mir Gott helfe u. f. w.“ 
„Urkundlich meiner eigenhändigen Unterfchrift und beis 
gedrudten Siegeld.” 


Sn vorftehender Art ift auch die Huldigung von den» 
jenigen Standesherrn nachzubolen, welche fie noch nicht 
geleiftet haben. 

$. 3 

Leiftung ber Lehnspflicht. Zu gehöriger Able— 

gung der Lehnspflicht in allen Veränderungsfällen, wo es 
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fidy gebührt, find die Stanbesheren auch fortan in fo weit 
verpflichtet, als fie noch zu Uns in Lehns⸗-Verhaͤltniſſen 
ftehen. 

$. 4, 

Unterwerfung unter die Landes-Geſetze. Die 
Standesherrn find ſowohl für fih und ihre Familien, als 
auch bei Ausuͤbung aller ihnen zuftehenden Gerechtfame den 
allgemeinen Landes» Gefegen unterworfen. 


§. 5 

Titel und Wappen. ' Die Standesherrn und die 
ebenbürtigen Mitglieder ihrer Familien find berechtigt, die 
vor Aufldfung der deutfchen Reiche » Verbindung innege- 
habten Titel und Wappen zu führen, jedoch mit Weglaf: 
fung folder Worte und Symbole, durch welche einzig ihr 
Verhältniß zu dem deutfchen Neiche, oder ihre vormalige 
Eigenfchaft reihsftändifher oder reichsunmittelbarer regie⸗ 
render Zandesherrn, bezeichnet wakd. 


I. 6. 

Kanzlei-Ceremoniel. In Abfiht auf das Kanzs 
lei» Geremoniel, wird aus Unferm Kabinet, den Standes» 
herrn von fürftlihen und gräflichen Häufern, das Ehren» 
wort: Herr (Herzog, Fürft, Graf) oder Frau (Herzo— 
gin, Fürftin, Gräfin) gegeben, und von allen Landes- 
Behörden ift fammtlihen Standesherrn und den Mitglie; 
dern ihrer Familien in den an fie ergebenden amtlichen 
Ausfertigungen, die ihrer Geburt angemeffene Gourtoifie 
( Durchlaucht, Hochgeboren) zu ertheilen. 

Aufferdem follen denfelben, bei allen feierlichen Gele— 
genheiten, diejenigen Vorzüge zu Theil werden, welche ih: 
rem bevorrechteten Standes» Verhältniffe angemeffen find. 

6. 7 

Den die Standesherrlichfeit ausübenden Häuptern ſtan⸗ 
desherrlicher Familien von fürftlichen oder gräflichen Haͤu— 
fern, fo auch den, die Standesherrlichfeit verwaltenden 
mütterlichen oder agnatifchen Haupt-Bormündern oder Ad; 
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miniftratoren, bleibt unbenommen, in ihren Kanzlei-Schreis 
ben , Bollmachten und andern offenen Erflärungen, wenn 
folhe nicht an Unfere Hof-, Staats » und Militär » Behör- 
den gerichtet find, von fich in der mehrfachen Perfon durch 
Wir und Ung zu fprecen. 

$.: 8. 

Kirhengebet. In den ftandesherrlichen Bezirken 
fann in dem Kirchengebete, nach Uns und den Mitgliedern 
Unferes Haufes, aud des Standesherrn und feiner Familie 
Erwähnung gefihehen. Dem gemäß wird die Gebetöformel 
von Unſerer geiftlichen Ober: Behörde beftimmt werben. 

$. 9. 

Deffentlihe Trauer. Auch fann dafelbit öffent 
like Trauer ftattfinden, nad dem Ableben des Standes» 
berrn, feiner Gemahlin und feines vermuthlichen Nachfol- 
gers, mittelft Trauergeläuts und Unterbleibung öffentlicher 


Luftbarfeiten. 
$. 10. 


Ehrenwadhe. Den Häuptern der ftandesherrlichen 
Kamilien fteht frei, innerhalb ihres ftandesherrlichen Be— 
zirfd aus ihren Privat - Einfünften Ehrenwachen zu unters 
halten, welche jedoch dadurd) von der allgemeinen Mili— 
tärpflicht nicht befreit werden. 

$. 11. 

Freie Wahl des Aufenthalts. Die Standes: 
berrn und die Mitglieder ihrer Familien genießen die un: 
befchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum deut— 
fhen Bunde gehörigen oder mit demfelben in Frieden Ile; 
benden Staate zu nehmen. 

$. 12. 

Eremtionen der Standesherrn und der Mit: 
glieder ihrer Familien. Gie und bie Öptgtiene ihrer 
Familien haben die Befreiung 

a) von aller Militärpflichtigfeit, 

b) von ordentlichen Perfonal-Steuern jeder Art, aber 


nicht 


251 


c) von indireften Steuern, denen fie innerhalb und 
aufferhalb ihrer ftandesherrlicden Bezirke, gleih andern 
Landes - Einwohnern, unterworfen find. 

Bon dem Erbfchafts Stempel find fie jedoch bei Suf- 
ceffion in die Standesherrfchaft, welche in der Familie 
ftattfindet, unbedingt, bei andern Erbfchaften oder Ber- 
mädjtniffen aber nur infofern befreit, als diefe innerhalb 
der Standedherrichaft ihnen zufallen. 

$. 13. 

Gerihtsftand in Sivilfahen. Für Eivilftreitigs 
feiten haben die Standesherrn und die Mitglieder ihrer 
Familien einen privilegirten Gerichtsftand , dergeftalt, daß 
in ihren perſoͤnlichen Nechtöfachen, desgleichen in; folchen, 
welche ihre ftandeeherrlichen Befigungen oder diefen anfles 
bende Gerechtfame betreffen, dasjenige Ober - Landesgericht 
fompetent ift, in deffen Gerichtsfprengel fie, in Hinficht auf 
ihren Wohnort, oder nad den übrigen, bei der Sache ein 
tretenden Verhältniffen, zufolge der Randes-Gefege gehören. 


$. 14. 

Standesherrn find niemald aus dem Grunde allein, 
weil fie in Unferer Monarchie eine Standesherrfchaft bes 
figen, vor den biefigen Gerichten in blog perfönlichen An 
gelegenheiten Recht zu nehmen verbunden. Dagegen find 
fie, im Falle fie in mehreren Bundes» Staaten ftandes- 
herrliche Befigungen oder einen, auf andere Art geſetz— 
mäßig begründeten mehrfachen Perfonal » Gerihtsftand ha— 
ben, nach erlangter Volljährigkeit verpflichtet, vor dem 
Ober s Landesgerichte, in deffen Bezirk die Standesherrichaft 
gelegen ift, zu erklären, welchen in » oder ausländifchen 
Ort fie ld ihren Wohnfit betrachtet haben wollen. 

$. 15. 

Gewillführte oder teftamentliche, infonderheit Stamm: 
oder Familien - Austräge find in Givil» Streitigfeiten der 
Mitglieder einer ftandesherrlichen Familie unter fin nur 
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infofern fompetent, ald diejenigen Verfügungen, worin 
ſolche feftgefegt find, Unſere Beftätigung erhalten haben. 
$. 16. 
Gerichtsſtand in pyeinlihen Saden. 
a) Der Häupter der Familien. 

Sn Yeinlichen Sachen, mit Ausnahme der in Unferem 
Dienfte begangenen Verbrechen, genießen die Häupter der 
ftandesherrfichen Familien, fofern fie nicht den Gerichts— 
ftand eines Ober-Landesgerichtd vorziehen, einen privile— 
girten Gerichtsftand vor Austrägen, und es findet dabei 
folgendes Verfahren ftatt: 


a) die Unterfuchung gebührt dem Ober-Landesgerichte, 
welches nach den Landes-Geſetzen Fompetent ift und 
wird von einem durch das Präfidium zu ernennenden 
Mitgliede, unter Vorfiz des Präfidenten oder eines 
Direftord geführt ; 

b) die ordentlichen Kriminal- Gerichte und Polizei-Be— 
hörden jeden Orts find befugt und verpflichtet, wo _ 
nach den Gefegen überhaupt ein hinreichender Grund 
dazu vorhanden ift, fi) des Angefchuldigten auf eine 
dem Stande der Perſon angemeffene Weile zu verfis 
chern. Sie müffen jedocdy hiervon ohne DVerzug dem 
Dber » Landesgerichte ihres Bezirks Anzeige machen, 
und diefes hat innerhalb I3mal 24 Stunden, nad) er: 
baltener Anzeige, über die Nechtmäßigfeit der Haft 
und über die Einleitung des peinlichen Verfahrens, ei: 
nen Beihluß zu faffen. 

c) Bon dem Augenblide an, wo die Verhaftnehmung für 
rechtmäßig erkannt ift, bis zur völligen Wiederein- 
feßung des Angefchuldigten in feinen voriger’ Stand 
oder bis zu feinem Ableben, gebührt die Ausuͤbung der 
jtandesherrlichen Gerechtfame dem vermuthlichen Nach— 
folger, oder wenn diefer hieran verhindert ijt, dem 
nächften Agnaten, in deren Ermangelung einem von 
Uns zu ernennenden Adminiſtrator. Die Vermoͤgens⸗Ver⸗ 
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waltung kommt in einem ſolchen Falle demjenigen zu, 
welchen die Familien- Statute, wo aber diefe darüber 
nichts enthalten , die Landes-Geſetze beftimmen. 


d) Nach gefchloffener Unterfuchung werden die Akten an 
Unfer Zuftiz » Minifterium gefendet. Diefes bringt zehn 
ebenbürtige Standes » Genoffen, oder, in deren Er; 
mangelung, Perfonen, die ihnen an Rang oder Ges 
burt am nächften ftehen, dem Angefchufdigten in Bor: 
ihlag, von welchen diefer, innerhalb 24 Stunden nach 
gemachter Vorlegung, 5 auswaͤhlt. Die Ausgewähls 
ten werden von Uns mittelft Kabinets- Befehls zur Ab⸗ 
haltung des Aufträgals Gerichts nach Berlin berufen. 

©) Unfer Suftiz-Minifter, welcher in dem Aufträgal: 
Gerichte den Vorſitz führen fol, verfammelt die einbe- 
rufenen Aufträgals Richter, nimmt von ihnen zuvÖrs 
derit auf Gewiffen und Ehre dad Verſprechen zu forg- 
fältigfter Erwägung der Sache und vollfommener Uns 
yartheilichfeit in der Abftimmung, laͤßt ſodann durch 
zwei von ihm zu Referenten und Korreferenten er: 
nannte, auf die Juſtiz verpflichtete Räthe, die Sache 
aftenmäßig und mit beigefügten Nechtsgutachten vor- 
tragen, fammelt die Stimmen der Richter, zu welchen 
jedoch weder der Vorſitzende, noch die beiden Referen— 
ten gezählt werden, nach ihrer durch das perfönliche 
Lebensalter eines jeden befiimmten Sit» Ordnung, 
und bildet hieraus nach der Stimmen: Mehrheit ale 
Beſchluß das Endurtheil, welches von den Aufträgals 
Richtern zu unterzeichnen und von dem Borfigenden 
zu beglaubigen ift. 

f) Durch diefes Endurtheil kann in feinem Falle eine 
Konfiskation der ftandesherrlichen Befigungen des An— 
gefchufdigten verfügt werden, fondern wo auch diefe 
nach den beftehenden Geſetzen erfannt werden müßte, 
findet nur die Segueftration derjelben auf feine Le- 
benszeit und zwar zum Bortheil derjenigen, welche 
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derfelbe zu ernähren verbunden it, und zur Tilgung 
feiner Schulden ftatt. 
Der Ueberſchuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaß. 

8) Bor der Publifation und Vollziehung, die vor das 
Dber » Landesgericht gehören, welches die Unterfuchung 
geführt hat, ift das Urtheil jedesmal zu Unferer Be- 
ftätigung vorzulegen. Finden Wir Uns veranlaßt, 
die Strafe zu mildern oder den Angefchuldigten ganz 

zu begnadigen, fo ift das dem Legteren gleichzeitig mit 
der Publifation des Urtheils befannt zu machen. 

h) Gegen das publicirte Urtheil des Aufträgal» Gerichte 
findet feine weitere Inſtanz ftatt. Hat jedoch der An: 
gefhuldigte, ftatt eines Aufträgal » Gerichts, den Ge: 
richteftand vor einem Ober-Landesgerichte gewählt, fo 
wird in den gegen deffen Ausfpruch gefeglich zuläffi: 
gen Rechtsmitteln nichts geändert. 

$. 17. 
b) Der übrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Familien. 
Was den Gerichtsftand der Mitglieder einer ftandes- 
herrlichen Familie auffer dem Familien» Haupte in peinli- 
chen Rechtsſachen betrifft, fo genießen diefe, Militärvers 
brechen ausgenommen, denfelben privilegirten Gerichtsitand 
vor dem Dber »Landesgerichte, wie in birgerfichen Rechts: 
bändeln. In Hinfiht auf bloße Verhaftung gilt auch bei 
ihnen alles, was oben in Anfehung der Häupter ſtandes⸗ 

herrlicher Familien fejtgejegt iſt. 

$. 18. 

Gerihtsbarkfeit in nicht fireitigen Sachen der 
Standesherrn und der Mitglieder der Fa— 
milien. 

Anlangend die Gerichtsbarkeit in nicht ftreitigen Sa— 
chen der Standesherrn und der Mitglieder der Familien, fo ift 

a) die obervormundfchaftliche Behörde für einen Stan- 
desherrn und die ebenbürtigen Mitglieder feiner Fa⸗ 
milie dasjenige Ober» Landesgericht, in deflen Bezirk 
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die Standesherrfchaft gelegen ift, und wenn ein Stans 
desherr mehrere inländifche Standesherrfchaften befigt, 
dasjenige, in. deffen Bezirk der verftorbene Vater des 
zu bevormundenden zugleich feinen Wohnfig gewählt 
hatte (8.19), ohne Rüdfiht auf ausländifchen Gü- 
terbefig und etwaige Bevormundung. 

Das vormundfchaftliche Patent wird von dem Juſtiz⸗ 
Minifterium ausgefertigt und von Uns vollzogen. Die 
Grundfäge der Bevormundung, der vormundfchaftlichen 
Verwaltung und der Aufficht über dieſe, find zuvoͤrderſt 
aus den noch beftehenden oder fünftig unter Unſerer Ge: 
nehmigung zu errichtenden Familien-PVerträgen, auch aus 
dem nachzumweifenden Familien » Herfommen, in deren Ers 
mangelung aber, aus den Landes: Gefegen zu fchöpfen. 
Wo von Obrigfeitswegen die Ernennung eined Vormunds 
gefchehen muß, erfolgt diefelbe won Uns unmittelbar auf 
den Antrag des Suftiz » Minifters. 

b) Sn Fällen einer Erbtheilung unter Mitgliedern ber 
ftandesherrlihen Familien, bfeibt die Auseinander- 
fegung, fo Tange deshalb Fein Nechtsftreit entfteht, 
dem Haupte der Familie vorbehalten. Die Berfiege- 
fung, wo folche nöthig ift, gefchieht in der Standes; 
berrfchaft von ‚ihrer nÄächften Gerichts» Behörde, aufs 
ferhalb derfelben von derjenigen des Orts, welche nach 
den Gefegen dazu befugt it. Die Entfiegelung und 
Inventur gehört überall vor diejenige Gerichts - Bes 
börde, welche das Familien » Haupt dazu ermwählt. 


c) Sn allen Gegenftänden der freiwilligen Gerichtsbar- 
feit, in welchen die Landes : Gefebe die Wahl der ge— 
richtlichen Behörde den Intereſſenten nicht überlaffen, 
ift in Beziehung auf die Standesherrn und deren Fa— 
milien dasjenige Ober » Landesgericht Fompetent, vor 
welches die Sache nach den Landes » Gefegen gehört. 

d) Die fiandesherrlichen Befigungen werben in das Hy⸗ 
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potheken⸗Buch des Ober - Landesgerich8 eingetragen, 
unter welchem fie gelegen find. 
$. 19. 
Unterordnung in Polizei-Sachen. 

In Polizei-Sachen find die Standesherrn und die 
Mitglieder ihrer Familien verpflichtet, während ihres Auf: 
enthalts innerhalb ihres jtandesherrlichen Bezirks nur nad 
den Anordnungen der Provinzial-Regierung, bei einem 
Aufenthalt aufferhalb desfelben aber auch nad) den Anord⸗ 
nungen der Polizei Behörde des Orts ſich zu richten. 


9. 20. 

Familien-DBerträge der Standesherrn. 

Nah den Grundfägen der früheren deutfchen Verfaf- 
fung follen nicht nur die noch beftehenden Familien » Bers 
träge der ftandesherrlichen Häufer aufrecht erhalten wer: 
den, fondern es foll auch diefen die Befugniß zuftehen, 
fernerhin Verfügungen über ihre Kamilien-VBerhältniffe und 
Güter zu treffen. Gene Kamilien Verträge und diefe Ber: 
fügungen bedürfen jedoch, ehe fie eine vor den Gerichten 
verbindliche Kraft erhalten, Unfere Genehmigung, welche 
Mir ihnen, auf vorbergegangene Begutachtung der Pro- 
vinzial- Regierung und nad den Umftänden auch des 
Ober-Landesgerichts, nicht verfagen werden, fofern weder 
gegen die Rechte dritter Perfonen, noch aud gegen die 
Landes -Gefege etwas darin enthalten if. So weit es er: 
forderlih it, fol der Inhalt derfelben durch Unfere Lanz 
des» Behörden zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung 
gebracht werden. 

5, 2 

11. Rechts-Verhaͤltniß der Standesherrn in Be 

jiebung auf ihre Befißungen und Ein— 

fünfte, 

Den Standesherrn und ihren Familien bleiben, in 
Abfiht auf ihre Befitungen, alle diejenigen Nechte und 
Vorzüge, welche aus ihrem Eigenthum und aus beffen 
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ungeftörtem Genuffe herruͤhren. Dahin gehört. befonders, 
fofern die Lehns- Verbindung noch befteht, bei- ihren in- 
Iändifchen Privat: Aktiv Lehen, die Lehnherrlichkeit, bei ihr 
ren inländifchen Privat -Paffiv »Lehen, das nugbare Eigen» 
thum fammt den damit verbundenen Rechten. Was biejes 
nigen Lehns-Verhaͤltniſſe betrifft, in welchen ehehin einzelne 
Standesherrn zu Kaifer und Reich ftanden, fo find folche 
bei Vorberlehen der Standesherrn als aufgehoben, hinges 
gen bei inländifchen Reichs» Afterlehen der Standesherrn, 
Aktiv und Paſſiv-Lehen, fomweit diefe inmittelft nicht als 
lodifteirt worden find, als fortdauernd zu betrachten. 


$. 22, 
Sagb» und Fifherei- Gerehtigfeit, Berg- und 
Hüttenwertfe. 

Den Standesherrn bleibt in ihren ftandesherrlichen Be- 
zirfen die Benutung jeder Art der Jagd⸗ und Fifchereis 
Gerechtigkeit, der Bergwerfe, der Hütten» und Hammers 
werfe, fo weit fie ihnen bereits zufteht; jeboch muß dies 
felbe nach den Landes: Gefegen und den für deren Aus⸗ 
führung ergebenden Anordnungen ber oberen Staates Bes 
börden gefchehen, aud darf dem Staate der durch Unſer 
Edift vom 21. Suni 1815 vorbehaltene Vorkauf nicht vers 
weigert werben. 

%. 23 


Steuerfreiheit der Domänen. 


Die Standesherrn genießen bei ihren Domänen, ohne 
Unterfchied , ob bdiefelben in Domanial» Grundftiden oder 
Gefällen beftehen, wenn fie fchon vor Auflöfung des deut⸗ 
fhen Reichs zu ihrem nunmehr ftandesherrlichen Stamm: 
oder Familien» Gute gehört haben und von ihnen ſteuer⸗ 
frei befeffen worden find, die gänzliche Befreiung von ors 
dentlichen Grundfteuern. Diefe Befreiung findet auch auf 
bie aufferhalb des finnbesherrlichen Bezirks gelegenen Dos 
manial» Grunbdftücde und Gefälle Anwendung, wenn bie 
vorbemerften Bedingungen babei vorhanden find; iſt nicht 

17 | 
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auszumitteln, ob bie Domänen dieſer Art vor Auflöfung 
des deutfchen Reichs zu ihrem Stammgute gehört haben, 
ſo fol dies im Zweifel zu Gunften des Standesherrn 
vermutbet werden. 

Die Befreiung findet dagegen nicht ftatt: 

a) bei Gütern und Gefällen der Standesherrn, melde 
vor Auflöfung des deutfchen Neichd nicht zu ihrem 
Stammgute gehört, oder welche fie erft nach jener 
Auflöfung erworben haben. 

b) Auch kommt fie den Befigern ihrer in fremde Hände 
gegebenen Lehngäter, Erbleih- und Erbpacht-Guͤter, 
foweit diefelben von ihrem dinglichen Rechte oder ihrer 
Nutzung an jenen Gütern Grundftener zu entrichten 
baben, nicht zu ftatten. 

Die Standesherrn bleiben verpflichtet, von ihren Do- 
mänen zu aufferordentlichen Steuern, nn zu Kriegs⸗ 
fteuern verhältnißmäßig beizutragen. 


§. 24, 
Grund» und yatrimonialherrlihe Gerehtfame. 


Die grundherrlichen oder Patrimonial- Abgaben, fo- 
wohl Gelöhebungen, als auch Natural» Lieferungen, bes 
ftehend in Guts-Rekognitionen, Grund- oder Bodenzinfen, 
Renten, Zehnten, desgleichen Neubruch» oder Noval-Zehn: 
ten bei Urbarmachungen in folchen Bezirken, wo der Stan- 
desherr Univerfal-Zehntberechtigter ift und dergleichen, find 
den Standesherrn von ihren Patrimonialpflichtigen ferner: 
bin zu entrichten, fofern ſolche nicht feit Aufldfung des 
deutfchen Neichs durch Vertrag, Urtheil, Verjährung oder 
ausdrüdliches Gefeß aufgehoben worden. Ws von ber 
ehemaligen franzöfifchen, mweftphäfifchen oder bergifhen Re: 
gierung, bdesgleichen in denen von Naffau und Heffen- 
Darmftadt abgetretenen Landestheilen, durch die Geſetzge— 
bung der vorigen Regierung, grundberrliche Abgaben oder 
Dienfte ohne Entfchädigung der Berechtigten aufgehoben 
oder erlaffen worden find, da koͤnnen, in Beziehung auf 
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einen Berluft, welchen die Standeöherrn erlitten haben, 
feine anderen Grundſaͤtze eintreten, al8 welche wegen eines. 
ähnlichen Verluftes bei Unfern Domänen oder allgemein 
bei allen Grundherrn zur Anwendung fommen. Dagegen 
follen die Standesherrn auf die Abzüge, welche ihnen ihre 
Patrimoniafpflichtigen an den Domanialgefällen, wovon fie 
die Steuerfreiheit genießen, wegen der feit dem Eintritt 
der Mediatifirung neu auferlegten Steuern geſetzlich zu 
machen berechtigt find, aus Unfern Staats: Kaffen ent- 
ſchaͤdigt werben. 

§. 25. 


Befreiung ber Wohnung der Standesherrn von 
Einquartierung. 

Die in ihren ftandesherrlichen Bezirken und in ihren 
Domänen gelegenen Schlöffer und Häufer, welche zu ihr 
rem Wohnfig für beftändig oder abwechfelnd beftimmt find, 
nebft den dazu gehörigen Nebengebäuden, find frei von 
Einguartierung. 

$. 26. 
Erhebung direkter Steuern. 

Alle indirekten Steuern werden von ben, durch Uns 
fere Behörden beftellten Einnehmern erhoben und fließen 
auch in Unſere Kaffen. In Abficht derjenigen direften 
Steuern, welche zur Zeit der Publifation Unſeres Edikts 
vom 21. Zuni 1815 ſchon befanden haben, gefchieht die 
Erhebung, unbefchadet und mit Vorbehalt jeder Fünftigen 
Aenderung in der inneren Steuer-Verfaſſung, von den 
Standesherrn durch die.von ihnen zu beftellenden Einneh⸗ 
mer. Es treten hierbei, deögleichen wegen Verwendung 
diefer Steuern, folgende befondere Grundfäge ein: 

a) die Erhebung der Steuern im ftandesherrlichen Bezirke 
gefchieht in einer übereinfliimmenden Form der Ber- 
waltung, wie in dem Uns unmittelbar unterworfenen 
Gebiete. Es müffen daher die Einnehmer, welche die 
Standesherrn beftellen, Unſerer Finanz» Behörde die⸗ 

17 * 


felbe Dualififation nachweifen und Kaution leiften, 
wie diejenigen, welche von ihr unmittelbar ernannt 
werden; deshalb find fie auch der Provinzials Negies 
rung zur Betätigung vorzufhlagen. Die Aufſicht und 
Kontrolle diefer verfchiedenen Einnehmer fteht dem Lands 
rath des Kreifes zu. 

b) das jährliche Einfommen an jenen direften Stenern 
ift alfo zu verwenden: 

4) zuerft ift daraus die Entfchädigungs-Nente zu bes 
richtigen, welche ein oder der andere Standeöherr, 
in Gemäßheit der früheren Auseinanderfegung mit 
feinem vormaligen Souverän, oder vermöge Linferes 
ts vom 21. Juni 1815, oder der gegenwärtigen 
Inſtruktion etwa zu fordern hat; ferner fol 

2) bie jährliche Verzinfung und die allmählige Tilgung 
ber auf ben ftandesherrlichen Bezirk übernommenen 
Staats- Schuld daraus erfolgen ; 

3) ift der Bedarf auszumitteln, welchen, auffer ben 
Koften der Steuererhebung, die Verwaltung der Sus 
ſtiz und Polizei, desgleichen die Aufficht über Kirchen 

und Schulen, im ftandesherrlichen Bezirke, verglichen 
mit einem ähnlichen, Uns mittelbar unterworfenen 
Gebiete desfelben Negierungs- Bezirks, nach einem 
billigen Anfchlag fordert, und diefer den Standes 
herrn ebenfalls auf die direften Steuern anzuweiſen; 

4) bleibt nad) Abzug diefer Verwendungen noch ein 
Ueberfhuß an direften Steuern, fo muß derſelbe zu 
der Regierungs-Haupt-Kaffe abgeführt werden, reicht 
aber die Einnahme nicht zu, fo ift das fehlende aus 
ben uͤbrigen, von dem ftandesherrlichen Bezirke in die 
Regierungs- Haupt= Kaffe fließenden Einkünften zuzus 
fchiegen. Zu diefem Ende muß ein förmlicher Etat 
mit jedem Standesherren angelegt werden. 

%. 27. 

Menn über die Frage: ob eine noch beftehenbe Abgabe 
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grundherrlich fey, ober bie Natur einer Steuer habe? zwi⸗ 
fhen Unferen Behörden und den Standesherrn Streit ent- 
ſteht, und derfelbe in Güte nicht zu vermitteln ift, fo fol 
die Sache zur progeffualifchen Erörterung vor die Gerichte 
gewiefen, von diefen aber im Zweifel für den Standes⸗ 
berrn entfchieden werben. 
$. 28. 
Gerihtönugungen. Gerichtsnutzungen, welde in 
der Provinz, wo die Standesherrfchaft gelegen iſt, vor⸗ 
-tommen, fallen den Standesherrn zu, fofern fie nicht nad) 
den Grundfägen des allgemeinen Landrechts Th. II.Tit. 17 
F. 113 bi 126 dem Staate oder den Armenfaffen vorbes 
halten find. Zu den dem Staate vorbehaltenen Nugungen 
gehören die fisfalifchen Strafen, ne in Steuer⸗ 
Kontraventiong + Saden. 


Genuß ber Dispenfatlons » und Ronceffions 
Gelder. 

Die Standesherrn beziehen die gefeulich zuläffigen Diss 
yenfationd » und Konceffionsgelder , fomweit fie vermöge der 
ihnen zuftehenden Ausaͤbung von Polizei» und Konfiftorial- 
Rechten, nady Inhalt der Landes Gefege, Dispenfationen 
und Konceffionen zu ertheilen befugt find. 

$. 30. | 
Brüdfens und Chauffee-Gelbd. 

Hat ein Standesherr Brüdengeld, Pflafters, Weges 
oder Chauffeegeld und ähnliche*zur Unterhaltung öffentlicher 
Anftalten beftimmte Abgaben hergebracht oder wird er kuͤnf— 
tig dazu berechtigt, fo ift der Ertrag diefer Abgabe zunächft 

zu dem beftimmten Zwede zu verwenden. Don diefen Abs - 
gäben ift der Standesherr für fi und die Mitglieder feiner 
Familie innerhalb des ſtandesherrlichen Bezirks befreit, 
wenn er biefelben auch nicht bezieht. 
SG 31. 

Rechte der Standesherrn in Beziehung auf 

Kommunal⸗Laſten. — Es fteht den Standesherrn frei, 
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für ihre Perfon und-Familie in Abſicht aller perfönfichen 
Beziehungen und Leiftungen aus der Verbindung mit den - 
Gemeinden auszufcheiden. 

Auch follen die im Kommunal-Berbande begriffenen Be; 
figungen ber Standesherrn, bei welchen fie die Befreiung 
von der ordentlichen Grundfteuer genießen, in Abficht aller 
Kommunals Rechte und Verbindlicjfeiten fo weit nicht Ver: 
träge oder ergangene Judikate ein Andered befonders feit 
fegen, den königlichen Domänen berfelben Provinz unter 
einerlei Verhältniffen gleich geachtet werden. 

Wegen der bis zu dem GEintritte diefer Veränderung 
in einem und dem anderen Falle etwa ſchon erworbenen 
Rechte, bleibt die Auseinanderfegung den Intereſſenten 


vorbehalten. 
§. 32. 


Gemeinde-Abgaben, ſoweit fie in der Lokal⸗, Pro⸗ 
vinzial » oder allgemeinen Landes-Verfaſſung gegruͤndet 
find, fließen in die Kaffe der betreffenden Gemeinde, und 
werden unter ftandesherrlicher Aufficht zum Beten der Ge: 
meinde verwendet. 

$. 33. 
Dienfte der ftandesherrlihen Unterfaffen. 

Frohnd » oder Patrimonials Dienfte, namentlid Hands 
und Spanndienfte, deögleichen Gerichtsdienfte, und niedere 
Polizeidienfte, in der vor Auflöfung des deutfchen Reichs 
hergebrachten Art, jo weit unterdeffen durch Vertrag, Ur: 
theil, Verjährung oder Geſetz feine Aufhebung oder Ver; 
Anderung erfolgt ift, haben bie ftandesherrlichen Unterfaf: 
fen ihrer Standesherrfchaft, Gemeindedienfte, ven Gemein 
den wozu fie gehören, Staatödienfte, allein Uns, auf die 

"Anordnung Unferer Behörden, zu leiften. 
$. 34. 
Rechte der Standbesherrn a) in Abficht der Bei- 
treibung rüdftändiger Einfünfte, 

Sn Abſicht auf Erhebung und Beitreibung ber von den 

Standesheren zu beziehenden Steuern, Nußungen und Ab- 
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gaben, wie auch ihre liquiden Domänen-Gefälle, bei leg» 
teren jedoch nur auf einen zweijährigen Ruͤckſtand, des— 
gleichen zu orbnungsmäßiger Benugung der ihnen zu lei- 
ftenden Lehn⸗, Frohn- und Gerichtödienfte, genießen die 
ſtandesherrlichen Behörden, bei gleichen Pflichten, diefelben 
Rechte, welche Unferen für die Beziehung folcher Abgaben 
und Dienfte angeordneten Behörden zukommen. 


35. ° 
b) In Abfiht ihrer Vertretung bei den darüber 
entftehenden Redhts- Streitigkeiten. 

In Redts-Streitigfeiten eines Standesherrn mit fei- 
nen Domanial» Pächtern, Abgabe» oder Dienftpflichtigen, 
Schuldnern und Gläubigern können diejenigen feiner Do— 
manial-, NRent= oder Verwaltungs: Behörden, in deren 
amtlichen Wirfungsfreis die Sache einfhlägt, für ihn als 
Haupt» oder Nebenpartheien ‚gerichtlich auftreten. Diefe 
beduͤrfen hierzu Feiner befonderen Legitimation ‚ wenn die 
Behörde ein ſtandesherrliches Kollegium bildet, oder der 
Einzelne für fein Amt gerichtlich verpflichtet ift. 

$. 36. 
Allgemeines BVerbältniß zu den ſtandesherrli— 
hen lUnterfaffen. 

Die flandesherrlichen Unterfaffen haben als Landes: 
Unterthanen, Uns und Unfern Nachfolgern in der Regie: 
rung in berfelben Art, wie die übrigen Einwohner ber 
Provinz Huldigung zu leiften. Bei Aufnahme neuer Uns 
terſaſſen und fo oft eine Veraͤnderung in der Perfon des 
zur Ausübung der Standesherrlichfeit berechtigten Haupts 
. ber Familie erfolgt, kann aber auch ein Standesherr von 
feinen Unterfaffen die Unterfaffen » Pflicht in folgender Art 
angeloben laſſen: 

daß fie nähft der Uns, als ihrem regieren- 

den Landesherrn, fohuldigen Untertbanen: 

Pfliht dem (Namen) Standesherrn, als ihrer 

Randesherrlihen Obrigkeit, gebührenpde 
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Achtung und Gehorfam jederzeit ermweifen 


wollten. 
$. 37. 


Ausübung beftimmter Regierungs-Rechte durch 
die Standesherrn. 

Den Standesherrn fteht die Ausübung beftimmter Ne- 
gierungsrechte, nad) den Landesgeſetzen und nad den für 
deren Ausführung ergebenden Anordnungen der betreffen- 
den Oberbehoͤrden unter deren Auffiht zu. Diefe Rechte 
find folgende: | 

$. 38. 
Standesherrlihe Gerichtsbarkeit. 

Es gebührt ihnen in ihren Standesherrfchaften die 
Ausübung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, ſowohl in ftrei- 
tigen ald nicht ftreitigen Sachen, der peinlichen, desglei— 
chen auch der polizeilichen und der Forit- Gerichtöbarfeit, 
wo bdiefe befonders beftehen. Königliche Beamte und alle 
Erimirte find, wenn fie auch in der Standeöherrfchaft woh— 
nen, von der ftandbesherrlichen Gerichtsbarkeit ausgenommen. 

$. 39. 
Gerichte zweiter Inſtanz. 

Diejenigen Standesherrn, welche während der deut- 
ſchen Reicheverbindung für ihren jett ftandesherrlichen Be— 
zirf Die Nechtspflege auch in zweiter Suftanz, ohne Wider; 
ſpruch der höchften Reichs» Gerichte, ausgeübt haben, fol: 
len, fofern fie e8 verlangen, auch in Zufunft dazu berech> 
tigt feyn, wenn zu den Koften für das, Behufs der zwei- 
ten Inſtanz zu beftellende Kollegium, welche durch die Spor; 
teln und andere Gerichtsnugungen nicht auffommen, ber 
oben ($. 27 Lit. b. num. 3) nachgewiefene Fond, neben ans - 
dern daraus zu beftreitenden Berwaltungsfoften,, binreicht, 
oder fie das Fehlende aus Privatmitteln zufchießen. Stans 
besherrn, die als Agnaten zu einem Haufe gehören, füns 
nen auch zu ihrer Erleichterung ein gemeinfchaftliches Ap— 
pellationd; Gericht für ihre Standesherrfchaften errichten. 
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$. 40. 
Drganifation der ftandesherrlihen Gerichte. 

Die ſtandesherrlichen Gerichte erſter Inſtanz muͤſſen 
mindeſtens aus einem Richter und Aktuar, die ſtandes⸗ 
herrlichen Obergerichte mindeſtens aus einem Direktor ‚amwei 
Mitgliedern und einem Beifiger, beögleichen aus einem 
verhäftnißmäßigen Subalternen » Perfonale beftchen. Auch 
haben fie die Qualififation nachzumeifen, wovon bie An- 
Rellung der Richter bei Unfern Unter; und Obergerichten 
geſetzlich abhängt. 

$. 4, 
Kompetenz ber ftandesherrlihen Gerichte, 
a) Sn Civil-Sachen. 

Für jedes ftandesherrliche Gericht erfter Inſtanz, wenn 
fein ftandesherrliches Appellationg »s Seriht vorhanden 
ift, aufferdem aber für diefes, bildet Unfer Ober - Landes 
gericht derfelben Provinz die unmittelbar höhere Inftan;. _ 

Das ftandesherrliche Dbergericht ift die erfte Inſtanz 
für die flandesherrlichen Beamten, mit Ausnahme des Dis 
rektors, ber Näthe und Beifiger des Obergerichts, welche 
ihren Gerichtsftand auch in erfter Inſtanz bei dem Dber- 
Landesgerichte der Provinz haben. Bor diefem nehmen 
auch alle ftandesherrlichen Beamten in erfter Inſtanz Recht, 
wo fein befonderes ſtandesherrliches Obergericht gebildet 


wird, 
$. 2. 
b) In peinlichen Saden. 

In peinlihen Sachen wird ‚das erfte Erfenntniß von 
bem ftandesherrlichen Obergerichte abgefaßt, die zweite In- 
ftanz ift vor Unferem Ober-Landesgericht. Exiſtirt aber 
in einer Standesherrfhaft fein Dbergericht, fondern nur 
ein Untergericht, fo hat ſelbiges in allen Fällen, wo auf 
eine höhere Strafe als vierwoͤchentliches Gefängniß, fuͤnf⸗ 
zig Thaler Geldbuße oder eine leichte Zuͤchtigung erfannt 
wird, das Erfenntniß mit den Akten an das vorgefeßte 
Ober » Landesgericht einzuſenden, welches alsdaun nach der 
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Borfchrift Unferer Kriminal- Ordnung 6. 513 auch in den 
Provinzen, wo felbige noch nicht publiziert ift, zu verfah⸗ 


ren bat. 
F. 43. - 


Auffiht über die ftandesherrlihen Gerichte. 

Die ftandesherrlichen Untergerichte ftehen zunächft unter 
der Aufficht der ftandesherrlichen Obergerichte, beide aber 
unter der Aufficht Unferes Ober » Landesgerichts, zu deſſen 
Bezirk fie gehören. 

§. 44 Ri 

Standesherrlihe PolizeisVBermwaltung. 

Den Standesherrn fteht ferner in dem ganzen Umfange 
ihrer ftandesherrlichen Bezirke, auch über erimirte Perfo- 
nen, die niedere Polizei, bie zur Grenze zu, wie folche 
von Unferen Regierungen durch die Landräthe verwaltet 
wird. Sie üben diefelbe aus 

a) durch ofal: Polizei: Beamte in derfelben Art, als es 
unter gleichen Umjtänden, unmittelbar in Unferm Na— 
men gefchieht. 

b) Durch einen Oberbeamten, welcher unter dem Titel 
eines flandesherrlichen Polizei- oder Regierungs-Raths 
die Aufficht und Leitung der Lokalpolizei-Aemter führt, 
und die Gewalt ausübt, welche Unferen Landräthen 
zufteht. | 

c) Die Auffiht über die Stadt» und Dorf-Kommunen 
in den ftandesherrlichen Bezirken, desgleichen die Kon: 
furrenz der Standesheren bei der Wahl und Anſtel- 
lung der Borgefegten und Beamten jener Kommunen, 
muß fich innerhalb derfelben Grenzen halten, welche 
die bereits beftehenden oder noch zu erfaffenden Ge— 
meinde - Ordnungen Unferen Regierungen und Land» 
räthen in Beziehung auf die unmittelbar unterworfe: 
nen Gemeinden vorfchreiben. 

Der unter b gedachte Oberbeamte muß die Qualifikation 
eines Landraths nachweiſen. 
Wollen die. Standesherrn von der Befugniß zur Ans 
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ftelfung eines folchen Oberbeamten, wegen der für feinen 
Unterhalt erforderlichen Koften feinen Gebrauch machen, 
fo geht die demfelben unter b beigelegte Ausübung der Po: 
fizei auf Unferen Landrath über, 

$. 45. 

Die in der Standesherrfchaft für ausuͤbende innere 
und Auffere Heilfunde und für Geburtshülfe nöthigen Be: 
amten können von den Standesherrn, bei vorher nachges 
wiefener Qualiftfation, angejtellt werden. 

| $. 46. 

Die ftandesperrlichen Polizei Behörden find in dem 
Maaße ald es im Amte Unferer, denfelben forresfpondi- 
renden unmittelbaren Beamten liegt, eben fo befugt als 
verpflichtet, die zur Ausführung Unferer Polizei - Gefege 
und der Polizei» Ordnungen Unferer Ober : Behörden nds 
thigen Anftalten zu treffen, und Befehle zu erlaffen, auch 
PolizeisBergehen durch gefeßmäßige Strafe zu ahnden. - 

$. 47. 

Polizeiftrafen, zu deren Anfegung® und, wenn fie in 
Geld beftehen, zu deren Erhebung, die ftandesherrlichen 
Behörden befugt find, koͤnnen auch , bei vorwaltenden un 
tadelhaften Urfachen, von der Standesherrfchaft gemildert 


oder ganz erlaffen werben. 
i $. 48. 


Forft-Polizei. Die Handhabung der niederen Forit- 
Polizei, auch auffer ben ihnen ausſchließend, zugehörigen 
Waldungen, in dem ganzen Umfange des ftandegherrlichen 
Bezirks, gehört ebenfalls zu den Gerechtfamen der Stan 
desherrn. Sie tiben fie durch Forſtbeamte aus, deren Qua⸗ 
lifikation Unſerer Provinzial: Regierung nachzumeifen tft. 
Sn Rüdfiht auf Kommunal: Waldungen müffen aud die 
ftandesherrlichen Behörden die Schranfen beobachten, welche 
die Gefeße Unferen eigenen Behörden vorzeichnen. 

| $.- 49. 

Berhältniß der ftandesherrlihen Polizei- 

Behörden, a) zu dem Landrath des Kreifeds.— Der 


\ 
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Landrath, welcher Unfere Gerechtfame verwaltet, iſt nicht 
befugt, an die Standesherrfchaft oder an deren Polizeis 
Behörden in polizeilichen Angelegenheiten Verfügungen zu 
erlaffen, wohl aber find die letztern verpflichtet, ihm auf 
feine Reguifition über alle Gegenftände der Polizei - Ber: 
waltung Auskunft zu geben. Er bleibt das Organ, durch 
welches die Provinzials Regierungen von dem Gange und 
dem Zuftande diefed Zweige der Verwaltung im ſtandes⸗ 
herrlichen Bezirke Kenntniß nehmen kann. 
$. 50, 
b) Zu der Provinzial:Regierung. 

Der ftandesherrliche Oberbeamte für die Polizei-Ber- 
waltung fteht in derfelben Art unter der Leitung und Aufs 
fiht Unferer Regterung, wie Unfer Landrath. Es findet 
daher auch von feinen Verfügungen und Anordnungen der: 
felbe Rekurs ftatt. 


- 


$. 51. 
Stanbesherrlihde Gerehtfame, in Beziehung 
auf Kirchen und milde Stiftungen. 

Das Kirheh-Patronatreht und die Beftellung ber 
Schullehrer haben die Standesherrn, infoweit, als ihnen 
das eine und Die andere vor Auflöfung des deutfchen 
Reichs zuftand und darin mittlerweile weder zu Gunften 
einer Privatperfon, noch der Kirchen- Gemeinde, eine Ver; 
Änderung vorgegangen ift. 

[} $. 52. 

Den Standesherren gebührt überdbem, im ganzen Ums 
fange ihrer ftandesherrlichen Bezirke, die Aufficht uͤber 
Kirhen, Schulen, Erziehungs »Anftalten und milde Stif- 
tungen, infonderheit Aber gewiffenhafte Verwaltung der 
biefen Gegenftänden gewidmeten Fonds. Diefe Aufficht 
wird von ihnen durch befondere geiftliche und Schul- Ins 
fpeftoren ausgeuͤbt. Auch ift ihnen erlaubt, durch Berei- 
nigung berfelben mit dem Ober» Beamten, welcher die Po- 
lizei- Verwaltung führt und mit einem Mitgliede des ftanz 
desherrlichen Ober Gerichts, zu einem follegialen Betrieb 
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der dahin einſchlagenden Gefchäfte ein befondered Konfis 
ftorium zu bilden. Letzteres, oder, wo ein bejonderes Kon⸗ 
fiftorium nicht gebildet wird, der ie und ber Schul- 
Inſpektor, darf jedoch 


a) nichts vornehmen, was nad ber Dienft + Infruftion 
vom 23. Oft. 1817 in den Wirfungsfreis Unferer Kon- 
fiftorien, oder, in Fatholifchen Kirchenfachen, Unſeres 
Ober » Präfidenten gehört. Hierbei koͤnnen biefelben 
nur in Auftrag und auf Anweifung Unferes Konfiftos 
riums oder des Ober - Präfidenten handeln. Der geift 
Tiche Inſpektor vertritt für den fandesherrlichen Bes 
zirf die Stelle des Superintendenten. 
b) Die Befugniffe der Standesherrn und ihrer Konft- 
ftorial» Behörden befchränfen fich einzig auf die Ge- 
genftände, welche der $. 18 der Negierungs » Zuftruf; 
tion vom 23. Oft. 1817 der befonderen Kirchen » und 
Schul: Kommiffion zuweiſt. 
c) Auch hierbei ftehen fie unter Aufficht Unferer Provins 
 zial» Regierung und ber eben gedachten Kommiffion, 
an welche die ſtandesherrliche Konfiftorial » Behörde zu 
berichten und von der fie Verfügungen anzunehmen hat. 
d) Die Auffiht tritt befonders darin ein, daß die Bes 
fegung fämmtlicher Geiftlichen » und Schuflehrerftellen, 
desgleichen die Beftätigung der von Privatperfonen 
dazu erwählten Subjefte, infoweit eine und die an 
dere den Standesherrn zufteht, nur unter Zuftimmung 
Unferer verfaffungsmäßig dazu geeigneten Ober» Bes 
börden gefchehen Fann. 

$. 53. 
In Abfiht der Kirchen», Kollegials , oder Social- 


Rechte bei evangelifchen Kirchen » Gemeinden, kommen auch 
in den flandesherrlichen Bezirken die Grundfäge in Anwens 


dung, welche Fünftig durch die Synodal⸗ Ordnung werden 
feſtgeſetzt werden. 


§. 54. 
Allgemeines Verhaͤltniß der ſtandesherrli— 


270 


hen Bezirfe zu den Kreifen, in Abficht der Ausuͤ— 
bung der untergeordneten Regierungs-Rechte. — 
Für die Ausübung der Gerichtsbarfeit, der Polizei-Verwals 
tung und der Konfiftorial» Gerechtfame na) Maaßgabe 
ber vorhergehenden Beftimmungen, bilden die Standes; 
berrfchaften zwar eigene Bezirke; Wir behalten Uns jedoch 
«vor, diefelben theild unter fih, theils durch Verbindung 
mit einem Und unterworfenen Gebiete, wiewohl für die 
übrigen Verwaltungszweige ald abgefonderte Territorien 
beftehend, zu Iandräthlichen Kreifen zu vereinigen, je nach— 
dem ein überwiegendes Intereſſe der höheren Verwaltung 
oder auch der, in dem betreffenden Bezirke wohnenden Un; 
tertbanen das Eine oder das Andere rathfam macht. Der 
von Uns beftellte Landrath bt in dem ſtandesherrlichen 
Bezirfe alle den Standesherrn in dem Edift vom 21. Juni 
1815 und in der gegenwärtigen Snftruftion nicht zugetheils 
ten, und daher Uns vorbehaltenen Negierungs Rechte in 
der verfaffungsmäßigen Verwaltungs » Ordnung aus. Wo 
er einer Mitwirfung der ftandesherrlihen Behörden für 
diefen Zweck bedarf, find dieſelben verpflichtet, auf die 
an die ftandesherrliche Dber » Behörde von! ihm ergebende 
Reguifition, ihm alle dienftliche Hülfe, wie Unfere ihm un- 
mittelbar untergeordneten Behörden, zu leiften. Zu jenen 
Uns vorbehaltenen Rechten gehören befonderg die Gefchäfte, 
weldye die Aushebung zu Unferem Kriegsheer und die Lan— 
desbewaffnung im Allgemeinen, ferner die direkten und in- 


direften Steuern angehen. 
$. 55. 


Publifation der Gefege und Verordnungen vor- 
gefetter Behörden in den ſtandesherrlichen 
Bezirfen. 

Die Publikation Unferer Gefeße und aller auch auf 
die ftandesherrlichen Bezirfe anmwendbaren Verordnungen 
Unferer Dber » Behörden, gefchieht durch die Gefeg-Samm- 
fung und die Amteblätter, ebenfo für die Standesherr- 
haften, als für den uͤbrigen Regierungs-Bezirk, zu wel: 
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chem fie gehören. Auch haben die fandesherrlichen Beam; 
ten, wenn diefe Uns zugleich verpflichtet werden, in den 
felben Berbältniffen, als Unſere unmittelbaren Beamten, 
die Geſetz⸗ Sammlung und Amtsblätter auf ihre Koſten 
zu halten. | | 
| $. 56. 
Berbältniß der fLandesherrlihen Beamten im 
Allgemeinen. 


Die Beamten, welche die Standesherrn für die Ausuͤ— 
bung aller ihnen überlaffenen untergeordneten Negierungss 
Rechte ernennen, find zugleich ald Staatsdiener zu be- 
trachten. Daher 


a) bedürfen fie alle, -mit dem Nachweife gleicher Quali- 
fifation, auch der Beftätigung derjenigen Unferer Bes 
börden, von welchen die Anftellung Unferer unmittel- 
baren Beamten gleicher Kathegorie abhängt. Diefe 
Beftätigung ift nicht nöthig bei den Subalternen in 
dem Kanzlei» und Regiftratur Dienfte. 

b) Sie werden in ihrem Amts» oder Dienfteid auch Uns 
von den Standesheren dahin verpflichtet : 

daß fie Uns und allen Unferen Nachfolgern in der 
Regierung treu, gehorfam und unterthänig feyn, | 
nach ihren Kräften Unfern Schaden abmwenden und 
Nutzen befördern, das ihnen anvertraute Amt nad) 
den Landes» Gefegen treu, fleißig und gewiffenhaft 
verwalten, die von den ihnen vorgefesten Behörden 
ihnen zufommenden Aufträge, Befehle und Weifun- 
gen gehörig vollziehen und die durch Unfer Edikt 
vom 21. Juni 1815 und gegenwärtige Snftruftion 
fefigeftellten Rechtsverhältniffe überall gebührend be- 
achten wollen; aud daß fie dem (Namen) Standes: 
berrn, als ihrer Standes- und Dienftherrfchaft, fo 
wie deffen Nachfolgern, alle fohuldige Treue und 
gebührenden Gehorfam jederzeit ermweifen, besfelben 
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Beſtes möglichft befördern, feinen Schaden aber ab⸗ 
wenden wollen. 

in Hinficht auf Entlaffung, Verfegung, Penfionirung, 
Suspenfion und Entfeßung genießen fie diefelben Rechte, 
wie Unfere für gleichen Zweck angeftellten Beamten, ftehen 
jedoch denjenigen von diefen, welche gleichen Amts⸗Cha— 
rafter mit ihnen haben, im Range nad. 

c) Wegen des Beitritts zur allgemeinen Wittmen-Kaffe, 
gelten bei ihnen biefelben Beftimmungen, wie bei Uns 
fern Staatödienern. 

d) Sn den Verhandlungen ftandesherrlicher Behörden, 
die ihnen nicht vorgefeßt find, ift wechfelfeitig die Form 
bes Erſuchens, der Empfehlung und der Mittheilung 
zu beobachten. 

$., 57. 

Eine unmittelbare Einwirfung in die materielle Ges 
[häftsführung ihrer Beamten und Behörden fteht dem Stans 
desherrn nicht zu. Wohl aber find fie befugt, von denfel- 
ben Auskunft und Bericht zu fordern, Unvrdnungen und 
Verzögerungen durch fehriftliche Ermahnungen und Befchle, 
aud durch Drönungsftrafen, welche letztere ihnen jedoch 
gegen die Einnehmer der direften Steuern und gegen rich— 
terlihe Beamte nicht zufommen, bis zu dem Maaße, als 
Unfere Regierungen androhen und verfügen fönnen, ent- 
gegen zu wirfen, und alles dasjenige zu veranftalten, was 
dem formellen Gefchäftsbetriebe beförderlih if. Gebuͤh— 
ren, welche ihre Behörden beziehen, desgleichen Strafen 
für Polizei-, Forſt- und Jagdvergehen, welche von diefen 
feftgefegt werden, können fie auch unmittelbar erlaffen. 

$. 58. 

Aufbringung der mit der Ausübung ſtandes— 
berrliher NRegierungs » Redte verbundenen | 
Koſten. | 
Soweit zur Beftreitung des Aufwands, welcher auf 

die, einem Standesherrn überlaffene, obrigfeitliche Vers 

waltung an Befoldungen, Penfionen und fonftigen Beduͤrf⸗ 
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niffen und Ausgaben zu machen ift, weder bie befonderen 
Einnahmen, welche einzelnen Zweigen jener Verwaltung 
gewidmet find, 3. B. die Gerichtsnutzungen, noch auch der 
oben ($. 26 b. 3.) beftimmte Betrag aus den Steuern nicht 
binreichen,, ift das Fehlende von dem Standesherrn aus 
eigenen Mitteln beizufchießen. 

$. 59. 
Beamte für Privat-Angelegenheiten der Stam 

besherrn. 

Für ihren Hausſtaat, für die Verwaltung ihrer Dos 
maͤnen, ihre Lehn- und Patrimonial: Gerechtfame, für 
alle ihre Familien = und Privat s Angelegenheiten Fönnen 
die Standesherrn aus ihren Mitteln eigene Diener anftels 
Yen, bei ihren Gerichten eiblich verpflichten laſſen, auch 
benjelben Titel beifegen, welche ihren jtandesherrlichen Vers 
hältniffen und dem amtlichen Wirfungsfreife der Diener 
angemefjer find. Auch fteht ihnen frei, drei oder mehrere 
diefer Diener für die Beforgung der eben gedachten Anges 
Tegendheiten in ein Kollegium , als Rentkammer- oder Dos 
mänen » Kanzlei zu vereinigen. Will ein Standesherr zu. 
diefen Gefchäften auch eines und des anderen ftandesherrs 
fihen zugleich für den Staatsdienft angejtellten Beamten 
fi) bedienen, fo muß, zur Vermeidung einer Pflichtens 
Kollifion, die Genehmigung der vorgefegten Provinzials 
Behörden eingeholt werden. 

$. 60. 

Das Berhältniß der im vorigen $. erwähnten Diener 
zu der Dienftherrfchaft ift blos privatrechtlich. Ueber ges 
genfeitige Rechte und Berbindlichfeiten, auch in Abficht der 
Entlafung und Dienftveränderung, entfcheidet allein der 
Dienftvertrag, und wenn darüber Gtreit entiteit, das 


fompetente Gericht. 
$. 61. 


Veränfferung der Rechte der Standesherrn und 
war a) der Eigenthumsrechte. 
Beräuffern kann ein Standesherr feine Eigenthums⸗ 
18 
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rechte und die davon herrührenden Einkünfte, namentlich 
feine Domänen» und Privatgüter, feine Bergwerfe, Hit: 
tens und Hammermwerfe, feine Jagd- und Kifcherei = Ge- 
rechtigfeit , feine Rechte auf Patrimonials Abgaben und 
Patrimonial: Dienfte, alfo Grund» und Bodenzinfe, Nens 
ten, Gülten und Zehnten, Hand » und Spanndienfte, 
feine Batronatrechte, feine Erb-, Zins- und Fehneherr> 
lichkeit 2c., alles diefes mit Beobachtung derjenigen Forms 
lichkeiten, welche feine Familien» DVerfaffung, dad etwaige 
Lehnsverhaͤltniß und die Landes» Gefete vorfchreiben. 

Die Befreiung der Domänen und Domänen » Gefälle 
von ordentlichen Steuern, fo wie diejenige der ftandes- 
herrlichen Schlöffer oder Wohnhaͤuſer von Einquartieruns 
gen, geht auf den neuen Erwerber nur dann über, wenn 
berfelbe ein ebenbürtiges Mitglied der Familie des Veraͤuſ— 
ferers ift. 2 

$. 62. 

j b) Der Standesherrlichfeit. 

Mas die Veraͤnſſerung der Standesyerrlichfeit betrift, 
fo fann 

a) diefelbige an ebenburtige Mitglieder der Familie des 
Veränfferers, unter Beobachtung der durch Landes— 
Gefege, etwaiges Lehns-Verhaͤltniß und Familien: 
Verfaſſung gebotenen Förmlichfeiten ebenfalls mit vol— 
fer Wirfung geſchehen; foll aber 

b) eine folche VBeräufferung an ebenbürtige Mitglieder 

anderer fiandesherrfichen Familien gemacht werden, 
fo muß, ehe diefelbe rechtliche Wirkung erhält, in als 
fen Fällen Unfere Genehmigung binzufommen. 

c) Erfolgt die Veraͤuſſerung der Standesherrlichkeit an 
ein ebenbürtiges Mitglied der ftandesherrfichen Familie, 
fo wird der Beräufferer, auch in Anfehung aller pers 
fönfichen ftandecherrlichen Vorrechte, einem bloßen 
Mitgliede der Familie gleich; erfolgt fie aber 

d) an ein ebenbürtiges Mitglied einer andern ſtandes— 
herrlichen. Samilie, fo behalten Wir Uns, nach ben 
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Umftänden des befonderen Falls, bie nähere Beftims 
mung über die Wirkung der Veräufferungen auf die 
blos durch Unfer Edict vom 21. Suni 1815 begruͤnde⸗ 
ten perfönlichen Borzüge des Beräufferers und feiner 
Zamilie vor. 

$. 63. 


Auseinanderfegung mit den Standesherrn 
a) wegen der Schulden. 


In Abſicht der Schulden der Standesherrn und ihrer 
Bezirke ift die Auseinanderfegung, wenn fie nicht bereite 
gefchehen ift, nad) folgenden Grundfäßen zu bewirfen : 

a) perfönliche oder Privat-Schulden ber Standesherrn, 
besgleichen ihre Domänen» und Kammer-Schulden bfeis 
ben ihnen zur Raft, mit dem einer jeden Schuldfordes 
rung zufommenden Rechtsverhältniß. 

b) Die Amts» und Gemeinde-Schulden haften auf ben 
Amts- und Gemeinde - Kaffen. 

c) Als Staats und Landes Schulden find folche anzus 
fehen, welche vor der Auflöfung des deutfchen Reichs, 
nach ihrer Entftehung und Berwendung zum Beften 
des Landes, verfaffungsmäßig auf der Steuer: Kaffe 
haften. Shre Berzinfung und Tilgung beruht gegens 
wärtig auf den aus dem ftandesherrlichen Bezirke aufs 
fommenden direkten und, bei deren Unzulänglichfeit, 
auf den übrigen Steuern. 

d) Schulden, die durch Landes; Kriegsfoften entftanden 
find, finden in den ftandesherrlichen Bezirfen eine 
gleihe Behandlung, als aͤhnliche Schulden desfelben 
Regierungs-Bezirks. 

e) Schulden, welche durch den Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß von 1803 auf Entſchaͤdigungs-Beſitzungen eines 
Standesherrn angewieſen ſind, namentlich ſowohl 
Landes- als Kammer-Schulden -vormaliger geiftlicher 
reichsſtaͤndiſcher Landesherrn und geiſtlicher Korpora⸗ 
tionen muͤſſen, mit Ruͤckſicht auf den Inhalt des 

18* 
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Keichsdeputationg » Schluffes und der fpäterhin bis 
zur Auflöfung des deutſchen Reichs in einzelnen Fäls 
Yen etwa gefchloffenen Verträge, welchen Fein Eintrag 
gefchehen fol, nad) obigen (a — d) Grundfägen bes 
handelt werden. 

f) Schulden des deutfchen Ordens und des Sohanniter- 
Drdens, welche auf eingezogenen Ordensgütern haf— 
ten, fallen den Standesherrn zur Laft, wenn fie bie 
Güter eingezogen und befigen, oder doch befeffen und 
ohne weitern Vorbehalt veräuffert haben. | 

g) Entfteht Streit über die Natur der Schulden, und 
findet Feine gütliche Vereinigung ftatt, fo gehört Die 
Entfcheidung vor die Gerichte, welche, wenn das Vers 
haͤltniß nicht näher aufzuklären ift, im Zweifel, ob 
eine Schuld als eine dem Standeöherrn zur Laft fal- 
Iende Kammer-Schuld zu betrachten fey, zu Gunſten 
des Standesherrn erfolgen fol. 


$ 64. 
b) Wegen der Penfionen. 


Bei der Anseinanderfekung wegen der Penfiung: Atts 
fprüche, welche gegenwärtig aus einem Titel erhoben wer— 
den, fommen folgende Grundfäge in Anwendung: 

a) Perfonen, die wegen geleifteter Staats » Dienfte in 
den, jeßt Unferer Hoheit unterworfenen, ftandesherrs 
fichen Bezirken, nach den von Uns erlaffenen Beftims 
mungen auf eine Peufion Anſpruch machen Fönnen, 
empfangen Ddiefelbe aus den in Unfere Kaffe fließen 
den Einnahmen bes ftandesherrlichen Bezirke. 

b) Perſonen, welche bei der Verwaltung der Domänen 
und grundherrlichen Gerechtfame, oder bei der Per- 
fon des Standesherrn oder für deffen Privatgefchäfte 
angeftellt gewejen waren, fönnen, wenn ihnen übers 
haupt ein Anfpruh auf Penfion zufteht, diefe nur 
von dem Standesherrn verlangen. 

c) Waren die Dienfte des Penfion fuchenden gemifchter 
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Art, fo it, mit Ruͤckſicht auf den früheren Forrefpors 

direnden Gehalt, nur ein verhältnißmäßiger Beitrag 

zur Penfion auf Unfere Staatd- Kaffe zu übernehmen. 

d) Die auf dem Reichsdeputationd » Schluffe beruhenden 
Penfionen, welche den Standesherrn wegen eingezogener 
Doms» und anderer geiftlihen Stifter und Klöfter, 
mit Rüdfiht auf die davon unterhabenden Befiguns 
gen, zur Laſt fallen, ed mögen die Stifter und Kloͤ⸗ 
fier vor oder nad Auflöfung bes deutſchen Reiche 
eingezogen feyn, miüffen vom 1. November 1813 ab, 
nad den Grundfägen des Reichsdeputationg - Schluf- 
fes von den Standesherrn an die Penfionsberechtigs 
ten gezahlt werden. Sit in Gemäßheit des Reichsde— 
putations » Schluffes eine Theilung der Befigungen eis 
ner eingezogenen geiftlichen Korporation gefcheben, fo 
tragen die Standesherrn nur nad) Verhältniß des auf 
fie gefallenen Antheild zu den Penſionen bei. Strei— 
tigfeiten, welche Aber die Anwendung der Grundfäge 
des Neichsdeputatios-Schluffes zwifchen den Penfiong; 
berechtigten und den Standesheren oder zwifchen dies 
fen und Unferem Fiskus entftchen, gehören, wenn fie 
in der Güte nicht ausgeglichen werben Finnen, zur 
Entfoheidung der Gerichte. 

e) Diefelben Grundfäge finden wegen der Penſionsan— 
fprüche der Mitglieder und Angehörigen des deutſchen 
und Johanniter-Ordens, in Abficht der bei der Eins 

ziehung in den Befiß von Standesherrn übergeganges 
nen Ordensgüter Anwendung. 

Wir tragen Unferem Minifterium auf, nad dem In— 
halt der vorftehenden Inſtruktion, die vormals unmittels 
baren deutfchen Reichsſtaͤnde in die vollftändieg Ausübung und 
in den Genuß aller ihnen zuftehenden Gerechtfame einzufuͤh— 
ren, zu bem Ende das Weitere mit einem jeden derfelben eins 
zuleiten, auch die betreffenden Provinzial» Behörden zur 
genauen Beachtung der feftgeftellten Rechtsverhaͤltniſſe an— 
zumeifen. 
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Zweited Kapitel. 
Königreib Bayern. 


Sn dem Königreihe Bayern wurde fihon frübzeitig 
und am erften unter den Staaten, welchen Gebiete ehe— 
maliger Reichsfürften, Reichsgrafen 2c. einverleibt worden 
waren, bie Necdhtöverhältniffe derfelben georbnet. Denn 
bereit8 am 19. März 1807 erfchien die koͤnigliche Dellara- 
tion, die Beftimmung der fünftigen Verhältniffe der, ber 
föniglichen Souveränität unterworfenen Fürften, Grafen 
und Herrn zu den verfchiedenen Zweigen der Staats-Ge— 
walt berreffend. 

Diefe in der Einleitung (Abſch. V. Abth. I) enthaltene De— 
klaration beftand bis zum J. 1818. Mit der für das Königreich 
Bayern erfchienenen Berfaffungs » Urfunde vom 26. Mai 
1818 wurde ald Beilage IV vderfelben das noch jeßt gel: 
tende Edift, die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der vormals 
reichsftändifchen Fuͤrſten, Grafen und Herrn betreffend, 
publizirt. 

Auffer demfelben erfchienen noch folgende andere Ber: 
ordnungen: 1) Edikt über den Adel im Königreich Bayern 
(Beilage V der Berfaffungs »Urfunde),, 2) Edift über die 
gutsherrlichen Nechte und die gutöherrliche Gerichtsbarkeit 
(Beilage VI der Verfaffungs -Urkunde), 3) Edift über die 
Familien » Fideifommiffe (Beilage VII der Verfaſſungs— 
Urfunde), endlich 4) Edikt über die Siegelmäßigfeit, ſaͤmmt⸗ 
lid) vom 26. Mai 1818. 

Aufferdem ift die Föniglihe Verordnung vom 31. Des 
cember 1806, die der Föniglichen Souveränität unterwor: 
fene vormalige Reichs-Ritterſchaft und ihre Hinterfaffen 
betreffend, noch in Kraft, infomweit diefelbe nicht durch die 
vorangeführten Edifte abgeändert worden if. Auf diefe 
werden mir in der Abtheilung Il Coon den Rechten bes 
übrigen Adels) zuruͤckkommen. 


Die Verfaſſungs-Urkunde für das Königreih Bayern 
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beſtimmt aber binfichtlih ber Standesherrn Folgen: 
des '): 

Den vormals reichsftändifchen Fürften und Grafen 
werden alle jene Vorzüge und Rechte zugefichert, welche 
in dem, ihre Verhältniffe beftimmenden, befonderen Edikte 
ausgefprochen find. 

Was die weiter angeführten Edifte unter 1) und 2) 
betrifft, fo hat es zwar nach dem, wie fie in der föniglich 
Bapyerifchen Verfaſſungs-Urkunde erwähnt werden ?), den 
Anfchein, ald wenn fie fih nur auf den gefammten ubris- 
gen Adel, alfo mit Ausfchluß der Standesherrn und ber 





1) Derfaffungs: Urkunde vom 26. Mai 1818. Titel V. $. 2. — 
©. Konſtitut. der europäifhen Staaten. Th. III. ©, 112. 


2) Die 85. 3 und 4 der Verf. Urf. enthalten nämlich Folgendes: 
F. 3. Die der Bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen un: 
mittelbaren Reichs-Adelichen genießen diejenigen Rechte, welche 
in Gemäßheit der Pöniglichen Deklaration durch die konſtitu— 
tionelfen Edifte ihnen zugelfichert werden. $. 4. Der gefammte 
übrige Adel des Reichs behält, wie jeder Guts: Eigenthümer, 
feine qutöherrlichen Rechte nach den gefeslichen Beſtimmungen. 
(Beilage V) — Diefe Beilage V enthält aber nichts von den 
ontsherrlichen Rechten ; fie handelt vielmehr vom Adel im Kö— 
nigreihe. — Es hat derfelbe übrigens folgende Vorzüge zu 
genießen: 

1. ausfihließend das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit 
ausüben zu Fönnen (Beilage VI). 

Diefe Beilage handelt nicht blog von diefer gutsherrlichen 
Gerichtsbarkeit, fondern auch von den vorher benannten guts— 
herrlichen Rechten. 

2. Familien Fideikommiſſe auf RER TAN zu errichten 


(Beilage VII). 
3. Einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtsftand in bür⸗ 


gerlichen und ftrafrechtlichen Fällen; 

4, das Recht der Siegelmäßigkeit unter den Beſchränkungen der 
Geſetze über das Hypothekenweſen (Beilage VIII); 

5. bei der Militär: Konfeription die Auszeichnung, daß die Söhne 
der Adelicheu ald Kadetten eintreten. 
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ehemaligen Neichöritter bezoͤgen; bem wiberfpricht aber ber 
Inhalt diefer Edikte, welche allgemeine, auch auf die 
“ Standesherrn und Reicheritter anmwendbare, Beftimmuns 
gen enthalten; es verdienen Daher diejelben bier vor dem 
Edift über die Standesherrn einen Platz. In der zweiten 
Abtheilung, auf welche fie ſich allerdings auch beziehen, 
muß auf jene Edifte verwiefen werden. 

Die Edifte unter 3) und 4) (Ueber die Familien s Fi- 
deifommiffe und über die Siegelmaͤßigkeit) werden nicht aufs 
genommen werden. 


a 


Edikt über den Adel im Koͤnigmiche Bayern. 
Titel 1. 
Bon Erlangung des Adels. 
$. 1. 
Der Adel wird durch eheliche Abftammung von einem 
abdelihen Vater ererbt, oder durch Fönigliche Verleihung 


erworben. 
$. 2. 


Die durch nachfolgende Ehe Legitimirten werben den 
ehelich Gebornen gleich geachtet. 

Durch Legitimation mittelft Föniglichen Neferipts, durch 
Adoption, oder irgend einen andern Privat: Aft fann der 
Adel nur mit ausdruͤcklicher Föniglicher Bewilligung übers 
tragen werden, welche dann für eine neue Verleihung gilt. 

Soll der Fegitimirte, der Adoptirte, den Beſitz der ades 
fihen Titel und Wappen der Familie desjenigen, von wels 
ehem er fein Recht ableitet, erlangen, fo ift überdies die 
Einwilligung der Agnaten erforderlich. 

Be: 

Die Verleihung gefchieht durch Adelg - Briefe. 

Die Geſuche um einen Adels-Brief müffen mit den 
Angaben und Befcheinigungen der Perſonal-Verhaͤltniſſe, 
der Verdienfte des Bittftellers und feiner Familie um den 
Staat und eines zum ftandesmäßigen Ausfommen hinläng- 
lichen Vermögens verfehen feyn., Sie werben bei dem 
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Staats » Minifterium bes königlichen Hauſes eingereicht, 
und durch dasfelbe dem Könige vorgelegt. Erfolgt die för 
niglihe Genehmigung, fo wird der Adeld- Brief mit Bes 
fohreibung des bemilligten Titels und Wappens in vorge- 
fchriebener Form und gegen die verordnungsmäßige Tare 
ausgefertigt, und die Verleihung des Adels durch das alls 
gemeine Intelligenz » Blatt des Reichs befannt gemacht. 
$. 4. 
Dasfelbe gilt von Erhebungen auf,eine höhere; Adels, 


Stufe. 
$. 5. 


Die Ertheilung des Militärs oder Givils Verbienfts 
Ordens an Inländer fchließt die Verleihung des Adels in füch. 

Diefer Adel befhränft ſich für die Zufunft nur auf 
die Perfon des Begnabdigten. 

Ein DOrdend- Mitglied, deffen Vater und Großvater 
fich ebenfalls diefe Auszeichnung ded BVerdienftes erworben 
hatten, bat Anſpruch auf tarfreie Verleihung des erblis 
chen Adels. 

F. 6 

Der Bayerifche Adel hat fünf Grabe: 1) Fürften, 2 
Grafen, 3) Freiheren, 4) Ritter, 5) Adeliche mit dem 
Prädifate „von. 

Zu der Ritter» Klaffe gehören alle mit einem Verbienfts 
Orden begnadigten SInländer, welche nicht vorher fchon 
einer höheren Adels» Klaffe einverleibt waren. 

Um zu einer höheren Adels » Stufe zu gelangen, wird 
ber vorherige Befit der unteren erfordert. 

Ausnahmen fönnen jedoch aus befonderer Gnabe des 
Königs ftattfinden. 

5 % 

Die über der Adeldftand vorkommenden Rechtsftreite 
werben bei den Appellationd-Gerichten, unter welchen der 
Adels: Prätendent fteht, verhandelt, und mit Vorbehalt 
ber Berufung an das Fönigliche Ober - Appellationsgericht 
entschieden. 
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Titel II. | 
Bon den Augzeihnungen und Rechten bes Adels. 
$. 8. 

Ein Bayerifcher Unterthan kann nur dann, wenn befs 
fen Adels- Titel in den angeordneten Adels » Matrifel eins 
getragen ift, die dem Adel im Königreiche Bayern zuſte⸗ 
henden Rechte ausüben. 

Beglaubigte Auszüge aus der Adeld-Matrifel geben 
volfommenen Beweis für den Adelftand. einer immatriku— 
lirten Familie. Ä 

§. 9. 

Alle nach den sg.1— 5 berechtigten Mitglieder einer im⸗ 
matrifulirten adelichen Kamilie haben die Befugniß, ſich der 
in den eingetragenen Diplomen bezeichneten Titel und Wap— 
pen zu bedienen. 

Anmaßungen nicht gebührender Titel und Wappen koͤn—⸗ 
nen ſowohl von den befiellten Kron-Fiskalen, als den 
Mitgliedern der betheiligten Familie, entweder zu nnmittels 
baren Abftellung dem Staats-Minifterium des Föniglichen 
Haufes angezeigt, oder nach Umftänden gerichtlich verfügt 
werben. | 

— . 10. 

Die Adelichen haben das Recht der Siegelmaͤßigkeit nach 
den naͤheren Beſtimmungen des hieruͤber erlaſſenen Ediktes. 
$. 11. 

Die Adelichen genießen einen von der Gerichtsbarkeit 
der Land-Gerichte befreiten Gerichtsſtand in buͤrgerlichen 
und peinlichen Fällen, und zwar die erblichen Reichs-Raͤ— 
the vor den Appellations- Gerichten desjenigen Kreifes, in 
"welchem fie ihren Wohnort haben, oder wo ihre Beſitzun⸗ 
gen liegen, in erfier — und vor dem koͤniglichen Ober-Ap⸗ 
pellationsgerichte in zweiter und letzter Inſtanz; die uͤbrigen 
Adelichen aber vor den Kreis- und Stadt-Gerichten des 
Kreifes, in welchem fie wohnen oder begütert find, in ers 
fier Inſtanz, mit Vorbehalt der übrigen ordentlihen In— 
ſtanzen. 
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Eine ‚befondere Berorbnung wirb ben Geriht3-Sprens 
gel jedes Kreis- und Stadt⸗-Gerichts in biefer Hinficht, 
da, wo mehrere fich in einem Kreife befinden, feitfegen. 

Der befreite Gerichtsſtand befchränft ſich für dingliche 
Klagen auf folhe Grundftüde, melde zu einem Guts— 
Komplere gehören, worauf ihnen nach dem Edifte über die 
gutsherrliche Gerichtsbarkeit eine ſolche zuftehet. 

$. 12. 

Die Adelichen, auſſer den in der deutſchen Bunbes- 
Afte enthaltenen Ausnahmen, unterliegen zwar der allges 
meinen Militärs Pflichtigkeit, nach den beftehenden Kons 
feriptiong » Gefegen ; jedoch follen die Söhne des Adele, 
welche das 2008 zur Einreihung trift, ald Kadetten eintreten. 

$. 13. 

Nur zum Beften adelicher Perfonen und Familien Fön: 
nen Familien Fideifommiffe nad; den Vorfchriften des Edik— 
tes ber die Familien» Fideifommiffe errichtet werden. 

$. 14. 

Den Adelichen Fommt ausfchließend das Recht zu, eine 
gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben zu fünnen. 

Sonwiefern, und unter welchen Befchränfungen eine 
folhe Gerichtöbarfeit von denfelben befeffen werben kann, 
verordnet dag Edikt über die gutsherrliche Gerichtsbarfeit. 

$. 15. 

Den Antheil der adelichen Grund + Beft iger an der 

Reichsſtandſchaft beftimmt die Verfaſſungs-Urkunde. 
$. 16. 

Ueber die grundherrlichen Nechte des Adels enthalten 

die einfchlagenden Edikte die näheren Beftimmungen. 


Titel I1L. 
Bon dem Berlufte des Adels, 
$. 17. Ä 
Mit jeder Berurtheilung in eine Kriminalftrafe ift der 
Verluſt des Adeld verbunden. 
Eine Strafe wegen folder Vergeben, welche bas Strafs 
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Geſetzbuch als unverträglich mit der Adeld + Würde be; 
nennt, hat die nämliche, in dem Erfenntniß jedesmal aud- 
zudruͤckende Folge. 

Diefelbe trift nur die Perſon des Berurtheilten, und 
ift ſelbſt für deffen Kinder unnachtheilig, 

$. 18 

Auf den Adel kann freiwillig verzichtet werden. Bon 
einem ſolchen ausdrüdlichen Verzichte muß jedoch dem Kb» 
nige durch das Staats-Minifterium des Föniglichen Haus 
fe die fürmliche Anzeige gefchehen. 

Der Berzicht ift ohne Nachtheil für die bereits gebors 
nen Kinder des PVerzichtenden, und noch mehr für andere 
Mitglieder der Familie. | ; 
$. 19 

Durch bloßen Nichtgebrauch erlifht das Recht auf et: 
nen immatrifulirten Adels » Titel nicht, weder für den 
Nichtgebrauchenden, noch für die Nachkommenſchaft. 

6. 20. 

Ein durch wenigftend zwei Generationen fortdauernder 
Nichtgebrauch verbindet jedoch die nachfolgenden Abkoͤmm— 
linge einer immatrifulirten adelichen Familie, um Er— 
neuerung des Adels, unter Vorlegung der Beweife ihrer 
Abſtammung in der oben S. 3 bei Nachfuchung eines neuen 
Adels vorgefchriebenen Art einzufommen. 

Die Erneuerung, welche unter diefer Vorausſetzung 
nicht verweigert werden kann, wird fodann in der Adels— 
Matrifel bei der bereits immatrifulirten Familie vorgemerkt, 
und im Falle, daß der frühere Adelsbrief verloren ges 
gangen, ein neuer, fonft nur ein Zeugniß über die gefche- 
bene Erneuerung ausgefertigt. 

$. 21. 

Sufpendirtiwird der Gebrauch des Adels» Titeld durch 
die Uebernahme niederer, blos in Handarbeit befiehender 
Lohndienfte, durch die Ausibung eines Gewerbes bei offe- 
nem Kram und Laden, oder eined eigentlichen Handwerfes. 

Diefe Verfügung dehnt fich jedach nicht über die Dauer 
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jener Sufpenfiong-Gründe, noch auf bie Kinder aus, welche 
fih nicht in gleichem Falle befinden. 
5: 22. 

Der Berluft oder bie Sufpenfion des Adels hat die 
Einziehung der gutöherrlichen Gerichtsbarfeit, fo lange der 
Derluftigte lebt, oder die Sufpenfion bauert, zur rechtlis 
chin Folge. = 


Edift über die gutsherrlihen Rechte und die 
gutsherrlihe Gerichtsbarkeit. 
$. 1. 

Gedem Gutds Eigenthimer find durch die Verfaffungss 
Urkunde des Reihe, Titel V. S. 4 feine gutöherrlichen 
Nechte, nach den gefeglichen Beftimmungen gefihert. (S. 
279 Rote 2.) 

A. Bon den gutsherrlihen Rechten. 
Titel I. 
Bon den Rechten der Gutsherrn, welde fih auf 
das Eigenthbum beziehen. 
a. Bolles Eigenthum. 
§. 2% 

Die Gutsheren haben fid in denjenigen Fällen und 
Geſchaͤften, welche das Eigenthum ihrer Güter und deſſen 
Erhaltung, Benugung, Verbefferung, Veräußerung, oder 
Berfhreibung an Dritte betreffen, nach den bürgerlichen 
Gefegen zu achten. 

§. 3 

Bei der Ausübung ihrer Eigentbums-Nechte, und 
insbefondere der Fifcherei, des Sagds, Forjt = und Bergs 
Rechtes find fie verbunden, die hierüber beftehenden Ver— 
srdnungen und Polizei» Gefeße zu beobachten, und ben 
Beitimmungen der etwa erforderlichen Sandesherrlichen Konz 
cefjionen nachzukommen. 

b. Getheiltes Eigenthum. 
$. 4. 
Die Kolonars oder Ähnliche grundherrliche Verträge, 
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welche von den Gutsherren ber die Anbauung und Bes 
nußung ihrer eigenthimlichen Gründe, in einer von dert 
bürgerlichen Gefegen anerfannten Form gefchloffen worden 
find, verbleiben in ihrer Wirkſamkeit. 

$. 5. 

Diefe Verträge, fie mögen noch in der Form ihrer 
erftien Errichtung beftehen, bereits einige Abänderungen er 
halten haben, oder Fünftig erft errichtet werden, unterlies 
gen folgenden Beftimmungen, 

$. 6. 

Alle in grundherrlichen Verträgen Fonftituirten ſtaͤndi— 
gen und nicht ftändigen Nenten und Laften find nach dem 
Einverftändniß der Betheiligten ablösbar. 

Far? 

Diefe Abloͤsbarkeit erſtreckt ſich in gleicher Art aud 
auf die Bodenzinfe und Das Zehntrecht, welches den Zehnt- 
berechtigten nach den an jedem Orte üblichen Gefegen und 
Gewohnheiten, oder nad den beftehenden Verträgen bis 
zur Ablöfung verbleibt, | 

Be  & 8 

Die ungemeffene Scharwerf (Frohne) fol durchgehende 
in gemefjfene oder beftimmte Dienfte verwandelt werden, 
ohne daß auf diefe Verwandlung ein Entfchädigungs + Ges 
fuch begründet werden fann, und ohne die in der Verfaf: 
ſungs-Urkunde (Abfchnitt IV. Kap. 2 $. 6) *) feftgefegte 
Ablösbarfeit aufzuheben. - 

$, 9. 

Fuͤr die abgeloͤſten Renten, Rechte oder Laſten muß 
bei Fideikommiſſen ein Surrogat nach den Vorſchriften des 
Edikts uͤber die Familien-Fideikommiſſe hergeſtellt werden. 

$. 10. 

In keinem Veraͤnderungsfalle, derſelbe betreffe viele 
oder wenige Theilnehmer, kann mehr als ein doppeltes 
Handlohn (Laudemium) berechnet, oder mehr als ein 


*) Verf. Urf, Ziel IV. 9. 7. 
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doppelter Leib angefegt werden. Dad Quantum richtet 
fih nad) den Saal» und Lagerbiüchern und nach den Los 
fal- Statuten. 

$. 11. 


Dich und Fahrniß (fahrende Habe), fo wie baares 
Geld dürfen bei der Schägung zur Behandlung des Hand- 
lohns oder des Leibfalles nicht angefchlagenz; auch darf 
das Handlohn vom Werthe der Häufer, wo es herkoͤmm⸗ 
fih ift, nicht erhöht, wo es aber nicht bergebracht war, 
Darf e8 gar nicht angeſetzt werden. 

“ $. 12. 

Don dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage, oder von 
Abfindung in Geld ein Handlohn vder einen Leibfall bes 
fonderd anzufegen, iſt nicht geitattet. 

$. 19. 

Die Koften der Schägung bei Laudemial + und Leibs 
fällen bezahlt derjenige, der fie fordert. 

$. 14 

Ruͤckſtands-Zinſen, oder die Forderung eines höheren 
Betrages wegen Ruͤckſtandes gutsherrliher Gaben, finden 
in feinem Falle ftatt; und eben fo wenig ift e& zuläffig, 
rüdftändige Leiftungen im ein verzinsfiches Kapital zu vers 
wandeln, und dafuͤr Schuld - Urkunden zu errichten, 

$. 1. 

Grundherrlihe Forderungen an Stiften und Gilten, 
oder an andern jährlichen Leiftungen richten fi) nach den 
allgenreinen Gefegen über die Verjährung jährlicher Renten. 

$. 16. 

Die Guts: Heimfälligfeit aus Strafe (Kaducitaͤt) 
bleibt aufgehoben. 

276.8 

Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grundholden 
der Gutswerth, nach Abrechnung der darauf haftenden 
Forderungen, und nad) öffentlicher BVerfteigerung an den 
Meifibietenden, vergütet werden. 
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$. 18. 
In Fällen, wo fonft die Kaducitaͤt ſtatt gehabt hat, 
kann der Gutöherr, wenn er burdh die hierzu veranlaffens 
ben Handlungen befchädigt worden ift, auf Schaden : Er, 


fag flagen. 
$, 19. 


Das grundherrlihe Einſtands⸗-Recht bleibt abgefchafft. 
$. 20. 

Klagen gutsherrlicher Hinterfaffen gegen ihre Guts— 
herren wegen unbefugter oder übermäßiger gutsherrlicher 
Forderungen, werden bei dem Gerichtsftande des Gutss 
herrn angebracht. 

Titel 11. 
Bon einigen befondern Rechten der Gutsherren. 
$. 21. 

Die Errichtung neuer Schulen flieht den Gutsherren, 
infoferne das Beduͤrfniß hierzu aus dem allgemeinen Schuls 
Organismus hervorgeht, mit Bewilligung der Ober-Schuls 
behoͤrde zu. Schon beftehende gutsherrlihe Schulen füns 
nen ohne eben jdiefe Bewilligung weder unterdrüdt noch 
verfegt werden. 

Den Gutsherren bleibt die Anftellung der Schullehrer, 
‚wo fie diefelbe bergebracht haben, vorbehalten, mit der Bes 
fhränfung, daß der ernannte Kandidat der betreffenden 
Behörde präfentirt werden muß, melde unterſucht: ‘ob 
derfelbe die in der Schul: Ordnung vorgeſchriebenen Eis 
genfchaften befige? und nad dem Erfolg diefer Unterfus 
hung entweder die Betätigung ertheilt, oder dem Guts⸗ 
herrn aufträgt, einen tauglichen Bewerber zu ftellen. 

$. 22. 

Ebenfo verbleiben den Gutsherren die Patronats⸗ 
Rechte, in deren Befitz fie fih befinden, mit Beobachtung 
der hieruͤber, und insbefondere über die Prüfung und Würs 
digfeit der geiftlichen Kandidaten beitehenden Verordnungen. 

$. 23 
Das Inſtallations-Recht kann von denjenigen Guts⸗ 
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befißern, welchen es bisher zuftändig.gewefen ift, nur im 
Namen des Königs, auf den hierzu erhaltenen Poffeffiong- 
Befehl ausgeuͤbt werden. | 
§. 24 
Butöbefiger, welche ald Kirchen» Patronen gewiſſe Eh⸗ 
ren⸗Rechte hergebracht haben, werden hierin betätigt. 
B. Bon ber gutsherrlihen Gerichtsbarkeit. 
Titel I. 
Bon ben Vorbedirgungen zur Ausübung ber 
gutsherrlihen Gerichtsbarkeit. 
6. 25. Ä 
Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit fanın nur von ber 
Duelle aller Gerichtebarfeit im Reiche, dem Souverän, aus— 
gehen, und wird nur aus deffen befonderer Ermächtigung, 
unter der Oberauffiht Seiner Stellen ausgeübt. 
$. 28. 
Nach der Berfaffungs-Urfunde des Reichs, (S. 279 Not. 
2) und nad) dem Edift über den Adel $. 14 (S. 283) fommt 
den Adelichen ausichließend das Recht zu, eine gutsherr; 
liche Gerichtöbarfeit ausüben zu koͤnnen. 
5. 27 
Auf feinem Gutsbezirfe kann das Necht der gutöherr; 
lichen Gerichtsbarfett Platz greifen, wo dasfelbe nicht ſchon 
in dem Jahre 1806 hierauf begründet, und eine Patrimo— 
nial= Gerichtsbarkeit dafelbft hergebracht war. 
$. 25. | ; 
Allenthalben ift die gutöherrliche Gerichtöbarfeit auf 
die eigenen Grundholden des Gutsherrn befchränft, und 
darf in der Regel auf Grundholden des Könige oder an 
derer Grundherren, fo wie auf die Befißer freieigener Guͤ⸗ 
ter nicht ausgedehnt feyn, noch jemals ausgedehnt werben. 
Ausnahmsweiſe fann fie fich jedoch auch auf jene Grund; 
bolden der Kirchen und Stiftungen, fo wie anderer Privat: 
Perſonen und auf jene Befiger freieigener Güter eritreden, 
worüber der Gutsherr ſchon im Sahre 1806 die Gerichte 
barkeit mit einem dinglichen Nechte in Befit gehabt hat. 
19 
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Indeſſen kann ein Gutsherr zur Wiederherftelung einer 
feit dem Jahre 1806 aufgelöften Patrimonial= Gerichtsbar- 
feit, mit vorgängig einzuholender befonderer Föniglichen 
Bewilligung, die Gerichtsbarkeit über Grundholden anderer 
adelicher Gutsbefiger, aber nur dann erwerben, wenn zu- 
gleich die grundherrlihen Rechte wechfelfeitig übergehen, 
mithin Grundholden gegen Grundholden getaufcht werben, 
und jeder der beiden taufchenden Theile die Gerichtöbar- 
feit über die vertaufchten Gutsunterthanen in dem Sahre 
1806 bereits ausgeuͤbt hatte. 

Sollte in der Folge der Zeit wegen eines entfchiedenen 
‚Bortheils für die Staats-Verwaltung ein Austaufch von 
Grundholden zwifchen dem Stante und einem adelichen 
Butsbefiger ftattfinden, fo fann zwar die Gerichtsbarkeit 
über die eingetaufchten Föniglichen Grundholden auf den 
adelichen Gutsbefiger übergehen; jedoch wird der König 
in ſolchen aufferordentlichen Fällen zuvor auch die bethei- 
figten landgerichtlichen Hinterfaffen mit ihren allenfallfi- 
gen Erinnerungen vernehmen laffen, und diefelben gehoͤ— 
rig würdigen. 

$. 29. 

Uebrigeng ift auffer dem Falle des $. 32 nicht erfor: 
derlich, daß die Befigungen, über welche ein Gutsherr in 
Gemäßheit der Beftimmungen SS. 25 — 233 eine Gerichts: 
barfeit ausüben will, zufammenhängend und gefchloffen 
ſeyen; die Gerichtsbarfeit darf jedoch über feine Grund» 
holden ausgeuͤbt werden, welche weiter ald + Stunden 
von dem Site des Gerichts entfernt find. 

$. 30. 

Die Gerichte, durch melde die Ausübung der guts- 
herrlichen Gerichtöbarfeit gefchehen fol, müffen überall und 
zu jeder Zeit auf die in den 99. 42— 50 bezeichnete Weife 
beftelt feyn, und insbefondere müffen unausweichlich, und 
ohne alle Ausnahme diejenigen Vorſchriften beobachtet wer⸗ 
den, welche fih auf die Stand» und Dienftverhältniffe 
der Herrſchafts- und Patrimonial:Richter (F. 54) beziehen. 
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Wenn der Gutsbefiger ein ihm zuftändiges Gericht, 
bei eingefretener Erledigung, mit einem gutsherrlichen Bes 
amten zu befegen längere Zeit unterläßt, und der von der 
oberen Kreis Behörde erlaffenen Aufforderung zur Bes 
fegung binnen einem Termin von drei Monaten nicht Folge 
leiftet, ohne dafür binlänglihe Entfchuldigungs » Gründe 
anführen zu fönnen, fo wird ber abgängige Beamte für 
diefen Fall von der Kreis- Regierung aufgeftellt. 


Titel II. | 
Bon den verfhiedenen Arten der gutsherrlidhen 
Gerichte. 


$. 31. 

Die gutöherrliche Gerichtsbarkeit wird ausgeuͤbt, ent: 
weder burh Herrſchafts-Gerichte, oder burh Paz 
trimonial-Gerichte, melde letztere fich in zwei Klaf; 
fen theilen, je nachdem diefelben entweder mit der ftreitis 
gen und freiwilligen Gerichtsbarkeit zugleich, oder nur mit 
der freimilligen Gerichtsbarfeit allein befleidet find. 

6. 32. 

Ueber die Herrfhafts- Geridhte der vormald 
reichsftändifchen Fürften, Grafen und Herren ift der fünf: 
tige NRechtszuftand bereits in dem dießfalls erlaffenen ber 
fonderen Edifte feftgefest. 

Herrfchafts » Gerichte anderer Gutsbefiger, welche un— 
ter diefer Bezeichnung fehon in dem Sahre 1806 beftanden, 
beftehen auch Fünftig fort, oder fünnen in den vorigen 
Stand wieder hergeftellt werden, jedoch in jedem Falle 
ohne Blutbann, und nur dann, wenn fie ein gefchloffenes 
Gebiet in dem Sinne bilden, daß darin früher Feine fremde 
Gerichtsbarkeit ausgeibt worden, und wenn fie zugleich 
eine Zahl von wenigſtens 300 Familien in fih faffen. 

$. 33 

Die nad) den neueren Vorſchriften des Edifts über Die 
autsberrliche Gerichtsbarkeit vom 16. Auguft 1812 gebil- 
deten, und bereits beftätigten und ausgefchriebenen Herr- 
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fchafts- Gerichte Können, infoferne fie fih auf ein ſchon in 
dem Sahre 1806 im Bezirk derfelben beſtandenes Patrimos 
nial» Gericht gründen, nad den Bedingungen des $. 32 
zwar fortdauern, jedoch mit Einziehung der ihnen zu de— 
ren Erweiterung zu Lehen verliehenen Gerichtöbarfeit über 
fönigliche Gerichts » Unterthanen. Diejenigen Gerichte dies 
fer Gattung, welchen urſpruͤnglich feine Patrimorial- Ges 
richtsbarfeit zum Grunde liegt, fondern welche ſich blos 
durch Infeudation oder fonft erworbene Gerichtsbarkeit über 
fönigliche Gerichts - Unterthanen gebildet haben, fönnen fer: 
ner nicht mehr beftehen; vorbehaltlich der Entſchaͤdigung, 
mit Ruͤckſicht auf das verordnungsmäßig zum ordentlichen 
Dienft aufgeftellte Perfonal, und auf andere erweisliche 
Koſten, wenn in Folge der gegenwaͤrtigen Anordnung, ein 
ſeit 1812 errichtetes Herrſchafts-Gericht als ſolches nicht 


mehr beſtehen kann. 
$. 34. 


Herrfchafts » Gerichte, welche mittelft Anweifung eines 
ganzen Guͤter⸗Komplexes, unmittelbar aus einer Fönigli- 
hen Dotation oder in Folge abgefchloffener Staats - Ber- 
träge mit Ueberlaffung der Gerichtsbarkeit und der grund- 
herrlichen Gefälle entftanden find, beftehen nach der über 
die Dotation urfprünglich ertheilten Urfunde und respec- 
tive nach dem Snhalte des Staats „ Vertrages, fort. 

$. 35 

Patrimonial» Gerichte bilden ſich: 

a) aus denjenigen Herrfchafts » Gerichten, welche dieſe 
ihre Eigenfchaft nad den Beſtimmungen der $$. 32 
und 33 verlieren, in deren Bezirfen jedoch im Sabre 
1806 die Patrimonial» Gerichtsbarkeit ausgeuͤbt wors 
den ift, die von dem Sinhaber wieder hergeftellt wer⸗ 
den kann; | 

b) aus den bereits beftätigten und ausgefchriebenen Orts⸗ 
Gerichten, infofern deren Bildung fich gleihfals auf 
ein früher dafelbft beftandenes Patrimonial- Gericht 
gründet; 
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c) aus den übrigen ſchon in dem Sabre 1806 beftandes 

nen Patrimenial» Gerichten, wenn fie auch bisher noch 

nicht in Orts⸗- oder Herrfchafts- Gerichte umgebildet 

wurden, infoferne diefelben nach den Bellimmungen 

bes gegenwärtigen Ediftd wieder ale SIE 
Gerichte hergeftellt werben. 


Die Befiger der vorbenannten Gerichte erlangen über 
ihre Gerichtsfaffen neben der freiwilligen auch bie niedere 
ftreitige Gerichtsbarkeit, wenn und wie fie diefelbe früher 
gehabt haben; ftetS nach Inhalt des $. 28 und unter ber 
Voransfegung, daß alle hierzu fonft noch erforberlichen 
Bedingungen erfüllt feyen. 

Ueber die bemerften Gerichtsfaffen bleibt ihnen die freis 
mwillige Gerichtöbarfeit auch für den Fall, wenn fie die 
vorgefchriebenen Bedingungen zu Ausübung der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht erfüllen koͤnnen oder wollen. 


$. 36. 

Wenn zur Errichtung der nach 66. 32 — 35 fortbeftes 
henden Herrfchafts „ und Patrimonial- Gerichte ein Aug- 
taufch Föniglicher Unterthanen in der Art gefchehen ift, daß 
mit demfelben zugleich der Austaufh der grundherrlichen 
Rechte verbunden wurde, fo verbleiben beide dem Guts⸗ 
und Grundherrn in einem Gerichts-Bezirfe, fofern nicht 
über wechfelfeitige Zurüdgabe und Zuruͤcknahme ein freis 
williges Uebereinfommen getroffen werden will. 


$. 37. 

Wenn aber ein Austaufch folcher Föniglicher Untertha- 
nen gefchehen ifi, welche nicht zugleich Grundholden des 
Guts- und Gerichtsherrn geworden find, diefer folglich 
blos die Gerichtsbarkeit über diefelben ohne die grundherrs 
lihen Rechte erworben hat; fo Fann er dieſe Gericdhtsbars 
feit nicht behalten, fondern fie fällt an die Königlichen Ges 
richte zurüd. 

Dagegen fallen auch an ben Gutöherrn die Untertha- 
nen zuruͤck, welche er feiner Seits in den Tauſch gegeben 
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bat, mit allen Rechten, welche er nach bem gegenwärtigen 


Edift ausüben fann. 
$. 38. 


Ehen fo fällt die Gerichtsbarfeit über fremde Grund: 
bolden, welche ein adelicher Gutsbeſitzer durch Tauſch oder 
Kauf erworben hat, in der Art zurück, daß 

a) bei einem Zaufche, wenn derfelbe auch durch ver- 
fhiedene Perfonen gegangen, die Gerichtebarfeit an 
den Gutsheren, welcher diefelbe fchon im Sahre 1806 
befeffen, ohne weitere Entfchädigung zurück geht; 

b) bei dem Kaufe der urſpruͤngliche Kaufſchilling von 
dem erften Befiger dem dermaligen Inhaber vergütet 
werden mnß, welcher jedoch, fofern er erweislich mehr 
dafür ausgelegt hat, die weitere Entfehädigung vom 
Staate erhält. 

c) Diefelbe Auflöfung und Ruͤckkehr der Gerichtsbarkeit 
an ben urfprüngfihen Guts- respective Gerichts: 
Herrn findet auch in dem Falle ftatt, wo die Gerichts— 
barkeit theils mittelft Taufches und theils mittelft Raus 
fes durch mehrere ZwifchensPerfonen an einen dritten 
Inhaber gefommen ift. 

$. 39 

Wenn bei dem Aufhören der erfauften Gerichtsbarkeit 
der urfprüngliche Inhaber derfeiben fie nicht mehr ausüben, 
daher auch nicht wieder einlöfen will, fo erfegt der Staat 
dem gegenwärtigen Inhaber die ermweisliche Kaufs-Summe 
nebft den auf die Errichtung des aufgelöften Gerichts er- 
Iaufenen Koften, und übernimmt dagegen die Gerichtsbarkeit. 
Zu $. 0. 

Alle Gutöherren find gehalten, laͤngſtens bis zum 1. 
Sanuar 1820 ihre Angelegenheiten in Bezug auf die gutes 
herrliche Gerichtsbarkeit dergeftaft zu berichtigen, daß fie 
bis dahin die Erklärung abgeben: ob — wo — und wie fie, 
den Geſetzen gemäß, ihre gutsherrlichen Gerichte behalten, 
oder wieder berftellen wollen? Diefe Erflärung ift bei den 
Kreis Regierungen, und zwar, wenn wirklich Herrfchafts- 
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oder Patrimonial: Gerichte gebildet und befeffen werden 
wollen, mit Beifügung der Plane und Beichreibungen, fo 
wie der nöthigen Nachweifungen und Belege ber gefegli- 
chen Erforderniffe, zu überreichen, wo ſodann die Prüfung 
erfolgt und die koͤnigliche Genehmigung erholt wird. 

| $. 4. 

Nah Vollendung diefer Vorarbeiten werden die guts- 
herrlichen Gerichte jeder Art in das amtliche Verzeichniß 
fämmtlicher Gerichts » Bezirke des Reichs aufgenommen und 
Öffentlich befannt gemacht. 

Titel I11. 
Bon der Beftellung der gutsherrlihen Gerichte. 
$. 42. 

Die Herrfihafts-> Gerichte werden mit einem Herr—⸗ 
fchafts - Richter und einem Aktuar, die Patrimonial - Ge: 
richte aber mit einem Patrimonials Gerichtöhalter befest. 
Bei den Patrimonial- Gerichten fann die Stelle des Af- 
tuard durch einen mittelft Handgelübdes verpflichteten 


Schreiber erfegt werden. 
43 


Die Beamten der Herrfihafts-Gerichte Fünnen nur bei 
Einem Gerichte angeftellt ſeyn, und bei andern guts- 
herrlichen Gerichten die Funktionen eines abgängigen Be- 
amten nur in dringenden Füllen proviforifch übernehmen. 
Diefe proviforifche Uebernahbme muß aber bei, den Kreis; 
Regierungen und Appellationg- Gerichten angezeigt werden, 
- mit deren Genehmigung jene gutsherrlichen Beamten für 
die obigen Fälle auch vorläufig fubftitwirt werden koͤnnen. 

F $. 44. 

Eine folhe Subftitution ift auch bei den Patrimonial- 
Gerichten zuläffig; jedoch darf ein und der nämliche Pa: 
trimonial » Gerichtöhalter bei mehrern Patrimonial-Geric)- 
ten aufgeftellt werden; er darf aber nicht über 4 Stunden 
von den entlegenften Gerichts » Hinterfaffen entfernt wohnen; 
aud) foll der Sit des Amts an einem ein: für allemal 
beftimmten Orte ſeyn. 
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$. 45. 

Die Verwaltung eines Herrfhaftss Gerichts kann ei- 
nem koͤniglichen Land» Gerichte nicht übertragen werden. 
Bei Patrimonial» Gerichten wird jedoch den Gutsherren 
geftattet, daß, wenn der aufzuftellende Gerichtshalter durch 
Krankheit oder andere Berhinderungs » Urfachen die Ge: 
richtsbarfeit zu verwalten auffer Stand feyn follte, fie bie 
Verwaltung ihrer Patrimonials Gerichte aushälfsweife eis 
nem Land» oder Herrfchaftd Gerichte gegen volle Ueber 
laffung der Taren und Sporteln übertragen. Eine folche 
Uebertragung fann aber nur nad) Genehmigung der Kreis 
Negierung und des Appellationd » Gerichts erfolgen, und 
in feinem Falle über zwei Sahre währen. 


$. 46. 

Die perfönlihe Qualifikation der Beamten bei: den 
Herrfchafts- und Patrimonial-Gerichten wird durch die 
Regierung und das Aypellationd » Gericht des Kreifes ges 
meinfchaftlich unterſucht, und beide Stellen ertheilen ent: 
weder die Beftätigung, oder fordern den Gutsherrn zur 
Ernennung eines andern tauglihen Beamten auf. 


$. 47. 

Um bei den Herrichafts » oder bei den mit der fireitis 
gen Gerichtsbarkeit befleideten Patrimonial-Gerichten erfter 
Klaffe angeftellt werden zu können, müffen die ernannten 
Sndividuen alle Eigenfchaften nachiveifen, welche in glei— 
cher Art zur Anftellung bei den unmittelbaren Eöniglichen 
Landgerichten erfordert werden. Bei der Auswahl ift je: 
Doch der Gutsherr an die Klaffen » Reihe der für den Staatss 
dienft geprüften Rechts «Kandidaten nicht gebunden. 


| $. 48. 

Die Bewerber um Anftellung bei den Patrimonial» 
Gerichten zweiter Klaffe, welchen nämlich blos die freimil; 
lige, nicht aber zugleich die ftreitige Gerichtsbarfeit zufteht, 
müffen menigftens die Gymnafial-Studien und eine ges 
ichtliche Praris von drei Sahren nachweifen, und in ber 
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Prüfung über ihre Kenntniffe das Zeugniß einer hinläng- 
lichen Fähigkeit erlangen. 
$. 4. 
Advokaten können nicht zugleich Herrfchafts Richter 
oder Patrimonial - Gerichtöhalter ſeyn, fondern müffen bei 
der Annahme eines folchen Amtes ihre Anwaltfchaft nie⸗ 


derlegen. 
$. 50. 


Der Gutsherr kann zwar bei dem Herrſchafts- oder 
Patrimonial- Gerichte an feinem Wohnorte das Richter: 
Ant felbft übernehmen; jedoch muß er fid der Nachweis 
fung und Prüfung feiner Kenntniffe, gleich andern Bewer- 
bern, unterwerfen, und eine Ausnahme findet nur dann 
ftatt, wenn etwa feine Tauglichkeit durch feine vorigen 
Dienſte 1 im Staate auffer Zweifel gefest ift. 

Titel IV. 
Bon den Dienftverhältniffen ber gutsherrlichen 
Beamten. 
| $. 51. 

Die Herrfchafts » Richter und diejenigen Patrimonials 
Richter, welche zugleich die ftreitige Gerichtsbarkeit auszuuͤ⸗— 
ben haben, jo wie diejenigen Gutsherren, welche die guts— 
herrliche Gerichtsbarfeit perfönfich verwalten ($. 50), wer: 
den von der vorgefeßten Kreis »Negierung unmittelbar, 
folhe Patrimonial: Gerichtshalter aber, welche blos auf 
die freiwillige Gerichtsbarkeit befchränft find, aus Auftrag 
der Kreis-Regierung von am betreffenden Landgerichte 
verpflichtet. 

$. 52. 


Alle gutsherrlichen Gerichts » Beamten Ieiften bei ihrer 
Anftelung und Verpflichtung auch den für die unmittelba- 
ren Föniglichen Beamten vorgefchriebenen Eid nah Maß: 
gabe der Berfaffungs-Urfunde (Abſch. XI Kap. 28.3). — Der 
Gutsherr fann fi) von feinen Beamten einen befondern 
Eid darüber leiften laſſen, daß diefelben alle diejenigen . 
Verpflichtungen beobachten werden, welche ihnen das ge: 
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genwärtige Edift und die Geſetze des Neichd gegen ihre 


Gutsherren auflegen. 
53. 


Sn Beziehung auf den Gerichtsftand find die Herr: 
fchafts- Richter und diejenigen Patrimonial-Gerichtshalter, 
welche mit den Funftionen der ftreitigen Gerichtsbarfeit be- 
fleidet find, den Landrichtern gleichgeftellt. Die Aftuare 
und diejenigen Patrimonial-Beamten aber, welche blos die 
freiwillige Gerichtöbarfeit ausüben, haben ihren Gerichts: 
ftand bei den Landgerichten; ift aber ihr Wohnfis nicht in 
dem naͤmlichen Landgerichte, in welchem das von ihnen 
verwaltete Patrimonial- Gericht liegt, fo find fie dem or: 
dentlichen Gerichte des Wohnorts unterworfen. 

$. 54. 

Die Beftimmungen des Edikts über die Verhältniffe 
der Staatsdiener vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand 
und Gehalt, find auch bei demjenigen Perfonal der Herr: 
fchafts » Gerichte, fo wie der Patrimonial- Gerichte erfter 
Klaffe anwendbar, weldes mit den Funktionen des Rich: 
teramtes befleidet ift. Dasfelbe muß daher rücfichtlich der 
Befoldung, der definitiven Anftelung, der Entfegung oder 
Entlaffung, und der Berfegung in den Ruheſtand, fo wie 
der Penfion für Wittwen und Kinder, weldye der Guts— 
berr zu übernehmen hat, ganz nad dem Inhalte jenes 
Edikts behandelt werden. Die Beftallungen der Beamten 
find jedesmal mit dem Gefuche um die Betätigung vorzu: 
legen. Den Herrfchafts » Richtern foll ein firer Geldgehalt 
von wenigſtens 800 fl. jährlih, und den Patrimonial-Ge- 
richtshaltern, welche die ftreitige Gerichtsbarfeit ausüben, 
ein folcher Gehalt von wenigſtens 600 fl. ausgeworfen werden. 

$. 55. 

Den Patrimonial: Gerichtsherren ift geftattet, mit der 
Stelle eines Patrimonial» Richters zualeich jene eines Ber: 
walters zu vereinigen, und beide Stellen einem und dem 
nämlichen Sndividuum zu übertragen, jedoch muß dasſelbe 
die zur Bekleidung eines Richteramtes gefeglich vorgefchrie- 
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benen Eigenfchaften befigen, und bdemfelben müffen als 
Richter, wenn ihm die Gefchäfte eines Verwalters wieder 
entzogen werden, alle auf das Verhältniß eines Hffentli- 
chen Staatsdieners gegründeten, in dem $. 54 ausgedruͤck⸗ 
ten Rechte, richterlicher Gehalt und Vorzüge ungefchmälert 


vorbehalten bleiben. 
$. 56. 


Sollte der Gutsherr fein Patrimonial » Gericht in der 
bemerften Art bis zum 1. Sanuar 1820 ($. 40) nicht be> 
ftellen wollen, fo bleibt er auf die freiwillige Gerichtsbar- 
feit über feine vormaligen Gerichts-Hinterfaffen befchränft. 
Der hierfür aufgeftellte Patrimonial-Beamte, fo wie bie 
Aftuare der gutsherrlichen Gerichte haben auf die befon- 
deren Rechte eines Staatsdieners, und daher auch auf 
Stabilität feinen Anſpruch. Die Beftimmung ber dießfall- 
figen Verhäftniffe und insbefondere des Gehaltes, bleibt 
der freien Uebereinfunft zwifchen dem Gutsherrn und dem 
Beamten anheim gejtellt. | 

$. 57. 

Die Heiraths: Bewilligungen haben die Herrfchafte- 
und Patrimonial- Gerichts: Beamten bei dem Gutsherrn 
nachzufuchen. Die Reife - Bewilligungen werden biefen 
Beamten von der Kreis-Negierung benehmlich mit dem 
Appellations- Gerichte ertheilt, auf vorläufig nachgewie— 
fene Genehmigung des Gutsherrn. 

§. 58. 

Die Patrimonial- Beamten fönnen nach Befchaffenheit 
ihrer QDualiftfation auch in dem Staatsdienfte Anftellung 
und Beförderung erhalten. 

i $. 59, 

Der Gutsherr haftet für den aus den Amtshandlun: 
gen feiner Beamten entftehenden Schaden in dem nämli- 
chen Maße, wie der Fönigliche Fiskus für die unmittelbas 
ren Beamten. Wenn der Gutsherr die Gerichtsbarkeit 
felbft zum Nachtheil der Unterthanen ausübt, fo wird er 
von der betreffenden Ober» Behörde durch Strafbefehle zur 
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Ernennung eined tauglichen Beamten angehalten, und bei 
fernerem Verzuge auf feine Koften die Beſtellung verfügt. 
$. 60. 

Wenn der Gutsherr bei feinen Beamten Dienftgebres 
hen wahrnimmt, fo hat er davon die Regierung, oder, 
wenn die Sache in die Juſtizpflege einfchlägt, das Appellas 
tions» Gericht des Kreifes in Kenntnig zu fegen, damit die 
erforderliche Unterfuchung und hiernach die weitere gefeß- 
liche Einfchreitung veranlaßt werde, 

$. 61. 

Wil der Gutsherr den Herrfchafts-Beamten nach den 
Beitimmungen des $. 54 quiegciren, fo muß er von jeder 
verfügten Quiescirung eines ſolchen Beamten eben fo, wie 
von jeder verfügten Entlaffung, welche ihm in Anfehung 
feiner mit der ftreitigen Gerichtsbarkeit nicht befleideten 
Patrimonial» Gerichtshalter und der Aftuare zufteht, bei 
ber Kreids Regierung und dem Appellations » Gerichte die 
Anzeige machen. Die Nenten » Verwaltung kann der Gute» 
herr feinen Beamten in jedem Falle nah Gutdünfen ab⸗ 


nehmen. 
$. 62%. 


Dem Gutsherrn Fommt in Suflizs Sachen, auffer der 
bloßen Einfichtnahme, feine Konfurrenz mit feinem Gerichte 
zu, und er hat ſich aller Einmifchung hierin zu enthalten, 
bei Bermeidung der Nichtigkeit und des Schaden » Erfageg, 
nebft weiterer angemeffener Beftrafung. Den Patrimonial- 
Gerichten, auch wenn fie mit der ftreitigen Gerichtsbarkeit 
befleidet find, fommt niemals eine Verhandlung und Ent: 
fheidung in folchen ftreitigen Rechtsfachen zu, bei welchen 
die Patrimonial- Gerichts» Inhaber ſelbſt betbeiligt find, 
fondern dergleichen Streitgegenftände eignen ſich aaa jolel? 
fend zu den Eöniglichen Landgerichten. 

$. 63 

In adminiftrativen Gegenfiänden, wo dem Guts- und 
Gerichtsherrn ein Einfluß in die Verwaltung geftattet ift, 
bat er das Recht, feine Gerichts: Beamten, allenfalls durch 
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Geldftrafen, zur Befelgung feiner, ans gefetlichen Anords 
nungen hervorgehenden Aufträge, wofür er haftet, anzus 
halten. Beharrlicher Ungehorſam wird auf erftattete Ana 
zeige, nach Befchaffenheit der Umftände, von der Kreigs 
Regierung oder dem Appellationg » Gerichte beftraft. 

. $. 64. 

Den Herrfchafts» Richtern, Patrimonial- Gerichtshals 
tern und Aftuaren ift eben fo, wie den unmittelbaren koͤ⸗ 
niglihen Suftizs und Polizei» Beamten, unterfagt, in ih⸗ 
rem Amtsbezirfe eine Gutss Realität zu erwerben. 

$. 65. 

Die Herrfhafts- und Patrimonial-Gerichte führen zu 
ihren amtlichen Augfertigungen ein Siegel mit dem Wap: 
yen des Gutsherrn und der Umfchrift: „Fuͤrſtlich-, Gräf- 
lich = oder Freiherrlich » 2c. N. Nes. Herrfchafts » CPatris 
monial=) Gericht N. N.’ 

Titel V. 
Don dem Wirfungsfreife der gutsherrlihden Ge 
| richte und. von den Rechten und Berbindlid- 
feiten der Gutsherren in Beziehung auf die 
verfhiedenen Zweige der Öffentlihen Ber 
waltung. 
| $. 66. 

Die Ausübung der in dem gegenwärtigen Titel begrif- 
fenen Rechte fommt nur denjenigen Gutsherren zu, welde 
die Gerichtsbarkeit und ein nach den VBorfchriften der vor⸗ 
hergehenden Titel III. und IV. gebildetes und beftelltes 
Gericht gefiten; jedoch unbefchadet der Ausnahmen, welche 
bei einzelnen Paragraphen der folgenden Kapitel befonders 
und ausdrücdlich vorbehalten find. 

I. Allgemeine Beftimmungen. 
. 6% 

Die - Herrfchafts » Gerichte der Gutsherren find in Sus 
ftisfachen den Appellationg » Gerichten, und in - Staatövers 
waltungs» Angelegenheiten den Kreis: Regierungen unmit- 
telbar untergeben, und daher von den Föniglichen Landge⸗ 
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richten eremt, mit Ausnahme der Fälle, in welchen die 
Iegtern aus befonderm Auftrage und im Namen der be: 
nannten hoͤhern Stellen handeln. Die Patrimonial-Gerichte 
erfter Klaffe mit fireitiger Gerichtsbarkeit ftehen, was die 
Suftizpflege betrift, unter den Appellationg » Gerichten, in 
allen Gegenjtänden der Polizei und öffentlichen Verwaltung 
aber unter den Landgerichten. 


$. 68. 

Alle Patrimonial- Gerichte zweiter Klaffe, welche auf 
die freimillige Gerichtöbarfeit befchränft find, find den Lands 
gerichten, in deren Sprengeln fie liegen, untergeordnet, 
welchen fie die über ihre Juſtiz- und Polizei > Verwaltung 
abgefondert geführten Protofolle alle drei Monate überges 
ben. Bon diefen Behörden werden diefelben mit den nd» 
thigen Bemerfungen an die vorgefeßten Kreisficlien gefen- 
det, welche die geeigneten Befcheide und Zurechtweifungen 
erlaffen. 
$. 69. 

Wenn Anzeigen gemacht werden, daß von den Patri— 
monial-Gerichten zweiter Klaffe die Amtspflichten verfäumt 
worden, fo fommt den Landgerichten die Befugniß und Ob- 
liegenheit der Erinnerung zu, und fie haben, wenn biefe 
Erinnerung ohne Erfolg bleiben follte, unverzüglic) Die 
Anzeige an die betreffende Dber: Behörde des Kreifes zu 
erftatten., Das Nämliche haben die Landgerichte auch ge: 
gen die Patrimonial- Gerichte erfter Klafje zu beobachten, 
wenn die angezeigten Gebrechen auf die Polizei und andere 
adminiftrative Gefchäftszweige Bezug haben. 

$. 70. 

Die königlichen Verordnungen, das Gefeß- und Allge: 
meine Intelligenz Blatt, fo wie die allgemeinen Berfüguns 
gen der oberen Stellen werden den Herrfchafts - Gerichten 
eben fo, wie den Randgerichten, unmittelbar, den Patrimo— 
 nial = Gerichten aber durch die Föniglichen Landgerichte mit- 
geheilt, und die in beftimmten Fälfen- eintretende befondere 
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Bekanntmachung der Gefeße wird von den Patrimonial- 
Gerichten in ihren Bezirken verfügt. 
Il. Bon der Rechtspflege. 
. $% T 

In der Ausübung der Suftizpflege haben ſich die Gutd- 
herren nach den tiber die Juftiz - Berfaffung des Reichs im 
Allgemeinen und durch das gegenwärtige Edift über bie 
gutsherrlichen Gerichte insbefondere feftgefegten Beſtim— 


mungen zu achten. 
72. 


Die Herrfchafts » Gerichte und die Patrimonial- Ge: 
richte erfter Klaſſe haben, in Beziehung auf die Rechtspflege, 
mit den unmittelbaren königlichen Landgerichten gleiche Be: 
fugniffe und Obliegenheiten, die ftrafrichterliche Gerichts 
barfeit bei Verbrechen und Vergehen ausgenommen, wo 
ihnen nur die Ergreifung und vorläufige Verwahrung der 
Angefchuldigten gebührt, mit der Verpflichtung, diefelben, 
ohne alles weitere Verfahren, fpäteitens binnen 48 Stun- 
den an ben Sitz des einfchlägigen Eöniglichen Unterfuchungs- 
Gerichts auszuliefern. 

E;: 

Patrimonial» Gerichten zweiter Klaffe fteht eine Ein: 
mifchung in firafrichterliche oder in ftreitige Civil» Gegen 
ftände niemals zu, fondern lediglich die Ausübung beftimm- 
ter gerichtlicher Handlungen, welche im gegenwärtigen Edit 
bezeichnet werden (SS. 74 — 79). Sobald ein foldhes Pa— 
trimonial-Geriht von begangenen Verbrechen oder Berges 
ben Kenntniß erhält, hat dasfelbe dem vorgefegten Land: 
gerichte die Anzeige zu machen, und bis zur Verfügung 
der unterfuchenden Behörde Sorge zu tragen, daß an ben 
Merkmalen des Thatbeftandes nichtd verändert werde, und 
der Thäter nicht- entfomme. 

$. 74 | 

In dem Wirfungsfreife eines Patrimonial Gerichts 
zweiter Klaffe liegen aufferdem diejenigen Handlungen der 
Gerichtsbarkeit, welche nicht flreitiger Natur find, nicht in 
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einer vorläufigen Snftruftion zum Behuf einer richterlichen 

Verfügung, oder nicht in dem nachfolgenden richterlichen 

Dekret felbit beftehen, fondern wobei es größtentheils blos 

auf die gerichtliche Beurfundung ankommt. | 
$. 75. 

Hiernah ift diefen Patrimonial- Gerichten zweiter 
Klaffe zugemwiefen: die Erridtung der Urkunden über Vers 
träge, die Abnahme promiſſoriſcher Eide, die gerichtliche 
Uebernahme oder Errichtung der Teſtamente, die Verkuͤn— 
dung derfelben, die gerichtliche Verfiegelung und Beſchrei— 
bung der Berlaffenfchaften, desgleichen die Vertheilung der 
Erbfchaften, wenn darüber fein Streit befteht, und bie 
Ertheilung beglaubigter Urkunden über die zum Nefjort 
diefer Amtsbehörden geeigneten Gegenjtände. 

$. 76. 

Wenn in Folge gerichtliher Subhaftationen und Ad— 
judifationen Verkaufs-Urkunden auszufertigen find, jo ers 
Öffnet das Landgericht dem untergeordneten Patrimonials 
Gerichte, in deffen Bezirk die Sache einfchlägt, die erganz 
genen Erfenntniffe, damit das letztere die Urkunden er- 
richte, und davon beglaubigte Abfchrift zu den Judieial— 
Akten einfende, | 

§. 77, 

Die genannten Patrimonial- Gerichte befiken die Bes 
fugniß, über Privat-Nechtsfachen, auch wenn darüber ein 
Streit gerichtlich anhängig ift, gültige Vereinigungen oder 
Vergleiche der Theile, mit den nämlichen Wirfungen, welche 
die Gefege den gerichtlich aufgenommenen Vergleichen übers 
haupt beilegen, zu Protokoll zu nehmen und die Vergleicdyss 
Urfunden darüber auszufertigen; wobei jedoch folgende 
wejentliche Bedingungen vorausgefeßt werden: 

a) wenigftens Einer der fich vergleichenden Theile muß 
feinen Wohnfig in dem Bezirfe des Patrimonial- Ges 
richts haben; 

b) beide Theile müffen fich freimillig und ohne Zwang 
zu diefem Zwecke bei jenem Gerichte einfinden; 
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c) alle in ben Gefegen zur Gültigkeit eines Vergleichs 
vorgefchriebenen Vorbedingungen, Normen und Forms 
lichfeiten müffen genau beobachtet werden. 

$. 78 

Die nämlichen Patrimonial- Gerichte find verbunden, 
wenn Vergleiche über bereits gerichtlich anhaͤngige Streits 
fachen bei ihnen aufgenommen werden, von Amtswegen 
eine beglaubigte Abfchrift des gefchloffenen Vergleiches dem 
Gerichte, bei weldhem der Streit anhängig ift, zur Wifs 
fenfchaft zugufenden. 

$. 79. 

Ihnen fteht in ihren Bezirken bie Führung der Hypos 
thefen=- Bücher zu; auch beforgen fie das Vormundſchafts⸗ 
Weſen, fo weit ed die Beftellung der Bormünder und Kus 
ratoren über Unmuͤndige und Minderjährige, wenn hieruͤ⸗ 
ber fein Ötreit befteht, wie auch die Stellung der Rech— 
nungen betrift. - 0 

“ $. 80. 

Diefe in den 66. 74 — 79 benannten Handlungen ber 
willführlichen Gerichtsbarkeit fönnen auf Seite des Patris 
montials Gericht3 weder über die Perfon, noch Aber die Guͤ⸗ 
ter ded Gutsherrn ausgeuͤbt werden, und insbefondere darf 
derfelbe bei den Gegenftänden, worüber das Patrimonials 
Gericht Vergleiche aufnimmt, feineswegs betheiligt feyn. 

$. 81. 

Sedes Patrimonials Gericht zweiter Klaffe ift verpflich⸗ 
tet, wenn die bei demielben begonnenen Surisdiktiond- 
Handlungen eine richterlihe Unterfuhung und Entſchei⸗ 
dung nöthig machen, nicht nur die Theile vor das kom⸗ 
yetente Gericht zu weifen, fondern auch die bereits gefam- 
melten Akten» Stücde alfobald mit der Anzeige des Streit: 
Gegenjtandes dahin zu übergeben. 

j $. 82. | 

Landgerichtliche VBorladungen an die gutöherrlichen Hin⸗ 
terfaffen follen auch in ben Fällen, wo fie den Landgerich⸗ 
ten unmittelbar untergeordnet find, durch die Patrimonials 

20 
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Gerichte infinuirt, und auf gleiche Weife Finnen bie land» 
gerichtlichen Urtheile gegen erwähnte Hinterfaffen von eben 
jenen Patrimonial» Gerichten auf die von den Landgerich— 
ten vorgefchriebene Weife vollftrecft werben. 

$. 83. 

Uebrigens ift den Gutsherren geftattet, von der Ver⸗ 
waltung der Juſtiz im Allgemeinen bei ihren Herrfchafts- 
und Patrimonial-Gerichten, und inäbefondere von dem Zu— 
ftande des Bormundfchafts-, Depofitens und Hypotheken: 
Weſens Einficht zu nehmen, um die Abftelung der befun- 
denen Mängel veranlaffen zu Fönnen. 

ALII. Bon der Polizeis-Bermwaltung. 

$. 84. 

Den Gutsherren fteht in den Bezirken und Orten, mo 
fie die Gerichtsbarkeit ausfchließend befiten, auch die Po- 
fizei zu. " 

$. 85. 

Sn Orten, wo Grund:lintertbanen verfchiedener Guts— 
berren wohnen, gebührt die Ortd-Polizei demjenigen Guts- 
berrn, welchem die Gerichtsbarkeit über die Mehrzahl der 
Grund» und Gewerbiteuerbaren Unterthanen zufteht. 

Dasfelbe findet auch in dem Falle ftatt, wenn die Ge— 
richtsbarfeit der Gutsherren mit der Gerichtöbarfeit der un- 
mittelbaren Föniglichen Behörden zufammentrifft. 

$. 86. 
ie Gutsherren üben die ihnen zugeftandenen polizeis 
lichen „Berechtfame ($. 84) durch die nämlichen Beamten 
aus, welchen die gutsherrliche Gerichtsbarkeit übertragen 
if. Diefelben find gehalten, in Poligei- Sachen ſich ge- 
nau nach den Föniglichen Verordnungen und den Welfun: 
gen der vorgefegten Stellen zu richten, Anzeigen an ben 
Butsherrn zu machen, und wenn er am Site bed Geridh- 
tes anweſend ift, feine Aufträge hierüber zu erholen. 
$. 87. 

Die Herrichafts; Gerichte üben die Bezirfd- und Orte- 

Polizei in demfelben Umfange und unter denfelben Be— 
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fhränfungen aus, wie bie Föniglichen Landgerichte. Sie 
find in Fontentidg - abminiftrativen Gegenftänden die erfte 
Inſtanz, wobei der Gutsherr ſich nicht einmifchen darf. 
Iſt derfelbe bei ſolchen Gegenftänden perfönlich betheiligt, 
fo wird die Unterfuhung und Entfcheidung von der vor; 
gefegten Kreis- Regierung, auf dießfalls zu erftattende Ans 
zeige, an ein anderes Herrfchafts» oder an ein Land, Ger 


richt verwiefen. 
$. 88, 


Alle Patrimonial- Gerichte find in ihren Bezirken auf 
die niedere oͤrtliche Polizei befchränft, und ftehen auch in 
diefer Beziehung” unter der Auffiht und Leitung des vor 
gefegten Landgerichts. 

$. 89. | 

Wenn gegen einen Uebertreter der Orts-Polizei eine 
Geldſtrafe von mehr als 10 fl., oder ein Polizei: Arreft 
von mehr ald 3 Tagen verhängt werden foll, fo muß das 
Patrimonial: Geriht vor der Befanntmachung die Beitä- 
tigung des Landgerichts erholen. 

Aus dem Wirfungsfreis der Patrimonial-Gerichte find 
ausgefchieden, und zur Behandlung der Landgerichte vor: 
behalten: alle Polizei: Webertrefungen, wobei die Thatfache 
der Uebertretung gegen die Abläugnung des Befchuldigten 
erft durch vorläufige Bemweisführung bergeftellt werden muß. 

Desgleichen alle ftreitigen Polizei - Gegenftände, na- 
mentlich auch jene, welche auf Kultur» oder Gewerbe: 
Beeinträchtigungen, auf Gemeinde-Recht, Konkurrenzs 
Pflichtigfeit und Mapftab und dgl. Bezug haben, wenn 
über Angelegenheiten diefer Art Fein Vergleich zu Stande 
fommt; ferner die Privat» Genugthuuug, wenn barüber 
vom Richter erfannt werben fol. 

I. 90. 

Weiter ſtehen den Patrimonial-Gerichten nicht zu, 
und ſind ebenfalls den Landgerichten vorbehalten: 

a) Alle allgemeinen Verfügungen in Bezug auf die oͤf⸗ 
fentliche Ruhe und Sicherheit im ganzen Bezirfe, mit 
| 20* 
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+ Vorbehalt der Bollziehung burch die Patrimonial» Ges 
richte, der fchleunigen Anzeige derfelben an Die vor— 
gefegten Landgerichte in den fich dießfalls ergebenden 
Fällen, und der nothwendigen augenblicklichen Ent- 
fcheidung ; 

b) die Ertheilung der Reife» Päffe an die gutsherrlichen 
Hinterfaffenz; die Unterfuchung und Beftrafung Frems 
der, deren Paͤſſe unregelmäßig befunden werden, und 
die gefegliche Behandlung der gemeinen und RT 
chen Landftreicher; 

c) die Feitung der Armenpflege, infoweit dafiir. ein ge⸗ 
meinfamer Verband des ganzen Landgerichts-Sprens 
geld oder mehrerer Bezirke beſteht; 

d) die Ausftelung der Dienftbotens Bücher, infofern 
folche auch aufferhalb dem Patrimonial- Gerichts Be; 
zirfe gültig feyn ſollen; 

e) die gefegliche Einfchreitung und Verfügung wegen 
Mißbrauchs der Preß- Freiheit, und entdedter Win: 
kel⸗Preſſen; 

f) die Annahme von Handwerkern, und alle Gewerbs— 
Berleihungen ohne Unterfchied, rücfichtlich welcher die 
Patrimonial: Gerichte Die angebrachten Gefuche bloß 
zu inftruiren haben; 

g) die untere Aufficht auf die Sffentlichen Flüffe, Brüden, 
Straßen und Vicinal- Wege, wobei die Patrimonials 
Gerichte nach erhaltener Anmweifung der Landgerichte 

». zu verfahren haben; dann die ebertretungen der Ber: 
ordnungen in Gegenftänden des Hffentlichen Straßen>, 
Brücken: und Waffer-Baued, wobei jedoch die Pa— 
trimonial- Gerichte gegen übertretende Reifende und 
fremde Fuhrleute im Namen der Landgerichte einzu— 
fohreiten haben; 

h) die Herftellung und Leitung der Fenerlöfch - Ordnung 
für den ganzen Bezirk; die Unterfuchung aller Feuer: 
und anderer Elementar»Schäden und alle Gefchäfte 
der Brandverficherungs » Anftalt; 
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ı) die Forft- und Sagd- Polizei, und bie Forft» und 
agb » Gerichtsbarkeit in allen Waldungen, melde 
nicht den Guts- und Gerichtsherren felbft, oder ben 
unter ihrer Gerichtsbarkeit ſtehenden Gemeinden zus 
gehören; 

k) die Medicinals Polizei, unbefchadet augenblidlicher 
Borfehrungen in dringenden Fällen; 

1) die- Gegenftände der Militär -Gonfeription und des 
Marfchwefend, worin fich lediglich nach den Aufträgen 
der Landgerichte zu achten iſt; — und 

die Angelegenheiten in Bezug auf die Landwehr und 
die Gendarmerie, eilende Fälle ausgenommen, in wels 

‚chen allein die Patrimonial»Geridhte fih an ben zus 

nächft befindlichen Kommandanten zu wenden berech⸗ 

tigt find ; 

m) alle Geſchaͤfte ruͤckſichtlich der Bezirks⸗-Konkurrenzen. 

$. 9. 

Inhabern von Herrfhafts- Gerichten ift die Annahme , 
von Polizei» Wachen geftattetz jedoch nur in einer mit den 
Gefegen über die Gendarmerie vereinbarlichen Art. 

919. 

Neben den gutöherrlichen Beamten in ihrer Eigenfchaft 
als Polizei- Beamten fönnen die Gutsherren in ihren Ge- 
richts » Bezirfen auch ein Arztliched Dienft - Perfonal aufs 
ftellen, deffen Beftätigung, je nach der böhern oder fubal- 
ternen Gigenfchaft desfelben, entweder bei dem Miniftes 
rium des Innern oder bei der Kreis-Negierung nachgefucht 
werden muß. Diefes Perfonal fteht fodann zu den gutes 
herrlichen Gerichten im analogen Verhaͤltniſſe, wie dieſes 
nad der Einrichtung des Medicinals Wefens zwifchen den 
föniglichen Randgerichten und dem mit denfelben in Bezies 
bung ftehenden Arztlichen Perfonal der Fall ift. 

IV, Don den Schul» und Kirhen»Angelegen- 

beiten. 

$. 93. Die Nechte der Gutsherren in Anfehung der 
Schulen find im $. 21 bezeichnet worben. 
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Sn Beziehung auf diefen Zweig der Verwaltung bas 
ben die Herrfchafts Gerichte die nämlihen Befugniffe und 
Dpliegenheiten, wie die Landgerichte. Die Patrimonial; 
Gerichte nehmen an der Lokal-Schul-Inſpektion Antheil, 
handhaben die örtliche Schul= Polizei und vollziehen dieß— 
falls die Aufträge der Gutsherren; in allen Fällen, unter 
Aufficht der Landgerichte. 

$. 94. 

In Anfehung der in den $$. 22 — 24 bezeichneten Pas 
tronats⸗- und damit verfnüpften Ehrenrechte haben die 
qutsherrlichen Beamten die Aufträge ihrer Gutsherren zu 
befolgen; und im übrigen die niedere Kirchen » Polizei in 
ihren Gerichte = Bezirfen oder Orten nach den Verordnun—⸗ 
gen zu vollziehen. 

$. 9. | 

Ruͤckſichtlich des Ssnftallafiong » Rechts insbeſondere iſt 
im $. 23 das Geeignete enthalten. 

Bei geiftlihen Berlaffenfchaften fteht den Herrſchafts— 
und Patrimonials Gerichten das Recht der proviforifchen 
Verfiegelung zu. 

V. Bon den Gtiftungs> und Gemeinde-Anges 
legenbheiten. 
$. 96. 

Wo über gemwiffe beftimmte Stiftungen den Guts- 
herren aus einem befondern Privat » Nechtötitel die niedere 
Kuratel und Verwaltung zufteht, verbleibt ihnen diefelbe, 
und fie haben ſolche nad den beftehenden Verordnungen 
und allgemeinen Verwaltungs -VBorfchriften, mit Vorbehalt 
der Unterordnung unter die obere Kuratel, felbft, oder 
durch ihre Beamten auszuüben. Sie haften aber alsdann 
für das verwaltete Vermögen perſoͤnlich; find zur vollftäns 
digen Inventariſation, fo wie zur Nachweifung über die 
Erhaltung und. forgfältige Bewirtbfchaftung der Fonds 
verpflichtet, und bleiben insbefondere verantwortlich, daß 
diefelben nicht mit fremdartigem Vermögen vermifcht, noch 
zu fremdartigen Zwecken verwendet werden. 
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$. 9. 

Bei allen übrigen Stiftungen treten die Gemein— 
den, welchen diefelben angehören oder deren Beftem fie ges 
widmet find, in die Verwaltung ein, nach Maßgabe der 
Verordnung vom 17. Mai diefes Sahres. 

In Beziehung auf diefe Stiftungen haben die gutsherr- 
lichen Behörden bloß über die zweckmaͤßige Verwaltung zu 
wachen; die Herrfchafts » Gerichte leiten diefe Verwaltung 
in der nämlichen Art, wie die Landgerichte ; die Patrimo—⸗ 
nial » Gerichte aber führen diefe Leitung lediglich nach Ans 
weifung und unter ber oberen Aufficht der Landgerichte. 
| $. 98. 

‘ Ganz diefelben Beltimmungen gelten auch von ber 
Verwaltung ded Gemeinde-Vermoͤgens. 
$. 99. 

Sn Beziehung auf die Verwaltung der Stiftungen fo> 
wohl, ald des Gemeinde-Vermögend, fieht nad $. 105 
der Verordnung uber das Gemeindewefen den Herrfchafts- 
und Patrimonials Geridhten die Revifion der Rechnungen 
zu. Die vorfchriftmäßige jährliche Ueberficht der zur Res 
vifion eingefommenen und wirklich revidirten Rechnungen 
diefer Art wird von den Herrſchafts⸗ Gerichten unmittel— 
bar, von den Patrimonial-Gerichten aber mittelbar durch 
die vorgefegten Landgerichte, welchen dießfalls die etwa 
erforderliche nähere Prüfung und Kognition zufteht, an 
die Kreis Regierung eingefenbet. | 

. Die Gemeinde „ und Stiftungs-Rechnungen der mit 
einem Magiftrat befegten Städte und Märkte, welche ei- 
nem gutöherrlichen Gerichte untergeben find, follen vor der 
Einfendung an die Kreis-Regierung den Gutsherren oder 
ihren Gerichten zur Einfiht und Beifügung ihrer allenfall- 
figen Erinnerungen vorgelegt werden. 

$. 100. 

Wegen der Verpachtung von Stiftungs Realitäten an 
die mit der Kuratel beauftragten Gutsherren, ihre Beam: 
ten, und die Berwandten Beider, fo wie wegen der Anle- 
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ben von Stiftungs » Kapitalien an eben diefe Perfonen, 
wird das im.$. 128 ber oben angeführten Verordnung aus⸗ 
gefprochene Verbot wiederholt. 

$. 101. | 

Sn den eigentlichen Gemeinde: Angelegenheiten fteht 
den Herrfchafts » und Patrimonial- Gerichten zu: die Leis 
tung der Wahl der Gemeindes Behörden, der Gemeinde: 
Vorfteher und der Pfleger, fo wie der befondern Bevoll- 
mächtigten; die Beitätigung der Wahlen in den Rural—⸗ 
Gemeinden, und die Cinweifung und Verpflichtung ber 
Beftätigten. 

Bei den Magiftraten der grundherrlichen Städte und 
Märkte leiten die Gutsberren durch einen eigenen Kommif- 
für oder durch ihre Gerichts - Beamten die Wahl, erftatten 
an die Kreis-Negierung den Wahlbericht, und nehmen, 
nad) erfolgter Betätigung, die Verpflichtung und Einweis 
fung der Bürgermeifter vor. “ 

$. 102. 

Bei denjenigen Gemeinde-Berhandlungen, wozu die 
Genehmigung der vorgefegten Gerichte verordnungsmäßig 
erforberlich ift, fann diefe Genehmigung nur von den Herr: 
fchafts » Gerichten ertheilt werden. Die Patrimonial » es 
richte hingegen find auf das Recht der Erinnerung befchränft, 
und müffen die fragliche Genehmigung von denjenigen Lands 
gerichten erholen, welchen fie untergeben find. 

$. 103, 

Sn den Gemeinde» Angelegenheiten der Rural-Gemein⸗ 
ben bleibt zwar, nach $. 100 der oftgedachten Verordnung 
vom 17. Mai d. J., der Gemeinde » Vorfteher das Haupts 
Drgan ded GemeindesAugfchuffes; er leitet demnach und 
verfammelt die Gemeinde, erholt ihre Befchlüffe und ver: 
fündet die ihm von dem gutsherrlichen Gerichte mitgetheils 
ten föniglichen Befehle und Verordnungen. 

Wo jedoch der gutsherrfiche Gerichtshalter in der Ge— 
meinde felbft feinen Wohnfis hat, Fann derfelbe die Ver—⸗ 
kuͤndung der Zöniglichen Verordnungen felbft vornehmen, 


313 


fo wie auch die im oben gedachten F. 100 dem Gemeindes 
Borfteher übertragene Führung und Bewahrung des Ges 
meinde- Buchs , des Inventariums, der Konfurrenz-Rolle 
für die Anlagen und des Lagerbuchs, dann bed Duplifats 
der Tauf-, Trau- und Gterb-Regifter ſelbſt beforgen, 
wobei er aber den Gemeinde » VBorfteher als feinen Gehuͤl—⸗ 
fen beizuziehen verbunden ift. In den übrigen von dem 
Sitze des gutsherrlichen Gerichtshalters entfernten Gemein⸗ 
den verbleiben dieſe Obliegenheiten dem Gemeinde-Vorſteher 
unter der Aufſicht und Leitung des Erſtern. 
6G. 104, 

Was die in dem $. 101 der naͤmlichen Verordnung bes 
zeichneten Befugniffe und Obliegenheiten des Ausſchuſſes 
in den Rural» Gemeinden anbelangt, fo werden diefe dem— 
felben ausdrücklich vorbehalten, jedoch ebenfalls unter ber 
Aufficht der gutsherrlihen Gerichte, 

$. 105. 

Sn Folge deffen' Haben die Herrſchafts- und Patrimo- 
nial: Gerichte fowohl in Nurals Gemeinden, als in guts— 
herrlichen Städten und Märkten, wo ein Magiftrat gebils 
det ift, und den qutsherrlichen Gerichten die Aufnahme der 


Gemeinde-Glieder, der Bürger und Schußverwandten, 


dann die Gewerbe + Verleidungen zufommen, über diefe Ges 
genftände die Erinnerung und Einwilligung des Gemeinde- 
AYusfhuffes, oder des Magiftrats zu erholen. 

Sn dem Kalle, daß die Einwilligung ohne hinreichende 
Gründe verweigert werden follte, hat über die Verweige— 
rung des Magiftrats die Kreis» Regierung , über die Ber: 
weigerung des Gemeinde-Ausfchuffes aber haben die Land» 
gerichte, ald unmittelbar vorgefegte höhere Polizei-Behör- 


den zu entfcheiden. 
$. 106. 


Ruͤckſichtlich der Polizei-Sachen ftehen in gutsherr- 
lichen Bezirken und Orten die Gemeinde» Behörden, und 
insbefondere die GemeindesBorfteher eben fo unter ben 
Herrfhafts-Gerichten, wie die Gemeinde » Behörden und 
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Vorfteher in den unmittelbar königlichen Bezirken und Ors 
ten unter den Landgerichten. 

Den Patrimonials Gerichten find die Gemeinde -Bor- 
fteher in ben gutsherrlichen Bezirfen ebenfalls nach allen 
polizeilichen Beziehungen untergeordnet. 

Die gutsherrlihen Gerichtshalter beforgen aber die ge: 
fammte Dorfs- und Feld» Polizei in den Orten ihres Amts; 
fies, mit Beiziehung und Beihülfe der Gemeinde-Borfteher. 

Sn den Gemeinden , welche aufferhalb des Sitzes der 
gutsherrlichen Gerichte liegen, wird die befagte Dorfs- 
und Feld» Polizei von den Gemeinde, Vorftehern verfehen, 
unter Auffiht und Leitung der gutöherrlichen Beamten, 
nach Inhalt der SS. 108 — 116 ber N angeführten 


Verordnung. 
$. 107. 


Den Gemeinde » Ausfchüffen bleibt ausfchließend das 
Vermittelungs Amt, und nebft dem, unter der Aufficht des 
betreffenden gutsherrlichen Gerichts die Ausübung des den 
Ausfchüffen verordnungsmäßig zuftehenden Straf⸗Rechts. 

$. 108. 

In Staͤdten und Märkten, welche einem gutsherrlichen 
Gerichte untergeordnet ſind, gebuͤhrt dem Gutsherrn und 
deſſen Gerichts-Verwalter die Leitung aller in gegenwaͤr⸗ 
tigem Edikte ihm übertragenen Polizei: Befugniffe, wovon 
derfelbe die Verhandlung der Straf» Fälle und der konten⸗ 
tiöfen Gegenftände nach den gegebenen Beftimmungen ($$. 
89 — 90) felbit zu beforgen hat; wogegen die übrige Orts— 
Polizei von dem Magiftrat unter der Aufficht und Leitung 
bes gutsherrlichen Gerichtes ausgeuͤbt wird. 

$. 109. 

Uebrigens find, mas die Unterordnung der Gemeins 
den unter die Gerichts =» Behörden — das den Leßteren zus 
ftehbende Necht der Erinnerung über die Amtsführung in 
Gemeinde - Sahen — das damit verbundene Recht der 
proviforifhen Verfügung — die Ertheilung der geeigneten 
Anweifungen an die Gemeinde-Ausfhiäffe — die Unter: 
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terftügung ber Gemeinde, Borfteher — die Wachſamkeit auf 
den Mißbrauch der den Gemeinde -Ausfchäffen und Vor⸗ 
ftehern übertragenen Befugniffe — und die dießfallfigen Eins 
ſchreitungen, fo wie die zu erftattenden vierteljährigen An— 
zeigen betrifft, die Beftimmungen der 66. 127, 129, 133 
und 134 der oben genannten Verordnung über die Ges 
meinde-Berfaffung auch in den gutsherrlichen Orten und 


Gerichten zu beobachten. 
$. 110. 


Die bisher in dem gegenwärtigen Kapitel aufgezähften 
Rechte der Gutsherren und ihrer Rechte in Bezug auf das 
Gemeinde s und Stiftungs-Wefen, können nur in einem 
folchen gutsherrlichen Gerichte ausgeuͤbt werden, in wels 
chem dem Gutsherrn nad den Beftimmungen der obigen 
$$. 84 und 85 die Ausuͤbung der Polizei felbft zufteht. 
vl. Bon den gutsherrlihen Gefällen und den 

befonderen dießfallfigen Nedten. 
$. 111. 

Ale Abgaben, welche zu den Domanial» und Privat» 
Gefällen gehören, insbefondere diejenigen, welche aus Berg: 
werfen, Sagden, Forften, Fifchereien u. f. w. fließen, 
verbleiben den Gutsherrn auch ohne Gerichtsbarkeit allent- 
halben, wo fie diefelben hergebracht haben. 

$. 112. 

Die Früchte der Grund » und Polizei-Gerichtöbarfeit, und 
insbefondere die Geldftrafen gebühren den Gerichtsherren ; 
jedoch find diefelben an die Beftimmungen der darüber bes 
ftehenden Gefege gebunden ; auch find diejenigen Strafen 
ausgenommen, welche von den vorgefeßten Landgerichten 
nicht blos betätigt, fondern von diefen in eigenem Namen 
auferlegt, und von den Patrimonial- Gerichten nur in der 
Eigenfchaft erefutiver Behörden beigetrieben @vorden find. 

$.: 113. 

Deögleichen gebührt den Gerichtsherren der Bezug von 
Zar» Geldern in Juſtiz- und Polizei» Gegenftänden, welche 
zur Kompetenz der gutsherrlichen Gerichte gehören. Den 
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Gutöherren überhaupt verbleiben ferner, auch abgefehen von 
der Gerichtsbarfeit, die Taren für folche Ausfertigungen, 
welche bei Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Edikt 
zugeftandenen gutsherrlichen Rechte (SS. 4 — 24) anfallen. 
| Sn beiden Fällen ift fich jedoch nach den beftehenden 
Zar» Drdnungen zu achten, 
$. 114. 

Der Vogthaber, wo er Herfommens ift, gehört gleich, 
falls zu den gutsherrlichen. Gefällen,, und die Gutsherren 
behalten denfelben, wenn aud tie Gerichtöbarfeit an Die 
föniglichen Behörden uͤbergeht. 

$. 115. 

Wo ſich die Gerichtöherren im Beſitz des Nachfteuer: 
Rechtes befinden, behalten fie dasfelbe gegen diejenigen 
nicht im deutfchen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen 
feine Freizügigfettd - Verträge gefchloffen find; im Innern 
des Reichs hingegen, gegen die Staaten des bdeutfchen 
Bundes, und gegen andere Staaten, mit welden Frei: 
zuͤgigkeits-Vertraͤge beftehen, findet es nicht ftatt. 

$. 116. 

Weg s und Brüiden- Gelder, dann Zölle ftehen dem 
Gutsheren nicht zur. 

- Desgleichen darf er weder die aus der yerfönlichen 
Leibeigenfchaft herrührenden durch das Edift vom 31. Aus 
guft 1808 aufgehobenen Gefälle beziehen, noch hat er Alt» 
ſpruch auf das Heimfalls-Recht, die Konftsfation der Guͤ— 
ter und das erblos gewordene Privat: Eigenthum. Die 
fi) hierauf beziehenden Verhandlungen werden von den 
koͤniglichen Gerichtsftellen vorgenommen. 

Die Stempel» Ordnung muß von den gutäherrlichen 
Behörden genau beobachtet werden, und diefelben ftehen 
rückfichtlih der Stempel-Taren mit den Kreis: Siegel: 
Aemtern, wohin insbefondere der Betrag diefer Taren von 
den errichteten Urkunden vierteljährig einzufenden ift, in 
ben vorfchriftmäßigen unmittelbaren Verhaͤltniſſen. 
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$. 117. 

Die Herrfchafts» Gerichte und Patrimonials Gerichte 
erfter Klaffe find befugt, von ihren Gerichts - Hinterfaffen, 
die zugleich ihre Grundholden find, die liquiden Gerichts 
und Grund: Gefälle, dann andere unbeftrittene gutsherr- 
liche Leiftungen in ihrem Bezirfe, feineswegs aber die aus 
Darlehen oder andern dergleichen Titeln entfpringenden 
Forderungen des Gutsherrn, auf Verlangen besfelben, im 
Wege der gefeglichen Erefution beizutreiben. 

Die nämliche Verfügung fteht ihnen bei den liquiden 
Dominikal-Renten der übrigen Gutsherren zu, welche in 
ihrem Gerichts » Bezirfe grundherrliche Gefälle befigen, vor— 
behaltlich der Befugniffe der Eöniglichen Nentämter nach 
Inhalt der Verordnung vom. 12. September 1809. 

$. 1183. 

Aufferdem wird, auch abgefehen von der Gerichtsbar—⸗ 
feit, das Pfändungsrecht allen Gutsherren über ihre Grund: 
holden, fie mögen unter Iandgerichtlicher oder unter der 
Gerichtsbarkeit, eines andern Gutsherren ftehen, wieder zu- 
geftanden, wenn fie ed vorher rechtmäßig hergebracht hat; 
ten, Dasfelbe darf aber in jedem Falle erft nach Verfluß 
der bedungenen oder gewöhnlichen Verfallzeit ausgeuͤbt 


werden. 
s. 119. 


Die eigentliche Auspfändung in Natur befchränft ſich 
unter allen Umſtaͤnden auf durchaus liquide Natural— 
Reichniſſe, welche nicht bereits durch wechſelſeitige Ueber— 
einkunft in eine zeitliche oder beſtaͤndige Geld-⸗Abgabe vers 
wandelt worden find; z. B. Getreide-Gilten, Heu, Stroh⸗, 
Küchen und Kleindienft, bei welch' Ießteren niemals die 
beften, fondern nur pie mittleren Stuͤcke ausgepfändet 
werden bürfen. 

$. 120. 

Nicht Tiquide Forderungen, welche weder hergebracht, 
noch erwiefen find, und von den Grundholden widerfpro> 
hen und verweigert werden, find im ordentlichen Rechte; 
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Wege zu verhandeln. In diefem Falle kann der Inhaber 
eined Herrfchafts » GerichtS bei diefem Gerichte felbit feine 
Klage fielen, der Inhaber eines folchen Patrimonial: Ge; 
richts aber muß folche bet dem koͤniglichen Landgerichte 
anbringen. 
$. 121. 

Als durchaus liquid find nur folche Reichniffe anzu⸗ 
ſehen, welche in den Urbarien, Grund-, Saals und La— 
gerbuͤchern, Hebe-Regiſtern und Grundgerechtigkeits-Brie— 
fen, oder wenigſtens in den ordentlich zu haltenden Ein— 
ſchreib-Buͤchlein der Hinterſaſſen in quanto et quali vors 
getragen, und von den Grundholden in keiner Beziehung 
widerſprochen ſind. 

Se: 122, 

Niickfichtlich der in oben bezeichneter Art Tiquiden 
grundhberrlichen Geldftiften, Pfenniggiften, Scharwerfgelpder, 
der unbeftrittenen Briefgebühren, dann der bereits in eine 
Geldabgabe verwandelten Natural:Reichniffe, mag fich der 
Gutsherr, wenn er ed gut findet, und nicht unmittelbar 
die gerichtliche Erefution nachſuchen will, der Pfändung 
zwar bedienen, jedoch nur mit der ausdrüdlichen Beding- 
niß, daß das den Grundholden abgenommene Pfand un— 
verzüglih an das einfchlägige unmittelbare Eönigliche Ge— 
richt zur Abſchaͤtzung und Verfteigerung gebracht, und ber 
nach Abzug der fchuldigen Summe etwa nod übrig blei- 
bende Reft, dem Ausgepfändeten zugeftellt werde. 

$. 123. 

Das dem Landmanne nöthige Ader- GerÄthe und uns 
entbehrliche Vieh, oder die fonft gefeglih ausgenommene 
Fahrniß darf niemals als Pfand abgenemmen werben. 

§. 124. 

Auf eingelegte Gatter » und andere Gilten, bie nicht 
aus dem grundherrlichen Vertrage entfpringen, auf Lau- 
demien, auf Bodenzinfe, auf Saamen- und Speife- Ges 
treid + dann andere Vorlehen, fo wie überhaupt auf die 
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yerfönlichen Forderungen jeber Art, ift die Selbfipfändung 
. in feinem Kalle anwendbar. 
$. 125. 

Durh die Auspfändung iu Natur darf, wenn ber 
Untertban nicht notorifch auffer den landesherrlichen Ab» 
gaben noch zu. höhern Leiftungen vermögend ift, niemals 
mehr als eine alte und eine neue rüdftändige Getreidgilte 
in einem Sabre beigetrieben werben, 

$. 126. 

Wenn die für die Auspfändung gegebenen Borfchrif: 
ten überfchritten werden, oder die Sache fo befchaffen ift, 
daß nad dem Gefete die Pflicht des Nachlaffes geltend 
wird, oder daß dem Richter Zahlungsfriften zu ertheilen 
erlaubt ift; fo fann ſich der Gerichts - Hinterfaffe mit feis 
ner Beſchwerde an das einfchlägige Fönigliche Kreis und 
Stadtgericht wenden, welches auf vorgängige Unterfuchung 
nad den Gefegen erkennt, und das in der Erefution ein 
getretene Uebermaß aufhbebt. 

Dahin gehören auch die Fälle, wenn ein SHinterfaffe 
durch die Untergeordneten des Gutsherrn an feiner Per; 
fon mißhandelt, oder an feinen Gütern auf unerlaubte 


Weiſe befchädigt wird. 
127. 


Nebſtdem werden diejenigen Gutsherren,, welche einer 
wirffichen Ueberfchreitung des ihnen bewilligten Auspfaͤn⸗ 
dungs-Nechtes legal uͤberwieſen find, dieſes Vorrechtes für 
die Zukunft, und zwar das erſtemal auf fuͤnf Jahre, das 
zweitemal aber auf ihre ganze Lebenszeit verluſtig erklaͤrt, 
und die Kreis- und Stadtgerichte haben nach hinlaͤngli— 
cher Kognition dieſe durch die That ſelbſt verwirkte Strafe 
ſogleich auszuſprechen, jedoch vorbehaltlich der Appellation 
an die hoͤheren Gerichtsſtellen. 

| -$. 128. 
. In Anfehung der grundherrlichen Natural» Frohnen 
wird den erwähnten Gutöherren ein eigenes Erefutiong- 
Recht nicht zugeftanden, jedoch find. diefelben befugt, dieſe 
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Frohnen auf Koften ber fäumigen Frohnpflichtigen leiſten 
su laſſen, und die betreffenden Gerichte find fhuldig, den 
benachtheiligten Gutsherren durch alle zuläfigen Mittel zu 
ihrer Forderung zu verhelfen, vorausgefeßt, daß die Schul: 
digkeit der verfäumten Frohnen liquid, und in der Berech—⸗ 
nung der für die Erjegung derfelben aufgewandten Kojten, 
mit Ruͤckſicht auf die üblichen Taglohne und die obwalten⸗ 
den Umftände, fein offenbares Uebermaas erſichtlich ift. 


| Titel VI. 


Don dem lebergang ber gutsherrliden Ges 
rihtsbarfeit an andere Befiger, von der 
Sufpenfion und von dem Aufhoͤren derfelben. 


6. 129. 

Penn die gutöherrliche Gerichtsbarkeit durch den Tod 
des Inhabers an deffen Erben übergeht; fo ſetzen fie dies 
ſelbe mit den übrigen gutsherrlichen Rechten, infoferne fie 
dazu fähig find, fort, und haben fogleich nach dem Antritt 
der Erbfchaft die Anzeige davon bei ber Regierung bes 
Kreifes zu machen, au, wenn ber Erben mehrere find, 
ein Individuum aus ihrer Mitte zu beftiimmen, weldes 
die perfönfichen Verhältniffe des Gutsherrn gegen fein Ge: 


richt vertritt, 
$. 130, 


Ehen fo muß bei Veräußerungen des Gutes, worauf 
die Gerichtsbarfeit haftet, der neue Erwerber der vorge> 
fetten Kreig » Regierung alsbald angezeigt werden, damit 
er in das Verzeichniß der gutöherrlichen. Gerichte eingetras 
gen werde. 

Dasfelbe ift zu beobachten, wenn ein Gut mit der 
Gerichtsbarfeit an einen andern Beſitzer in Folge eines 
gerichtlichen Erfenntniffes übergeht. 
=, 5. 131. 

Sufpendirt ift Die Gerichtsbarkeit, wenn mehrere uns 
abgetheilte Erben eines mit der. Gerichtsbarfeit befleideten 
Gutes den Auftrag zur Ernennung eines Stellvertreters 
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nicht erfüllen, und diefe Sufpenfion dauert fo lange, bis 
der angeführte Abgang gehoben ſeyn wird. 
6. 132. 

Ingleichen tritt eine Suſpenſion der Gerichtsbarkeit 
ein, wenn der Gutsherr durch den Ausſpruch der Ge—⸗ 
richte, wegen ſchweren Mißbrauchs, der Gerichtsbarkeit 
auf feine Lebengzeit verluftig erklärt wird, unbefchadet der 
Rechte feiner Erben und anderer Rechts: Nachfolger. 

$. 133. 

Ferner ruht die Gerichtsbarkeit, wenn dad Gut, 
worauf fie haftet, an einen Unadelichen übergeht, und fie 
lebt wieder auf, fobald dasſelbe wieder in die Hände 
eines Adelichen fommt. 

| . 134. 

Nücfichtlich des Gutes felbft geht die Gerichtöbarfeit 
verloren: 

a) bei Majoratsr Herrfchafts «Gerichten, wenn bag Mas 
jorat felbft nicht mehr fortbefteht, und auch in andes 
rer Art bie gutöherrlihe Gerichtsbarkeit überhaupt, 
in Folge des gegenwärtigen Edifts, nicht mehr aus— 
geübt werden fann; | 

b) bei älteren lehenbaren Gerichten, wenn der Lehen, 
“ Verband aufhört; 

.c) bei den übrigen gutsherrlichen Gerichten, wenn an 
dem Gute felbit eine folhe Veränderung vorgeht, daß 
die gefeglichen Borbedingungen zur Ausitbung der Ge; 
richtsbarfeit und zum Beftand eined gutsherrlichen 
Gerichts nicht mehr vorhanden find; 

d) wenn das mit der Gerichtöbarfeit beffeidete Gut aus 
irgend einem Titel an den Staat fällt; 

e) wenn ein rechtsbeftändiger Verzicht auf Die guts- 
berrliche Gerichtsbarkeit ausdrüdlich oder ftillfehweis 
gend geleiftet wird. 

Einer Berzichtleiftung wird es gleichgeachtet, wenn 
der Gutsherr binnen dem im $. 40. beftimmten Termine 
die Vorfohriften zur Bildung des gutsherrlihen Gerichts 
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nicht beobachtet, und feine dießfalfige Erklärung bie ba 
bin nicht übergiebt. 
8. 135. 

Uebrigend ift den mit der Gerichtsbarfeit und mit dem 
Pfaͤndungs-Rechte nicht verfehenen Gutsherren in Bei: 
bringung ihrer gutsherrlihen Forderungen, auf Anrufen, 
ſchleunige Amtshuͤlfe zu Teiften. 

Befondere Beflimmung. 
$. 136. 

Nach dem gegenwärtigen fortan allein gültigen Edikte 
über die gutöherrlichen Nechte, und die gutsherrliche Ge: 
richtsbarfeit,, find auch Die gutöherrlichen Rechts- und Ge- 
richts⸗ Verhältniffe des vormals nnmittelbaren Reichs— 
Adels und der vormals reichsftändifchen Fürften, Grafen 
und Herren im Allgemeinen, jedoch in fomweit zu beurtheis 
fen und zu behandeln, als rücfichtlich der erfteren, in der 
Deklaration vom 31. December 1806, und rückfichtlich der 
feteren in dem Edifte vom heutigen Tage feine andermwei« 
tigen Beitimmungen getroffen find, und vorbehaltlich der 
denfelben in jener Deklaration und in dem befagten Edikte 
zugeftandnen befonderen und höheren, mit der Verfaſſungs— 
Urkunde ded Reichs vereinbarlichen Rechte. 

111. 
Edikt, die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der vors 
mals reihsftändifchen Fürften, Grafen und 

Herren betreffend. 


Bon den perfönlihden VBorzügen, allgemeinen 
Rechten und Berbindlidfeiten ber vormalis 
gen reihsftändifchen Fürften, Grafen und 


Herren. 
‘ 5. 1 


Die mittelbar gewordenen ehemals reihsitändifchen 
fürftlichen und gräflichen Häufer behalten bie Ebenbürtigs 
feit in dem bisher damit verbundenen Begriffe, und ge- 
hören zum hohen Abel. 
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Si | 

Sie behalten den Titel, den jie früher geführt haben, 
jedoch mit Weglaffung aller auf ihre vormaligen reichs— 
ſtaͤndiſchen Verhaͤltniſſe fich beziehenden Beifäge und Würden. 

Sie benennen ſich demnach von ihren urfpränglichen 
Stammgütern und Herrfihaften. Der Erftgeborne, wel- 
cher im Befige derfelben fin befindet, nennt fih zur Uns 
terfcheidung von den Nachgebornen in öffentlihen Schrif- 
ten und Handlungen, die nicht an den Souverän oder an 
die Eöniglichen Behörden gerichtet werden, Fürft und 
Herr, auh Graf und Herr, mit dem Prädifate „Wir,“ 
wogegen fich die Nachgebornen nur des Titeld eines Fürs 
ftien oder eines Grafen zu bedienen haben. 

E $. 3. : 

Denfelben wird ein ihrer Ebenbirtigfeit angemeffenes 
KanzleisGeremoniel ertheilt. In den Ausfertigungen der 
töniglihen Stellen wird im Konterte den Fürften das 
Prädifat: „der durchlauchtig hochgeborne Herr Fuͤrſt,“ 
und den Grafen: „der hochgeborne Herr Graf“ gegeben 
werden. Sin ihren Schriften, die entweder an den Souve— 
rän, an die Föniglihen Staatd- Minifterien, oder an die 
übrigen böhern Kandes- Stellen gerichtet find, müffen fie 
nach dem bis jest beitehenden Kanzlei» Geremoniel fich 


achten. 
Ss. 4 


In allen Städten, Märkten und Dörfern, welche den 
ſtandesherrlichen Häufern gehören, fol das Kirchengebet 
nach dem Souverän auch für das Haupt des Haufes und 
für deffen Familie verrichtet werden. 

Auf gleibe Weife wird binfichtlich der Trauer » Feiers 
lichkeiten geftattet, daß das Trauer-Geläute für den Herrn, 
feine Gemahlin und feinen nächften Nachfolger drei Wo: 
chen, für einen Nacgebornen aber vierzehn Tage lang 
von dem Leichenbegängniß an beobachtet werde; daß die 
ſtandesherrlichen Stellen und Beamten eine Trauer von 
ſechs Wochen anlegen, dap alle öffentlichen Luſtbarkeiten 

21” 
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in den ftandesherrfchaftlichen Gebieten bis nad Beendi— 
gung ber Erequien eingeftellt werden. 
$. 5. 

Den. Standeöherren ftebt für ihre Perfonen und für 
ihre Familien die unbefchränfte Freiheit zu, in einem je 
den zum deutfchen Bunde gehörigen, oder mit demfelben im 
Friedensſtande befindlichen Staate ihren Aufenthalt zu 
mäblen; und ebenfo in die Dienfte desfelben zu treten. 
Diejenigen, welche fi) entweder in föniglichen Dienften 
befinden, oder aus koͤniglichen Staats » Kafien Penfionen 
beziehen, haben fih nad den deßfallſigen Verordnungen 
zu verhalten. 

$. 6. 

In alfen fie betreffenden Real- und Perfonal: Klas 
oen haben fie einen privilegirten Gerichtsftand in erjter 
Sinftanz bei dem einfchlägigen Appellations-Gerichte, in 
zweiter und legter Snitanz bei dem föniglihen Ober « Ap- 
rellationg » Gerichte. Sollten bei einem der ftandesherrli- 
chen Hänfer durch Familien: Verträge befondere Aufträgal- 
Gerichte eingeführt feyn, fo wird der Souverän biefelben 
näher unterfuchen laffen, und wegen ihrer Beftätigung be- 
fondere Entfchließung ertheilen. 

—J Ws 

Verlaffenfchafte » Verhandlungen, welche Mitglieder 
der Familie betreffen, kann das Haupt des Haufes durch 
feine Kanzlei vornehmen und erledigen laffen, fo lange 
fein NRechtöftreit darüber entfteht, in welchem Falle fie an 
das einfchlägige Appellationg - Gericht zum geeigneten redht- 
lichen Verfahren abgeliefert werden müffen. 

F. 8 . 

Sn yeinlihen Fällen, mit Ausnahme der Miltlär- 
und ber im koͤniglichen Givils Staatödienfte begangenen 
Verbrechen, genießen die Standesherrn das Recht, durch 
ein Gericht von Ebenbärtigen, oder dur Richter ihres 
Standes gerichtet zu werden. 

Die Unterfuchung führt dag einfchlägige Appellationss 
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Gericht durch Kommiffarien, unter der Leitung eines Bor; 
ftandes nad) den Vorfchriften des Straf-Gefegbuches. 

Diefe Kommiffion hat daher alle Zuftändigfeiten eines 
Unterfuchungs: Gerichte, und erfennt auch im fürzefter 
Zeit über die GStatthaftigfeit einer proviſoriſchen Verhaf— 
tung, welche Unter» Behörden mittelft Bewachung des Ans 
geſchuldigten an einem anftändigen Orte vorzunehmen ſich 
gefeglich veranlaßt finden. 

Das Standes: Gericht wird vom Könige in der Re 
fivenzftadt angeordnet, und nad ben Beſtimmungen bes 
Straf: Gefegbuches aus ſechs oder acht Richtern gleichen 
Standes mit dem Angefchuldigten zufammengefegt. Im 
Ermangelung der erforderlichen Anzahl von Ebenbürtigen 
wird das Gericht aus den Reihe» Räthen ergänzt. Den 
Vorfig und die Leitung hat in erfter Inftanz ein Praͤſident 
des Ober» Appellationg » Gerichts, und in der zweiten ber 
Staats» Minifter der Zuftiz, in feiner Eigenschaft als 
Großrichter. 

Zwei Ober Appellationg > Gerichtsraͤthe werden in bei⸗ 
den Inſtanzen zu Re- und Korreferenten ernannt, welche 
jedoch nur eine berathende Stimme haben. Der erſte ge— 
heime Sekretaͤr des Stants » Mriniftertums der Suftiz führt 
das Protokoll. 

Die Unterfuhungs: Kommiffion fit die Akten ſo⸗ 
wohl nach geſchloſſener General, Unterfuhung, als nad) 
vollftändig mit Beobachtung des Vertheidigungs-Verfah— 
rend beendigter Spezial » Inquifition, wenn darauf erfannt 
worden, an den König, welcher dann das Gericht zuſam— 
men beruft. 

Das von den ‚Gerichts Beifigern gefchöpfte Erkennt: 
niß wird dem Könige mit dem Gutachten über die viel: 
leicht vorhandenen Begnadigungs Gründe, wesfalls die 
Anträge der Referenten zu vernehmen find, vorgelegt. — 
Erfolgt feine Begnadigung, fo wird das Urtheil in geieß- 
licher Art durch das damit beauftragte Appellationg » Ges 
richt zum Vollzug gebracht. 
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Die Güter des Verurtheilten dirfen in feinem Falle 
fonftscirt, fondern fünnen nur während feiner Lebenszeit 
fequeftrirt werden. 

Diefes privilegirte außerordentliche Gericht koͤmmt al- 
fein den Häuptern der ftandesherrlichen Häufer zu. Die 
übrigen Mitglieder diefer Familien find in peinlichen Sa— 
chen dem gewöhnlichen privifeeirten Gerichtsftande unter: 
worfen. 

Sn Civil-Strafgerichts-Sachen ift das treffende Ap— 
pellationg = Gericht die unterfuchende und zugleich erfen- 
nende Behörde erfter Snftanz, für Berufungen aber das 
Dber » Appellationg » Gericht die zweite Inſtanz. | 


5: 

Shre nad) den Grundfägen der frühern deutfchen Vers 
faffung, noch beftehenden Familien: Verträge bleiben auf: 
recht erhaften, und fie haben die Befugniß, über ihre Guͤ— 
ter und Familien» Berhäftniffe verbindliche Verfügungen zu 
treffen, weldhe dem Souverän vorgelegt werden müffen, 
worauf fie, jo weit fie nichts gegen die Verfaffung enthal: 
ten, durch die oberften Landesftellen zur allgemeinen Kennt» 
niß und Nachachtung gebradht werden. 


$. 10. 


Die Bormundfchaften der ftandesherrlihen Familien: 
Glieder fönnen von dem Haupte des Haufes beftellt wer- 
den. Iſt dasſelbe dabei betheiligt, und ein VBormund oder ’ 
Kurator von Obrigfeitswegen aufzuftellen, fo gefchieht die— 
ſes durdy das Appellationg » Gericht des einfchlägigen Re— 
gierungs » Bezirfes, mit Vorbehalt. des Nefurfes an das 
Ober » Appellationg » Gericht. 

Die Ober» Auffiht über ſtandesherrliche Vormund— 
ſchafts-Sachen wird dem königlichen Staats » Minifterium 
der Suftiz vorbehalten, welches zu diefem Ende von der 
getroffenen Anordnung einer Vormundfchaft in Kenntnif 
zu jegen iſt. 
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$. 11. 

Die Standesherren genießen für fih und ihre Fami- 

lien die Befreiung von aller Militär s Pflichtigfeit. 
§. 22, 

Sn den Schlöffern, welche fie bewohnen, follen ſie, 
auffer dem Nothfalle, von der Einquartierung der föniglis 
hen Truppen befreit feyn. 

Ä $. 13. 

Shnen ift geftattet, eine Ehrenwache aus Eingebornen, 
welche dem Souverän den Huldigungs- Eid geleiftet haben, 
und nicht in den Jahren der Militär » Pflichtigkeit find ‚in 
den Schlöffern ihres Wohnſitzes zu halten. 

$. 14. 
| Die Standesherrn find berechtigt, von ihren Beamten 
einen Dienfts Eid fich leiften zu laſſen, auch die in ihrem 
Gebiete anfäffigen Untertbanen auf Gehorfam und Erfüls 
fung der denfelben gegen ihren Standesherrn obliegenden 
Berbindfichfeiten zu verpflichten, vorbehaltlich der Unter, 
thans-Treue und des Gehorfams gegen den König und 
die Geſetze des Reiche. 

$. 15. | 

Die Standesherrn find befugt, jene Angelegenheiten 
an die Regierungen ausmwärtiger Staaten zu bringen, welche 
fie mit denfelben rücfichtlich ihrer darin befindlichen Bes 
fitungen und allenfalffigen Lehen» und Dienftes - Verhält, 
niffe zu verhandeln haben. 

Sie dürfen jedoch nicht Agenten mit diplomatiſchem 
Sharafter abordnen. 

$. 16. | 

Sie fünnen bejondere Anordnungen und Verfügungen 
über Gegenftände erlaffen, welche die Verwaltung ihrer 
andesherrlichen und Eigenthums-Rechte betreffen. Diefe 
dürfen aber den allgemeinen Gefegen nicht entgegen feyn; 
auch follen die Formen der öffentlichen Verwaltung und 
der Öffentlichen Anftalten mit den in den übrigen Theilen 
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der Monarchie eingeführten in Uebereinſtimmung gebracht 
werben. 
5. 17. 

Ihnen iſt geftattet, auffer dem im ganzen Königreiche 
nach der bejtebenden Verordnung zu baltenden Eöniglichen 
Geſetz- und Intelligenz» Blatt audy befondere Wochenblät: 
ter für ihre Gebiete einzuführen. 

11. 
Rechtspflege. 
$. 18. 

Sn den ftandesherrlichen Gerichts » Bezirken wird nach 

den beftehenden Gefegen Recht gefprochen. 
$. 19. 

Die Verwaltung ber Civil» Gerichtöbarfeit, der wills 
führlichen,, fo wie der ftreitigen in erfter Inftanz, gefchieht 
durch Behörden, welche mit den Föniglichen Stadt: und 
Land - Gerichten gleihe Zuftändigkeit haben, und Stadt: 
und Herrfchafts » Gerichte heißen jollen. 

Sn ftrafrechtlichen Fällen ſtehet denfelben mehr nicht 
ald die Unterfuhung zu. Die gefchloffenen Akten werden 
an das einfchlägige Strafgericht zur Schöpfung des Ur; 
theils eingefendet. 

$. 20. 

Die bergebracdhte mittlere und Straf: Gerichtebarfeit 
der Standesherrn fann nur durd ein förmlich fonftituirteg, 
aus gefegmäßig befähigten und verordnungsmäßig befoldes 
ten Mitgliedern, in vorgefchriebener Anzahl zufammenges 
fegted Kollegium unter dem Namen Zuftiz » Kanzlei verwals; 
tet werden *). Die Berufung in leßter Inſtanz geht bie; 
von in Eivil- Strafrecht3- Sachen an das Appellationg; 
Gericht des einfchlägigen Regierungs » Bezirkes; bei Crimi⸗ 


*) Vermöge Webereinkunfte mit dem Fürſten von Leiningen, hat 
diefer auf das Recht, eine flandesherrlihe Juſtiz-Kanzlei zu 
havden, auf immer Verzicht geleiftet- Die desfallfige königliche 
Bekanntmachung folgt nach IH. unter der Ueberſchrift: Anhang. 
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nal » Fällen hingegen, fo wie in Civil⸗Sachen an das is 
nigliche Ober » Appellationg » Gericht. 
6. ai. 

Die für die, Juſtiz- Berwaltung in der mittlern Inftanz 
angeftellten Individuen müffen nad Berichtigung des Qua» 
lififationg » Punktes bei dem föniglichen Ober » Appellationd- 
Gerichte dur den Weg des Staats: Minifteriums der 
Suftiz die Genehmigung erhalten. 

$. 22. 

Die Subalternen in den Kanzleien und die Juſtiz⸗Be⸗ 
amten‘mwerden von den Standesherren ohne befondere Be: 
ſtaͤtigung ernannt, — hat 

23. 

Die Juſtiz-Kanzlei, — in deren Ermangelung das 
einſchlaͤgige Appellations-Gericht bei der Verpflichtung und 
Einweiſung ſolcher Subjekte die Beweiſe uͤber die zu ihren 
Stellen erforderliche Qualifikation zu den Akten zu bringen, 
und nicht nur jährlicdy dem Ober» Appellationg » Gerichte eine 
Lifte dariiber vorzulegen, fondern auch, fo viel diefe Zus 
fliz- Beamten betrifft, jedesmal deren Ernennung mit den 
Qualififationd + Beweifen eben biefem oberften Gerichtshofe 
anzuzeigen. 

$. 24. 

Die ftandesherrlichen Yuftiz» Stellen find der Oberauf⸗ 
fiht des Ober - Appellationg » Gerichts unterworfen, dem 
es zufteht, von den Akten derfelben Einficht zu nehmen, und 
mit Genehmigung des Staats» Minifteriums der Zuftiz auf 
vorgängig dahin erftatteten Bericht Bifitationen anzuords 
nen, indbefondere den Zuftand des Pupillen- fo wie des 
Hypotheken» und Depofiten » Wefens unterfuchen zu laffen. 

$. 25. Ä 

Den Standesherren ift zwar geftattet, von der Vers 
waltung der Zuftiz im Allgemeinen, indbefondere von dem 
Zuftande ded Bormundfchafts», Depofitens und Hypotbes 
fen» Wefens Einficht zu nehmen, um die Abftellung der bes 
fundenen Mängel veranlaffen zu koͤnnen: jedoch dürfen ſich 
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diefelben in die Rechts» Entfcheidungen ihrer Gerichtäftellen 
feineswegs einmifchen. Das Begnadigungs-Recht fteht al: 


lein dem Souverän zu. ; 
Ä 111. 


Polizei-Bermwaltung. 
$. 26. 

Den Standesherren fommt in ihren Gebieten die uns 
tere Polizei zur, welche fie durch ihre einfchlägigen Beamten 
nach den Gefegen des Koͤnigreichs augüben. 

Zu ihrem unmittelbaren Wirfungsfreife gehören bier; 
nah: die Gegenftände der Kirchen» Polizei, der Bildung 
und des Unterrichts, der Öffentlichen Sicherheit, der Ge: 
fundheitg - Polizei, die Aufjicht über die Verwaltung des 
Gemeinde » Gutes, die Beftätigung der Gemeinde : Vorftes 
ber und Kommunal Beamten, die Auffiht und die Boll- 
ziehung der Anordnungen über Straßen», Brüdens und . 
Waffer- Bau, die unmittelbare Aufficht und Vollziehung der 
Geſetze und Verordnungen, die Landes- Kultur, den Hans 
del und das Zunftwefen betreffend; die Verleihung der Ges 
werbs »Öerechtigfeiten, mit Ausnahme der Fabrifen, Braue> 
reien, Buchdruckereien und Buchhandlungen; die Forfts 
und Jagd » Polizei, fo wie die Forft> Gerichtsbarfeit, os 
wohl in den ftandesherrlihen Waldungen, ald auch in dem 
ganzen Umfange ihres Gebietes; das Konſcriptions- und 
Marſch-Weſen, fo wie andere Militär: Angelegenheiten, 
fo weit diefe zum Gefchäfts- Kreife der unteren Polizei: 
Behörden gehören : überhaupt die Lokal- und Diſtrikts— 
Polizei über ihre Mediat-Unterthanen. 

$. 27, 

Eie haben nebftdem die Aufnahme neuer Unterthbanen 
riftlicher Glaubens » Konfeffionen , und Juden, jedoch 
müffen fie hierbei nad) den Geſetzen fich richten. 

6. 28. 

Sie fünnen zur Handhabung der Sicherheit und Pos 
ftzet in ihren Gebieten Polizei: Wachen anordnen, jedoch 
mit Berüdfihtigung der für das ganze Koͤnigreich einge— 
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führten allgemeinen Sicherheits - Anftalten uud unter Bes 
obachtung der darüber beftehenden Verordnungen. 
| $. 29. 

Dem unmittelbaren Wirkungskreiſe der Eöniglichen Re— 
gierung des Bezirfes, in welchem die ftandesherrlichen Ge— 
biete gelegen find, bleiben vorbehalten: | 

1) die Auffiht auf die Randes- Grenzen, und Bewah- 
rung der landesherrlihen Gerechtfame gegen benadı- 
barte Staaten; 

2) alle Gegenftände, welche das Berhältniß des König: 
reich8 zu benachbarten Staaten betreffen; 

3) die Bewahrung und Handhabung der Landes - Ber; 
faffung und der Souveränetäts » Rechte; 

4) die Bewahrung und Vertretung der Majeftäts » Rechte 
in Beziehung auf die Kirch aller Konfeffionen, fo 
wie die Aufrechthaltung des Reruͤber erlaſſenen Reli: 
gions-Edikts; 

5) die Leitung aller Gegenſtaͤnde, welche die Militär: 
Konſcription, die Landes: Bewaffnung und die Land— 

wehr betreffen, fo mie die Befcheidung der Reklama⸗ 
tionen in Konferiptiong » Saden; 

6) die Leitung der Marſch⸗, Vorſpanns- und Einquar⸗ 
tierungs-Angelegenheiten, dann die Einleitung zur 
Bertheilung und Ausgleihung der Kriegs-Laſten, fo 
wie die Befcheidung der Befchwerden über die Neyar; 
tition der Laften. und Enfhädigungs - Forderungen; 

7) die Bezirks» Konkurrenz »- Sachen ; 

8) die Anlegung und Erhaltung der Heerfiraßen, Brüden- 
und Fluß - Bauten; 

9) Auswanderungen der Unterthanen; 

10) die Sicherheits » Polizei, infoweit fie fih auf allge- 
meine Anftalten bezieht; 

11) Gegenftände der Brand - Affefuranz; 

12) alle Öffentlichen Anftalten des Kreiſes, an welden 
die Mediat- Gebiete Antheil nehmen ; 

13) die Konkurs » Prüfungen für den Staats; Dienft, eins 
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fchließlich der Aerzte, Wundärzte und Hebammen, 

und die Befcheinigung ihrer Befähigung zur Ausuͤ⸗ 

bung ihres Amtes; 
14) die Bewilligung von Getreides und Jahr - Märkten. 
$. 30. 

Sn den oben bezeichneten, fo wie in allen analogen 
Gegenftänden, ift die einfchlägige königliche Bezirke - Res 
gierung die unmittelbare oberfie Behörde des Mebiat- Ges 
bieted, und erläßt in Beziehung auf diefelbe unmittelbare 
Weifungen an die ftandesherrlichen Behörden. 

$. 31. 

Die Standesherren üben die nah SS. 26, 27 und 28 
ihnen zuftehenden Rechte durch ihre Polizei- Behörden und 
refpeftive Herrfchafts » Gerichte aus; fie find befugt, ihre 
Beamten mit Bericht Mb vernehmen und Entfchließungen 
darauf zu ertheilen, Mfche jedoch nach den Borfchriften 
und in dem Geifle der allgemeinen Landes »Gefete vers 
faßt ſeyn müffen. 

Sn die Entfcheidung der fontentiöfen Gegenftände, 
welche zur Kompetenz ihrer Gerichte gehören, bürfen fie 
fih nicht einmifchen. = 


Shre Gerichte ftehen, in Beziehung auf ihren polizei- 
lichen Wirfungsfreis, in einem gleichen Verhaͤltniſſe mit 
den föniglichen Rand » Gerichten. 

$. 33. 

Diejenigen Standesherren, welche ein gefchloffenes 
Gebiet von 14 bis 20,000 taufend Seelen befiten, koͤn⸗ 
nen — fo wie für die Gegenftände ber Suftiz — aud für 
die Gegenftände ber Polizei eine zweite Snftanz in einem 
für Beide vereinigten Kollegium bilden, welches den Nas 
men: „Regierungss und Juſtiz-Kanzlei“ führt. 

$. 34. 

Diefe Negierungs » Kanzlei verwaltet in dem ſtandes— 
berrlihen Gebiete die Polizei in allen Gegenftänden, 
welche zum Wirfungsfreife der Löniglichen Regierung ges 
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hören, und dieſer nicht nad $. 29 befonders vorbehal; 


ten find. 
$. 35. 


Diefelbe ertheilet den fiandesherrlichen Unter» Behör- 
den BWeifungen, empfängt von ihnen in der Eigenfchaft 
einer unmittelbar vorgefegten Stelle ausfchliefend Ber 
richt. — Sie führt die Aufficht auf das untergeordnete Pos 
lizeis Perfonal, übt alle Befugniffe der Dieciplin aus, und 
verfügt die nöthigen Amts » Unterfuchungen. Sie entfcheis 
det als zweite Inſtanz in flreitigen adminiftrativen Gegen: 
fländen, mit Borbehalt des Nefurfes an die Fönigliche 
Staatsraths⸗-Kommiſſion. 

$. 36. 

Der Standesherr fann ſich von diefer Kanzlei, in Be- 
ziehung auf Polizei» Gegenjtände, Bericht und Antrag er- 
ftatten laſſen. | 
$. 37. 

In den ſtandesherrlichen Gebieten, in welchen für die 
Polizei ein auf die bemerkte Art angeorbneted Kollegium 
als zweite Inſtanz befteht, erläßt die fönigliche Regierung 
ihre Befehle und Weifungen unmittelbar an diefe Behörde, 
welche diefelben fodann durch ihre Unter» Behörden vollie- 
ben zu laffen verbunden ift. 

Die Eönigliche Regierung darf feine unmittelbaren Bes 
fehle den Mediatslinterbehörden ertheilen, fondern muß 
diefe allezeit an die Mediat- Kanzlei richten, welche bier, 
nach das Geeignete an die Kofal- Beamten erläßt, bie in 
der Regel auch nur an die Mebdiats» Kanzlei ihre Berichte 
zu erftatten haben. 

$. 38. 

Sn Gegenftänden, welche nicht dem unmittelbaren Wir- 
fungsfreife der Föniglichen Bezirfd: Regierung ($. 29 vor, 
behalten find, ſteht diefer bie Aufficht auf die Polizei-Ber- 
waltung der ftandesherrlichen Negierungs» Kanzlei, nicht 
aber eine unmittelbare Einwirkung zu. In Gemäßheit 
biefer auffehenden Gewalt wachet diefelbe über die genaue 
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Beobachtung der Föniglichen Gefege und Verordnungen; 
der Präfident Fann deshalb von Zeit zu Zeit Vifitatienen 
vornehmen. Die wahrgenommenen Gebredhen find dem 
Staats » Minifterium des Innern ſogleich anzuzeigen; aud) 
ift die Regierung ermächtiget,, bei Ueberfihreitungen der koͤ— 
niglihen Gefege in eilenden Fällen Inſtand zu verfügen, 
und, wenn fie ed nothwendig findet, die den eingetretes 
nen Verhältniffen angemeffenen Anordnungen proviforifch 


zu treffen. 
$. 39. 


Wenn in einem ftandesherrfichen Gebiete für die Ver— 
waltung der Polizei fein befonderes Kollegium als zweite 
Snftanz angeordnet ift, fo find die Mediat » Unterbehörden, 
vorbehaltlich der den Mediat- Herren über diefelben nad 
$. 31 zuftehenden Befugniffe, der Föniglihen Regierung 
unmittelbar untergeben. 

$. 40. 

Die ftandesherrlichen Mediat- Kollegien berichten an 
die Fönigliche Regierung in der vorgefchriebenen Form, 
mit der Unterfchrift: 

„geborfamfte Regierungss (Suftiz) Kanzlei.‘ 

Die fönigliche Regierung erläßt zwar ihre Augferti- 
gungen in der gegen die untergeordneten Behörden vorge: 
fohriebenen Form in einer befehlenden Schreibart, jedoch 
fol dabei an die Regierungs- Kanzleien die nad ihrer 
Stellung denfelben gebührende Achtung und Ruͤckſicht ge: 
börig beobachtet werden. | 

$. 4t. 

Bon allen Ernennungen zu den Polizei» Stellen haben 
die Standeöherren der Föniglichen Ober - Polizei» Behörde 
des. Negierungs » Bezirkes die Anzeige zu machen, damit 
zugleich die Nachweifung der erftandenen Prüfung und der 
übrigen erforderlichen Befähigung zu verbinden, und jähr- 
lih an diefelbe Dber » Polizei-Behdrde eine Kifte der für 
die Polizei angeftellten Beamten und Näthe, mit Bemer- 
fung ihrer Qualiftfation, einzufenden. 
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$. 42. 

Die von den Standesherren ernannten Räthe, Beants 
ten und Subalternen in den Kanzleien werden von den 
Borftänden diefer letztern felbft in ihr Amt eingewiefen 
und verpflichtet. 

IV. 


Kirhlihe Angelegenheiten. 
$. 43. 

Die in den ftandesherrlichen Gebieten befindlichen welt- 
lichen und geiftlihen Obrigfeiten müffen die in Kirchen- 
Polizei-Sachen erlafenen Verordnungen vollziehen, und 
für ihre Beobadhtung wachen. 

§. 44. 

Wo eigene proteftantifhe Konfiftorien beſtehen, oder 
wo vormals folche beftanden haben, und die Standesher- 
ren diefelben wieder herftellen wollen, haben fie die Kon— 
fiftorial: Sachen wie die in den Bezirfen angeordneten uns 
mittelbaren Konfiftorien nah den beftehenden Berorbnuis 
gen zu verhandeln, und find, wie diefe, dem Föniglichen 
General: Konfiftorium untergeordnet. 

$. 45. 

Wo Feine eigenen Konfiftorien beftehen, iſt für die 
Konfiftorial: Sahen das fönigliche einfchlägige Konſiſto— 
rium die geeignete Behörde. 

$. 4. 

Die ftreitigen Konfiftorial » und Ehe» Gerichtsfachen 
werden bei der jtandesherrlichen Suftiz » Kanzlei verhandelt 
und entfhieden, von weldyer die Berufung an das koͤnig— 
liche Ober: ———— Gericht gehet. 

$. 47. | 

Die Berwaltung des Kirchen», Schulen s und milden 
StiftungssBermögens bleibt unter der unmittelbaren Lei: 
tung. und Aufficht der Mediat- Behörde, jedoch unter ges 
naner Beobachtung der hierüber beftehenden Verordnungen. 

$. 48. 
Sedem Standesherrn ftehet im feinem Gebiete, abges 
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fondert von ben Episkopal⸗-Rechten, die Ausübung ber 
Patronats Rechte, mo fie hergebradyt find, zu; über bie 
Qualififation der Subjefte müffen die Föniglichen Geſetze 
beobachtet werden. Die Snftallation der Pfarrer gefchiebt 
nach erfolgtem föniglichen Poffeß » Befehle durch die ſtan— 
deöherrliche Mediat sBehörbe. 

V. 

Grundherrliche Rechte und Beſteuerung der 
Standesherren. 
$. 49. 

Den Standesherren verbleiben alle aus ihrem Eigeit- 
thums-Rechte herruͤhrenden Einkuͤnfte, Nutzungen und 
Befugniſſe, namentlich ihre Berg- und Huͤttenwerke, For: 
ften, Flößereien, Zehnten, Jagden, Fifchereien und Weib: 
Gerechtigfeiten; ferner alle aus der Gutsherrlichfeit 
entfpringenden Nenten und Nugungen, als: Zinfe, Dienft- 
und andere NReichniffe jeder Art, mit Ausnahme der aus 
yerfönlicher Leibeigenfchaft herrührenden und geſeblich auf⸗ 
gehobenen Gefaͤlle. 

$. 50. 

Es verbleiben ihnen ferner alle Einkuͤnfte und Nutzun— 
gen des ihnen Kraft des gegenwärtigen Edikts zufommen- 
den Antheild an der Juſtiz- und Polizei - Verwaltung in 
ihren Befigungen, bergeftalt jedoch, daß jene Einkünfte 
und Nußungen eben fo, wie die Ausübung der Gemalt, 
von welcher fie berrühren, allezeit den Beftimmungen der 
allgemeinen hierüber Maas gebenden Gefege unterwor- 


fen bleiben. 
6. 51. 


Die Stanbeöherren behalten den Bezug der Nachfteuer 
gegen Diejenigen nicht im deutſchen Bunde begriffenen 
Staaten, mit welden feine Freizügigfeitd Verträge ges 
fchloffen find. 

. & 52. 

In Anfehung der fammtlichen Iandesherrlichen Gefälle 

bleibt e8 bei den Beftimmungen ber Deklaration vom Jahre 
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1807, nad) ben bisher beobachteten Entfchädigungs - Nor: 
men. Jedoch wird 
8. 53. 

Den Standeöherren als Ehren Vorzug die bisher nur 
den Mitgliedern des Föniglichen Hauſes zugeftandene Frei- 
beit von allen Perfonal-Steuern für fie felbit und ihre Fa: 
milie, wie auch die Befreiung ter Schloß-Gebäude, welche 
fie bewohnen, von der Hausfteuer, bemilliget. Ihre tibri- 
gen Befigungen insgeſamt bleiben zwar in der Folge der 
bereits in dem Jahre 1807 vollzogenen Aufhebung aller 
Steuer Freiheiten im Koͤnigreiche, den fammtlichen Staats» 
Auflagen ohne Unterfchied und Ausnahme unterworfen; — 
da jedoch die deutfche Bundes-Afte Art. 14 die Standes— 
herren für die privilegirtefle Klaſſe, insbefondere in Ans 
fehung der Befteuerung, erflärt hat, fo fol ihnen zur Ents 
fhädigung für das ihnen hierin zugedachte Borrecht entwes 
der eine beftändige Rente, welche dem dritten Theile des 
Betrages der ordentlichen Grund » Steuer, Haus» Steuer 
und Dominifal» Steuer von ihren vormals reihsftändifchen 
Befigungen gleichfommt, bei einem £öniglichen Rent » Amte 
angemiefen, ober es fol von den Schulden, welche ihnen 
bei der Abtheilung zugemwiefen find, ein dem mit 20 erhöh- 
ten Rapital-Stod einer folchen Rente gleichfommender An- 
‚theil auf die Staate-Kaffe übernommen werden. 

$. 54. 

Zu allen aufferordentlihen Umlagen ſowohl auf das 
ganze Königreich, als auf den Bezirk, in welchem ihre Be- 
fitungen liegen, haben die Standedherren gleichmäßig nad) 
dem allgemeinen Steuerfuße beizutragen. 

| $. 55. 

Bon Gemeinde Umlagen find fie rücfichtlich ihrer ders 
maligen Befigungen befreit, woferne fie nicht Vortheile aus 
dem Gemeinde - Berbande. ziehen. 

$. 56. 

Die in der Eöniglichen Deklaration vom Jahre 1807 

den Standesherren eingeräumte Freiheit von Zoll» und 
22 


338 


Weggeld wird beftätiget. Auch ift ihnen geftattet, ihre 
Raturals Produfte und Gefälle aus ihren im Auslande ge— 
legenen und an ihre diesfeitigen Herrfchaften angrenzenden 
Beſitzungen mautbfrei einzuführen. 

$. 57. 

Die Aftiv-Lehen werden ihnen ferner belaffen, jedoch 
geht in allen ftreitigen Lehen-Sachen die Appellation von 
den Suftiz- Kanzleien an dag Fönigliche Ober » Appellationg» 
Gericht. Die Nitterdienfte können nur für den Souverän 
gefordert werden, alle übrigen Lehen: Gefälle bleiben dem 
Mediats Herrn. 

$. 58. 

Die Standesherren find befugt, neben einem Kolle- 
gium für die Juſtiz und Polizei ($. 33) auch neben andern 
Verwaltungs» Beamten ein eigenes Kollegium für die Ber: 
waltung ihrer gutsherrlichen Einkünfte, unter dem Namen: 
Domanial- Kanzlei anzuordnen. 

$. 59. | 

Alle Mediat + Behörden haben in ihren Augfertigungen 
die Vorfchriften der Königlichen Stempel - Be zu 
beobachten. 

Vi. 
Ausfheidung der Schulden. 


$. 60. 

Die verfaffungsmäßig Fontrahirten Schulden, welde 
auf den mediatifirten Fürftenthbimern, Graffchaften und 
Herrfchaften haften, werben, fofern es noch nicht gefchehen 
ift, zwifchen dem Souverän und ben mebdiatifirten Herren 
nach Verhaͤltniß der Einfünfte getheilt, welche jener erhält, 
und diefen verbleiben. Hiernach 

a) muß der Stand folder Schulden vor Allem bergeftellt, 
dann eine genaue Bilance zwifchen ven Einfünften des 
einen und andern Theiled gezogen, und nad dem Ber: 
bältniffe der reinen an: die Vertheilung gemacht 
werben; : 
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b) find alle Gemeinde - Schulden davon zu fondern, und 
den Gemeinden, welche fie treffen, zuzumeifen ; 
c) aud bleiben dem Standesherrn feine perfönlichen 
ben zur Laſt; 
v1. 
Berbältniffe der ftandesherrlihen Diener. 
$. 61. 

Den Standesherren wird geftattet,, ihren bei den Mes 
diat- Kanzleien angeftellten Raͤthen und Beifigern die geeig— 
neten Titel, als: Vorſtand, Direktor, Näthe, zu geben. 
Wenn diefelben ihren Dienern zur Belohnung lange geleiftes 
ter Dienfte einen böhern Titel verleihen wollen, muß biezu 
die Königliche Bewilligung nachgeſucht werden. 

$. 62. 

Die Verpflichtung der Mediat- Beamten foll mit dem 
Dienft-Eide für den Standesherrn auch die Huldigung ges 
gen den Souverän verbinden, und das Protofoll darüber 
muß an das einfhlägige Staats-Minifterium eingefendet 
werden. 

$. 63. 

In — adminiſtrativen Angelegenheiten, ruͤckſichtlich 
welcher dem Standesherrn ein Einfluß auf die Verwaltung 
eingeräumt iſt, hat derſelbe das Recht, feine Raͤthe und Ges 
richts-Beamten zur Befolgung feiner Aufträge, für welche 
er zu haften hat, und zwar nöthigenfalld auch durch Geld- 
Strafen anzuhalten, und er ift für ben aus den Amts⸗ 
Handlungen feiner Beamten entftehenden Schaden in eben 
dem Manfe verbindlich, wie der königliche Fisfus in An— 
fehbung der Amtshandlungen der unmittelbaren Beamten. 

$. 64. 

Die ftandesherrlichen Juſtiz- und Polizei-NRäthe und 
Beamten ſtehen mit den Föniglihen Staats-Dienern in 
den nämlichen Dienft- Verhältniffen; fie haben demnach mit 
benfelben gleihen Geridhts- Stand, und zwar im ſtandes⸗ 
herrlichen Gerichts» Bezirke, wenn bafelbft eine für die Pri- 
vilegirten geeignete Gerichts » Stelle befteht, auch unterlies 

22* 
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gen fie gleichen Gefegen in Beziehung auf Entlafjung und 
Entfeßung; — ihre Heiraths-Bewilligungen hängen von 
dem Standesherrn ab, welcher auch die Reife» Bewilliguns 
gen ertheilet, mit Beobachtung der erforderlichen provifo- 
rifchen Amts» Beftellung. 
| VIII. 
Allgemeine Beſtimmung. 
$. 65, 

In allen durch gegenwärtige Verordnung nicht abgeaͤn⸗ 
derten Beftimmungen bleibt es bei der Föniglichen Deflara- 
tion vom 19. März 1807. 


Anhang”). 

Ludwig ꝛc. Wir haben Und, nachdem der Fürft 
Emich Karl von Leiningen, mit agnatifcher Uns vorgeleg⸗ 
ter Einwilligung , auf das Recht, eine fiandesherrlihe Ju— 
ftige Kanzlei zu haben, auf immer Verzicht geleiftet, und 
Wir diefen Verzicht angenommen haben, bewogen gefunden, 
die Suftiz» Kanzlei zu Amorbach aufzulöfen, und verordnen 
diefem gemäß: 

1) die in Amorbach bisher beftandene Suftiz» Kanzlei 
fchließt ihre Suftiz- Gefhäfte mit dem Ende des Mo: 
nats September diefes Sahres; 

2) die von derfelben feither ausgeuͤbte Gerichtsbarkeit in 
zweiter Inſtanz geht vom 1. Dftober diefes Jahres an- 
fangend, an das Appellationd» Gericht des Untermain- 
Kreifes über ; 

3) die Akten über noch laufende Rechts: Sachen ſowohl, 
als auch die in der Regiſtratur reponirten Akten ſind 
mit einem Verzeichniß verſehen, wohl verwahrt, an das 
Appellations⸗Gericht des Untermain-Kreiſes zu uͤber⸗ 
ſenden. 

Wir bezeugen den bei dieſer Suftizs Kanzlei ſeither ans 
geftellten Individuen über ihre bisherigen Dienftleiftungen 


*) Megierungs = Blatt für das Königreih Bayern vom 17. Ofto: 
ber 1827 Nr, 40, 
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die verdiente Zufriedenheit. Wegen ber Finftigen Verhaͤlt⸗ 
niffe der bisher in Aftivität geftandenen Mitglieder. der- 
felben wird die nähere. Entfchließung folgen. 
Bad Brüdenau den 2. September 1827. 
Ludwig uf. w. 


Drittes Kapitel. 
Königreihb Hannover. 


Da in diefem Staat feine das Nechtsverhältniß aller 
Hannöverifhen Standesherrnumfaffende Fönigliche Deflas 
ration, fondern nur zwei Berordnungen erfchienen find, 
welche die ftandesherrlichen Verhältniffe I., des Fürften 
von Bentheim und Il, des Herzogs von Aremberg fefts 
fegen, fo müffen wir ung begnügen diefe beiden Verord⸗ 
nungen, und zwar die unter Il bemerfte nur in foweit, 
als fie von der unter I abweicht, hier folgen zu laffen. 

l. 
Berordnung !) über die ftandesherrlihen Ver— 
bältniffe des fürftlihen Haufes in der Graf 
fhaft Bentheim vom 18. April 1823 ?). 


I. Bon den perfönlihen Vorzügen, Rechten und 
Verbindlidhfeiten des fürftlihen Hauſes 
Bentheim. 

$. 1. 
Das fürftlihe Haus Bentheim gehört, in Gemäßheit 


1) Diefe Verordnung ift mit folgenden Cingang verfehen: Nach— 
dem der Pfandfchafts: Vertrag wegen der Grafſchaft Bentheim 
aufgehoben worden und es daher nothwendig wird, in Gemäß: 
heit des 32. Artikels der Schluß: Afte des Wiener Kongreffeg, 
die Mediatiſations-Verhältniſſe des fürftlihen Hauſes Bentheim, 
wegen der in Unferem Königreiche Hannover belegenen, vormals 
dem deutfchen Reihe unmittelbar unterworfenen Grafſchaft 
Bentheim, mit Zugrundelegung der in dem 14. Artikel der 
deutfchen Bundes Are enthaltenen Grundſätze, näher zu bes 
ſtimmen: fo wollen Wir, nachdem Wir die Wiüniche und Ans 
träge des Fürften in einer mit ihm gepflogenen Verhandlung 
näher vernommen, Nachftehendes hierdurch verordnen: 


2) Sammlung der Oefebe, Verordnungen ıc. für das Königreich 
Hanuover. Abtheilung 1. Nr, 16, vom 14, Mai 1823. S. 125. 
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des 14. Art. der deutfcheu Bundes-Afte zu dem hohen Adel 
in Deutfchland; ihm verbleibt das Recht der Ebenbürtig, 
feit in dem nÄämlichen Umfange, der vor ber eingetretenen 
Mediatifirung damit verbunden war. 


$. 2. 

. Dasfelbe behält den Titel, den es führt. Das Haupt 
des fürftlihen Haufes nennt fih zur Unterfcheidung von 
den Nachgebornen in öffentlichen Schriften und Handlun— 
gen, die nicht an Uns oder Unſere Behörden gerichtet wer; 
den, „Fuͤrſt und Herr‘ mit dem Prädifate „Wir. Dies 
Borrecht wird auch den mütterfichen oder agnatifchen Haupt- 
Bormündern oder Abminiftratoren eingeräumt; wogegen 
fich die übrigen Nachgebornen nur des Titels eines Fürften 
zu bedienen haben. 

5: 3. 

Dem fürftlihen Haufe wird ein feiner Ebenbürtigfeit 
angemefjened KanzleisGeremoniel ertheilt. In den Aus: 
fertigungen Unferer föniglichen Behörden wird in der Ans 
rede dem Haupte des fürftlichen Haufes das Präbdifat: 
„Der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fürft,‘ fo wie den 
übrigen Mitgliedern desfelben das Prädikat: „Der Durd)- 
lauchtig Hochgeborne Fürft, und in dem Konterte bei: 
den: „Ew. Durchlaucht“ gegeben werden. Sn ihren Schrif- 
ten, die entweder an Uns, an Unfer Staats- und Kabi- 
nets-Miniſterium, oder an die übrigen höhern Landes: 
Kollegien gerichtet find, müffen fie nach dem bis jegt be— 
ſtehenden Kanzlei- Geremoniel ſich richten. Aufferdem fol- 
len dem Haupte und den übrigen Mitgliedern des fürftlis 
chen Haufes bei allen feierlichen Gelegenheiten diejenigen 
Vorzüge zu Theil werden, melde ihrem bevorrechteten 
Standes -» Berhältniffe angemeffen find. 

. 4 

Sn allen Städten, Flefen und Dörfern, welche zu 
ber Graffchaft Bentheim gehören, fol das Kirchengebet, 
nach Uns und Unferer Eöniglichen Familie auch für das 
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Haupt des Haufes und für die fürftliche Familie verrich- 
tet. werden. 

Auf gleiche Weife wird hinfichtlich der Trauer - Feier: 
Sichfeiten geftattet, daß das Trauer-Gelaͤute für das 
Haupt des fürftlichen Haufes, feine Gemahlin und für fei- 
nen nächften Nachfolger drei Wochen, für einen Nachge⸗ 
bornen aber vierzehn Tage lang, von dem Leichen-Begäng- 
niß an, beobachtet werde; daß bie von dem fürftlichen 
Haufe zu beftellenden Behörden und Beamten eine Trauer 
von ſechs Wochen anlegen, und daß alle öffentliche Luſt— 
barfeiten in der Graffchaft Bentheim vierzehn Tage lang 
eingeftellt werden. Zugleich aber behalten Wir Uns vor, 
bie Dauer der vorbemerften Trauer » Feierlichkeiten auf je- 
den Fall bis auf die Hälfte derjenigen Zeit zu befchränfen, 
welche Wir in Rüdjicht Unferes Föniglihen Haufes Fünf: 
tighin anzuordnen für angemefjen halten werden. Auch 
fann in der Kirche zu Bentheim die Trauer durch fchwarze 
Bekleidung des fürftlihen Kirchenftuhle, der Kanzel und 
des Altars, nebſt Hinftellung eines angemeffenen Trauers 
Gerüftes, bezeigt werden. 

6. 5. 

Dem Haupte des fürftlihen Haufes fteht frei, inners 
halb der Grafſchaft Bentheim aus eigenen Privat-Einfünf- 
ten eine ihrer Beftimmung der Zahl nach angemefjene mis 
litärifche Ehrenwache zu unterhalten, deren Mitglieder jes 
doch dadurch von der allgemeinen Militärpflicht nicht bes 
freit werden, und Uns den Huldigungs-Eid zu leiften haben. 

i $. 6. 

Das Haupt des fürftlichen Haufes und fämmtliche 
Mitglieder desfelben haben die unbefchränfte Freiheit, ih: 
ren Aufenthalt in jedem zu dem beutfhen Bunde gehoͤren⸗ 
den oder mit ihm in Frieden lebenden Staate zu nehmen. 

§. 7. 

Dieſelben ſind von aller Militaͤr-Pflichtigkeit befreit, 
auch genießen ſie fuͤr ihre Perſon eine Befreiung von allen 
ordentlichen Perſonal⸗Steuern, nicht aber von indirekten 
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Steuern, denen fie im Umfange des ganzen Königreichs 

unterworfen find; jedoch gebührt ihnen die Zoll: Freiheit 

für die zu ihrem Haus: Bedarf beftimmten Konfumtibilien. 
$. 8 

Sn allen das fürftlihe Haus betreffenden Real» und 
Perfonal: Klagen bat dasfelbe einen privilegirten Gerichts— 
ftand in erfter Inſtanz bei den treffenden Suftiz: Kanzleien 
und in zweiter und letzter Inſtanz bei Unferm Ober: Appellas 
tiong-Gericht in Celle. Uebrigens können gegen das Haupt 
des fürftlichen Haufes und gegen die Mitglieder der fürft- 
lichen Familie im Königreihe Hannover perſoͤnliche Klas 
gen nur dann angeftellt werden, wenn fie ihren Wohn: 
fit in der Graffchaft Bentheim oder fonft im Königreiche 
Hannover gewählt haben. 

F. 9 

Berlaffenfchafts » Verhandlungen, welche Mitglieder der 
fürftlihen Familie betreffen, fann das Haupt des Haufes 
innerhalb der Graffchaft Bentheim durch feine Beamten 
vornehmen und erledigen laffen, fo lange fein Rechtsftreit 
darüber entfteht, in welchem Falle fie an die treffende 
Suftiz-Kanzlei zum geeigneten rechtlichen Verfahren abgelie- 
fert werden müffen. 

$, 10, 

Sn peinliheu Fällen, mit Ausnahme der in Unferem 
Dienfte begangenen Berbrechen, genießt das Haupt des 
fürftfichen Haufes, infofern e8 nicht den Gerichtsftand vor 
der Suftiz- Kanzlei zu Osnabruͤck vorzieht, einen aufferor- 
dentlichen Gerichtsftand vor Austrägen, d. h. das Recht, 
durch ein Geriht von Ebenbürtigen gerichtet zu werden. 
Sn einem folchen. unverhofften Falle wird von Uns über 
das alddann ftatthabende Verfahren dag Nähere verordnet. 

Durch das erfolgende Erfenntniß kann jedoch in kei— 
nem Falle eine Konftsfation der mebdiatifirten Befigungen 
. des Angefchuldigten verfügt werben, fondern, wo auf diefe 
nach den beftehenden Geſetzen erfannt werden müßte, findet 
nur die Sequeftration derfelben auf feine Lebenszeit und 
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zwar zum Bortheil derjenigen, welche derfelbe zu ernähren 
verbunden ift, und zu Zilgung feiner Schulden, ftatt. 
Der Ueberfchuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaſſe. 

Enthält das Erfenntniß eine Verurtheilung, fo wird 
basfelbe Uns durch Unfer Staats» und Kabinets-Mini— 
fterium, mit deffen Gutachten über die vielleicht vorhande— 
nen Begnadigungs - Gründe, zur Beftätigung vorgelegt. 

Erfolgt feine Begnadigung: fo wird das Urtheil in 
gefeglicher Art durch das befiellte Aufträgals Gericht pub: 
licirt und zum Bollzuge gebradht. Gegen das publicirte 
Erfenntniß des Aufträgal- Gerichts findet Fein weiteres 
Rechtsmittel ftatt. Hat jedoch der Angefchuldigte ftatt eis 
nes Aufträgal- Gerichts, den Geridhtsftand vor der Zuftizs 
Kanzlei zu Osnabruͤck gewählt, fo wird in den gegen das 
‚Erfenntniß gefeglich zuläffigen Nechtsmitteln nichts geändert. 

Bis zur MWiedereinfegung ded Angefchuldigten in den 
vorigen Stand, oder bis zu feinem Ableben gebührt die 
Ausübung feiner Gerechtfame als Standesherr dem ver: 
mutblichen Nachfolger, oder, wenn bdiefer hieran verhin- 
bert ift, dem naͤchſten Agnaten, in deren Ermangelung 
aber einem von Uns zu ernennenden Adminifirator. Die 
Vermögens - Verwaltung fällt in einem ſolchen Falle dem— 
jenigen zu, welchen die Familien - Statuten oder in deren 
Ermangelung die Landes - Gefeße beftimmen. 

$. 11. 

Diefes privilegirte aufferordentliche Gericht fommt al: 
fein dem Haupte des fürftlihen Haufes zu. Die übrigen 
. Mitglieder der fürftlihen Familie find in peinlihen Sa— 
chen dem gewöhnlichen yprivifegirten Gerichtsftand unter- 
worfen. 

5.12; | 

In bloßen Polizeis und Civil: Straf: Kontraventiongs 
Sachen, ift fowohl für das Haupt des fürftlichen Haufes 
ald für die übrigen Mitglieder desfelben Unfer Staats» 
und Kabinets » Minifterium die ausfchließlih Fompetente 
Behörde. Demfelben fteht jedoch frei, die nöthige Unter: 
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fuhung nad Unterfchied durch Unfere Land» Droftei in 
Osnabruͤck oder durd die dortige Suftiz- Kanzlei führen 
zu laffen. | 
r $. 13. 

Die nad) den Grundſaͤtzen der früheren deutfchen Ver— 
faffung noch beftehenden Familien » Verträge des fürftli- 
chen Haufes bleiben aufrecht erhalten, und die Mitglieder 
desfelben haben die Befugniß, über ihre Güter» und Fa: 
milien = Verhältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, 
welche jedoch Uns vorgelegt werden miffen, worauf fie, 
foweit fie nichts gegen die beftehenden Landes-Geſetze und 
jura quaesita Dritter enthalten, von Und beftätigt wer: 


den follen. . 
14. 


Die obervormundfchaftlihe Behörde für das Haupt 
des fürftfihen Haufes und die ebenbürtigen Mitglieder 
desfelben, ift das mit der Yuftiz- Kanzlei zu Osnabrüd 
verbundene Puppilfen » Kollegium, ohne Nücficht auf. aus» 
ländifchen Güterbefig und etwaige Bevormundung. 

Das vormundfchaftlihe Patent wird von Unſerm 
Staats» und Kabinets ; Minifterio ausgefertigt, und von 
Uns eigenhändig oder auf Unfern Befehl vollzogen. Die 
Grundfäge der Bevormundung, der vormundfchaftlichen 
Verwaltung und der Aufficht über diefe find zuvoͤrderſt aus 
den noch beftehenden oder Fünftig unter Unſerer Genehmi- 
gung zu errichtenden Familien Verträgen, auch aus dem 
nachzumweifenden Samilien » Herfommen, in deren Erman- 
gelung aber aus den Landes-Geſetzen zu fchöpfen. 

Wo von DObrigfeitswegen die Ernennung eines Vor: 
munds gefchehen muß, erfolgt diefelbe von Uns unmittel- 
bar auf den Antrag Unferes Staats» und Kabinets-Mi— 
niſteriums. 

6. 15. 

Sn Polizei: Sahen find das Haupt des fürftlichen 
Haufes und die uͤbrigen Mitglieder desfelben, während 
ihres Aufenthalts innerhalb der Grafihaft Bentheim nur 
nach den. Anordnungen Unferes Staats- und Kabinetd- 
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Minifteriums, bei einem Aufenthalte aufferhalb desfelben 
aber auc nach den Anordnungen der Polizei + Behörde des 
Orts ſich zu richten fchuldig. 


$. 16. 


Das Haupt des fürftlihen Haufes hat nicht nur bei 
jeder föniglihen NRegierungs » Veränderung, fondern auch 
bei feiner Sufceffion in die Graffchaft Bentheim, Uns und 
Unferen Nachfolgern in der Regierung die Huldigung zu 
leiſten. Wird diefe von Uns und Unferen Rachfolgern in 
der Regierung unmittelbar eingenommen; fo muß auch die 
Leiſtung vor denfelben perfönlich gefchehen; aufferdem aber 
fann fie derfelbe mittelft Einfendung einer Urkunde an Un- 
fer Staats - und Kabinets- Minifterium nachftehbenden In— 
halts ablegen: „Ich, der unterzeichnete Fürft 2c. gelobe 
und verfpreche hiermit für mich und alle meine Nachfolger, 
daß id Sr. Föniglichen Majeftät ꝛc. und Allerhoͤchſtdero 
Nachfolgern in der Regierung von wegen meiner Perfon 
und meiner im Königreihe Hannover belegenen ftandes- 
herrlichen Befigungen und Gerechtſame, als meinem recht- 
mäßigen Oberhaupte (Souverän) alle fchuldige Treue, 
Ehrerbietung und Gehorfam unverbrüchlich Teiften, auch 
nad) allen meinen Kräften dasjenige thun und laffen will, 
was zur Abwendung Allerhoͤchſtdero Schadens vder zur 
Beförderung Allerhoͤchſtdero Nutzens dienen kann.“ 


„So wahr mir Gott helfe u. ſ. w.“ 


„Urkundlich meiner eigenhaͤndigen Unterſchrift und des 

beigedruckten Siegels.“ 
$. 17. 

Zu gehöriger Ablegung der Lehns- Pflicht in allen 
Beränderungs » Fällen, wo es fich gebührt, ift das Haupt 
des fürjtlihen Haufes nach den von Lind darüber erlaffe- 
nen oder annoch zu erlaffenden Verordnungen infoweit ver- 
pflichtet, als ſich dasfelbe zu Uns in Lehns-Verhaͤltniſſen 
befindet. 
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11. Bon den aus der Mediatifation entfpringen: 
den Rechts-Verhaͤltniſſen des fürftlihen 
Haufes und Unferer Untertbanen in der 
Grafſchaft Bentheim. 


A. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 18. 

Das Haupt des fürftlichen Haufes gehört zu den Stan: 
desherrn des Königreichs. Dasfelbe und die übrigen Mit: 
glieder des fürftlichen Haufes find ſowohl für fih, ale 
auch bei Ausübung aller ihnen zuftehenden Gerechtfame 
den allgemeinen Landes-Gefegen unterworfen, infofern die 
Bundes-Afte und die gegenwärtige Verordnung feine Aus 
nahme begründen. Auch liegen ihnen alle diejenigen Pflich— 
ten ob, welche aus ihrer Unterwerfung unter Unfere Ho— 
beit (Souveränität) entfpringen. 

. 19. 

Die Nepräfentation gegen andere Staaten fommt Uns 
allein zu. 

Dem Haupte des fürftlichen Haufes, fo wie den übri- 
gen Mitgliedern desfelben ift e8 daher unterfagt, an aus— 
wärtige Regierungen Agenten mit diplomatifchem Charak— 
ter abzufenden, oder folde von Auswärtigen bei fih an: 
zunehmen und mit ihnen zu unterhandeln. Was fie in 
ihren Angelegenheiten an auswärtige Regierungen zu brin— 
gen haben, müffen fie Uns anzeigen, in welchem Falle 
Wir fie fodann in den geeigneten Fällen durch Unfere Ger 
fandtfchaften werden vertreten laffen. Unter diefer Be: 
fhränfung find jedoch folhe Angelegenheiten nicht begrif- 
fen, welche fie rücfichtlich ihrer in auswärtigen Staaten 
liegenden Befisungen mit denfelben zu verhandeln haben. 

1 $. 20, 

Die: allgemeine Ober: Aufficht, fo wie die allgemeine 
Gefeggebung fteht uns allein im ganzen Umfange der Graf: 
fhaft Bentheim zu. Unſere Landes: Gefeße und Verord— 
nungen follen nicht minder für fämmtliche Unterthanen als _ 
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für die Öffentlich angeftellten Beamten in demfelben ver- 
bindlich feyn. Ä 
6 2 

Die Publikation Unferer Gefege und aller auch für 
die Graffhaft Bentheim anmwendbaren Verordnungen Uns 
ferer oberen Landes» Behörden gefchieht durch die Gefeß- 
Sammlung und die Sffentlihen Anzeigen ebenfo für bie 
Graffchaft Bentheim als für Unfere übrigen Landes » Pro; 
vinzen. 

6 22, 

Da die Ertheilung von Privilegien in der That eine 
Gefeggebung ift: fo koͤnnen Privilegien nur bei Uns nach— 
gefucht und von Uns ertheilt werden. 

$. 23. 

Die Fürftlich- Bentheimifchen Linterfaffen haben als 
Landes; Unterthbanen Uns und Unſeren Nachfolgern in der 
Regierung in derfelben Art wie die übrigen Einwohner 
Unferes Königreichs , die Huldigung zu leiften. Bei Auf: 
nahme neuer linterfaffen und fo oft eine Veränderung in ° 
der Perfon des zur Ausübung der Standesherrlichkeit be— 
rechtigten Hauptes des fürftlihen Haufes eintritt, kann 
aber auch dasfelbe von feinen Unterfaffen die Unterfaffen: 
Pflicht in folgender Art ſich angeloben laffen: 

- „Daß fie, näcft der Uns als ihrem regierenden Lan- 
desheren ſchuldigen Unterthanen » Pflicht, dem (Namen) 
als ihrer ftandesherrlichen DObrigfeit, gebührende Achtung 
und Gehorfam jederzeit erweifen wollen. 

$. 24. 

Die Formen der öffentlichen Verwaltung, ſoweit folche 
durch fürftliche Mediat- Beamte verfehen wird, find ganz 
diefelben, wie folche für Unfere übrige Staats-Dienerfchaft 
angeordnet worden. 

$. 25. 

Die Beamten, melde der Fürft für bie Ausuͤ—⸗ 
bung der ihm uͤberlaſſenen untergeordneten Regierungs— 
Rechte ernennt, find zugleich als Staats ‚Diener zu be- 
trachten, daber 
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a) bedürfen fie alle, mit der Nachweifung gleicher Qua: 
Iififation, auch der Beftätigung derjenigen Unſerer Behoͤr— 
den, von weldhen die Anftellung Unferer unmittelbaren 
Beamten gleicher Kathegorie abhängt. Diefe Beftätigung 
ift jedoch nicht nöthig bei dem niederen Kanzlei- und Re— 
giftratur » Perfonale; 

b) fie werden in ihrem Amts» oder Dienft- Eid zus 
nächft Uns, und dann dem Herzog ald Standesherrn, in 
folgender Form verpflichtet: 

„Daß fie Uns und allen Unferen Nachfolgern in der 
Regierung treu, gehorfam und unterthänig feyen, nad) 
ihren Kräften Unferen Schaden abwenden und Nuten be- 
fördern, das ihnen anvertraute Amt nad) den Landes-Ge— 
fegen treu, fleißig und gemwiffenhaft verwalten 5; die von 
den ihnen vorgefesten Behörden ihnen zufommende Auf— 
träge, Befehle und Weifungen gehörig vollziehen, und die 
durch gegenwärtige Verordnung feitgeftellten Rechts: Vers 
bältniffe überall gebührend beachten wollen; auch daß fie 
dem Fürften (Namen) als ihrer Standes » und Dienft- 
Herrfchaft, fo wie deffen Nachfolgern, alle fchuldige Treue 
und gebührenden Gehorfam jederzeit erweifen, desfelben 
Beftes möglichft befördern, feinen Schaden aber abwehren 
wollen. * 

c) Dem Fürften, ald Standeöherrn, fteht frei, denfel: 
ben einen ihren Dienft + VBerhäftniffen angemeffenen Amts- 
Gharafter zu verleihen, der jedoch den eines Hof- oder 
Regierungs-NRaths nicht überfchreiten darf; fie ftehen je— 
doch denjenigen Unſerer Beamten, welche einen gleichen 
Amts-Charafter mit ihnen haben, im Range nad). 

Bloße Titel zu verleihen ift der Fürft nicht berechtigt. 
Dagegen aber ift derfelbe befugt, feine Beamten durch eine 
Uniform nad der Hausfarbe feines Haufes auszuzeichnen, 
vorausgefegt, daß dabei die Hannöverfche National: Ko- 
farde getragen wird. 

d) In Hinfiht auf Entlafung, Verfegung, Penfto- 
nirung, Suspenfion und Entfegung, genießen die von dem 
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Fürften ald Standesheren anzuftellenden Beamten dieſel⸗ 
ben Rechte, wie Unſere fuͤr gleichen Zweck angeſtellte 
Beamten. 

e) In den Verhandlungen der ſtandesherrlichen Behoͤr⸗ 
den mit denjenigen Unferer Behörden, die ihnen nicht vor: 
gefegt find, ift wechfeffeitig die Form des Erfuchens, der 
Empfehlung und der Mittheilung zu beobachten. 

f) Was die den fiandesherrlichen Beamten auszumwer: 
fende Befoldungen anlangt: fo find folche auf eine dem 
Umfange ihrer Gefchäfte angemeffene Weife zu reguliren, 
und wie ſolches geſchehen, Uns anzuzeigen und nachzuwei— 
fen. Unmittelbarer Sporteln - Genuß fann ihnen auf fei- 
nen Sal verjtattet werden. 

$. 26. 

Eine unmittelbare Einwirfung in die materielle Ge: 
[häfts- Führung der Beamten und Behörden ſteht dem 
Herzöge als Standesherrn nicht zu. Wohl aber ift derfelbe 
. befugt, von bdenfelben Auskunft und Bericht zu fordern, 
fo wie Unordnungen und Verzögerungen durch fchriftliche 
Ermahnungen und Befehle entgegen zu wirken, und alles 
dasjenige zu veranftalten, was dem formellen Geſchaͤfts— 
Betriebe foͤrderlich iſt. Gebuͤhren, welche von den ſtandes— 
herrlichen Beamten erhoben werden, und nach den im fol— 
genden $. beſtimmten Vorſchriften zu deren Salarirung zu 
verwenden find, beögleihen Strafen für Polizei-, Korft- 
und Jagd» Vergehen, fo weit folche von diefen feſtgeſetzt 
werden, und in die fuͤrſtlichen Domaͤnen-Regiſter fließen, 
kann der Herzog unmittelbar erlaſſen. 

$. 27. 

Die Beſtreitung des Aufwandes, welcher auf die dem 
Fuͤrſten als Standesherrn uͤberlaſſene obrigkeitliche Ver— 
waltung an Beſoldungen, Penfionen und ſonſtigen Be: 
dürfniffen und Ausgaben zu machen ift, erfolgt zunächft 
aus den Gerichtd-Nußungen und aus dem obfervanzmäßig 
den Eingefeffenen etwa obliegenden Natural und Geld; 
Präftationen, demnaͤchſt auch aus den von der allgemei- 
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nen Stände» Berfammlung zu dieſem Zwecke bewilligten 
Fonds; infoferne aber diefe Mittel nicht hinreichen follten, 
aus den Domaͤnen-Revenuͤen des Fuürften. 

628. 

Für den Hausftaat, für die Verwaltung der Domänen, 
fo wie fir die aus dem Lehns-Nexu und den Patrimonial- 
Gerechtfamen herrührenden Einfünfte; für alle Familien: 
und Privat» Angelegenheiten kann der Fürft aus feinen 
Mitteln eigene Diener anftellen, auch denfelben Titel bei- 
legen, welche ihren ftandesherrlichen Verhältniffen und dem 
amtlichen Wirfungsfreife der Diener angemeffen find. Auch 
wollen Wir demfelben gejtatten, drei oder mehrere diefer 
Diener für die Beforgung der ebengedachten Angelegenhei— 
ten in ein Kollegium, ald Nent- Sammer oder Domänen: 
Kanzlei zu vereinigen. Das Berhältniß diefer Diener zu 
der Dienftherrfchaft ift jedoch blos privatrechtlich. Ueber 
gegenfeitige Rechte und Berbindlichfeiten, auch in Abficht 
der Entlaffung und Dienft- Veränderung, entfcheidet allein 
der Dienft-Vertrag und, wenn darüber Streit entfteht, 


das Fompetente Gericht. 
. $. 29, 


Die Mediat- Beamten und übrigen fürftlichen Diener 
haben, infofern Unfere föniglichen Beamten und Diener 
von gleihem Range dazu berechtigt find, ihren Gerichts: 
Stand in erfter Snftanz bei Unferer Suftiz » Kanzlei zu Os— 
nabrücd, wofür jedoch die fürftliche Suftiz- Kanzlei eintritt, 
wenn eine folche in der Folge von dem fürftlihen Haufe 
für die Graffchaft Bentheim errichtet werden follte. 


B. Snsbefondere von der Ausübung beftiimmter 
Regierungs-Rechte durch den Fürften als 
Standesherrn. 

. 80. 

Dem Fürften von Bentheim als Standesherrn fteht die 
Ausübung beftimmter Negierungs- Rechte, unter Beobach— 
tung der Landes» Gefeke und Aufficht der betreffenden Ober: 
Behörden, zu. Diefe Rechte find folgende: 
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a. Bon der Rechtspflege 9. 
$. 31. 

Es gebührt dem Fürften ald Standesheren in ber 
Graffhaft Bentheim die Ausübung der bürgerlichen Ges 
richtsbarfeit, ſowohl im ftreitigen als nicht ftreitigen Sa— 
chen, der peinlihen, unter der im $. 34 enthaltenen Bes 
fhränfung, desgleihen auch der polizeilichen, ber Forft; 
und Marfal» Gerichtsbarkeit, infomeit beide legteren vers 
faffungsmäßig hergebracht find. Unſere königlichen Beam⸗ 
‘ten und alle, die einen befreiten Gerichts - Stand haben, 
find, wenn fie auch in der Grafichaft Bentheim wohnen, 
von ber ftandesherrlichen Gerichtsbarkeit ausgenommen. 

$. 32. 

Die ſtandesherrlichen Gerichte erfter Inſtanz müffen, 
wie Unfere föniglichen Aemter organifirt und mit dem ver- 
haͤltnißmaͤßigen Subalternen » Perfonale verfehen werden. 
Die Borfchriften Unferer Amts » und Untergerichts - Orb» 
nungen finden auf fie Anwendung ; die Kompetenz derfel- 
ben ift mit der Unferer Föniglichen Aemter uͤbereinſtimmend. 
Die als Richter von dem Fürjten zu ernennenden Beam⸗ 
ten haben die Qualiftfation nachzumweifen, wovon bie Ans 


fiellung Unferer Beamten abhängt. 
% 


*) Seit der neuen Böniglich Hannöverifhen Verordunng über die 
verbefferte Derfaffung der Patrimonial: Gerichte in den alten 
Provinzen des Königreichs fängt man dort an auf die Ausü— 
bung der flandesherrlichen Gerichtsbarkeit zu verzichten. So 
hat zufolge einer ratificirten Webereinfunft der Herzog von Looz 
und Eorswaren, Fürft von Rheina-Wolbeck nicht nur auf diefe 
Gerichtsbarkeit, fondern auch auf alfe fonftigen flandesherrlis 
chen DBerwaltungs: Rechte in dem der Souveränität des Kö— 
nigs untermorfenen Kreife Emsbühren für fich und feine Nach: 
folger Verzicht geleiftet und folche an den Staat abgetreten. 
Demzufolge ift der Kreis Emsbühren vom 1. Oftober 1826 an 
mit dem Eöniglichen Amte Lingen vereinigt und demfelben als 
dritte Wogtei beigelegt. Der Staatsbote ꝛc. vom 6. Decem⸗ 
ber 1826 Pr. 46. 

23 
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6. 33. 

Für jedes ftandesherrliche Gericht erfter Snftanz in der 
Graffhaft Bentheim iſt Unfere Zuftiz- Kanzlei zu Osna— 
brüc die unmittelbar höhere Inſtanz, welche jedoch der 
fürftlihen Juſtiz-Kanzlei in der Graffhaft Bentheim ge 
bührt, wenn eine folche vom fürftlichen Hanfe errichtet 


werden follte. 
.S. 34 


In peinlihen Fällen fteht den ſtandesherrlichen Ge⸗ 
richten in der Grafſchaft Bentheim nicht mehr als die Un— 
terfuchung zu. Die gefchloffenen Aften werden nah Maß— 
gabe der darüber beftehenden Verordnungen an Unfere Su: 
fliz- Kanzlei zu Osnabrüd zum Urtheild-Spruche, der in 
Unferem Namen erfolgt, eingefendet. Wird jedoch vom 
fürftlihen Haufe eine Suftiz-Kanzlei in der Graffchaft 
Bentheim errichtet, fo werden an dieſe die gefchloffenen 
Akten zum Urtheild-Spruche in Unferem Namen, gefchidt. 
In Beziehung auf die dawider einzulegenden Rechtsmittel 
und die von Uns in gewiffen Fallen vorbehaltene Beftäti- 
gung der Erfenntniffe, finden die darüber beitehenden 
gefeglihen Beftimmungen ihre Anwendung. Das Begna- 
digungs > Recht fteht Uns allein zu. 
$. 35. 

Die ftandesherrlichen Unter- Gerichte ſtehen zunaͤchſt 
unter der Aufſicht der Kanzlei zu Osnabruͤck oder unter 
dem von dem fuͤrſtlichen Hauſe demnaͤchſt errichtet werden: 
den Gerichte zweiter Inſtanz. 

$. 36. 

Sn Beziehung auf das bei den ſtandesherrlichen Ge⸗ 
richten in der Grafſchaft Bentheim beſtehrnde Pupillen- 
fo wie Hypotheken» und Depofiten » Wefen, treten die all» 
gemeinen gefeglichen Vorfchriften ein. 

6, 37 

Da der Fürft von Bentheim die ihm durch die Bun- 
des-Afte vorbehaltene Errichtung eines Gerichts zweiter 
Snftanz vorläufig nicht eintreten zu laſſen beabfichtigt, fo 
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fol Unfere Zuftiz-Ranzlei zu Osnabruͤck, fo Iange feine 
fürftliche Suftiz. Kanzlei in der Graffchaft Bentheim fich bes 
findet, in allen geeigneten Fällen das für die Graffchaft 
Bentheim beftellte Gericht zweiter Inſtanz feyn, und zu dies 
fem Ende einftweilen mit einer Raths-Stelle vermehrt 
werben, wofür die damit verfnüpfte Befoldung von 900 
Rthlrn. aus ben von der allgemeinen Stände-Berfammlung 
in Hinfiht auf die Suftizpflege in der Grafichaft Bentheim 
beiwilligten Fonds erfolgt. 
$. 38. 

Dem Fürften ald Standesherrn ift zwar geftattet, von 
der Verwaltung der Juſtiz im Allgemeinen, insbefondere 
aber von dem Zuftande des Bormundfchafts », Deyofiten- 
und Hypotheken: Wefens Einficht zu nehmen, um die Ab; 
ftellung der befundenen Mängel veranlaffen zu koͤnnen; 
jedoch darf fich derfelbe in die een der 
Gerichtsſtellen keineswegs einmifchen. 

$. 39. 

Die hoͤchſte und letzte Inſtanz fuͤr die Grafſchaft Bent⸗ 

beim bildet Unſer Ober⸗-Appellations-Gericht zu Celle. 
b. Von der Polizei-Verwaltung. 
F. 40. 

Dem Fuͤrſten als Standesherrn ſteht ferner in dem gan⸗ 
gen Umfange der Grafſchaft Bentheim die niedere Polizei 
zu; derſelbe laͤßt ſolche durch ſeine Beamten nach den Ge— 
ſetzen des Königreichs ausuͤben, und über ſolche in der Per⸗ 
fon eines ftandesherrlichen Regierungs-Raths eine nähere 
Aufficht und Leitung führen, mobei jedoch die Ober-Aufficht 
ber Land- Droftei zu Osnabruͤck gebührt. 

$. 41. s 

Derfelbe ernennt die damit beauftragten Beamten; die: 

felben haben jedech ihre Qualififation dazu gehörig nad: 


zumeifen, 
$, 42. 


Die mit der Ausuͤbung der niederen Polizei benuftrag- 
ten Beamten find in dem Manfe, mie Unfere Fönigliche 
23% 
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Aemter, eben fo befugt, als verpflichtet, die zur Ausfüh- 
rung Unferer Polizei-Geſetze und Polizei » Verordnungen 
Unferer oberen Landes» Behörden, nöthigen Anftalten zu 
treffen und Befehle zu erlaffen, auch Polizei - Vergehen 
durch gefegmäßige Strafe zu ahnden. 

$. 43. 

Diefelben erhalten in Ausuͤbung ber ihnen übertrage- 
nen Polizei-Gewalt die Befehle unmittelbar von Unferer 
Land » Droftei zn Osnabruͤck. Dem Fürften ald Standes: 
herrn ftebt jedoch gleichfalls frei diefelben mit Bericht zu ver— 
nehmen und Entfchließungen darauf zu ertheilen, welche 
jedoch nach den Vorfchriften und in dem Geifte der Allge- 
meinen Landes-Geſetze verfaßt ſeyn müffen. Sn die Ent- 
ſcheidung der Fontentiöfen Polizei = Gegenftände, welche zur 
Kompetenz der PolizeisBehörden gehören, darf der Fürft 
fich nicht einmifchen. Bon den Entfcheidungen der Polizei- 
Behörden fteht der Nefurs an den fürftlichen Regierungs— 
Rath und bievon an Unfere Land» Droftei in Osnabruͤck 


offen. 
$. 4. 


Die von dem Fürften als Standesherrn auszuibende 
Auffiht über die Stadt- und Dorf- Kommunen, deren 
Vermögens: Zuftand und Abnahme der Rechnungen; des: 
gleichen die Konkurrenz des Fürften bei der Wahl und An; 
ftelung der Borgefegten und Beamten jener Kommunen 
richtet fi nach den ftatutarifchen Rechten oder Gewohnbeis 
ten, nad den allgemeinen Landes-Geſetzen und den des: 
halb zu erlaffenden Verordnungen Unferer höheren Landes; 
Behörden. 

$. 45. 

Die Gefundheits ‚Polizei und das Medicinal-Wefen 
in der Grafſchaft Bentheim fteht unter der Aufficht und An— 
ordnung Unferer Lands Droftei zu Osnabruͤck, welche die- 
felbe nad) den deshalb beftehenden Landes » Gefegen und 
Verordnungen ausüben wird. Die untere Aufficht in bie- 
ſem Aominiftrationdr Zweige verbleibt dem Fürfter als 
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Standesherrn, welcher fie durch die dazu beftellten Beam⸗ 
ten ausüben lAßt. 

Die in der Standesherrfchaft anzuftellende Aerzte, 
Wundärzte, Hebammen und Thierärzte werden von dem 
Fürften, bei vorher nachgewiefener Qualififation, ernannt. 

$. 46. 

Die höhere Landes» Polizei fommt Uns allein zu und 
wird von Unferer Lands Droftei zu Osnabruͤck unmittelbar, 
oder durch einen eigends dazu zu beitellenden Hoheits-Kom⸗ 


miſſaͤr ausgeuͤbt. 
47. 


Die Sicherheits-Polizei, inſoweit fie ſich auf allgemeine 
Anftalten bezieht, wird von Unſerer Land Droftei in O8; 
nabräcd angeordnet und geleitet. 

Die Ausführung der deshalb angeordneten Maßre— 
geln erfolgt durch die fürftlichen Beamten. 

$. 48. 

Die Ober» Auffiht über alle Anordnungen und Eins 
richtungen zur Beförderung des Handels und der In— 
duftrie, ferner die obere Leitung des Zunft» Wefend, die 
Beftätigung neuer Zunft» und Handwerks, Ordnungen, bie 
Verleihung von Gewerbe » Gerechtigfeiten für Fabriken, 
Manufakturen und überhaupt folche Unternehmungen, die 
einen allgemeinen Einfluß auf den Verfehr mit dem übrigen 
In- und Auslande haben, die Bewilligung von Getraides 
und Zahr- Märkten, fo wie zu neuen Mühlen » Anlagen, 
die Anlagen neuer Apothefen und die daruͤber auszuübende 
Ober-Aufſicht nad) den beftehenden Landes »Gefegen, ftehen 
nur Uns und Unferen deshalb angeordneten Ober-Landes; 
Kollegien zu. Die untere Aufficht, die Vollziehung der 
darauf Bezug habenden Gefege, und von Unſern oberen 
Landes » Kollegien erlaffenen Verfügungen, die Entfcheiduns 
gen der Streitigfeiten der Zünfte mit Vorbehalt des Refur, 
ſes an die Land-Droftei zu Osnabruͤck; die Konceſſions— 
Ertheilung zu faufmännifchen Gewerben, und für Hand- 
werfer, Gaftwirtbfchaften, Schenk» Gerechtigkeiten, Kaffee: 
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Häufer, Billard: Häufer; zu Pottafche- Siedereien, Kalls 
und Ziegels Brennereien; für Schornftein-Feger; Haar, 
Aſche-, Knochens und Lumpen: Sammeln; Scheerenfchlei; 
fer, Zinngießer, Pfann- und SKeffelflider, Scharfrichter 
und Wafenmeiftereien ; zu öffentlichen Kuftbarfeiten, zu - 
Zeigung von Merkwürdigkeiten und Kunftfertigfeiten u. ſ. w., 
infoferne dergleichen Konceffiong » Ertheilungen in der Graf: 
ſchaft Bentheim hergebracdht find, fteht dem Fürften, als 
Standesherrn, und feinen damit beauftragten Mediat-Bes 
amten, unter Beobachtung der Landes» Gefege, zu. 


$. 49, 

Die Handhabung der niederen Forft-Polizei auch auf; 
fer den dem Fürften ausfchließlich zugehörigen Waldungen, 
in dem ganzen Umfange der Graffchaft, gehört ebenfalls 
zu den Gerechtſamen desfelben. Der Fürft übt diefelbe 
durch Forft» Bediente aus, deren Qualififation gehörig 
nachzumeifen if. In Rücfiht auf Kommunal-Waldungen 
müffen fih die ftandesherrlichen Behörden nad) den deshalb 
beftehenden oder annoch von Uns zu erlaffenden Verord— 
nungen richten. 

Ein gleiches tritt in Hinfiht der Gagd- Polizei ein. 

$. 50. 

Die Anordnungen in Abficht auf allgemeine Landes— 
Kultur und insbefondere die Theilung der Marfen, gehoͤ⸗ 
ren zu Unſerer Dber-Landes-Polizei und werden von ders 
jenigen Oberstandes-Behörde getroffen, welcher Wir die 
Direktion diefer böchftwichtigen Angelegenheit anvertrauen 
werben. Die Bollziehung der darauf Bezug habenden Ans 
ordnungen, fo wie aud die erfte Snftanz in Kultur-Streis 
tigfeiten bleibt den ftandesherrlichen Beamten überlaffen, 
infoweit Wir nicht für angemeffen halten, damit befondere 
Kommiffarien zu beauftragen. 


$. 51. 
Die Auffiht über die Feuer BVerficherungs » Kaffe in 
der Grafichaft Bentheim wird von Unferer Land > Droftei 
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in Odnabräd geführt; die fürftlihen Beamten konkurriren 
dabei in gleicher Art wie Unfere königlichen. 


c. Bon den ftandesherrlihen Gerehtfamen des 
Fürften, in Beziehung auf Kirchen, Schulen 
und milde Stiftungen. 

5 82. 

Die obere Aufficht über Kirchen, Schulen und milde 
‚Stiftungen in der Grafihaft Bentheim fteht Uns allein 
zu. Wir werden foldhe durch die dazu von Und beftell- 
ten Ober⸗-Landes⸗Kollegien ausüben laſſen. Die fürft- 
lihen Beamten müffen die von Uns in Kirchen» und 
Schul: Saden erlaffenen Verordnungen volziehen und auf 
ihre Beobachtung wachen. 

$. 53. 

Dem fürftlihen Haufe verbleiben die bereits habenden 
jura patronatus vorbehaltlicd) Unſerer Landesherrlichen Kons 
firmation und Ober -Auffiht; über die Qualififation der 
Subjefte müfjfen Unfere Verordnungen beobachtet werden. 

$. 54. 

Die Berhältniffe der Fatholifchen Kirche und der ka— 
tholiſchen Einwohner der Graffchaft Bentheim behalten 
Wir Uns vor näher zu reguliren, fobald die deshalb mit 
dem päbjtlichen Stuhle beftehenden a ee been: 
digt feyn werben. 

$. 55. 

Dem Fürften als Standesherrn gebührt im ganzen Um: 
fange der Graffchaft die Aufficht über die Kirchen, Schu: 
len, Erziehungs -Anftalten und milde Stiftungen, jo weit 
leßtere nicht von Uns unmittelbar verwaltet werden; bei 
biefer Aufficht ift jedoch derfelbe nach den von Uns erlaf- 
fenen, oder noch zu erlaffenden Verordnungen ſich zu rich» 
ten ſchuldig. 

Ingleichen find die fandesherrlichen Gerechtſame des 
Fürften nicht auf die unter Unferer Adminiftration fich 
befindende Herrlichkeit Lage auszudehnen. 
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U. Bon den Rechts-Verhaͤltniſſen des Fürften 
als Standesherrn in Beziehung auf feine 
Befigungen und Einfünfte. 

$. 56. 

Dem Fürften ald Standesherrn und feiner Familie 
bleiben in Abficht auf ihre Domanial- und andere Bes 
fisungen alle diejenige Rechte und Vorzüge, welde aus 
ihrem Eigenthbume und aus deſſen ungeftörtem Genuffe 
herruͤhren. | . 

Dahin gehört befonders, bei den inländifchen Privat- 
Aktiv s Lehen die Lehnsherrlichkeit, und bei den inländifchen 
Privat-Paffiv» Lehen das nußbare Eigenthbum fammt den 
damit verbundenen Rechten. Was Diejenigen Lehns-Ver— 
hältniffe anlangt, in weldyen ehemals der Fürft zu Kaifer 
und Reich ſtand: fo find folche bei Vorder » Lehen, infoweit 
fie nicht gänzlich aufgehoben find, als auf Uns devolvirt; 
hingegen bei Reich» AftersLehen, Aktiv» und Paſſiv-Lehen 
als fortdauernd zu betrachten. Die Ritter-Dienfte fönnen 
nur von Uns gefordert werden. 

$. 57. 

Dem Fürften, als Standesherrn, verbleibt in ber 
Graffchaft die Benußung jeder Art von Jagd- und Fir 
fchereis Gerechtigfeit und der Steinbrüche, fomweit fie ihm 
bisher zuftand und unter Beobachtung der deshalb beftes 
benden oder von Uns annoch zu erlaffenden gefeglichen 


Verordnungen. 
$. 58. 


Der Fürft genießt in NRüdfiht feiner Domänen und 
Schloͤſſer, ſoweit ſolche in der Grafihaft Bentheim beles 
gen find, bdiefelbigen Vorzüge bei Entrichtung der Grund» 
und Häufer» Steuer, welche Unfern Eöniglichen Domänen 
und Schlöffern zufommen. Auch genießt derfelbe in Rüd- 
fiht der Real: Freiheiten, namentlich in Beziehung auf die 
Kavallerie » Bequartierung und Verpflegung, fo mie in 
Hinfiht der Konkurrenz zu den ChauffeesArbeiten, die den 
vormals Eremten zugefiandenen Borrechte; wogegen bie 
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bisher von demfelben angefauften, ererbten .oder Fünftig 
zu erwerbenden fteuerpflichtigen Grundftücde allen Steuern 
und fonftigen gemeinen Laften unterworfen bleiben. 

$. 59. | 

Zu Gufferordentlichen Steuern, namentlich zu Kriegs: 
Steuern, ift der Fürft, ald Standesherr, nicht minder von 
feinen Domänen als von feinem übrigen Grund - Eigen: 
thum verbältnißmäßig beizutragen verpflichtet. 

$. 60. 

Es verbleiben dem Fürften ferner alle Einfünfte und 
Nutzungen des demfelben Kraft der gegenwärtigen Verords 
‚ nung zufommenden Antheild an der Juſtiz- und Polizei- 
Verwaltung in der Grafichaft Bentheim; dergeftalt jedoch, 
Daß jene Einfünfte und Nutzungen, eben fo wie die Ausuͤ⸗ 
bung der Gewalt, von welcher fie herrühren, allezeit den 
Beltimmungen der allgemeinen hierüber" maasgebenden Ges 
feße unterworfen bleiben. 

j $. 61. 

Der Fürſt behaͤlt den Bezug der Nachſteuer, ſoweit 
ihm ſolche bisher zuſtand, gegen diejenigen nicht im deut— 
ſchen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen Wir keine 
Freizuͤgigkeits-Vertraͤge geſchloſſen haben, oder ſchließen 


werden. 
$. 62. 


Der Firſt, als Standesherr, bezieht die geſetzlich zu— 
laͤſſigen Dispenſations- und Konceſſions-Gelder, ſoweit 
derſelbe vermoͤge der ihm zuſtehenden Ausuͤbung von Po— 
lizei- und ſonſtigen Rechten, nach Inhalt der Landes⸗Ge— 
ſetze Dispenſationen und SEOUEEILONEN zu ertheilen be; 
fugt ift. 

$. 63. 

Das herfömmliche Brüden», Weges, Fuhr- und Floß⸗ 
Geld (mit Ausnahme der Hffentlichen Kunft - Straßen) ift 
zunäcdhft zu dem beftimmten Zmede zu verwenden. Bon 
allen diefen Abgaben, nicht minder wie vom Ehauffee-Gelde 
iſt der Fürft, nebft den übrigen Mitgliedern des fürftlichen 
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Haufes innerhalb der Graffchaft Bentheim befreit, wenn 
er diefelben auch richt bezieht. 
$. 64. 

Nicht minder genießen feine Schlöffer nebft allen Ne— 
ben» Gebäuden eine Befreiung von aller ordentlichen Mis 
litär - Einquartierung. | 

$. 65. 

Die grundherrlihen Abgaben, ſowohl Geldhebungen 
als auch Natural: Lieferungen, beftehend in Guts-Rekog— 
nitionen, Grund» und Boden-Zinfen, Renten, Gülten, 
Zehnten und dergleichen find dem Fürften von den dazu 
Berpflichteten fernerhin zu entrichten, fofern ſolche nicht 
durch Vertrag, Urtheil, Verjährung oder ausdruͤckliches 
Gefet aufgehoben worden find. 

$. 66. 

Gemeinde » Abgaben und Einnahmen, fomweit fie in der 
Lofal-, Provinzial» oder allgemeinen Landes - Berfaffung 
gegründet find, fließen in die Kaffe der betreffenden Ge— 
meinden und werden unter ftandesherrlicher Aufficht des 
Fürften zum Beſten der Gemeinde verwendet. Bon Ge- 
meinde-Umlagen iſt derfelbe rücfichtlich der Domänen be; 
freit, infofern nicht rechtöbeftändige Verträge und ein in 
den Rechten begründetes Herfommen entgegen ftehen. 

$. 67. 

Frohnden und gutsherrliche Dienfte, namentlich Hand- 
und Spann» Dienfte, desgleichen Gerichts: Dienfte und 
niedere Polizei» Dienfte, infofern erftere nicht durch Ver— 
trag, Urtheil, Verjährung oder Gefeg aufgehoben oder in 
Geld verwandelt worden find, haben die ftandesherrlichen 
Unterthanen dem Fürften; Gemeinde - Dienfte den Gemein: 
den, wozu fie gehören; Landfolgen und Hoheits - Dienfte 
aber allein Uns auf die Anordnung Unferer Behörden zu 
leiften. 

$. 68. 

Sn Hinfiht der Erhebung und Beitreibung der von 

dem Fürften als Staudesherrn zu beziehenden, aus der 
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Juſtiz- und Polizei: Verwaltung berrährenden Nutzungen, 
wie auch der liquiden Domanial- Gefälle; nicht minder in 
Hinfiht der Benugung der demfelben zu leitenden Lehn⸗, 
Frohn- und Gerichts » Dienjte genießen die ftandesherrli- 
chen Behörden des Fürjten bei gleichen Pflichten, diefelben 
Rechte, welche Unfern für die Beziehung foldher Abgaben 
und Dienfte angeordneten Behörden zufsmmen. 
$. 69. 

In Rechtsftreitigfeiten des Fürften mit feinen Doma⸗ 
nials Pächtern, Abgabe» und Dienftpflichtigen, Schuld⸗ 
nern und Gläubigern, können diejenigen Domanial- oder 
Berwaltungs » Beamte, in deren amtlichen Wirfungsfreis 
die Sache einfchlägt, für ihn als Haupt » oder Neben-Par- 
teien gerichtlich auftreten. Diefelben bebürfen hierzu feiner 
Legitimation, infoferne fie nur überall auf ihr Amt gericht» 
fich verpflichtet find. 

$. 70. 

Sn Hinfiht der indireften Stenern, ſoweit ſolche in 
die General» Steuerfaffe fließen, findet feine Befreiung 
ftatt. Dagegen aber geftatten Wir dem Fürften, ald Stan: 
desherrn, unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen, 
in Hinfiht auf feine ftandesherrlihen Domanial -Natus 
ral» Produfte und Gefälle, die Zoll » Freiheit bei ſaͤmmtli⸗ 
chen von Unſerer General-Zoll-Adminiſtration abhaͤngen— 
den Zoll: Stellen zu, fo wie die im Art. 7 weiter bemerk⸗ 
ten perfönlichen Befreiungen. 


II. Bon Militärpflichtigfeits;:, Einquarties 
rungs- und Durchmarſch⸗-Sachen. 
$. 71. 
Alle militärifchen Einrichtungen in jeder Beziehung, 
ſoweit folche auf die Grafichaft Bentheim Bezug haben, 
werden von Ung unmittelbar durch die dazu beftellten Be- 


- börben geleitet. 
$. 72. 
Wir behalten Uns daher ausdruͤcklich bevor 


1) alle Gegenftände, welche auf die Militärpflichtigkeit 
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Unferer Untertbanen in der Grafichaft Bentheim Be- 
zug haben. | 

2) Die Leitung der Marſch⸗, VBorfpannd- und Einguar: 
tierungs = Angelegenheiten; dann die Einleitung zur 

Bertheilung und Ausgleihung von Kriegs-Laften, fo 

wie die Befcheidung der Befchwerden über Repartition 

der Laften und der Entfchädigungs -» Forderungen. 
6. 78. 

Die fürftlichen Beamten haben dabei die nämliche Ver: 
richtung wie Unfere königlichen Aemter. 

IV. Bon den höheren Hoheits-Rechten ins 
befondere. 
$. 74. 

Die Aufficht auf die, Landes - Grenzen und die Bewah— 
rung der Iandesherrlichen Gerechtfame gegen benachbarte 
Staaten; alle Gegenftände, welche das Verhaͤltniß Unfers 
Königreichs Hannover zu benachbarten Staaten betreffen, 
die Bewahrung und Handhabung der Landes» Verfaffung 
und der Souveränität Rechte, das Poſt-Regal, daB 
Zoll⸗Regal, die Ober: Aufficht über Heerfiraßen und Flüffe, 
die Anordnung und Leitung des Straßen- und Waffer: 
Baues fteht Uns allein zu. Wir werden folcdye durch die 
bazu beftellten höheren Landes + Kollegien und Direftionen 
nad) den darüber beftehenden oder von Uns annoch zu ers 
laffenden Verordnungen ausüben laffen; und behalten Uns 
aufferdem vor, zu dieſem Ende einen eigenen Hoheits— 
Kommiffär zu beftellen, welchem die ftandesherrlichen Beam: 
ten in diefer Ruͤckſicht untergeordnet find. Die fürftlichen 
Mediat- Beamten haben dabei in foweit zu Fonfurriren, 
als folches mit Unfern föniglichen Beamten der Fall ift. 
V. Bon der Verwaltung und Erhebung der fans 

de8 » Steuern und Neben Anlagen in der 

Grafihaft Bentheim. 

$...75. ‚ 

Sämmtliche öffentliche Steuern werden nach den daruͤ— 

ber beftehenden und annoch zu erlaffenden Verordnungen, 
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durch die damit beauftragten Steuer » Dfficianten unter 
Ober sAuffiht und Leitung Unferes Ober » Steuer, Kolle- 
giums, in der Graffchaft Bentheim erhoben. Die Kons 
furrenz der ftandesherrlichen Beamten dabei ift dieſelbe, 
wie die Unferer föniglichen Aemter. Dem Fürften, als 
Standesherrn, ſteht darauf weder eine birefte noch indi- 
refte Einwirfung zu. In Steuer » Kontraventiong » Fällen 
treten die darüber erlaffenen Geſetze und das dabei ange— 
ordnete Verfahren ein. Die auf Defrauden und Kontras 
ventionen gefesten Geld» Strafen fließen in die dazu at; 
gewiefenen Öffentliche -Kaffen, und werden zu ben gefeß- 
lich beftimmten Zweden verwandt. 

$. 76. 

Die Konkurrenz der Graffchaft Bentheim zu ber all 
gemeinen Randes- Schuld richtet fi) nach den dariiber von 
der allgemeinen Stände -Berfammlung gefaßten Beſchluͤſ⸗ 
fen. Die perfönlichen oder Privat» Schulden des Fürften, 
desgleichen feine Domänen » und Kammer» Schulden, blei- 
ben ihm zur Laft, mit dem einer jeden Schuld » Forderung 
zufommenden Rechts »Verhältniffe. Die reichsdeputations- 
mäßig zu leiftenden Penſionen fallen, in Beziehung auf 
die aufgehobenen Stifter und Klöfter, nur in fo weit dem 
Fürften ald Standesherrn zur Laft, als Wir demfelben 
den Beſitz diefer Stifter und Klöfter überlaffen haben. 
Neben Anlagen koͤnnen nur unter Autorifation der Lands 
Droftei zu Osnabruͤck von den fürftlihen Beamten ausge: 
fchrieben und erhoben werden. 


Vi. Bom Lehns-Verbande des Fürften von 
Bentheim. 


%. 7% 

Die Lehns » Pflichten, in welchen der Fürft von Bent: 
heim in Hinficht auf die Grafihaft Bentheim ehemals zu 
Kaifer und Reich ftand, find Uns Fünftighin zu Ieiften, in 
fo weit die verfiehenen Rechte, als Ausflüffe der Souve— 
ränität und Landes= Hoheit nicht ohnehin auf Uns, als 


— 
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Landesherrn, zurücgefallen find. Die Muthung ift von 
dem Fürften, innerhalb der in den Lehnrechten vorgefchries 
brnen Zeit, bei Unferm Staats - und Kabinets - Minifte- 
rium, unter Beibringung des jüngiten Lehn-Briefes, jedes- 
mal gebührend nachzufuchen, auch dabei alle übrigen Er: 
forderniffe zu beobachten ;.jedoch werben die Laudemial- 
Gelder wegen ber auf Uns gefallenen Tandesherrlichen 
Rechte auf ein näher zu vereinbarendes Quantum reducirt 
werden. 
*Vnu. Bon der Landftandfchaft. 
Fe ı te 

Der Fürft von Bentheim, ald Standesherr, genießt 
in Beziehung auf die allgemeine Stände-Verfammlung al: 
le diejenigen yerfönlichen Vorzüge und fonftigen Rechte, 
melche demfelben durch Unſer Patent vom 7. December 
1819 beigelegt worden find. 

| $. 70. 

Aufferdem haben die Städte, fo wie die Flecken und 
Freien der Graffchaft Bentheim das Recht, zwei Depu- 
tirte zu der zmeiten Kammer der allgemeinen Stände-Ber: 
ſammlung abzufenden. 

$. 80. | 

Die Berhältniffe des Partifular» Landtages zu Bent: 
beim follen von Uns demnächft durch eine befondere Ver: 
ordnung regulirt werben. 

11. 
Berordnung 2) über die ftandesherrlihen Ber? 


*) Diefe Verordnung hat folgenden Eingang: Nachdem das vor: 
malige Amt Meppen durch den 32. Artikel der Wiener Kon: 
greß-Akte, ald ein Unferer Herrſchaft unterworfenes Herzog: 
lich Arembergifches ftandesherrliches Gebiet, mit Unferen deut: 
fhen Staaten vereinigt ift und gegenwärtig die Vorbereitun— 
gen getroffen find, welche einer vollffändigen Ausübung der 
ftandesherrlichen Nechte in jenem Landestheile vorangehen muß: 
ten: fo verordnen Wir zur näheren Beftimmung diefer Rechte 
in Gemäßheit der in dem 14. Artikel der deutfchen Bundes— 
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bältniffe des Herzoglih Arembergifhen Haus 
ſes in dem Kreife Meppen vom 9. Mai 1826 9. 
4 Bon der Benennung des flandesherrlidhen Ges 
bietes, auch den perfönlichen Borzügen, Red» 
ten und Berbindlidhfeiten des Herzoglichen 
Haufes Aremberg. 
$. 1. 

Dem Unferer Souveränität unterworfenen Herzoglich 
Arembergifchen ftandesherrlichen Gebiete oder dem vormas 
ligen Amte Meppen, fol der Name eines Herzogthums 
Aremberg » Meppen beigelegt werden. 

% 2 

Diefer $. ftimmt mit dem $. 1 der Verordnung unter 

1. überein. 
| §. 3. 

Dasſelbe behaͤlt den Titel, den es fuͤhrt. Das Haupt 
des Herzoglichen Hauſes nennt ſich zur Unterſcheidung von 
den Nachgebornen in oͤffentlichen Schriften und Handlun- 
gen, die nicht an Uns und Unfere Behörden gerichtet wer- 
den, „Herzog und Herr’ mit dem Prädifate „Wir. 
Das Vorrecht, diefes Pradifat zu gebrauchen, wird auch 
ben mütterlichen oder agnatifchen Haupt-Bormündern ober 
Adminiftratoren eingeräumt; wogegen fich die übrigen Nach- 
gebornen nur des Titels eines Fürften zu bedienen haben. 

4, 

Dem Herzoglichen Haufe wird ein feiner Ebenbuͤrtig⸗ 
keit angemeſſenes Kanzlei-Ceremoniel ertheilt. 

Sn den nicht in Unſerem Namen ergehenden Ausfer- 
tigungen Unſerer Föniglichen Behörden wird in der Anrede 
dem Haupte des Herzoglichen Haufes das Präbifat: „der 





Afte darüber enthaltenen Grundſätze, nach vorgängiger Der: 
nehmung der Wünfche und Anträge des Herzogs von Arem— 
berg , das Folgende: 


*) Sammlung der Geſetze und Merordnungen ic. für das König: 
reich Hannover. Abtheilung I. Nr, 28. vom 19, Auguft 1826. 
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Durchlauchtigſte Herr Herzog,‘ fo wie den übrigen Mit; 
gliedern desſelben das Praͤdikat: der Durchlauchtig Hoch» 
geborne Fürft und in dem Konterte Beiden: „Ewr. Durd): 
laucht““ gegeben werden. In ihren Schriften, die entwes 
der an Uns, an Unfer Staats; und Kabinets -Minifte: 
rium, oder an die übrigen höheren Landes» Kollegien ges 
richtet find, müffen fie nad) dem bis jet beftehenden Kanz- 
feis-Geremoniel fic) achten. Aufferdem follen dem Haupte und 
den übrigen Mitgliedern des Herzoglichen Hanfes bei allen 
feierlichen Gelegenheiten diejenigen Vorzüge zu Theil wer: 
den, welche ihrem bevorrechteten Standes » Verhältniffe an— 


gemeffen find. 
$. 5 — $. 8. 


Diefe SS. find von den SS. 4, 5, 6 und 7 der I. Vers: 

ordnung nicht verfchieben. 
§. 9. 

Der Inhalt dieſes $. (9. 8 in der J. Verordnung) iſt folgen— 
der: Sn allen, das Herzogliche Haus oder einzelne Mit— 
glieder desfelben betreffenden Neal» und Perfonal-Klagen, 
bat dasfelbe einen privilegirten Gerichtöftand in erſter In— 
ftanz bei Unferer Zuftiz-Ranzlei in Osnabrüd oder, wenn 
aufferhalb des Herzogthums Aremberg » Meppen oder des 
ordentlichen Gerichts » Sprengeld jener Sujtiz- Kanzlei ber 
Gegenftand des Nechtsftreites belegen, oder der Beflagte 
feinen ordentlichen Wohnfig haben follte, bei der dann nad) 
allgemeinen Grundfägen zuftändigen königlichen Suftiz- 
Kanzlei, auch in allen obigen Fällen in zweiter und leß- 
ter Sinftanz bei linferem Ober - Appellationg - Öerichte in 
Gelle oder endlich den Umftänden nach bei derjenigen hoͤ— 
beren gerichtlichen Behörde, welcher der Beflagte, falls er 
in Unfern Dienften ftehen follte, nach feinen Dienjts Ber- 
hältniffen fonft etwa unterworfen ift. Uebrigens fönnen 
gegen das Haupt des Herzoglihen Haufes und gegen Die 
Mitglieder der Herzoglichen Familie im Königreih Han: 
nover perfönliche Klagen nur dann angeftellt werden, wenn 
fie ihren Wohnfis in dem Herzogthume Aremberg » Meppen 
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oder fonft im Königreiche Hannover gewählt haben ober 
in Unfern Dienften ftehen. | 
$. 10. 
St mit dem $. 9 der Verorbnung unter I. überein: 


ſtimmend. 
§. 11. 


Sollte der auſſerordentliche und nicht zu erwartende 
Fall dereinſt ſich zutragen, daß ein Kriminal⸗Prozeß ges 
gen das Haupt des Herzoglichen Hauſes zu entſcheiden 
wäre, fo bewilligen Wir ihm, ſofern nicht der Gerichte: 
ftand vor der Juftiz- Kanzlei in Osnabruͤck von ihm vorge⸗ 
zogen werden follte, einen aufferordentlihen Gerichtsſtand 
vor Austrägen, oder das Recht, durch ein Gericht von 
Ebenbürtigen gerichtet zu werden. Wir behalten Uns übris 
gens auf einen ſolchen unverhofften Kal die weiteren Ans 
ordnungen vor, beftimmen jedoch allgemein, daß das in 
einem folhen Falle ergebende Erfenntniß nie die Konfis⸗ 
fation der mediatifirten Befigungen des Angefchuldigten, 
fondern höchftens deren Sequeftration zur Folge haben kann. 

$. 12 — $. 17. 

Diefe SS. find mit den gg. 11 — 16 in der Verord⸗ 
nung unter I. übereinftimmend. Der $. 17 der bemerften 
Verordnung fehlt in der Verorbnung über die flandesherrs 
lichen Berhältniffe des Herzoglich Arembergifchen Haufes. 


11. Bon den aus der Mediatifation entfpringens 
den RehtssBerhältniffen des Herzogliden 
Hauſes und Unferer Unterthanen in dem Her 
zogthume Aremberg-Meppen. 

A. Allgemeine Beftimmungen. 
$. 18 — $. 24. 
Diefe SS. find von den fo bezeichneten SS. ber Vers 
ordnung unter I. nicht verfchiebden. 
$. 2. 
Der Anfang diefes $. ift von dem in ber Verordnung 


unter J. nicht verſchieden. 
24 


370 


Bei a) ift nichtö zu bemerfen. Was aber b) betrifft, 
fo wird hierunter Folgendes beftimmt: Die SInftallation 
der ftnndesherrlichen Behörden fol von einem Kommiffär 
geſchehen, welchen Unfer Minifterium in Unferem Namen 
zu ernennen bat. Künftig kann die Beeidigung der anzu— 
ſtellenden fiandesherrlichen Beamten von dent Herzoge als 
Stanbesherrn, oder in deffen Namen und Auftrage, von 
der ſtandesherrlichen Juſtiz-Kanzlei, oder dem Chef oder 
einem Mitgliede derfelben, jedoch nicht anders als in Ge; 
genwart Unferes zu dem Ende zu requirirenden Hoheits— 
Kommiffärs, vorgenommen werden, Die Beamten werden 
in ihrem Amts» oder Dienſt-Eid zunächft Uns, und dann 
dem Herzoge als Standesherrn, in folgender Form ver: 
pflichtet, (Wie in der Verordnung unter I.) 

c.) Dem Herzone als Standesherrn fteht frei, denſelben 
einen ihren Dienft> Verhältniffen angemeffenen Amts» Cha 
rafter zu verleihen, der jedoch fir den Chef der Juſtiz— 
Kanzlei nur in dem Titel eines Kanzlei-Direftors beftehen 
und übrigens den eines Hof> oder Negierungs-Raths nicht 
überfchreiten darf; fie ftehen jedoch denjenigen Unferer Bes 
amten, welche einen gleichen Amts— ‚Eharakter mit ihnen 
Yaben, im Range nach. 

Der übrige Inhalt diefes $. ift mit dem in ber Ber; 
ordnung unter I. gleichlautend. 

$. 26. 

Diefer $. tft von diefem $. in der Verordnung unter I. 

nicht verfchieden; 
$. 27. 2 

Diefer S. fchließt fih bier fo: demnächft auch aus 
demjenigen Zufchuffe, weldyen der Herzog zu diefem Zwecke 
von dem von den Ständen des Königreichs für Meppen 
und Emsbühren bewilligten subsidio vermöge befonderer 
deshalb getroffener Beftimmungen erhalten wird, infoferne 
aber diefe Mittel nicht hinreichen follten, aus den Domaͤ⸗ 
nen-Revenuͤen des Herzogs. 
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§. 28. 

Dieſer $. iſt mit dem fo bezeichneten $. in der Ver⸗ 
ordnung unter I. übereinftimmend. | 
B. Snöbefondere. 

1. Bon der Ausübung beftimmter NRegierungss 
Rechte durch den Herzog als Standedherrn. 
$. 29. 

Die Mediat > Beamten und übrigen Herzoglichen Die: 
ner haben, infofern Unſere in denfelben Dienſt-Verhaͤlt⸗ 
niffen ftehenden föniglichen Beamten und Diener einen pris 
vilegirten Gerichtsftand haben, ihren Gerichtsitand in erfter 
Inſtanz bei der Herzoglichen Mediat » Suftiz » Kanzlei. 

a) Bon der Rechtspflege 9). 
$. 30. 
Diefer $. ift von dem $. 30 in der Verordnung unter 


I. nicht verfchieden. | 
$. 31. 


Es gebührt dem Herzoge ald Standesherrn in bem 
Herzogthume Aremberg- Meppen die Ausübung der bürs 
gerlichen Gerichtöbarfeit, fowohl in ftreitigen als nichtftreis 
tigen Sachen, der peinfichen unter der im $. 34 enthalte, 
nen Befchränfung, desgleichen auch der polizeilichen, der 
Forft » und Markals Gerichtsbarkeit, infoweit beide legte, 
ren verfaffungsmäßig bergebracht find. Unfere königlichen 
Beamten find, wenn fie auch in dem Herzogthbum wohnen, 
in personalibus von der fiandesherrlichen Gerichtöbarfeit 
ausgenommen, die übrigen dafelbft wohnenden eines pris 
vifegirten Gerichtöftandes fich erfreuenden Perfonen aber, 
mit Ausnahme der Mitglieder des Herzoglihen Haufes, in 
erfter Inſtanz der ftandesherrlichen Zuftiz» Kanzlei unters 


worfen. 
$. 32. 


Diefer $. ſchließt fih hier fo: Die als Nichter von 
*) In Beziehung hierauf iſt eine Verordnung vom 5. Oftober 


1827 erfchienen, welche diefer Deklaration als Auhang beige: 
fügt ift. 





24° 


372 


dem Herzoge zu ernennenden Beamten haben die Qualifi⸗ 
kation nachzuweiſen, wovon die Anſtellung Unſerer in rich— 
terlichen Aemtern ſtehender Diener abhaͤngt. 

5. 33. 

Für jedes ſtandesherrliche Gericht erſter Inſtanz in 
dem Herzogthume Aremberg- Meppen ift die SHerzoglid) 
Arembergifhe Mediat » Suftizs Kanzlei die unmittelbar hoͤ— 
here Inſtanz. 

| $. 34. 

In peinlichen Fällen fteht den ſtandesherrlichen Ge— 
richten erfter Inftanz in dem Herzogthume Aremberg:Mep- 
pen nicht mehr als die Unterfuchhung zu. Die gefchloffenen 
Alten werden nah Maasgabe der darüber beftehenden Ber: 
ordnungen an die ftandesherrliche Suftiz - Kanzlei zum Ur— 
theilsfpruche, der in Unferem Namen erfolgt, eingefendet. 
In Beziehung auf die dawider einzulegenden Rechtsmittel 
und die von Und in gewiffen Fällen vorbehaltene Beftätis 
gung der Erfenntniffe, finden die darüber beftehenden ge; 
feglichen Beflimmungen ihre Anwendung. Das Begnabi:- 
gungs-Recht fteht Uns allein zu. 

$. 35. 

Die ftandesherrlichen Untergerichte ftehen zunaͤchſt uns 
ter der Aufficht der für das Herzogthum Aremberg : Mey: 
ven zu errichtenden Mediat - Zuftiz- Kanzlei. 

$. 36. 

Diefer F. ift von dem fo bezeichneten $. in der Ber- 

ordnung unter 1. nicht verfchieden. 
$. 37. 

Diefer ift mit dem $. 38 — indem der mit 37 in der Vers 
ordnung unter I. bezeichnete $. bier fehlt — übereinftimmend. 
$. 38. 

Diefer $. ift von dem $. 39 der Verordnung unter 1. 
nicht verfchteden. 


b) Bon der TED TEEN 
. $. 39 — $. 41. 
Uebereinftimmend mit $. 40 — $. 42. 
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$. 22. 

Diefelden erhalten in Ausäbung der ihnen übertrage- 
nen Polizeis Gewalt die Befehle unmittelbar von Unferer 
Land Droftei zu Osnabruͤck. Jedoch find diefe an die 
Aemter ergebenden Verfügungen zugleich dem ftandesherr- 
lihen Regierungs-Rath in Abfchrift zur Nachricht mitzu- 
theilen. — Der übrige Inhalt diefes $. ift mit dem $. 
43 der Verordnung unter 1. übereinftimmend. 

$. 43 — $. 49. 

Uebereinftimmend mit den SS. 44 — 50 ber Berorb- 
nung unter 1, nur daß $. 49 bier noch folgenden Zufak 
bat: Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß folkhe An- 
orbnungen nur mit fteter Rüdfiht auf die marfenrichter; 
lichen Gerechtſame des Herzogs erlaffen werden können. 

$. 50. 

Die Leitung der die Feuer » Verfiherungs » Societät ans 
gehenden Angelegenheiten fteht Unferer Land: Droftei in 
Osnabruͤck zu; die Herzoglihen Beamten fonfurriren dabei 
in gleicher Art wie Unfere königlichen. 


c) Bon den fandesherrlihen Gerehtfamen des 
Herzogs in Beziehung auf Kirhen, Schulen 
und milde Stiftungen. 

$$. 51 und 52, 


Uebereinſtimmend ‚mit den S$. 52 und 53 der Verord⸗ 


nung unter J. 
53. 


$. 

Die Verhältniffe der Fatholifchen Kirche und der katho— 
Iifchen Einwohner des Herzogthums Aremberg » Meppen 
werden in Gemäßheit der von Uns genehmigten päbftlichen 
Bulle vom 26. Mai 1824, foweit folches nicht bereits ge: 
ſchehen ift, ferner geordnet werden. 

$. 54. 

Uebereinftimmend mit $. 55 der Verordnung nnter 1, 
nur. daß der Schluß bes letzteren $. wegen ber Herrlichkeit 
Lage hier natürlich mwegbleibt. 
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11. Bon den Rechts-Verhähltniſſen des Herzogs 
als Standesherrn in Beziehung auf feine Be— 
fisungen und Einfünfte. 

$. 55. 

Dem Herzoge ald Standesherrn und feiner Familie 
bleiben in Abficht auf ihre Domanials und andere Bes 
fitungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge, welche aus 
ihrem Eigenthume und aus beffen ungeftörtem Genuffe bers 
rühren. Dahin gehört befonders, foviel die durch Die Ver⸗ 
handlungen wegen Theilung des Bisſthums Muͤnſter auf 
den Herzog devolvirten oder von Uns demſelben beſonders 
abgetretenen Rechte aus Lehns-Verhaͤltniſſen betrifft, bei 
den inlaͤndiſchen Privat-Aktiv-Lehen die Lehnsherrlichkeit, 
und bei den inländifchen Privat-Paſſiv-Lehen das nutz— 
bare Eigenthum fammt den damit verbundenen Rechten. 

$. 56. 

Hier fehlt die im F. 57 in der Verordnung unter 1. 

angegebene Benußung der Steinbrüde; im Uebrigen gleich» 


lautend. 
$. 57. 


Der Herzog genießt in Rücdficht feiner Domänen und 
Shlöffer, fo weit folche in dem Herzogthbume Arembergs 
Meppen belegen find, diefelben Vorzüge bei Entrichtung 
ber Grund» und Häufers Steuer, welche Unſern koͤnigli— 
hen Domänen und Schlöffern zufommen. Auch genießt 
derfelbe in NRüdfiht der Real: Freiheiten, namentlich in 
Beziehung auf die Kavallerie » Bequartierung und Verpfles 
gung, fo wie in Hinfid;t der Konkurrenz zu den Chauffee: 
Arbeiten in Anfehung feiner Schloͤſſer diefelben Borrecte, 
welche Uns in Beziehung auf Unfere Föniglihen Schlöffer 
zuftehen, in Anfebung der übrigen zu feinen Domänen ges 
börenden Grundbefisungen aber, die den vormals Erem; 
ten zugeftandenen Vorrechte, wogegen die biöher von dem— 
felben angefauften, ererbten oder fünftig zu erwerbenden 
fteuerpflichtigen Grundftüde allen Steuern und fonftigen 
gemeinen Laften unterworfen bleiben. 
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$$. 58 und 59. 
Uebereinftimmend mit den SS. 59 und 60 ber Verord- 


nung unter 1. 
$. 60. 


Diefer $., der im übrigen mit dem $. 61 der Berords 
nung unter I. übereinftimmt, bat noch folgenden Zufag: 
Smmer iſt dabei aber der von Uns felbft angenommene 
Grundfag zu beobadhten, nah welchem AYbzugs- Gelder 
überhaupt nur im Wege der Retorfion erhoben werden. 


$. 61. | 
Uebereinftimmend mit $. 62 der Verordnung unter I. 
$. 62. 


Das herfömmliche Brüdens, Wege-⸗, Fähr- und Floß- 
Geld (mit Ausnahme des auf Öffentlichen Kunftftraßen zu 
erlegenden Ehauffee = Geldes) bezieht der Herzog fomeit, 
als dasfelbe zu feinen rechtmäßigen Domanial , Einfüuften 
gehört, unter der Verpflichtung, die Brüden, Wege, Faͤh⸗ 
ren und fonftigen Anftalten, für deren Benugung die Ab- 
gabe entrichtet wird, auf feine Koften ftetd in tadellofem 
Zuftand zu erhalten. Bon allen dergleichen Abgaben, nicht 
minder wie vom Chauſſee-Gelde, ift der Herzog nebft den 
übrigen Mitgliedern des Herzoglichen Haufe innerhalb 
des Herzogthums Aremberg » Meppen befreyt, wenn er dies 
felben auch nicht bezieht. 

$. 63 und $. 64. 

Uebereinftimmend mit den SS. 64 und 65, außer baß 
der $. 64 bier noch folgenden Zufag bat: Unter derfelben 
Beihränfung verbleiben ihn die Einfünfte von den ihm 
zuftehenden marfenrichterlichen Gerechtfamen. 

J $. 65. 

Uebereinſtimmend mit $. 66 der Verordnung unter 1. 

$. 66. | 

Uebereinftimmend mit $. 67, außer daß bier noch ber 
im $. 67 der Verorbnung unter 1. fehlende Zufag tft: 
Frohnden und gutsberrliche Dienfte, namentlih Hands 

und Spanndienfte), mit Einfchluß der unter dem uneigent— 


376 


lichen Namen der Landfolgen vorfommenden, durch Hers 
fom beftimmten regelmäßig zu leiftenden Dienfte ꝛc. 
S$. 67 und 68. 
Uebereinftimmend mit den 66. 68 und 69 der Berorbs 


nung unter 1. 
$. 69. 


In Hinfiht der in die General: Steuerfaffe fließenden 
indireften Steuern findet feine Befreiung ſtatt; ed wäre 
denn, daß dem Herzoge, wenn er im Arembergifchen refis 
diren follte, die freie Einführung der zu feiner Hofbals 
tung erforderlichen Gegenftände auf befoudere Anfrage in 
beftimmten Fällen zugeftanden werden follte. 


11. Bon Militärpflichtigfeits-, Einguarties 
rungsd, und Durchmarſch-Sachen. 
$. 70 — $. 72. 
Uebereinftimmenb mit den SS. 71, 72 und 73 der Vers 
ordnung unter I. 


IV. Bon den höheren Hoheits-Rechten insbe: 
fondere. 
9. 73. 
Uebereinftimmend mit dem $. 74 der Verordnung unter. 


V. Bon der Berwaltung und Erhebung der fans 
de8:Steuern und Neben» Anlagen in dem Hers 
zogthbume Aremberg- Meppen. 

$. 74. 
Uebereinftimmend mit dem $. 75 der Verordnung unter I. 
$. 75. 

Diefer $. hat den im $. 76 vorfommenden Zufaß von: 
Die reihsdeputationdsmäßig zu leiftenden Pem 
fionen bis haben, nidt. 

VI Bon der Landftandfhaft. 
$. 76. 

Der Herzog von Wremberg, ald Standesherr, genießt 
in Beziehung auf die allgemeine Stände - Berfammlung als 
ler derjenigen perfönlichen Vorzuͤge und fonftigen Rechte, 
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welche demfelben durch Unſer Patent vom 7. December 
1819 beigelegt worden find. 
6 7 

Auch behält es übrigens in Anfehung der Repräfens 
tation des Herzogthums Aremberg Meppen in ber allges 
meinen Stände-Berfammlung, bis zu etwaniger andermweis 
ter Beftimmung, bei demjenigen fein Berbleiben, was 
darüber durch Unſer vorgedachtes Patent angeordnet ift. 

$. 78. 

Ueber die NRepräfentation des Herzogthums Aremberg⸗ 
Meppen in einer Provinzial s Landfchaft behalten Wir eine 
weitere Anordnung vor. 

Der in der Verordnung unter 1. vorfommende Ab» 
fhnitt: Bon dem Lehns-Verband Fommt bier nicht 
vor. — 


Anhang”). 

Nachdem der Herzog von Aremberg in die Ausübung 
feiner ftandesherrlichen Rechte in dem Herzogthume Arems 
berg Meppen, Unferer Verordnung vom 9. Mai v. J. 
gemäß, eingetreten ift und die völlige Ausführung diefer 
Verordnung, infonderheit der in den Art. 31 bis 36 der- 
felben enthaltenen Beftimmungen, ebenfowohl als das Befte 
der Öffentlichen Verwaltung und der Unterthanen es erfors 
dert, daß in dem Beflande und der Berfaffung der für 
den gedachten Zandestheil jeßt beftehbenden gerichtlichen und 
obrigfeitlihen Behörden Aenderungen eintreten: fo haben 
Wir hierüber, nachdem auch die Wuͤnſche und Anträge des 
Herzogs von Aremberg in Beziehung auf den vorliegenden 
Gegenftand, vernommen und erwogen find, das Folgende 
verordnet: 

6. 1, 
Das Herzogthum Aremberg- Meppen wird in 4 Hers 


*) Verordnung vom 5. Oktober 1827 in der Gefeb: Sammlung 
für das Königreih Hannover. Abtheilung I. vom 20. Oftober 
1827. Rr. 21. 
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zoglich » Arembergifche Mediat-Aemter eingetheilt. Die 
Aemter find: 

1) das Ant Meppen, welches die Stadt Meppen und 
die Kirchipiele Meppen, Bofelo, Hefepe, Twift, Haaz 
ren, Wefuwe und NRüttenbrod, 

2) das Amt Hafelünne, welches die Stadt Hafelinne 
und die Kirchipiele Hafelünne, Herzlafe, Holde und 
Berfen, 

3) dad Amt Himmling, welches die Kirchfpiele Soegel, 
Boͤrger, Lorup und Werlde, und 

4) das Amt Afchendorf, welches die Kirchfpiele Afchen- 
dorf, Dörpen, Heede, Rhede, Lathen und Steinbild 
begreift. 

Das Amt Meppen bat zu Meppen, das Amt Hafe- 
luͤnne zu Hafelünne, das Amt Huͤmmling zu Soegel und 
das Amt Afchendorf zu Afchendorf feinen Sig. 

Die einzelnen Beftandtheile der gedachten 4 Aemter 
und deren Eintheilung in Vogteien, weiſet das dieſer Ver— 
ordnung angehaͤngte Verzeichniß nach. 

Fuͤr den Bezirk der Herrlichkeit Papenburg wird das 
wiederherzuſtellende Patrimonial-Gericht des Beſitzers des— 
ſelben die gerichtliche Behoͤrde erſter Inſtanz und die Po— 
lizei-Obrigkeit bilden. 

5. 2. 

Das Amt Meppen ſoll das Kriminal-Amt fuͤr das 
ganze Herzogthum Aremberg-Meppen ſeyn, ſo daß die in 
dem ganzen Umfange desſelben vorkommenden, zur Kom— 
petenz der ordentlichen Unter-Gerichte gehörenden, Krimis 
nalslinterfuchungen von jenem Amte geführt werden und 
den bei den uͤbrigen Aemtern angeftellten Beamten, fo 
wie dem Patrimonial » Richter zu Papenburg in Kriminals 
Sachen nur der erfte Angriff, das erfte fummarifche Ver— 
bör und die Damit verbundene Gefchäfte fo wie Diejenigen 
gerichtlichen Handlungen obliegen, um welche fie von dem 
Kriminal» Amte requirirt werden. 
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F. 3 

Den Magiftraten der Städte Meppen und Hafelünne 
verbleibt ihr bisheriger Wirfungsfreis; indeß werden die 
Veränderungen in der Berfaffung diefer Städte vorbehals 
ten, welche in der Folge für nothwendig oder dem gemeis 
nen Wefen zuträglich erachtet werden mögen. 

$. 4 - 

Einem jeden der ftandesherrlichen Aemter liegt in feis 
nem Bezirfe die Rechtspflege und die Beforgung aller obrig> 
feitlichen Gefchäfte in gleihem Maafe ob, wie Unfern fös 
niglichen Aemtern, und wie fie dabei die beftebenden Lan: 
des » Gefege überhaupt zur Richtfehnur ſich müffen dienen 
laſſen, fo werden fie infonderheit auf Unfere Amts-Ord— 
nung und auf Unfere Verordnung über die ſtandesherrli— 
chen Verhältniffe ded Herzoglichen Haufes Aremberg vers 
wiejen. | 

Ein jedes der'ftandesherrlichen Aemter fol nah Maß; 
gabe des Umfangs feiner Gefchäfte mit der erforderlichen 
Anzahl von Beamten befegt und mit den nöthigen LUnters 
Bedienten verfehen werden; infonderheit fol für eine jede 
Vogtei ein Vogt angeflellt werden. 

I. 5. 

Sn der Stadt Häfelinne wird für das Herzogthum 
Aremberg: Meppen ein Gericht zweiter Snftanz errichtet. 
Diefe Mediat » Zuftiz » Kanzlei fol aus einem Kanzlei: Di: 
reftor, zwei votirenden Affefforen und einem Gefretär bes 
ſtehen, welcher zugleich die Stelle eines Negiftrators und . 
Sportel -Rentanten verfiebt. Der Suftiz- Kanzlei ift ein 
Kanzlift und ein. Bote beizugeben. Auch Mnd bei derfelben 
einige Profuratoren anzuftellen. | 

$. 6. 

Die Suftiz - Kanzlei, welche die bie lang fchon in dem 
Herzogthume Aremberg s Meppen zur Anwendung gefoms 
mene Kalenbergifhe Kanzlei» Ordnung einftweilen zu bes 
folgen hat, ıft | 

1) die Appellations » Inftanz in Hinfiht der von den 4 
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Mediat » Mentern nnd dem Patrimonial » Gerichte Pas 

penburg zu erlaffenden Erfenntniffe; 

2) die Suftizftelle in peinlihen Saden, an welche die 
gefchloffene Unterfuchungs » Akten von dem Kriminal- 
Amte Meppen eingefandt werden, und 

3) das Gericht erfter Inftanz für Diejenigen, welche in 
dem Herzogthume Aremberg +» Meppen einen privilegir- 
ten, von der fiandesherrlichen Gerichtsbarfeit übers 
haupt nicht ausgenommenen, Gerichtsſtand haben. 
Bon der fiandesherrlichen Gerichtsbarfeit bleiben Uns 

fere Föniglichen Real: Gerechtfame in dem Herzogthume 
Aremberg Meppen und in personalibus diejenigen linfe- 
rer Eöniglichen Diener, welche einen privilegirten Gerichts- 
ftand haben, gänzlich ausgenommen, und es fol in den 
unter diefer Ausnahme begriffenen Sachen Unſere Zuftiz- 
Kanzlei in Osnabruͤck als das zuftändige Gericht eintreten. 
Wenn ferner auch diejenigen Unferer in dem Herzogthume 
Aremberg : Meppen wohnenden königlichen Diener, welche 
einen privilegirten Gerichtsftand nicht haben, nach Unſerer 
Verordnung vom 9. März 1826 in personalibus von der 
ftandesherrlichen Gerichtsbarkeit ausgefchloffen find: fo tra— 
gen Wir gleichwohl die Gerichtsbarkeit über felbige ſowohl 
in Civil; ald Kriminal-Sadhen, bie zu etwaniger anders 
weiten Berfiigung, den Herzoglich Arembergifchen ftandes- 
herrlichen Gerichten per modum commissionis specialis 
bierdurh auf. In Anfehung der Kompetenz für die das 
Herzoglihe Haus Aremberg oder einzelne Mitglieder des, 
felben betreffenden, von der ftandesherrlichen Gerichtöbar; 
feit gleichfalls musgefchloffenen, Rechts-Sachen enthält 
Unfere Verordnung vom 9. Mai 1826 die näheren Ber 
flimmungen. 

Die Appellations-Summe für Apppellationen von Ers 
tenntniffen der Mediat » Zuftizs Kanzlei an Unſer hoͤchſtes 
Tribunal beftimmen Wir auf 200 Thaler Konventiond- 
Muͤnze oder deren verordnungsmäßigen Werth. 
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Ss. 7. 

Unfere Verordnung vom 22. Deceuber 1822 über den 
veränderten Gefhäftsgang in Kriminal-Sachen dient zwar 
aud der MediatsZuftizs Kanzlei in Hafelinne zur Richt 
fhnur, Wegen der geringen Zahl der Mitglieder derfel- 
ben aber, haben Wir für angemeffen erachtet, dabei die 
Aenderung eintreten zu laſſen, daß alles, was in den sg. 
2 und 3 der gedachten Verordnung von einem Antrage auf 
eine fünfjährige Öffentliche Arbeits = oder Zuchthausftrafe 
gefagt ijt, bei der Herzoglich Arembergifchen Mediat:Zuftizs 
Kanzlei auf eine einjährige Arbeits oder Zuchthausſtrafe 
befhränft wird, fo daß in allen Fällen, da auf eine groͤ— 
ßere als einjährige Strafe jener Art zu erfennen it, das 
Erfenntniß in Unferm Namen abgefaßt und mit der Re; 
Iation zur Beftätigung an das Juftiz» Departement Unfe; 
res Minifterii eingefandt werden foll. 

In allen Kriminal» Sahen, in welchen nach dem $. 
4 der obigen Verordnung eine Berufung an Unfer Ober: 
Appellationd» Gericht nicht zuläffig ift, aber eine anderwei- 
tige Vertheidigung ftatt hat, wird Unſere Zuftiz- Kanzlei in 
Osnabruͤck zur Inftanz der weiteren Vertheidigung hiermit 


angeordnet, 
$. 8 


Mit der Mediat- Zuftiz- Kanzlei zu Hafelinne fol ein 
Pupillen » Kollegium verbunden werden, welches aus ben 
beiden Aſſeſſoren der Juſtiz-Kanzlei, zwei der Rechte und 
befonders der Adminiftrationg-Gefchäfte fundigen Beifigern, 
welche bei fonftiger Qualiftfation auch das Alter der Groß- 
jährigfeit erreicht haben müffen, zufammengefeßt werben 
wird. Den Gefchäftsfreis des Pupillen » Kollegii beftimmt 
Unfere Verordnung vom 30. April 1823. 

$: 9, 

Die Mediats Behörden haben bei ihren Ausfertiguns 

gen folgender Unterfchrift fich zu bedienen: 
Standesherrliche Herzoglich Arembergifche Juſtiz⸗Kanz⸗ 
lei, ftandesherrliches Herzoglich Arembergifches Amt. 
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$. 10, 

Den in dem Herzogthbume Aremberg. Meppen jett vors 
bandenen zur Praris gehörig legitimirten Advokaten bleibt, 
fomweit fie nicht etwa bei Mediat: Behörden Stellen über: 
nehmen, mit welchen die Ausuͤbung der Advofatur nicht 
verbunden feyn darf, ihr bisheriger Wirkungsfreis ohne 
Befhränfung auf beftimmte Aemter oder Bezirfe. Die bei 
der Mediats Zuftiz- Kanzlei anzuftellenden Profuratoren 
fönnen aus der Zahl der Advofaten genommen werden, 
und bleibt in diefem Fall es ihnen unbenommen, ihre 
Advokatur-Geſchaͤfte fortzufegen. 

$. 11. 

Unfer Minifterium bat zur Ausführung der obigen 
Borfchriften das Nöthige anzuordnen, auch den Tag zu be> 
fimmen, an weldyem die für das Herzogehum Aremberg- 
Meppen bid jest proviforifh angeordnet gemwefenen Bes 
börden ihre Funktionen einftelen und an deren Stelle die 
neuen Mediatz Behörden treten werden. 


Viertes Kapitel, 


Königreihd Württemberg. 


Bald nad dem Zufammentritt ver Bundes - Verfamnts- 
lung traten neben anderen Standesherrn, auch mehrere aus 
dem Königreich Württemberg mit Reklamationen, zur Erfülz 
fung des 14. Art. der Bundes-Afte auf. Unter denfelben wa- 
ren vorzüglich der Graf von Walded und Pyrmont und bie 
Fürften von Hohenlohe und Thurn und Taris, 

Das koͤniglich Württembergifche Gouvernement ließ 
hierauf durch feinen Gefandten in der 13. Sitzung der B. V. 
vom 2. März 1818 folgende Erflärung zu Protokoll geben”): 
„Seine Majeftät babe durdy das neue Adeld- Statut **) 





2) Protokoll der Bundes: Derfammlung, Bd, V. Seite 47. 

“*) Adels: Statut ald Beilage ded Derfaffungs: Entwurfes vom 
3. März 1817. S. Konftitutionen der europäifhen Staaten. 
Th. I. S. 350, | 
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und mehrere dasſelbe vervollitäindigende Entfcheidungen bie 
Rechte der Standesherrn in einem Umfauge feftgefett, mels 
cher die Beftimmungen des Art. 14 nicht nur erfchöpfe, 
fondern in mehreren Punkten noch erweitere. Go fey 
3. B. durch den $. 44 diefes Statuts, bis zur Ratifis 
fation des Steuer-Syſtems, die gänzliche Befreiung der 
Schlöffer und der dazu gehörigen Gebäude, mit Aug; 
fchluß der Meierei- Gebäude, von der ordentlichen Be— 
ftenerung, in Anfehung der übrigen Güter aber, bei den 
gehn: Gütern der Abzug eines */,, bei den Allodial: Gütern 
eines '/, ded Steuer = Anfchlags ausgefprochen worden, 
obgleich der Art. 14 der Bundes »Afte die Mediatifirten in 
Anfehung der Befteuerung nur in die privilegirtefte Klaffe 
feße, eine folche in diefer Beziehung aber im Königreich übers 
haupt nicht beftehe, folglich diefelben nach dem Inhalt der Buns 
des: Afte fi) die Anziehung ihrer Befigungen mit dem 
vollen Steuer: Anfchlage hätten gefallen laſſen müffen. 
Weſentliche Begünftigungen enthielten ferner der Art. 
40 des Adeld- Statut, welcher die Mediatifirten auf ih— 
ven Gütern von der Wohnfteuer, und der Art. 74, welcher 
fie von der Natural: eiftung der Quartiers- und Vor⸗ 
fpann »Laft befreie, obgleich über alles diefes die Bundes— 
Afte fchmweige. 
; Seine Majeftät der König fey bei Beftimmung des 
Rechts - Zuftandes der Standesherrn und Reichs-Angehoͤ⸗ 
rigen (Reichs: Ritterfchaft) von dem Grundfage ausge— 
gangen, daß in Anfehung der erften 

1) der Art. 14 der Bundes-Akte den Umfang der Rechte 
berfelben beftimme ; 

2) daß nach dem wörtlichen Inhalt derfelben die das 
durch eingeräumten Befugniffe mit den Vorſchriften 
der Landed- Gefege in Uebereinſtimmung gebracht wer» 
den follten ; 

3) daß die koͤniglich Bayerifche Verordnung vom 19. 
März 1807 den Leitfaden für eine analoge und fubfi; 
diarifche Bollziehung des Art. 14 abzugeben beftimmt fey. 
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Der erfte und zweite Sat; folge aus dem Wort: Inhalte 
des Art. 14, der britte ergebe fih aus bem zweiten und 
aus der Natur der Sache felbft, die, wenn man die ans 
geführte koͤniglich Bayerifche Berordnung fchlechtweg als 
eine in allen ihren Beftimmungen unverändert anzufehende 
Norm anfeben wollte, hieraus folgen würde, daß fämmts 
fiche deutfche Bundes » Staaten mit ftandesherrlichen Ber 
fitungen, bie in dem Königreich Bayern beftehende innere 
Berfaffung anzunehmen genöthigt feyen, eine Folgerung, 
welche fogar bie fie bedingende Boransfegung als unhaltbar 
zeige; es ergebe ſich endlich aus einzelnen Beltimmungen 
des Art. 14. Nur wo diefe ſchweige und eine Lücke laſſe, 
trete die Bayerifche Verordnung fubfidiarifch ein. So z. 2. 
fen im Art. 14 die Polizei-Gewalt auf die Orts⸗Polizei bes 
fchränft, während die Bayerifche Verordnung eine Diſtrikts⸗ 
Polizei einräume, 


Bon diefen in der Natur der Sache und in den nor; 
mirenden gefeglichen Beftimmungen liegenden Grundfägen 
ausgehend, fey es ein leichtes, nachzuweifen, daß bie in 
dem Königreiche Württemberg für die Berhältniffe der Stans 
desherrn beftehenden gefeglichen Beftimmungen den denfels 
ben zugeficherten Rechts » Zuftand nicht nur erfchöpften, 
fondern fogar erweiterten, und ed hänge nur fediglih von 
der Erflärung der Mebdiatifirten ab, fi in den wirklichen 
Beſitz dieſes Rechts - Zuftandes zu verfegen. 


Sn der 4. Sitzung“) vom 31. Januar 1822 erflärte die 
koͤniglich Wuͤrttembergiſche Gefandtfhaft: „Die koͤnigliche 
Geſandtſchaft habe von ihrem allerhoͤchſten Hofe den Auf 
trag erhalten, dieſe hohe Verfammlung von ben Einleis 
tungen, welche bis dahin zur Vollziehung des 14. Art. in 
Beziehung auf die, der Hoheit der Krone Württemberg 
unterworfenen vormaligen Reichsſtaͤnde, von ber koͤnigli⸗ 
chen Regierung getroffen worden ſeyen, und von dem 


*) Protokoll der Bundes: Verſammlung, Bd. XIII. Seite 63. 
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Standpunfte, auf dem ſich gegenwärtig diefe. Angelegenheit 
befinde, vollftändig in Kenntniß zu fegen. 

Se. Majeftät der König von Württemberg, von dem 
Wunfche geleitet, die weitere Begründung und Feftftellung 
des, den vormaligen Reichsftänden durch den 14. Artikel der 
BundessAfte zugeficherten Rechts» Zuftandes, durch eine 
gütliche Vereinbarung mit den Betheiligten, als ber vor 
züglichften Bedingung eines allfeitig befriedigenden Erfolgs, 
herbeizuführen, hätten bereits im Sahr 1818 mit mehreren 
derfelben Verhandlungen in diefer Abficht eröffnen laffen. 

Diefe feyen im Sahr 1819 fortgefegt worden und häts- 
ten zu der durch die fönigliche Deklaration vom 8. Auguft 
1819 befannt gemachten Vereinbarung mit dem fürftlichen 
Haufe Thurn und Taxis geführt, welcher bald darauf auch 
Vereinbarungen mit den gräflichen Häufern Walde und Pyr⸗ 
mont und Sfenburgs Meerholz gefolgt feyen, die durch die 
töniglihen Deflarationen vom 23. Auguft und 21. Nos 
vember 1819 ihre Vollziehung erhalten hätten. 


Gleichzeitig feyen auch Verhandlungen mit dem Gras 
fen von Baffenheim, ald Bevollmächtigten der Mehrzapl 
der in Württemberg begüterten vormaligen Reichsftände, 
und zwar auf die Grundlage der mit dem fürftlichen Haufe 
Thurn und Taxis getroffenen Vereinbarung eröffnet wors 
den. Die königliche Regierung habe geglaubt, indem fie 
diefe Grundlage gewählt, um fo mehr den erwünfchten 
Erfolg vorausfegen zu können, ald jene Vereinbarung das 
Refultat langwieriger Verhandlungen mit einem, durch ei- 
nen fehr bedeutenden Güter-Befit ausgezeichneten, vormals 
reihsftändifchen Haufe gewefen ſey.“ — Die Unterhandluns 
‚gen mit dem Grafen von Baffenheim und anderen Stans 
desherrn des Königreich Württemberg führten nicht zu 
dem gewünfchten Zief. 

Eine alle Württembergifchen Standesherrn — 
ſende Erklaͤrung in Betreff ihrer ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt— 
niſſe iſt demnach nicht vorhanden. 

25 
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Nur hinfichtlich des Kanzlei-Geremonield bei den ftaıts 
desherrlichen fürftlichen Häufern erfchien eine Verordnung 
vom 16. November 1826 folgenden Inhalts: 

In verfchiedenen über die ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe 
mittelbar gewordener vormals reichsftändifcher fürftlichen 
Häufer erlaffenen befonderen Erklärungen haben Wir Uns 
vorbehalten, nähere Beftimmungen über ein in der Eben- 
bürtigfeit begründetes angemeffenes Kanzlei-Geremoniel im 
Allgemeinen zu treffen und wollen daher verordnet haben 
wie folgt: 
$. 1. 

Die Eröffnungen und Kommunifationen der füniglis 
chen Minijterien und der Landes: Kollegien an die Haͤup— 
ter und Glieder der mittelbar gewordenen fürftlihen Haͤu— 
fer fönnen ſowohl in der Form von Schreiben, als in der 
Form amtlicher Erlaſſe geſchehen. 

Andere Stellen haben fih ansjchlieglich der Form von 
Schreiben zu bedienen, 

Fu 4 

Sn Zufhriften Unferer Minifterien, ber Vorftände Un- 
ferer Landes: Kollegien und anderer Stellen, weldhe in 
ber Form eines Schreibens derfelben an die Häupter ber 
mittelbaren fürftfihen Häufer ergehen, kommt diefen in der 
Anrede, welche mit dem Inhalt in Verbindung gefegt wird, 
die Titulatur: „Ewr. Durchlaucht“ zu, wie folche im Zu: 
fammenhang abmwechfelnd mit „Hochdieſelben“ zu geben - 
ift. Die Nachgebornen derjenigen fürftlichen Häufer, in 
welchen nach Familien »Gefegen und Herfommen der fürft: 
liche Titel auch den Nachgebornen zufommt, erhalten auf 
gleiche Weife in der Anrede wie im Zufammenhang der 
Schreiben die Titulatur „Ewr. fürftlichen Gnaden.“ 

Mit Uebergehbung aller fonft gewöhnlich gemwefenen 
SchlußsFormen find dergleichen Schreiben, wenn fie von 
Unferen Minifterien ausgehen, mit den Worten: ‚‚verchs 
rungsvoll 2c.‘ und beziehungsmweife: „mit vollfommenfter 
Hochachtung ꝛc.“; wenn fie von den Borftänden Unferer 
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Landes » Kollegien oder Funftionären anderer. Stellen aus: 
gehen, mit den Worten: „Ehrerbietig“ und beziehungs, 
weife: „verehrungsvoll“ zu fchließen. In amtlichen Er: 
laſſen, welche von Unferen Minifterien und Landes: Koller 
gien in der durch Unſere Berordnung vom 24. December 
1816 (Reg. Bl. ©. 407 und 411) bezeichneten Form aus» 
gehen, werden fich diefelben gegen die Häupter der fürft- 
lichen Häufer der Benennung: „des Herrn Fürften Durch, 
laucht“ — „dem Herrn Fuͤrſten“ — „Sr. Durchlaucht 
dem Herrn Fürften, mit angemeffener Abwechfelung bes 
dienen. In Erlaffen an Nachgeborne ift das Prädifat: 
„fürftlibe Gnaden‘ mit gleicher Abwechfelung zu beobachten. 
| $. 3 

Bei einer wie bei der auderen ber vorbezeichneten Zus 
fchriften ift die Auffchrift derfelben an das Haupt eines 
fürftlihen Haufes: 

„Sr. Durchlaucht dem Herrn Fuͤrſten von IR. +4 Name 
des fürftlichen Haufes). 

An einen Nachgebornen: 

„Sr. fürftlihen Gnaden, dem Durchlauchtig Hochges 
bornen Herrn Fürften N. (Zaufname) von N. (Name des 
fürftlihen Haufes) in NR.’ 

Das Kanzlei: Geremoniel, welches hinſichtlich der in⸗ 
neren und aͤuſſeren Form der Eingaben der Mitglieder der 
fuͤrſtlichen Häufer an Uns, an Unſeren Geheimen Rath, 
an Unfere Minifterien und übrigen Laudes » Stellen zu be> 
obachten ift, beftimmt ſich nad) denjenigen Vorfchriften, 
welche hierüber im Allgemeinen theils beftehen, theils fer 
ner ergehen werden. . 

Es werden, um die Füniglichen Deflarationen über 
die Berhällniffe derjenigen Standesherrn, mit welchen das 
Gouvernement übereingefommen ift, aufgenommen werden, 

1) Die erfte Vereinbarung wurde mit dem fürftlihhen 

Haufe Thurn und Taxis getroffen. Die die Berhält- 

niffe desfelben regulirende Föniglihe Deklaration ift 
.25” 
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vom 8. Auguſt 1819. Hierauf folgten die nachitehen- 


den Deflarationen: Il, wegen des Grafen zu Walded 
und Pyrmont vom 25. Auguft 18195 III. wegen des 
gräflichen Haufes von Sfenburg - Meerhol; vom 21. 
November 1819; IV. wegen des Grafen von Erbadıs 
Wartenberg: Roth vom 22. December 1822. Die Des 
Harationen unter II, 111 und IV, werden nur in fos 


weit bier aufgenommen werden, ald fie von der Des 


Haration unter I abweichen. V, die fünfte Deflara: 
tion betrifft das fürftliche Haus Hohenlohe « Walden> 
burg » Bartenftein und ift vom 27. Dftober 18233. Co» 
dann folgten die föniglichen Deflarationen: VI, wegen 
des fürftlihen Haufes Hobenlohe- Waldenburg - Bars 
tenftein-Sartberg; VII, wegen des fürftlichen Haufes 
Hohenlohe» Neuenftein » Dehringen; VILL, wegen des 
fürftlihen Haufes Hohenlohe » Neuenftein» Kirchberg ; 
IX, wegen des fürftlichen Haufes Hohenlohe - Neuens 
fteins Langenburg, ſaͤmmtlich vom 27. September 1825; 
fodann X, wegen des fürftlihen Hauſes Waldburg- 
ZeilsTraudburg vom 16. Februar 18265 XL, wegen 
des gräflichen Haufes Quadt-Isny vom 8. Mai 1827, 
und endlich XII, wegen des gräflichen Haufes Neip- 
yerg vom 19. Mai 1827. Die unter V. bemerfte De: 
Haration ift ganz aufgenommen worden, bie übrigen 
nur binfihtlich derjenigen Beftimmungen, welche von 
der Deflaration unter V. abweichen. 


I. Deflaration *) wegen der ſtaatsrechtlichen Ber: 


bältniffe des fürftlihen Haufes von Thurn 
und Taxis vom 8. Auguft 1819 **). 


I. Perfönlihe Vorzüge, allgemeine Redte und 
Berbindlihfeiten des fuͤrſtlich Thurn und 
Taxiſchen Hauſes. 


$. 1. 
Das as fürftliche Haus Thurn und Taxis behaͤlt die 





*) König, — ——— —— und Regierungs-Blatt 


vom 2. September 1819. Nr. 


e) Dieſe Deklaration iſt mit ae Eingang verfehen: 
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Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Begriffe 
und gehört zum hohen Adel. Der Fürft hat, gleih den 


andern Standesherrn, die Huldigung perfönfich oder durch 
einen ebenbürtigen Bevollmächtigten dahin zu Leiften : 


„Daß er dem Könige wegen feiner fämmtlis 
hen, der föniglihen Souveränität untergebes 
nen, Befigungen treu und gehborfam feyn und 
alles das abwenden und thun werde, wozu 
derfelbe als getreuer und geborfamer Unter 
tban dem Könige und beffen Nachkommen, ale 
feinem allergnädigften Souverän, verpflich— 
tet iſt.“ . 
$. 2. 

Die Mitglieder des fürftlichen Hauſes behalten den 
Titel, den fie früher geführt haben, jedoch mit Weglaffung 
aller auf ihre vormalige reichsftändifhe Verhaͤltniſſe fich 
beziehende Beifäge und Würden. 

Sie benennen ſich demnady von ihren urfprünglichen 
Stammgiütern und Herrfchaften. Der Erftgeborne, welcher 
im Befig derfelben ſich befindet, nennt ſich zur Unterfcheis 
dung von den Nachgebornen in öffentlichen Schriften und 
Handlungen, die nicht an den Souveraͤn oder an bie fd, 
niglichen Behörden gerichtet werden, „Fürft und Herr,‘ 
mit dem Prädikat: „Wir, wogegen fi) die Nachgebors 
nen nur bes Titels eines Fürften zu bedienen haben. 





a — —— 


Wir Wilhelm ıc- 

Thun kund und fügen hiermit zu wiffen daß, nachdem bei Uns 
der Fürft Karl Alerander von Thurn und Zaris wegen feiner 
in Unferem Königreiche gelegenen Befisungen, unter Berufung 
auf den 14. Artikel der deutfhen Bundes: Akte, um Beitftel: 
fung feiner ſtaatsrechtlichen Verhältniffe für fich und fein fürft: 
liches Haus angefucht hat, Wir nach gepflogener Verhandlung 
mit einem bevollmächtigten Abgeordneten desfelben, und nad 
Anhörung Unferes Geheimen Raths, befchlofien haben und ver: 
ordnen, wie folgt: 
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Denſelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes 
Kanzlei: Geremoniel ertheilt. 

Sn den NAugfertigungen der koͤniglichen Stellen wird 
im KRonterte denfeiben das Brädifat: „Der Durhlaud» 
tig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ gegeben werden. 

Sn ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unfern 
Geheimen Rath oder Unfere Minifterien, oder an die Hbris 
gen höheren Landes» Stellen gerichtet find, müffen fie fich 
nach dem bis jeßt beftehenden Kanzlei» Geremoniel achten: 

Ss. 4. 

In allen Städten, Marftflefen und Dörfern, melde 
dem fürftlihen Haufe gebören, fol das Kirchen» Gebet 
nach dem Souverän auch für das Haupt des Hauſes und 
für deffen Familie verrichtet werden. Auf gleiche Weife 
wird binfichtlich der Trauer: Feierlichkeiten geftattet, daß das 
Trauer» Geläute für das Haupt des Haufes, feine Ges 
mahlin und für feinen naͤchſten Nachfolger 3 Wochen, für 
einen Nachgebornen aber 14 Tage lang, von dem Reichen; 
Begaͤngniß an, beobachtet werde, daß die fürftlichen Stel, 
len und Beamten eine Trauer von 6 Wochen anlegen, 
und daß alle Öffentliche Luftbarfeiten in den fürftlichen Be— 
figungen bis nah Beendigung der Erequien eingeftellt 
werden, Ä 

. 5. 

Dem Fürften fteht für feine Perfon und für feine Fa— 
milie die unbefchränfte Freiheit zu, in einem jeden zum 
deutfchen Bunde gehörigen, oder mit demfelben in Friedends 
ftande befindlichen Staate feinen Aufenthalt zu wählen, 
und ebenfo in die Dienfte desfelben zu treten, vorbehalts 
lich der in letterem Falle Uns zu machenden Anzeige. 

Diejenigen Mitglieder der fürftlihen Familie, melde 
fih entweder in Unfern Dienften befinden, oder aus Uns 
fern Staats-Kaſſen eine Penfion beziehen, haben fich nach 
den desfallſigen Verordnungen zu verhalten. 
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5. 6. 

Wenn gleich nad den Grundfägen bes Württembergis 
fhen Staats: Rechts, das volle Württembergifche Staats; 
Bürgerrecht nicht neben dem, in einem anderen Staate auds 
gehbt werden fann, fo wollen Wir dennoch, aus befondes 
rer Rüdfiht auf den Fürften von Thurn und Taxis und 
die bei feinem Haufe eintretenden Verhäftniffe, von dieſem 
Örundfage in Anfehung desfeiben eine Ausnahme mas 
chen, und den Mitgliedern des fürftlichen Hanfes. geftats 
. ten, das volle Württembergifche Staats » Bürgerrecht, nes 
ben dem in einem andern zum deutſchen Bunde gehörigen 
Staate, dem Hanpte des fürjtlihen Haufes aber, naments 
lich in Beziehung auf den demfelben hiermit zugeficherten 
Antheil an der Landftandfchaft, auszuüben. 

tn 

In allen die Mitglieder des fürftlihen Haufes betrefs 
fenden Real» und Perfonal : Klagen, haben fie einen pris 
vilegirten Gerichtsftand, in erfter Inftanz bei dem einfchlä- 
gigen Kreiss Gerichte ?), in zweiter und letzter Inſtanz bei 
Unferm Ober » Tribunal. Sollten bei dem fürftliyen Haufe 
durh Familien» Verträge befondere Aufträgal:Gerichte eins 
geführt feyu, fo werden Wir diefelben näher unterfuchen 
laffen, und wegen 'ihrer Betätigung befondere Entfchlie 


fung ertheilen. 
6; ©; 


Berlaffenfchafts - Verhandlungen, weldye Mitglieder der 
Familie betreffen, fann das Haupt des Haufes durch feine 
Kanzlei vornehmen und erledigen Iaffen, fo lange fein 
Rechteitreit darüber entfteht, in welchem Falle fie an das 
einfchlägige Kreis: Gericht zum geeigneten rechtlichen Vers 
fahren abgeliefert werden müffen. 


1) Der Eivil: Senat des Gerichts = Hofs des Donau: Kreifes wird 
für den allgemeinen perfönlichen Gerichtsſtand des Fürften und 
der Mitglieder des fürftlichen Haufes erflärt. Werordnung we: 
gen Vollzugs der Deklaration vom 12. Juni 1823, Königl. 
Württemb. Reg. Bl, vom W. Sept, 1823, Nr. 48. 


$. 9. 

Sn beinfichen Fällen, mit Ausnahme der Militär; 
und der in Uinferm Eivil - Staats» Dienfte begangenen Ber: 
breden, werden Wir dem Haupte des fürftlihen Haufes 
ein nach dem Vorbilde des $. 8 des koͤniglich Bayerifchen 
Edifts Beilage 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Berfaffungs- 
Urfunde?), nur unter Berädfihtigung des Württembergifchen 
Staatd- Organismus, eingerichtete Gericht ven Ebenbür: 
tigen oder von Richtern feines Standes bewilligen. 

Die Güter ded DVerurtheilten dürfen in feinem Falle 
onfiseirt, fondern fünnen nur während feiner Lebenszeit 
fequeftrirt werden. 

Dieſes privilegirte aufferordentliche Gericht fommt als 
fein dem Haupte des fürftlichen Haufes zu. 

Die übrigen Mitglieder desſelben find in peinlichen 
Sachen dem gewöhnlichen privilegirten Gerichtöftande un: 
terworfen. 

Sn andern Straf» Sadhen find nad Verfchiedenheit 
der Faͤlle, ftatt der betreffenden Lokal» Stellen die nädft 
vorgefegten Kreis = oder Gentral» Stellen die unterfuchen- 
den oder erfennenden Behörden. 

2 6. 10. 

Die nach den Grundfägen der früheren deutfchen Ver- 
faffung noch beftehenden Familien» Verträge des fürftlichen 
Haufes bleiben aufrecht erhalten. 

Sn deren Gemäßbeit hat das Haupt desfelben die Be- 
fugniß, über feine Güter und Familien - Berhältniffe vers 
bindliche Verfügungen zu treffen, mweldhe dem Souverän 
vorgelegt werden muͤſſen, worauf fie, fo weit fie nichts 
gegen die Verfaffung enthalten, durch die oberfte Landes: 
Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung ges 
bracht werden. 

§. 11. 

Die Vormundſchaften der fuͤrſtlichen Familien-Glieder 
koͤnnen von dem Haupte des Hauſes beſtellt werden. Iſt 
2) Siehe Zeile 324 ff. | 
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basfelbe dabei betheiligt und ein Vormund oder Kurator 
von Obrigfeitd wegen aufzuftellen, fo gefchieht Died durch 
das Kreis, Gericht des einfchlägigen Regierungs- Bezirks 
mit Borbehalt des Nefurfes an den Pupillen- Senat Uns 
feres Ober: Tribunals. Eben demfelben wird auch die 
Aufficht über die fürftlihen Bormundfchaften vorbehalten, 
zu welchem Ende bderfelbe jedesmal von der getroffenen 
Anordnung einer Bormundfchaft in Kenntniß zu fegen ift. 
$. 12. 
‘Der Fürft genießt für fih und feine Familie die Be; 
freiung von aller Militär » Pflichtigfeit. 
$. 13. 
| Die von demfelben bewohnten Schlöffer follen, Noths 
fälle ausgenommen, von der Einquartierung Unferer Trup⸗ 


pen befreit jeyn. 
$. 14. 


Es wird dem Fürften geftattet, eine Ehrenwache aus 
Eingebernen, weldye dem Souverän ben Huldigungs » Eid 
geleiſtet haben, und nicht in den Jahren der Militär: Pflich- 
tigfeit ftehen, in den Schlöffern feines Wohnfiges zu halten. 

$. 18. 

Der Fürft ift berechtigt, von feinen Beamten einen 

Dienft . Eid fich leiſten zu laffen. 
$. 16. 

Der Fürft ift befugt, jene Angelegenheiten an die Re— 
gierungen ausmwärtiger Staaten zu bringen, welche er mit 
denfelben rücfichtlich feiner darin befindlichen Befigungen 
und allenfalfigen Lehns- und Dienft » Berhältniffe zu ver- 
handeln bat; er darf jedoch nicht Agenten mit diplomati- 

fhem Charafter nn si 
; . ls 

Der Fürft-fann befondere Anordnungen nnd Berfüguns 
gen über Gegenftände erlaffen, welche die Verwaltung ſei⸗ 
‚ner Eigenthums-Rechte betreffei. ' 

Diefe dürfen aber den allgemeinen Gefegen nicht ent» 
gegen feyn. 
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$. 18. 

Es ift demfelben geftattet, neben dem im ganzen Kos 
nigreiche nach der bejtehenden Verordnung zu haltenden Eds 
niglichen Staats » und Regierungs- Blatt, auch befondere 
Wochenblätter für feine Befigungen einzuführen. 


1. Rebht8»: Pflege 
$. 19. 

Die Gerichtsbarkeit wird in den fürftlichen Gerichts: 
Bezirten den Gefegen des Koͤnigreichs gemäß und unabs 
bängig von jeder perfünlichen Einmifchung des Fürften vers 
waltet. | 

| 6. 20°). | 

Dem Fürften fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf- Rechtspflege in dem Umfange feiner Beſitzungen in 
erfter Suftanz durch ein Amts =» Gericht und in zweiter In— 
ftanz durch eine Suftig s Kanzlei zu. Wiewohl nach den bes 
ftehenden Grundfägen das Necht zur Errichtung einer zweis 


3) Zu diefem $. und den 6$. 21, 22, 40 und AL beftimmt die Bolls 
ziehungs-Verordnung Bolgendes: Für den Zwed der Rechts— 
pflege und Polizei: Verwaltung werden die fürftlichen Beſitzun— 
gen in 5 Amts: DBezirfe eingerheilt. Bei denjenigen diefer 
Amts: Bezirke, deren Beftandtheile in mehreren Oberamts-Be— 
zirfen gelegen find, findet zur beiferen Weberficht und zur Er: 
leichterung der Gefchäfts: Behandlung eine Unter: Abtheilung 
in Vogteien in der Art fkatt, daß je die zu einem nnd dem— 
felben Oberamt gehörigen Orte eine Vogtei bilden. — Jeder 
Amts: Bezirk erhält ein fürftliches Amts:Gericht und ein fürft: 
liches Amt, die ihren Sit an demjenigen Hauptorte des Be: 
zirks nehmen, von dem derfelbe feine Benennung hat. Eine 
Ausnahme hievon findet nur bei dem Amts:Bezirke Ober: 
Sulmentingen infoferne ftatt, als der Fürft die Gerichtsbarkeit 
innerhalb desfelben dem königl. Oberamtsd: Gericht Biberach 
delegirt. — Zu den (6. 20, 22 — 29. Menn der Fürft von 
der Errichtung einer zweiten Inſtanz Beinen Gebrauch macht, 
fo geht der Appelations: Zug von den fürftlihen Amts: Ge» 
ridten und die DVorlegung der Kriminal: Unterfuchungen an 
ben einfchlagenden Kreis: Gerichtshof. — Vollz. Verord. $. 20. 


! 
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ten Gerichtd-Inftang von dem Befige eines zufammenhäns 
genden ftandesherrlicyen Gerichtd » Bezirfs mit einer Bevöls 
ferung von mwenigftend 20,000 Seelen abhängt, fo wollen 
Wir doch, aus befonders bewegenden Rücdfichten, dem Fuͤr⸗ 
ften bewilligen, die Gerichts »Bezirfe, welche derfelbe in 
dem Garts und Donau» Sreis befigt, unter eine SZuftizs 
Kanzlei in zweiter Inſtanz zu vereinigen und die Gerichtds 
barfeit derfelben auch auf diejenigen vormals reichgritters 
ſchaftlichen Orte auszudehnen, welche dem Fürften zufams 
menbängend mit jenen Befigungen bereits gehören, oder er 
fünftig noch erwerben könnte, während die beutfche Bun- 
des-Akte das Recht der zweiten Inſtanz binfichtlich der Bes 
figungen biefer Art nicht einräumt. 

Zu der Bildung der Gerichte erfter Inſtanz wird feine 
zufammenhängende Befisung erfordert, doc) darf fein Ge- 
richt8 » Ort weiter von dem Wohnort des Richter entfernt 
feyn, als dies bei Unferen Föniglihen Ober » Amtsrichtern 
der Fall iſt. | 

6. 21. 

Die fürftfiche Gerichtsbarkeit erftreckt fi) auf alle Bes 
wohner ber ihr unterworfenen Gemeinde : Bezirke. 

Unfere innerhalb diefer Gerichts» Bezirfe wohnenten 
föniglichen Diener find jedeh in Anfehung ihrer Dienfts 
Berbältniffe davon ausgefchloffen. 

Sn gemifchten Orten, wo vormalg neben den fürftlis 
chen, auch Unfere Föniglichen Behörden die Rechtspflege in 
ungetheilter Gemeinſchaft ausgeübt haben, fteht die Ausuͤ— 
bung derfelben den letzteren ausfchließlidh zu. Wo hinge— 
gen diefelbe über einen Theil der Einwohner oder der Gi- 
ter ausgeibt wurde, fol gegenfeitig der Fleinere Antheil 
der Gerichtöbarfeit dem größeren zumachen. 

$. 22. 

Der Umfang der fürftlichen Gerichte erfter und zweiter 
Inſtanz ift nicht auf die Oberamts- oder Kreis Eintheis 
lung befchränft, infofern dies Schwierigkeiten unterworfen 
feyn follte, ' 
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Es wird geftattet, daß der Fürft ſich mit mehreren 
Standesherrn zu der Bildung gemeinfchaftlicher Gerichte 
zweiter Suftanz über zufammenhängende Gebiete vereinige. 

$. 23°) 

Die fürftlihen Gerichte erfter und zweiter Inftanz bar 
ben diefelben Amts » Befugniffe, welche die Gefege Unferen 
föniglihen Gerichten erfter und zweiter Inſtanz beilegen, 
oder fünftig beilegen werden; fie ftehen mithin Unferen 
Dber-Amtd» und Kreid» Gerichten gleich, müffen dagegen 
aber auch ſtets gleichförmig mit denfelben gebildet feyn. 

$. 24. 

Die fürftlihen Amts - Gerichte und die Juſtiz-Kanz⸗ 
feien werden benannt: „Koͤniglich Württembergifche 
fürftlihb Thurn und Taxiſche Sufiz- Kanzlei‘ 
(Amts⸗-⸗Gericht); das Perfonal der Zuftiz- Kanzlei wird 
in Verhäftniß zu dem Gerichts - Sprengel derfelben gefegt 
werden, muß jedoch wenigftens aus einem Direktor, drei 
Raͤthen, einem Affeffor und dem nöthigen Kanzlei » Perfo- 
nal beitehen. 

Bei der Errichtung des Gerichts zweiter Inſtanz hat 
der Fürft fih zu erflären, ob derſelbe für die Straffälle, 
wo ben Gefegen gemäß, eine größere Anzahl von Mitglies 
dern, als bei der fürftlichen Juſtiz-Kanzlei angeftellt find, 
zur Fällung eines Definitiv » Erfenntniffes erforderlich ift, 





4) Zu diefem $. und den 99. 19, 39 und 42: Die für die Bönigl. 
Beamten im Juſtiz- und Polizeifache beftehenden Dienft: Vor: 
fpriften, die denfelben zufommenden Normen über die Abgren- 
zung ihrer Befugniffe, fowohl unter ſich, ald gegen die Obers 
Behörden und die Orts: Obrigfeiten, die Gefebe und Verord⸗— 
nungen über die in ihren Gefchäftsfreis einfchlagendeu Gegen— 
ftände und über das dabei zu beobachtende Verfahren find aud) 
für die fürſtlichen Beamten gleicher Kathegorie verbindend. 
Vollzieh. Verord. $. 11. — Bür jedes fürftlihe Amts-Gericht 
find zu beftellen: ein Amts:Richter, ein Amts:Gerichts:Aftuar, 
ein Gerichts:Notar, zwölf Gerichtd:Beifiger hand ein Gerichte: 
Diener, Vollzieh. Verord. $. 21. 
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entweder bem Kreis-Gerichtshof, in deifen Bezirk die Uns 
terjuchungs » Behörde fich befindet, mit Ausfchluß der Ju— 
ftiz- Kanzlei, das Erfenntniß überlaffen, oder zur Bervolls 
ftändigung des Gerichts rechtöverftändige, aufferordentliche 
Beifiger, bis zu der durch die Geſetze vorgefchriebenen An- 

zahl von Mitgliedern für diefe befondere Fälle, zum Bor- 
aus ernennen wolle. 

Die Befähigung, Beftätigung und Verpflichtung der: 
felben, unterliegt denfelben Bedingungen, wie die der or; 
dentlichen Mitglieder der Suftiz » Kanzlei. 

Dem Angefchuldigten dürfen durch diefe aufferordents 
licher Weife eintretende Bermehrung ded Gerichts: Perfo; 
nals feine Koften ermwachfen. 

Inſofern der Fürjt auf die Bildung eines Gerichts 
zweiter Inſtanz verzichten will, wird ihm auf Berlangen 
geftattet, nad) dem Umfange der Befigungen, einen oder 
mehrere Raͤthe zu dem betreffenden Föniglichen Gerichte zu 
ernennen, welche er aledann zu befolden bat. 

$. 25. 

Die fürftlichen Zuftizs Stellen find der Oberaufficht. 
Unferer höheren Föniglichen Landes + Gerichte, an welche 
aud der Appellationszug geht, unterworfen, und haben 
gegen diefelbe, die durch Gefete, oder den Gebrauch be- 
‚flimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobadys 
ten; fie werden von biefen in allen Gefchäfts »Verhältnifs 
fen auf diefelbe Weife, wie Unfere Föniglichen Gerichte 
ftellen, denen fie gleich gefegt find, behandelt. 

$. 26. 

Der Direfior und die übrigen Mitglieder der fürftlis 
chen Suftiz » Kanzlei werden von dem Fürften ernannt und 
nad vorheriger Nachweifung ihrer Befähigung, durch den 

Meg Unferes Juſtiz-Miniſteriums beftätigt. 
6:27 9), 
Die Richter erfter Inftanz und die Subalternen ber 


5) 3u diefem $. und dem $. 40 enthält die Vollzieh. Verordnung 
Solgendes: der Fürſt fol von der erftmaligen Ernennung der er= 
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Kanzleien werden von dem Fürften, ohne Beftätigung er 
nannt, jedoch haben die fürftlichen Suftiz s Kanzleien und 
in deren Ermangelung Unſere Kreis: Gerichte, bei Einwei— 
fung und Verpflichtung derfelben, durch Einficht der geſetz— 
lichen Prüfungs» Zeugniffe fich zu verfichern, daß diefelbe 
die erforderliche Eigenfchaft befigen, und den Beweis daruͤ⸗ 
ber zu den Akten zu bringen. 

Die Ernennungen der Richter erſter Inſtanz ſind uns 
ter Beifügung der Beweije ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgeſetzten Föniglichen Gerichtshofe vorzulegen; von dem 
untergeordneten Kanzlei Perfonal wird nur alljährlich ein 
Verzeichniß uͤbergeben. 

8. 28, 

Die Verpflichtung und Einweiſung der Mitglieder der 
Juſtiz-Kanzlei geſchieht das erſtemal durch einen koͤnigli— 
chen Kommiſſarius ), in der Folge durch die fuͤrſtlichen 
Suftiz= Kanzleien ’). 


forderlichen Beamten bei den betreffenden Miniſterien zeitige 
Anzeige, unter Vorlegung der Beweife ihrer Befähigung, mas 
chen, damit wegen Prüfung der Beweife ıc. das Geeignete an— 
geordnet werden kann. Hinfichtlich der Worbereitungs : Lauf: 
bahn und der Prüfung gift zwar dasfelbe, wie bei den Föniglis 
chen Beamten gleicher Kathegorie; die vor der Unterwerfung 
der fürftlichen Beiigungen unter die Württembergifche Staats: 
Hoheit im Juſtiz- und Polizei: Bache bereits angeftelften fürft: 
lichen Diener, werden jedoch auch ohne jene Vorausſetzungen 
zu einer Anftellung gleicher Art im fürftlihen Dienfte für fäs 
hig erfiärt. 

6) Dem Fürften ift ed unbenommen, zu diefer Verhandlung einen 
Bevollmächtigten ald Zeugen abıuordnen. Vollz. Verord. 6. 8. 


7) Wenn der Fürft von der zweiten Juſtanz Peinen Gebranch macht, 
gefchieht die Werpflichtung der fürftlichen Amts: Richter, Amts- 
Gerichts : Aftuaren und Gerichts: Notare durch den vorgefeß- 
ten Kreis: Gerichtöhof. Vollzieh. Verord. 8.4. — Der Eis 
des: Morhalt ift der nämliche, wie bei deu ‚Eöniglichen Beamten 
gleicher Kathegorie, jedoch mit Beifügung der Zufage: auch 
alle diejenigen DWerpflichtungen zu beobachten, welche dem 
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Die Amts-Richter werden durch die Juſtiz-Kanzlei, 
oder in deren Ermangelung von der vorgefegten Fönigli- 
hen Gerichts «Stelle eingemwiefen und verpflichtet. 

Die fürftlichen Gerichts » Behörden leiſten dem Fürften 
den Dienft-Eid; Uns werden fie als Unterthanen und in 
Beziehung auf ihr Dienft-Verhältniß gegen Uns als Staats, 
Dberhaupt verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protokoll ift an Unfer Juſtiz— 
Minifterium einzufenden. 

$. 29. 

Der Fürft kann ohne Unfere Genehmigung den Mit 
gliedern der Suftiz- Kanzlei feinen höheren Titel ald den 
eines Direftord und eines Juſtiz-Raths ertheilen; die Rich: 
ter erfter Sinftanz werden Amts» Richter genannt. 

$.:.:80.9); 

Die fürftlichen Suftiz-Beamten ftehen mit Unſeren 8» 
niglichen., denen fie in Beziehung ihrer Dienft - Befugniffe 


Beamten die, die flaatsrechtlichen Derhäftniffe des fürftlichen 
Haufes Thurn und Taxis feftfesende königliche Deklaration 
vom 8. Auguft 1819 und andere önigliche Gefese und Verord: 
nungen hinfichtlih der Patrimonial: Gerichtsherrn auferlegen 
oder in der Folge auferlegen werden, insbefondere dem Durch: 
lauchtia Hochgebornen Herrn Zürften zc. jederzeit mit geziemen— 
der Ehrerbietung ergeben zu ſeyn. 

8) Zu den 65. 30 und 40, Den fürftlichen Beamten gebührt wes 
nigſtens der Gehalt der jeweiligen geringften Klaffe der Kö: 
niglichen, fie können eben diefelben Amts: Emolumente, Diäten 
und Reife: Entfchädigungs: Gelder und eben diefelbe Penſion 
für fih und ihre Hinterbliebenen wie jene verlangen; wogegen 
der Fürft befugt ift, von ihrem Gehalte den gleichen Penfions: 
Beitrag abzuziehen, welchem alle Staats: Diener nach den ge: 
feglihen Beftimmungen unterworfen find. Auch ift die Größe 
diefer Penflon nur nach derjenigen Zeit zu bemeffen, welche der 
Beamte im Dienfte des Fürften zugebracht hat. Doll. Wer: 
ordnung $. 12. — Das Kanzlei: Koften: Aperfum der fürftti: 
hen Amts: Nichter und Polizei: Beamten wird übrigens in Be: 
rüdjichtigung des geringeren Umfangs der fürftlichen Amts-Be— 
zirfe nur auf 150 fl. feſtgeſetzt. Ebendaſelbſt. 
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gleichgefegt find, in völlig gleichen Dienſt-Verhaͤltniſſen, 
namentlich in Anfehung der Befähigung, der Annahme 
und Entlaffung, der Befoldung und Penfionirung und der 
Diäten. 

Die Prüfung der fürftlichen Suftiz- Beamten gefchieht 
durch die föniglihe Stelle, welcher die Prüfung Unferer 
föniglichen Beamten gleicher Kathegorie obliegt. 

$. 31. 

. Der Fürft hat alle Laften der Gerichtsbarkeit ) zu be 
fireiten, dagegen aber auch alle Zurisdiftiond= Gefälle, den 
beſtehenden Gefegen gemäß, zu beziehen, welche als Aus; 
fluß der fürftlichen Gerichtsbarkeit zu betrachten find. 

Vorbehalten bleiben '%. 

a) dem Fiskus alle diejenige Geldftrafen, Zaren, Spor- 
ten u. f. w., welche als Ausfluß der höheren Staat» 
Gewalt zu betrachten und demnach auch nur von Uns 
feren föniglihen Behörden anzufegen find, z. 3. die 
Strafe wegen der Uebertretung der Steuer: Gefeße ; 

b) den Korporationd- und Gemeinde: Kaffen, alle dens 
felben, nad) den allgemeinen Landes: Gefegen, zuflies 
fenden Strafen, Zaren, Sporteln u. f. w. 


6. 32), 

Die freiwillige Gerichtsbarfeit fteht den fürftlichen Ges 
richts : Stellen nur in foweit zu, als diefelbe von Unferen 
föniglichen Gerichts » Stellen, denen jene gleichgeftellt find, 
ausgeuͤbt wird. | 


9) Dahin gehören alle durch die Errichtung und Merwaltung der 
fürftlichen Umts: Gerichte und Aemter veranlaßten Koften, die 
Einrihtung und Unterhaltung der Amts: Lofale, der Amts: 
Wohnungen und der amtlichen Gefängniffe ıc. $. 14. 

10) Das Nühere ift in der Mollziehungs: Verorduung $. 31 zu er: 
fehen. Königl. Württemb. Reg. Bl. vom 26. September 1823 
Nr. 48. | 

11) Der Fürſt hat den Gerichts: Notar für das Erftemal zu be: 
fegen und im Fall einer vor endlicher Seftftellung der diesfall= 
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$. 33. 

Inſofern der Fürft an einem oder dem andern Orte 
auf die gutsherrliche Gerichtsbarkeit verzichten follte, fo 
werden ihm die durch das Adels - Statut $. 57 eingeräum- 
ten Befugniffe, binfichtlich der Beitreibung ber Tiquiden 
Gefälle zugefichert. 

9.3). 

Die fürftlihen Gerichts- und Forft- Behörden haben 
die Forſt⸗-Gerichtsbarkeit, Forfts und Sagd » Polizeis und 
Forft-Berwaltung, nach Vorfchrift der Föniglichen Gefege 
und Verordnungen mit gleichen Befugniffen, wie Unſere 
Königlichen, und in dem Umfange auszuüben, wie fie dies 
felben zur Zeit ihrer Unterwerfung unter die Staates H0s 
heit rechtmäßig bergebracht hatten, ſowohl in ihren eigens 
thuͤmlichen, als aud in den innerhalb ihrer Befigungen 
liegenden Gemeinde-, Stiftungss und Privat: Waldungen, 
wogegen fie bad zur Ausübung dieſer Gerechtfame erfors 
derliche — auf ihre Koſten zu beſtellen haben. 

$. 35.9), 

Die 66. 5 und 6 Unferes Forft » Organifationd , Edikts 

vom 7. Juni 1818 werden ausdruͤcklich beftätigt, jedoch 


figen Grundfäge eintretenden Erledigung einen Amts-Verweſer 
für den Abgegangenen zu ernennen. Dolly. Verord. $. 23. 

12) Zu diefem und dem folgenden S. — Die fürſtlichen Forft: Ver: 
mwalter find den Böniglichen Ober: Sörftern, die fürftlihen För— 
fter den Föniglichen Förftern, fowohl in Beziehung auf Befähie 
gung und Eutlaßbarkeit, als in Beziehung auf Gehalt, Pens 
ſlons-Anſprüche und amtlichen Wirfungsfreis im Allgemeinen 
gleichgefteltt. Vollz. Verord. $. 46. — Diejenigen für bie. 
Forſt-Wirthſchaft nnd den Sorft: Schub in den eigenthümlichen 
fürftlihen Waldungen angefteltten fürftlihen Forſt-Verwalter 
und Sörfter, welche fehon vor der Unterwerfung unter die Würt: 
tembergifhe Staats: Hoheit im fürftlihen Forſt-Dienſte ange: 
ftellt waren, find auch ohne Prüfung als befähigt zu betrach- 
ten. Boll. Verord. $. 49. 

13) Der Gefanmtbetrag des einzelnen Gehalts und der damit ver⸗ 
bundenen Benutzungen darf für die fürſtlichen Forſt⸗Verwalter 

26 


’ 
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wird Die Berpflichtung Des fürftlichen Forſt⸗Perſonals, 
welche namentlich auf die Landes, Gefege auszudehnen ift, 
durch die fürftlichen Beamten zugegeben. Diefe find jedoch 
gehalten, das BVerpflichtungs » Protofoll an Unferen Forft- 
Rath einzufenden, welches bei dem niedern Schug- und 
Yagd » Perfonal nicht erforderlich ift. 

$. 36. 

Der $. 11 desfelben Edikts tritt an die Stelle des 5. 
52 des Adeld- Statutd und wird damit ausdrüdlich die 
Verbindlichkeit für die fürftlichen Forſt-Bedienten verbun⸗ 
den, linferem Forft-Rath alle geforderte Nachrichten puͤnkt⸗ 
ich zu ertheilen. 

Die Einfendung der bisher vorgefchriebenen Holz» Bes 
richte Tann jedoch unterbleiben '*. 

Snfofern die Unferem Forft-Rathe zuftehende Oberaufs 
fiht eine Lofal-Unterfuchung in den fürftlihen Waldungen 
erfordern follte, kann diefelbe, in deffen Auftrag, nur 
durch einen Föniglichen Ober: Förfter mit Zuziehung der 
fürftlichen Forft » Behörden vorgenommen werden. 

Waldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthuͤm⸗ 
lihen Waldungen fo wenig als andern Staates Angehöris 
gen, ohne befondere Legitimation Unferes föniglichen Forfts 
Rathe, erlaubt. 


und Zörfter nie unter dem Normal-Einkommen geringfter Rlaffe 
ftehen], welches der Fönigliche Sorft: Diener gleicher Kathegorie 
zu genießen hat. Doll. Verord. $. 52. — Die Penflonen, 
welche die erwähnten fürftlichen Diener für fih und ihre Hin 
terhliebenen anſprechen können, ſo wie die Gehalts-Abzüge, 
welche der Fürſt ihnen dagegen zu machen befugt iſt, ſind nach 
obigem Normal: Gehalte zu berechnen. Doll. Verord. $. 53. 

. 14) Die Befreiung von der Einfendung der an die Stelle der Holz⸗ 
Berichte getretenen Tabellen hat auf die in dem fürftlichen Be: 
zirßen gelegenen Gemeinde:, Stiftungs = und Privar: Waldun: 
gen (mir Einfchluß der Ball: Lehen: Waldungen, woher fie im⸗ 
mer zu Lehen rühren) keine Anwendung. 
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F $. 37. | 

Die durch das fürftliche Forſt-Perſonal entdeckten Fres 
vel aller Art werden von den fürftlichen GerichtssBehörden, 
den Gefegen gemäß, beftraft ’*) und die Strafen für den 
Fürften eingezogen, infofern nicht andere Wald» Befiger 
oder Gemeinden nach den Ragerbüchern oder einem andern 
Rechts - Titel Anfpruch auf den Bezug haben. 

$. 38. 

Die fürftlichen Forft: Beamten können feinen höheren 
Amts» Charakter führen, als Unſere Königlihen von ber 
entfprechenden Kathegorie. 


11. Polizei - Verwaltung. 
%. 3% 

Die Munizipals Verwaltung in den fürftlichenj Bes 
figungen muß der: im übrigen Theile des Königreichs völlig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der Oberamts-Bezirke und der Vers 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfag der Trennung ber Polizei von der 
Suftiz » Berwaltung muß auch in den fürftlichen Befiguns 
gen durchgeführt werben. 

— $. 40 '%), 

Unter Beobachtung der vorftehenden Grundfäge wird 
dem Fürften geftattet, zu Ausübung ber niederen Polizei 
an den Orten, wo er die Gerichtsbarkeit auszuüben hat, 
einen Polizeis Beamten zu ernennen, welcher hinſichtlich 


15) Im Intereffe des Forſt-Schutzes wird feſtgeſetzt, daß, wenn 
Pönigliche Borft: Diener gelegentlich einen Forſt- und Jagd: 
Srevel in den fürſtlichen Forſt-Verwaltungs-Begirken entdeden, 
feine Beſtrafung infoferne fie nicht bereits von Seite des bes 
treffenden fürfttihen Forſt -Verwalters ftatt gehabt hat, dem⸗ 
jenigen Böniglihen Borft: Amt, das jenem Pönigfichen orft: 
Diener vorgefest ift, zuftehen. Vollz. Verord. $. 57. 
16) Zu jedem fürftlihen Amte gehören: ein Amtmann, ein Amts: 
Aktuar und ein Amts: Diener, Moll. Verord. $. 32, 
26 ” 
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feiner Dienft » Verhältniffe, namentlich ber Befähigung, 
Befoldung, Annahme und Entlafjung Unferen Dber - Amts 
feuten gleichzufegen ift, unmittelbar unter ber föniglichen 
KreideRegierung fteht, und Amtmann genannt wird. 

Die Prüfung desfelben hinſichtlich der Befähigung fteht 
der Föniglichen Stelle zu, welder die Unſerer Ober - Amts 
leute obliegt. 

Die Verpflichtung wird den fürftlihen Zuftiz- Stellen 
überlaffen,, jedoch ift dabei auch dasjenige zu beobachten, 
was im $. 28 in Beziehung auf das Dienft » Verhältnig 
gegen Uns ald Staats » Oberhaupt vorgefchrieben ift. 

Sn gemifchten Orten fol ed in Anfehung der- Ausüs 
bung der Polizei eben fo gehalten werben, wie dies im $. 
21 rücfichtli der Gerichtsbarkeit feftgefegt worden ift. 

$. 4. 

Die fürftlihen Polizei-Bezirke find nicht auf die Dbers 
Yıntd s Eintheilung befchränft, jedoch darf Fein Ort des Pos 
lizei-Bezirks weiter von dem Wohnfige des Ober Amts 
entfernt ſeyn, als dies bei den Wohnfigen Unferer Obers 
Amtleute der Fall ıft. 

§. 42 '°), 
Der fürftliche Polizei- Beamte hat alle Befugniffe des 
Öniglichen Dber » Amtmannd ben beftehenden Gefegen und 


18) Zu diefem $. und dem $. 48: Hinfichtlich der Aufficht über die 
Verwaltung der Stiftungen, desgleichen in Kirchen: und Schul⸗ 
Angelegenheiten, fo wie in Ehe-Sachen bildet der fürftliche Amt- 
mann mit dem betreffenden Dekan, oder, wo es gefeglich vor= 
geſchrieben ift, mit dem erften Geiftlichen des Amts-Sihes 
das gemeinfchaftlihe Amt innerhalb feines Amts- Bezirks mit 
gleichen Brfugniffen, wie folche den gemeinfchaftlichen Ober: Aem- 
tern eingeräumt find. An ihren Amts-Sitzen bilden die fürftlichen 
Amtmänner mit dem Patholifchen Schul-Inſpektor, in deffen 
Sprengel jene liegen, unter Iuziehung des Orts: Pfarrers, 
des Orts-Vorſtehers und des erften Mitglieds ded Gemeinde: 
Raths die örtliche Fatholifhe Schul: Kommifion. Vollzieh. 
Verord. $. 40, 
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den Anordnungen ber Pöniglichen Kreis » NRegierangen ges 
mäß, infofern fie die niedere Polizei betreffen, auszuüben, 
namentlich die Erhaltung der Gemeinde -Berfaffung, bie 
Wahlen in den Gemeinden, die Aufficht über die Gemein: 
de »Vorfteher und Dfficianten, die Erledigung und resp. 
Borlegung der Srrungen zwifchen den Gemeinde, Räthen 
und Bürger» Ausfchüffen, fo wie der in Abficht auf die 
Erwerbung, den Genuß oder ben Berluft bed Bürgers und 
Beifit » Rechts ſich ergebenden Anftände; 

Die Aufficht über die Verwaltung des Gemeinde-Ber: 
mögend und die Führung der Güter Bücher von Seiten 
der Orts-Vorſteher, die Prüfung und resp. Genehmigung 
der Gemeinde Etat, der Gemeinde» Rechnungen und der 
Befchlüffe des Gemeinde-Raths in den dazu geeigneten 
Fällen; 


Sorge für die Erhaltung berfelben und für die ftiftungs- 
mäßige Verwendung ihrer Einfünfte, die Prüfung und 
Suftiftfation ihrer Rechnungen ; | 

Die Vertheilung und Ausgleichung der Kriegs;keiftuns- 
gen unter den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 

Die Aufficht über die Verwaltung der Orts- Polizei, 
und die Handhabung der Randes:- Polizei, infofern die Ges 
genftände derfelben nicht zur hoben Polizei gehören; ed 
fteht ihm daher insbefondere zu: die Fürforge für die be: 
fiehenden Bildungs >, Erziehungs s und Untereichts-Anftal- 
ten, für Beförderung der Sittlichfeit, des Arbeitsfleißes, 
für Befhäftigung und Ernährung der Armen, Entfernung 
der Bettler und Landftreicher, die Aufenthalts-Beftimmung 
für Heimathlofe, die Sicherheitd -, Gefundheitd>, Gewerbs⸗⸗ 
Feuer» und Straßen s Polizei zc. 

Die Unierfuhung, Beftrafung und resp. Vorlegung 
ber Uebertretungen der Polizeis und Regiminal-Geſetze, 
die Aufficht über die Polizei-Gefängniffe und Gefangenen: 
Transporte, bie polizeilichen Maßregeln zu Verhütung, 
Entdeckung und Beflrafung der Verbrecher. 


mn 


Die Aufficht über die Verwaltung der Stiftungen, bie 
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Die Unterftigung Unferes Ober » Amtmannd bei der 
Ausuͤbung der Hoheitds Rechte in den Patrimonial-DOrten, 
gleihwie auch die Unferer Juſtiz- und Finanz» Beamten, 
Unferer Militärs nnd übrigen Staatd- Behörden in der 


Ausübung ihres Berufs. 
$. 43 


Die in die hohe Polizei und allgemeine Staatd = Ber: 
waltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer königlicher 
Dber » Amtmann ausfchliegend und unmittelbar im ganzen 
Umfange: feines Bezirfd zu beforgen, namentlich: 

a) die Wahrung der Hoheitd- Rechte des Staats, die 
Erhaltung der Landes - Grenze und der mit den Nachs 
bar Staaten beftehbenden Verhaͤltniſſe; 

b) die Erhaltung des Staats » Organismus, infofern der 
Öegenftand den ganzen Ober: Amsbezirf betrifft, nas 
mentlich die Erhaltung der Ober⸗Amts-Verfaſſung, die 
Leitung der Wahl: Gefchäfte, infofern fie den ganzen 
Dber » Amts » Bezirk betreffen; | 

e) alle öffentliche Anftalten, welche dem Ober: Amtes 
Bezirk gemeinfchaftlich find; 

d) die Gegenftände der Feuer - Affefuranz; 

e) die Aufficht über die Umlage der ordentlichen und 
außerordentlichen Steuern und bed Ober » Amts; 
ſchadens, Auffiht und Leitung des Eingangs der 
Steuern, Verhaͤngung von Erefutionen und die Behands 
fung der Steuer : Nachlaß » Gefucdhe; 

f) die Aufficht über die Amts» Körperfchaften und über 
bie Verwaltung ihres Vermögend, den Borjig in der 
Amts» VBerfammlung, die Prüfung und VBorlegung der 
Amts» Korporationg » Etats, die Prüfung und Erledi; 
gung der Amts» Pflege» NRehnungen; 

g) die Bertheilung und Ausgleichung der Kriegs ; Leiftun: 
gen und anderer Öffentlichen Laften, infofern fie den 
ganzen Ober: Amts »Bezirf betreffen, die Leitung der 

Amts⸗-Vergleichung; 
h) die Rekrutirung, Landes-Bewaffnung und die Vor—⸗ 


f 
\ 
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bereitungds Gefchäfte derſelben, das Verfahren gegen 
bie Ungehorfame, die Erledigung und Borlegung der 
Heiraths⸗Geſuche der Mititärpflichtigen; 

i) die Sammlung, Redaktion und Vorlegung ftatiftifcher 
Notizen, Bevölferungs »Liften, Kultur s Tabellen und 
ähnlicher periodifcher Berichte ; | 

k) die Unterfuhung, Beſtrafung und resp. Vorlegung. 
der Uebertretungen ber Finanz » Gefege; | 

1) die Straßen » Polizei, infofern es fi von der Anles 
gung und Erhaltung der Heer, Straßen, Brüden » und 
Fluß» Bauten handelt; | 

ın) Eins und Auswanderung der Unterthanen; 

n) die Sicherheits» und Gefundheits- Polizei, infofern 

ſie fih auf allgemeine Anftalten des Ober - Amtöber 
zirks bezieht. | | 
$. 44. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Gebiets⸗ 
Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find wir 
geneigt, auch die Wünfche des Fürften in Beziehung auf die 
Bildung eigener fürftlichen Ober» Amtsbezirfe und auf die 
Uebertragung der Unferen königlichen Ober» Amtleuten vor, 
zugsweiſe vor den fürftlichen Amtleuten zuftändigen Amtds 
Befugniffe, auf letztere, durch einen aufferordentfichen und 
widerruflichen föniglichen Auftrag, ben — nad), 
Rücdfiht zu nehmen. 

$. 45. 

Der Fürft bat’ die Befugniß, feine Polizei: Behärden 
mit Bericht über die diefen zugewiefenen Gefchäftd » Gegens 
ftände zu vernehmen, und darauf, nah Maßgabe der koͤ— 
niylichen Gefege und Verordnungen, Entſchließungen zu ers 
theilen, bei deren Befolgung die firftlichen Diener für dass 
jenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Eigenfchaft ge: 
fchieht,, perfönlich und den Gefegen gemäß, verantwortlich 
bleiben, woneben auch der Kürft felbit für die Handlungen 
feiner Beamten, afeich dem Fietus mit ſeinem Vermoͤgen 
zu haften hat. 
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$. 46. 
Die Ausübung der dem Fürften überlaffenen Polizei⸗ 
Gewalt darf in feinem Falle den fürftlichen Rentbeamten 


äibertragen werden !°). Mr 


Die Ernennung der Orts-Vorſteher in den fürftlichen 
Befigungen wird dem Fürften infoweit überlaffen, als fie 
nad dem erfien Edifte vom 31. December 1818 $. 11 Uns 
feren föniglichen Kreis» Regierungen beigelegt worden ift. 

IV. Auffiht in Kirchen- und Shul-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$. 48 °°), 

Die Ausübung derfelben wird dem Fürften durch feine 
Dolizeis Beamten, nad Borfchrift der Gefeße, und unter 
der Dber »- Auffiht Unferer Kreis: Regierungen und ber 
geiftlihen Gentrals Behörde auf gleiche Weife, wie Unfern 
koͤniglichen Ober» Amtleuten, überlaffen. 

Die Ausübung eines jeden Episfopal:Nechts * das 
von völlig ausgefchloffen. 

$. 2. 

Dem Fürften werden für feine Perfon und Familie 
die Privat-Trauungen, Zaufen, Konfirmationen ꝛc. in 
feinen Schlöffern im Allgemeinen und ohne ihn an jedes: 
malige Dispenfationd- Einholung zu binden, frei gegeben. 





19) Bei dem geringen Umfange des Amts: Bezirks Oberfelmentin: 
nen wird geftattet, daß die Stelle des dortigen Amtmanns den 
fürftlihen Rentbeamten dafelbft übertragen werde. Mollzieh. 
Verord. $. 33, 

20) Iſt dem Fürften die unmittelbare Auffiht über die Verwaltung 
einer in feinen Befisungen befindlichen milden Stiftung durch 
ausdrückliche DVerordnung der Stifter übertragen, fo bleibt ihm 
nach Maßgabe der Geſetze auch die Ernennung des jeweiligen 
Dermwalters derfelben und die Leitung ihrer Verwaltung mit 
Ausſchluß des örtlichen Stiftungs-Raths und des gemeinfchaft: 
lichen Amts, unter der alleinigen Aufſicht der betreffenden 
Kreis: Regierung unbenommen. Bol. Verord. $. 42. 


— 
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$. 50. 

Das Patronat- Recht wirb dem fürftlichen nike: wo 
und wie es ſolches hergebracht hat, belaſſen. 

V. Eigenthums- und grundherrliche Rechte. 
§. 51. 

Dem fuͤrſtlichen Hauſe werden in Ruͤckſicht ſeiner im 
Koͤnigreiche gelegenen Beſitzungen alle diejenigen Rechte 
und Vorzuͤge zugeſichert, welche aus deſſen Eigenthum und 
deſſen ungeſtoͤrtem Genuß herruͤhren, und nicht zu der 
Staatd-Gewalt und den höheren Regierungs⸗-Rechten gehoͤren. 

Das Zehnt: Recht von NeusBrüchen wird dem Fürften 
in allen ihm zuftehenden Zehnts Bezirken zugeftanden. 

In Anfehung der Ausscheidung der landesherrlichen 
und der fürftlihen Gefälle und Einkünfte behält es fein 
Bewenden bei den bisher deshalb getroffenen Beftimmungen. 

Die durch den $. 65 des Adeld- Statuts zugeficherte 
Entfhädigung für die auf eine rechtsbeftändige Weife zus 
vor befeffenen nugbaren Negalien, welche nicht nad) den 
DOrganifationd s Beftimmungen von den Jahren 1806 — 1807 
dem Souverän gehören, wird, infofern fie noch nicht ge: 
leiſtet ſeyn follte, vorbehalten. 

$. 92. 

Nachdem der Fürft vorgeftellt hat, daß er die durch 
das erfte und zweite Fönigliche Edift vom 18. Nov. 1817 
vorgefchriebene gezwungene Ablösbarke!. der darin benann— 
ten gutsherrlichen. Rechte und Gefälle für unvereinbar mit 
der ihm durch den Art. XIV. der deutfchen Bundes »Afte 
zugeficherten Aufrechthaftung feiner ———————— halte, 
ſo haben Wir beſchloſſen, die Frage: 

„ob der in den genannten Edikten —— Grund⸗ 
„ſatz der gezwungenen Abloͤsbarkeit der betreffenden 
„Rechte und Gefaͤlle, unter Vorbehalt der Beſtimmung 
„der Norm derſelben, durch ein verfaſſungsmaͤßig mit 
„Zuſtimmung der Staͤnde zu erlaſſendes Geſetz mit dem 
„Art. XIV. der deutſchen Bundes: Akte unvereinbar ſey?“ 
der gutaͤchtlichen Beurtheiluug des deutſchen Bundes zu 
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überlaffen und diefe zu veranlaffen. Wir molfen‘ diefelbe 
als verbindlich für Uns zum voraus anerfennen, gleichwie 
auch der Fürft fich derfelben zu unterwerfen hat. 

Wir ertheilen inzwifchen dem Fürften die Zuficherung, 
daß, ehe und bevor die erwähnte autkentifche Erflärung 
des Art. X1V. der deutfhen Bundes» Afte erfolgt feyn 
werde, der durd) das erfte und zweite Edikt vom 18. Nov. 
1817 ausgefprochene Grundfaß der gezwungenen Ablösbars 
feit auf die tem Fürften zuftändigen gutsherrfichen Rechte 
und Gefälle nicht angewendet, in feinem Falle aber, und 
welches auch immer die gutächtliche Auslegung des deut— 
fhen Bundes ſeyn werde, die Normen der Ablöfung ans 
ders, als durch ein verfaffungsmäßig, mit Zuftimmung der 
Stände erlaffenes, Gefeg feftgefegt werden follen; dagegen 
wird die Aufhebung der Leibeigenfchaft und die Verwand— 
fung der ungemeffenen Frohnden in gemeffene ſchon jett, 
jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung des Fürs 
fien wegen der Entfhädigung und anderer Beftimmungen 
näher feftzufegenden Modalitäten, eintreten koͤnnen. 


VI. Befteuerung. 


6. 583. 

Was die Befteuerung anlangt, fo wird dem Fürften 

die Freiheit | 
a) von der Wohnftener, wenn derfelbe auf den ibm im 

Königreiche zuftändigen Gütern fich aufhält; 

b) die von der Beftenerung der ehemals fteuerfrei gewe— 
fenen Sclöffer und der zugehörigen Gebäude, mit 

Ausfchluß der Meiereis Gebäude, fo mie auch die von, 

der Beftenerung der Schloßgärten und Parks, deren 

Grenzen bei der Vollziehung genau beftimmt werden 

ſollen, zugefichert. 

Sm übrigen trägt der Fuͤrſt zu allen verfaffungemäßig 
ausgefchriebenen und erhobenen allgemeinen Landes-Anla— 
gen ohne allen Unterſchied und in Demielben Berhäftniffe 
und nah denfelben Steuer-Grundſaͤtzen bei, welche auf 
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jeden Staats-Angehörigen Anwendung finden, nachdem 
biebei deſſen befondere Verhältniffe erwogen und beruͤck⸗ 


ſichtigt worden ſind. 
54. 


Der Fuͤrſt iſt allen Geſetzen in Betreff der indirekten 
Abgaben unterworfen. Doch wird mit demſelben, wenn er 
im Koͤnigreiche wohnt, wegen einer jährlich zu entrichten— 
den Averſional-Summe fuͤr die freie Einfuhr der zu den 
Oekonomie-Beduͤrfniſſen beſtimmten Guts-Erzeugniſſe aus 
ſeinen Beſitzungen, in einem angrenzenden Staate, welche 
mit denen ihm im Koͤnigreiche zuſtehenden zuſammen ſtoßen, 
eine billige Uebereinkunft getroffen werden. | 

6. 59. 

Der Fürft hat an allem Militär Aufmande, naments 
ih an den mit Geld augzugleichenden Quartiers- und 
Militärs: Vorfpanns » Koften, ohne Ruͤckſicht, ob diefe ein 
Gegenftand einer allgemeinen Landes » oder nur einer Obers 
Amts-Vergleichung find, feinen Antheil zu übernehmen. 

Bei Natural» Mequifitionen bleibt es deſſen Willführ 
- überlaffen, ob er feinen Antheil felbft abliefern, oder an 
Afforden, weldhe von den ln getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

$. 56. j 

Der Fürft hat von feinen ehemals fteuerfrei gewefenen 
Befigungen weder zu den eigentlichen Amts » Körperfchaftgs 
und Gemeinde:Laften, noc zu den Amts» und Kommus 
nal» Schulden einen Beitrag zu leiften. Der Antbeil des— 
felben an den hierunter nicht begriffenen, in Verbindung 
mit den Amts: Körperfchaften zu tragenden Leiftungen fol 
demfelben ſtets befonderd ausgeſchieden und befannt ge- 
macht werden, ohne daß die von den Oberamts-Borftehern 
wegen der Beifchaffung des Antheild der Amts: Eingefeffe- 
nen getroffenen Maßregeln, namentlich durch Anleihen, für 
den Fürften irgend eine Verbindlichkeit haben fönnten. 

$...97. 

Die Berechnung der Steuer Anlage der fürftlichen Bu 
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figungen fol dem Fürften unmittelbar von bem betreffenden 
Föniglichen Ober» Amte zugefertigt werden. 

Die Einzahlung der Steuer gefchieht unmittelbar an 
die Oberamts- Pflege, ohne Dazwifchenfunft der Orts⸗Er⸗ 
beber,, jedoch wird nach Befinden der Umftände eine, die 
Ablieferung der Steuern erleichternde Einrichtung, wo moͤg⸗ 
Lich durch Einzahlung derfelben im Ganzen an irgend eine 
fönigliche Central: Stelle, getroffen werben. 


Vi. Lehens⸗-Verhaͤltniſſe. 
$. 58. 

Die Lehnsherrlichkeit von Kaifer und Reid, fo wie 
von dem anfgehobenen Stiftern oder von fremden Lehns- 
herren ber die im Königreiche gelegenen fürftlichen Bes . 
ſitzungen, ift an die Krone Württemberg übergegangen, und 
der Fürft hat daher in der Eigenfchaft als Unſer Vaſal 
Unfere Lehns » Gefege und Verordnungen zu beobachten. 

$. 59. 

Was die Aftiv- Lehen betrifft, fo werben bDiefelben fer: 
ner dem Fürften belaffen und die Ritter» Dienfte können 
nur für den Souverän verlangt werden. Die übrigen 
Lehnd » Verhältniffe werden nach Maßgabe der Gefege, der 
Lehns Briefe und Lager» Bücher, fo wie des unbeftrittenen, 
einen Rechts-Titel begründenden Herkommens, bei Kräf- 
ten erhalten. ’ | 

VII. Diener-Verhaͤltniß. 
$. 60. 

Yufferdem, was bereitd im Einzelnen binfichtlich der 
fuͤrſtlichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei- und Forft- Ber: 
waltung vorgefommen ift, wird insbefondere fefigefeßt: 

1) Die fürftlihen Diener im Suftiz s und Polizeifache 
fünnen nur Cingeborne oder naturalifirte Ausländer 
ſeyn. 

2) Es wird dem Fuͤrſten nachgelaſſen, ſeinen Dienern 
eine angemeſſene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
dieſelbe zur Genehmigung bei dem betreffenden koͤnigli— 
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chen Minifterium angezeigt und damit das Tragen 
der koͤniglich Württembergifchen Kofarde verbunden 
werden 2). Auch wollen Wir, aus befonderer Rüds 
fiht auf den Fürjten, dem von demfelben vorgelegten 
Wunfche, binfichtli der von Seiner Majeftät dem 
Könige von Bayern, für die fürftlihen Hof-Beamten 
bewilligten Uniform dahin entfprechen, daß es ihnen 
geftattet feyn folle, mit berfelben auch an Unſerem 
Hofe zu erfcheinen. 


1l. Deklaration *) wegen der ſtaatsrechtlichen 

Berbältniffe des Grafen zu Walded und Pyr— 

mont vom 25. Auguft 1819. 
I. Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 

Berbindlichteiten des gräflihen Hauſes. 

sg. Lund 2. 

Diefe zwei 66. find mit den Beftimmungen in der koͤ⸗ 
niiglichen Deklaration wegen der ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe des fürftlihen Haufes Thurn und Zarie übereins 
ftimmend. 

%. 3 

Denfelben wirb ein, ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes 
Kanzlei » Geremoniel ertheilt. In den Ausfertigungen Uns 
ferer koͤniglichen Stellen wird im Konterte benfelben das 
Praͤdikat: „der Hochgeborne Herr Graf“ gegeben werben. 
Sn ihren Schriften, die entweder an Und, an Unferen 
Geheimen Rath oder Unfere Minifterien, oder an die übris 


21) Den fürftlihen Juſtiz- und Polizei: Beamten wirb geftattet, 
die gleiche Uniform wie die Königlichen von eben derfelben Ka= 
thegorie zu tragen, auf den Uniformds Knöpfen ift jedoch das 
fürftlihe Wappen anzubringen. Voll. Verord, 6. 13.— Auch 
den fürftlihen Forſt-Verwaltern und Zörftern wird geftattet, 
die Uniform der Föniglichen Ober: Zörfter und Börfter, jedoch 
mit Knöpfen, zu tragen. 


1) Königlich Mürttembergifches Staats: und Regierungs: Blatt 
vom 6. Sept. 1819 Nr, 57. 
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gen höheren Landes⸗Stellen gerichtet find, muͤſſen fie ſich 
nad) dem bis jeßt beftehenden Kanzlei» Geremoniel richten. 

Wir find geneigt, dem Wunfche des Grafen, ihm das 
Prädikat, „Erlaucht“, zu gewähren, infofern zu entfpres 
chen, als dasfelbe von den übrigen zum deutſchen Bunde 
gehörenden Königlichen Höfen den ehemaligen Reiche » Gras 
fen bewilligt werden follte. 


§. 4 
Sn allen Ortfchaften, welche dem gräflichen Haufe ge- 
bören ıc., wie in ber Deklaration unter 1. 
$. 9 
Hier wird auf die Deflaration unter J. verwieſen. 
$. 6. 

Diefer $. ftimmt ebenfalls mit dem $. 6 der erwähns 
ten Deklaration überein, enthält jedoch noch folgenden Zus 
fat: Die Erledigung ded von dem Grafen von Walded 
für die Befiger von Limpurg- Gaildorf gemachten Antrags 
auf eine eigene Stimme in der Stände » Verfammlung des 
Königreichs wird um fo mehr auf die Verfaffung audges 
ſetzt, als es fich hierbei von der Uebertragung des vorma- 
ligen Reiche » und Kreistages » Stimmredtd auf die gegen: 
wärtigen Verhältniffe der ftändifchen Nepräfentation bes 
Königreichs handelt. 

a 
ftimmt mit dem $. 7 ber Deflaration: unter I. überein. 
F. 8 

Bei dem Abfterben eines Mitglieds der gräflichen Fa⸗ 
milie wird den Erbſchafts-Betheiligten, wenn ſie mit ein— 
ander daruͤber einverſtanden find, die Befugniß zugeftan 
den, die Verlaffenfchafts » Verhandlungen, unter der Leis 
tung des Haupts des Haufes, ohne Beiziehung der obrigs 
feitlichen Stellen vorzunehmen und zu erledigen, wobei jes 
doch vorausgefeßt wird, daß, wenn Minderjährige ſich 
darunter befinden, diefe durch ihre gefegmäßig beftellten 
Vormuͤnder vertreten werden, Können bie Sntereffenten 
fi) nicht vereinigen, fo hat der Pupillens Senat des ein. 
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fdylagenden Kreis-Gerichtshofs das Erforderliche zu bes 
forgen; fo wie, wenn ein wirklicher Nechtsftreit entiteht, 
die Verhandlungen an das Kreis-Gericht zum geeigneten 
rechtlichen Verfahren abgeliefert werden müffen. 
$. 9. 
ift mit diefem $. in der Deklaration unter I. gleich— 


fautend. 
$. 10. 


Die nad den Grundfägen der frübern deutfchen Vers 
faffung noch beftehenden Familien s Verträge des gräflichen 
“ Hanfes bleiben aufrecht erhalten, und hat das Haupt des, 
felben die Befugniß, ber feine Güter und Familien » Ber: 
bäftniffe, jedody ohne Beeinträchtigung der Rechte der Fa— 
milien-Ölieder, verbindliche Verfügungen zu treffen, welche 
dem Souverän vorgelegt werden müffen, worauf fie, foweit 
fie nichts gegen die Verfaffung enthalten, durch die ober; 
ſten Landes» Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nach⸗ 
achtung gebracht werden. 

$$. 11 und 12. 

Dieſe zwei 66. ſtimmen mit den 66. 11 und 12 der 
Deffaration unter I. überein. 

Hiermit ſchließt fich der erfte Abfchnitt von den per, 
fönlihen Vorzuͤgen ꝛc. 

1. Gerichtsbarkeit. 
$. 13. 

Der Graf verzichtet auf die Gerichtsbarfeit erfter und 
zweiter Inſtanz, die buͤrgerliche und peinliche, die willführ- 
liche und ftreitige und auf die Forft,- Gerichtsbarkeit. 

$. 14. 

Dem Grafen wird geftattet, wenn gegen ein in bür 
gerlihen Rechts - Streitigfeiten ergangenes Erfenntniß des 
Dberamts s Gerichts ein Nechtömittel ergriffen worden ift, 
innerhalb der Appellations » Frift unter feinem Vorſitze ein 
aus ſechs Mitgliedern, welche die Partheien vorzuſchlagen 
haben, beſtehendes Vergleichs-Gericht zu halten, welches 
jedoch nur mit Zuſtimmung beider Theile, und zwar uns 
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entgeldlich und öffentlich verhandelt wird, und ohne daß 
dadurch dem Verfahren in der höheren Inftanz vorgegrifs 
fen oder dagfelbe aufgehalten werden Fönnte, 

$. 15. 

Die beiden Gefängniffe, welche in dem Schloſſe zu 
Gaildorf eingerichtet worden find, follen, nachdem der Graf 
den Werth des Schloſſes der Württembergifihen Mitherrs 
fchaft ungefhwächt vergütet hat, an den Grafen zuruͤck— 
fallen, jedoch behält die Krone fi) die Benutzung derfels 
ben fo lange vor, bis die nöthigen neuen Öefängniffe eins 
gerichtet feyn werden, wozu die Einleitung alsbald getrofs 
fen werben foll. 

. 16. | 

Die Domanial- Kanzlei, oder die Rent- und Forfts 
Beamten des Grafen erhalten das Recht, die liquiden Ges 
fälle auf diefelbe Weife, wie Unfere Kameral: Beamten 
in ‚gefeglicher Ordnung und mit Borbehalt des gefeglichen 
Rekurſes, durch Erefution einzuziehen, 

6. 17. 

| Die von dem Grafen angefprochene Entjchädigung 

des Raths Bühler zu Oberrothb wird auf die bevorftehende 
Entfcheidung über die Entfehädigungs » Anfpriüche der Pas 
trimonial- Gerichts » Beamten ausgeſetzt, jedoch zugefichert, 
daß dasjenige, was in diefer Hinfiht allgemein feftgefegt 
werden follte, auch auf den Rath Bühler unverweilt feine 
Anwendung erhalten werde, 

11, Polizei: Berwaltung. 

' $. 18. 

Der Graf hat innerhalb feiner Schlöffer und der in 
dem Umkreis berfelben liegenden Hof» Güter das Recht 
der niederen Polizei mit der Befugniß, Strafen bis auf 
einige kleine Frevel anzufegen, und ben Betrag für ſich 
einzuziehen. Hinfichtlich der Ausuͤbung diefes Nechts ift er 
jedoch Unſerer Kreis: Regierung verantwortlih, und uns 
mittelbar deren Aufficht unterworfen, und dem Geftraften 
ſteht gegen die Straf-Anfäge die Berufung an jene Stelle offen. 
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In Beziehung auf die Feuer » Polizei find feine Woh- 
nungen der Bifitation der Ober: Feuerfchau unterworfen, 
welche ihm über die erfundenen Mängel einen Auszug aus 
dem Bifitationds Protofolle mitzutheilen hat, und ift, wenn 
denfelben nicht in geböriger Zeit abgeholfen wird, ber 
Kreis-Regierung davon die Anzeige zu machen. 

$. 19. 

Die Ernennuug der Orts» Borfteher in den dem Gra; 
fen zuftehenden Ortichaften wird ihm infoweit überlaffen, 
al8 fie nad) dem erften Edifte vom 31. December 1818 
$. 11 Uinferen Kreis s Regierungen beigelegt worden ift. 


IV. Auffiht in Kirhen- und Schul⸗Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 
$. 20. 

Die Ausübung derfelben wird dem Grafen, unter Bor- 
bebalt der in dem dritten Edifte vom 31. December 1818 
den Gemeinden und ihren Vorftehern eingeräumten Rechte 
und der amtlichen Befugniffe des gemeinfchaftlichen Ober: 
Amts, perfönlid in der Art überlaffen, daß derfelbe 

a) die Befugniß hat, den Kirchen- und Schul - Bifitatios 
nen, fo wie der Abnahme der Stiftungs » Rechnungen 
felbft oder durch feine Beamten, jedoch ohne einige 
Koften- Aufrechnung, anzumohnen ; 

b) daß ihm, wenn er im Drt gegenwärtig ift, oder fei- 
nen im Ort anmwohnenden Beamten, von allen auf 
gedachte Gegenftände ſich beziehenden Berfügungen, 
zur rechten Zeit Nachricht ertheilt werden fol, und 

c) daß ihm frei fteht, in Beziehung auf die erwähnten 
Gegenftände felbft oder durch feinen deshalb beauf— 
tragten Beamten Erinnerungen und Anträge Unferen 
Beamten und Gemeinde»Borftehern mitzutheilen, und 
diefelben, wenn fie nicht gehörig berädfichtigt wuͤrden, 
der höheren Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

—_ $. 21. 
Dem Grafen werden für feine. Perfon und Familie 
j 2 
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die Privat» Trauungen, Taufen, Konftrmationen ıc. in 

feinen Schloͤſſern im Allgemeinen und ohne ihn an jedes 

malige Dispenfations » Einholung zu binden, frei gegeben. 
$. 22%. 

Das Patronat-Neht und das der Präfentation ber 
Schullehrer wird dem gräflichen Haufe, wo und wie es 
ſolches hergebracht hat, belaſſen. 

— 

Wir wollen ben graͤflichen Theilhabern an der Graf; 
fchaft Limpurg » Solms» Affenheim, aus befonderer Ruͤck⸗ 
fiht auf die Bereitwilligfeit, mit der fie einer den gegen» 
wärtigen Berhältniffen angemefjenen Feſtſetzung ihres Rechts⸗ 
Zuftandes entgegen gefommen find, dem von ihnen geäufs 
ferten Wunfche gemäß, den koͤniglichen Wiürttembergifchen 
Antheil an dem Patronat- Rechte zu Gaildorf, Eutendorf 
und Münfter, gleihwie auch das volle Patronat-Recht 
zu Vichberg und Oberroth, vorbehaltlich einer gegenfeitigen 
billigen Augfcheidung der damit verbundenen Laften, gnäs 
digft Überlaffen. 

V. Eigenthums- und grundherrlidhe Rechte. 
$S. 24. 

Dem gräflichen Haufe werden in Nücficht feiner im 
Königreiche gelegenen Befigungen alle diejenigen Nechte 
und Vorzüge zugefichert, welche aus deſſen Eigenthume und 
deffen ungeftörtem Genuffe herruͤhren. 

Die frühere vertragsmäßige Ausfcheidung der landes— 
berrlihen und der gräflichen Gefälle und Einkünfte wird 
aufrecht erhalten, jedoch wird den gräflichen Theilhabern 
an der Graffchaft Fimpurg - Solms » Affenheim aus befons 
derer Ruͤckſicht auf die neuerlich zur Sprache gefommenen 
Verhältniffe ein weiteres Entfchädigungs » Kapital von 
4000 fl. bewilligt. 

$. 25. | 

Die Aftivs Lehen, welche der Graf befitt, iſt derfelbe 
bereit, gegen angemeffene Entfchädigung aufzugeben. 

Zur Leitung diefes Allodifikations-Geſchaͤfts und Ders 


! 
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wandlung der ungemefjenen Frohnden in gemeffene, wers 
den Wir auf Verlangen des Grafen, einen von demſelben 
zu erbittenden Kommiffär abordnen. Die Leibeigenfchaftes 
Berhältniffe werden nicht hierunter begriffen, da fie vers 
möge einer bei einer anderen Gelegenheit gegebenen Er» 
Härung des Grafen bereitö freiwillig aufgehoben worden 
find. 
$. 26. 


Dem Grafen wird die Freiheit vom Novals Zehnten 
für die von ihm felbft zur Kultur gebrachten Felder, fo 
lang fie fi in feinem Befige befinden werben, fo wie auch 
der Genuß degfelben an den Orten, wo er Univerfals 
Zehntherr ift, zugeftanden; letzterer jo lange, als diefe 
Abgabe überhaupt beftehen wird. 

$. 27. 

Der Graf genießt in Hinfiht der mit feinen abeligen 
Befigungen verbundenen Gefälle die nämlichen Vorzugs— 
Rechte, wie Unfere Eöniglichen Kameral-Aemter. Auch 
wird ihm auf dem Vermögen feiner Beamten und Bermwals 
ter, wegen aller aus ber Guts «Verwaltung entfpringens 
den Berbindlichfeiten, eben das gefegliche Pfand » Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingertumt. 


$. 28. 

Die gräflichen Forft- Behörden haben die Forft- und 
Sagd» Polizei und Forſt-Verwaltung nah Vorfchrift der 
koͤniglichen Gefege und Verordnungen mit gleichen Befugs 
niffen, wie die Königlichen, und in dem Umfange auszuuͤ⸗ 
ben, wie der Graf diefelben zur Zeit feiner Unterwerfung 
unter die Staats - Hoheit rechtmäßig hergebracht bat, fos 
wohl in feinen eigenthämlichen, als auch in den innerhalb 
feiner Befigungen liegenden Gemeinde», Stiftungss und 
Privat: Waldungen, wogegen er das zur Ausübung diefel 
Gerechtſame erforderliche Perfonal auf feine Koften, vor» 
behäftlich der Beftimmungen bed $. 4 des Forft- Organifa: 
tiond » Ediftes vom 7. Juni 1818 zu beftellen bot, 

27°” 
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$. 2%. 
Die ss. 5 und 6 Unſeres Forft-Organifationd-Ediftes 
vom 7. Suni 1818 werden ausdruͤcklich beftätigt. 

$. 30. 

Der $. 11 desfelben Ediftes tritt an die Stelle des 
$. 52 des Adels-Statuts und wird bamit ausdrüdlich die 
Verbindlichkeit für die gräflichen Forft» Bedienten verbun- 
"den, Unferem Forft-Rathe alle DETOEDEEIEN Nachrichten 
puͤnktlich zu ertheilen. 
| Die Einfendung der bisher vorgefchriebenen Holzbe- 

richte fann jedoch für die Folge unterbleiben. 

Wald »NReutungen find dem Grafen in feinen eigen- 
thuͤmlichen Waldungen fo wenig, als anderen Staats: An- 
gehörigen, ohne befondere Legitimation Unferes Forft-Raths, 
erlaubt. 

Inſofern die Unferem Forft » Rathe. zuftehende Ober: 
Aufficht eine Lofal- Unterfuhung in den gräflihen Wal- 
dungen erfordern follte, kann diefelbe in deſſen Auftrag, 
nur durch einen Eöniglichen Ober-Förfter, mit Zuziehung 
der gräflichen Forfts Behörden, vorgenommen werden. 

3° 

Dem Grafen wird geftattet, feinen Forft » Beamten 
biefelben Zitel zu geben, die von Unferen föniglichen Die- 
nern der entfprechenden Kathegorie geführt werden. 

VI. Befteuerung. 
6. 32. 

Was die Beftenerung anlangt, fo wird dem Grafen 

die Freiheit | 
a) von der Wohnftener, wenn berfelbe auf den ihm im 

Königreiche zuftändigen Gütern ſich aufhält; 

b) die von der Beſteuerung ber ehemals fteuerfrei gemes 
fenen Schlöffer und der zugehörigen Gebäude, mit 
Ausfchluß der Meierei- Gebäude, fo wie auch die von 
ber Beflenerung der Schloß» Gfrten und Parks, deren 
Grenzen bei der Vollziehung genau beflimmt werben 
ſollen, zugefichert. 
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Im übrigen trägt ber Graf zu allen verfaffungsmäßig 
ausgefchriebenen und erhobenen allgemeinen Landes » Anla- 
gen ohne allen Unterfchied und in demſelben Verhaͤltniſſe 
und nad bdenfelben Steuer - Grundfäßen bei, welche auf 
jeden Staats » Angehörigen Anwendung finden. 

$. 33. 

Der Graf ift allen Gefegen, in Betreff der indireften' 
Abgaben unterworfen, doch wird mit bemfelben, wenn er 
im Königreiche wohnt, wegen einer jährlich zu entrichten- 
den Averfional- Summe für die freie Einfuhr der zu den 
Dekonomie » Bebürfniffen beftimmten Guts- Erzeugniffe ass 
feinen Befigungen in einem angrenzenden Staate, welche 
mit denen ihm im Königreiche zuftehenden zufammenftoßen, 
eine billige Uebereinfunft getroffen werben. 

. 34. 

Der Graf hat an allem Militär» Aufwande, nament- 
fih an den, mit Geld auszugleichenden Quartierd- und 
Militärs » Borfpanns » Koften, ohne Rüdficht, ob diefe ein 
Gegenftand einer allgemeinen Landes» oder nur einer Ober⸗ 
Aınts = Vergleichung find, feinen Antheil zu übernehmen. 

Bei Natural: Requifitionen bleibt es deffen Willführ 
überlaffen, ob er feinen Antheil felbft abliefern oder an As 
forden, melde von den Dberamts-Borftehern getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

$. 35. 

Der Graf hat von feinen ehemals ftenerfrei gemefenen 
Befisungen weder zu den eigentlichen Amts» Körperfchafte- 
und Gemeinde-Laften, noch zu den Amts- und Kommur 
nal» Schulden einer Beitrag zu leiften. Der Antheil des⸗ 
felben an den bierunter nicht begriffenen in Verbindung mit 
den von den Amts-Körperfchaften zu tragenden Reiftungen, fol 
demfelben ftet3 befonders außsgefchieden und befannt ge- 
macht werden, ohne daß die von den Oberamts-Vorſtehern 
wegen ber Beifchaffung des Antheils der Amts » Eingefeffe- 
nen getroffenen Maßregeln, namentlih durch Anleihen, 
für den Grafen irgend eine Verbindlichkeit haben koͤnnten. 


422 


$. 36. 

Die Berechnung der Steuer » Anlage ber gräflichen Bes 
figungen fol dem Grafen unmittelbar von dem betreffenden 
föniglichen Ober -Amte zugefertigt werben. 

Die Einzahlung der Steuern gefchieht unmittelbar an 
die Ober» Amtspflege, ohne Dazwifchenkunft der Orts: Ers 
beber, jedoch wird nach Befinden der Umftände eine die Ab; 
Lieferung der Steuern erleichternde Einrichtung, wo mög» 
lich durch Einzahlung derfelben im Ganzen an irgend eine 
fönigliche Gentral » Stelle, getroffen werden. 

$. 37. 

Sn Ruͤckſicht auf Ritter» Güter, weldhe ber Graf.in 
der Folgezeit im Königreiche Württemberg erwerben Fönnte, 
‚treten die Beftimmungen der gegenwärtigen Uebereinfunft 
ein, infofern nicht ihrer Anwendung befondere Privat⸗Ver⸗ 
hältniffe entgegen ftehen. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben fih nun alle to 
niglichen Landes⸗Stellen und Behoͤrden bei Beurtheilung 
der ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des graͤflichen Hauſes Wals 
deck in vorkommenden Faͤllen genau zu achten. 


UI. Deklaration ) wegen ber ſtaatsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe des graͤflichen Hauſes von Iſen— 
burg-Meerholz vom 21. November 1819. 

I. Perfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Verbindlichkeiten des gräflihen Haufes. 
$$. 1 und 2, 
Diefe zwei $$. enhalten die nämlichen Beftimmungen 

wie in der Deklaration unter 1. 2 

$. 3 
Denfelben (den Mitgliedern des gräflichen Haufes) wird 
ein ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes Kanzlei-Geremoniel ers 
theilt. In den Ausfertigungen Unferer königlichen Stellen 
wird im Konterte denfelben das Prädikat: „Hochgeborner 





1) Könige. Württembergifches Staats: und Regierungs : Blatt 
vom 29, November 1819. Nr. 79. 
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Herr Graf’ gegeben werben, In Ihren Schriften, bie 
entweder an Uns, an Unfern Geheimen Rath ober an Uns 
fere Minifterien, oder an die übrigen höheren Landes, 
Stellen gerichtet find, müffen fie ſich nach dem jet beite, 
benden Kanzleis Geremoniel richten. 

$. 4. 

Sn allen Ortfhaften,. welche bem gräflichen Haufe 
gehören, fol das Kirchen-Gebet nach dem Souverän, auch 
für das Haupt des Hauſes und für deſſen Familie vers 
richtet werden. 

Auf gleiche Weife wird binfichtlih der Trauer: Feiers 
Lichfeiten geftattet, daß das Trauer » Geläute für das Haupt 
des Haufes, feine Gemahlin und für feinen nächften Nadıs 
folger dreiWochen, für einen Rachgebornen aber vierzehn Tage 
lang, von dem Leichenbegängniß an, beobachtet werde; daß 
die gräflichen Stellen und Beamten eine Trauer von feche 
Wochen anlegen und bag alle Öffentlichen Luftbarfeiten in 
den gräflichen Befigungen bis nach der Beifegung einge⸗ 
ſtellt werden. 

5 _ 

ift mit dieſem s. in der Deklaration unter 1. gleiche 

lautend. 
$. 6. 

ſtimmt mit dem $. 7 der Deklaration unter I, überein, 

indem der $. 6 diefer Deklaration bier fehlt. 
5 7. 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes der gräflichen Fas 
milie wird den Erbichafts »Betheiligten,, wenn fie mit ein, 
ander darüber einverftanden find, die Befugniß zugeftans 
den, die Berlaffenfchafts > Verhandlungen, unter der Leis 
tung des Hauptes des Haufes, ohne Beiziehung der obrig— 
feitlihen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoch vorausgefekt wird, daß, wenn Minderjährige fich 
darunter befinden, biefe durch ihre gefegmäßig beftellten 
Bormünder vertreten werben. 

Können die Intereffenten ſich nicht vereinigen, fo hat 
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der Pupillens Senat des einfchlagenden Kreis, Gerichte; 
hofes das Erforderliche zu beforgen; fowie, wenn ein 
wirklicher Nechtsftreit entfieht, die Verhandlungen an das 
Kreis» Gericht zum geeigneten rechtlichen Verfahren abge: 
liefert werben müffen. 


[2 


ftimmt mit dem $. 9 der Deklaration unter I. überein. 
. 9%. 

Die nach den Grundfägen der früheren deutfchen Vers 
faffung noch beftehenden Familien » Verträge des gräflichen 
Hauſes bleiben aufrecht erhalten, und hat das Haupt des⸗ 
felben die Befugniß, über feine Güter und Familien - Ber: 
bältniffe, jedoch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Fas 
milien » Glieder, verbindliche Verfügungen zu treffen, welche 
dem Souveraͤn vorgelegt werden müffen, worauf fie, foweit 
fie nichts gegen die Verfaffung enthalten, durch die ober: 
fien Landes» Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nadı- 
achtung gebracht werden. 

$$. 10 und 11. 

Diefe $$. find mit den SS. 11 und 12 der Deklaration 
unter I. gleichlautend, 

Hiermit fehließt diefer erfte Abfchnitt. 

I. Gerichtsbarkeit. 

Das gräfliche Haus verzichtet auf die Gerichtsbarfeit 
erfter und zweiter Snftanz, die bürgerliche und ypeinliche, 
die willführliche und flreitige, und auf die Forft- Gerichts» 
barkeit. 

Die Domanials Kanzlei, oder die Nent- und Forfts 
Beamten des Grafen erhalten das Recht, die liquiden Ges 
fälle auf diefelbe Weife, wie Unfere Kameral» Beamten, 
in gefeglicher Ordnung und mit Vorbehalt des gefeglichen 
Rekurſes, durch Erefution einzuziehen. 

111. Polizei s Verwaltung. 

Diefer Abfchnitt ift wörtlich fo, wie in der die finate- 
rechtlichen Verhältniffe des Grafen zu Walde und Pyrs 
mont betreffenden koͤniglichen Deflaration. 
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IV. Auffiht in Kirdhen- und Schul-Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 

Hier findet dasfelbe wie bei III. ftatt. 

V. Eigentbums s und grundherrlidhe Rechte. 

‚Hier ift der $. 21 Cin der Deklaration wegen des 
Grafen zu Walde der $. 25) folgendermaßen abgefaßt : 

Die Aktiv-Lehen, welche das gräflihe Haus befigt, 
ift dasfelbe bereit gegen angemefjfene Entfchädigung auf: 
zugeben. 

Zu Reitung des Allodififationg » Gefchäfts und Ber: 
wandlung der ungemefjenen Frohnden in gemeffene wer: 
den Wir auf Verlangen des gräflichen Haufes einen von 
demfelben zu erbittenden Kommiffär abordnen. 

Vl. Befteuerung. | 

Diefer Abfchnitt ift wörtlich fo, wie in ber die flaate- 
rechtlihen Verhältniffe des Grafen zu Waldeck und Pyrs 
mont betreffenden Eöniglichen Deflaration. 


IV. Deflaration !) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Verbältniffe des Grafen von Erbah- Bar; 
- tenberg: Roth vom 4. Dec. 1822. 


1. Perfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Verbindlichkeiten des graͤflichen Hauſes Er— 
bach⸗ Wartenberg-Roth. 

656. 1, 2 und 3. 
Diefe SS. beftimmen dasfelbe wie in der Deffaration 
unter 1., nur daß der $.3 hier noch folgenden Zufag hat: 
Wir find geneigt, dem Wunfche des Grafen, ihm dad 

Prädikat: „Erlaucht“ zu gewähren, infofern zu entfpre- 

hen, ald dasfelbe von den übrigen zum deutfchen Bunde 

gehörenden Föniglichen Höfen den ehemaligen Reichd » Gras 


fen bewilligt werden follte. i 
§. 4 
Sn allen dem gräflichen Haufe zuftehenden Drifhafs 


1) Königlihd MWürttembergifches Staats: und — Blatt 
vom 21. Dec.-1822. Nr. 83. | 
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ten foll das Kirchen «Gebet nach dem Souverän auch für 
das Haupt des Haufes und für deffen Familie verrichtet 
werden. Auf gleiche Weile wird rüdfichtlih der Trauers 
Feierlichkeiten geitattet, daß das Trauer» Geldäute für das 
Haupt des Haufes, feine Gemahlin und feinen naͤchſten 
Nachfolger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber viers 
zehn Tage lang von dem Leichenbegängnig an, beobachtet 
werde, daß die gräflichen Stellen und Beamter eine 
Traner von ſechs Wochen anlegen und daß alle äffentlis 
hen Luftbarfeiten in den gräflichen Befigungen bis nach 
Beendigung der Erequien bei fatholifchen, ober des Trauer; 
Gottesdienftes bei proteftantifhen Mitgliedern des gräffis 
chen Hauſes, eingeftellt werden. | 
$. 98. 
ftimmt mit diefem $. in der Deflaration unter I. überein. 
$. 6. 

Menn gleich nad den Grundfägen des Württembers 
sifhen Staats »Nechts das volle Württembergifche Staats» 
Bürgerrecht in der Regel nicht neben dem in einem anderen 
Staate ausgeäbt werden kann, fo fol doch, in Betracht 
befonderer, bei dem gräflihen Haufe eintretender Bers 
haͤltniſſe, demfelben geftattet ſeyn, rücfichtlich der ſtandes— 
berrlihen Befigungen, wodurch dDasfelbe zu Unferem Staate 
und zu andern Staaten des deutfchen Bundes in dem Uns 
terthanen » Verhältniffe fteht, Das Württembergifche Staats— 
Bürgerrecht, neben dem in diefen Bundes -Staaten aus» 
zuüben, infofern leßtere den gleichen Grundfaß gegen das 
Königreih Württemberg. anerkennen, und ſich zu der Auf> 
fiellung einer gemeinfamen Regel in Anfehung derjenigen 
ftaatsbürgerlichen Berpflichtungen, welche ihrer Natur 
nah nur eine einfache Erfüllung zulaffen, vereinigen 
werben. 

. §. 7 

In allen, die Mitglieder des gräflichen Haufes und 
ihre ftandesherrfichen oder adeligen immatrifulirten Güter 
betreffenden Real» und Perfonal» Klagen, haben fie einen 
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privilegirten Gerichtöftand in erfter Inſtanz bei dem eins 
ſchlaͤgigen Kreis- Gerichte, in zweiter und letzter Inſtanz 
bei Unferem Föniglichen Ober -Tribunale. 

Sollten bei dem gräflichen Haufe durch Familien:Ber- 
träge befondere Aufträgal» Gerichte eingeführt feyn, fo 
werden Wir diefelben näher unterfuchen laffen und wegen 
ihrer Betätigung befondere Entfchließung KEwele: 

$. 8 

Bei dem Abfterben eined Mitgliedes ded gräffichen 
Haufes wird den Erbfchafts - Betheiligten die Befugniß zus 
geftanden, die Berlaffenfchafts » Verhandlungen unter der 
Leitung des Haupts des Haufes ohne Beiziehung der obrig— 
feitlichen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoch vorausgefegt wird, daß wenn Minderjährige ſich 
darunter befinden, diefe durch ihre gefeßmäßig beftellten 
Bormiünder vertreten werden. 

Können die Sntereffenten fich nicht vereinigen; fo hat 
der Pupillen» Senat des einfchlagenden Kreis-Gerichtshofß - 
das Erforderliche zu beforgen, fo wie wenn ein wirklicher 
Nechtsftreit entfteht, die Verhandlungen an das Kreis-Ges 
richt zum geeigneten rechtlichen Berfahren abgeliefert wers 
. den müffen. 

In Anfehung der Ehe + Beredungen und anderer Hands 
Iungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die gräflis 
chen Familien⸗Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeftans 
den, infoweit jene Nechts + Gefchäfte nicht durch die befte; 
henden Gefege zu der Kognition einer gerichtlichen Behörde 
im Allgemeinen oder der zuftändigen insbeſondere geeignet ſind. 

$. 9. 

Sn peinlichen Faͤllen, mit Ausnahme der Militärs 
und der in Unſerem Givil- Staats Dienfte begangenen 
Verbrechen, werden Wir dem Haupte des gräflichen Haus 
fes einen, nach dem Vorbilde des $. 8 des koͤniglich Bayeris 
fchen Ediktes, Beil. 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Berfaffungss 
Urkunde ?) und unter Berüdfichtigung des Württembergifchen 

2) Siehe Seite 324 ff. 
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Staats » Organismus, eingerichteted Gericht von Ebenbür- 
tigen oder von Richtern feines Standes bemilligen. Die 
Güter und Einkünfte des Angefchuldigten oder Verurtheil- 
ten dürfen in feinem Falle fonfiscirt werden, fondern es 
kann nur die Sequeftration derfelben auf feine Lebengzeit, 
und zwar zum Vortheile derjenigen, welche der Befiter zu 
ernähren verbunden ift, und zu Tilgung feiner vor Anles 
gung des Sequefterd Fontrahirten Schulden, flatt finden. 
Der Ueberfhuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaß. 
$. 10. 

Die nach den Grundfägen der früheren deutfchen Ver: 
faffung noch beftehenden Familien »Verträge des gräflichen 
Haufes bleiben aufrecht erhalten und alle bisher dagegen 
erlaffenen Verfügungen follen für Fünftige Fälle nicht mei- 
ter anwendbar ſeyn. 

Sn Gemäßheit derfelben fann das Haupt der Familie 
über feine Güter und Familien » Berhältniffe verbindliche 
Verfügungen treffen, welche dem Souveraͤn vorgelegt wer: 
den müffen, worauf fie, fomweit fie nichts gegen die Ver— 
faffung enthalten, durch die oberften Landes - Stellen zur 
allgemeinen Kenntnig und Nachachtung gebracht werben. 

$. 11. 

Die Vormundfehaften der gräflichen Familien » Glieder 
Eönnen von dem Haupte des Haufes beftellt werden. Sit 
dasfelbe dabei betheiligt, und ein VBormund oder Kurator 
von Obrigkeits wegen aufzuftellen, fo gefchieht diefes durch 
das Kreis, Gericht des einfhlägigen Negierungs » Bezirks, 
mit Vorbehalt des Nefurfes an den Pupillen - Senat Un: 
ſeres königlichen Ober - Tribunal. Sn beiden Fällen find 
die legten Willens » Verordnungen bed Vaters, die Famir 
lien» Gefeße und in deren Ermangelung die allgemeine ge: 
feglihen Vorfchriften, mit vorzäglicher Ruͤckſicht auf die 
Ebenbürtigfeit des zu wählenden Bormünderg, zu beobachten. 

Die Auffiht über die gräflichen Bormundfchaften wird 
dem Pupillen- Senat Unferes Eöniglichen Gericht - Hofes 
für den Donau. Kreis vorbehalten, zu welchem Enbe der: 
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felbe jedesmal von der getroffenen Anordnung einer Bor: 
mundfchaft in Kenntniß zu feßen ift. 
$$. 12, 13, 14, 15 und 16. 
Diefe fünf SS. find mit den SS. 12, 13, 15, 16 und 
18 der I. Deklaration übereinftimmend; die SS. 14 und 18 
fehlen in dieſer Deklaration wegen Erbadys Wartenberg 


Roth. 
1. Rechts⸗Pflege. 


$. 17. 

Die Gerihtsbarfeit wird in den gräflich Erbadyifchen 
Gerichts » Bezirken, den Gefegen des Königreiche gemäß, 
und unabhängig von jeder perfönlichen Einmifhung des 
Grafen verwaltet. 

$. 18. 

Dem Grafen fteht Die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf: Rechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung des Gerichts erfter Inſtanz wird feine 
zufammenhängende Befigung erfordert; doch darf fein Ge- 
richtsort weiter von dem Wohnorte des Nichters entfernt 
feyn, als dies bei den Föniglichen Oberamts - Richtern ber 
gewöhnliche Fall ift. | 

Unter eben .diefer Bedingung wird für den Fall, daß 
die im Königreiche belegenen ftandesherrlichen Befigungen 
des gräflichen Haufes fih in der Folgezeit einmal im Be- 
fige mehrerer Mitglieder desfelben befinden follten, dieſen 
geftattet, fich zur Bildung eines gemeinfchaftlicdhen Gerichts 
erfter Inſtanz zu vereinigen, infofern der Befiter des groö- 
Beren Theil des Gerichtd- Bezirks fich verpflichtet, Die 
Berantwortlichfeit für Alles, was ſich auf Die vorſchrifts— 
mäßige Unterhaltung der Gerichts. Stelle bezieht, gegen 
die vorgefegte Fönigliche Stelle allein zu übernehmen. 

$. 19. 

In gemifchten Orten, wo vor dem Jahr 1806 die Ges 
richtöbarfeit in Gemeinfchaft mit anderen ftandesherrlichen 
Häufern ausgeibt worden ift, fol in Ermangelung einer 
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befonderen Ausgleichung, der jedoch ſtets eine Vernehmung 
ber betheiligten Gerichtd- Angehörigen ber die Einwenduns- 
gen, welche fie haben Fönnten, vorhergehen muß, der uns 
ter den Theilhabern an der Gerichtsbarkeit bis zur Auf⸗ 
bebung berfelben ftattgehabte rechtliche Beſitzſtand auch fers 
ner als Norm für die Ausuͤbung der bergebrachten Juris⸗ 
diftiong » Rechte dienen. 

Inſofern die gemeinfchaftliche Gerichtsbarkeit nicht ab» 
getheilt war, fann die Ausuͤbung derfelben nur vorgängig 
einer Bereinbarung unter den Xbeilhabern über die Art 
und Weife der Ausäbung und einer davon Unſerem koͤnig—⸗ 
chen Suftiz-Minifterium zu machenden Anzeige, eintreten. 

$. 20. 

Es iſt De Grafen geftattet, ſaͤmmtliche Beſitzungen, 
auf die fi) Unſere gegenwärtige Deklaration bezieht, zu 
einem Gerichte erfter Snftanz zu vereinigen. 

$. 21. 

Das gräfliche Gericht hat diefelben Amts +» Befugniffe, 
welche die Gefege Unſeren Eöniglichen Gerichten erfter Ins 
ftanz beifegen, oder Fünftig beilegen werden; dasſelbe fteht 
mithin den Königlichen DOberamts » Gerichten gleich, muß 
dagegen aber auch ſtets gleihförmig mit denselben gebil; 
det feyn. 

Seiner Gerichtsbarkeit find allein Unſere im gräflichen 
Gebiete angeftellten königlichen Diener in Anfehung ihrer 
Dienft - Verhältniffe, fo wie die Straf» Verfügungen wegen 
Verlegung der Staats» Hoheitörechte und wegen Uebertres 
tung der ſich darauf beziehenden Berwaltungs » Verorbnuns 
gen entzogen. | 

% 22. 
Das gräflihe Gericht wird benannt: 


„Koͤniglich Württembergifhes graͤflich Erbach— 
„Wartenberg-Rothiſches Amts-Gericht;“ 


der graͤfliche Richter fuͤhrt das Praͤdikat: 
„Amts⸗Richter.“ 
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Diefe gräffiche Juſtiz-Stelle ift Wer Oberauffiht Uns 
feres einfchlägigen Töniglichen Kreis - Gerichtshofes, an 
welhen auch der Appellationszug gebt, unterworfen, 
und hat gegen benfelben die durch Gefeke, oder den Ges 
brauch beftimmten Formen der untergeordneten Stellen zu 
beobachten; fie wird von demfelben in allen Gefchäfte-Bers 
bältniffen auf diefelbe Weife wie Unſere Föniglichen Ges 
richtd » Stellen, denen fie gleichgefegt ift, behandelt. 

$. 24. 

Der Amts» Nichter wird von dem Grafen ohne Beitäs 
tigung ernannt; jedoch hat der vorgeſetzte Fönigliche Kreißs 
Gerichtshof vor der Einweifung und Verpflichtung desſel— 
ben, durch Einficht der gefetlichen Prüfungs - Zeugniffe 
ſich zu verfihern, daß berfelbe die erforderlichen Eigens 
fchaften befige und den Beweis darüber zu den Akten zu 
bringen. 

Die Ernennungen der Amts » Richter find daher, unter 
Beifügung der Beweiſe ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgefegten Föniglichen Gerichts + Hofe vorzulegen. Eben 
dies * von dem Amts-Gerichts-Aktuar. 


$. 25. 

Der gräfliche Amts» Nichter wird von den vorgefeßs 
ten Föniglichen Gerichtd-Stellen eingewiefen und verpflichtet. 

Derfelbe und der Gerichts» Aftuar leiſten dem gräflis 
hen Haufe den Dienft-Eid; Uns werden fie als Unter: 
thanen und in Beziehung auf ihre Dienft- Verhältniffe ges 
gen Uns, als Staats » Oberhaupt, verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protokoll ift an Unfer Ed, 
nigliche3 Juſtiz-Miniſterium einzufenden. 

$. 26. 

Die gräflichen Suftize Beamten fteben mit den Föniglis 
hen, denen fie in Beziehung ihrer Dienft-Befugniffe gleichs 
geſetzt find, in vollig gleichen Dienfts Verhältniffen, nas 
mentlich in Anfehung der Befähigung, der Annahme und 
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Entlaffung, des Gerichts » Standed, der Befoldung und 
Penfionirung und der Diäten. 

Da jedoch der von dem Grafen aus feinen fammtli; 
chen Befigungen zu bildende Gerichts -Bezirf eine Volks— 
menge von 4000 Seelen nicht überfteigt, ;fo wird demfel- 
ben ausnahmsweife geftattet, einen Amts-Nichter mit einer 
Befoldung von 900 fl., theils in Geld, theild in Natura- 
lien, neben der freien Wohnung zu beftellen. 

Die Prüfung der gräflichen Suftiz - Beamten gefchieht 
durch die fönigliche Stelle, welcher die Prüfung Unferer 
Beamten gleicher Kathegorie obliegt. 

% 27. 

Der Graf ‘hat alle Laften der Gerichtsbarkeit zu be> 
ftreiten, dagegen aber auch alle Jurisdiftiong- Gefälle, den 
beitehenden Gefegen gemäß, zu beziehen, welche als Aus: 
fluß der gräflichen Gerichtsbarfeit zu betrachten find. 

Vorbehalten bleiben 

a) dem Fisfus alle diejenige Geldftrafen, Taren, Spor: 
teln 2c., welche als Ausfluß der höheren Staats ; Ge- 
walt zu betrachten und demnach aud nur von den 
föniglichen Behörden anzufegen find, 3. B. die Stra: 
fen wegen der Lebertretung der Steuer-Geſetze; 

b) den Korporations- und Gemeinde: Kaffen alle den 
felben nad den allgemeinen Landes: Gefegen zuflie— 
Benden Strafen, Taren, Sporteln u. f. w. 

$. 28. 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht der gräffichen Ge: 
richts » Stelle nur in foweit zu, als diefelbe von den Für 
niglichen Gerichts.» Stellen, denen jene BIADIENERE iſt, 
ausgeuͤbt wird. 

Was dagegen diejenigen Befugniſſe der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit anlangt, welche bisher nach den Geſetzen von 
den Stadt⸗ und Amtsſchreibern ausgeuͤbt worden find, 
und fuͤr die Folge den Gerichts-Notarien zufallen werden, 
ſo wird dem Grafen, in Betracht des beſchraͤnkten Um— 
fangs ſeiner Beſitzungen, ausnahmsweiſe geſtattet, die 
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Ausübung jener Befugniffe dem Gerichts» Aftuar nad 
Maßgabe der Gefege zu übertragen, welcher dagegen fich 
einer Prüfung in diefer Beziehung gleich den Eöniglichen 
Gerichts » Notarien zu unterwerfen hat. 

Der Graf hat alle Bortheile ber von bem Gerichte- 
Notar ausgeübten freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Ges 
fegen gemäß, zu beziehen, dagegen aber auch alle Laften 
berfelben allein, und ohne Zuziehung der Gemeinden, zu 
tragen; berfelbe hat für die Ausübung der freiwilligen Ge- 
richtsbarfeit und für den aus den Amts - Handlungen der 
damit beauftragten Beamten entfpringenden Schaden zu 
haften, dagegen aber auch das Recht der Aufficht über die 
Verwaltung derfelben, unbefchadet jedoch ber Befugniffe 
der gerichtlichen Stellen. 

11]. Polizei: Bermwaltung. 

Ä $. 29, 

fiimmt mit dem $. 39 der I. Deffaration überein, 
bat aber hier noch folgende Zufäge : Eb bleibt übrigens dem 
Grafen unbenommen, bei einer fünftig etwa eintretenden 
Veränderung der Oberamts - Eintheilung feine Wünfche 
wegen Errichtung einer befonderen, aus den gräflichen Be- 
figungen gebildeten Amts, Körperfchaft vorzubringen. 

Inzwiſchen follen alle diejenigen Amts, Körperfchafts- 
Laften, welche fi) etwa als folche ausweiſen, die den gräf- 
lichen Gemeinden ganz fremd find, ausgeſchieden, und 
jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen 
werden. 

$. 30. 

Diefer $. flimmt mit dem $. 40 ber I. Deklaration 
überein., enthält aber auch noch folgende Beftimmungen : 
Unbefchadet der im $. 29 vorbehaltenen Aufrechthaltung 
ber Eintheilung der Oberamts s» Bezirke unb des Verbands 
der Amts s Körperfchaften, wird dem Grafen nachgelaffen, 
die Polizei» Verwaltung in feinen fämmtlichen — in meh: 
reren Dber - Yemtern gelegenen — Befigungen in der Per; 
fon eines Polizei: Beamten zu vereinigen, jedoch darf kein 

28 ' 
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Ort des Polizei» Bezirks weiter von dem Wohnfite des 
Amtmanns entfernt feyn, ale dies bei den Wohnfigen der 
föniglichen Ober » Amtleute der Fall ift. 

Sn Betraht, daß der von dem Grafen hiernach aus 
feinen fämmtlichen Befisungen zu bildende Polizei» Bezirk 
eine Volksmenge von 4000 Seelen nicht überfteigt, wird 
demfelben ausnahmsmeife geftattet, einen Polizei-Beamten 
mit einer Beſoldung von 900 fl., theils in Geld, theild in 
Raturalien, neben der freien Wohnung, zu beftellen, 

Die Prüfung desfelben hinſichtlich ber Befähigung, 
gleichwie deffen Verpflichtung, fteht der Föniglichen Stelle 
zu, welcher die Prüfung und Verpflichtung ber föniglichen 
Dber » Amtleute obliegt. 
| In gemifchten Orten fol es in Anfehung der Aus; 
bung der Polizei eben fo gehalten werden, wie dies im $. 
19 ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit feftgefeßt worden ift. 

Ebenfs findet der $. 27 Anmwendnnng auf die Laften 
und Gefälle, welche als Folge und Ausflug der gräflichen 
Polizei - Befugniffe zu betrachten find. 

$. 31. 
ift mit dem $. 42 uͤbereinſtimmend. 
$. 32, 

Der gräflihe Amtmann hat die Befugniß, in feiner 
Eigenſchaft als Vorgefegter der die gräflichen Befigungen 
bildenden Gemeinden, den Amts-Berfammlungen berathend 


beizuwohnen. 
| $. 33: 


ift mit dem $. 43 der I. Deflaration übereinftimmenbd. 
$. 34, 

ift von dem $. 45 der J. Deflaratiou nicht verfchieden. 

| $. 35. 

Unter Beobachtung ber in ben vorftehenden SS. über 
die Dienft » Verhältniffe der gräflichen Polizei - Beamten ge 
troffenen Beftimmungen wird dem Grafen geftattet, bie 
ihm zuftehende Polizei + Verwaltung mit feiner guteherrlis 
hen Renten » Verwaltung zu vereinigen. 
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Inſofern der Graf von diefer ihm hiermit nachgelaffe- 
nen Verbindung Gebrauch zu machen beabfichtigt, bleibt 
ed ihm zwar unbenommen, diefelbe fpäter wieder aufzuhe— 
ben, jedoch nie mit der Wirfung, daß daburd in den 
Dienft » Berhältniffen des Polizei Beamten etwas verän: 
dert, namentlich fein Normal: Gehalt vermindert werden 


fönnte. 
$. 36. 


Die Ernennung der Orts -Vorfteher in den gräflichen 
Befigungen wird dem Grafen infomweit überlaffen, als die: 
felbe gefeglich Unferen föniglichen Kreis » Regierungen beis 
gelegt ift, oder fünftig beigelegt werden wird. 

8.37. 

Die Annahme neuer Einwohner jeder Glaubens⸗-Kon— 
feffion,, mithin auch der Suden, in den gräflichen Beſitzun— 
gen, ſteht dem Grafen zu; dieſelbe jeßt jedod die Erwer— 
bung des Staats» Bürgerrechtd voraus und kann nicht ge- 
gen den Willen der betreffenden Gemeinden, wenn binrei- 
chende Gründe des Widerſpruchs vorhanden find, melde 
Unfere vorgefegte Föniglidye Kreis - Regierung zu beurtpeis 
len hat, ſtatt finden. | 

$. 38. 

Die Aufnahme der gräflichen Schlöffer in die Feuers 
Verfiherungs »Anftalt wird auf Berlangen des Grafen, 
von Uns, im verfaffungsmäßigen Wege bewilligt. werben. 

IV. Auffiht in Kirchen- und Schul-Sachen, 
— auch über milde Stiftungen. 
$$. 39, 40 und 41. 

flimmen mit den 66. 48, 49 und 50 der I. Deflaras 
tion überein, auffer. daß hier noch folgende dort fehlende 
Beitimmungen find: die Zwede der Stiftungen follen auf 
- feine Weife verändert werden. | 

Das Kirchen » Gebet für den Kirchen - Patron verbleibt 
in der hergebracdhten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu präfentiren, wird, wo 
es bergebracht ift, von dem Grafen ausgeübt. 

28 * 
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V. Forfts Gerihtsbarfeit und Forſt-Verwaltung. 
Diieſer fünfte Abſchnitt ift in der 1. Deklaration nicht 
enthalten, er folgt deshalb hier ganz. 

5. 2. 

Die gräflichen Behörden haben, nad) Maßgabe ihrer 
Amts »Verhältniffe die Forft » Gerichtsbarkeit, Forft- und 
Sagd » Polizei und Forft- Verwaltung, nad) Borfchrift der 
königlichen Gefete und Verordnungen, mit gleichen Befug- 
niffen, wie Unfere Königlichen und in dem Umfange aus; 
zuuͤben, wie der Graf biefelben zur Zeit feiner Unterwers 
fung unter die Staats-Hoheit rechtmäßig hergebracht hatte, 
fowohl in feinen eigenthämlichen, als auch in den inner: 
halb feiner Befigungen liegenden Gemeinde-, Stiftungs— 
und Privat-Waldungen, wogegen der Graf das zur Ausuͤ— 
bung diefer Geredhtfame erforderliche Perfonal auf feine 
Koften zu beftellen hat, vorbehäftlich jedody der — den Wald» 
Befißern und Gemeinden in dieſer Beziehung gefeglich ob— 
fiegenden Verbindlichkeiten. 

Es ift dem Grafen geftattet, die Forft » Gerichtsbarfeit 
durch die Amts-NRichter, oder die Polizeis Beamten ver; 


walten zu laffen. | 
$. 43. 


Die SS. 5 und 6 des Föniglichen Forſt-Organiſations— 
Edikts vom 7. Suni 1818 werden ausdrüädlicd hierher be- 
zogen, jeboch bleibt die Annahme und Entlaffung derjeni— 
gen gräflichen DOberförfter und Revierförfter, welche nur 
allein für die eigenthümlichen gräflichen Waldungen ange- 
ftellt werden, einzig von den Beſtimmungen des Dienft- 
Kontrafts abhängig. Auch wird in Betracht der, bei 
den in den gräflichen Bezirken liegenden Privat: und Ge— 
meinde- Waldungen eintretenden Verhältniffe, dem Grafen 
ausnahmsmeife die befondere Bewilligung ertheilt, die Auf: 
ficht über die gedachten Waldungen feinen, als Privat: Die; 
ner angeftellten Forft » Beamten, zu übertragen, vorbehält- 
lich jedoch der Unferer vorgefegten Föniglichen Forft s Be- 
börde zuftehenden Prüfung ihrer Tauglichkeit. 
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Die Verpflichtung des gräflichen Forſt⸗Perſonals, 
welche namentlich auf die Landes; Gefete audzudehnen ift, 
wird den gräflichen Beamten zugegeben. Diefe find jedoch 
gehalten, das Berpflichtungs- Protofoll an Unfere höhere 
fompetente Forft- Behörde einzufenden, welches bei dem 
niedern Schuß und Gagd > Perfonal nicht erforderlich ift. 

$. 4. 

Ebenfe findet der $. 11 desſelben Edikts hierher Ans 
wendung und wird damit ausdrüdlich die Verbindfichfeit 
für die gräflichen Forſt-Bedienten verbunden, Unferer hoͤ⸗ 
heren fompetenten Forit-Behörde alle geforderten Nachrichs 
ten pünktlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holz» Bes 
richte kann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 

Snfofern die Unferer höheren Forft:Behörde zuftehende 
Oberaufſicht eine Lokal-Unterſuchung in den gräflichen eiges 
nen Waldungen erfordern follte, kann diefelbe in deren 
Auftrag nur durch den vorgefegten föniglichen Ober-Foͤr⸗ 
fter, oder durch deffen gefeßlichen Stellvertreter, oder durch 
einen von Unferer höheren, für den befonderen Fall kom— 
petenten Forft= Behörde befonders beauftragten Kommiſſaͤr 


vorgenommen werden. 
$. 45. 


Waldreutungen find dem Grafen in feinen eigenthuͤm⸗ 
Iihen Waldungen eben fo wenig, ald anderen Staatd-Ans 
gehörigen, ohne befondere Legitimation Unferer höheren kom⸗ 
petenten Forft- Behörde, erlaubt. 

$. 46. 

Die durch das gräfliche Forft- Perfonal entdeckten Fre- 
vel aller Art werden von ber gräflichen. Amts» oder Ges 
rihtö-Behörde, den Geſetzen gemäß, beftraft und die Stras 
fen für den Grafen eingezogen, infofern nicht andere Wald- 
Befiger oder Gemeinden, nach den Lagerbichern oder einem 
anderen Rechts» Titel Anfpruch auf den Bezug haben. 

$. 47. 
Dem Grafen wird geftattet, feinen Fort» Beamten 
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diefelben Titel zu geben, die von Unferen Eöniglidien Die 

nern des entfprechenden Dienft » Grades geführt werben. 

Allgemeine Beftimmungen binfihtlid der Ausuͤ— 
bung der Gerichtsbarfeit und Polizei: Bers 


waltung. 
$. 48. 


Der Graf ift gehalten, längfteng bis zum 1. Septem; 
ber 1823 bei Uinferen königlichen Minifterien der Suftiz und 
bes Innern eine Erflärung einzugeben, ob und in welcher 
Art er, den gefeglichen Borfchriften gemäß, die Gerichts: 
barkeit, Forft » Gerichtsbarkeit und niedere Polizei, oder 
nur das eine oder Das andere diefer Rechte, unabhängig 
von ben übrigen, auszuuͤben Willens fey. 

Die Unterlaffung obgedachter Erflärung foll einem 
förmlichen Verzicht aleich geachtet werben. 

Sm Falle der Berzihtung auf die Gerichtsbarkeit 
werden dem Grafen folgende Nechte eingeräumt: 

a) die Befugniß, gleich Unferen Eöniglichen Kamerals 
Beamten, die mit feinen Gütern verbundenen liquiden 
Gefälle, den gegenwärtigen oder Fünftigen gefeglichen 
Beſtimmungen gemäß, erefutorifch beizutreiben ; 

b) hat derfelbe die nämlichen Vorzugsrechte, in Hinficht 
diefer Gefälle, wie Unfere föniglihen KRameral-Aem: 
ter, zu genießen, auch wirb ihm 

c) auf dem Vermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Gut - Verwaltung entfpringenden 
Verbindlichfeiten eben das gefetliche Pfand » Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingeräumt. 

Im Fale der Verzichtung auf die Polizei-Vermwals 
tung werden dem Grafen dagegen folgende Rechte zuge— 
fichert: | 
a) innerhalb feiner Schlöffer und der in dem Limfreife 

derfelben liegenden Hof- Güter, bat er das Recht ber 

niederen Polizei, mit der Befugniß, Strafen bis auf 
einen Kleinen Frevel anzufegen und den Betrag für 
ſich einzuzichen. 
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Er ift jedoch binfihtlih der Ausübung diefes Rechts 
Unferer vorgefegten Föniglichen Kreis» Regierung verant- 
wortlich und unmittelbar deren Auffiht unterworfen, auch 
ftehbt dem Geftraften gegen die Straf» Anfäge ıc. die Bes 
rufung an jene Stelle offen. In Beziehung auf die Keuers 
Polizei find feine Wohnungen der Bifitation der Ober, 
Feuerfchau unterworfen, welche ihm über die erfundenen 
Mängel einen Auszug aus dem Rifttationg » Protokoll mit, 
zutheilen, und wenn benfelben nicht in der gehörigen Zeit 
abgeholfen wird, eine Anzeige bei Unſerer vorgefegten koͤ—⸗ 
niglichen Kreis» Regierung zu veranlaffen hat; 

b) hat er die Befugniß, den VogtsNRuggerichten, den 
Kirhen-, Schul» und MebdicinalsPBifitationen, ſowie 
dem Abhören der Gemeindes und Stiftungs:Recdhnuns 
gen felbft, oder durch feinen Beamten, jedoch ohne 
einige Koften Aufrechnung anzumohnen ; 

auch foll ihm von allen auf die gedachten Gegen» 
ftände fich beziehenden ‚Verfügungen, wenn er im Orte 
gegenwärtig ift, oder feinem im Orte anwefenden Bes 
amten, vor der Vollziehung Nachricht ertheilt werden; 

c) fteht ihm die Ernennung der Orts-Vorſteher infoweit 
zu, als hierüber nicht im Allgemeinen eine anderweis 
tige geießliche Beltimmung eintritt und zwar nad) 
Maßgabe der im $. 36 getroffenen Beſtimmung; 

d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgerd oder Beis 
ſitzers foll mit dem Grafen, eder deffen Beamten Rüds 
fpradhe genommen werden. Auch find die Erinneruns 
gen desfelben gehörig zu berüdfichtigen, oder im Ans 
ſtands-Falle Unferer höheren Eöniglichen Behörde zur. 
Entfoheidung vorzulegen. 

Auf gleiche Weile ift Niemand in den Schug auf- 
zunehmen, ohne daß vorher der Graf, oder deffen Bes 
amter um feine Erflärung vernommen wäre. 

VI. Eigenthums- und grundherrliche Redte. 

$. 49, 
Dem gräflichen Haufe werden in Nücficht feiner mit 


440 


ihm unter die königliche Staats-Hoheit bergegangenen Bes 
figungen, auf welche Unfere gegenwärtige Deflaration An: 
wendung findet, alle diejenigen Rechte und Vorzüge zu— 
gefichert, welche aus deren Eigenthum und deffen ungeftör- 
tem Genuffe herrühren, und nicht zu der Gtaatd- Ge- 
walt und den höheren Negierungs-Rechten gehören. 
| Die Ausfcheidung der fandesherrlichen und der grüf- 
Iihen Gefälle und Einfünfte und die damit in Verbin— 
"dung ftehende Abtheilung der Schulden und Diener hat 
durch die deshalb getroffenen Uebereinfünfte ihre völlige 
und bleibende Erledigung erhalten. 
Das Zehnt- Recht von Neu: Brüchen wird dem Grafen 
in allen ihm zuftehenden Zehnt: Bezirken eingeräumt. 
$. 50. 
Diefer $. ſtimmt mit dem $. 52 der J. Deflaration 


überein. 
$. 51 2 


Der Graf kann den Ertrag ſeines im Koͤnigreiche ge— 
legenen Vermoͤgens in Geld ungehindert und ohne Abzug 
ins Ausland beziehen. 

6. 52. 

Der Graf hat das Recht, fuͤr die Verwaltung ſeiner 
Patrimontal⸗Einkuͤnfte ein Kollegium unter dem Namen: 
„Domanial- Kanzlei,‘ anzuordnen und dasſelbe mit ei- 
nem Direktor und ber erforderlichen Anzahl von Raͤthen, 
auch dem nöthigen Unterperfonal zu beſetzen. 

Höhere Titel zu verleihen, ift ihm nicht erlaubt. 

$. 53. 

Diefer F. ftimmt mit dem $. 53 ber I. Deflaration 
überein, bat aber noch folgenden Zufag: Vorlaͤufig ver: 
bleibt e8 jedoch in Hinficht auf die Kataftrirung der gräf: 
lihen Befigungen bei den bisherigen gefeglichen Vorfchrif: 
ten und dem dadurch beftimmten Abzug von resp. '/, bei 
den Lebens» und '/, bei den Allodial- Befigungen, bis bie 
verabfchiedeten neuen Beſteuerungs⸗Normen in Wirkung 
treten. 


—* 
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$$. 54, 55, 56 und 57. 

Diefe $$. ftimmen mit den SS. 54, 55, 56 und 57 ber 
I. Deklaration überein. 

VII. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$. 58. 

Die Lehensherrlichfeit von Kaifer und Reich, fo wie 
von den aufgehobenen Stiftern oder von fremden Lehns— 
herren über die im Königreiche gelegenen gräflichen Be- 
figungen, ift an die Krone Württemberg übergegangen, und 
der Graf hat daher in der Eigenfchaft als Unfer Bafall 
Unfere Leheng » Gefege und Verordnungen zu beobachten. 

Das frühere Herfommen fol jedoch dabei zur Norm 
dienen und gegen bdiefelbe feine weitere Ausdehnung der 
lehenherrlichen Rechte, oder der vafallitifchen Verbindlich— 
feiten ftattfinden koͤnnen. 

$. 59. 
Diefer $. ift mit dem $. 59 der I. Deflaration gleichlautend. 
IX. Diener-Verhaͤltniß. 
$. 60. 

Die zwei erſten Beftimmungen diefes $. ſtimmen mit 1) 
und 2) des $. 60 der I. Deflaration überein. | 

3) Die gräflichen Juſtiz- und Polizei = Beamten haben 
den Rang unmittelbar nach Unferen — Beamten 
gleicher Kathegorie. 

Nach dieſer Unſerer Erklaͤrung abe fih nun alle koͤ⸗ 
niglichen Landes »Stellen und Behörden, in Beziehung auf 
die Beurtheilung der ftaatsrechtlichen Verhältniffe des gräf- 
lichen Haufes Erbady » Wartenberg «Roth, in vorfommen- 
den Fällen genau zu achten. 

V. Deflaration!)wegen der ſtaatsrechtlichen Ver- 
bältniffe des fürftlihen Haufes Hohenlohe, 
Waldenburg-Bartenftein vom 27. Oft. 1823 2). 
I. L Perſoͤnliche Vorzuͤge, allgemeine Rechte und 


1) 9) Konic. Württembergiſches Staats- und Regierungs-Blatt 
vom 24. November 1823. Nr. 61. 

2) Diefe Deklaration ift mit folgendem Eingang verfehen: 
Wir Wilhelm ıc 
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Berbindlidhteiten des fürftlihen Haufes Ho- 
—— Bartenftein. 
9 

Das fuͤrſtliche Haus a : Waldenburg » Bartens 
ftein behält die Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbuns 
denen Begriffe und gehört zum hohen Adel. 

Der Fürft hat, gleich allen Standesherrn, die Huldi— 
gung perfönlich oder durch einen ebenbürtigen Bevollmäd)s 
tigten dahin zu leiſten: 

„daß er dem Könige wegen feiner fämmtlidhen, 
ber föniglihen Souveränität untergebenen, 
Befigungen treu und gehorfam feyn, und al 
les das abwenden und thun werde, wozu der, 
felbe al8 getreuer und gehborfamer Unterthban 
dem Könige und deffen Nachkommen, als feinen 
allergnädigften Souverän, verpflichtet iſt.“ 
F. 2. 
Die Mitglieder des fuͤrſtlichen Hauſes behalten die Ti— 
l, die fie ſeither geführt haben, jedoch mit Weglaſſung 
aller auf ihre vormaligen reichsftändifchen Verhältniffe fich 
beziehenden Beifäße und Würden. Sie benennen fich dem: 
nah von ihren urfprünglihen Stammgütern und Herrs 
ſchaften. 

Der Erſtgeborne, welcher in dem Beſitze derſelben ſich 
befindet, oder jedes in feine Rechte eintretende Famien— 
Glied nennt fih — zur Unterfcheidung von den Nachgebor— 
nen — in Öffentlichen Schriften und Handlungen, die nicht 


Thun und und fügen hiermit zu wiffen, daß, nachdem bei Uns 
der Fürft Karl Auguft-zu Hohentohe: Waldenburg: Bartenftein 
wegen der (in der Beilage I. bezeichneten) in Unferem König: 
reiche gelegenen Beſitzungen, unter Berufung auf den 14, Ar: 
tikel der deutfchen Bundes: Akte, um Feftftellung feiner ſtaats— 
" rechtlichen Verhältniſſe für fih und fein fürſtliches Haus, nad: 
gefucht hat, Wir, nach gepflogenen Verhandlungen mit dem be: 
vollmächtigten Abgeordneten desfelben,, und nach Anhörung Un: 
feres Geheimen Raths, befchloffen haben, und vererdnnen, wie folgt : 
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an ben Souverän oder an bie föniglichen Behörden der 


richtet werben: 
„Fuͤrſt und Herr‘ 


mit dem Präbdifate: „Wir;“ wogegen fi die Nachgebor; 
nen nur des Titels eines Fürften zu bedienen haben. 
6: 3 

Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes 
Kanzlei : Geremoniel ertheilt. 

Sn den Augfertigungen Unferer föniglichen Stellen 
wird im Konterte denfelben das Prädikat: 

„Der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fürft” 
gegeben werden. 

Sn Shren Schriften, die — an Und, an Uns 
fern Geheimen Rath, oder Uinfere Minifterien, oder an die 
übrigen höheren Landes-⸗Stellen gerichtet find,. müffen fie 
ſich nad) dem jeßt beftehenden Kanzlei» Geremoniel richten. 

$. 4. 

Sn allen Städten, Marftflefen und Dörfern, welche 
dem fürftlichen Haufe gehören, fol das Kirchen-Gebet nach 
dem Souverän, auch fir das Haupt des Haufes und für 
deffen Familie verrichtet werden. Auf gleiche Weife wird 
binfichtlich der Trauer» Feierlichfeiten geftattet, daß das 
Trauer» Geläute für das Haupt des Haufes, feine Gemahs 
fin und für feine nächften Nachfolger drei Wochen, für ein 
nachgebornes Mitglied des fürftlichen Haufes aber vierzehn 
Tage lang, von dem Leichenbegängniffe an, beobachtet werde; 
daß die fürftlihen Stellen und Beamten eine Trauer von 
ſechs Wochen anfegen und daß alle öffentlichen Luftbarfei- 
ten in den fürftlihen Befigungen bie nach der 
Erequien eingeftellt werden. 

$. 5. 

Dem Kürften fteht für feine Perſon und für feine Fa— 
milie die unbefchränfte Freiheit zu, in einem jeden zum 
deutfchen Bunde gehörigen, oder mit demfelben im Frie- 
densftande befindlichen Staate feinen Aufenthalt zu wäh: 
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len, und ebenfo in die Dienfie desfelben zu treten, vorbes 
baltlich der im letzteren Falle Und zu machenden Anzeige. 

Diejenigen Mitglieder der fürftlichen Familie, welche 
fich entweder in Unferen Dienften befinden, oder aus Uns 
feren Staats - Kaffen eine Penfion beziehen, haben fich nach 
den deffallfigen Verordnungen zu verhalten. 

$. 6. 

Sn allen, die Mitglieder des fürftlichen Haufes und 
ihre ftandesherrlichen oder adelichen immatrifulirten Güter 
betreffenden Neal» und Perfonal- Klagen haben fie einen 
. privifegirten Gerichtsſtand in erfter Inſtanz bei dem ein: 
fihlägigen Kreis = Gerichte, in zweiter und leßter Inſtanz 
bei Unferm Föniglichen Ober» Tribunale. 

Die bei dem fürftlihen Gefammthaufe Hohenlohe durch 
Familien» Berträge, namentlich die Erb »Einigung von 1511 
eingeführten befonderen Aufträgal- Gerichte werden Wir 
näher unterfuchen laffen, und wegen ihrer Beftätigung bes 
fondere Entſchließung ertheilen. 

%. 7 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes des fürftlichen 
Haufes wird den Erbfchafts- Betheiligten die Befugniß zu> 
geftanden, die Berlaffenfchafts » Verhandlungen unter der 
Leitung des Haupts ded Haufes ohne Beiziehung der obrig- 
feitlichen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoh vorausgefegt wird, daß wenn Minderjährige fich 
darunter befinden, dieſe durch ihre gefegmäßig beftellten 
Bormünder vertreten werden. 

Können die Sntereffenten fich nicht vereinigen; fo hat 
der Pupillen» Senat des einfchlagenden Kreis-Gerichtshofg 
das Erforderliche zu beforgen, fo wie wenn ein wirflicher 
Nechtöftreit entjteht, die Verhandlungen an das Kreis-Ge— 
richt zum geeigneten rechtlichen Verfahren abgeliefert wer— 
den müffen. A 

Sn Anfehung der Ehe» Beredungen und anderer Hand- 
lungen der freiwilligen Gerichtöbarfeit, welche die fürftli- 
hen Familien⸗Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeſtan— 
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den, inſoweit jene Rechts» Gefchäfte nicht durch die befte, 
benden Gefege zu der Kognition einer gerichtlichen Behörde 
im Allgemeinen oder der zuftändigen insbefondere geeignet find. 


. 8 

In peinlichen zälfen, mit Ausnahme der Militär: 
und der in Unferem Civil» Staats» Dienfte begangenen 
Derbrechen, werden Wir dem Haupte bes fürftlichen Haus 
fes ein, nad) dem Vorbilde des $. 8 des Föniglich Bayeri- 
ſchen Ediftes, Beil. 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Verfaſſungs⸗ 
Urkunde ) und unter Berüdfihtigung des Württembergifchen 
Staats - Drganigmugd, eingerichtetes Gericht von Ebenbürs 
tigen oder von Nichtern feines Standes bemilligen. 

Die Güter und Einfünfte des Angefchuldigten oder 
Verurtheilten dürfen in feinem Falle Eonfiscirt werden, fon- 
bern e8 fann nur die Sequeftration derfelben auf feine Le— 
bengzeit, und zwar zum Vortheile derjenigen, welche der 
Befiger zu ernähren verbunden ift, und zu Tilgung feiner 
vor Anlegung des Sequefters fontrahirten Schulden , ftatt 
finden. Der Ueberfchuß Be zu feinem Fünftigen Nachlaffe. 


Die nach den N der früheren deutfchen Ver: 
faffung noch beftehenden Familien » Verträge des fürftlichen 
Hauſes bleiben aufrecht erhalten und alle dagegen bisher 
erlaffenen Berfügungen follen für fünftige Faͤlle nicht wei— 
ter anwendbar feyn. 

In Gemäßheit derfelben Fann das Haupt der Familie 
über feine Güter und Familien » Berhältniffe verbindfiche 
Berfügungen treffen, welche dem Souveraͤn vorgelegt wer— 
den müffen, worauf fie, foweit fie nichts gegen die Ver; 
faffung enthalten, durch die oberfien Landes » Stellen zur 
allgemeinen Kenntniß und — gebracht werden. 


Die Vormundſchaften der fuͤrſtlichen Familien-Glieder 
koͤnnen von dem Haupte des Haufes beftellt werden. 
Sit dasfelbe dabei -betheiligt, und ein Vormund oder 
Kurator von Obrigfeits wegen aufzuftellen, fo gefchieht die- 
3) Eiche Seite 324 ff. 
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fes durch das Kreis » Gericht des einfhlägigen Negierungss 
Bezirks, mit Vorbehalt des Refurfes an den Pupillen » Ses 
nat Unferes föniglichen Ober »Tribunals. j 

In beiden Fällen find die leuten Willend » Verordnun- 
gen des Baters, die Familien: Gefege und in deren Er- 
mangelung die allgemeine gefeglichen Vorfchriften, mit vor- 
züglicher Ruͤckſicht auf die Ebenbürtigfeit des zu mwählen- 
den Bormünders, zu beobachten. 

Die Aufficht über die fürftlichen VBormundfchaften wird 
dem Pupillen » Senate des einfchlägigen Königlichen Kreis— 
Gerihts-Hofes vorbehalten, zu welchem Ende derfelbe je- 
desmal von der getroffenen Anordnung einer Vormund— 
fhaft in Kenntniß zu feßen ift. 

$. 11. 

Der Fürft genießt für ſich und feine Familie die Be; 

freiung von aller Militärpflichtigkeit. 
. 42. 

Die von demfelben bewohnten Schlöffer follen — Notbs 
fälle ausgenommen — von der Einquartierung Unferer Trup: 
pen befreit feyn. 

§. 13. 

Es wird dem Fürften geftattet, eine Ehrenwache aus 
Eingebornen, melde dem Souverän den Huldigungs : Eid 
geleiftet haben, und nicht in den Jahren der Militärpflich- 
tigkeit ftehen, in den Schlöffern feines Wohnfites zu halten. 

$. 14. 

Der Fürft ift berechtigt, von feinen Beamten einen 

Dienft » Eid fich leiften zu laſſen. 
$. . 19. 

Derfelbe ift befugt, jene Angelegenheiten an die Ne: 
gierungen ausmwärtiger Staaten zu bringen, welche er mit 
denfelben rücfichtlich feiner darin befindlichen Befigungen 
und allenfallfigen Lehns- und Dienft » Verhältniffe zu ver: 
bandeln hat, er darf jedoch nicht Agenten mit en 
fhem Charakter abordnen. 
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$. 16. 

Es ift dem Fürjten geftattet, neben dem im ganzen 
Königreiche nach der beftehenden Verordnung zu haltenden 
fönigfichen Staats- und Negierungs » Blatte, auch befons 
dere Wochenblätter für feine Befigungen einzuführen. 

1 Rechts⸗Pflege. 
$. 17. 

Die Geritsbarfeit wird in den fürftlid Hohenlohe— 
Waldenburg » Bartenfteinifchen Gerichts » Bezirken, den Ge; 
fegen des Königreichd gemäß und unabhängig von jeder 
yerfönlihen Einmifchung des Fürften verwaltet. 

| $. 18. 

Dem Fürften fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf: Rechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in . 
erfter Inſtanz zu. 

Deſſen fammtliche Befigungen werden in drei Gerichte» 
Bezirfe eingetheilt, wovon der erfte den Polizei-Amtsbezirk 
Bartenftein, der zweite den Polizei-Amtsbezire Pfedelbach 
und der dritte den PolizeisAmtsbezirf Mainhardt, (wie fie 
in der Beilage 1. gebildet find), umfaßt. 

Inzwifchen wird dem Kürften geftattet, die Amts - Ger 
richte Pfedelbac) und Mainhardt durch einen und denſel— 
ben Suftiz- Beamten verwalten zu laffen. 

Inſofern der Fürft von diefer ihm hiermit nachgelaffe- 
nen Verbindung Gebrauch machen wird, find die Wohn: 
fige der Amts- Richter beziehungsmweife zu Bartenftein und 
zu Pfedefbah. 

$. 19. 

Die vor dem Jahre 1806 in dem Orte Gailsbach, 
Dberamts Weinsberg, und in dem Orte Maibach, Ober: 
Amts Hall, von der Krone und dem fürftlichen Haufe in 
abgetheilter Gemeinschaft ausgeuͤbte Gerichtsbarkeit wird in 
der Art puriftcirt, daß Unfer Eönigliches Ober - Amtsgericht 
Hal in dem Orte Maibach, das fürftliche Amts» Gericht 
Pfedelbach dagegen in dem Orte Gailsbach, die Gerichts» 
barfeit augfchließend zu verwalten bat. | 
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Was diejenigen Cin der Beilage 1. verzeichneten) Drte 
betrifft, in welchen vor dem Sahre 1806 andern Grund— 
Herrfchaften die Gerichtsbarkeit mehr oder minder zuſtand, 
fo werden den leßteren ihre deßfallſigen Gerechtfame vor- 
behalten und diefelben infolange, bis Deshalb eine endliche 
Feftfegung und Ausgleihung erfolgt feyn wird, von ben 
fürftlichen Amts - Gerichten, nur vermöge befonderer Dele- 
gation von Seiten ded Staats, ausgenbt. 

Sn gleicher Weife werden dem fürftlichen Haufe feine 
Gerechtfame in den Drten Heroldehaufen, Gagftadt, We- 
denweiler, VBorbachzimmern, Ebersberg, Hornberg und Huls 
den, in benen ber Fürft einftweilen auf den ihm zugeitan= 
denen Antheil an der Gerichtöbarfeit verzichtet, vorbehal: 
ten und diefe vorläufig von Unferen föniglichen Gerichts: 
Stellen ungetheilt ausgeübt. 

$. 20. 

Die fürftlichen Gerichte haben diefelben Amts » Befug- 
niffe, welche die Gefege Unſeren Föniglichen Gerichten erfter 
Inſtanz beifegen, oder Fünftig beilegen werden; biefelben 
ftehen mithin den Föniglichen DOberamtsd Gerichten gleich, 
müffen dagegen aber auch ſtets gleichfürmig mit benfel- 
ben gebildet feyn. 

Shrer Gerichtsbarkeit find allein Unfere im fürfilichen 
Gebiete angeftellten Föniglichen Diener in Anfehung ihrer 
Dienft » Verhältniffe, fo wie die Straf: Berfügungen wegen 
Verlegung der Staats » Hoheitörechte und wegen Uebertre- 
tung der fich darauf beziehbenden Verwaltungs» Berordnuns 
gen, entzogen. 

§. 21. 

Die fürftlichen Gerichte werden benannt: 
„Königlih Württembergtifches fürftlih Hohen— 
„Lobe » Waldenburg- Bartenfteinifches Amts» 
„Bericht; 

die fürftlichen Nichter führen dag Praͤdikat: 
„Amts Richter. “ 
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5. 22. 

Dieſe fuͤrſtlichen Juſtiz⸗Stellen find. der Ober⸗Aufſicht 
Unſeres einſchlaͤgigen koͤniglichen Kreis⸗Gerichtshofes, an 
welchen auch der Appellationszug geht, und zwar die 
Amts» Gerichte Bartenſtein und Pfedelbach, unbeſchadet 
der im $. 18 nachgelaſſenen Verbindung, dem Gerichtshofe 
für den Sart- Kreis, dad Amts» Gericht Mainhardt dem 
Gerichtöhofe für den Nedar » Kreis unterworfen. Gie has 
ben gegen benfelben die durch Gefege, oder den Gebrauch 
beftimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobach⸗ 
ten; fie werden won bemfelben in allen Gefchäfts-Verhäfts 
niffen auf diefelbe Weife wie Unſere Föniglichen Geichtds 
Stellen, denen fie gleichgefegt find, behandelt. 

$. 23. 

Die Amts-Richter werden von dem Fürften ohne Beftäs 
tigung ernannt; jedoch hat der vorgefegte koͤnigliche Kreis⸗ 
Gerichtshof vor der Einmweifung und Berpflichtung bderfels 
ben, dur Einfiht der gefeglihen Prüfungs» Zeugniffe 
fi) zu verfihern, daß dieſelben bie erforderlichen Eigen 
ſchaften befigen und den Beweis darüber zu den Akten zu 
bringen. | 

Die Ernennungen ber Amts» Richter find daher, unter 
Beifügung der Beweiſe ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgefegten Föniglichen Gerichts «Hofe vorzulegen. Eben 
diejes gilt von dem Amts - Gerichts + Aktuar. 

$. 24. 

Die fürftlihen Amts-Richter werden von den vorgefeß- 
ten königlichen Gerichts⸗Stellen eingewiefen und verpflichtet. 

Diefelben und die Gerichts-Aftuare leiften dem fürftlis 
chen Haufe den Dienft-Eid; Uns werden fie als Unters 
thanen und in Beziehung auf ihre Dienft- Verhältniffe ges 
gen Uns, als Staats » Oberhaupt, verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protokoll ift an Unfer Ei, 
nigliches Zuftizs Minifterium einzufegden. 

I. 8 


Die fürftfichen Suftizs Beamten fteben. mit den Königlis- 
29 
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‚ ben, denen fie in Beziehung ihrer Dienft-Befugniffe gleich: 
gefegt find, in völlig gleichen Dienfts Verhältniffen, nas 
mentlich in Anfehung der Befähigung, der Annahme und 
Entlaffung, der Befoldung und Penfionirung und der 
Diäten. 

Sedoch wird dem Fürften ausnahmsweife geftattet, für 
einen Gerishts-Bezirf, der eine Volksmenge von 4000 See— 
fen nicht überfteigt, einen Amts-Richter mit einer Befoldung 
von 900 fl., theils in Geld, theils in, Naturalien, neben 
der freien Wohnung, anzuftellen. 

Die Prüfung der fürftlichen Juſtiz-Beamten geschieht 
durch die fönigliche Stelle, der die Prüfung Unferer 
Beamten gleicher Kathegorie obliegt. 

—2 

Der Fuͤrſt hat alle Laſten der Gerichtsbarkeit zu be— 
ſtreiten, dagegen aber auch alle Jurisdiktions-Gefaͤlle, den 
beſtehenden Geſetzen gemäß, zu beziehen, welche als Aus— 
fluß der fuͤrſtlichen Gerichtsbarkeit zu betrachten ſind. 

Vorbehalten bleiben 

a) dem Fiskus alle diejenige Geldſtrafen, Taxen, Spors 
ten 2c., welche als Ausfluß der höheren Staats ; Ge: 
walt zu betrachten und demnach auch nur von den 
Esniglichen Behörden anzufegen find, 3. B. die Stra: 
fen wegen ber Uebertretung der Steuer Gefeße; 

b) den Korporations- und Gemeinde: Kaffen alle den- 
felben nach den allgemeinen Landes» Gefegen zuflies 
Benden Strafen, Taxen, Sporteln u. f. w. 

ir 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht den fürftlichen Ge— 
richts : Stellen nur in foweit zu, als diefelbe von den koͤ⸗ 
niglihen Gerichts » Stellen, denen jene gleichgeftellt find, 
ausgeuͤbt wird, 

Was dagegen diejenigen Befugniffe der freiwilligen Ges 
richtöbarfeit anlangt, welche bisher nach den Geſetzen von 
den Stadt» und Amtsfchreibern ausgeuͤbt worden find, 

"und für die Kolge den Gerichts» Notarien zufallen werden, 
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fo wird dem Kürften ausnahmsweiſe geftattet, bie Ausuͤ⸗ 
bung jener Befugniffe dem Gerichtd-Aftuar nad) Maßgabe 
der Gefege zu Übertragen, welcher ſich dagegen einer Pruͤ⸗ 
fung in diefer Beziehung, glei den Föniglichen Gerichts» 
Notarien, zu unterwerfen bat. 

Der Fuͤrſt hat alle Vortheile der von bem Gerichts, 
Notar ausgeuͤbten freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Gefegen 
gemäß, zu beziehen, dagegen aber auch alle Laſten berfel; 
ben allein und ohne Zuziehung der Gemeinde zu tragen; 
derſelbe hat für die Ausubung der freiwilligen Gerichtd- 
barfeit und für den aus den Amtshandlungen der damit 
beauftragten Beamten entfpringenden Schaden zu haften, 
Dagegen aber das Necht der Aufficht über die Verwaltung 
derfelben, unbefchadet jedoch der Befugniffe der gerichtlis 
cheu Stellen. 

$. 28. 

Der Fürft fol in die Ausübung der ihm in ben vors 
ftehenden SS. in Beziehung auf die Gerichtöbarfeit einges 
räumten Rechte eingefeßt werben, fobald er die Erfüllung 
der gefeßlichen Vorbedingungen derfelben nachgewieſen ha⸗ 
ben wird. Inzwiſchen kann die Einfegung in diejenigen 
Befugniffe der freiwilligen Gerichtsbarfeit, die den Ger 
richts-Aktuaren zu übertragen dem Fürften in dem $. 27 
ausnahmsweiſe geftattet ift, erft aledann erfolgen, wenn 
die Uebertragung jener Befugniffe von den Stadt- und 
Amtsfchreibern auf die Gerichts -Notarien allgemein ftatt- 
finden wird, 

111. Polizei: Verwaltung. 
$. 20. 
Die Municipal-Berwaltung in den fürftlichen Bes 


figungen muß der im übrigen Theile des Königreiche völlig 


gleich ſeyn. 
Die Eintheilung der Ober » Amtsbezirfe und der Ber- 
band der Amts + Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 
Der Grundfag der Trennung ber Polizeis und Zuftiz- 
29% 
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Verwaltung muß auch im den fürftlichen Befisungen durch, 
geführt werden. 

Es bleibt uͤbrigens dem Fuͤrſten unbenommen, bei eis 
ner fünftig etwa eintretenden Veränderung der Oberamts⸗ 
Eintheilung feine Wünfche wegen Errichtung einer befons 
deren, aus den fürftlichen Befigungen gebildeten, Amts⸗Koͤr⸗ 
perfchaft vorzubringen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts-Koͤrper⸗ 
fchafts » Laften, welche fich etwa als folche ausweiſen, die 
den fürftlichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieben, 
und jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelafs 


len werden. 
$. 30. 


Es wird dem Fürften geftattet, zur Ausuͤbung ber 
niederen Polizei an den Orten, wo er die Gerichtsbarkeit 
auszuuͤben bat, einen Wolizei- Beamten zu ernennen, wels 
cher binfichtlich feiner Dienft + Berhältniffe, namentlich der 
Befähigung, Befoldung , Annahme und Entlaffung Unfes 
ren Föniglichen Ober » Amtleuten gleich zu ſetzen ift, unmits 
telbar unter der Kreis⸗Regierung fteht, und Amtmanır ges 
nannt wird. 

Ausnahmsweiſe wird dem Fürften nachgelaffen, info- 
fern ein Polizei-Bezirk eine Volksmenge von 4000 Seelen 
nicht überfteigt, für denfelben einen Polizei s Beamten mit 
einer Befoldung von 900 fl., theils in Geld, theils in Nas 
turalien, neben der freien Wohnung, zu beftellen. 

Die Prüfung der fürftlihen Polizei» Beamten, gleich 
wie beren Verpflihtung, ſteht der Eöniglichen Stelle zu, 
welcher die Prüfung und Berpflichtung der Föniglichen 
Ober » Amtleute obliegt. 

In den vor dem Jahre 1806 gemifchten Orten foll es 
in Anfehung der Ausübung der Polizei durchgängig fo ges 
halten werden, wie dieß im $. 19 rüdfichtlich der Gerichts, 
barkeit feftgefegt worden ift. 

Ebenfo findet ber $. 26 Anwendung auf bie Laſten 
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und Gefälle, die als Folge und Ausflug der fürfklichen 
Dolizeis Befugniffe zu betrachten find. 
. 31. 

Die fürftlichen AmtssBezirfe werden nach der (in ber 
Beilage I. enthaltenen) Aemter » Eintheilung gebildet. Dem 
Fuͤrſten wirb geftattet, in Betracht bed geringen Umfangs 
der Amts: Bezirke Pfedelbah und Mainhardt, beide durch 
einen und denfelben Polizei» Beamten verwalten zu laffen, 
der feinen Wohnfig zu Pfedelbach nehmen wird, und in 
der Eigenfchaft ald Beamter des Bezirks Pfedelbach unter 
der Königlichen Regierung bes art» Kreifes, und in ber 
Eigenfhaft ald Beamter des Bezirks Mainhardt unter der 
föniglichen Regierung des Nedar » Kreifes ficht. Der Fürft 
fol in die Ausübung der Polizei-Verwaltung eingefegt 
werben, fobald er die Erfüllung der gefeglichen Vorbedin— 
gungen berfelben nachgewiejen haben wird. 

$. 32. 

Der fürftliche Polizei «Beamte hat alle Befugniffe des 
föniglichen Ober⸗Amtmanns, den beftehenben Gefegen und 
den Anordnungen ber Föniglichen Kreis » Regierungen ges 
mäß, infofern fie die niedere Polizei betreffen, auszuüben, 
namentlih die Erhaltung der Gemeinde -Verfaffung, die 
Wahlen in den Gemeinden, die Aufficht über die Gemein: 
de sBorfteher und DOfficianten, die Erledigung und bezie- 
hungsweife VBorlegung der Irrungen zwifchen den Gemeins 
de» Räthen und Bürger» Ausfhiffen, nah Maßgabe ber 
Berwaltungs » Ebifte vom 11. März 1822 $. 55, fo wie 
der im Abficht auf die Erwerbung, den Genuß oder den 
Verluſt des Bürgers und Beißtz-Rechts ſich ergebenden An— 
ftände; 
| Die Auffiht über die Verwaltung des Gemeinde⸗Ver— 
mögens und die Führung der Güter - Bücher von Seiten 
der Orts» Borfieher, die Prüfung und beziehungsmweife Ge- 
nehmigung der Gemeinde : Etats, der Gemeinde » Rechnuns 
gen und der Befchlüffe des Gemeinde : Rathe in den dazu 
geeigneten Faͤllen; die Aufjicht über die Verwaltung der 
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Stiftungen, die Sorge für die Erhaltung derfelben und 
für die ftiftungsmäßige Verwendung ihrer Einfünfte, Die 
Prüfung und Suftififation ihrer Rechnungen; die Bertheis 
fung und Ausgleichung der Kriegs s Leiftungen unter den 
einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 

Die Auffiht über die Verwaltung ber Orts: Polizei, 
und die Handhabung der Landes: Polizei, infofern die Ges 
genftände bderfelben nicht zur hohen Polizei gehören; eg 
fteht ihm daher insbefondere zu: die Fürforge für die bes 
ftehenden Bildungs », Erziehungs» und Unterrichts-Anftals 
ten, für die Beförderung; der Sittlichfeit, des Arbeitsfleißeg, 
für Befhäftigung und Ernährung der Armen, Entfernung 
der Bettler und Kandftreicher, die Aufenthalts: Beftimmung 
für Heimathlofe, die Sicherheits +, Gefundheitd-, Gewerbs⸗⸗ 
Feuer> und Straßen» Polizei ꝛc. 

Die Unterfuhung, Beftrafung und beziehungsweife 
Vorlegung der Uebertretungen ber Polizeis und Negimis 
nal» Gefege, die Aufficht über Polizei» Gefängniffe und Ges 
fangenen-Trangporte , die polizeilichen Maßregeln zu Vers 
huͤtung, Entdedung und Beftrafung der Verbrecher; | 

Die Unterftügung des Föniglichen Ober-Amts bei der 
Ausübung der Hoheits-Rechte in den Patrimonial-Orten, 
gleichwie auch die der Föniglichen Juſtiz- und Finanz: Bes 
amten, der königlichen Militärs und übrigen Staats: Bes 
hoͤrden in der Ausübung ihres Berufs. 

$. 33. 

Der fürftlihe Amtmann hat die Befugniß, in feiner 
Eigenschaft ald Vorgefegter der die fürftlichen Befigungen 
bildenden Gemeinden, den Amts-Berfammlungen berathend 
beizumohnen. \ 
$. 34. 

Die in die hohe Polizei und allgemeine Staatd Vers 
mwaltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer Föniglicher 
Dber - Amtnann ausfchließend und unmittelbar im ganzen 
Umfange feines Bezirks zu beforgen, namentlich: 

a) die Wahrung der Hoheits-Rechte des Staate, die Er- 
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haltung der Landes» Grenze und der mit den Nach— 
bar » Staaten beftehenden Verhaͤltniſſe; 

b) die Erhaltung ded Staats: Organismus, infofern der 
Gegenftand ben ganzen Ober - Amtsbezirk betrifft, na- 
mentlich die Erhaltung der Oberamts-Verfaſſung, die 
Leitung der Wahl» Gefchäfte, infofern fie den ganzen 
Dberamte » Bezirf betreffen; 

c) alle öffentlichen Anftalten, weldye dem Oberamts⸗Be⸗ 
zirfe gemeinfchaftlich find; 

d) die Gegenftände der Feuer » Affefuranz ; 

e) die Auffiht über die Umlage der ordentlichen und 
aufferordentlichen Steuern und des Dberamts  Scha- 
dens; Aufficht und Leitung des Einzugs der Steuern, 
Verhaͤngung von Erefutionen, und die Behandlung 
der Steuer: Nachlaßgefuche ; 

£) die Aufficht über die Amts» Körperfihaften und über 
die Verwaltung ihres Vermögens, den Vorſitz in der 
Amts -Berfammlung, die Prüfung und Vorlegung der 
Amts» Korporationd- Etats, die Prüfung und Erledi- 
gung der Amtspflege s Rechnungen; 

g) die Vertheilung und Ausgleichung der Kriegs-Leiſtun— 
gen und anderer öffentlichen Laſten, infofern fie den 
ganzen Dberamtss Bezirk betreffen, die Leitung der 
Amts » Bergleichung ; 

h) die Refrutirung, Landes» Bewaffnung und die Bor; 
bereitungs » Gefchäfte derfelben, das Verfahren gegen 
die Ungehorfamen, die Erledigung und Borlegung ber 
Heiraths-Geſuche der Mititärpflichtigen; 

ı) die Sammlinng, Redaktion und VBorlegung ftatiftifcher 
Notizen, Bevölferungs - Liften, Kultur» Tabellen und 
ähnlicher periodifcher Berichte; 

k) die Unterfuhung, Beftrafung und beziehungsweiſe 
Vorlegung der Uebertretung der Finanz» Gefeke; 

1) die Straßen: Polizei, infofern es fih von der Anle— 
gung und Erhaltung der Heerftraßen, Brüden und 
Fluß» Bauten handelt; 
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m) Eins und Auswanderung ber Unterthanen; 

n) die Sicherheits « und Gefundheitd - Polizei, infofern 
fie ſich auf allgemeine Anftalten ded Ober-Amtsbezirks 
bezieht. 

8. 35. 

Der Fuͤrſt hat die Befugniß, feine Polizei-Behoͤrden 
mit Bericht über die diefen zugewiefenen Geſchaͤfts-Gegen⸗ 
ftände zu vernehmen und darauf nah Maßgabe der fd, 
niglihen Gefege und Verordnungen Entſchließungen zu ers 
theilen, bei deren Befolgung die fürftlichen Diener für dass 
jenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Eigenfhaft ges 
fchieht, perfönlich und den Gefegen gemäß, verantwortlic) 
"bleiben, woneben auch der Fürft felbft für die Handlungen 
feiner Beamten, gleich dem Fiskus, mit feinem Vermögen 
zu haften bat. | 
$. 36. 

Unter Beobachtung der in den vorjtehenden $$. über 
die Dienſt-Verhaͤltniſſe der fürftlichen Polizei-Beamten ges 
troffenen: Beftimmungen wird dem Fürften geftattet, bie 
ihm zuftehende Polizei-Berwaltung mit feiner gutöherrlichen 
Kenten » Verwaltung in einer Perfon zu vereinigen. 

Inſofern der Fürft von dieſer ihm hiermit nachgelaſſe— 
nen Verbindung Gebrauch zu machen beabfichtigt, bleibt es 
ihm zwar unbenommen, bdiefelbe fpäter wieder aufzuheben, 
jedoch nie mit der Wirkung, daß dadurd in den Dienfts 
Berhältniffen der Polizei-Beamten etwas verändert, nas 
nientlich ihr Normal: Gehalt vermindert werden könnte, 

$. 37. 

Die Ernennung der Orts-Vorſteher in den fürftlichen 
Befigungen, wird dem Fürften infoweit überlaffen, als 
diefelbe gefeglich Unferen Föniglichen Kreis» Regierungen 
beigelegt ift, oder fünftig beigelegt werden wird. 

6. 38. 

Die Annahme neuer Einwohner jeder Glaubens⸗Kon⸗ 
feffion, mithin auch der Juden, in den fürftlichen Befiguns 
gen, ſteht dem Fuͤrſten zu; dieſelbe fett jedoch Die Erwer⸗ 
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bung des Staats Bürgerredhts voraus und kann nicht ges, 
gen den Willen ber betreffenden Gemeinden, wenn binreis 
chende Gründe bes Widerſpruchs vorhanden find, welche 
Unfere vorgefegte königliche Kreis» Regierung zu beurtheis 


len bat, ftattfinden. 
39, 


Die Aufnahme der fürftlihen Schlöffer in bie Feuers 
Berfiherungs » Anftalt wird auf Verlangen des Fürften von 
Uns im verfaffungsmäßigen Wege bewilligt werden. 

IV. Auffiht in Kirden- und Shul-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$. 40. 

Die Ausübung derfelben wird dem Fürften durch feine 
Polizei» Beamten, nad) VBorfchrift der Gefebe und unter der 
Ober » Aufficht Unferer vorgefegten königlichen Kreis» Regies 
rung und der geiftlichen GentralsBehdrde, auf gleiche Weife, 
wie Unfern königlichen Ober » Amtleuten überlaffen. 

Die Zwede der Stiftungen follen auf feine Weife ver; 
ändert werben. 

Die Ausübung eines jeden Episkopal⸗Rechts ift da⸗ 
von völlig ausgefchloffen. — 


Dem Fuͤrſten werden fuͤr ſeine Perſon und Familie die 
Privat » Trauungen, Taufen, Konfirmationen ꝛc. in feis 
nen Schlöffern im Allgemeinen, und ohne fie an jebes; 
malige Dispenfationg » Einholung zu binden, frei gegeben. 

4 . 


. 42. 

Daß Warn eh dem Fürften, wo und wie 
er folches bergebracht hat, belaffen. 

Dad ‚Kirchengebet für den Kirchen» Patron verbleibt 
in der hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu präs 
fentiren, wird von dem Fürften, wo er es bergebradht hat, 
ausgeübt. 

v. ee a Forft-Berwaltung. 


Die fürftlichen For Bcheden haben nah Maßgabe 
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- ihrer Amts» Verhältniffe die Forft» Gerichtsbarkeit, Forft- 
und Sagd: Polizei und Forft + Verwaltung mit gleicher Bes 
fugniß wie Unfere Königlichen und. in dem Umfange, aus- 
zuuͤben, wie der Fürft diefelbe zur Zeit feinen Unterwerfung 
unter die Staats: Hoheit rechtmäßig hergebracht hatte, fo: 
wohl in feinen eigenthuͤmlichen, ald auch in den innerhalb 
feiner Befigungen liegenden Gemeinde, Stiftungs » und 
Privat -Waldungen, wogegen der Fürft das zur Ausübung 
diefer Gerechtfame erforderliche Perfonale auf feine Koften 
zu beftellen hat, vorbehaltlich jedoch der den Wald-Befigern 
und Gemeinden in diefer Beziehung gefeglich obliegenden 
Berbindlichkeiten. 

Insbeſondere find die fürftlichen Förfter den Königli- 
hen, und der von dem Fürften anzuftellende Forſt-Verwal⸗ 
ter einem Eöniglichen Ober Förfter in Anfehung der Dienfts 
Befugniffe gleichgeftelt. 

(Die fürftlihe Forſt⸗ Begirts » Eintpeilung enthält Die 


Beilage 11.) 
$. 44. 


Sowohl bei Ausübung der vorgedacdhten Gerechtfame, 
als auch in Anfehung der zum Behufe des Wald - Schußes 
zu treffenden Vorkehrungen haben fich die fürftlichen Forft- 
Behörden nach den beftehenden oder fünftig zu ertheilenden 
Gefegen und Verordnungen genau zu achten. 

Die fürftlichen Forft +» Verwalter und Die fürfifichen 
Förfter ftehen mit den föniglichen Forft-Beamten, denen fie 
in Beziehung ihrer Dienft » Befugniffe gleichgefegt find, auch 
in vollig gleichen Dienſt-Verhaͤltniſſen, namentlich in Ans 
fehung der Befähigung, der Annahme und Entlaffung, der 
Befoldung und Penfionirung. 

Dem Fürften ift zwar geftattet, dem Forft-VBermwalter 
auch die gutsherrfiche NentensPVerwaltung zu übertragen, 
inzwifchen fann die Wiederaufhebung diefer Gefchäfte - Ver: 
bindung feine Veränderung in den Dienft - Berhältniffen, des 
Forſt-Verwalters, namentlid in SEORNS des Gehalteg, 
zur Folge haben, 
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Die Verpflichtung des fürfttichen Forft » Perfonalg, 
welche namentlich auf die Landes-Geſetze auszudehnen ift, 
wird den fürftlihen Beamten zugegeben. Diefe find aber 
gehalten, das Berpflichtungs » Protokoll hierüber an Unſere 
zuftändige Kreis» Finanzfammer einzufenden, welches bei 
dem niederen Schuß » und Sagb>Perfonal nicht der Fall ift. 

$g 4. 

Die Ober» Auffiht Unſerer höheren Forft » Behörden 
(des Forſt-Raths und der Kreis » Finanzfammern) erfiredt 
fih auch auf bie fürftlichen Forft « Behörden, welche die Vers 
bindlichkeit haben, jenen alle geforderten Nachrichten pinfts 
lich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holz» Bes 
richte kann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 
Inſofern die Unferen höheren Forſt-Behoͤrden zuftehende 
Ober⸗Aufſicht eine Lofal-Unterfuchung in den fürftlichen eiges 
nen Waldungen erfordern follte, kann diefelbe in deren Auftrag 
nur durch einen Föniglichen Ober» Förfter oder durch deffen 
geſetzlichen Stellvertreter, oder durch einen von Unferen hoͤ⸗ 
beren fir den befonderen Fall zuftändigen Behörden beſon— 
ders beauftragten Kommiffär mit Zugiehung der fürftlichen 
Fort» Behörden, vorgenommen werben. 

$. 46. 

Waldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthlimfi- 
chen Waldungen eben fo wenig ald andern Staats» Angehös 
rigen, ohne befondere Legitimation Unferes Forſt-Raths, 
erlaubt, 

$. 47. 

Die durch das fürftliche Forſt-Perſonal entdecdten Fre: 
vel aller Art werden von der fürftlihen Forſt-Verwaltung, 
innerhalb der Grenze der Strafbefugniß Unferer Forft-Aem- 
ter, den Gefegen gemäß, beftraft und die Strafen für den 
Fürften eingezogen, infofern nicht andere Waldbefiger oder 
Gemeinden nad den Kager » Büchern oder einem andern 
Rechts» Titel auf den Bezug Anſpruch machen. 
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S 48. 

Dem Fürften wird geftattet, feinen Forft » Beamten 
diefelben Titel zu geben, die von Unſeren Eöniglichen Dies 
nern bes entfprechenden Dienſt-Grades geführt werben. 

VI Eigenthums- und grundberrlihe Rechte. 

| $. 4. 

Dem fürftlihen Haufe werden in Nücdficht feiner mit 
ihm unter die fönigliche Staats-Hoheit übergegangenen Bes 
figungen, auf weldye linfere gegenwärtige Deklaration Ans 
wendung findet, alle diejenigen Rechte und Vorzuͤge zuges 
fihert, welche aus deren Eignthume und deffen ungeftörtem 
Genuffe herrübren, und nicht zu der Staats -Cemwalt und 
den höheren Regierungs-Rechten gehören. 

Die Ausfcheidung der Iandesherrlihen und der fürfts 
fihen Gefälle und Einfünfte und die damit in Verbindung 
fiehbende Abtheilung der Schulden und Diener hat durch bie 
beshalb getroffenen Uebereinfünfte ihre völlige und blei- 
bende Erledigung erhalten. 

Das Zehnt- Recht von Neubruͤchen wird dem Fürften 
in allen ihm zuſtehenden Zehrt»Bezirfen eingerdumt. 

$. 90. 
Nachdem der Fürft vorgeftellt hat, daß er die durch 
das erfte und zweite fönigliche Edift vom 18. Nov. 1817 
vorgefchriebene gezwungene Ablösbarfeit der darin benann- 
ten gutsherrlihen Rechte und Gefälle und der Erb> und 
Falls Lehen für unvereinbar mit der ihm durch den Art. 14 
der beutichen Bundes» Afte zugeficherten Aufrechthaltung 
feiner Eigenthums - Rechte halte, fo haben Wir befchloffen, 
bie Frage: 
„ob der in den genannten Ediften ausgeſprochene Grund— 
fas der gezwungenen Ablösbarfeit der betreffenden Rechte 

und Gefälle, gleichwie der Erb» und Fall» Lehen, unter 
Vorbehalt der Beftimmung der Norm berfelben, durch 
ein verfaffungsmäßig, mit Zuftimmung der Stände zu 
erlaffendes Gefeß, mit Art. XIV, der deutfhen Bun» 
des, Akte unvereinbar ſey?“ 
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der gutaͤchtlichen Beurtheilung des deutſchen Bundes zu 
uͤberlaſſen und dieſe zu veranlaſſen. 

Wir wollen dieſelbe als verbindlich fuͤr Uns zum voraus 
anerkennen, gleichwie auch der Fuͤrſt ſich derſelben zu uns 
terwerfen hat. 

Wir ertheilen inzwiſchen dem Fuͤrſten die Zuſicherung, 
daß, ehe und bevor die erwähnte authentiſche Erklaͤrung 
des Art. XIV. der deutfchen Bundes-Afte erfolgt ſeyn werbe, 
der durch das erfte und zweite Ebift vom 18. Nov. 1817 
ausgefprodhene Grundfag der gezwungenen Ablösbarfeit 
auf die dem Fürften zuftändigen gutsherrlichen Rechte und 
Gefälle, Erbs und Fall-Leben, nicht angewendet, in feis 
nem Falle aber, und welches aud immer die gutächtliche 
Auslegung bes deutfchen Bundes ſeyn werde, die Normen 
der Ablöfung anders, ald durch ein verfaffungsmäßig, mit 
Zuftimmung der Stände, erlaffened Geſetz, feitgefegt wer, 
den follen. 

Was die Leibeigenfchaft und die ungemeffenen Dienfte 
betrifft, fo hat es, da in den fürftlichen Befigungen ers 
ftere bereits aufgehoben und Ießtere in gemeffene verwans 
‚delt worden find, hierbei fein Verbleiben. 

$. 51. 

Der Fürft kann den Ertrag feines im Königreiche ges 

legenen Vermögens in Geld ungehindert und ohne Abzug 


ind Ausland beziehen. 
8. 5% 


Der Fürft hat das Recht, für die Verwaltung feiner 
Patrimonials Einkünfte ein Kollegium unter dem Namen: 
„, Domanial- Kanzlei,‘ anzuordnen, und dasfelbe mit ei» 
nem Direktor und ber erforderlichen Anzahl von Räthen, 
auch dem nöthigen Unter» Perfonal zu befegen. 

Höhere Titel zu verleihen ift ihm nicht erlaubt. 

VIL Beftexerung. 
$. 93. 

Was die Beftenerung anlangt, fo wird dem Fürften 

die Freiheit 
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a) von ber Wohnftener, wenn. berfelbe auf den ihm im 

Königreiche zuftändigen Gütern fih aufhält; | 

b) die von der Befteuerung der ehemals fteuerfrei gemes 
fenen Schlöffer und der mit Ausfchluß der Meierei- 

Gebäude, zu denfelben gehörigen Gebäude, auch Schloß» 

Gärten und Parks, deren Grenzen bei der Bollzies 

hung genau beftimmt werben follen, zugefichert. 

Sm Übrigen ift der Fürft in Folge des $. 21 der Ders 
faffungs » Urkunde ?) zu einer gleichen Theilnahme an allen 
verfaffungsmäßig ausgefchriebenen und erhobenen allgemeis 
nen Landes » Anlagen verbunden. 

$. 54. 

Der Fürft ift allen Gefegen in Betreff der indirekten 
Abgaben unterworfen; wenn berfelbe jedoch im Königreiche 
wohnt, und er aus dem Auslande Konfumtibilien für die 
Bedürfniffe feiner Defonomie einführt, fo fol in Anfehung 
der hierfür fchuldigen ZoN Abgaben, eine billige Averfios 
nalsliebereinfunft mit ihm getroffen werden. 

$. 55. 

Der Fürft hat an allem Militär - Aufwande, naments 
lih an den mit Geld auszugleichenden Quartiers- und 
Militär» Transportfoften, ohne Ruͤckſicht, ob diefe ein Ge— 
genftand einer allgemeinen Landes- oder nur einer Ober: 
Amtsvergleichung find, feinen Antheil in Gemäßbeit der 
jeweiligen gefeglichen Beftimmungen, zu übernehmen. 

Bei Natural: Requifitionen bleibt es feiner Willkuͤr 
uͤberlaſſen, ob er ſeinen Antheil ſelbſt abliefern, oder an 
Akkorden, welche von den Ober⸗-Amtsvorſtehern getroffen 
werben, Theil nehmen will. 

$. 56. 

Der Fürft hat von feinen ehemals ftrenerfrei geweſe⸗ 
nen Befigungen, weber zu dem eigentlichen Amts » Körpers 
ſchafts- und Gemeinde sLaften, worunter diejenigen Laften 
der Art verftanden werden, welche den Amtsförperfchafts- 
und Gemeinde » Verband, an dem die Standesherrn feinen 

3) Siehe Seite 167 $. 3. i 
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Antheil nehmen, an ſich betreffen, noch zu den ohne feine 
Theilnahme gemachten Amts s und Kommunen-Schulben eis 
nen Beitrag zu leiften. 

Der Antheil desfelben an den hierunter nicht begriffes 
nen, in Berbindung mit den von den Amts-Körperfchaften zu 
tragenden Leiſtungen, foll ihm ftets befonderg ausgefchieden 
und befannt gemacht werden, ohne daß die von den Ober⸗ 
Amtsvorſtehern wegen der Beiſchaffung des Antheils der 
Amts-Eingeſeſſenen getroffenen Maßregeln, namentlich 
durch Anleihen, fuͤr ihn irgend eine Verbindlichkeit haben 
koͤnnten. 
F 8. 57. 

Die Berechnung der Steuer-Anlagen ber fürftlichen 
Befigungen fol dem Fürften unmittelbar von dem betrefs 
fenden Eöniglichen Ober » Amte zugefertigt werben. 

Die Einzahlung der Steuern gefchieht unmittelbar an 
die Fönigliche Dber » Amtöpflege, ohne Dazwifchenfunft der 
OrtösErheber, jedoch wird nad Befinden der Umftände 
eine die Ablieferung der Stenern erleichternde Einrichtung, 
wo möglich durch Einzahlung derfelben im Ganzen an irs 
gend eine Eönigliche Central» Stelle, getroffen werden. 


VII. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$. 58. 

Die Lebens » Herrlichkeit von Kaifer und Reich, fo wie 
von den aufgehobenen Stiftern, oder von fremden Lebens 
Herren über die im Königreiche gelegenen fürftlichen Be⸗ 
figungen ift an die Krone Württemberg übergegangen und 
ber Fürft hat daher, in der Eigenfhaft als Unfer Vaſall, 
Unſere Lehens-Geſetze und Verordnungen zu beobachten. 

Das fruͤhere Herkommen ſoll jedoch dabei zur Norm 
dienen, und gegen dasſelbe feine weitere Ausdehnung der 
lehenherrlichen Rechte oder der vafalitifchen Berbindlichkei- 


ten ‚flattfinden Finnen. 
F. 59. 


Was die Aktiv⸗Lehen betrifft, ſo werden dieſelben fer- 
ner dem Fuͤrſten belaſſen. 
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Die Mitters Dienfte Fönnen nur für den Souverän 
verlangt werben. 

Die übrigen Lebens + Berhältniffe werden nad) Maß: 
gabe der Gefege, der Lehenbriefe und Lagerbücher, fo wie 
des unbeftrittenen, einen Nechts » Titel begründenden, Her, 
fommens bei Kräften erhalten. 


: IX. Diener » Verhältniffe. 


$. 60. 

Auffer dem, was bereits im Einzelnen, binfichtlich der 
fürftlihen Diener bei der Juſtiz-, Polizei- und Forfivers 
waltung vorgefommen ift, wird insbefondere feftgefet 

1) die fürftfichen Diener im Juſtiz⸗- und Polizei Fache 
fönnen nur Eingeborne oder naturalifirte Ausländer feyn. 

2) E8 wird dem Fürften nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemeffene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
diefelbe zur Genehmigung bei Unferem betreffenden koͤ— 
niglichen Minifterium angezeigt, und damit das Tras 
gen der koͤniglich Wirttembergifchen Kofarbe verbuns 
den werden. 

3) Die fürftfihen Suftize, Polizei» und Forft- Beamten 
haben den Rang unmittelbar nach Unferen eiguices 
Beamten gleicher Kathegorie. 

Nach dieſer Unſerer Erklaͤrung haben ſich nun alle Eds 
niglichen Randesftellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatdrechtlichen Verhältniffe des fürftlis 
hen Haufes Hohenlohe: Waldenb.ırg - Bartenjtein in vors 
fommenden Fällen genau zu achten. 


Vi. Deklaration !) wegen ber flaatsredhtlidhen 
Berbäftniffe des fürftlihen Hauſes Hohen 
Iohbe-Waldenburgs Bartenflein-Gartberg vom 
27. September 1825. 

1. Berfönlihe Borzüge, allgemeine Rechte 


1) Regierungs Blatt für das — Württemberg vom 20. 
Dftober 1825, Nr. 4. 
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und Verbinblidhfeiten des fürftlihen 
Hauſes. 
$$. 1 und 2. 
find mit Diefen zwei 66. in der Deflaration wegen der 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe des fürftlihen Haufes Hohen- 
Iohe » Waldenburg » Bartenftein unter V. hbereinftimmend. 


5: 8, 

Dem Haupte des fürftlichen Haufes fommt das Prä- 
difat „Durchlaucht“ zu.- 

In den Augfertigungen Unferer königlichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fürftlihen Haufes im Konterte 
das Praͤdikat: 

„Der Durchlauchtig Hohgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die näheren Beftimmungen eined der Ebenbürtigfeit 
des fürftlichen Haufes angemeffenen Kanzlei» Geremoniele 
bleiben einer demnaͤchſt erfolgenden befonderen Berorbnung 
vorbehalten. 

$$. 4 und 5. 


find übereinftimmend mit diefen zwei SS. in der Defla- 
ration unter V. | 

$$.6 und 7. 

bilden in der Deklaration unter V. nur einen $., der 
$. 7 ift übrigens fo abgefaßt : 

Die bei dem fürftlichen Gefammthaufe Hohenlohe durch 
Familien » Verträge, namentlich die Erb-Einigungen eins 
geführten befonderen Aufträgal-Gerichte werden Wir näher 
unterfuchen laſſen und wegen ihrer Beftätigung befondere 
Entfchließung ertheilen. 

I. 8 

Der Schluß diefes $. Cin der Deffaration unter V. 6. 
7) iſt bier fo: In Anfehung der Eheberedungen und ande: 
rer Handlungen der freimilligen Gerichtsbarkeit, welche die 
fürftlihen Familien » Glieder betreffen, wird ein Gleiches 
zugeftanden. 
30 
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$$. 9, 10 — 15. 

find mit den 66. 8, 9 — 14 der Deklaration unter V. 
gleichlautend; nur daß im $. 12 bemerkt wird, die von 
dem Fürften bewohnten Schlöffer follten auch — Nothfälle 
ausgenommen — von ber Einquartierung fremder Truppen 
befreit ſeyn. 

$. 16. 

Die fürftlihen Grundholden fönnen bei Bollziehung 
diefer Unferer Erflärung mittelft eines angemeffenen, Un 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmi- 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Obliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfchaft haben. Ein Gleiches fann bei jeder Fünf: 
tig eintretenden Veränderung ftattfinden und gefchieht durch 
die fürftlihen Polizei: Beamten und im Falle foldhe nicht 
angeftellt wären, durch die königlichen Ober » Amtmänner. 

$$. 17 und 18. 

Uebereinftimmend mit den SS. 15 und 16 der Defla- 
ration unter V. 

11. Rechts-⸗Pflege. 
$. 19. 

Die Gerichtsbarkeit wird in den fürftlih Hohenlohe: 
Sartbergifchen Gerichts » Bezirken, den Geſetzen des Kö- 
nigreich8 gemäß, und unabhängig von jeder perfönlichen 
Einmifchung des Fürften verwaltet. 

$. 20. 

Dem Fürften fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf: Rechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung der Gerichtö-Bezirfe, welche nicht an 
die Oberamts -Eintheilung gebunden ift, wird Feine zufam- 
menhängende Befigung erfordert; doch darf fein. Gerichte, 
Ort weiter als vier Stunden von dem Wohnorte des Ric) 
ters entfernt feyn. 

Auch wird unter gleicher Vorausfegung dem Fürften 
geftattet, ſich mit den uͤbrigen fürftlich Hobenfohifchen Haus 
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fern zu Bildung gemeinfchaftlicher Gerichts » Bezirke zu ver- 
einigen. 

Sin letzterem Falle haben übrigens die zu einem Juris⸗ 
diftionds» Bezirfe fich vereinigenden fürftlihen Häufer nicht 
nur eine:beftimmte, Unſerem Zuftiz - Minifterium zur Ges 
nehmigung vorzulegende Regel unter fich feitzufegen, nach 
welcher die Befeßung der Stellen im Erledigungsfalle ftatt 
finden fol, ſondern ſich and) weiter darüber zu vereinigen, 
daß einer der Theilhaber die Berantwortlichkeit für die vor- 
fchriftmäßige Einrihtung und Unterhaltung der Gerichts: 
ftellen , fo wie für die Beauffichtigung des Gerichts Notare 
und die Haftung für deffen Handlungen ($. 2) in der Art 
übernehme, daß die oberauffehende Fönigliche Stelle ſich in al: 
len Fällen an ihn, vorbehältlicy des Negreffes an die Mit- 
theilhaber, zu halten befugt ift. 

Die Einfegung in die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
kann, im Falle einer folchen Bereinigung, nicht früher er- 
folgen, al8 bis alle diejenigen Beftimmungen, welche auf 
der Verabredung ber Theilbaber beruhen, vollitändig getrof- 
fen und von der vorgefegten königlichen Stelle ald genügend 
anerfannt worden find. 

Die einmal gefchehene Vereinigung zu einem folchen ge: 
meinfchaftlichen Jurisdiktions-Bezirk kann ohne Genehmi- 
gung der oberauffehenden Suftizftelle nicht mehr abgeändert 


werden. 
$. 21. 


In gemischten Gemeinde» Bezirfen und Orten, wo vor 
dem Sabre 1806 die Gerichtöbarfeit in Gemeinfchaft mit 
der Krone, mit andern ftandesherrlihen Häufern oder mit 
KRittergutsd » Befigern ausgeuͤbt worden ift, beftimmt fich die 
Ausuͤbung ſowohl der Gerichtsbarkeit als der Polizei- Ge: 
walt oder ihrer Surrogate, nach der (unter Rr. Il. beilies 
genden) Bezeichnung einer wegen der fürftlichen Befißungen, 
vorbehältlich der Rechte Dritter, getroffenen Puriftfation 
nach Gemeinde » Bezirken. 

30° 
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5 > 

Die fürftlichen Gerichte haben diefelben Amts +» Befug- 
niffe, welche die Geſetze Unferen Eöniglichen Gerichten erfter 
Snftanz beilegen, oder Fünftig beilegen werden; biefelben 
ftehen mithin den Föniglichen Oberamts » Gerichten gleich, 
müffen dagegen aber auch ſtets gleichförmig mit. denfel- 
ben gebildet feyn. 

Shrer Gerichtsbarfeit find allein Unfere im fuͤrſtlichen 
Gebiete angeſtellten koͤniglichen Diener in Anſehung ihrer 
Dienſt-Verhaͤltniſſe, ſo wie die Straf-Verfuͤgungen wegen 
Verletzung der Staats-Hoheitsrechte und wegen Uebertre— 
tung der ſich darauf beziehenden Verwaltungs-Verordnun— 
gen, entzogen. 

§. 23. 

Die fuͤrſtlichen Gerichte werden benannt: 
„Koͤniglich Wuͤrttembergiſches fuͤrſtlich Hohen— 
„lohe⸗Waldenburg-Bartenſtein-Jaxtbergiſches 
„Amts-Gericht;“ 

die fuͤrſtlichen Richter fuͤhren das Praͤdikat: 
„Amts-Richter.“ 
F. 24 

Dieſe fuͤrſtlichen Juſtizſtellen ſind der Oberaufficht Un; 
ſeres einſchlaͤgigen koͤniglichen Kreis-Gerichtshofes, an wel— 
chen auch der Appellationszug geht, unterworfen. Sie ha— 
ben gegen denſelben die durch Geſetze oder den Gebrauch 
beſtimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobach— 
ten, fie werden von demſelben in allen Geſchaͤfts-Verhaͤlt— 
niffen auf dieſelbe Weife, wie Unfere Eöniglihen Gerichts, 
ftellen, denen fie gleichgefegt find, behandelt. 

$. 25. 

Die Amts-Richter werden von dem Fürften ohne Be; 
ftätigung ernannt, jedoch hat der vorgefeßte koͤnigliche 
Kreis » Gerichtshof vor der Einweifung und Verpflichtung 
berfelben durch Einficht der gefeglichen Prüfungs-Zeugniffe 
fid) zu verfihern, daß diefelben die erforderlichen Eigen- 
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fchaften befigen, und den Beweis darüber zu ben Aften 
zu bringen. 

Die Ernennungen der Amterichter find daher, unter 
Beifügung der Beweiſe ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgefesten föniglichen Gerichtshofe vorzulegen. 

Eben diefes gilt von dem Amtsgerichts » Aftuar. 

$$. 26, 27 und 28. 
Diefe $$. flimmen mit den SS. 24, 25 und 26 überein. 
$. 29. 

Die freiwillige Gerichtsbarfeit fteht den firftlichen Ge: 
richtsftellen nur in foweit zu, als diefelbe von den föniglis 
chen Gerichtsftellen, denen jene gleichgeftellt find, ausgeuͤbt 
wird. 

Was dagegen diejenigen Befugniffe der freiwilligen 
Gerichtsbarfeit anlangt, welche bisher nach den Gefegen 
von den Stadt- und Amtsfchreibern ausgeuͤbt worden find 
und für die Folge den Gerichts-Notarien zufallen werden; 
fo wird dem Fürften ausnahmsweiſe geftattet, die Ausuͤ⸗ 
bung jener Befugniffe dem Gerichts » Aftuar nad) Maßgabe 
der Gefege zu übertragen, welcher fich dagegen einer Priüs 
fung in diefer Beziehung gleich den Föniglichen Gerichts 
Notarien zu unterwerfen hat. u 

Die Einfegung in die gedachten Befugniffe kann je- 
doch erft alsdann erfolgen, wenn der Uebergang berfelben 
von den Stadt» und Amtsfchreibern auf die Gerichtd-Nos 
tarien allgemein ftattfinden wird. 

Der Fürft hat alle Vortheile der von dem Gerichtds 
Notar ausgeuͤbten freiwilligen Gerichtsbarfeit, den Ge-> 
ſetzen gemäß, zu beziehen, dagegen aber auch alle Laften 
derfelben allein, und ohne Zuziehung der Gemeinden, zu 
tragen; berfelbe hat für die Ausübung der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit und für den aus den Amts» Handiungen der 
damit beauftragten Beamten entfpringenden Schaden zu 
haften, dagegen aber auch das Necht der Aufficht über die 
Verwaltung vderfelben, unbefchadet jedoch der Befugniffe 
der gerichtlichen Stellen. 


111. Polizei - Verwaltung. 
$. 30. 

Die Municipal: Verwaltung in den fürftlichen Befiguns 
gen muß der im übrigen Theile des Königreichs völlig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der Ober - Amtsbezirfe und der Ber: 
band der Amts - Köryerfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfag der Trennung der Polizei- und der 
Suftiz- Verwaltung muß aud in den fürftlihen Befigungen 
durchgeführt werden. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biet3 - Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wuͤnſche des Fürften in Beziehung 
‚auf die Bildung eigener fürftlicher Ober - Amtsbezirfe und 
auf die Uebertragung der Unferen Föniglichen Ober - Aem; 
tern vorzugsweife vor den fürftlichen Amtmännern zuftäns 
digen Befugniffe auf leßtere, durch einen aufferordentlichen 
und wiederruflichen föniglichen Auftrag, den Umijtänden 
nah, NRücficht zu nehmen. 

Sinzwifchen aber follen alle diejenigen Amts-Koͤrperſchafts⸗ 
Laften, welche fich etwa als folche ausmweifen, die den fürfts 
lichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, und jene 
Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen werben. 


Hier muß am Schluß —— auf die S$. 19 und 26 auf 
die SS. 21 und 28 verwiefen werden; im Lebrigen überein: 
fliimmend mit dem $. 30 der Deklaration unter V. 

3 

Die fürftlichen Polizei» Amtsbezirfe müffen mit den 
Gerichts » Bezirfen (F. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Bereinigung des Fürften mit den übrigen 
Hohenloheſchen Häufern zu Bildung gemeinfchaftlicher Amts⸗ 
Bezirke, finden diefelben Grundfäge, welche deßfalls im Ab: 
fhnitte von der Nechtöpflege ($. 20) aufgeftellt find, ana⸗ 
Ioge Anwendung, namentlih auch in Beziehung auf die 
Defegung der Stellen, Aufftellung eines Gefammt + Vertre- 
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terd, welcher zugleich die dem Fürften im $. 36 eingeräum:» 
ten Befugniffe auszuüben hat, die Einfegung in die Ausuͤ— 
bung der Polizei-Verwaltung und der Wiederaufldfung 
einer "geftatteten Bereinigung, 
$. — $. 40. 
Diefe 66. find mit den SS. 32, 33 bis 39 incl. der 
Deflaration unter V. übereinftimmend. 
IV. Auffiht in Kirchen- und Schul:-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
F. 41 — $. 43. 
Diefe SS. find übereinftimmend mit den SS. 40, 4 
und 42 der Deflaration unter V. 
V. Forft- Gerichtsbarkeit und Forft-VBerwaltung. 


. 44. 
Die fürftlichen Forft ————— haben, nach Maßgabe 
ihrer Amts-Verhaͤltniſſe die Forſt-Gerichtsbarkeit, Forſt- und 
Jagd-Polizei und Forſt-Verwaltung, mit gleichen Befug— 
niſſen, wie Unfere Königlichen und in dem Umfange aus; 
zuüben, wie der Fürft diefelben zur Zeit feiner Unterwer: 
fung unter die Staats-Hoheit rechtmäßig hergebracht hatte, 
fowohl in feinen eigentbümlichen, als aud in den inner: 
halb feiner Befigungen liegenden Gemeinde-, Stiftungs- 
‚und Privat-Waldungen, wogegen der Fürft das zur Ausuͤ⸗ 
bung diefer Gerechtfame erforderliche Perfonal auf feine 
Koften zu beftellen hat, vorbehäftlich jedoch der den Wald- 
Befikern und Gemeinden in diefer Beziehung gefeglich ob⸗ 
liegenden Verbindlichkeiten. 

| Die Forft-Bezirfseintheilung felbft bleibt vor der Hand 
noch ausgefegt. 


Die fürftlichen —— ſind den koͤniglichen 
Ober-Foͤrſtern und die fuͤrſtlichen Revier-Foͤrſter den koͤ— 
niglichen Forſtdienern gleichen Grades, ſowohl in Bezie— 
hung ihrer Dienſt-Befugniſſe, als ruͤckſichtlich ihrer Dienft- 
Verhaͤltniſſe, wie namentlich in Anfehung der Befähigung, 
der Annahme und Entlaffung, der Befoldungen und Pen- 
fionirung, in der Regel völlig gleichgeftellt. 
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Unter dieſer Vorausfegung wird jedoch, fofern ein 
fürftlicher, allein oder gemeinfchaftlich gebildeter, Forftver- 
waltungs =» Bezirf von geringerem Umfange, als der eines 
föniglichen Forft - Amts ift, dem Fürften nachgelaffen, die 
Befoldung eines fürftlihen Forft » Verwalter nur auf 
900 fl. in Geld und Naturalien feftzufegen. 

Auch bleibt dem Fürften überlaffen, die Stelle eines 
Forſt-Verwalters mit der eines fürftlichen Domaͤnen-Raths 
oder Nentbeamten zu verbinden; inzwifchen fann die Wie- 
beraufbebung diefer Gefchäfts » Verbindung feine Aenderung 
in den Dienftverhältniffen des Ferſt-Verwalters, nament- 
lich in Anfehung des Gehalts, zur Folge haben. 

$. 46. Ä 

Ausnahbmsmweife wird dem Fürften geftattet, Forfts 
Verwalter oder NeviersFörfter nur im Verhältniß von 
Privatdienern, zunaͤchſt für die Ausübung der Forft- und 
Sagds» Polizei Caller dem Fürften zuftehenden Forft- und 
Sagdgerechtfame mit Ausnahme des Straf-Rechts) in den 
eigenthuͤmlichen fürftlichen Waldungen anzuftellen, des 
ren Annahme und Entlaffung einzig von den Beitimmun- 
gen des Dienft- Kontrafts abhängig bleibt. Hinfichtlich 
ihrer DBerhältniffe treten folgende Beftimmungen ein: 

1) Die im Verhaͤltniß von Privat» Dienern ftehenden 
fürftlihen Forft- Verwalter find, fofern ſich ihre Verwal: 
tung und Beaufjihtigung auf die eigenthümlichen fürftfi- 
chen Waldungen befchränft, gleih Unferen Oberförftern 
Unfern höheren Forft-Behörden unmittelbar untergeordnet. 

.- D Dem Fürften wird überdieß die befondere Bewilli- 
gung ertheilt, feinen als Privatdiener angeftellten Forft- 
Beamten auch die Beauffichtigung der in den fürftli- 
hen Befigungen liegenden Gemeinde» , Stiftungs > und 
Privat» Waldungen in forft- und jagdpolizeilicher Bezie— 
bung zu übertragen. 

Die hierzu verwendeten fürftlichen Forft = Verwalter 
oder Revier⸗-Foͤrſter haben übrigens ihre diesfallfige Befaͤ— 
bigung bei der höheren Eöniglichen Forft » Behörde gehörig 
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nachzumweifen, auch find benfelben in Beziehung auf Diefe 
ausgebehntere Verwendung, die Eöniglichen Oberförfter, 
vermöge beftändigen Auftrags der föniglichen Kreis-Finanz- 
fammer, alddann überhaupt vorgefegt. Stehen nur allein 
die diefe ausgedehntere Verwendung erhaltenden und dies— 
falls befähigten fürftlichen Revier Förfter im Privat-Dienft- 
verhältniß, der denfelben vorgefette fürftliche Forftverwal- 
ter aber im VBerhäftniß eines Staats Dieners; fo fommt 
diefem die Beauffichtigung ihrer Dienfthandlungen aud in 
der angeführten Ausdehnung vermöge der in $. 45 ausge⸗ 
fprodhenen Gleichftellung feiner Dienftbefugniffe mit denje— 
nigen eines Eöniglichen Oberförfters zu. 

3) Für die Pflihterfüllung feiner Forftdiener hat der 
Fürft, gleich) dem Fisfus, mit feinem Vermögen zu haften. 

4) Die Forft » Gerichtsbarkeit und namentlich das aus 
berfelben fließende Straf-Necht kann, wenn feine im Ver⸗ 
hältniß des Staats =» Dieners ($. 45) ftehende fürftliche 
Forfiverwalter angeftellt werden, durd die fürftfichen Amts- 
Richter oder Amtmänner, im Umfange fowohl der eigen: 
thuͤmlichen, als der innerhalb der fürftlichen Beſitzungen 
liegenden Gemeinde», Stiftungs- und Privat-Waldungen 
ausgeubt werden. 

Ueberbieß wird dem Fürften auch geftattet, zu alleint- 
ger Ausübung der Forft-Gerichtsbarkeit, entweder für feine 
Beſitzungen allein oder in Gemeinfchaft mit andern fürft- 
lich Hohenlohiſchen Häufern, eigene Forft-Suftitiare aufzu— 
ftellen, für deren Dienftverhäftniffe in Anfehnng der Be; 
fähigung, Annahme, Entlaffung, Befoldung und Penfioni- 
rung die Beftimmungen des $. 45 gelten. 

Die in Folge dieſes Zugeftändniffes mit Ausibung der 
Forft-Gerichtöbarfeit beauftragt werdenden fürftlichen Amts⸗ 
Richter, Amtmänner und Forft:Suftitiare find in dieſer 
Beziehung den Föniglichen Kreis - Finanzfammern unterges 
ordnet. Die Dienftbefugniffe der in diefen Fällen im Ber: 
haͤltniß fürftlicher Privatdiener bleibenden fürftlichen Forſt⸗ 
Verwalter und Revier» Förfter befchränfen fi fomit auf 
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die im Eingange diefes 5. 46 bezeichnete Ausübung der 
Forft- und Jagd» Polizei, und es finden auf fie in dem 
unter Nr. 2 diefes $. erwähnten Fall, die dort enthalte 
nen Beftimmungen Anwendung. 
| 5) So lange der Fürft für die Ausübung der Forft- 

Gerichtsbarkeit auf eine oder Die andere ber unter Wr. 4 
bezeichneten verfchiedenen Arten ſich noch nicht erflärt hat, 
oder im Falle des Verzichts auf diefelbe, wird 

a) das Strafrecht durch die betreffenden Föniglichen Ober: 

Foͤrſter ausgeäbt werden, wogegen 

b) die Ausuͤbung der übrigen dem Fürften zuftehenden 

Forfts und Jagd-Gerechtſame (Forſt- und Sagd- Po; 

lizei) nad) den unter vorangehenden Nr. 1 bis 3 ges 

gebenen Beftimmungen durch die als Privatdiener an- 
geitellten fürftlichen Forft- Verwalter und Revier: For: 
fter geſchehen kann. Ohnehin bleibt 
c) dem Fürften, auch unter vorausgeſetzter Ausuͤbung 
feiner Forft> und Sagd = Gerechtfame durch Privatdie; 
ner, freigeftellt, feine Forft- Verwaltung mit der Ren: 
ten = Berwaltung zu verbinden. 
$. 47. 

Sowohl die Ausübung der vorgedachten Gerechtfame, 
als auch in Anfehung der, zum Behuf des Waldſchutzes 
zu treffenden Vorfehrungen, haben fidy die fürftlichen Forft- 
Behörden nad) den beftehenden oder Fünftig zu ertheilenden 
Geſetzen und Verordnungen genau zu achten. 

Die Verpflichtung des fürftlichen Forſt-Perſonals, 
welche namentlich auf die Landes: Gefege auszudehnen ft, 
wird dem fürftlichen Beamten zugegeben. Diefe find aber 
gehalten, das Verpflichtungs-Protokoll hierüber an Unfere 
zuftändige? Kreis: Finanzgfammer einzufenden, welches bei 
dem niedern Schuß » und Jagd: Perfonal nicht erforderlid) ift. 

Iſt Fein fürftlicher Beamter (Amts-Richter, Amtmann, 
Forft: Verwalter oder Forjt » Suftitiar) in der Eigenfchaft 
als Staats » Diener angeftellt, fo find die färftlichen Forft- 
Diener von den betreffenden Föniglichen Korft + Behörden, 
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und zwar die Forft- Verwalter von der königlichen Kreis; 

Finanzfammer, die Revier» Förfter, wie das Hbrige für 

das Forft- und Jagdweſen angeftellte Perfonal, vom koͤ— 

niglichen Oberförfter, auf die Landes-Geſetze zu verpflichten. 
$. 48, 

Die Oberauffiht Unferer höheren Forſt-Behoͤrden (des 
Forſt-Raths und der Kreis - Finanzfammer) erſtreckt ſich 
auch auf die fürftlihen Forft » Behörden, welche die 
Verbindlichkeit haben, jenen alle geforderten Nachrichten 
pünktlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holz: Be: 
richte kann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 

Ssnfofern die Unferen höheren Forſt-Behoͤrden zuftehende 
Oberaufſicht eine Lofal-Unterfuhung in den fürftlichen eige— 
nen Waldungen erfordern follte, Fann diefelbe in deren 
Auftrag nur durch einen Föniglichen Ober» Förfter, oder 
durch deffen gefeglichen Stellvertreter, oder durch einen von 
Unferen höheren, für den befonderen Fall zufländigen Be: 
hörden, befonders beauftragten Kommiffär, mit Zuziehung 
der fürftlichen Forft- Behörden, vorgenommen werden. 

Für die oberforfiliche Aufficht hat der Fürft aus feinen 
Waldungen unter feinem Titel etwas zu entrichten. 

§. 49. 

MWaldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthuͤm— 
lichen Waldungen eben fo wenig, als anderen Staats-Ans 
gehörigen, ohne befondere Legitimation Unferes Forſt-Raths, 
erlaubt. 

$. 50. 

Die durch das fürftliche Forft- Perfonal entdeckten Fre: 
vel aller Art werden unter den unter $. 46 Wr. 4 bezeichnes 
ten VBerhältniffen von ber fürftlichen KForft - Verwaltung, 
beziehungsmeife von dem fürftlihen Amts» Gerichte oder 
Polizei-Amte, oder dem fürftlichen Forft-Suftitiar innerhalb 
der Grenzen der Strafbefugniß Unferer Forft-Aemter, den 
Geſetzen gemäß, beftraft und die von den fürftlichen Stel: 
fen angefegten Strafen für den Fürften eingezogen, infofern 
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nicht andere Wald » Befiger oder Gemeinden, nad) den La— 
gerbüchern oder einem anderen Rechts » Titel auf den Be- 
zug Anfpruch haben. 

Wird in den fürftlichen Beft gungen das Strafrecht 
von Unferen Forjt» Aemtern ausgeubt, ($. 46 Nr. 5 lit. a) 
fo hat der Fürft die wegen Beeinträchtigung des Walds 
Eigenthbums und der Wald- Kultur in feinen eigenthümli- 
chen Waldungen angefegten Strafen wie bisher zu beziehen. 

$. 51. 

Dem Fürften wird geftattet, feinen Forft - Beamten 
diefelben Zitel zu geben, die von Unferen Eöniglidhen Die: 
nern des entfprechenden Dienft » Grades geführt werden. 

Vi. Allgemeine Beftimmungen binfihtlich der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, Polizei-Ver— 
waltung, Forft- und Jagd-Polizei. 
S. 52. 

Der Fürft bat Iänaftens innerhalb drei Jahren, vom 
Tage diefer Unferer Deklaration an, bei Unfern Minifterien 
der Suftiz, des Innern und der Finanzen eine Erflärung 
einzugeben, ob und in welcher Art er die Gerichtsbarkeit, 
Polizei» Verwaltung, Forft » Gerichtsbarfeit und Forſt- und 
Jagd-Polizei, oder nur das eine oder das andere diefer 
Rechte, unabhängig von den übrigen, auszuuͤben Willens fey. 

Sobald der Fürft fich für die Ausuͤbung erflärt, und 
die Erfüllung der gefeglichen Vorbedingungen nachgewieſen 
haben wird, fol fofort auch die Einfegung erfolgen, und 
Unfere Volziehungss Verordnungen, für die fürftlichen Häus 
fer Thurn und Zaris und Hohenlohe - Bartenftein werden 
im Allgemeinen als Anleitung und Norm für die Einfegung 
dienen. 

Die Unterlaffung obgedachter Erflärung foll einem 
förmlichen Verzicht gleich geachtet werden. 

$. 53 9). 

Im Falle der Verzichtung auf die Gerichtsbarkeit 
werden dem Fürften folgende Nechte eingeräumt: 

2) Siehe das diefer Deklaration angehängte Föhigliche Dekret. 
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a) die Befugniß, gleich Unſeren koͤniglichen Kamerals 
Beamten, alle gutsherrlichen Einkünfte und Leijtuns 
gen, mit Ausfchluß der mit der Gutd - Verwaltung in 
feiner Verbindung ftehenden Privat-Forderungen, den 
gegenwärtigen oder Fünftigen gefeglichen Beftimmuns 
gen gemäß, erefutorifch beizutreiben ; 

b) bat derfelbe die nämlichen Vorzugsrechte, in Hinficht 
diefer Gefälle, wie Unfere königlichen Kameral⸗Aem⸗ 
ter, zu genießen, au wird ibm , 

ec) auf dem Vermögen feiner Beamten und Bermwalter 
wegen aller aus der Guts-Verwaltung entfpringenden 
Derbindlichfeiten eben das gefesliche Pfand » Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingeräumt. 


. 54. 

Im Falle der Rn auf die Polizei-Bermwal- 

tung werden dem Füriten folgende Nechte zugefichert: 
a) innerhalb feiner Schlöffer und der in dem Umkreiſe 
derfelben liegenden Hof- Güter, fo wie der, nad) vor: 
gängiger Lofal » Unterfuchung, näher zu bezeichnenden 

Hofgärten und Parks, hat er das Recht der niederen 

Polizei, mit der Befugniß, Strafen bis auf einen 

fleinen Frevel anzufegen, und den Betrag für ſich 

einzuziehen. 

Er ift jedoch hinſichtlich der Ausübung diefes Rechts 
Unferer vorgefegten Föniglichen Kreis » Regierung verants 
wortlih und unmittelbar deren Aufficht unterworfen , auch 
fteht dem Geftraften gegen die Straf-Anfäge ıc. die Beru— 
fung an jene Stelle offen. 

Sn Beziehung auf die Feuer: Polizei find feine Woh— 
nungen der Vifitation der Dber » Feuerfchau unterworfen, 
welche ihm über die erfundenen Mängel einen Auszug aus 
dem Viſitations-Protokoll mitzutheilen, und wenn denſel— 
ben nicht in der gehörigen Zeit abgeholfen wird, eine Ans 
zeige bei Unferer vorgefegten Föniglichen Kreis: Regierung 
zu veranlaffen hat; 

b) bat er die Befugniß, den Vogt: Nuggerichten, den 
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Kirchen⸗-, Schul» und Mebdicinal- Vifitationen, fo wie 
den Abhören der Gemeinde» und Stiftungs » Rechnuns 
gen, felbit oder durch feinen Beamten, jedoch ohne 
einige Koften » Aufrechnung, anzuwohnen; 

auch fol ihm von allen, anf die gedachten Gegen: 
ftände fich beziehenden Verfügungen, wenn er im Orte 
gegenwärtig ift, oder feinen im Orte anmefenden Be: 
amten, vor der Vollziehung, Nachricht ertheilt werben ; 

c) fteht ihm die Ernennung der Drtövorfteher nah Maß: 
gabe der im $. 38 getroffenen Beitimmungen zu; 

d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgers oder Bei— 
ſitzers, Toll mit dem Fürften, oder deffen Beamten 
Ruͤckſprache genommen werden. 

Auch find die Erinnerungen desfelben gehörig zu bes 
ruͤckſichtigen, oder fofern dieſes Anftand findet und auf 
dem fürftlicher Seits erhobenen Widerfpruch beharrt wird, Un⸗ 
ferer höheren föniglichen Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

Ebenfo ift Niemand in den Schuß aufzunehmen, ohne 
daß vorher der Fürft oder deffen Beamter, in gleicher Weife 
um feine Erflärung vernommen mwäre. 


« 59. 

Im Falle der Berzichtfeiflung auf die Forſt-Gerichts— 
barkeit, d. h. auf das mit der Forſt- und Jagd-Polizei 
verbundene Strafrecht, bleibt dem Fuͤrſten unbenommen, 
unter den Beſtimmungen des $. 46 ff. ſowohl für die Ver⸗ 
mwaltung feiner eigenthümlichen Waldungen, als für bie 
Beauffihtigung diefer und ber in den fürftlichen Befiguns 
gen liegenden Gemeinde», Stiftungs » und Privat: Wal- 
dungen, in forft- und jagdpofizeilicher Hinficht, Forft-Ver- 
walter und Förfter anzuftellen, deren Annahme und Ent; 
laffung einzig von den Beſtimmungen des Dienft-Kontrafts 
abhängig ift. 

VII. Eigenthum®ß » und grundherrlihe Rechte. 
$. 56. 

Diefer $., der im Ganzen mit dem $. 49 der Deflaras 

tion unter V. übereinftimmt, fehließt fo: 
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Das Zehntrecht von Neubrücen wird dem Fürften in 
demfelben Umfange, wie er es im Sahr 1806 hergebracht 
und befeffen hatte, wieder eingeräumt. 

$. 57. 
Dieſer $. flimmt mit dem $. 50 der Deklaration un- 
ter V. überein, hat aber noch folgenden Zufag : 
Desgleichen follen Trennungen zufammengefeßter Bauern 
Lehen und fonfolidirter Höfe nie eher ftattfinden, als bis 
der betreffenden Behörde die Anzeige gemacht, die Zahlung 
der herfömmlichen Konceffiong » Gebühren geleiftet und der 
ungeftörte Genuß der fürftlichen Eigenthbums » Rechte hin 
länglich gefichert ift. j 
. 8. 


Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie fönnen 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 

$. 59. 
ift mit dem $. 52 der mehrerwähnten Deflaration über- 
einftimmend. 
VII Befteuerung. 
$ 60 bie $. 62. 
Diefe $$. find mit den SS. 53, 54 und 55 a. a. D. gleich⸗ 


lautend. 
$. 63. 


Diefer $., der im Uebrigen mit dem $. 56 a. a. O. 
übereinftimmt, bat noch folgenden Zufag: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Biehfen- 
chen durch die, unter Leitung Unferes Medicinal - Kolle- 
giums, den Föniglichen Oberämtern und Gefundheitd » Bes 
amten obliegenden allgemeinen Veranftaltungen und damit 
verbundenen Berrichtungen ($. 33 lit. n.) in den fürftlichen 
Amts +Bezirfen veranlaßt werden, trägt in gleicher Art, 
wie es gegenüber von den Föniglichen Oberämtern der Fall 
it, die Staats-Kaſſe. 


$. 64. 
Menn wegen der den Fürften mitangehenden öffentlis 
chen Laften eine Amts - Verfammlung abgehalten wird; fo 
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ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und _ 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be: 
vollmächtigten hierzu abordnen zu koͤnnen. | 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Sriegsfoften-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dofumenten Einficht zu nehmen, oder neh- 
men zu laffen. 

| $. 65. 
ift mit dem $. 57 gleichlautend. 
IX. Lebens: Berhältniffe. 


$. 66 und 67. 
Diefe SS. flimmen mit den SS. 58 und 59 uͤberein. 


X. Diener-Berhältniffe. 
$. 68. 

Auffer dem, was bereits im Einzelnen, hinfichtlich der 
fürftlichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei» und Forft-Ber- 
waltung vorgefommen ift, wird insbefondere feftgefeßt : 

1) die fürftlichen Diener im Juſtiz- und Polizeifache fün- 
nen nur Eingeborne oder naturalifirte Ausländer feyn. 

2) E38 wird dem Fürften nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemeffene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
diefelbe zur Genehmigung bei Unferem betreffenden füs 
niglichen Minifterium angezeigt, und damit das Tra— 
gen der koͤniglich Württembergifchen Kofarde verbun; 
den werden. 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unfern Stante- 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei- und 
Forft- Beamten haben den Rang unmittelbar nad) Un- 
feren königlichen Beamten gleicher Kathegorie, und find 
auch binfichtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgeftellt. 

4) Diejenigen fürftlichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staatd- Dienfte, von 
der Gerichtsbarkeit der Orts-Obrigkeit erimirt feyn 
würden, genießen diefelbe Erention und find der Ge: 
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richtöbarkeit Unferer Oberamts⸗Gerichte, zutreffenden Falls, 
ber fürftlichen Amts » Gerichte untergeortnet. 

Nach diefer Unferer Erflärung haben fih num alle koͤ⸗ 
niglihen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf bie 
Beurtheilung der ftaatsrechtlichen Verhäftniffe des fürftlis 
chen Haufes Hohenlohe » Waldenburg » Bartenftein»Sartberg 
in vorfommenden Fällen genau zu achten. 

Sn Beziehung auf die Fönigliche Deklaration wegen ber 
ftantsrechtlichen Verhältniffe der Fürften zu Hohenlohe— 
Sartberg, Dehringen, Kirhberg und Langen- 
burg, erfhien am 27. Dft. 1825 folgendes koͤnigliche 
Dekret 9: | 

Da Wir den Fürften zu HobenlohesSartberg, Dehrin- 
gen, Kirchberg und Langenburg rücdfichtlich der von den. 
felben vorgetragenen befonderen Berhältniffe gnädigft zuge- 
ſtanden haben, diejenigen Rechte, welche ihnen in den SS. 
53 und 54 der Föniglihen Deklaration vom 27. Sept.d.%. 
für den Fall der Verzichtleiftung auf die Gerichtsbarfeit 
und Polizei» Verwaltung zugefichert worden find, in den 
in den Beilagen II. und beziehungsmweife 1V. der gedadhten 
Deklaration bezeichneten Gemeinde-Bezirfen?) alsbald aus- 
üben zu dürfen; fo fügen Wir ſolches andurd zu wiſſen, 
und befehlen Unfern Landegftellen und Behörden, fih in 
eintretenden Fällen hiernach zu achten. 


Vi. Deflaration *) wegen ber ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe des fürftliben Haufes Hohen 
Iohbe-Neuenftein-Dehringen vom 27. Sept. 1825. 


I. Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Verbindlichkeiten des fürftlihen Hauſes. 
$$. t und 2. 
ſtimmen mit diefen zwei erften SS. der Deflaration we—⸗ 


. 4) Königlich Württembergifches Regierungs: Blatt von 1825 Nr.48, 
2) Die Beilagen zu den einzelnen DePlarationen, welche Verzeich— 
niffe der Orte enthalten, find nicht aufgenommen worden, 
%*) Negierungs: Blatt für das Königreich Württemberg vom 20, 
Dftober 1825 Nr. 41. Seite 562, 
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gen der ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des fuͤrſtlichen Hau⸗ 
ſes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenſtein unter V. uͤberein. 
F. 3 

Dem Haupte des fuͤrſtlichen Hauſes kommt das Prä- 
dikat: „Durchlaucht“ zu. | 

In den Ausfertigungen Unferer königlichen Stellen wird 
den Mitgliedern des fürftlihen Hauſes im Konterte das 
Prädikat: 

„Der Durdhlaudtig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden, 

Die näheren Beftimmungen eines der Ebenbürtigfeit 
des fürfilichen Haufes angemeffenen Kanzlei» Seremonield 
bleiben einer bemnächit erfolgenden befonderen Verordnung 
vorbehalten. 

Nach $. 4 hören bei einem GSterbfalle alle Öffentlichen 
Luftbarfeiten in den fürftlichen Befigungen bis nach Been- 
digung des Trauer » Gottesbienftes auf. 

$. 5. 

Diefer $. ift von dem $. 5 der Deflaration unter V. 

nicht verfchieden. 
$. 6. 

Wenn gleich nach den Grundfägen des Württembergi- 
fhen Staats-Rechts das volle Württembergifche Staats- 
Bürgerrecht nicht neben dem in einem anderen Staate aus: 
geübt werden kann, fo fol doch, in Betracht befonderer, 
bei dem fürftlichen Haufe eintretenden Verhältniffe, demſel— 
ben geftattet ſeyn, rücfichtlich der Beſitzungen, wodurch 
dasfelbe zu Unferem Staate, und zu anderen Staaten des 
deutſchen Bundes in dem Unterthban-Berhäftniffe fteht, das 
volle Württembergifche Staats» Bürgerrecht neben dem in 
anderen zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten auszui- 
ben und an der Landftandfchaft verfaffungsmäßigen An: 
theil zu nehmen, infofern leßtere den gleichen Grundfas 
gegen das Königreich Württemberg anerfennen. 

$$. 7 und 8. 
Diefe SS. flimmen mit den SS. 6 und 7 der Deflara- 
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tion unter V. überein; nur daß im $. 7 (dort S. 6) von 
den Erbeinigungen im Allgemeinen, ohne eitte beftimmte an 
zuführen, geredet wird und der Schluß des. 8 (dort. 7) 
fo it: In Anfehung der Eheberedungen und anderer Hand- 
lungen der freiwilligeu Gerichtsbarfeit, welde die fürftfi- 
chen Familien» Glieder betreffen, wird ein Gleiches zuges 
ftanden. 
$.9 bis $ 15. 

Dieſe $$. flimmen mit den 66. 8, 9 bis 14 der Defla- 
ration unter V. überein, nur daß im $. 13 (dort $. 12) 
feftgefeßt wird, daß die von dem Fürften bewohnten Schlöf: 
fer — Nothfälle ausgenommen — von der Einquartierung 
der Württembergifchen und der fremden Truppen befreit 
feyn follten. 

$. 16. | 

Die fürftlichen Grundholden Fönnen bei Vollziehung bier 
fer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Unferem 
Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmigung vor: 
zulegenden Vorhalts an bie Obliegenheiten und Pflichten 
erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche Standes» 
berrfchaft haben. Ein Gleiches kann bei jeder Fünftig in 
der Perſon des Fürften eintretenden Veränderung ftattfinden 
und geſchieht durch die fürftlichen Polizei » Beamten und im 
Falle folhe nicht angeftelt wären, durch die koͤniglichen 
Dber-Aemter.: 

| $$. 17 und 18. 

Diefe 66. find mit den $$. 15 und 16 der Deflaration 
unter V. gleichlantend. 


I, Rechts, Pflege. 


Da diefer zweite Abfchnitt mit dem unter diefer Rubrif 
vorkommenden Abfchnittin der Deklaration unter V I.wegen des 
fürftfihen Haufes Hohenlohe - Waldenburg + Bartenftein- 
Sartberg faft ganz übereinftimmt, fo werden mit Beziehung 
auf Diefe Deflaration bier nur die vorfommenden Ders 


fchiedenheiten bemerkt werden. 
31* 
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$: 19. 


Iſt gleichlautend mit diefem $. in der erwähnten Des 


klaration. 
$. 20. 


Dem Fuͤrſten ſteht die Ausuͤbung der bürgerlichen und 
Straf⸗Rechtspflege in dem Umfange feiner Beſitzungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung der Gerichts -Bezirfe, welche nicht an 
die Oberamts-Eintheilung gebunden ift, wird feine zuſam— 
menbängende Beſitzung erfordert; doch darf fein Gerichts: 
Ort weiter als vier Stunden von dem Wohnorte ded Rich— 
ters entfernt feyn. 

Unter gleicher Borausfegung wird dem Fürften geitat- 
tet, die Rechts-Pflege in dem für feine Befigung im Nedar- 
Kreife zu bildenden Gerichts Bezirfe und in dem nächiten 
fürftlichen Gerichtd « Bezirke des Sart-Kreifed durch ein und 
dasfelbe Gericht verwalten zu laffen, nicht weniger ſich mit 
den übrigen fürftlih Hohenlohefhen Häufern zur Bildung 
gemeinfchaftlicher Gerichts » Bezirfe zu vereinigen. Im letz⸗ 
teren Falle ꝛc. 

Der übrige Inhalt diefes $. ſtimmt mit dem S. 20 der 
Deflaration unter VI. überein. 

$. 21 — $. 23. 

Diefe SS. find von diefen drei SS. in der Deklaration 

unter VI. nicht verfchieden. | 
$. 24. 

Diefe fürftlichen Suftizftellen find der Oberauffiht Un; 
feres einfchlägigen Föniglichen Kreis-Gerihtshofes, an wel: 
hen auch der Appellationszug geht, und zwar das mit der 
Rechtspflege in den fürftlichen Befigungen des Neckar⸗Krei⸗ 
fe8 zu beauftragende Amts » Gericht, feines Sites im Jaxt⸗ 
Kreis obngeachtet, infoweit, als es diefe Befigungen bes 
trifft, dem Gerichtshofe für den Nedar - Kreis unterwor: 
fen. Sie haben gegen denfelben die durch Gefeße oder ben 
Gebrauch beftimmten Formen der untergeordneten Stellen 
zu beobachten; fie werden von demfelben in allen Gefchäfts- 
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Berhältniffen auf diefelbe Weife, wie Unfere königlichen 
Gerichtöftellen, denen fie gleichgefeßt find, behandelt. 
$. 25 bie $. 28. 


Diefe $$. flimmen mit den 66. 23, 24, 25 und 26 der 
Deklaration unter V. und den $$. 25, 26, 27 und 28 der 
Deklaration unter VI. überein. 


$. 29, 
ift von dieſem $. in der Deklaration unter VI. nicht ver; 
fchieden. 
111. Polizei: Verwaltung. 


Die Municipal. Verwaltung in den fürftlichen Be: 
figungen muß ber im übrigen Theile bes Königreichs völlig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der Ober » Amtsbezirfe und ber Bers 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung der Polizei» und Zuftizs 
Verwaltung muß aud in den fürftlichen Befigungen durch⸗ 
geführt werben. 

Inſofern in der Folgezeit‘ vielleicht eine andere Ges 
biets - Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wünfche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürftlichen Oberamts + Bezirke und 
auf die Uebertragung der Unſeren königlihen Oberämtern 
vorzugsweife vor den fürftlihen Amtmaͤnnern zuftändigen 
Befugniffe auf lettere durch einen aufferordentlichen und 
widerruflihen töniglihen Auftrag, den Umftänden nad 
Rüdfiht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts⸗Koͤrper⸗ 
fchafte » Laften, welche fich etwa als folche ausweiſen, die 
den fürftlichen Gemeinden ganz fremd find, ausgeſchieden, 
und jene Gemeinden von ber Theilnahme daran frei gelafs 


fen werden. 
$. 31. 


ſtimmt mit dem $. 30 der Deflaration unter V. überein, nur 
daß am Ende ftatt auf bie SS. 19 und 26 — auf bie SS. 
21 und 28 Beziehung genommen wird. 
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5:32, 
Ä Die fürftlichen Polizei» Amtsbezirfe müffen mit dei 
Gerichts » Bezirken ($. 20) gleichförmig gebildet ſeyn. 

Im Kalle einer Vereinigung des Fuͤrſten mit den übris 
gen fürftlih Hohenloheſchen Häufern zu Bildung gemeins 
fchaftlicher Amts - Bezirke, finden dieſelben Grundfäge, 
welche deßfalls im Abfchnitte von der Rechtspflege aufge: 
ftellt find ($. 20) analoge Anwendung, namentlich auch in 
Beziehung auf die Befegung der Stellen, Aufftellung eines 
Gefammtvertreters, welcher zugleich die dem Fürften im $. 
36 eingeräumten Befugniffe auszuüben hat, die Einſetzung 
in die Ausübung der Polizei-Verwaltung und die Wieder 
auflöfung einer geftatteten Vereinigung. 

§. 33 bis $. 36. 
Diefe SS. ftimmen mit den $$. 32, 33, 3+ und 35 der 
Deklaration unter V. überein. | | | 
$. 37 bie $. 39. 
Dasfelbe ift auch mit dieſen SS. der Fall. 
$. 40. 

Die Aufnahme der fürftfihen Schlöffer und der von 
den fürftlihen Nentämtern zu unterhaltenden Kirchenge— 
baͤude in die Keuer » Verfiherungsanitalt wird auf Verlan— 
gen des Fürften von Uns im verfaffungsmäßigen Wege 
bewilligt werben. | 


IV. Auffiht in Kirden- und Schul-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42. 

Diefe SH fimmen mit diefen zwei $$. in der Deflas 

ration unterV. uͤberein. 
$. 43. 

Das Patronat-Recht wird dem Fürfien, wo und wie 
er folches hergebracht bat, belaffen. | 

Wo die mit den Defanaten verbundenen evangelifchen 
Stadt » Pfarreien zur Ernennung des Fürften fiehen, wer; 
den die zu Tegtgedachten Stellen Präfentirten immer von 
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Uns zu Defanen ernannt werben, fobald fie die gefeglich 
erforderliche Befähigung nachzumweifen im Stande find. 

Sn den fämmtlichen Befißungen des Fürften von Ho» 
benlohe follen fünftig vier DefanatsAemter ihren beftän- 
digen Sit haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen» Patron verbleibt 
in ber bergebradjten Art: Ä 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu prä- 
fentiren, wird von dem Fürften, wo und wie ef foldhes ber- 
gebracht hat, ausgeübt. 


V. Forft-Gerihtsbarkeit und Forfi-VBermwaltung. 


Da diefer fünfte Abfchnitt mit dem unter diefer Rus 
brif vorfommenden Abfchnitt der Deklaration unter VI. wegen 
des fürftlichen Haufes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenftein- 
Sartberg faft ganz übereinftimmt, fo werden mit Bezies 
bung auf die bemerfte Deflaration bier nur die vorfom- 
menden Berfchiedenheiten bemerft werden. 

Dasfelbe ift hinfichtlich des fechsten Abfchnitts der Fall. 

$. 44. 

Diefer $. hat noch folgenden Zufaß, der in der De- 
Flaration unter VI. fehlt: 

Unter analoger Anwendung der im $. 20 bezeichneten 
Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftattet, fich mit 
anderen fürftlich Hobenlohefchen Häufern über gemeinfchafts 
liche Forfiverwaltungs » Bezirke zu vereinigen. 

$.45 — $. 51. 

Diefe Sg. flimmen mit diefen fieben SS. in der Des 
flaration unter VI. überein. 

VI Allgemeine Beftimmungen binfihtlih ber 
Ausübung der Gerihtsbarfeit, Polizei-Ver— 
waltung, Korfi» und Sagd»- Polizei. 

$. 52 bis $. 55. 

Diefe SH. find von diefen SS. in der Deklaration uns 

‚ter VI. nicht verfchieden. 
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VI. Eigenthums- und grundherrliche Rechte. 
$. 56. 

Diefer $., der im Uebrigen mit dem $. 49 in der Des 
Haration unter V. übereinftimmt, fchließt fich fo: 

Das Zehnt- Recht von Neubrüchen wird dem Fürften 
in demfelben Umfange, wie er e8 im Jahre 1806 herge- 
bracht und bejeffen hatte, wieder eingeräumt. 

6. 57 

ftimmt mit dem $. 50 der Deklaration unter V. überein, 
hat aber noch folgenden Zufag: 

Deögleichen follen Trennungen zufammengefeßter Bauern 
Lehen und Fonfolidirter Höfe nie eher ftattfinden, als bie 
der betreffenden fürftlichen Behörde die Anzeige gemacht, 
die Zahlung der herfömmlichen Konceffions » Gebühren ge— 
Veiftet und der ungeftörte Genuß der fürftlihen Eigenthums; 
Rechte hinlänglich gefichert ift. 

$. 58. 

Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie können 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ind Ausland beziehen. 

$. 99. 
Diefer $. ift mit dem $. 52 der Deflaration unter V. 


gleichlautend. 
VIII. Befteuerung. 


$. 60 — $. 63. | 

Diefe SH. find mit den SS. 53, 54, 55 und 56 der 
Deklaration unter V. übereinflimmend, nur daß der $. 63 
noch folgenden Zufaß bat: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Biehfeus 
chen durch die, unter der Leitung Unferes Medicinal-Kol- 
legiums, den Föniglichen Oberämtern und Gefundheitd-Ber 
amten obliegenden allgemeinen VBeranftaltungen und damit 
verbundenen BVerrichtungen ($. 33 lit. n) in den fürftlis 
hen Amtss Bezirken veranlaßt werden, trägt in gleicher 
Art, wie es gegenüber von den Königlichen Oberämtern ber 
Hal ift, die Staats » Kaffe. 
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5. 64. 

Wenn wegen ber den Fuͤrſten mitangehenden oͤffentli— 
chen Laſten eine Amts-Verſammlung abgehalten wird; ſo 
iſt demſelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch ſeine Rentbeamten anwohnen und 
fein Intereſſe hiebei wahren, oder einen beſonderen Bevolls 
mächtigten biebei abordnen zu fönnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei ber Re; 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dofumenten Einfiht zu nehmen, oder neb- 


men zu laffen. 
$. 65. 


ift mit dem $.57 der Deflaration unter V. uͤbereinſtimmend. 
IX. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$$. 66 und 67. 

Diefe $$. flimmen mit den 66. 58 und 59 der bemerf- 
ten Deklaration überein. 

X. Diener» Berhältniffe. 
| $. 68. 

Die zwei erften Beftimmungen diefes $. find von ben 
im $. 60er Deflaratiou nnter V. enthaltenen nicht verfchieden ; 
fodann wird aber unter 3 und 4 Folgendes verfügt: 

3) Die unter gleichen Berhältniffen mit Unferen Staats— 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizeis und Forft- 
Beamten haben den Rang unmittelbar nach Unferen fü; 
niglidhen Beamten gleicher Kathegorie und find aud) hin⸗ 
ſichtlich des Gerichtsſtandes dieſen gleichgeſtellt. 

4) diejenigen fuͤrſtlichen Privat-Diener, welche, ſtaͤn— 
den ſie in derſelben Kathegorie im Staats-Dienſte, von 
der Gerichtsbarkeit der Orts⸗-Obrigkeit eximirt ſeyn wärs 
den, genießen dieſelbe Exemtion und find der Gerihtsbar- _ 
feit Unferer Oberamts > Gerichte, zutreffenden Fall der 
fürftlichen Amts » Gerichte, untergeordnet. | 

Nach diefer Unferer Erklärung haben fi) nun alle fö- 
niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des fürftli- 
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chen Haufes Hohenlohe » Dehringen in vorfommenden Fäls 

len genau zu achten. | 

VII. Deklaration ') wegen ber flaatsredhtliden 
Berhbältniffe des fürftlihen Haufes Hoben- 
lohe-Neuenftein-Kirchberg vom 27. September 1825. 

1. Perfönlihe Borzüge, allgemeineedte 
und Berbindlichfeiten des fürftlihen Haufes. 

gg. 1 und 2. 

find von diefen zwei $$. in der Deklaration unter V. wegen 
der ftantsrechtlichen Verhältniffe des fürftlihen Haufes Ho— 
benlohe » Waldenburg » Bartenftein nicht verfchieden. 

& 3% 

Dem Hanpte des fürftlichen Haufes fommt das Praͤ⸗ 
dikat „Durchlaucht“ zu. 

In den Ausfertigungen Unſerer koͤniglichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fuͤrſtlichen Hauſes im Kontexte 
das Praͤdikat: 

„Der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die naͤheren Beſtimmungen eines der Ebenbuͤrtigkeit 
des fuͤrſtlichen Hauſes angemeſſenen Kanzlei-Ceremoniels 
bleiben einer demnaͤchſt erfolgenden beſonderen Verordnung 


vorbehalten. 
§. 4. 


Nach $. 4 werden bei einem Sterbfalle alle oͤffentli— 
chen Kufibarfeiten in den fürftlichen Befigungen bis nad) 
Beendigung des Trauer » Gottesdienfted eingeftell. 

$. 5. 
ift mit dieſem $. in der Deklaration unter V. gleichlautend. 
$. 6. 

Wenn gleich nach den Grundfägen des Württembergi: 
fchen Staatsrechts das volle Württembergifhe Staats: 
Bürgerrecht nicht neben dem in einem anderen Staate aus— 
geübt werden kann, fo fol doch, in Betracht befonderer 


1) Regierungs Blatt für das Königreih Württemberg vom 20. 
Dftober 1825. Nr. 41. Seite 592. 
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- bei dem fürftfihen Haufe eintretender -Berhältniffe, dem⸗ 
felben geftattet feyn, ruͤckſichtlich der Befigungen, wo⸗ 
durch dasfelbe zu Unferem Staate und zu anderen Staa: 
ten des deutfchen Bundes in dem Unterthbanen-Berhältniffe 
fteht, das volle Württembergifche Staats - Bürgerrecht ne— 
ben den in andern zum deutſchen Bunde gehörigen Staa= 
ten auszuüben und an der Landftandfchaft verfaffungsmä- 
figen Antheil zu nehmen, infofern leßtere den gleichen Grund: 
fat gegen das Königreih Württemberg anerfennen. 
$$. 7 und 8. 

Diefe 66. flimmen mit den SS. 6 und 7 der Deflara> 
tion unter V.überein, nur daß im $ 7 (dort $.6) vor den Erb» 
einigungen im Allgemeinen, ohne eine beftimmte anzufuͤh— 
ren, geredet wird und der Schluß des S. 8 (dort 6. 7) fo 
ift: Sn Anfehuag der Eheberedungen und anderer Hands 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die fürftli- 
chen Familien: Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeftanden. 

$$. 9. — 15. 

Diefe S$. find mit den $$. 8, 9, 10, 11, 12, 13 und 
- 14 der Deklaration unter V.übereinftimmend, nur daß im 6. 13 
dort $. 19 fefigefeßt wird, daß die von dem Fürften be- 
wohnten Schlöffer — Nothfälle ausgenommen — von der 
Einquartierung der Württembergifchen und der fremden 
Truppen befreit feyn follen. 


. 16. 

Die fürftlichen Grundhelden fönnen bei Vollziehung 
diefer Unſerer Erflärung mittelft eines angemefjfenen, Uns 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmi⸗ 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Obliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrichaft haben. | i 

Ein Gleiches Fann bei jeder fünftig in der Perfon des 
Fürften eintretenden Veränderung ftattfinden und gefchieht 
durch die fürftlichen Polizei: Beamten und im Falle foldye 
- nicht angeftelt wären, durch die Eöniglichen Ober» Amt: 
männer. 
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$$. 17 und 18. 
Diefe SS. find von den 66. 15 und 16 der Deklaras 
tion unter V. nicht verfchieden. 


11. Rehts- Pflege. 


Diefer zweite Abfchnitt ftimmt mit dem unter diefer Rubrif 
vorkommenden Abfchnitt in der Deklaration unter VI. wegen 
des fürftl. Haufes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenftein:Sart- 
berg faft ganz überein, ed werden daher mit Beziehung auf 
diefe Deklaration hier die vorfommenden Abweichungen be; 
merft werben. 

$$. 19 und 20. 
ſtimmen mit diefen zwei 66. in der Deklaration unter 
VI. überein ; bier hat jedoch der $. 20 noch folgenden Zuſatz: 

Diefelben Grundfäge finden auch auf diejenigen Befiguns 
gen Anwendung, welche dem Fürften in ungetheilter Gemeins 
fchaft mit dem fürftlihen Haufe Hohenlohe Langenburg zu: 


ſtehen. J 
F. 21 — $. 24. 


Dieſe $$. find von dieſen ss in der Deklaration unter VI. 
nicht verfchieden. 

6.25 — $. 238. 

Diefe $$. flimmen mit den $$. 23, 24, 25 und 26 der 
Deklaration unter V. und den 66. 25, 26, 27 und 28 ber 
Deflaration unter VI. überein. 

§. 29, 

Auch diefer F. ift mit dieſem $. in der Deklaration 
unter VI. gleichlautend. 

11]. Polizei: Verwaltung. 
$. 30. 

Die Municipal: Verwaltung in den fürftlichen Befigun: 
gen muß der im übrigen Theile des Königreichs völlig 
gleich feyn. | 

Die Eintheilung der Ober-Amtsbezirke und der Ber: 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfas der Trennung der Polizeis und der 
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Juſtiz⸗Verwaltung muß auch in den fürftlichen Befigungen 
durchgeführt werden. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ge⸗ 
biets » Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wünfche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürftlicher Ober - Amtöbezirfe und 
- auf die Uebertragung der Unferen Eöniglichen Ober: Aem; 
tern vorzugsmweife vor den fürftlichen Amtmännern zuftäns 
digen Befugniffe auf legtere, durch einen aufferordentlihen 
und wiederruflichen föniglichen Auftrag, den Umftänden 
nah, Ruͤckſicht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts⸗Koͤrperſchafts⸗ 
Laften, welche fi) etwa als ſolche ausweiſen, die den fürft- 
lihen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, und jene 
Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen werden. 

$. 31. 

Diefer $. ift von dem$.30 der Deklaration unter V. nicht 
verfchieden, nur daß am Ende ftatt auf die SS. 19 und 26 
auf die SS. 21 und 28 Bezug genommen wird. 


. 32, 

Die fürftlichen Polini⸗ Imtöbezirfe müffen mit den 
Gerichts » Bezirfen ($. 20) gleihförmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Bereinigung bes Fürften mit den übrigen 
fürftlich Hohenlohefchen Häufern zu Bildung gemeinfchaftlicher. 
Amts-Bezirke, finden diefelben Grundfäge, welche deßfalls im 
Abfchnitte von der Rechtspflege aufgeftellt find. ($.20), ana⸗ 
foge Anwendung, namentlih auch in Beziehung auf die 
Befebung der Stellen, Aufftelung eines Gefammt - Vertres 
ters, welcher zugleich die dem Fürften im $. 36 eingeräums 
ten Befugniffe auszuüben hat, die Einfegung in die Ausuͤ— 
bung der PolizeisVerwaltung und der Wiederauflöfung 
einer geftatteten Bereinigung. 

$ 33 big $. 40. 

Diefe $$ find von den 68. 32, 33 bis 39 incl. der bemerften 
Deklaration nicht verfchieden, nur daß der $. 40 fo gefaßt ift: 
Die Aufnahme der fürftl.Schlöffer und der von den fürftl.Nents 
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Aemtern zn unterhaltenden Kirchen-Gebäude in die Feuer: 
Berfiherungs-Anftalt wird auf Verlangen des Fürften von 
Uns im verfaffungsmäßigen Wege bewilligt werden. 


IV. Auffiht in Kirden, und Schul-Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42, 
Diefe ſtimmen mit den 66. 40 und 41 der Deffara- 


tion unter V. übereiıt. 
6, 43. 


Das Patronat» Recht wird dem Fürften, wo und wie 
er folches hergebracht hat, belaffen. 

Wo die mit den Defanaten verbundenen evangelifchen 
Stadt » Pfarreien zur Ernennung des Fürften ſtehen, wer: 
den die zu letztgedachten Stellen Präfentirten immer von 
Uns zu Defanen ernannt werden, fobald fie die gefetlich 
erforderliche Befähigung nachzumeifen im Stande find. 

Sn den fammtlichen Befigungen des Fürften von Hohen- 
lohe follen Fünftig vier Defanat-Aemter ihren beftändigen 
Sitz haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen - Patron verbleibt in 
der hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu — 
tiren, wird von dem Fuͤrſten, wo und wie er es hergebracht 
hat, ausgeuͤbt. 


V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 


Da dieſer fuͤnfte Abſchnitt mit dem unter dieſer Rubrik 
vorkommenden Abſchnitt der Deklaration unter VL. wegen des 
fuͤrſtlichen Hauſes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenſtein-Jart⸗ 
berg faft ganz übereinftimmt, fo. werden mit Beziehung auf 
die erwähnte Deflaration hier die vorfommenden Berfchies 
denheiten bemerft. | 

Dasfelbe ift hinfichtlich des fechsten Abfchnitts der Fall. 

$. 44. 

Diefer $. ift von dem $. 44 der Deklaration unter VI. nicht 

verfchieden, hat jedoch noch folgende Zuſaͤtze: 
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Unter analoger Anwendung der im $. 20 bezeichneten 
Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftattet, fih mit 
andern fürftlich Hohenlohefchen Häufern über gemeinfchaft- - 
liche Forftverwaltungss Bezirke zu vereinigen. 

Die dießfalfigen Grundfäge finden auch auf die — dem 
Fürften in ungetheilter Gemeinfchaft mit dem fürftlichen 
Haufe Langenburg zuftehenden Befigungen Anwendung. 

$. 45 — $ 51. 

Diefe flimmen mit den bezeichneten 66. der Deflara- 

tion unter V1. überein. 


Vi. Allgemeine Beftimmungen binfihtlich der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, Polizei:-Ber; 
waltung, Forſt- und Gagd-Polizei. 

$.92 — $. 55. 
Diefe $$. find mit den in der Deffaration unter VI. 
vorkommenden $$. gleichlautend. 


Vil. Eigenthbumsg - und grundherrliche Rechte. 
$. 56. 
ſtimmt mit Dem$.49 der Deflaration unterV. überein; der 
Schluß diefes $. ift hier fo: Das Zehntrecht von Neubrüchen 
wird dem Fürften in demfelben Umfange, wie er e8 im Jahr 
1806 hergebracht und beſeſſen hatte, wieder eingeraͤumt. 
$. 57. 
Diefer $., welcher im Uebrigen mit dem $. 50 der De: 
flaration unter V. übereinftimmt, fchließt fo: 

Deögleichen follen Trennungen zufammengefeßter Bauern 
Lehen und fonfolibirter Höfe nie eher ftattfinden, als big 
der betreffenden fürftfichen Behörde die Anzeige gemacht, die 
Zahlung der herfömmlichen Konceffiong » Gebühren geleiftet 
und ber ungefiörte Genuß der fürftlichen Eigentums: Rechte 
hinlaͤnglich gefichert ift. 
| $$. 58 und 59. | 

fiimmen mit den SS. 51 und 52 im Ganzen überein. 
Nah $. 58 können der Fürft und die Mitglieder feiner 
Familie den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Ber: 
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mögens in Geld ungehindert und ohne Abzug ins Ausland 


beziehen. 
vll. Befteuerung. 


$. 60 — $. 69. 
Diefe SS. find von den SS. 53, 54, 55 und 56 der be; 


merften Deklaration nicht verfchieden; nur daß der $. 63 
(dort 56) folgenden Zufaß hat: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch die, unter Leitung Unſeres Medicinal- Rolle: 
giums, den Königlichen Oberämtern und Gefundheitd = Be: 
amten obliegenden allgemeinen VBeranftaltungen und damit 
verbundenen Berrichtungen ($. 35 lit. n.) in den fürftlichen 
Amts + Bezirfen veranlaßt werben, trägt in gleicher Art, 
wie es gegenüber von den Eöniglichen Oberämtern der Fall 


it, die Staats» Kaffe. 
64. 


Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentli- 
chen Laften eine Amts - Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be: 
vollmächtigten hierzu abordnnen zu koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegsfoften-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dofumenten Einficht zu nehmen, oder neh 


men zu laffen. 
$. 65. 


ift von dem $. 57 der Deflaration unter V. nicht verfchieden. 
IX. Lebens » Berhältniffe. 
$. 66 und 67. 
Diefe zwei 66. find mit 66. 58 und 59 der Deklaration 
unter V. übereinftimmenbd. 
X. — 7 ee: 


$. 68. 
Die zwei erften Beſtimmungen biefes $. find von ben 
im $. 60 der Deklaration unter V. enthaltenen nicht verſchie— 
ben; fodann wird aber unter 3) und 4) Folgendes verfügt: 
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3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unfern Staats: 
dienern angeitellten fürftfichen Juſtiz-, Polizeis und 
Fort Beamten haben den Rang unmittelbar nach Uns 
feren Föniglichen Beamten gleicher Rathegorie, und find 
auch hinfichtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgefteftt. 

4) Diejenigen fürftlihen Privetdiener, weldye, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staats» Dienfte, von 
der Gerichtöbarfeit der Orts» Obrigfeit erimirt feyn 
würden, genießen biefelbe Eremtion und find der Ge; 
richtöbarfeit Unferer Oberamts » Gerichte, zutreffenden 
Falls der fürftlichen Amts» Gerichte, untergeordnet. 
Nach diefer Unferer Erflärung haben fih nun alle koͤ— 

niglichen Landesftelen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung ber finatsrechtlichen Verhältniffe des fürftfis 
chen Haufes Hohenlohe: Kirchberg in vorkommenden Faͤl⸗ 
len genau zu achten. 


IX. Deflaration 3 wegen der ſtaatsrechtlichen 
Verhältniffe des fuͤrſtlichen Hauſes Hohen 
IohesNeuenftein-Tangenburg. 

1. Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Berbindligteiten bes fürftlihen Haufes. 
5. 1 und 2. 
find von diefen zwei SS. in der Deflaration unter V, 
nicht verfchieden. . 


$. 
Dem Haupte des —85 Hauſes kommt dad Präs 
dikat „Durchlaucht“ zu. 

In den Ausfertigungen Unſerer toniglichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fuͤrſtlichen Hauſes im Kontexte 
das Praͤdikat: 

„der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die naͤheren Beſtimmungen eines der Ebenbuͤrtigkeit 


1) Regierungs-Blatt für das Königreich Württemberg vom 20. 
Dktober 1825, Nr. 41. Seite 623, 
32 
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bes fürftlihen Haufes angemeffenen Kanzlei: Geremonielg 
bleiben einer demnaͤchſt erfolgenden befonderen Verordnung 
vorbehalten. 
$. 4. 
Nach $. 4 werden bei einem Sterbfalfe alle öffentlichen 
Luftbarfeiten in den fürftlichen Befigungen bis nach Beendi- 
gung des Zrauer » Gottesdienftes eingeftellt werden. 


%. 5 
Iſt von diefem $. in der Deklaration unter V. nicht vers 
fhieden. $. 6. 


Wenn gleich nach den Grundfägen des Württembergi- 
fchen Staats-Rechts das. volle Württembergifche Staates 
Bürgerrecht nicht neben dem in einem anderen Staate aus— 
geübt werden kann, fo foll doch, in Betracht befonderer, 
bei dem fürftlichen Haufe eintretender VBerhältniffe, dem: 
felben geftattet feyn, rüdfichtlich der Befigungen, wodurch 
dasfelbe zu Unferem Staate und zu anderen Staaten des 
beutfchen Bundes in dem Unterthan-Berhältniffe ftcht, das 
volle Württembergifche Staats: Bürgerrecht neben dem in 
anderen zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten auszuuͤ— 
ben und an der Landftandfchaft verfaffungsmäßigen Antheil 
zu nehmen, infofern legtere den gleichen Grundfag gegen 
das Königreih Württemberg anerkennen. 

$. 7 und, 8. 

Diefe gg. flimmen mit den 66. 6 und 7 der Deflaras 
tion unter V. überein, nur daß im $. 7 (dort S. 6) von 
Erbeinigungen im Allgemeinen,. ohne eine beftimmte anzus 
führen, geredet wird und der Echluß des $. 8 (dort $. 7) 
fo ift: Sn Anfehung der Eheberedungen und anderer Hands 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche die fürftlis 
chen Familien» Glieder betreffen, wird ein Gleiches zuges 


ftanden. 
$. 9 bis S$. 15. 


Diefe SS. flimmen mit den SS. 8, 9 bis S. 14 der Detla⸗ 
ration unter V. überein, nur daß im $. 13 (dort $. 12) feſt⸗ 
gefegt wird, daß die von dem Fürften bewohnten Schlöffer, 
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Nothfälle ausgenommen, von der Einquartierung der Eds 
niglich Württembergifhen, fo wie auch der fremden Zrup: 
pen befreit feyn follten. 

| $. 16. 

Die fürftlihen Grundholden koͤnnen bei Vollziehung 
diefer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Uns 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmts 
gung vorzulegenden Vorhalts an die DObliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfchaft haben. Ein Gleiches kann bei jeder fünf; 
tig in der Perfon bes Fürften eintretenden Veränderung 
ftattfinden und gefchieht durch die fürftlichen Polizei: Bes 
amten und im Falle folhe nicht angeftellt wären, durch 
die Föniglichen Ober⸗Amtmaͤnner. 

$$. 17 und 18. 
find mit den SS. 15 und 16 der Deklaration unter V. 


übereinftimmend. 
1. Rechts⸗Pflege. 


Da biefer zweite Abfchnitt mit dem unter diefer Rus 
brik vorfommenden Abfchnitt in ber Deflaration unter VI. we, 
gen des fürftlichen Hanfes Hohenlohe + Waldenburg » Bar; 
tenftein » Sartberg faft ganz übereinftimmt, fo werden mit 
Beziehung auf diefe Deklaration hier nur die vorfommens 
den Berfchiedenheiten bemerkt werben. 

$$. 19 und 20. 

- Diefe zwei $$. flimmen mit den $$. 19 und 20 der Des 
klaration unter VI. überein. Hier hat jedoch ders. 20 noch fol, 
genden Zufag: Diefelben Grundfäge finden auch auf dies 
jenigen. Befigungen Anwendung, welche dem Fürften in 
ungetheilter Gemeinfhaft mit dem fürftlichen Haufe Hohen⸗ 
* ⸗Kirchberg zuſtehen. 

$. 21 big $. 24. 
Diefe HS. flimmen mit diefen 66. in der Deflaration 
unter VI. überein. 
$. 25 bis $. 28. 
Diefe SS. ſtimmen mit den SS. 23, 24, 25 und 26 der 
9» 


900 


Deklaration unter V. und den SS. 25, 26, 27-und 28 der 
Deflaration unter Vi. überein. 
| $. 29. | 

Diefer $. ift mit diefem $. in der Deklaration unter 
VI. gleichlautend. 

111. Polizei-Verwaltung. 
| $. 30. 

Die Municipal» Verwaltung in den fürftlihen Be, 
figungen muß der im übrigen Theile des Königreichs voͤl— 
lig gleich feyn. 

Die Eintheilung der Oberamts » Bezirfe und der Ber 
band der Amts- Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung ber Polizeis und ber 
Suftiz- Verwaltung muß aud in ben fArftlichen Befiguns 
gen durchgeführt werden, . 

Sufofern in der Folgezeit vieleicht eine andere Ger 
biets » Eintheilung des Koͤnigreichs flattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wuͤnſche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürftlicher Dberamtsd »Bezirfe und 
auf die Uebertragung der Unferen Föniglichen Amtmännern 
zuftändigen Befugniffe auf letztere, durch einen aufferers 
dentlichen und widerruflichen königlichen Auftrag, den Um⸗ 
ſtaͤnden nach, NRüdficht zu nehmen. Inzwiſchen aber follen 
alle diejenigen Amts» Körperfchaftslaften, welche ſich etwa 
als ſolche ausweifen, die den färftlihen Gemeinden ganz 
fremd find, ausgefchieden und jene Gemeinden von her 
Theilnahme daran frei gelaffen werden. 

$S. 31. | 

Diefer g. ift mit dem $. 30 der Deflaration unter V. gleich» 
lautend, nur daß bier am Ende anjtatt auf die Sg. 19 und 
26, auf die 66. 21 und 23 Beziehung genommen wird. 

$. 32. 

Die fürftlichen Polizei-Amtsbezirke müffen mit den Ge; 
richte » Bezirken ($. 20) gleichfoͤrmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Vereinigung des Fürften mit den uͤbri⸗ 
gen fuͤrſtlich Hohenloheſchen Häufern zu Bildung gemein 
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fchaftlicher Amts, Bezirke, finden diefelben Grundfäge, 
welche deßfalls im Abfchnitte von der Rechts s Pflege auf: 
geftellt find ($. 20), analoge Anwendung, namentlich auch 
in Beziehung auf die Befegung der Stellen, Aufftellung 
eines Gefammtvertreters, welcher zugleich die dem Fürften 
in $. 36 eingeräumten Befugniffe auszuüben bat, die Eins _ 
fegung in die Ausuͤbung der Polizei» Verwaltung und bie 
Wiederauflöfung einer geftatteten zen 
$. 33 bis $. 

Dieſe gg. flimmen mit den Sg. = 33 bi 39 der Des 
Haration unter V. im Ganzen überein, nur daß der $. 40 
bier fo gefaßt ift: 

Die Aufnahme der fürftfihen Schlöffer und ber von 
den fürftlichen Nentämtern zu unterbaltenden Kirchen = Ge- 
bäubde in dig Feuer » Verfiherungsanftalt wird auf Verlans 
gen des Fürften von Uns im verfaffungömäßigen Wege bes 
willigt werben. 

IV. Runge in KRirhens und Shul:-Saden, auch 
uͤber milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42. 
 Diefe find von ben Sg. 40 und 41 der Deflaration un⸗ 
ter V. nicht verfchieden. 


* 


Das Patronat-Necht wird dem Fuͤrſten, wo und wie 
er folches bergebracht bat, belaffen. Wo die mit den Des 
fanaten verbundenen evangelifchen Stadt » Pfarreien zur 
Ernennung des Fürften ftehen, werben die zu legtgebadh- 
ten Stellen Präfentirten immer von Uns zu Defanen er⸗ 
nannt werden, fobald fie die gefeglich erforderliche Befaͤ⸗ 
bigung nachzumweifen im Stande find. 

Sn den ſaͤmmtlichen Befigungen des Fuͤrſten von Ho» 
henlohe follen fünftig vier DefanatsAemter ihren beftändis 
gen Sitz haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen » Patron verbleibt 
in der bergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu präs 


\ 
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fentiren, wird von dem Fürften, wo und wie er ed her⸗ 
gebracht hat, ausgenbt. 
V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 
Dieſer fuͤnfte Abſchnitt ſtimmt mit dem unter dieſer 
Rubrik vorkommenden Abſchnitt der Deklaration unter VI. 
wegen des fuͤrſtlichen Hauſes Hobenlohe-Waldenburg-Bars 
tenftein-Sartberg faft ganz überein; in Beziehung auf die 
%rwähnte Deklaration werden deshalb hier die vorfommens 
den Verfchiedenheiten bemerkt. Dasfelbe gilt von dem ſechs⸗ 


ten Abi DH. 
$. 44. 


Diefer $. ift von dem $. 44 ber Deklaration unter VI. 
‚nicht verfchieden ; hat jedoch noch folgende Zufäge: 

Unter analoger Anwendung der im $. 20 bezeichneten 
Bedingungen wird übrigens bem Fürften geftattet, fi) mit 
andern fürftlich Hohenloheſchen Haͤuſern über "gemeinfchnfts 
liche Korft : Berwaltungsbezirfe zu vereinigen ; 

Bie dießfallfigen Grundfäge finden auch auf bie, dem 
Kürften im ungetheilter Gemeinfhaft mit dem fuͤrſtlichen 
Hauſe Kirchberg zuſtehenden Beſitzungen Anwendung. 

$. 45 bie 51. 

Diefe ftimmen mit den fo bezeichneten SS. in der Des 
klaration unter VI. überein. 

VI. Allgemeine Beftimmungen binfidhtlid ber 
Ausübung der Gerihtsbarkfeit, Polizeisders 
waltung, Forſt- und Jagd- Polizei. 

$. 52 big $. 59. 

Diefe Sg. find mit den fo bezeichneten SS. in der Des 
flaration unter VI. gleichlautend. 

vll. Eigenthums- und gutsherrlihe Nedte. 

$. 56. 

Dieſer $. ift von dem g. 49 der Deflaration unter V. 
nicht verfchieden; der Schluß desfelben ift jedoch fo: das 
Zehntrecht von Neubrüchen wird dem Fürften in demfelben 
Umfange, wie er es im Jahre 1806 BR und befefr 
fen hatte, wieder eingerdumt. 
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$. 57. 

Diefer 5. ftimmt mit dem $. 50 der Deffaration unter 
V. überein, hat aber noch folgenden Zufag : 

Desgleichen follen Trennungen zuſammengeſetzterBauern⸗ 
Lehen und Fonfolidirter Höfe nie cher ftattfinden,, als bie 
ber betreffenden fürftlichen Behörde Die Anzeige gemacht, 
die Zahlung der berfömmlichen Konceffiond s Gebühren ges 
leiftet und ber ungeftörte Genuß der fürftlidhen "Eigen, 
thums/⸗ Rechte hinlaͤnglich gefichert ift. 

$$. 58 und 59. 

Diefe Ss. ftimmen im Ganzen mit den 66. 51 und 52 
der Deflaration unter V. überein. 

Nah 6. 55 können der Fürft und die Mitglieder feis 
ner Familie den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen 
Vermögens in Geld ungehindert und ohne Abzug ins Aus⸗ 
land beziehen. 

VIII. Befteuerung. 
$. 60 bie $. 63. 

Diefe Ss. ftimmen mit den 66. 53, 54, 55 und 56 ber 
Deklaration unter V. überein; nur bat ber $. 56 noch fol« 
genden Zufag: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Vieh— 
ſeuchen durch die, unter der Leitung Unſeres Medicinals 
Kollegiums, den Föniglichen Oberämtern und Gefundheitg; 
Beamten obliegenden allgemeinen Beranftaltungen und das 
mit verbundenen Verrichtungen ($. 35 lit. n) in den fürfts 
lichen Amts» Bezirken veranlaßt werben, trägt in gleicher 
Art, wie ed gegenüber von den Föniglichen Oberämtern der 
Fall ift, die Staatskaſſe. 

j $. 64. 

Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentlis 
chen Laften eine Amts + Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hiervon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Intereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be: 
vollmaͤchtigten hierzu abordnen zu können. Auch wird ihm 
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jederzeit geftattet, von den bei der Pepartition, nament⸗ 
lich bei den Kriegsfoften-Umlagen, zu Grund gelegten Dos 
fumenten Einficht zu nehmen, oder nehmen zu laffen. 


$. 65. | 
Diefer $. ift von dem $. 57 ber Deflaration unter V. 
nicht verschieden. 
IX. Lebens: Berbältniffe. 


$$. 66 und 67. 
ſtimmen mit den SS. 58 und 59 der Deflaration unter 


V, überein. 
X. Diener: Verhältniffe. 


6 
Die zwei erften ————— find mit den im $. 60 
der Deflaration unter V. enthaltenen übereinftimmend; 
unter 3) und 4) wird aber Folgendes verfügt: 

3) Die unter gleichen VBerhältniffen mit Unferen Staates 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei und 
Forſtbeamten baben den Rang unmittelbar nad) Uns 
feren Föniglichen Beamten gleicher Kathegorie und find 
auch binfichtlich des Gerichtöftandes diefen gleichgeftellt. 

4) Diejenigen fürftlichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staats: Dienfte, von 
ber Gerichtöbarfeit der Orts» Obrigfeit erimirt feyn 
würden, genießen diefelbe Eremtion und find der Ges 
rihtsbarfeit Unferer Oberamts » Gerichte, zutreffenden 
Falld der fürjtlichen Amts: Gerichte, untergeordnet. 
Nach diefer Unferer Erklärung haben fih nun alle koͤ— 

niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 

Beurtheilung der ſtaatsrechtlichen Berhältniffe des fürftfi- 
hen Hauſes Hohenlohe⸗Langenburg in — — Faͤl⸗ 
len genau zu achten. 

X. Deflaration °') wegen ber Rantsregtlihen 
Berhältniffe des fürftlihen Haufes Wald» 
burgs»Zeil-Trauhburg vom 16. Februar 1826. 

I. Perfönlihe Borzüge, allgemeine Rechte 


1) Regierungs : Blatt dus Königreich —— vom 25. 
Februaar 1826. Nr. tt. 
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nnd Verbindlichkeiten des fürftliden 
Hauſes. 
$$. 1 und 2. 

Diefe zwei SS. flimmen mit der Deklaration unter V. 

überein. 
$. 3. 

Dem Haupte des fürftlichen Haufed kommt das pra⸗ 
dikat „Durchlaucht“ zu. 

Die naͤheren Beſtimmungen eines der Ebenbuͤrtigkeit 
des fuͤrſtlichen Hauſes angemeſſenen Kanzlei⸗Ceremoniels 
bleiben einer demnaͤchſt erfolgenden beſonderen Verordnung 
vorbehalten. 

$$. 4 und 5. 

find von diefen SS. in der Deflaration unter V. nicht 

verfchieden. 
$. 6 

ift ebenfalld mit dem erften Theil diefes S. in der Des 
Haration unter V. gleichlautend; der zweite Theil, welcher 
fih nur auf das Gefammt »Haus Hohenlohe bezieht, faͤllt 
natürlich hier weg. Diefe Beſtimmung enthält übrigens 
der $. 7. | 

Der $. 8 (in der Deflaration unter V. $. 7) endigt ſich 
bier fo: In Anfehung der Eheberedungen und anderer Hands 
Iungen ber freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die fürftlis 
chen Familien: Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugefländen. 

E sg. 9. — 12. 

Diefe SS. find mit den 66. 8, 9, 10 und 11 der Der 

klaration unter V. übereinftimmend. 
$. 13. 

Nach diefem $. (dort S. 19) follen die von dem Fürs 
fien bewohnten Schlöffer — Notbfälle ausgenommen — von 
der Einquartierung der Württembergifchen fo wie ber frem⸗ 
den Truppen befreit bfeiben. 

$$. 14 und 15. 

find von den SS. 13 und 14 der —— unter V. 

nicht verſchieden. 
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$. 16. \ 

Die fürftlihen Grundholden Können bei Volziehung 
diefer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Un: 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmis 
gung vorzulegenden Vorhalts an die ObliegenheitenFund 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfchaft haben. | 

Ein Gleiches kann bei jeder Finftig in der Perſon des 
Fürften eintretenden Veränderung ftattfinden und gefchieht 
durch die fuͤrſtlichen Polizei: Beamten und im Falle ſolche 
nicht angeftellt wären, durch die Föniglichen Ober» Amt: 
männer. 

$. 17 und 18. 

find mit den $$. 16 und 17 der Deklaration unter V. 

uͤbereinſtimmend. 


IH. Rechts-Pflege. 


Da dieſer zweite Abſchnitt von dem unter dieſer Rubrik 
vorkommenden Abſchnitt in der Deklaration unter VI. wegen 
der ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des fürftlichen Hauſes Ho 
benfobe - Waldenburg - Bartenftein- Sartberg fehr wenig vers 
fhieden it, fo werben in Beziehung auf die erwähnte De: 
Haratien bier die vorfommenden Berfchiedenheiten bemerft 
werden. | 
89. 19 und X. 

find mit den jo bezeichneten SS. der Deflaration unter 
VI. uͤbereinſtimmend. 

6. 21. 

In dem zum Gemeinde-Bezirk Eſchach, neben den fürft- 
lich Waldburg-Zeil-Trauchburg'ſchen Befigungen auch noch 
gehoͤrigen fuͤrſtlich Waldburg⸗Zeil-⸗Wurzach'ſchen Höfen Lans 
genſteig und Neſtbaum wird die Gerichtsbarkeit von dem— 
ſelben fuͤrſtlichen Gerichte, welchem jene untergeordnet wer; 
den, infofange, bis deßhalb eine endliche Feftfegung und 
Ausgleichung erfolgt feyn wird vermöge .befonderer Dele: 
gation des Stante gleichfalls ansgeuͤbt. 
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$. 22 bis $. 25. 

Diefe $$. find von den fo bezeichneten ſechs 88. in der 
Deflaration unter VI. nicht verfchieden. 

Eben dieſes gilt von den $$. 26, 27, 28 und 29. 

111 Polizei: Bermwaltung. 
SG. 30. 

Die Municipal-Verwaltung in den fuͤrſtlichen Be— 
ſitzungen muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs voͤllig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung ber Ober-Amtsbezirke und der Vers 
band der Amts» Körperichaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfag der Trennung der Polizei s und der Juſtiz— 
Derwaltung muß auch in den fürftlihen Befigungen durch— 
‚geführt werden. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biets - Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, anf die Winfche des Fürften in Beziehung 
anf die Bildung eigener fürftlichen Oberamts-Bezirke und 
avf die Hebertragung der Unſeren koͤniglichen Oberaͤmtern 
vorzugsweife vor den fürftlihen Amtmännern zuftändigen 
Befugniffe auf lehtere durch einen aufferordentlichen und 
widerruflihen Auftrag, den Umftänden nah, Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts-Koͤrper— 
ſchafts-Laſten, welche fich etwa als ſolche ausweiſen, die 
den fürftlichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, 
und jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelafs 
fen werden. 

$. 31. ’ 

E83 wird dem Fürften geftattet, zu Ausübung der nie— 
beren Polizei an den Orten, wo er bie Gerichtsbarfeit 
auszuüben bat, einen Polizei» Beamten zu ernennen, wels 
cher binfichtlich feiner Dienftverhältniffe, namentlich der Bes 
fähigung, Befoldung, Annahme und Entlaffung, Unferen, 
Föniglichen Ober s Amtleuten gleich zu fegen ift, unmittelbar 
unter der Kreis-Regierung fteht und Amtmann genannt wird. 
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Ausnahmsweiſe wirb dem Fürften nadhgelaffen, infos 
fern ein Polizeis Bezirk eine Volksmenge von 4000 Seelen 
nicht überfteigt, für denfelben einen Polizei» Beamten mit 
einer Befoldung von 900 fl. theils in Geld, theild in Nas 
turalien, neben ber freien Wohnung, zu beftellen. 

Die Prüfung der fürftlichen Polizei: Beamten, gleich, 
wie deren Verpflichtung, fteht der Eöniglichen Stelle zu, 
welcher die Prüfung und Verpflichtung der Töniglichen Ober: 
Amtleute obliegt. | | 

Sn den beiden Höfen Langenfteig und Neftbaum, wo 
nach F. 21 die Gerichtsbarkeit dem fürftlichen Amts⸗Gerichte 
belegirt wird, fol dem fürftlichen Polizei, Amte auch die 
Polizei: Verwaltung delegirt werden. 

Ebenfo findet der $. 28 Anwendung auf bie Laften 
und Gefälle, die als Folge und Ausflug der fürftlichen 
Dolizeis Befugniffe zu betrachten find. 


$. 32. 

Die fürftlihen Polizei-Amtsbezirke müffen mit den 
Gerichts » Bezirken ($. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Vereinigung des Fürften mit den übris 
gen fürftlich Waldenbnrgifchen Häufern zu Bildung gemeins 
fhaftlicher Amts » Bezirke, finden diefelben Grundfäge, 
welche deßfalls im Abfchnitte von ber Rechtspflege aufges 
ftellt find ($. 20) analoge Anwendung, namentlicd auch in 
Beziehung auf die Belegung der Stellen, Aufftellung eines 
Gefammtvertreterd, welcher zugleich die dem Fürften im $. 
36 eingeräumten Befugniffe auszuüben bat, die Einfeung 
in die Ausübung der Polizei Verwaltung und die Wieders 
auflöfung einer geftatteten Vereinigung. 

| $. 33 bis 6. 40. 

Diefe SS. flimmen mit den SS. 32, 33 —$.39 der Der 
Haration unter V. überein, nur daß der $. 40 hier fo gefaßt ift: 

Die Aufnahme der fürftlihen Schlöffer und der von 
ben fürftlihen Nentämtern zu unterhaltenden SKirchenge: 
bäude in die Feuer» Berficherungsanftalt wird auf Verlan: 
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gen des Fürften von Uns im verfaffungsmäßigen Wege 
bewilligt werben. 


I. Auffiht in Kirhen» und Schul» Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$.41 bis $ 43, 
Diefe SS find von den SS. 40, 41 und 42 der Deflas 
ration unter V. nicht verfchieden. 
V. Forfi-Gerihtsbarfeit und Forſt-Verwaltung. 
Diefer fünfte Abfchnitt ſtimmt mit dem unter diefer Rus 
brik vorfommenden fünften Abfchnitt der Deklaration unter 
VI. überein; nur der $. 44 (dort $. 43) bat noch folgen» 
den Zufaß: Unter analoger Anwendung der im $. 20 bes 
zeichneten Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftats 
tet, ſich mit anderen fürftlih Waldburgifchen Häufern über 
gemeinfchaftliche Forftverwaltungs-Bezirfe zu vereinigen. 
VI. Allgemeine Beftimmungen binfihtlih der 
Ausübung ber Gerichtsbarkeit, PolizeisBer 
waltung, Forfts und Sagb» Polizei. 
Diefer fechste Abfchnitt ftimmt ganz mit dem unter dies 
fer Rubrif vorfommenden Abfchnitt in der Deklaration uns 
ter VI. überein. 


VI. Eigenthums- und grundberrlihe Rechte, 
$. 56 und 57. 

Diefe beiden SS. flimmen im Ganzen mit den SS. 49 
und 50 ber Deflaration unter V. überein; nur fchließt fich 
ber $. 57 bier fo: 

Dagegen wirb Die Aufhebung ber Leibeigenfchaft und 
die Verwandlung der ungemeffenen Frohnen in gemeffene, 
fhon jeßt, jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung 
des Fürften wegen der Entfhädigung und anderer Beftims 
mungen näber feitzufegenden Modalitäten eintreten können. 

$. 58. 

Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie Fönnen 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 
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$. 99. 
Diefer F. ift mit dem $. 52 der Deklaration unter V. 


gleichlautend. 
VII. Befteuerung. 


$. 60 — $. 69. 

Diefe 66. find von den $$. 53, 54, 55 und 56 ber 
Deklaration unter V. nicht verfchieden; der $. 63 hat nur. 
nod) folgenden Zufaß, der in dem $. 56 fehlt: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch die, unter der Leitung Unferes Medicinal:Kol: 
legiums, den Eöniglichen Oberämtern und Gefundheits-Be- 
amten obliegenden allgemeinen Beranftaltungen und damit 
verbundenen Verrichtungen (8. 33 lit. n) in den fürftlis 
chen Amts» Bezirken veranlaßt werden, trägt in gleicher 
Art, wie ed gegenüber von den koͤniglichen Oberämtern ber 
Fall ift, die Staats - Kaffe. 


| $. 64 
Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentli- 


chen Raften eine Amts» Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheifen, um 
den Berbandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Intereſſe hiebei wahren, oder einen befonderen Bevoils 
miächtigten hierzu abordnen zu fönnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Ne; 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dokumenten Einficht zu nehmen, ober neh— 
men zu laffeı. 


.: 65. 
Uebereinftimmend — * 57 der Deklaration unter V. 
IX. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$$. 66 und 67. 
Diefe $$. find mit den SS. 58 und 59 der Deflaration 
unter V. übereinftimmend. 
X. Diener: Berhältniffe. 


$. 68. 
Die zwei erjten Beftimmungen diefes $. fiimmen mit 
den im $. 60 der Deklaration unter V. vorfommenden überein. 
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Sodann wird verfügs: 

3) Die unter gleichen Verhäftniffen mit Unferen Staats: 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei: und Ferits 
Beamten haben den Nang unmittelbar nach Unferen fü, 
niglihen Beamten gleicher Kathegorie und find auch bins 
fihhtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgeftellt. 

4) diejenigen fürftlichen Privat» Diener, welche, ftäns 
den fie in derfelben Kathegorie im Staats» Dienfte, von 
der Gerichtsbarkeit der Orts ‚ Obrigfeit erimirt feyn wür- 
ben, genießen diefelbe Eremtion und find der Gerichtsbar: 
feit Unferer Dberamts » Gerichte, zutreffenden Falls der 
. fürftlichen Amts » Gerichte, untergeordnet. 


XI Berhältniffe der übrigen vormals reihsums 
mittelbaren Befigungen. 
$. 69. — 

Die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der, (in der Beilage 
II. benannten), von den, Cin der Beilage I. ?) bezeichneten), 
nach der Dertlichfeit getrennten, Beſitzungen des Fürften 
beftimmen ſich ganz nach dem Inhalte Unferer Erflärung 
über die ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des ritterfchaftlichen | 
Adeld vom 8. December 1821 mit der alleinigen Mopift: 
fation, daß die Erflärung wegen Ausübung der Nechte- 
pflege, Polizei: Verwaltung und Fort: Gerichtsbarkeit auc) 
in dieſen Befigungen nur an die oben $. 51 wegen der 
jtandesherrlichen Befigungen zugeftandene Frift von 3 Jah— 
ren gebunden ift, und rücjichtlich des Gerichtsftandes der 
dort angeftellten fürftlichen Diener die im vorhergehenden 
$. 68 Wr. 4 enthaltenen Beftimmungen ebenfalls Anwen: 
dung finden. 

Nach diefer Unferer Erflärung haben fich nun ale koͤ— 
niglihen Landesſtellen und Behoͤrden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftantsrechtlichen Verhältniſſe des fürftlis 
hen Haufes Waldburchs Zeil: Trauchburg in vorfommene 
ben Fällen genau zu achten, 


— — — — 


. 2) Bier findet die Anmerkung in der Note 2) S. 481 Anwendung. 
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Einige Tage nach der Deklaration unter X. erfchien 
folgende königliche Verfügung °): 

Da Wir dem Fürften Franz zn Waldburg-Zeil⸗Trauch⸗ 
burg rücfichtlich der von demfelben vorgetragenen befons 
deren Berhäftniffe gnädigft zugeftanden haben, diejenigen 
Rechte, welche ihm in den SS. 53 und 5+ Unferer Deflas 
ration vom 16. Februar d. J. für den Fall der Verzicht 
feiftung auf die Gerichtsbarkeit und Polizei: Verwaltung 
zugefichert worden find, in den in den Beilagen I. und 11.°) 
gebachter Deklaration bezeichneten Gemeinde » Bezirfen alds 
bald ausüben zu dürfen: fo fügen Wir folches andurd zu 
wiffen und befehlen Unferen Landeöftellen und Behörben 
ſich in eintretenden Fällen hiernach zu achten. 


XI. Deklaration *) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Berbältniffe des gräfliben Haufes Quads, 
Sony vom 8. May 1827. 


I. Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Berbindlichleiten bes gräflihen Hauſes. 
sg. 1 und 2. 
ſtimmen mit biefen zwei SS. der Deklaration unter V. 
überein. 
Der Graf nennt ih „Graf und Herr’ mit dem 
Prädifate: „Wir, wogegen fih die Nachgebornen nur 
des Titels eines Grafen zu bedienen haben. 
$. 3. 
Denfelben wird ein, ihrer Ebenbürtigkeit angemeffenes 
Kanzlei » Geremoniel ertheilt. 
Sn den Ausfertigungen Unferer königlichen Stellen wird 
im Ronterte demfelben das Präbdifat: „Der Hocdhgeborne 
Herr Graf’ gegeben werden. 
In ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unfe- 





2) Regierungs: Blatt für das Königreih Württemberg vom 25. 
März 1826 Nr. 15. 

3) Hier findet die Anmerkung in der Note 2) ©. 481 Anwendung. 

#) Regierunas-Blatt für das Königreich Württemberg vom 18. 
Map 1827 Nr. 18, 
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ven Geheimen Rath, oder an Unfere Miniſterien, oder an 
die übrigen höheren Landesftellen gerichtet find, muͤſſen fie 
fih nad) dem jetzt beftehenden Kanzlei-Ceremoniel achten. 


. 4. 

Was binfichtlich des —— und des Trauer— 
Gelaͤutes in der Deklaration unter V. beſtimmt iſt, iſt auch 
hier fuͤr die graͤflichen Ortſchaften verordnet. 

Die oͤffentlichen Luſtbarkeiten ſind in den graͤflichen 
Beſitzungen bis nach Beendigung der Exequien bei katholi— 
ſchen oder, des Trauer-Gottesdienſtes bei evangelifchen Mits 
gliedern des graͤflichen Hauſes, eingeſtellt. 

56. 5 und 6. 
ſtimmen mit dieſen zwei $$. in der Deklaration unter 


V. überein., auffer daß in dem $. 6 der nur auf das Ges 
fammt- Haus Hohenlohe Bezug habende Zufag fehlt. 

Die Sg. 7, S— 14 incl. find ebenfalls mit diefen Sg. 
in der Deklaration unter V. übereinftinmend. 


. 15. 

Die gräflichen Brundpofden koͤnnen bei Bollziehung dies 
fer Unferer Erflärung mittelft eine angemeffenen, Unferem 
Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmigung vor; 
zulegenden, Borhalts an die Dbliegenheiten und Pflichten 
erinnert werden, welche fie gegen ihre gräfliche Standes» 
berrfchaft haben. 

Ein Gleiches kann bei jeder Fünftig in der Perfon deg 
Grafen eintretenden Veränderung finttfinden und gefchieht 
durch die gräflichen Polizei» Beamten und im Kalle ſolche 
nicht angeftellt wären, durch die koͤniglichen Oberamtmänner. 


‚$$. 16 und 17. | 
Diefe $$. find mit den $$. 15 und 16 in der Deklara— 


tion unter V. gleichlautend. 
11. Rechts-⸗Pflege. 
§. 18 
Dem Grafen fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf» Rechtspflege in dem Umfange feiner oben bezeichs 
neten Befigungen in erfter Inftanz zu, welche zuſammen 
einen Gerichts » Bezirk bilden. 
33 
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Die Gerichtsbarkeit wird in den gräflichen Berichtes: 
Bezirken den Gefeßen des Königreiche gemäß und unabs 
haͤngig von jeber perfönlihen Einmifhung des Grafen 


verwaltet. 
$, 19 bis $. 26. 


Diefe SS. ſtimmen mit den SS. 20, 21, bie 27 der Des 
Haration unter V. überein. 

Der $.\28 in der erwähnten Deflaration fehlt hier. 

111. Bolizei- Verwaltung. 
se, 

Die Municipal Verwaltung in ben fürftlichen Befiguns 
gen muß der im übrigen Theile des Koͤnigreichs völlig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Ober» Amtöbezirfe und der Vers 
band der Amts - Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfag der Trennung der Polizeis und Juſtiz— 
Verwaltung muß auch in den gräflichen Befigungen durch» 
geführt werden. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biets s Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Winfche des Grafen auf die Bils 
dung eines eigenen gräflichen Ober» Amtöbezirtd und auf 
Uebertragung der Linferen Föniglichen Ober Aemtern vors 
zugsmweife vor ben gräflihen Amtmännern zuftändigen Ber 
fugniffe auf legtere, durch einen aufferordentlihen und wies 
derruflichen Auftrag, den Umftänden nach, Rüdficht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber ſollen alle diejenigen Amts⸗Koͤrperſchafts⸗ 
Laften, welche fich etwa als folche ausweifen, die den gräfs 
lichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, und jene 
Gemeinden von der Xheilnahme daran frei gelaffen werben. 

$. 25 | 

Diefer $. ift einfchließlich des Satzes: die Prüfung ber 
Holizeis Beamten, gleichwie deren Verpflichtung ꝛc., mit 
dem $. 30 der Deklaration unter V. übereinftimmend. Statt 
des hierauf Folgenden fteht Nachitehendes: | 

Endlich findet der $. 25 Anwendung auf die Laften 
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und Gefälle, die ald Folge und Ausflug der gräflichen Po, 
ligeis Befugniffe zu betrachten find. 
$. 29. 

Der gräfliche Polizei Amtsbezirt muß mit dem Ge⸗ 

richts⸗-Bezirk ($. 18) gleichfoͤrmig gebildet ſeyn. 
$ 30 bie $. 37. 

Diefe Sg. enthalten die nämlichen Beftimmungen wie 
die SS. 32, 33 bis 39 der Deklaration unter V. 

IV. Auffiht in Kirchen- und Schul⸗Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 
6.33 — $. 40. 

Diefe Sg. find mit den SS. 40, AL und 42 der Deflas 
ration unter V. gleichlautend. | 
V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forfi-Berwaltung. 

Ss. 4. 

Dem Grafen fiehen die Forft-Gerichtebarfeit, Forfts 
und Gagds Polizei und Forft « Verwaltung innerhalb feiner 
Befigungen in demfelben Umfange zu, wie er diefelbe zur 
Zeit feiner Unterwerfung unter die Staats - Hoheit rechts 


mäßig hergebracht hatte. 
$. 42. 


Die Forft- Gerichtsbarkeit fann entweder durch den 
. gräflichen Amts-Richter oder den Amtmann ausgeübt werden. 
Wird auf die Forft- Gerichtsbarkeit Verzicht geleiftet, 
oder feiner jener Beamten angeftellt; fo bleibt diefelbe dem 
betreffenden föniglichen Forftamte überlaffen. 
$. 43. 

Die von der gräflichen Amts-Stelle innerhalb der Grenze 
ber Straf Befugniß Unferer Forſt-Aemter angefegten Forfts 
und Jagd » Strafen werden für den Grafen eingezogen, ins 
fofern nicht andere Befiger oder Gemeinden nach ben Lagers 
Büchern oder einem anderen Rechtes Titel auf den Bezug 
Anfpruch baben. 

Im Falle der Ausuͤbung des Straf⸗Rechts durch Unfer 
Forfts Amt hat der Graf die wegen Beeinträchtigung bes 
Bald» ie und der Wald» Kultur in feinen eigen» 

33 * 
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thuͤmlichen Waldungen angefegten Strafen wie bieher au 


beziehen, 
$. 44. 


Sn Betracht, daß der Forft» Bezirk des Grafen nur 
eigenthuͤmliche gräflihe Waldungen begreift, wird dem Gras 
fen geftattet, die Forft- und Jagd» Polizei ſowohl als die 
Forft- Verwaltung Cohne Straf-Recht) durch einen als 
Privatdiener anzuftellenden Nevier-Förfter ausüben zu laſſen. 

Die Föritersftelle darf mit der eines Nentbeamten ver: 
einigt werden, wenn legterem nicht zugleich die Stelle eis 
ned Amtmanns übertragen ift. 

$. 45. 

Eowohl bei Ausübung der vorgedachten Eerechtfame, 
als auch in Anfehung der zum Behufe des Waldfchußes zu 
treffenden Vorkehrungen haben fich die gräflihen Forfti-Be- 
börden nach den beftehenden oder Fünftig zu 
Gefegen und Verordnungen genau zu adıten. 

In Beziehung auf die Ausübung der Forft- Gerichis⸗ 
barkeit iſt der graͤfliche Amts-Richter oder Amtmann Uns 
ſerer höheren Forſt-Behoͤrde (Kreis-Finanzkammer) unmit—⸗ 
telbar untergeordnet. 

Der graͤfliche Revier-Foͤrſter hingegen ſteht jedenfalls 
unter Unſerem betreffenden Forſtamte, welches auch den— 
ſelben, fo wie das etwa weiter angeſtellte Schutz⸗- und 
Sagd:Perfonal, auf die Landed:Gefege zu verpflidten hat. 

$. 46. 

. Die gräflichen Forft = Behörden haben die Verbindlich— 
feit, Unferen, ihnen vorgefegten Behörden alle geforber; 
ten Nachrichten puͤnbktlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holzberichte, 
kann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 

Für die oberforfteiliche Aufficht hat der Graf aug feinen 
Waldungen unter feinem Titel etwas zu entrichten. 

$. 47. 

Waldreutungen find dem Grafen in. feinen Waldungen 

eben fo wenig, als anderen Staats » Angehörigen, ohne bes 
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fondere Legitimation Unferer höheren Forft» Behörde ers 
laubt. 

VI. Allgemeine Beſtimmungen hinſichtlich ber 
Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit, PolizeisBer 
waltung, Forſt- und Jagd-Polizei. 

$. 48. 

Der Graf hat laͤngſtens innerhalb drei Sahren, vom 
Tage diefer Unferer Deklaration an, bei Unfern Minifterien 
der Zuftiz, des Innern und ber Finanzen eine Erklärung 
einzugeben, ob und im welcher Art er die Gerichtsbarkeit, 
Polizei: Berwaltung, Forjt » Gerichtsbarkeit und Forſt- und 
Sagd» Polizei, oder nur das eine oder das andere diefer 
Rechte, unabhängig von den übrigen, auszuuͤben Willens fey. 

Sobald der Graf fih für die Ausübung erflärt, und 
die Erfüllung der gefelichen Vorbedingungen nachgewiefen 
haben wird, fol fofort aud die Einfegung erfolgen, und 
Unfere Bolziehungs- Verordnungen, für die fürftlichen Haus 
fer Thurn und Taxis und Hohenlohe » Bartenftein werden 
im Allgemeinen als Anleitung und Norm für die Einfeßung 
dienen. 

Die Unterlaffung vobgedachter Erklaͤrung ſoll einem 
foͤrmlichen Verzichte gleich geachtet werden. 


. 49. 
Sm Falle der Berzlibtung er die Gerichtsbarkeit 
wird dem Grafen neben der durch die neue Gefeßgebung 
ohnedies bemwilligten Gleichftellung mit den Kameral⸗-Aem⸗ 
tern in Beziehung auf das Vorzugs-Recht der Real, Ge: 
fälle und der aus dem Neal» Berbande fchnldigen Leiftuns 
gen in den Gantungen der Gefällipflichtigen 
a) die Befugniß eingeräumt, gleich Unferen föniglichen Ka— 
meralbeamten, alle gutsherrlichen Einfünfte und Leiſtun— 
gen, mit Ausfchluß der mit der Gutes» Verwaltung in 
feiner Verbindung ftchenden Privat: Forderungen, den 
gegenwärtigen oder Ffünftigen " gefeglichen Bejtimmun- 
gen gemäß, en beizutreiben ; desgleichen wird 
ihm 
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b) auf dem Bermögen feiner-Beamten und Bermwalter 
wegen aller aus der Guts + Verwaltung entipringenben 
Berbindlichkeiten eben dad Vorzugs-Recht, welches den 
Gemeinden zuſteht, eingertumt. 


50. 

Sm Falle der ——— auf die Polizei-Verwal—⸗ 
tung werden dem Grafen folgende Rechte zugeſichert: 

a) innerhalb feiner Schloßgebaͤude und des Umkreiſes ders 
felben, fo wie in dem dazu gehörigen Schloß: Garten, hat 
er das Recht der niederen Polizei, mit der Befugniß, 
Strafen bis auf einen Fleinen Frevel anzufegen und 
den Betrag für fich einzuziehen. 

Er ift jedoch Hinfichtlich der Ausübung diefed Nechte 
Unferer vorgefeßten Föniglichen Kreis » Negierung verant— 
wortlich und unmittelbar deren Aufficht unterworfen, auch 
fieht dem Geftraften gegen die Straf-Anfäge ꝛc. die Berus 
fung an jene Gtelle offen. 

In Beziehung auf die Feuer: Polizei find feine Woh⸗ 
nungen der Viſitation der Ober-Feuerſchau unterworfen, 
welche ihm uͤber die erfundenen Maͤngel einen Auszug aus 
dem Viſitations-Protokoll mitzutheilen, und wenn benfels 
ben nicht zu der gehörigen Zeit abgeholfen wird, eine Ans 
zeige bei Unferer vorgefegten Föniglichen Kreiss Regierung 
zu zeranlaffen bat; 

b) bat er die Befugniß, den Vogt: Ruggerichten, ben 
Kirchen-, Schul» und Medicinal » Bifitationen, fowie 
dem Abhören der Gemeinde s und Stiftungss Nechnun: 
gen, felbf& oder durch feinen Beamten, jedoch ohne ei: 
nige Koften » Aufrechnung, anzuwohnen. 

Auch fol ihm von allen auf die gedachten Gegenftände 
fi beziehenden Verfügungen, wenn er im Orte gegenwärs 
tig ift, oder feinem im Drte anwefenden Beamten, vor 
der Volßziehung Nachricht ertheilt werden ; 

e) fieht ihm die Ernennung der Orts-Vorſteher, nad 
Maßgabe der im $. 35 getroffenen Beflimmung zu; 

d) bei jeder Aufnahme eined neuen Bürgers oder Bei— 
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figers, fol mit dem Grafen, oder deſſen Beamten Ruͤck⸗ 
fprache genommen werben. 
Auch find die Erinnerungen deöfelben gehörig zu bes 
ruͤckſichtigen, oder im Anftandfalle Unferer höheren Fönigfis 
chen Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

Ebenfo ift Niemand in den Schuß aufzunehmen, ohne 
daß vorher der Graf, oder deffen Beamter, in gleicher 
Weife um feine — waͤre. 


Sm Falle der Bersichtleitung auf die Forſt⸗Gerichts⸗ 
barkeit d. h. auf das mit der Forſt- und Jagd⸗Polizei 
verbundene Straf⸗Recht, bleibt dem Grafen unbenommen, 
unter den Beflimmungen des S. 44 ff. für die Verwaltung 
feiner eigenthuͤmlichen Waldungen, und für die Beauffiche 
tigung diefer in forft> und jagbpolizeilicher Hinficht, einen 
Förfter anzuftelen, deffen Annahme und Entlaffung einzig 
von ben Beflimmungen des Dienft» Kontrafts abhängig ift, 
ober die Förftersftelle mit der eines Nentbeamtenzu vereinigen. 

VI. Eigenthbumg » und grundherrliche Rechte. 
. 52 bie $. 55. 

Diefe SS. find mit den SS. 49, 50, 51 und 52 (VL 

der Deflaration unter V.) übereinfiimmend; nur daß der 
Schluß des $. 50 (hier 53) fo gefaßt iſt: 

Dagegen wird bie Aufhebung der Leibeigenfchaft und 
bie Verwandlung ber ungemefjenen Frohnden in gemeffene 
fhon jegt, jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung 
des Grafen weaen ber Entfchädigung und anderer Beflims 
mungen näher fefizufegenden Modalitäten, eintreten koͤnnen. 

VIII. Beftcuerung. 
$. 56 big S. 59. 

Diefe SS. find mit den 66. 53, 5%, 55 und 56 vu. 
ber Deflaration unter V.) übereinftimmend; nur daß bier 
der $. 59 noch folgenden Zufag hat: 

_ Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehfen- 
hen durch Die, unter Leitung Unſeres Mebdicinal » Koles 
giums, den Fönigiichen Oberaͤmtern und Gefundheitd » Bes 
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amten obliegenden allgemeinen Beranftaltungen und damit 
verbundenen Berrichtungen in den gräflichen Amtes Bezirs 
fen veranlaft werden, trägt in gleicher Art, wie es ge— 
genuͤber von den koͤniglichen Oberämtern der Fall ift, bie 


Staats : Kaffe. 
' %. 0. 


Wenn wegen der den Grafen mitaugefenden öffentli- 
chen Laften eine Ant» Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sutereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be— 
vollmächtigten hierzu abordnen zu fönnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Re- 
partition, namentlich bei den SKriegsfoften-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dokumenten Einfiht zu nehmen, oder neh— 
men zu laffen. 

$. 61. 

ift mit Dem 8.57 der Deflaration unter V. übereinftimmenb. 

1X. Lebens» Berhältniffe. 


. 62. 

Die ——— Kaiſer und Reich, ſo wie 
von den aufgehobenen Stiftern, oder von fremden Lehen: 
Herren über die im SKönigreiche gelegenen Ichenbaren gräf- 
lichen Befigungen, ift an die Krone Württemberg überges 
gangen. Inſoweit der Graf dergleichen ald Unſer Bafall 
befist, hat er daher Unſere Lehens-Geſetze und Verord— 
nungen zu beobachten. 

Das frühere Herfommen fol jedoch dabei zur Norm 
dienen und gegen basfelbe Feine weitere Ausdehnung der 
lehenherrlichen Nechte oder vafallitifhen Verbindlichkeiten 
ftattfinden koͤnnen. 


Diefer $. fiimmt — dem $. 59 der mehrerwaͤhn⸗ 
ten Deklaration überctıt. 
X. Diener-Berhältniffe. 
$. 64. 
Auffer dem, was bereits im Einzelnen, binfichtlich der 
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gräffichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei: und Forſt⸗Ver⸗ 

‚waltung vorgefommen tft, wird insbefondere feftgefeßt : 

1) die gräflichen Diener im Juſtiz- und Polizeifache Föns 
nen nur Eingeborne oder naturalifirte Ausländer feyn. 

2) E8 wird dem Grafen nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemefjfene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
diefelbe zur Genehmigung bei Unferem betreffenden koͤ— 
niglichen Minifterium angezeigt, und damit das Tras 
gen der königlich) Württembergifchen Kofarde verbun- 
den werben. 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unferen Staates 
dienern angeftellten gräflichen Juſtiz-, Polizei und 
Forfibeamten haben den Rang unmittelbar nach Uns 
feren’ königlichen Beamten gleicher Kathegorie und find 
auch hinfichtlich des Gerichtöftandes diefen gleichgeftellt. 

4) Diejenigen gräflihen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staatsdienfte, von der 
Gerichtsbarkeit der Orts » DObrigfeit erimirt feyn wuͤr⸗ 
den, genießen diefelbe Eremtion und find der Gerichts 
barfeit Unferes Oberamts » Gerichts, zutreffenden Falls 
des gräflichen Oberamts-Gerichts, unterworfen. 
Nach diefer Unferer Erflärung haben fih nun alle fd- 

niglichen Landesitellen und Behörden in Beziehung auf die 

Beurtheilung der ftantsrechtlichen Verhäftniffe des gräfli- 

chen Haufes Kunde: Jeny in vorfommenden Fällen genau 

zu achten. 

XI. Deflaration ') wegen der ſtaatsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe des graͤflichen Hauſes Neipperg 
vom 19. May 1827. 

1. Perſoͤnliche Vorzuͤge, allgemeine Rechte 
und Verbindlichkeiten. 
6. 1 und 2. 
Diefe 66. find mit den zwei erſten SS. der Deflara- 
tion unter V. uͤbereinſtimmend. 


1) Resterungs: Bfe F a das Königreih Wirttemberg vom 1. 
Juni 1827. Nr. 
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$. 3. 

Sn den Augfertigungen Unſerer Föniglichen Stellen 
wird denfelben das Prädifat: „Hochgeboren (der Hochges 
borne Herr Graf) ‘’ gegeben. 

Sin ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unfe 
ren Geheimen Rath, oder Unfere Minifterien, oder an bie 
übrigen höheren Landesftelen gerichtet find, werben fie fich 
nach dem beftehenden Kanzlei » Geremoniel achten. 

$$. 4 und 5. 

Diefe SS. enthalten die nämlichen Beſtimmungen, wie 

die $S. 4 und 5 der Deklaration unter V. 
— $. 6. 

Der erbliche Antheil des gräflihen Hanfesd an der Land, 
ftandfchaft in der Kammer der Standesherrn hat bereits 
feine befondere Beftimmung erhalten, | 

Wenn gleich nach den Grundfägen des Württembergis 
ſchen Staatsrechts das volle Württembergifche Staats 
Bürgerrecht in der Regel nicht neben dem in einem anderen 
Staate ausgeäbt werden kann, fo fol doch, in Betracht 
befonderer bei dem gräflihen Haufe eintretenden Berbälts 
niffe demfelben geftattet ſeyn, rüdfichtlich der Befigungen, 
wodurch dasfelbe zu Unferem Staate und zu anderen Staas 
ten des beutfchen Bundes in dem Unterthan sBerbäftniffe 
ftehbt, das volle Wirrttembergifche Staats » Bürgerrecht nes 
ben dem in dieſen Bundes: Staaten auszuuͤben, infofern 
legtere den gleichen Grundfag gegen das Königreich Würts 
temberg anerfennen und fich zu der Aufftellung einer ges 
meinfamen Regel in Anfehung derjenigen ftaatsbürgerlichen 
Verpflichtungen, welche ihrer Natur nach nur eine einfache 
Erfüllung zulaffen, vereinigen werben. 

$$. 7 und 8. 
find von den SS. 6 und 7 der Deklaration unter V. nicht 


verfchieden. 
9 


$. 9 
In peinlichen Fällen tritt für ſaͤmmtliche Mitglieder der 
gräflichen Familie der privilegirte Gerichtöftand berfelben 
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bei Unferen Kreis » Gerichtshöfen ein, infolange wir nicht 
für dergleichen Fälle, mit Ausnahme der Militärs und ber 
in Unferem Civil» Staatsdienft begangenen Verbrechen, dem 
Haupte des gräflichen Haufes ein, nach dem Vorbilde des $. 
8 des koͤniglich Bayerifhen Edikts Beilage 4 zu Titel 5 der 
Bayerifchen Verfaſſungs-Urkunde ?), und unter Berücfichtie 
gung des Württembergifchen Staats » Organismus eingerichs 
tetes Gericht von Ebenbürtigen, oder von Richtern feines 
Standes, bewilligt haben werden. 

Der übrige Inhalt diefes S. ift mit dem des $. 8 ber 
Deklaration unter V. übereinftimmend. 


9% 10. 

Diefer $., der mit = $. 9 der Deklaration unter V. 
übereinftimmt, bat noch folgenden Zufaß: 

Wo die Familien» Gefege nicht entgegenftehen, bleibt 
es übrigens den Mitgliedern des gräflichen Haufes unbenoms 
men, eben fo wie andere Staatsbürger in den hierzu ſich 
eignenden Fällen in Gemäßheit der Landes »Gefege von To⸗ 
Deswegen zu machen. 


.11, 12 und 13. 
Diefe drei $$. FR von den $$. 10, 11 und 12 der Des 


Haration unter V. im Ganzen nicht verfchieden, nur daß 
hier nach $. 13 die von dem Grafen bewohnten Schlöffer 
von der Einquartierung der Fönigfich Württembergifchen und 
der fremden Truppen — ſeyn ſollen. 


14. 
Dem Grafen werden Fir feine Berfon und Familie die 


firchlihen Handlungen, als Privat-Trauungen, Taufen ꝛc. 
in feinen Schlöffern, im Allgemeinen, und ohne ihn an 
jedesmalige Dispenfations-Einholung zu binden, freigegeben. 


. 15. 

Der Graf if RR je feinen Beamten einen 
Dienft:Eid fi Teiften zu laffen. Bei Vollziehung diefer 
Unferer Erklaͤrung, fo wie bei jeder fünftig in der Perfon 
des Grafen eintretenden Veränderung fönnen die gräflichen 
Grundholden mittelft eines angemeffenen, Unferem Minis 

2) Siehe Seite 324 ff. 
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fterium des Innern zu vorgängiger Genehmigung vorzule— 
genden einfachen Vorhalts durch Unferen Oberamtmann an 
die in bdiefer Eigenfhaft gegen den Grafen obhabenden 
Berbindlichfeiten und Pflichten erinnert werden. 
11. Rechts⸗Pflege, 
§. 16. 

Nachdem der Graf auf die bürgerliche Gerichtsbarkeit, 
die ftreitige und willführfiche, verzichtet hatz fo find dem— 
felben neben der durch die neuere Geſetzgebung ohnedieg 
bewilligten Gleichſtellung mit den Föniglihen Kamerals 
Aemtern in Beziehung auf das VBorzugsrecht der Real:Ge- 
fälle und der aus dem Neal-Berbande fchuldigen Leiftun: 
gen in den Gantungen der Gefällpflichtigen, folgende 
Rechte eingeräumt: | 

a) die Befugniß, gleich Unferen Föniglihen Kameral: 
Beamten, die gutsherrlichen Einfünfte und Leiftungen 
mit Ausfchluß der mit der Guts-Verwaltung in feis 
ner Verbindung ftehenden Privat» Forderungen, ben 
gegenwärtigen oder fünftigen gefeglichen Beftimmungen 
gemäß, erefutorifch beizutreiben ; 
b) auf dem Bermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Guts-Verwaltung entfpringenden 

Derbindlichkeiten eben das Vorzugsrecht, welches den 

Gemeinden zufteht. 

Ill. Polizei-Verwaltung. 
S. 1 

Da der Graf bereits feine Entfagung auf die Polizeis 
Verwaltung erklärt bat, fo tritt derfelbe in folgende Be: 
fugniffe ein: 

Diefe Befugniffe find die nämfichen, wie fie im $. 54 
ber Deklaration unter VI. angegeben find. 
1V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 


$. 18. 
Die gräflichen Forft- Behörden haben nah Maßgabe 
ihrer Amts-Verhaͤltniſſe die Fort» Gerichtsbarfeit, Forit- 
und Sagd s Polizei und Forſt-Vexwaltung mit gleichen Bes 
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fugniffen, wie Unſere Königlichen und in dem Umfange 
auszuuͤben, wie ber Graf diefelben zur Zeit feiner Unter- 
werfung unter die Staatd- Hoheit rechtmäßig hergebracht 
batte, wogegen der Graf das zu Ausübung diefer Gerecht- 
fame erforderlihe Perfonal auf feine Koften zu beftellen 
bat; vorbehältlich jedoch der den Waldbefigern und Ges 
meinden in biefer Beziehung gefetlich obliegenden Berbinds 
lichkeiten. 

Insbeſondere wird dem Grafen, 'als widerrufliche Bes 
günftigung, die Befreiung des von ihm mit den Rechten 
eines Staatsdieners ‚aufzuftelenden Forft- Berwalters von 
der Unterordung unter ein Fönigliches Forft-Amt zugeltan, 
den, und find hiernach nicht nur die gräflichen Reviers 
Förfter den Föniglihen, fondern auch der von dem Grafen 
anzuftellende Forft-Berwalter einem Eöniglichen Oberförfter 
in Anfehung der Dienft- Befugniffe gleichgeftellt. 

$. 19. 

Diefer $. ift mit dem $. 44 der Deklaration unter V. 
übereinftimmend, nur daß, was die Verpflichtung bes gräf- 
lichen Forft- Perfonald betrifft, bier Folgendes beſtimmt 
wird: bie Verpflichtung des gräflichen Forft = Perfonals, 
welche namentlich auf Die Landes: Gefege auszudehnen ift, 
gefchieht, was den Forft-Berwalter betrifft, von der koͤ— 
niglichen Kreis -Finanzfammer,, die der Revier- Förfter, 
wie bes übrigen für das Forſt- und Jagdweſen angeftells 
ten Perfonals, bfeibt dem ohnehin in der Eigenfchaft eines 
Staatödieners angeftellten Forft-Berwalter hberlaffen. Dies 
fer ift aber gehalten, das Berpflichtungs » Protofoll hierüs 
ber an Unfere zuftändige Kreis: Finanzfammer einzufenden, 
welches bei dem niederen Schutz⸗ und Sagdperfonal nicht 
erforderlich ift. 

$. 20 bis $. 23. | 

Diefe 66. find mit den 66. 45, 46, 47 und 48 ber 
Deklaration unter V. übereinftimmend. 

Der $. 22 (dort 47) hat hier noch folgenden Zufag : 

Werden Wald» Frevler in den gräflichen Forſt-Bezir⸗ 
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fen von föniglichen Forftbedienten angetroffen; fo wirb zwar 
die Strafe von Unſerem Forjt:Amte angefest, der Betrag 
aber ift dem Wald» Eigenthimer, infoweit er es vorher 
hergebracht hat, nach Abzug der Anbringegebühr hinauss 


zugeben. 
: §. 24. 


Für die oberforfteiliche Aufficht hat der Graf unter 

feinem Titel etwas zu entrichten. 
6. 25. 

Der Graf wird binnen 3 Monaten bei Unſerem koͤ⸗ 
niglihen Finanz - Miniterium über die Erfüllung der ges 
fegfihen Borbedingungen zur Uebernahme der Forft- Ges 
richtebarfeit und Forſt- und Sagd» Polizei ſich ausweifen, 
worauf fofort auch die Einfeßung erfolgen fol. Die Uns 
terlaffung obgedachter Erklärung fol einem förmlichen Ber- 
zichte gleich geachtet werden. 

" $. 26. 

Würde der Graf ein ihm zuftändiges Forft- Amt läns 
gere Zeit unbefegt laffen, und der von Unferer vorgefeg- 
ten Stelle erlaffenen Aufforderung zur Befegung binnen 3 
Monaten nicht Genüge leiften, ohne dafuͤr hinlängliche 
Entjchuldigungs » Gründe anführen zu können, fo ruht das 
Ernennungsreht für diefen Erledigungsfall und Unſer Mis 
nifter der Finanzen hat für die vorfcehriftmäßige Befeßung 
ber Stelle Fürforge zu treffen. 

V. Eigenthums- und gutsherrlidhe Rechte, 

auch LchensPBerhältniffe. 
$. 27. 

Dem gräflichen Haufe werden in Nüdficht feiner uns 
ter die fönigliche Staats » Hoheit übergegangenen Befiguns 
gen alle diejenigen Nechte und Vorzüge zugefichert, welche 
aus deren Eigenthum und deffen ungeftörtem Genuffe hers 
rühren, und nicht zu der Staats⸗Gewalt und den höheren 
Negierungs » Rechten gehören. 

Die nad den früheren Organiſations-Beſtimmungen 
verfügte Ausſcheidung ber Iandesherrlichen und grundherrs 
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lichen Gefälle und Einkuͤnfte wird unter Verzichtleiftung des 
Grafen auf alle hieraus etwa abzuleitenden Entfchädigungs; 
Anfprüche gegen den Staat, aufrecht erhalten. Ruͤckſichtlich 
der Entfagung bes Grafen auf die Gerichtöbarfeit, fo wie 
der von ihm erflärten Bereitwilligfeit, nach bereits gefches 
hener Aufhebung der Leibeigenfhaft, «uch die gräflichen 
Aftivs Lehen gegen angemeffene Entfhädigung zu allodifici- 
ren und die ungemeffenen Frohnden in gemeffene zu verwans 
dein, wollen Wir demfelben auch die Freiheit vom Novals 
Zehnten für die von ihm felbft zur Kultur gebrachten Felder, 
fo fange fie fich in feinem Befige befinden werden, fo wie 
auch den Genuß desfelben an den Orten, wo er Univerfal; 
Zehntherr iſt, zugefianden haben; letzteren fo lange, als 
dieſe Abgabe überhaupt beftehen wird. 
| $. 28. 

Der Graf und die Mitglieder feiner Familie Finnen den. 
Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in Geld 
ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 

| $. 29. 

Der Graf hat, als Unfer Bafall, Unfere echen⸗Ge— 
ſetze und Verordnungen zu beobachten. 

Das fruͤhere Herkommen ſoll jedoch dabei zur Norm 
—— und gegen dasſelbe keine weitere Ausdehnung der 
lehensherrlichen Rechte oder der vaſallitiſchen Verbindlich— 


keiten ſtattfinden koͤnnen. 
F. 30. 


In Abſicht auf die uͤbrigen lehens- und gutsherrlichen 
Verhaͤltniſſe des Grafen werden die Lehenbriefe und Lager⸗ 
bücher, fo wie das unbeftrittene, einen Rechtstitel begruͤn— 
dende Herfommen, infofern die gegenwärtigen grundgeſetz⸗ 
lichen Beftimmungen nicht damit im Widerfpruche ftehen, 
bei Kräften erhalten. 

$. 31. 

Das Patronat-Recht und das der Präfentation der 
Schullehrer wird, wo und wie e8 hergebracht ift, von dem 
Grafen ausgeübt. 
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$. 32, 

Diejenigen gräflichen Privatdiener, — ſtaͤnden ſie 
in derſelben Kathegorie im Staats-Dienſte, von der Ge— 
richtsbarkeit der Orts-Obrigkeit eximirt ſeyn würden, ge: 
nießen dieſelbe Exemtion und find der Gerichtsbarkeit Uns 
ſerer Oberamts-Gerichte untergeordnet. 

VI. Beſteuerung. 
6. 33. 

Dieſer F. ſtimmt im Ganzen mit dem $. 53 der De; 
flaration unter V. überein, ſchließt ſich jedoch fo: 

Sm übrigen ift der Graf in Folge des $. 21 der Ders 
faffungs-Urfunde ?) zu einer gleichen Theilnahme an allen 
verfaffungsmäßig ausgefchriebenen und erhobenen allgemei; 
nen Landess Anlagen verbunden, auch allen Gefegen in 
Betreff der indireften Abgaben unterworfen. 


$$. 34 und 35. 
find von den SS. 55 und 56 der Deklaration unter V. 


nicht verfchieden. 
8 

So wie die Berechnung deſſen, was der Graf von 
feinen vormals ſteuerfreien Grundſtuͤcken nach der Repar⸗ 
tition der ihn betreffenden Anlagen zu entrichten hat, dem 
felben unmittelbar von dem Dberamte zugefchieft wird; fo 
bat er auch feine Schuldigfeit unmittelbar zur Oberamts- 
Pflege zu bezahlen, 

Wenn wegen der den Grafen mitangehbenden öffentlis 
hen Laften eine Amts » Berfammlung abgehalten wird; fo 
it demfelben hiervon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
ben Berhbandlungen felbft anwohnen und fein Sntereffe bies 
bei wahren, oder einen Bevollmächtigten hiezu abordnen zu 
koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit geſtattet, von den bei der Re; 
partition, namentlich bei den Kriegsfoften » Umlagen, zu 
Grunde gelegten Dofumenten Einfiht zu nehmen. 


$. 37. 
In Anſehung der vor dem Jahre 1806 gleich anderen 
3) Eiche Seite 167 9. 3. 
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bürgerfihen Gütern der gewöhnlichen Beſteuerung unters 
worfen gedefenen Grundftücde hat der Graf in feiner Bes 
jiehung, namentlich auch in Abficht auf Amts- und Kem— 
“ mun » Schaden , Ouartierd', Verbindlichfeit und andere 
ähnliche Real: Laften, irgend ein Vorrecht anzufprechen. 

$. 38. 

Wenn bei Militär - Einquartierungen. die Frage von 
Belegung gräflicher Gebäude ($. 12 und 36) iſt, fo fteht 
dem Grafen zu, burch feinen Beamten der QDuartierd-Aus, 
theilung beizumohnen. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben fih nun alle fös 
niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatörechtlichen Verhältniffe des gräffis 
then Haufes —— in vorkommenden Faͤllen genau zu 
achten. 


Fuünftes Kapitel. 
Groß herzogthum Baden. 
Indem man davon abfieht, was früher, vor Errich⸗ 


tung bes deutfchen Bundes, hinfichtlich der Standesherrn 
des Großherzogthums Baden verordnet worden war *), 


1) Proviforifche Verordnung die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der 
fubordinirten Fürften nnd Grafen betreffend vom 20. März 1807, 
Rheinbund. VII. 106 — Verordn. (oder drittes Konftitutionss 
Edikt) die Standesherrlichfeits : Derfaffung betr. vom 22, Juli 
1807. Rhein. Bund, MI. 321, XVII. 272, XXIV. 435, Ber: 
ordnung die Siegel der Staudesherrn get. vom 8. Oft. 1807. 
Drganifation für das Gryßherzogthum Baden vom 26. Novem: 
ber 1809, WBerordnung von 14..Mai 1813 betreffend dir Ein: 
ziehung aller ftandesherrlihen Obrigkeit in Kriminal- und Ci: 
vil, anch Rechts-, Kirchen und gemeinen Polizeiz, auch Re: 
gierungs: Sachen, in dem Regierungs: Blatt von 1813 Stück 
15. Bon Familien: Fideifommiffek, f. Bad. Landrecht von 1809 
Sat 577 ea ff. und DVerordn. vom 5. Juni 1808 $. 22 in dem 
Rhein. Bund, XXVIII. 123. Don ihrem Gerihtsftand f. Ders 
ordn. vom 8. Juni 1810, Vergl. auch Rhein. Band XXXV. 303, 
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wird bier nur von dem geredet werden, was feit dem Ab— 
fhluß bes deutfchen Bundes in diefer Beziehung in dem 
genannten Staate beftimmt wurde. 

Sn dem Großherzogthnume Baden find zwei Editte uͤber 
die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der Standesherrn, das eine 
vom 23. April 1818 und das andere vom 16. April 1819, 
erſchienen, beide jedoch ſind nicht zu Anwendung gekommen. 

Die erſte Verordnung ?) wurde der Bundes-Verſamm⸗ 

fung in der 22. Sitzung vom 4 Mai 1818?) mit folgen> 
der Erflärung übergeben: 
ESe. toͤnigl. Hoheit, der Großherzog, haͤtten —— 
dem Art. 14 der deutſchen Bundes-Akte auf eine Art Ge— 
nuͤge gethan, welche die allgemeinen Rechte Ihrer ſaͤmmt— 
lichen Unterthanen mit den Vorrechten der ehemaligen 
Reichsunmittelbaren moͤglichſt zu vereinigen vermoͤge. 

Der in der Bundes-Akte ſelbſt angegebene Geſichts— 
punkt der gegenwaͤrtigen Berhaͤltniſſe habe bei der Lage des 
Großherzogthums gegen benachbarte fremde Staaten, und 
bei dem eben ſo unverkennbaren, als unvermeidlichen Ein— 
fluſſe der in ſolchen herrſchenden politiſchen Grundſaͤtze auf deſ— 
ſen Einwohner, nie auſſer Augen verloren werden duͤrfen. 

Auf den Fall, daß jedoch einer der Betheiligten glau— 
ben ſollte, die Bundes-Akte ſey hierin nicht vollſtaͤndig er— 
fuͤllt, und daß eine weitere Ausdehnung derſelben rechtlich 
begründet ſey; fo bleibe ihm unbenommen, feine Beſchwer—⸗ 
den beim Bundestage anzubringen, worauf man weitere 
Erklaͤrung zu ertheilen nicht ermaftgeln werde. 

Von allen Seiten erfolgten gegen dieſe Verordnung 
bittere Beſchwerden am Bundesage und nach dem Tode 
des Großherzogs Karl Friedrich, erließ der neue Regent 
am 16. April 1819 ein neues Edikt *), welches mit folgen: 


2) Bollgraff die deutfchen Standesherren, Beilage Rr. XXII. 
3) Protof, der Bundes: Verfammlung Bd. V. S. 220. 
4) Vollgraff die deutſchen ehe Beilage xxini. 
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ber Erflärung am 20. Aprif 1819 in ber 45. Sigung ber | 
Bundes⸗Verſammlung *) übergeben wurde: 


„In Gemäßheit des in der 49. Sigung vom 1. Okt. 
1818 gefaßten Befchluffes, dem zufolge beftimmt worden 
fey, eine Kommiffion zu ernennen, um die bereits anges 
brachten und noch weiter fich ergebenden Befchwerben der 
fubjicirten ehemaligen NReicheftände und Neichs-Ritterfchaft 
zu erörtern, und deren befriedigende Erledigung nach dem 
Sinne des Art. 14 einzuleiten, fehe fih nun die Großhers 
zogliche Gefandtfchaft durch Uebergabe des hoͤchſten Edikts 
vom 16. April d. J. in den Stand geſetzt, anzuzeigen, 
daß Se. königliche Hoheit der Großherzog, von dem Ge, 
fühle durchdrungen, ſowohl ald Negent einem jeden feiner 
Staatds Angehörigen fein ihm gebührendes Recht widerfah⸗ 
ren zu laſſen, als auch als Bundesfürft allen übernommes 
nen DVerbinblichfeiten unaufgefordert Genuͤge zu leiften, fich 
bewogen gefunden hätten, dem Refultate jenes Befchluffes | 
zuvorfommend , denen ehemaligen Reicheunmittelbaren 
den Genuß aller derjenigen Berechtigungen zuzugeſtehen, 
welche dem Sinne des Art. 14 der beutfchen Bundes Ale 
angemeffen feyen. | 

Die Bundes : Berfammlung ſprach hierauf die Hoffnung 
aus, daß die von den Mediatifirten gegen die frühere Bers 
ordnung vom 23. April 1818 bei dem Bundestage einges 
Tegten Befchwerden durch die gegenwärtige weitere Verord⸗ 
nung ihre gerechte Erledigung und gehörige Berichtis 
gund in der Art gefunden haben würden, um die Beftims 
mungen der Bundes-Afte in Erfüllung zu bringen. — Die 
Standesherrn Badens fanden "ih jedoch überall dadurch 
noch nicht befriedigt. 

Mehrere bei der Bundes⸗-Verſammlung eingekommene 
Befchwerden liefern hiervon den Beweis. Unter andern res | 
Hamirten die Fürften von Löwenftein » Freudenberg, Loͤwen⸗ 
Reins Wertheim, Rofenberg und Leiningen. 


5) Protoß, der Bundes: Berfammlung. Band VII. Seite 181. 
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Am 15. Februar 1821 erklärte der Gefandte Badens, 
in ber 6. Sikung Folgendes zu Protofol: 

„Se. königliche Hoheit der Großherzog hätten Hoͤchſt— 
fih die firengfte Erfüllung Shrer gegen den Bund über; 
nommenen Berbindlichfeiten zum unverbruͤchlichen Geſetz 
gemacht. Höchftdiefelben feyen unabläffig bemüht, den Bor; 
fohriften der Bundes-Afte, fomeit e8 von Ihnen abhänge, 
die bundesgefegmäßige Anwendung zu fichern. 

„Inbbeſondere ſey es der hohen Bundes + Berfamms 
Yung befannt, daß von Sr. Füniglichen Hoheit wiederholte 
Berfuche gemacht worden feyen, um den 14. Art. der Buns 
des-Akte in Höchftihren Staaten zum Bollzug zu bringen. 
Hiervon lieferten zwei fucceffiv erlaffene Edifte vom 23, 
April 1818 und 16. April 1819 den ungmweideutigften Beweis.’ 

„Wenn e8 Sr. königlichen Hoheit Demohngeachtet nicht 
gelungen fey, die Verhältniffe der ehemaligen unmittelbas 
ren Reichsſtaͤnde und Reichs: Angehörigen in dem Groß; 
berzogthume Baden der Bundes-Akte gemäß zu reguliren, 
fo hegten Höchftdiefelben die Ueberzeugung, daß die hohe 
Bundes - Verfammlung bei fo flar vorliegenden Beweiſen 
bes Gegentheild keineswegs in der Großherzoglichen Regie: 
rung die Urfache der von Ihrer Seite noch nicht erfolgten 
Erfüllung des 14. Art. fuchen werde. Die Gründe, wes— 
halb jene Edifte nicht hätten zum Vollzug gebracht werden 
fönnen, ſeyen zur Publicität gelangt, und bedürften hier 
um fo weniger einer Wiederholung, als die hohe Bundes: 
Verfammlung lediglich den Art. 14. als die Richtſchnur ihr 
res Verfahrens in diefer Angelegenheit kenne.“ 

„Se. föniglidhe Hoheit hätten die Hoffnung gebegt, 
daß durch die Aufitellung allgemein bindender Normen für 
die gleichmäßige Volziehung des Art. 14. in allen Bundes» 
Staaten, in welchen ſich Gebiete von Mediatifirten befins 
den, Vorforge getroffen werden koͤnne, und nur unter dies 
fer Vorausſetzung hätten Höchftfie unter dem 24. Jul. 1819 
Shren Landftänden die von den Reklamanten zur Begrüns 
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dung ihrer Beſchwerden angefuͤhrte Erklaͤrung zugehen 
laſſen ꝛc.“ | 

Am 7. December 1821 erklärte endlich die Geſandt⸗ 
ſchaft Badens: „Sie ſey zu der Erklaͤrung beauftragt, daß 
die Grundlagen fuͤr eine erneute Unterhandlung mit den 
Standes- und Grundherren ausgearbeitet und geprüft wors 
den feyen nnd die erfreuliche Hoffnung begründeten, auch 
in diefer Hinficht im Großherzogthum einen regelmäßigen 
und feften Zuftand verfchaffen und zugleidy einen weiteren 
‚Beweis liefern zu Eönnen, wie fehr die Großherzogliche 
Regierung bemüht fey, die Bundes-Afte fomweit es nur im; 
mer von ihr abhänge, ind Leben zu rufen.’ . 

„, Se. königliche Hoheit hätten zu dem gedachten Zweck 
bereits eine Unterhbandlungs-Kommiffion ernannt und wir; 
den die Sntereffenten unverzüglich zu einem on Zus 
fammentritt förmlich auffordern laffen. 

Dieſe Unterhandlungen führten denn auch zuerſt zu eis 
ner Uebereinfunft mit dem fürftlichen. Haufe Fürftenberg, 
welchem auch die Marfgrafen von Baden, als Befiger der 
Standesherrfchaft Zwingenberg, beitraten. Die Ver—⸗ 
handlung mit der fürftlihen Standesherrfchaft Salm⸗ 
Krautheim hatte einer Uebereinfunft zufolge, nach welcher 
diefes fürftliche Haus auf die Ausübung der ihm vermöge 
der deutfchen Bundes» Afte. zuftehenden bürgerlichen und 
peinlichen Gerichtsbarfeit, fo. wie. der Ortd- Polizei und 
Fort» Jurisdiktion Verzicht geleiftet und diefe ganz an den 
Staat abgetreten hat. 

Faft auf ganz gleiche Weife wurden die ftaatsrechtlis 
hen. Berhäftniffe der gräflichen Standesherrfchaften Leinin— 
gen:-Billigheim und Leiningen⸗-Neudchau beftimmt. 

Nach den vorliegenden Verhältniffen bleibt nichts uͤbrig, 
als die einzelnen, die Badifchen Standesherrn betreffenden 
Deklarationen bier folgen zu laffen. Die das fürftliche 
Haus Fürftenberg betreffende wird den Anfang machen, 
die andern werden darauf, jedoch nur mit den Beſtimmun— 
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gen, binfichtlich welcher fie von ber Fürftenbergifchen Des 
Haration abweichen, folgen. 


I. Deflaration wegen ber ftaatsredtlihen Ber 
pältniffe des fürftliben Haufes Fürftenberg 
vom 12. December 1823 °). 


I. Allgemeine Rechte und perfönlidhe Vorzüge 


$. 1. 

Der hiernach beftimmte Rechtszuſtand ber fürftlich Fürs ' 
ftenbergifhen Standesherrfhaft erftredt ſich auf die im 
Jahr 1806 und feither unter Unſere Souveränität gekom⸗ 
menen, zum ehemaligen Reiche» und Kreis Verband mit 
Viril⸗ oder Kurial» Stimmen gehörig gewefenen Beſitzun⸗ 
gen. Die hierauf ſich beziehenden Rechte übt die fürftfiche 
Standesherrfhaft in allen jenen Befigungen aus, bei mwel- 
hen fie folche zur Zeit der Mebiatifirung bereits hergebracht 
hatte. Ä ö | 


§. 2. 
| Die fürftliche Standesherrfchaft ift überall, wo in ben 
nachfolgenden Beftimmungen nicht namentlich und ausdruͤck⸗ 
fich eine Ausnahme aufgeftellt ift, zu gleichen Anſpruͤchen, 
wie alle andere Staats» Angehörige berechtigt, und zu gleis 
chen Pflichten verbunden. Sie übt alle ihr ertheilte Vor⸗ 
rechte und Befugniffe nach der Vorſchrift der Landesgefege, 
und unter der Oberanfficht der Stantsgewalt aus. 
$. 3. 

Die fürftliche Standesherrfchaft wirb fortan zum hohen 
Adel in Dentfchland gerechnet, und das ihr zuftehende Recht 
der Ebenbürtigfeit wird in dem, bis zur Erridhtung des 
rheinifchen Bundes Dit verbundenen Begriffe anerkannt, 


| 5. 4 
Das Haupt ber fürftlichen Familie gebört zu den ers 
ften Standesherren im State. 


— 


1) Großherzogl. Badifhes Staats: und Regierung: Blatt vom 
8. Januar 1824 Nr. I. 
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6. 5 

Dasfelbe und bie fürftliche Familie gehören zur privi- 
legirteften Klaffe im Großherzogthume, insbefondere in Ans 
fehung der Befteuerung. Sie genießt alle diejenige perſoͤn⸗ 
fihe Vorzüge und Rechte, welche der erfien Klaffe bes 
Adels im Staate wirklich geſetzlich zuftehen, oder fünftig 
ertbeilt werden. 

$. 6. | 

Die fürftliche Standesherrfhaft hat die unbefchränfte 
Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum deutfchen Bunde 
gehörigen oder mit demfelben in Frieden lebenden Staate 
zu nehmen, oder in die Dienfte desfelben zu treten, 

$. 7. 

Die Veränderung des Aufenthalts und der Eintritt i in 
fremde Dienfte wird Uns angezeigt. Diejenigen Glieder 
der fürftfichen Familie, welche im Großherzoglichen Staats; 
dienfte ftehen, oder aus Großherzoglihen Staats» Kaffen 
Penfionen beziehen, find in Anfehung der Wahl ihres Auf: 
enthalts oder des Eintrittd in fremde Dienfte ben beſtehen⸗ 
den allgemeinen Landes-Geſetzen unterworfen. 

$. 8. 

Es werden nad den Srundfägen der früheren deuts 
fhen Verfaffung ihre noch beftehende Familien » Verträge 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß ertheilt, über 
ihre Güter und Familien »Verhältniffe verbindliche Verfuͤ— 
gungen zu treffen, die jedoch Uns vorgelegt, und von den 
hoͤchſten Landes + Stellen zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht werden müffen. Alle dagegen bisher 
erlaffene Verordnungen follen für künftige File nicht wei— 
ter anwendbar feyn. 

F. 9 

Die fürftlihe Standesherrfchaft kann befondere Ord— 
nungen und Verfügungen über Gegenftänbe erfaffen, welche 
die Verwaltung ihrer Patrimonial⸗ und ihrer Eigenthums⸗ 
Rechte betreffen. 
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Die fuͤrſtliche Standesherrſchaft iſt fuͤr ſich und ihre 

Familie von aller Militaͤrpflichtigkeit frei. 
$. 11. 

Das Haupt der flandesherrlichen Familie ift Mitglied 
der eriten Kammer der Babifchen Landftände, und tritt 
nach erlangter Boljährigfeit in die Stände-Verfammlung ein. 

$. 12. 

Sie behält den Titel und Wappen von ihren urfprüng> 
lichen Stammgütern und Herrfchaften,, die fie vor der Mes 
Diatifirung geführt bat, jedoch mit Weglaffung aller fich 
auf ihr vormaliges Verhältniß zum deutſchen Neiche bezie- 
benden, oder fie ald Negenten bezeichnerden Beiſaͤtze und 


Wuͤrden. 
§. 13. 


Das fuͤrſtliche Familien-Haupt, welches im Beſitz der 
Stammguͤter und Herrſchaften iſt, nennt ſich Fuͤrſt und 
Standesherr, mit dem Praͤdikat „Wir.“ Lebteres jedoch 
nur in Erlaffen und öffentlichen Akten, welche nicht an 
Uns oder Unfere Iandesherrliche Behörden gerichtet find, 
oder welche nicht folhe Handlungen betreffen, die mit Uns‘ 
oder Unfern landesherrlichen Behörden ftatt haben. 

$. 14 

E83 wird gegen basfelbe ein — feinen gegenwärtigen 
Verhältniffen angemeffenes Kanzlei: Geremoniel ?) beobadhs . 
tet. Wir werden Und in Unſeren Kabinetöfchreiben an die 
fürftlihe Standesherrfehaft der Anrede: „Durchlauchtig 
Hochgeborner Fuͤrſt“ — und im Konterte ded Ausdrucks: 
„Liebden“ bedienen. 

Die Staats:Behörben werden in ihren Schreiben fie 
eben fo anreden, und ihnen im Konterte ben Titel „Durchs 
laucht“ geben. 


2) Was das Kanzlei: Ceremoniel in Ausfertigungen an die Häup—⸗ 
ter der mediatijirten, vormals veichsftändifchen Fürſten-Familien 
anlangt, fo ift die deßwegen erfchienene Bekanntmachung vom 
20. December 1825 diefer Deklaration unter II. angefügt. 
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In Schreiben an Und und an die Staates Behörben 

bleibt es bei dem: bisherigen Kanzlei⸗Ceremoniel. 
$. 15. 

Nach dem Kirchengebet für den Souverän Tann das, 
felbe in den Orten bed ftandesherrlichen Gebiets auch für 
das Haupt bes Haufes und feine Familie verrichtet werben. 

Das Trauer: Geläute für dasfelbe, wird in den Ors 
ten bes Standes » Gebiets, mit Einftellung der Tanzmufik, 
auf vierzehn Tage geitattet. 

Ferner ift ber Standesherrfchaft geftattet, ſich ber, 
bei ihr üblihen Hof»Aemter zu bedienen, und fie durch 
Uniformen anszuzeichnen. 

$. 16. 

Die fürftlihe Standesherrfhaft hat für fih und ihre 
Familie in allen fie betreffenden Real» und Perfonal:Klag- 
fadyen einen befreiten Gerichtöftand. In Polizei-Sachen 
unterſteht fie nicht den Bezirks» Behörden, fondern nur den 
Mittelftellen (dermalen Kreis s Direftorien). 

$. 17. 

Der befreite Gerichtsſtand ber Standesherrſchaft und 
‚ihrer Familie in allen Real- und Perſonal⸗-Klagſachen iſt 
in erfter Inſtanz bei den Iandesherrlichen Mittelgerichten, 
in zweiter bei dem landesherrlichen oberften Gerichtshofe. 
Die dritte Inftanz genießt fie im Wege der in der Ober: 
Gerichtsordnung für ſolche Fälle bezeichneten Revifion. 

$. 18. 

Verlaffenfchafts » Verhandlungen, welche Mitglieder ber 
fürftlihen Familie betreffen, werden durch das Haupt der⸗ 
felben erledigt, fo lange fein Rechtöftreit daruͤber entiteht, 
in welch letzterem Falle fie an das betreffende Mittelgericht 
zum geeigneten rechtlichen Verfahren gewiefen werben müffen. 

Das Familien - Haupt hat hierzu ſolche Geſchaͤftsmaͤn⸗ 
ner zu wählen, welche die gefeglichen Eigenfchaften beſitzen, 
um diefer Erledigung in formeller Hinfiht die Rechtsguͤl⸗ 
tigkeit zu fihern.. 
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$. 19. ET 

Sn peinlichen Fähen, mit Ausnahme ber Militär s. oder 
in Civildienften begangenen Verbrechen, genießt das Haupt 
ber Stanbesherrfchaft dad Necht der Austrägal » Inftanz, 
und kann nur durch Richter feines Standes gerichtet werden. 

Die Unterfuhung wird durch das betreffende Hofge- 
richt unter dem Vorſitz des Hofrichterd oder Direktors ge: 
führt. Wenn fie gefchloffen ift, werden Wir den Chef des 
oberften Juſtiz⸗-Departemens oder den Dber-Hofrichter zum 
Präfidenten des Gerichts, einen Neferenten und Korrefes 
renten aus der Mitte bes oberften Suftiz. Departements oder 
Ober⸗-Hofgerichts und die gefegliche Anzahl von Beifigern 
von dem Stande des in Unterſuchung gefallenen Standes: 
berrn, ernennen. 
| Wenn das Gericht mit ebenbürtigen Beifigern nicht 

volftändig befeßt werden fanıı, fo muß die Zahl derfelben 
durch Grundherrn des Großherzogthums ergänzt werben. 

Das gefchöpfte Urtheil wird an die oberfte Staats, 
Behörde zur Betätigung eingefendet. Sn den Fällen, wo 
nad den Landes-Geſetzen die Berufung von Urtheilen der 
Hofgerichte an das Ober-Hofgericht ftattfindet, fteht diefe 
‚ bem verurtheilten Standesherrn ebenfalls frei. 

Eine Vermoͤgens-Konſiskation, gegen welche bie Ber; 
faffungs » Urfundg Schuß gewährt, kann niemals erfannt 
werden. | 
$. 20. 

Die übrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Familie 
find in peinfihen Fällen dem gewöhnlichen privifegirten 
Gerichtsftande unterworfen. 

| $. 21. | 

Die gegen die fürftlihe Standesherrfchaft etwa nöthis 
gen polizeilichen Maßregeln in Kriminalfachen werben in 
gewöhnlichen, jedoch ihrem Stande und Anfehen angemef- 
fenen Wegen, auf Anordnung der oberften Staats,» Bes 
börde, oder wenn eilende Fälle vorkommen follten, von den 
mittleren Randes » Stellen ergriffen. 
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5. 2 
Die Bormundfhaften und Kuratelen der fürftlichen 
Standesherrfchaft werden, foviel eine Einfchreitung ber 
Staatsgewalt gefeglidy erforderlih ift, von der oberfien . 
Staatd » Stelle beforgt werden. 

Die, über die Bevormundung der Minderjährigen, Ziel 
und Maasgebenden Haus » Verträge, und insbefondere das 
Herfommen, welches das Hanpt der ſtandesherrltchen Fa- 
milie zum tutor legitimus beftimmt, werben beobachtet‘ 
werben. 

$. 23. 
Die in dem Großherzogthume wohnende Standesherr⸗ 
ſchaft iſt verpflichtet, perſoͤnlich zu huldigen, oder wenn ſol⸗ 
ches der Souveraͤn im einzelnen Falle nicht verlangt, fuͤr 
ſich und ihre ganze Familie nachſtehende Huldigungs⸗For⸗ 
mel zu unterfchreiben. 
„Ich Endesunterzeichneter erfläre und gelobe vor Gott, 
„dem Almächtigen, für mich und fämmtliche Glieder mei⸗ 
„ner fürftlihen Familie, Seiner königlichen Hoheit, dem 
„Durchlauchtigſten Herrn ıc. als meinem fouveränen Lan⸗ 
„desfürften, und dereinſt Höchfidesfelben Regierungs⸗ 
„Nachfolgern, getreu und gehorfam zu feyn, und alles 
„das zu thun, zu laffen und abzuwenden, wozu ich als 
„Standesherr und Unterthan mit fämmtlichen Gliedern 

„meiner fürftlihen Familie meinem gnäbigften —— 
„raͤn verpflichtet bin.“ 

Von dem Standesherrn, welcher ſeinen Wohnſitz in 
einem anderen Staate hat, wird eine perſoͤnliche Huldi⸗ 
gung nicht gefordert werden. 

1II. Rechts⸗Pflege. 
$. 24. 

Der fürftlichen Standesherrfchaft fieht die Ausuͤbung 
der bürgerlichen und peinlichen re in erper 
und zweiter Inſtanz zu. 

| $. 25. 
Die bürgerliche und peinfiche Gerichtsbarfeit in erfter 
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und zweiter Snftanz wird. durch Suftizs Beamte ausgeuͤbt, 

welche der Stanbesherr aus der Zahl ber dazu gehörig 

ha ie Kechtögelehrten ernennt, und Wir beftätigen. 
$. 26. 

Es wird in den ſtandesherrlichen Gerichts⸗Bezirken nach 
den beſtehenden Landes» Gefegen Recht geſprochen. 

8. 27 

In erſter Inſtanz wird die buͤrgerliche und peinliche 
»Gerichtsbarkeit in dem ſtandesherrlichen Gebiete durch Aems 
ter ausgeuͤbt, die in jeder Hinficht formirt ſeyn müffen, 
wie die landesherrlichen Aemter, und auch in jeder Bezies 
hung in Hinficht auf die peinliche ſowohl, als bürgerliche 
Gerichtsbarkeit denfelben — ⸗Umfang — , wie die 
Iandesherrfichen Aemter. 

Wenn eine andere Form in der Verwaltung der Rechts; 
pflege in erfter Snftanz im Allgemeinen für das Großhers 
zogthum entweder durch Trennung der Suftiz von der Po- 
lizei oder auf eine andere Art verordnet wird, müffen auch 
gleiche Einrichtungen in den ftandesherrlichen Gebieten eins 
treten. 

$. 28. 

Ein ſolches Amt heißt: Großherzoglich Badifches fürft- 
lich Fürftenbergifches Amt. 

Das Amts» Siegel wird auf gleiche Art eingerichtet. 
Die Aemter Heiligenberg, Neuftadt und Moͤßkirch werden 
in ihrem ehevorigen Amts-Verband wieder hergeftellt. Die 
übrigen ftandesherrlichen Aemter bleiben, wie fie gegenwärs 
tig beftehen, wenn Wir nicht für gut finden follten, den 
Amts-Verband, wie er vor 1813 — wieder herzu⸗ 
ſtellen. 

Die ſtandesherrlichen Aemter werden — dem Fall, 
wo die Rage einzelner landes- oder grundherrlichen Ge⸗ 
meinden es nöthig macht, feinem anderen nicht ſtandesherr⸗ 
lihen Orte zugetheilt werden. Auf jeden Fall bleibt der 
Standesherrfchaftkdie Ernennung der Beamten, jo wie des 
unteren Amtes Perfonals, hinſichtlich des Tegteren mit Bor: 
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behalt der Genehmigung der die Beſoldung anweiſenden 
Staats-Behoͤrde, und die freie Dispoſition uͤber die, ber 
Standesherrfihaft eigenthuͤmlich zuftehenden Amthäufer, jes 
Doch mit der Befchränfung vorbehalten, daß fie in jedem 
Fall, wo über ein Amtd-Gebäude zu einem anderen Zweck 
disponirt wird, für ein anderes, dem Beduͤrfniß des Dien- 
fte8 und der anftändigen Wohnung des Beamten entfpre> 
chende Gebäude gegen den, aus der Amts» Kaffe zu ents 
richtenden normalmäßigen Miethzins zu forgen verbunden 


bleibt. 
$. 29, 


Den ftandesherrlihen Suftiz- Beamten bürfen feine 
heterogene, nad) den Staats» Gefegen mit ihrem Amte uns 
vereinbarlichen Nebendienfte oder Nebenbefchäftigungen aufs 
getragen werden. Izsbeſondere dürfen das Juftiz- Amt 
und das Rent-Amt niemals in einer Perfon vereinigt feyn. 

$. 30, Ä 

Die Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz °) fol durch ein 
förmlich Eonftituirtes Kollegium ausgekibt werden, das im 
Großherzogthume feinen Sig haben muß. Die Mitglieder 
desfelben- bürfen mit feinen heterogenen, nad) den Staats⸗ 
Gefegen mit ihrem Amte unvereinbarlichen Nebendienften 
oder Nebenbefchäftigungen beauftragt werden. Insbeſon⸗ 
dere Fann fein Mitglied der Zuftiz- Kanzlei zugleich Mit- 
- glied der Domänen » Kanzlei feyn. 

$. 31. | 

Ein folches Kollegium führt den Namen: „‚Großherzog- 

lich Badifche fürftlich Fürftenbergifche Zuftiz- Kanzlei.“ 
$. 32. 

Die Zuftiz- Kanzlei muß in Follegialifher Form mit 
einem Direktor und der erforderlichen Anzahl von Räthen 
und Subalternen befeßt feyn. Die Zahl der Näthe wird 


3) Die fürftlih Sürftenbergifhe Standesherrfchaft hat auf die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit in zweiter JInſtanz verzichtet; 
fiehe die nach diefer Deklaration folgende Bekanntmachung un: 

tel 
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von Uns nach dem in dem fiandesherrlichen Gebiete vors 
bandenen Bedürfniß des Dienftes beftimmt. 
$. 33. 

Der Direftor und die Räthe ber Juſtiz⸗Kanzlei ſowie 
die fuͤrſtlichen Juſtiz-Beamten haben ſich, bevor ſie in ihre 
Dienſt-Poſten eingewieſen werden koͤnnen, bei ber betref⸗ 
fenden landesherrlichen Behoͤrde uͤber die, nach den Lan— 
des-Geſetzen erforderliche Qualifikation, auszuweiſen. 

$. 34. 

In Hinſicht der bürgerlichen und peinlichen Gerichts— 
barfeit bat die ftandesherrliche Suftiz- Kanzlei den nämlis 
Laie Gewalts-Umfang, wie die Hofgerichte. 

$. 35. 

Die fürftlihen Aemter und Juſtiz ⸗Kanzlei duͤrfen in 
polizeilichen und peinlichen Fällen nyr da, wo es das Ge⸗ 
ſetz erlaubt, Geldſtrafen anſetzen. = bürfen bei dem Ans 
ſatze der Geldftrafen das, durch das Geſetz vorgefdhriebene 
Maas nicht überfchreiten und feine anderen gefeglichen Etras 
fen in eine Geldftrafe verwandeln. 

$. 36. 

Die, im ftandesherrlichen Gebiete angeftellten landes— 
herrlichen Diener können mit perfönlien Klagen nicht vor 
den ftandesherrlichen, fondern nur vor ben landesherrlichen 
Gerichten belangt werden. In peinfihen Fällen fönnen 
die ftandeöherrlichen Bezirks-Aemter gegen diefelben nur 
proviforifche Anordnungen treffen, und find gehalten, dem 
betreffenden Iandesherrlihen Gerichte ſogleich die Anzeige 
zu machen, und von diefem das Weitere abzuwarten. 

$. 37. 

Wegen Vergehen gegen Uns ftehen bie ftandesherrlichen 
Untertbanen unter den landesherrlichen: Behörden. Diefe 
(andesherrlichen &erichte werden im Hinficht diefer und in 
$. 36 bemerften Fülle befonders bezeichnet werden, und 
auch über die Art des Verfahrens wird nähere Vorfchrift 
erfolgen. 
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. 38. 

Der fürftfihen Standesherrfchaft wird die Befugniß 
eingeräumt, ihre fiquiden Gefaͤlle durd) ihre Nentbeamten 
entweder unmittelbar erefutorifch eintreiben zu laſſen, oder 
durch Anrufung richterlicher Hulfe, jedoch unter Beobachs 
tung der gefeglichen Borfchriften. 

$. 3% 

Der fürftlihen Standesherrfchaft wird die fernere Be 
fugniß eingeräumt, bei ihren eigenen Gerichten gegen die, 
der ftandesherrlichen Gerichtöbarfeit unterworfenen Unters 
thbanen Flagend aufzutreten, - 


III. Bolizei: Gewalt. 
$. 40. 

Der eürffihen Standesherrfchaft fteht in ihren Gebies 
ten die Orts» Polizei zu, welche fie durch Beamte und de; 
ren Subalterne ausübt. Der Umfang diefer Polizei» Ge: 
walt ift genau der nämliche, welcher in Beziehung auf Po- 
lizei und Adminiftration den landesherrlichen — 
amten zuſteht. 

$. 41. 

So lange Juſtiz und Adminiftration in erfter Snftanz 
bei den Tandesherrlichen Bezirks +» Beamten noch vereinigt 
bleiben ‚ üben die ftandesherrlichen Suftizs Beamten die — 
der fürftfihen Standesherrfchaft eingeräumte Polizei, auf 
gleiche Weife, wie die Iandesherrlichen Beamten, aus. 

$. 42. 

- Sollte die Trennung der Juſtiz von der Adminiſtra⸗ 
tion ausgefprochen werden, fo ift die fürftliche Standes— 
berrfchaft verbunden, eigene Abminiftrativ- Beamten anzııs 
ffellen, wegen deren Ernennung eben die VBorfchriften gel: 
ten, welche oben über die Ernennung der Suftizs Beamten 


gegeben wurden. 
$. 43. 


In Beziehung auf Polizei und Adminiftration ftehen 
die ftandesherrlihen Beamten eben fo, und auf gleiche 
Weiſe, wie die landesherrlichen, unmittelbar unter den Ad» 
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miniftratios Mittelftellen ded Landes Cdermalen Kreis + Dis 
reftorien) oder überhaupt unter derjenigen Stantd-Behörde, 
welche jeweild den Iandesherrfichen Beamten unmittelbar 
vorgefeßt ift. Sie find in diefer Hinficht weder einer obes 
ren ftandesherrlichen Behörde noch einem landesherrlichen 
Hoheitd- Beamten untergeordnet. 

44. 

Der fürftlihen Standesherrfchaft fteht das Necht zu, 
in ihrem Gebiete die Sanitäts- Beamten zu ernennen, 
welche fie aus der Zahl der vom Staate geprüften und res 
cipirten Kandidaten, oder aus den bereits in diefem Fache 
angeftellten Staats » Dienern zu wählen hat. Shre Ernens 
nung bedarf der Tandesherrlichen Beftätigung. 

z $. 45. 

. Der Ortd-Borgefegte wird von der Gemeinde in der 
Art gewählt, daß diefelbe drei Bürger vorfchlägt, von wel: 
chen das ftandeöherrlihe Amt einen zum Orts» Vorftand 
ernennt, und die Staats » Behörde beftätigt. Der Stans 
besherrfchaft fieht das Net zu, das Amt vor eingeholter 
Iandesherrlicher Beftätigung mit Bericht darüber zu vers 
nehmen, und Entfchließung darüber zu ertheilen. 


IV. Kirchen-Gewalt. 
$. 46. 

Der Standesherrfchaft fteht in ihrem Gebiete die Aufs 
fiht über die Kirhen und Schulen, kirchlichen und milden 
Stiftungen, fo wie die Einfiht der Rechnnngen, und die 
Revifion derjenigen Rechnungen zu, wo fie ihr, ihrer be- 
fonderen Berhältniffe wegen, bisher überlaffen war. Sie 
bat die, über folche Gegenftände erlaffenen Gefege und 
Verordnungen der Staats » Gewalt zu vollziehen, und auf 


Ihre Beobachtung zu wachen. 


Dad Kirchen: Gut, und die eigenthümlichen Güter und 
Einkünfte der Stiftungen, Unterrichts s und Wohlthätigs 
feitd » Anjtalten dürfen nach der VerfaffungssUrfunde ihrem 
Zweck nicht entzogen ‚werden. 





— — en —. 
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$. 4. 

Die Standesherrfchaft bt dieſes Necht burch ihre Be⸗ 
amten aus, jedoch bleibt ihr oder ihrer Domanial⸗Kanzlei 
die unmittelbare Einſicht der Rechnungen vorbehalten. 

6. 48. 

Die Beamten, welche dieſe Rechte der fuͤrſtlichen Stan⸗ 
desherrſchaft auszuuͤben haben, find dermalen ihre Juſtiz⸗ 
Beamten, Bei etwaiger Trennung der Juſtiz von der Ads 
miniftration, find ed die Adminiftrativ Beamten, 

5. 49. | 

Diefe Beamten üben diefe Gewalt in bemfelben Um- 
fange aus, wie die landesherrlichen Bezirks» Beamten. Sie 
ftehen auch in diefer Hinficht nicht unter ftandesherrlichen 
‚Behörden, fondern unmittelbar unter den oberen Adminiftra- 
tiv > Behörden des Staats. 

$. 50, 

Die fürftliche Standesherrfchaft hat das Necht, den 
Mittelftelen binfichtlich der Verrechnung und Verwaltung 
des GStiftungss und Kirchen » Vermögens Bemerkungen zu 
machen. Zu diefem Ende find ihnen oder ihren Rent⸗Ver⸗ 
waltungen auf Verlangen die Rechnungen und die Befchlüffe 
des Kirchen» und Stiftungs-Vorſtandes zur Einficht vors 
zulegen. 

Die Mittelftellen find fchuldig, ihre Bemerfungen zu 
beachten, und Eönnen feine wefentlichen Veränderungen in 
ber bisherigen Verwaltungs » Art oder bedeutende_und aufs 
fergewöhnliche Ausgabe » Defreturen, ohne ıdie Standes» 
herrſchaft oder ihre ——— daruͤber gehoͤrt zu 
haben, verfuͤgen. 

Bei Verſchiedenheit der Anſichten der Standesherrſchaft 
und der landesherrlichen Mittel-Behoͤrden, muß die Sache 
der Entſcheidung der landesherrlichen Gentral ; Behoͤrde. un⸗ 
terzogen werden. 

$. 51. 

Der fuͤrſtlichen Standesherrſchaft ſteht nach den, in 

ber Verordnung vom 28. December 1815 enthaltenen Bes 
30 
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flimmungen in ihrem Gebiete das Patronat-Recht nebft 
der Befugniß, die Schullehrer und Stiftungs- Verwalter 
zu ernennen, da, wo fie dieß hergebracht hat, zu. 

Soweit die Standesherrfchaft im Befig von Patrona: 
ten in anderen Bundes: Staaten ift, wird ihr das Nedt 
zugeftanden, die auswärts auf ftandesherrlichen Patronat— 
Pfründen angeftellten Individuen zu einer Pfründe im Ins 
ande zu präfentiren, infoweit fie die nady den landesherr⸗ 
lichen Gefegen erforderlihe Qualiftfation haben, und ber. 
betreffende Nachbar » Staat das Nämliche zugefteht. 

| V. Forſt-Gerichtsbarkeit. 

$. 52. 

Der Standesherrfchaft fteht in allen Waldungen ihres 
Gebiets die Forft-Gerichtsbarkeit mit der Forft- und Jagd⸗ 
Polizei mit Laft und Nutzen zu. 

§. 583. | 

Sie übt diefe Rechte durch Revierförfter und Forftbe: 

amte aus’ Bd: fie zu ernennen und zu befolden hat. 
$. 54. 

Bei der Ernennung ift die Standesherrſchaft an die, 
von der Staats» Behörde geprüften und approbirten Pers 
fonen gebunden. Die Prüfung des unteren Forft » Perfo- 
nals, naͤmlich der Förfter, wird der ftandesherrlichen Forft- 
Behörde überlaffen, welche die Approbation von ber obes 
ren landesherrlichen Forſtſtelle einzuholen hat. 

$. 59. 

Diefe Förfter und Forftbeamten haben in Beziehung 
auf ihre Amteführung denfelben Gewalts» Umfang, wie die 
landesherrlichen Förfter und Forft- Nemter oder Forft- ns 
fpeftionen, fie find auf diefelbe Weife den von dem Staate 
AUISERERER Dber s Behörden in Forftfachen untergeordnet. 

$. 56. 

Sm Genuß ihres Forſt-Eigenthums fol die fürftliche 
Standesherrſchaft nur fo weit befchränft werden, als zur 
Verhuͤtung unerfeglichen Schadens nothwendig ift, 
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$ 57 i 

Die ftandesherrlichen Beamten und bie ihnen vorge: 
festen landesherrlichen Adminiftrativ» Behörden follen ges 
nau darüber wachen, daß durch zu großen Wildftand die 
Untertbanen in den ftandesherrlichen Gebieten au in 
Schaden verfegt werden. 

VI. Berg- und Salinen-Redt. 
&. 58. - 

Das Berg» und Salinen » Recht in dem ftandesherr- 
lichen Gebiete bleibt Uns dergeftalt vorbehalten, daß die, 
vor eingetretener Mediatifirung bereits eröffnet gewefenen 
Bergwerfe nebft den daraus fließenden Einkünften aller Art 
der Standesherrfchaft als Domanial:-Eigentbum verblei— 
ben, das Recht, neue Bergwerfe und Salinen zu eröffnen, 


ſteht Uns allein zu. 
$. 59. 


Konceffionen zu einem Berg: oder Salinen-Bau in 
dem ftandesherrfichen Gebiete, von dem der Staat felbft 
Gebrauch zu machen nicht für gut findet, Fönnen an dritte 
Perſonen nicht eher verliehen werden, als bis der Stan: 
desherr mit feiner Erflärung wegen des Vorbaues, welcher 
ihm jederzeit vorzugsweife geflattet werden muß, vernoms 
men ift. 

Dad Bohnerzgraben und überhaupt Die RR SERNS 
derjenigen Steins und Gyps- oder anderer Mineralarten, 
die nicht bergmännifch bearbeitet werden, bleibt, infofern 
fih das fürftliche Haus im Befit davon befindet, in Ge- 
mäßheit des fiebenten Organiſations— ESDEIe, eine ie 
herrliche Berechtigung. 

VII. ——— 
$. 60. 

Da in dem Großherzogthum alle Staats ⸗ Bürger zu 
den oͤffentlichen Laſten ihr verhaͤltnißmaͤßiges Betreffniß 
beizutragen haben, und irgend eine Abgaben-Freiheit nicht 
ftattfinden fol, fo ift auch die Standesherrichaft dieſem 
verfaffungsmäßigen Grundfag in der Regel unterworfen. 

| 35 * 


— 


548 


⸗ 


61. 

Da jedoch die fürftliche Standesherrfchaft zur privile- 
girteften Klaffe in Anfehung ber Befteuerung gehört, fo 
muß auch Fünftig jede Befreiung von irgend einer Abga- 
ben » Gattung, die im Fonftitutionellen Wege einer anderen 
Klaffe von Staatsbärgern verwilligt werden dürfte, der 
Standesherrſchaft gleichfalls zu gut fommen. 

$. 62. 

Zu diefen gefeglichen Ausnahmen gehört dermalen für 
die, im Großherzogtum wohnende fürftliche Standesherr- 
fhaft und ihre Familie, die Befreiung von Entrichtung 
des Zolled von den, zu ihrer Hofhaltung nöthigen Kons 
fumtibilien, und die Chauffeegeld » Freiheit im ganzen Ums 
fange des Großherzogthums. 


VII. Beitragspfliht zu den Gemeinds-Laſten. 


$. 69. 

Die fürftlihe Standesherrfchaft ift Fein Gemeinds⸗ 
Bürger. Sie hat daher auch nur. zu dem. auffergemöhnli- 
chen Gemeinde: Aufwand nicht als Gemeinds-Bürger, fon- 
dern als Befiger ftenerbarer Objekte innerhalb der Gemeinds⸗ 


—Gemarkung beizutragen, namentlich und beftimmt zu fols 


genden Rubrifen und feinen anderen: 

a) Kirchenbau, bei Abgang einer privatredhtlichen Bau⸗ 
Pflicht, oder des Kirchen» Vermögens, wobei die Sub» 
fidial » Konfurrenz der Filial» Kirchen, foweit fie herge⸗ 
bracht ift, nach der Verordnung vom 10. April 1819 
zugefichert wird. 

b) Damm⸗, Fluß, Brüdens und Weg-Ban bei Anz 
lagen von netten Kommunifationds Wegen oder Haupt 
Reparaturen der alten. 

c) Andere gemeinnäßliche Unternehmungen in der Ges 
meinde, welche den ftanbesherrlichen Befigungen in der 

. Gemarfung zum Vortheil gereichen, jedoch. mit Ein- 
fihränfung des Beitrags auf das Steuer: Kapital bes 
Eigenthums, dem das Unternehmen zu flätten kommt. 
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$. 64. 

Die oben beftimmte Beitrags» Pflicht ber —— 
Standesherrſchaft zu den Gemeinde⸗Beduͤrfniſſen kann we⸗ 
ber auf andere, als bie oben genannten, noch auf Bes 
figungen erfiredft werben, welche nicht zur Gemeinde Ges 
marfung gehören. Es find daher auch jene gefchloffene 
Höfe und Waldungen der fürftlichen Standesherrfchaft, bie 
eigene Gemarkungen bilden, von jeder Art der; Ges 
meinde » Abgaben, gewöhnlichen oder auffergemöhnlichen, 


frei. 
$. 65. 


Eben fo wenig Fann eine Beitrags, Pflicht der Stan- 
desherrfchaft zu den Gemeinde» Bedärfniffen wegen älteren, 
dem Zeitpunkte der Mediatifirung vorangegangenen Beiträ- 
gen angefprochen werben. Es hat demnach die Unterfchei- 
dung zwifchen alt» und neuftenerbaren Beftgungen, wo fie 
bis daher beftand, in Zukunft aufzubören. Beide find 
dergleichen Beitrags » Pflicht wie zu den Staats» KLaften, fo- 
auch zu den Gemeinde » Laften in der oben beftimmten Art 
unterworfen. 

Dagegen baben Fünftig die ftandesherrlichen Beſitzun⸗ 
gen, welche durch Kauf oder wie immer anders in bürger- 
fihe Hände fommen, an den Gemeinde » Laften ohne Aus⸗ 
nahme beizutragen, und eben fo auch die bürgerlichen Be- 
fitungen, wenn fle fünftig durch Kauf oder immer anders 
das Eigenthum der Standesherrfchaft' werden follten. 

$. 66. 

Die ftandesherrlichen Nents Berwaltungen führen ihr 
Umlaos -» Betreffniß an den Gemeinde » Einnehmer zu Ende 
des Rechnungs-Jahres ab, gegen Borlage eines Rechnungss 
Auszugs, der den zur Umlage gebrachten und verwendeten, 
auffergewöhnlichen Gemernds » Aufwand in der Ordnung 
der Rubrifen, wozu die Standedherrfchaft nach den in dem 
$. 63 vorangeſchickten Beſtimmungen von ihren innerhalb 
der Gemeinde - Gemarfung gelegenen Steuer: Objekten bei— 
zutragen bat, fpecifif nachzumeifen hat. Das flandesherr; 
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liche Rentamt hat das Necht, die Rechnungen felbft einzus 
ſehen oder einfehen zu laffen, um ben — Auszug 
damit zu vergleichen. 

Iſt ein derartiger Aufwands-Poſten ‚von folder Ber 
deutung, daß es für die Gemeinde > Kaffe zu beſchwerlich 
wäre, den Vorſchuß bis zum Ablauf des. Rechnungs » Jahr 
res zu leiften, fo fann von der fürftlichen Standesperrfchaft 
anf Abrechnung der, fie betreffende Seirag im Voraus 


eingehoben werden. 
§. 67. 


Die Standesherrſchaft iſt von Perſonal⸗-Frohnden je⸗ 
der Art frei. Eben ſo ſind auch die, zur Hofhaltung der⸗ 
ſelben gehoͤrigen Wagens und Reitpferde von jeder Frohnd⸗ 
Leiftung, folglich auch von den Gemeinde » Frohnden, be; 
freit. Zu jenen Bauten und Unternehmungen in der 1612 
meinde, wozu die fürftliche Standesherrfchaft nad) den vor- 
angehenden Beftimmungen beizutragen bat, bat diefelbe, 
oder ihr Guts Pächter, auch die nothwendigen Frohnden 
zu feiften, infomweit bie Standesherrfchaft einen eigenen 
Mirthfchafts «Betrieb oder Pachtgut in der Gemeinde be 
fit. Der. ftandesherrliche Beitrag beftimmt fih nach dem 
Berhältniffe des ftandecherrlichen Zugvich » Befiged zu dem 
Zugftand der Gemeinde. Der Orts Borftand ift verbuns 
den, dem ftandesherrlichen Rentamte auf Berlangen bed 
ſelben einen Ausweis darüber mitzutheifen. Es hängt von 
der Standesherrfchaft und ihren Pächtern ab, ihr, nad 
dem obigen VBerhäftniffe ausgeſchiedenes Fuhrguantum durd 
‚eigene Natural» Leiftungen zu verrichten, oder im Afford 
verrichten zu Taffen, und fie ift ohne beiderfeitiges freimil: 
liges Uebereinfommen nicht fchuldig, an den Afforden ober 
Verguͤtungs⸗Taxen der Gemeinde Antheil zu nehmen. 

$. 68. 

Die ſtandesherrliche Konkurrenz zu den Kriegsleiſtun⸗ 
gen wird bis zu einer hieruͤber erfolgenden allgemeinen Ge⸗ 
ſetzgebung nach folgenden Beſtimmungen vollzogen. 

Die Standesherrſchaft hat kuͤnftig an allen Kriegslei⸗ 
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ftungen ihr ftenerfapitalmäßiges Betreffniß an die Gemeinde 
-in Geld oder Naturalien abzutragen, welche von den fans 
des» Behörden auf dem verfaffungsmäßigen Wege an bie 
Aemter ausgeſchrieben, und von dieſen auf die Gemeinde 
vertheilt worden, gegen Vorlage eines Ausweiſes uͤber den 
ſtandesherrlichen und Gemeinde-Betreff auf den Grund 
der beiderſeitigen Steuer-Kapitalien. Dagegen iſt die 
Standesherrſchaft von einer Beitragspflicht zu jenen Schul- 
den frei, welche die Gemeinden zur Beltreitung ihres Be, 
treffniffes an Kriegs» Leiftungen Fontrahiren. Auch hat ein 
ftandesherrlicher Beitrag zu den Kriegsleiftungen der Ges 
meinden bei jenen nicht ftatt, woran das ftandesherrliche 
Betreffniß von den Landesſtellen oder Aemtern unmittelbar 
auf die ftaudesherrlichen Rent» Berwaltungen nad ihrem 
Gefammt-Steuerfapital ausgefchlagen und von, ihnen ab; 
getragen worden. | . 

Die fürftlihe Standesherrfhaft hat auch zu ben übris 
gen Kriegslaften der Gemeinde beizutragen, infomweit fie 
als Kommunal » Laften gefeglich beftimmt werden, nament⸗ 
lich zu den Einquartierungen und Vorſpann. Der Beitrag 
zu den erjten beftimmt fi nach dem ftandesherrlichen Hauss 
und Guts-Beſitze innerhalb der Gemeinde » Gemarfung, 
oder nach dem Hausd- und Guts » Steuerfapital; der Bei⸗ 
trag zu den anderen nad) dem ftandeöherrlichen Zugvieh— 
Befige oder jenem der Pächter und feinem Berpäftniffe zu 

dem Zuftande der Gemeinde. 


IX. Gefälle der Standesherrfhaft. 
| $. 69. 

Der fürftlichen Standesderrichaft verbleiben alle Ges 
fälle, welche aus ihrem Eigenthum und deffen ungeftörtem 
Beſitze berrühren, und nicht zu der Staats Gewalt und 
ben höheren Regierungs- Rechten gehören. 

| $. 70. x 
- &$ verbleiben jomit der fürftichen Standesherrfchaft 
alle Abgaben, Gefälle und nugbaren Rechte, welche fie 
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gegenwärtig befißt, und ihr bei ber nach ber Medintifis 
rung vollzogenen Revenuͤen-Abtheilung, und nachhin bei 
der Aufhebung der ftandesherrlichen Jurisdiktion befaffen 
blieben, namentlich auch die Bürger» Einfaufsgelder nach 
bem gegenwärtigen Befigftande und Bezugs + Typus, wobei 
die Verfiherung ertheilt wird, daß in Zufunft Feine Ab- 
gaben, Gefälle oder nugbaren Nechte, in deren Befig oder 
Bezug die Standesherrfchaft fich gegenwärtig befindet, mehr 
aufgehoben werden follen ohne volle, auf den Grund der 
Revenuͤen-Abtheilung von 1808 aus der Staats⸗ Kaffe zu 
leiſtende Entfchädigung. 
&. 71: 

Die nach jenem Maßftabe ausgemittelte Entfchädigung 
wird jährlich auf ihren Verfalls⸗Termin von der landes⸗ 
herrlichen Kaffe, wohin fie defretirt worden, an die Stan; 
DESREEKINATE abgeführt. 

ee ' 

Das Snftitut der Amts» Kaffen befteht in dem. ſtan⸗ 
deöherrlichen Gebiete eben fo, wie in dem übrigen Groß» 
herzogthum. 


X. Diener-vVerhaͤltniſſe. 


58. 7% 

Die fuͤrſtliche Siandesherrſchaft ernennt das, zur Ver—⸗ 
waltung ihrer Einkünfte erforderliche Perfonal, wofür fie 
ferner ein Kollegium unter dem Namen Domanialsfanzlei 
anzuordnien befugt ift, 

| $. 74 

Die fürftliche Standesherrfchaft iſt befugt, die ange: 
ftellten Diener mit ben, aber feinen anderen, ald dad Amt 
bezeichnenden Zitel, und durch eine, von der Staats: Ge- 
walt beftätigte Uniform audzuzeichnen, 

$, 75. 

Die ftandesherrlichen Stellen ftehen zu * landesherr⸗ 
lichen Ober-Behoͤrden in dem naͤmlichen Verhaͤltniſſe, wie 
in gleichem Falle die landesherrlichen Stellen. 
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| $. 76. 

| Die Fhrfkfichen "Diener, mit Ausnahme der Domanial- 
Beamten, werden bei ihrer Auftellung eben fo verpflichtet, 
wie die unmittelbar landesherrlichen Diener. Sie verpflich- 
ten fich den Standesherrn noch insbefondere „zur treuen 
Beobachtung und Erfüllung aller derjenigen Pflichten, welche 
ihnen diefe Verordnung und die Gefege gegen ihren Stans 
deöherrn auflegen. 

Die Berpflichtung der ſtandesherrlichen Suftizbeamten 
wird von der Suftizs Kanzlei ex delegatione beforgt. | 

5. 79; 

Ueber Gerichtsftand, Entlaffung, fo wie über die Pen: 
fionirung der bei der Suftize Kanzlei und den ftandesherrli- 
chen Aemtern angeftellten Diener, fo wie überhaupt über 
ihre Rechtö-Verhältniffe, gelten die Beftimmungen des Dies 
ner⸗Edikts und der allgemeinen Landes-⸗Geſetze. Die Pen 
fionirung folcher Diener, welche ihren Gehalt aus der Amts: 
oder einer anderen Staatstaffe beziehen, kann nur von 
Uns ausgehen. 

Nach den Beſtimungen bes Diener⸗-Edikts und ber 
allgemeinen Landesgefege werben auch jene Forft « Beam; 
ten behandelt, welche nicht blos ftandesherrliche, fondern 
Stiftungs-, Gemeinde» oder andere — ber fürftlichen Stan 
besherrfchaft nicht eigenthuͤmliche Waldungen, zu bewirth⸗ 


ſchaften haben. 
$. 78. 


Die Glieder der Domaniaͤl⸗Kanzlei, fo wie auch die 
untergeorbneten Reutbeamten, müffen aus Snländern oder 
naturalifirten Fremden gewählt werben. 

Die Ertheilung des Indigenats wirb ohne erhebliche 
Gründe nicht verweigert werben. 

Der fürftlichen Standesherrfchaft, welche in anderen 
Bundes » Staaten Befigungen bat, wirb bewilligt, ihre 
allda angeftellten Rentbeamten herein und die inländifchen 
hinaus zu verfeßen. Jedoch ift fie gehalten, Anzeige daruͤ⸗ 
ber an die Staatg » Behörde zu machen, und die Geneh— 
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migung einzuhofen, welche nicht verweigert werben wird, 
. wenn der betreffende Nachbarſtaat das Nämliche zugefteht. 
| $. 79. 

Chen diefe Domanials Diener müffen fih gegen die 
Staats: Gewalt verpflichten, die Eintreibung der ſtandes⸗ 
herrlichen Gefälle lediglich nach den gefeglichen Vorſchrif⸗ 
ten vorzunehmen. 

$. 80. 


Ein Zuftige Beamter, der einem Amt allein, oder in 
der Qualität als erfter Beamter vorfteht, foll wenigſtens 
Eintaufend Gulden Befoldung nebft freier Wohnung, ein 
zweiter Beamter wenigſtens Achthundert Gulden und ein 
Affeffor wenigftens Sehshundert Gulden erhalten. 

Dem die Rechts - Polizei verwaltenden Amts »Revifor, 
welchen der Standesherr aus der Zahl der dazu befähigten 
und von der Staats» Regierung approbirten Perfonen er: 
nennt, und Wir beftätigen, gebühren wenigſtens Sieben» 
hundert Gulden Befoldung. Diefe Befoldungen werden 
von den betreffenden Landes-Behoͤrden auf die geeignete 
Staats» oder Amtöfaffen angewiefen. So lange die Uns 
vereinbarfeit der Amts, Reviforiatss und Suftiz « Gefchäfte 
nicht förmlich ausgefprochen worden, kann in einzelnen Faͤl⸗ 
len ausnahmsweife der Dienft des Zuftiz- Beamten mit dem 
des Amts-Reviſors vereinigt werden. 

Die Befoldungen, fo wie auch die Penfionen der Ga; 
nitaͤts- und Polizeibeamten und Diener, wenn eine Tren⸗ 
nung der Zuftiz und Polizei ftatt haben follte, werden, fo 
wie jeder andere Theil des Gerichts» und Polizei-Aufwans 
des, von den Amts-Kaſſen, oder von jenen landesherrli⸗ 
chen Kaffen beftritten, wohin fie fi vereigenfchaften, auf 
denen auch die Penfionen der feit 1813 in Ruheſtand ver- 
feßten Suftiz» Beamten verbleiben. 

| $. 81. 

Die fürftlihe Standesherrfchaft kann ihre Domanial- 
Beamten ohne an eine Iandesherrliche Bewilligung. gebuns 
den zu feyn, die von ihr ernannten Juſtiz⸗ und Polizei 
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Beamte aber nur nah Maßgabe bed Diener - Ebifts vers 
fegen und nur mit Unferer Genehmigung. 
$. 82. 

: Alle ftandesherrlichen Diener, die zugleich Staatsbdie; 
ner find, haben ae auf Beförderung im Staats⸗ 
Dienfte. 

Diejenigen Ranbeöterstichen Beamten, bie ihre Befols 
dung aus der Amts» Kaffe beziehen, werden in bie allges 
meine Wittwen » Anftalt aufgenommen. 


xl Ausfheidung der Diener. 
| $. 83. 

Die Zurücdgabe der Rechts : Verwaltung an die Stans 
desherrfchaft wird nad) folgenden zwei Grundfäken vollzogen: 
a) Alle dermalen zur Verwaltung der Nechtds Pflege in 

erfter Inſtanz in dem flandesherrlihen Gebiete ange: 

fiellten Beamten werden mit denen ihnen anvertrauten 

Dienftpoften und mit ibrer dermaligen Befoldung in 

die ftandesherrlihen Dienfte übergeben. 

Die Befoldung bleibt jedoch auf der Amtöfaffe. 

» Ale noch lebende, ehemals ftandesherrlidhe Diener, 
weldye bei der Suftizs Kanzlei angeftellt waren, und 
mit deren Aufhebung auf die Amts Kaffe uͤbernom⸗ 

men worden find, gehen, infofern die Standesherr- 
fchaft für die Aufitellung einer Zuftiz » Kanzlei fi er- 
Härt, mit ihren damaligen Befoldungen an den Stans 
desherrn zurüc, wenn Wir fie in Unferen Dienft zu bes 
balten a — 


.Lehens-Verhaäͤltniſſe. 
| $. 84. 

Der fürfitichen Standesherrfchaft verbleiben die Aftiv- 
Lehen und ihre Nurgungen. Die durch den Lehens⸗Verband 
begründeten Rechte find durch ihre Lehenhofs- Kanzlei nad) 
Borfchrift der befiehenden Lehen » Gefege auszuüben. | 
In Anſehung der Laſten und Befchwerniffe ber Lehen 
bei Belehnungen oder aufferordentlichen Borkfommniffen kann 
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nur der Lehend s Vertrag oder das Herfommen, wie 28 big 
1807 beftanden hat, entfcheiden, bie neueren Belaftungen 
von erhöhten Lehens- Taren und andern Gebühren werden 
. wieder aufgehoben. Bei einer etwaigen Verminderung des 
Leben -Objeftd wird auch eine verbältnißmäßige Minderung 
der Lehens⸗Taxen zugeſichert. 


865. 

Da uͤbrigens von ber Fürkficjen Standedherrfchaft die 
Beforgniß geäuffert worden, baß durch die in Öffentlichen 
Berhandlungen- fchon zur Sprache gefommene etwaige Aufs 
hebung der Zehnten und der Erbpachten das fürftliche Fa⸗ 
milien « Eigentbum auf eine, mit dem Art. 14 der deutſchen 
Bundes-Afte nicht vereinbarlihe Weiſe gefährdet werben 
fönnte, fo erffären Wir, daß auf den Fall, wenn ein fol 
ches, die fürfiliche Standesherrfchaft nicht volllommen berus 
higendes, Gefeg je zu Stande fommen follte, die Frage: 
ob dasfelbe mit dem Art. 14 der deutſchen Bundes »Afte 
unvereinbarlich fey? der gutächtlichen Beurtheilung bes 
deutfchen Bundes überlaffen, und diefe veranlaßt werden follte. 

Wir ertheilen der fürftlichen Standesherrfchaft zugleich 
die Zuficheruug, daß bevor diefe authentifche Interpretation 
des Art. 14 der beutfchen Bundes» Afte erfolgt feyn wird, 
ein folches etwa zu Stande fommende Geſetz auf die fürft- 
lihe Standesherrfchaft und ihre Zehnten und Erbpachten 
nicht angewendet werden folle, 





Anhang. 
J 

Sn einer mit der fuͤrſtlichen Standesherrſchaft Für- 
ftenberg am 14. diefes abgefchloffenen und von Sr. koͤnigli⸗ 
chen Hoheit dem Großherzog ratifteirten Uebereinkunft, iſt 
von diefer Standeöberrfchaft, zu Ausübung des ihr ver: 
möge der beutfihen Bundes-Akte zuftehenden Rechts ber 
zweiten Sinftanz eine Yuftiz- Kanzlei zu errichten, verzichtet 
und derfelben das Ernennungs-Recht zu einer Rathefielle 
bei demjenigen Hofgericht bewilligt worden, welchem das 
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ſtandesherrliche Gebiet ganz oder zum größeren Theil zus 
getheilt ift. 

In Beziehung auf die im Regierungs »Blatt Nr. 1. 
von 1824 befannt gemachte, die ftaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe der Standesberrfchaft Fürftenberg feftftellende landes⸗ 
herrliche Verordnung vom 12, December 1823 wird diefes 
mit dem Bemerken zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß 
- die Fürftenbergifhen Aemter gegen das betreffende Hofge- 
richt in das nämliche Verhältniß treten, in welchem die 
unmittelbar Iandesherrlichen Juftiz» Behörden erfter Inftanz 
gegen dasſelbe ftehen. *). 

1. 

Hinſichtlich des bei Ausfertigungen an die Haͤupter 
der mediatiſirten, vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten⸗Fami— 
lien zu beobachtenden Kanzlei⸗Ceremoniels erſchien am 20. 
December 1825 folgende Bekanntmachung 9: 

Die deutſche Bundes s Verfammlung hat unterm 18. 
Auguſt d. J. den Beichluß gefaßt: 

„daß ben mittelbar gewordenen, vormals reichsſtaͤn⸗ 
„diſchen Familien ein ihrer Ebenbuͤrtigkeit mit den 
nfouveränen Haͤuſern angemeſſener Rang und Titel 

„gewährt und den Fuͤrſten das Prädifat „Durch⸗ 

„laucht“ ertheilt werden fol. 

Um diefem Beſchluß in bem Großherzogthume gehörige 
Folge zu geben, und um bamit zugleich ein angemeffenes 
Kanzlei» Geremoniel in Verbindung zu fegen # haben Se. 
Fönigliche Hoheit, der Großherzog, allergnädigft zu befehs 
len gerubt, daß fih fämmtliche Behörden in allen an bie 
Häupter der mebiatifirten, vormals reichöftändifchen Fürs 
tens Familien zu erlaffenden Ausfertigungen ber Anrede: 

„Durchlauchtig Hohgeborner Fuͤrſt“ und im 

Konterte des Prädifats „„Durchlaucht‘ bedienen follen. 





1) Großherzogl. Badifches Staats⸗ und Regierungsblatt vom 25, 
May 1825 Nr. IX. 

1) Großherzog. Badifches Staats: und —————— vom 28, 
Dec, 1825 Nr, KXXXL 
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Diefes wird auf Allerhoͤchſten Befehl zur allgemeinen 
Nachachtung oͤffentlich befannt gemacht. | 
I. Deklaration *) wegen der Standesherrfhaft 

Zwingenberg vom 1. Juli 1824. 

Nachdem Unfere vielgeliebten Herrn Brüder, die Marks 
grafen Wilhelm und Marimilian von Baden, Hoheiten 
und Liebden, ald Befiger der Standesherrfchaft Zwingen; 
berg Ihren Beitritt zu den mit dem fürftlichen Haufe Fürs 
ftenberg vom 11. November des v. J., über die Feftitel- 
fung feiner ftaatsrechtlichen Verhäftniffe gepflogenen Uns 
terhandfungen erklärt haben, fo verorbnen Wir hiermit, 
daß die über den Vollzug diefer Verhandlungen im Regies 
rungsblatt Nr. 1. diefes Jahre erfchienene Iandesherrliche 
Verordnung vom 12. Dec. 1823 mit bloßer Ausnahme der 
darin enthaltenen, individuelle Verhältniffe der fuͤrſtlichen 
Standesberrfhaft Fürftenberg betreffenden Beftimmungen 
und unter folgenden Modififationen auch auf die ſtandes— 
herrlichen Vefigungen Unferer gedachten Herrn Brüder, 
Hoheiten und Liebden, in Zwingenberg angewendet wers 
den follen: daß | | 

1) das der fürftlichen Standesherrfhaft Fürftenberg nad) 
diefer Verordnung zuftehende Ernennungs-Recht der 

Suftizs, Polizei» und Sanitätd-Beamten in der Stans 

desherrfchaft Zwingenberg infolange ruhen folle, als 

diefe Befigungen in ihrem dermaligen Zuftande mit lans 
desherrlichen Aemtern vereinigt bleiben, und nicht zur 

Seſorgung diefer Gefhäftszweige eigene Beamten von 

der Standesherrfchaft aufgeftelt werden, und dab 

2) auch der $. 24 ber über den Fünftigen Rechtszuſtand 
der ehemaligen unmittelbaren Reichs » Ritterfchaft am 

22. April diefes Jahres (Regierungsblatt Nr. XL) er; 

ſchienenen Verordning , zu deſſen Erftrefung auf bie 

fürfttiche Standesherrſchaft Fürftenberg, in deſſen Ges 





1) Großherzoglich Badifches Staats: nd Negierungsblatt vom 
Jahr 1824 Nr. XV. | 
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biet Fein Objekt vorhanden war, fein Grund vorlag, 
auf die ftandesherrliche Befigung Zwingenberg feine 
Anwendung finden ſolle. 


III. Deklaration zu Feſtſtellung der ſtaatsrecht— 
lichen Verhaͤltniſſe des fuͤrſtlichen Hauſes 
Salm-Krautheim vom 6. Oktober 1825. 

F.1 — $. 12. 
Dieſe 66. find mit der Deklaration unter I. uͤberein⸗ 
fiimmend. 
§. 13. 
Diefer $. hat bier noch den Zufaß : Diefes ift auch 
auf den ebenbürtigen Vormund eines a Stans 


desherrn anzuwenden. 
14. 


Diefer $. ift nicht abweichend. 
$. 15. 

In diefem $. fehlt die in ver Deffaration wegen ber 
Standesherrfchaft Fürftenberg enthaltene Beftimmung, daß 
das Tranergeläute mit Einftellung der Tanzmufit, 
geflattet werde. V 
816 — $. 18 
find nicht abweichend. 

$. 19 


In peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militär» und 
Eivildienft- Verbrechen, genießt das Haupt der Standes: 
berrfchaft, wenn in einzelnen Fällen dasſelbe nicht vorzieht, 
hierauf zu verzichten und fi dem ordentlichen Richter 
zu unterwerfen, bad Recht der Auſtraͤgal-Inſtauz, und 
fann nur dur Richter feines Standes gerichtet werden. 
Hinfichtlicd der Beifiker aus dem Stande des in Un: 
terfuchung gefallenen Standesherrn heißt e8 hier, daß wes 
nigftens vier ernannt werden follten. 
$$. 20 und 21, 
find mit der Deflaration unter I. übereinftimmend. 


. 3) Großherzogl. Badilches Staats: und Regierungsblatt vom 2, 
November 1825. Nr, XXV. 
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$. 22. 

Diefer S. ift fo gefaßt: Die Bormundfchaften und Ku⸗ 
ratelen der Stanbesherrfhaft werben, foweit eine Einſchrei⸗ 
tung der Staats » Gewalt gefeglich erforberlid if, von Uns 
ferer oberften Staats + Behörde beforgt, welcher die ſich im 
der ftandesherrlichen Familie ergebenden Sterbfäle unge: 
fAumt anzuzeigen find, damit von diefer oberfien Staats» 
Behörde die nach dem Gefege etwa nothwendigen Einlei- 
tungen zur Inventur und Berlaffenfchafts » Verhandlung 
getroffen werden fünnen. In Fällen, wo eine Obfigna- 
tion nach den Landes» Gefegen erforberlich iſt, wird biefe 
im Namen Unferer oberftien Staats + Behörde durch den 
Amts-Vorſtand des betreffenden Bezirfds Gerichts vorge⸗ 
nommen. . | 

Da die Standesherrfhaft, Selm » Krautheim auf die 
Ausuͤbung der bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit 
verzichtet hat, fo heißt es in der fie betreffenden Großher⸗ 
zoglichen Deklaration: 

Da die fürftliche Stanbesherrfchaft auf die Ausübung 
der ihr vermöge der bdeutfchen Bundes» Afte zuftehenden 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtöbarfeit, fo wie der Orts⸗ 
Polizei und Forft-Iurisdiktion Verzicht geleiftet und dieſe 
an den Staat abgetreten hat; fo wird ihr ald Kompenfas 
tion für diefe Verzichtleiftung dad Ernennungs-Recht zu 
der Suftizbeamten » Stelle in Gerlachsheim bewilligt. 

$. 25. 

Sie kann das hierzu vorgefhlagene Subjeft nur aus 
der Zahl der nach den Iandesherrlichen Verordnungen 
hierzu qualificirten Rechtögefehrten wählen, und ihre Wahl 
unterliegt Unferer Iandesherrlichen Veftätigung. 

$. 26. 
| Als weitere Kompenfation für dieſe Verzichtleiftung 
wird der fürftfichen Standesherrfhaft in ihrem Gebiete der 
Fortbezug der tarorbnungsmäßigen Bürger » Annahmetaren 
neben den berfömmlichen Bürger » Einfaufsgeldern bewilligt. 
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5. 27. z 

Es wird ihr das Recht eingeräumt, ihre liquiden Ge; 
fälle in gefeglicher Ordnung durd ihre Rentbeamten auf 
jene Weife, wie diefes den Iandesherrlihen Domänen; Vers 
waltungen zufteht, erefutorifch beitreiben zu laſſen. 

Sollte. wegen Widerfeglichkeit nöthig werden, amtliche 
Hülfe anzurufen, fo fol der Standesherrfchaft oder ihren 
Rentverwaltungen folche ſchnell und Fräftig geleiftet wers 


den und 
F $. 28. 


der betreffende Beamte dafür verantwortlich feyn. 

Der fürftlihen Standesherrfchaft ſteht das Recht zu, 
die niedere Polizei in dem Umfange ihrer Schlöffer, Woh—⸗ 
nungen und Zubehörden nad den beftehenden Diſtrikts⸗ 
Polizei » Vorfchriften auszuüben, Heine innerhalb diefes Um; 
fangs begangene Frevel mit Geldftrafen, deren Betrag ihr 
zufließt, zu belegen, vorbehaltlich des Rekurſes des Bes 
firaften an das Kreis » Direftorium. 

| 6. 29 | 

Polizeifiche Verfügungen und Erfenntniffe gegen bie 
fürftlihe Standesherrfhaft fönnen nur von der Mittelftelle 
(dermalen Kreis » Direktorium) ausgehen, und die Bezirkes 
Aemter können wegen Befolgung allgemeiner Polizei - Ber: 
ordnungen nur fehriftlihe Erinnerungen mit Beobachtung 
der vorgefchriebenen Courtoifie und eines dem Stande ber 
Standesherrfhaft entfprechenden Styls an diefelbe ergeben 
laſſen. Nur in eifenden feinen Verſchub feidenden Fällen, 
ift Diefes auch den Orts-Vorgeſetzten geſtattet. 

nn $. 30. 

Die Standesherrfhaft kann den Vogt- und Ruggerich— 
ten, den Kirchen» und Schul: Vifitationen, fo wie der Ab- 
hör der Gemeinds⸗, Heiligen» und Stiftungs-, aud) der 
Kirchenbau » Rechnungen , wo diefelbe fubftdiarifch baupflich- 
tig ift, entweder in Perfon oder durd ihre Rentbeamten 
beiwohnen. Bon allen auf diefe Gegenftände ſich bezichens 
ben Verfügungen fol ihr, oder in ihrer Abwefenheit, ihren 

36 
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Dienern zeitige Nachricht gegeben werben. Auch fteht ihr 
Das Recht der Einficht dieſer Rechnungen, insbefondere 
jene ber Gemeinde - Etats, bevor fie Ddefretirt werden, zu. 
Sie hat die A über alle diefe Gegenftände dem 
Iandesherrlichen Beamten Erinnerungen und Wuͤnſche vor- 
zutragen ober vortragen zu laſſen, welcher folche anzuneh; 
men und fomweit als möglich zu berücfichtigen verbunden ift, 
oder bie Gründe, warum er fie nicht berücfichtigen zu koͤn⸗ 
nen glaubt, der Standesherrfchaft in der vorgeschriebenen 
Form zu eröffnen hat. Will ſich die legtere damit nicht 
beruhigen, fo fteht ihr der Rekurs an Das Kreis - Direftos 


rium offen. 
31. 


$. 

Das Kirchen: Gut und die eigenthuͤmlichen Güter und 
Einfünfte der Stiftungen, Unterrichts s und Wohlthätig- 
feitö » Anftalten dürfen nach der Verfaſſungs⸗Urkunde (fiehe 
in dem Abfchnitt: Von den Kirchen und ihrem Verhältniffe 
zum Staat ꝛc., das Baden behandelnde Kapitel) ihrem 
Zwecke nicht entzogen werden, 

6. 32, 

Bei den Wahlen der Orts» Vorgefeßten in ftandes- 
herrlichen Gemeinden bringt die Standesherrfchaft einen 
aus den von der Gemeinde, nach dem ihr mitzutheilenden 
Bapl-Protofol gewählten drei Kandidaten zur Iandesherrs 
lichen Betätigung in Vorſchlag, welche ohne hinreichende 
Gründe, die der Standesherrfchaft zu eröffnen find, nicht 
verweigert werben kann. | | 

$. 33. 


Die Standesherrfchaft hat die Befugnif, zu verlan» 
gen, daß jedesmal über die Annahme neuer Orts» und 
Schutzbuͤrger, welche nicht auf ein angebornes Buͤrgerrecht 
Anſpruch haben, mit ihr Ruͤckſprache genommen und uͤber 
ihre Einwendung der Ausſpruch hoͤherer Stelle eingeholt 


werde. | 
$. 34. 


Die von ber Standesherrfchaft an den Staat abge- 
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tretene Fort» Gerichtsbarkeit wird in dem jtandesherrlichen 
Gebiete auf diefelbe Weife, und durch die nämlichen Be: 
hoͤrden ausgeübt, wie in dem unmittelbar Iandesherrlichen. 
Die Standesherrfehaft hat jedoch das Net, den Forfifres 
vel-Gerichten entweder felbft oder Durch ihre Rentbeamten 
beizuwohnen. Sie bezieht ſowohl in eigenthimlichen als 
Gemeinds -Waldungen bie Frevel- Strafen. nad dem bis‘ 
zum Jahr 1813 hergebrachten Befit » Stande. 

‚Die Großherzogliche Forft- Behörde hat die der — 
desherrſchaft gebuͤhrenden Forſtfrevel⸗Strafen zu erheben 
und an das betreffende ſtandesherrliche Rent-Amt abzulie— 
fern, auch der ſtandesherrlichen Domanial⸗ Kanzlei hier: 


von * Anzeige zu machen. 
$. 35. 


Der fürſtlichen Standesherrſchaft iſt die Adminiſtra— 
tion der Waldungen in dem Umfange des ſtandesherrlichen 
Gebiets mit der Aufſicht uͤber die Jagd und deren Gerecht— 
ſame (Forſt- und Jagd-Polizei) zuſtaͤndig. 

Dieſe übt fie durch ihre Foͤrſter aus, welche ben lan—⸗ 
desherrlichen Forſt-Aemtern oder Forſt-Inſpektionen auf 
gleiche Weiſe, wie die landesherrlichen Foͤrſter untergeord⸗ 
net, und von der Standesherrſchaft aus der Zahl der ap- 
probirten Jaͤgerpurſche oder Forft - Praktikanten zu wählen 
find. Die ftandesherrliden Förfter find fo wenig ald Die 
Kent: Beamten als Staatsdiener anzufehen, daher aud 
die Diener » Pragmatif auf fie feine Anwendung findet. 

Der Standesherrfchaft darf durch die Ausuͤbung der, 
der Iandesherrlichen Forſt-Behoͤrde zuftehenden Aufficht über 
ihre Waldungen kein Koſtenaufwand verurſacht werden. 

$. 36. 

Die Beſoldungen der zur Verwaltung der Forſt-Ge— 
richtsbarkeit, ſowie der buͤrgerlichen und peinlichen Ge— 
richtsbarkeit und Polizei-Gewalt von der Standesherrſchaft 
aufgeſtellten Beamten werden, inſoweit es nicht bereits ge— 
ſchehen iſt, von dem Zeitpunkte au, wo der Standesherr⸗ 
ſchaft die Ausuͤbung dieſer Gerechtſame entzogen worden, 

36* 
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auf die Staats» Kaffe übernommen. Infofern der Eine 
oder der Andere diefer Beamten nicht ausfchließlich für 
diefe Gefchäftszweige angeftellt war, fondern noch andere, 
der Standesherrfchaft verbleibende Rechte, zu verwalten 
hatte, fol eine verhältnißmäßige Theilung der betreffenden 
Befoldungen zwifchen der Staats: Kaffe und der Standes- 
herrſchaft nach den beftehenden allgemeinen Grundfägen 
eintreten. Wenn daher bie fürftliche Standesherrſchaft auss 
weifen kann, baß noch Befoldungen, Penfionen oder Su⸗ 
fientationg » Gehalte auf ihrer Kaffe haften, welche derfel- 
ben mit der ihr, bei ihrer Mebdiatifirung überlaffenen Ges 
richtsbarfeit als Surisdiftiond »Laften zugemwiefen worden 
find, fo werben diefe, von dem Zeitpunfte der ihr durch 
das Edift vom 14. Mai 1813 entzogenen Gerichtsbarkeit 
an zu rechnen, ab, und auf die Staatö-Kaffe übernommen. 
| $. 37. 

Der Standesherrfchaft ftehet nach den in der Verord- 
nung vom 28. December 1815 enthaltenen Beftimmungen 
in ihrem Gebiete das Patronat-Recht, das Recht, den 
Pfarr -Inftallationen felbft oder durch einen Bevollmaͤch⸗ 
tigten beizumohnen und die Befugniß zu, die Schullehrer 
und Stiftungs» Verwalter da, wo fie dieſes hergebradht 
hat, zu ernennen. 

$. 38. 

Soweit die Standesherrfchaft in dem Befit von Pa: 
tronat⸗Rechten in andern Bunbes-Staaten ift, wird ihr zu- 
geftanden, die auswärts auf fiandesherrlichen Patronat- 
Pfründen angeftellten Individuen zu einer Pfründe im Ins 
ande zu präfentiren, vorausgeſetzt, daß fie die nad) den Lars 
desgefegen erforderlihe Qualiſikation haben und der be; 
treffende Nachbar: Staat das Nämliche zugefteht. 

$. 39. 

Das Recht, neue Bergwerfe und Salinen zu errich— 
ten, fteht Uns allein zu. 

Konceffionen zu einem Berg⸗ und Salinen: Bau in 
dem fiandesherrlichen Gebiete, von dem der Staat felbft 
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Gebrauch zu machen nicht für gut findet, Können aber an 
dritte Perfonen nicht eher verlieben werben, als bis bie 
Standesherrſchaft mit ihrer Erflärung wegen des Vorbaues, 
welcher ihr jederzeit geftattet werben muß, vernommen ift. 

Das Bohnerz Graben und überhaupt die Gewinnung 
berjenigen Stein-, Gyp&s ober anderer Mineral» Arten, 
die nicht bergmännifch bearbeitet werden, bleibt, infofern 
die Standesherrſchaft fi) im Beſitz davon befindet, in Ges 
mäßheit des 7. Drganifationg » Edifts eine ftandesherrliche 

tigung. 
Berechtigung — 

Da in dem Großherzogthume alle Staatsbuͤrger zu den 
oͤffentlichen Laſten ihr verhaͤltnißmaͤßiges Betreffniß beizu⸗ 
tragen haben, und irgend. eine Abgaben⸗Freiheit nicht ſtatt⸗ 
finden fol, fo ift auch die Standesherrfchaft diefem vers 
faffungsmäßigen Grundfage unterworfen. 

$. 41. 

Da jedoch die Standesherrſchaft zur privilegirteften 
Klaffe in Anfehung der Befteuerung gehört, fo muß künfs 
tig auch jede Befreiung, von irgend einer Abgaben » Gats 
tung, die im verfaffungsmäßigen Wege einer anderen Klaffe 
von Staatsbürgern verwilligt werden bärfte, ber Stan, 
desherrfchaft gleichfans zu gut kommen. 

gm. | 

Zu dieſer gefeslichen Ausnahme gehört dermalen für 
die im Großherzogtbume wohnende Standesherrſchaft und 
ihre Familie die Befreiung von Entrichtung des Zols von 
den zu ihrer Hofhaltung nöthigen Konfumtibilien und bie “ 
Shauffeegeld » Freiheit im ganzen Umfange bes Großher- 
zogthums. 

s. 43. 

Die Standesherrſchaft ift Fein Gemeindsbürger ; fie hat 
daher nur zu dem aufferordentlichen Gemeinde » Aufwand 
nicht als Gemeindsbürger, fondern ald Befiger fteuerbarer 
Objekte innerhalb der Gemeinde » Gemarfırng beizutragen, 
namentlich nur zu folgenden Rubrifen: 
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a) Kirhen»-Bau, beim Abgang einer privatrechtlidhen 
Baus Pflicht oder des Kirchen - Bermögend, wobei die 
Subfidials Konkurrenz der Filial- Kirchen, ſoweit ſie 
hergebracht ift, nad) ber Deroronnng vom 10. April 
1819 zugefichert wird. 

b) Koften für Damm, Fluß:, Brüden» und Wegbau 
auſſerhalb des Orts, fomeit folche nicht zum Ausfchlag 
auf das ganze Land fich eignen. 

c) Andere gemeinnügige Unternehmungen in der Gemeinde, 
welche den ftandesherrlichen Befisungen in der Gemars 
fung zum Vortheil gereichen, jedoch mit Einfchränfung 
des Beitrags auf dag Steuer: Kapital des Eigenthumsg, 
‚dem das Unternehmen zu ftatten fommt. 

$. 44. 

Die oben beftimmte Beitrags - Pflicht der Standesherr; 
fhaft zu den Gemeinds-Beduͤrfniſſen kann weder auf ans 
dere als die oben genannten, noch auf Befißungen erftrect 
werben, welche nicht zur Gemeinde »Gemarfung gehören. 

Es find daher auch jene gefchloffene Höfe und Waldun— 
gen der Stanbesherrfchaft, die eigene Gemarfungen bilden, 
von jeder Art der Gemeinde - Beiträge, gewöhnlichen und 
auſſergewoͤhnlichen, frei. 

Tr. | Sn 

Diefe Beitrags » Pfliht der Standesherrfchaft kann ſich 
auf feine dem Zeitpunfte der Mediatifirung vorbergegange- 
nen Gemeinde »Laften erftrecden, wenn nicht die Gemeinde, 
welche frühere Beiträge dieſer Art ferdert, einen fie hierzu 
berechtigenden befonderen Rechts » Titel aufzumeifen vermag. 
Künftige Erwerbungen der Standesherrfchaft bleiben allen 
bisher auf ihnen gelegenen Laften auch in Beziehung auf 
Gemeinds-Beiträge unterworfen. Standesherrliche Beſitzun—⸗ 
gen, welche durch Kauf oder wie immer anders in bürger- 
liche Hände fommen, müffen an den Gemeindss Kaften ohne 

Ausnahme beitragen. Ä 

| $. 46. 
‚Die ftandesherrlihen Rent: Verwaltungen führen ihre 
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Umlags » Betrefniffe an ben Gemeindg - Berrechner zu Ende 
des Rechnungs » Sahres ab, gegen Borlage eined Rechnungs⸗ 
Auszugs, der den zur Umlage gebrachten und verwendeten 
auffergewöhnlichen Gemeinde» Aufwand in der Orbnung der 
Rubriken, wozu die Standesherrfchaft nad den voraus 
gefchickten Beftimmungen von ihren innerhalb der Gemeinds- 
Gemarkung gelegenen Steuer-OÖbjeften beizutragen hat, 
specifique nachweiſen muß. 

Das ftandesherrlihe Nent-Amt bat das Recht, die 
Rechnung felbft einzufehen oder einfehen zu laffen, um den 
erhaltenen Auszug damit zu vergleichen. Sft ein derarti⸗ 
ger Aufwandspoften von folder Bedeutung, daß es für 
die Gemeinds> Kaffe zu befchwerlid; wäre, den Vorſchuß 
bis zum Abfchluß des Rechnungs-Jahrs zu leiſten, fo kann 
von ber Standesherrfchaft auf Abrechnung der fie, Re 
fende Beitrag im voraus eingehoben werden. 

$. 47. 

Die Standeöberrfchaft ift von Perfonal-Frohnden jeder 
Art frei. Ebenfo find auch die zur Hofhaltung derfelben 
gehörigen Wagen: und Neitpferde von jeder Frohnd- Lei, 
ftung,, folglih auch von den Gemeinds-Frohnden, befreit. 

Zu jenen Bauten und Unternehmungen in der Ge; 
meinde, wozu die Standesherrfchaft nach den vorangefchid- 
ten Beftimmungen beizutragen bat, bat diefelbe oder ihre 
Guts-Paͤchter auch die nothwendigen Fuhrfrohnden zu lei— 
ften infomeit die Standesherrfchaft einen eigenen Wirth: 
fihaft8-Betrieb oder ein Pacht-Gut in der Gemeinde befist. 

Der ftandesgerrliche Beitrag beftimmt fi nach dem 
Berhältniß des ftandesherrlichen zum Wirtbfchafts - Betrieb 
beftimmten Zugvieh-Befites zu dem Zugpieh- Stand ber 
Gemeinde, Der Orts» Borftand ift verbunden, dem flans 
besherrlichen Rent: Amt auf Verlangen beöfelben einen 
Ausweis darüber mitzutheilen. 

Es hängt von der Standesherrfchaft. oder ihren Päd: 
tern ab, ihr nach dem obigen Verhaͤltniß ausgefchiedenes 
Fuhrquantum durch eigene Natural» Reiftungen zu verrich- 
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ten, oder im Afford verrichten zu laſſen, und fie ift ohne 

beiderfeitiges freiwilliges Uebereinfommen nicht fehuldig, an 

den Afforden oder Bergätungs «Taxen der Gemeinde Alt: 

theil zu nehmen. 
$. 48. 

Die ftandesherrliche Konfurrenz zu den Kriege - Leis 
fiungen wird bis zu einer hierüber erfolgenden allgemeinen 
Gefeggebung nach folgenden Beftimmungen vollzogen: 

Die Standesherrfchaft hat an allen Kriegs: Keiftungen 
ihr fteuerfapitalmäßiges Betreffniß an die Gemeinde in 
Geld oder Naturalien abzutragen, welche von den Lan 
des» Behörden in dem verfaffungsmäßigen Wege an die 
Aemter ausgeſchrieben und von diefen auf die Gemeinden 
‚vertheilt werden, gegen Vorlage eines Ausweifes über den 
ftandesherrlichen und Gemeinds-Betreff auf den Grund 
ber beiderfeitigen Steuer: Kapitalien. Dagegen ift die Stans 
besherrfchaft von Beiträgen zu jenen Schulden frei, welche 
die Gemeinden zu Beftreitung ihres Betreffniffes an Kriegs- 
Leiftungen kontrahiren. 

Auch hat ein ftandesherrlicher Beitrag zu ben Kriegs⸗ 
Leiſtungen der Gemeinden bei jenen nicht ftatt, woran das 
ftandesherrliche Betreffniß von den Landesftellen oder Aem⸗ 
tern unmittelbar auf die ftandesherrlichen Rent-Verwal⸗ 
tungen nach ihrem Gefammt- Steuerfapital ausgefchlagen 
und von ihnen abgetragen werben. | 

g. 49° 

Die Standesherrfchaft hat auch zu den übrigen Kriegs» 
Laften der Gemeinde beizutragen, infomweit fie ald Kommus 
nal= Laften gefeglich beftimmt find, namentlich zu den Ein- 
quartirungen und Vorfpannen. Der Beitrag zu den er- 
ften beftimmt ficy nad) dem ftandesherrlichen Haus⸗ und 
Gutsbefige innerhalb der Gemeinde: Gemarfung oder nad) 
dem Haus» und Gut -Steuerfapital, der Beitrag zu den 
legteren nach dem ftandesherrlichen Zugvieh » Befige oder je- 
nem der Pächter und feinem Berhältniß zu dem Zugviebs 
Stand der Gemeinde, 
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$. 50. 

Hat die Standesherrfchaft oder ihre Pächter nach die: 
fem Maasftabe das Shrige beigetragen, fo hat Feine Nach⸗ 
forderung im Wege ber Abrehnung an fie mehr ftatt, ober 
nur auf den Grund und nach dem Maßftabe ihrer Natu- 
ralfchuldigkeit, Die ftandesherrlichen Schlöffer genießen die 
nämliche Quartier» Freiheit wie die der Prinzen vom Groß- 


berzoglihen Haufe. 
51. 


Der fürftlichen Standesherrfchaft verbleiben alle Ge- 
fälle, mweldje aus ihrem Eigenthum und deffen ungeftörten 
Beſitze berrühren, und nicht zu der Staats-Gemwalt oder 
ben höheren Regierungs » Rechten gehören. 

$. 52. 

Es verbleiben fomit der fürftlichen Standesherrfchaft 
alle Abgaben, Gefälle und nugbaren Rechte, welche fie ges 
genwärtig befigt, und ihr bei der nach der Mediatifirung 
gefhehenen Nevenien » Abtheilung, und nachhin bei Aufhes 
bung der fiandesherrlichen Jurisdiktion belaffen blieben, 
wobei die Verficherung ertheilt wird, daß in Zufunft feine 
Abgaben, Gefälle oder nußbaren Rechte, in deren Befit 
oder Bezug die fürftliche Standesherrfchaft ſich gegenwärtig 
befindet, mehr aufgehoben werden follen, ohne aus ber 
Staats» Kaffe volle Entfehädigung dafür zu leiften. 

$. 53. 

In Beziehung auf das aufgehobene Judenſchutz⸗ und 
chriftliche Hinterfaffen » Geld wird der fürftlichen Standes» 
herrſchaft für die Hälfte des früheren Bezugs Entfchädi- 
gung aus der Staats: Kaffe von dem Zeitpunfte an, wo 
diefer Bezug ihr unterfagt worden, bemilligt. \ 

Hinfichtlih der übrigen Zuden» Abgaben hat es bei 
dem Beſitzſtande, fo wie er vor dem Steuer - Edift vom 6. 
April 1815 rechtlich begründet war, fein Berbleiben. 

$. 54. 

Die Standesherrfchaft kann zur Verwaltung ihrer Eins 

fünfte eine Domanials Kanzlei errichten. Wahl und Zahl 


970 


des dazu, fo wie überhaupt zu Verwaltung ihrer Einkünfte 
erforberlichen Perfonals, hängt ganz von ihrer Verfügung ab. 
$. 89. 

Die Standesherrfihaft ift befugt, die angeftellten Dies 
ner mit den — aber feinen anderen als das Amt bezeich⸗ 
nenden Titeln, und durch eine von der Staats⸗Gewalt bes 
ftätigte Uniform augzuzeichnen. | 

$. 56. 

Die Glieder der Domanial- Kanzlei, fo ‘wie auch die 
untergeordneten Rent⸗Beamten, müffen aus Snländern 
oder naturalifirten Fremden gewählt werden, Die Ertheis 
lung des Indigenats wird ohne erhebliche Gründe nicht 
verweigert werden. 

| $. 57. 

Die ftandesherrlihen Domanial- Diener müffen ſich 
gegen Uns verpflichten, die Eintreibung der ftandesherrli- 
chen Gefälle lediglich nach den gefeglichen Vorfchriften vor- 
zunehmen. Gie können von der Stanbesherrfchaft ohne an 
eine Iandesherrliche Bewilligung gebunden zu feyn, verfegt 
werben. 

$. 58. 


Da bie fürftlihe Standesherrfchaft behauptet, daß bei 
der — bei ihrer Mebiatifirung vorgenommenen Schulden» 
Abtheilung die dießfalls in dem dritten Konſtitutions⸗Edilt 
vorgezeichnete, und bei andern Standesherrfchaften in An- 
wendung gefommenen Grundfäge nicht beachtet worden 
ſeyen, fo veroronen Wir hiermit ungefäumt nähere Unter- 
ſuchung diefer Beſchwerde und verfichern der Standesherr: 
Schaft, infofern fie gegründet erfunden wird, gerechte Ab» 
bülfe derfelben. 

$. 59. 

Eine gleiche fchleunige nähere Unterfuchung und ges 
rechte Erledigung der ftandesherrlichen Befchwerde befehlen 
Wir auch biermit in Beziehung auf jene Gefälle, welche 
der Standesherrfchaft in dem $. 46 de3 dritten Konftitus 
tions⸗Edikts garantirt, und ihr durch fpAtere Staats- 
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Einrichtungen, ohne daß nad den beſtehenden allgemeinen 
Grundfägen bisher dafür Entfchädigung geleiftet wurde, 
entzogen worden find. 


IV. Deflaration zu Feftfiellung der ſtaatsrecht— 
Iihen Berhältniffe der gräfliben Standes 
herrſchaften Leiningen-Billighbeim und Leis 
ningen-Neudenau vom 2. März 1826. 


$. 1. 

Der hiernach beftimmte Rechtszuſtand der gräflichen 
Standesherrfchaft Leiningen » Billigheim und Leiningen- 
Neudenau erftreckt fi) auf die im Jahr 1806 unter Groß» 
herzoglich Badifche Souveränität gefommenen, zum ehema- 
. figen Reichs» und Kreis-Berband gehörig gewefenen Be— 
figungen ze. 

F.2 — $. 12. 
Diefe gg. flimmen mit der Deklaration unter I. überein, 
1. : 

Hier ift noch der Zufaß : Diefes ift auch auf den 
ebenbürtigen Bormund eines minderjährigen Standesherrn 
BIHIGENDEN: 

$. 14. 

Es wird gegen die gräflichen Standesherrfchaften ein, 
ihren gegenwärtigen Berhältniffen angemeffenes Kanzleis 
Geremoniel beobachtet. Wir werden Uns in Unjeren Ka— 
binetsfchreiben an die gräflichen Standesherrfchaften der 
Anrede: „„Hochgeborner Graf‘ bedienen; linfere Staats- 
Behörden werden in ihren Schreiben fie ebenfo anreden 
und ihnen im Konterte den Titel: Hochgeboren, geben. 

$. 15. 

Das Trauergeläute wird auch bier auf 14 Tage be- 
ftimmt, ohne daß von Einftellung der Tanz » Muflif etwas 
gejagt wird. 


$. 16 ve $. 18 
Hier ift nichts zu bemerken. 
$. 19. 


Die Zahl der Berfiger von dem Stande bes in Un; 
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terfuchung gefallenen Standesherrn wird bier fo beftimmt : 
ernennen Wir die erforderfihe Anzahl von wenigſtens vier 
Beifigern von dem Stande des in Unterfuchung gekomme⸗ 


nen Standesherrn. 
S$. 20 und 21. 


Sft nichts zu bemerfen. 
$. 22. 

Diefer S. ift fo gefaßt: die Vormundfchaften und Kurs 
ratelen der Standesherrfihaften werden, ſoweit eine Ein- 
fhreitung der Staatd-Gewalt gefeglich erforderlich ift, von 
Unferer oberften Staats „Behörde beforgt, welcher die ſich 
in den fiandesherrlihen Familien ergebenden Sterbfälle 
von dem betreffenden Bezirks» Gericht ungefäumt anzuzeigen 
find, damit von diefer Unferer oberften Staats + Behörde 
die nach dem Geſetze etwa nothwendigen Einleitungen zur 
Inventur und Verlaſſenſchafts-Verhandlung getroffen wer; 
ben können. 

Sn Fällen, wo eine Obfignation nach Unferen Landes; 
Gefegen erforderlich ift, wird dieſe im Namen Linferer 
oberften Stantd-Behörde dur den Amts-Vorſtand des 
betreffenden Bezirks » Gerichts vorgenommen. Die über bie 
Bevormundung der Minderjährigen Ziel und Maaß ge 
benden Familien »Berträge, und insbefondere das Herfoms 
men, welches dad Haupt der ftandesherrlichen Familie zum 
tutor Jegitimus beftimmt, werden beachtet werben. 

$. 23. 

Diefer $. iſt nicht abweichend. 

$. 24 und folgende find, da bie gräfliche Standesherr⸗ 
fchaft, gleich der fürftlichen Standesherrfchaft Salm⸗-Kraut⸗ 
beim, auf die Ausübung der Jurisdiktion und Orte-Polizei, 
fo wie der Forft- Gerichtöbarfeit verzichtet hat, — ganz ver: 
fhieden von der Deklaration wegen der ftaatsrechtlichen 
Verhältniffe des fürftlicheu Haufes Fürftenberg. Deshalb 
wird bier eine Vergleichung der Deklaration wegen Salm⸗ 
Krautheim, Leiningen » Bihigheim and Leiningen-Nendenan 
angemeflen ſeyn. 
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$. 24. 

Hier wird den gräflihen Standesherrfchaften ald Konts 
yenfation für die hier angegebene Berzichtleiftung, in ihrem 
Gebiete der Fortbezug der tarordnungsmäßigen Bürger-An; 
nahme» Zaren neben den herkoͤmmlichen Bürger » Einfaufg- 


geldern bemwilliget. 
9.25 — 31. 


Diefe SS. flimmen ganz mit den 66. 277, 28 bis 33 ber 

Deklaration wegen Salm⸗-Krautheim überein. 
| - $. 32. 

(6. 34 der Deklaration wegen Salm-Krautheim.) 
Hier heißt es unter andern: Sie beziehen fowohl in eigens 
tbämlichen ald Gemeinde » Waldungen die Frevel » Strafen 
nach dem früher hergebrachten Beſitzſtande. 

$. 33 

($. 35 der Deklaration wegen Salm - Krautheim. ) 
Hier ift noch folgender Zufag: Die ftandesherrlichen Förfter 
find verpflichtet, die ihnen von ber Standesherrfchaft in 
Beziehung auf eigentliche ftandesherrfchaftliche Waldungen 
zugehenden Befehle, infoweit fie nicht gegen die beftehen- 
den Forftpolizei » Gefete anftoßen, zu befolgen. 


$. 34 — $. 50. 
Diefe $$. find mit den $$. 36, 37 bis 52 gleichlautend. 
$. 51 —— F. 55. 


Der Inhalt dieſer ‚SS. ($. 53 — 57 der Deklaration 
wegen Saln » Krautheim) ift diefer: Die Amts» Reviforen 
"werden angewiefen, bei allen auf ftandesherrliche Gefälle 
oder nußbare Rechte Bezug babenden Verdäußerungen, ben 
ftandesherrlichen Rent» Beamten diefe unfehlbar anzuzeigen. 
Da bei den befonderen Berhältniffen, in welchen fich 
die gräflichen Standesherrfchaften bei dem Eintritt des 
rheinifhen Bundes befanden, eine nad) den Grundfägen 
des 3. Konftitutiond» Edift8 bemeffene Revenuͤen⸗- und 
Schulden » Abtheilung nicht ftatt fand, fondern mit bloßer 
Ausnahme der Steuer und Schagung den Standesherrfchaf- 
ten bei ihrer Mediatifirung alle übrigen nicht bIoß Kameral⸗ 
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Sondern auch Hobeitd- Gefälle, insbefondere bie damaligen 
Stempel-, Zoll- und Akcis-Gefaͤlle zum ferneren Bezug 
überlaffen,, daher auch bloß bie Steuer: Schulden auf die 
Staatd: Kaffe übernommen, ale übrigen Schulden aber 
den Standesherrfhhaften mit den ihnen überlaffenen Ge; 
fällen zur ausschließlichen Zahlung zugewiefen worden find; 
fo kann von Seiten der gräflichen Standesherrfchaften nur 
inſofern eine weitere Schulden »Uebernahme an die Staats: 
Kaffe in Anfprud genommen werben, als fie zu beweifen 
im Stande feyn werden, daß fi) unter den ihnen zuge: 
wiefenen Schulden oder Laſten folche befinden, welche ver: 
faffungsmäßig ganz oder zum Theil auf ber Steuer gehaf: 
tet haben. 

Dagegen wird ben gräflichen Standesherrfchaften die 
Berficherung ertheilt, daß ihnen für diefe, denenfelben bei 
der Mediatifation zum ferneren Bezug überlaffene Hoheits⸗ 
Gefaͤlle, inſofern ſie ihnen durch nachgefolgte Staats⸗Ein⸗ 
richtungen entzogen worden, oder noch entzogen werden 
ſollten, insbeſondere auch fuͤr das Ohmgeld, die aufgeho— 
benen Judenſchutz- und chriſtlichen Hinterſaſſen-Gelder 
nach ihrem ganzen Betrag von dem Zeitpunkte des einge: 
ftellten Bezugs an zu rechnen, ſowohl für das verfloffene 
als die Zufunft, volle Entfehädigung geleiftet werden folle. 
Bei Ausmeffung diefer Entfhädignung fol die Durchſchnitts⸗ 
Berechnung des Ertrags von dem Decennium von 17851 — 
4790 zum Maafftab genommen werben. 

Die .nämliche Zuficherung wird den gräflichen Standes» 
herrſchaften auch in Beziehung auf jene Gefälle ertheilt, 
welche denfelben im $. 46 des dritten Konftitutiong-Edifts 
garantirt und ihnen durch fpätere Staats - Einrihtungen, 
ohne daß nach dei beſtehenden allgemeinen Grundſaͤtzen 
bisher dafuͤr Entfehädigung geleiftet wurde, entzogen wor— 
den find. 

Mit bloßer Ausnahme ber aufgehobenen Schußgelder 
bleiben die gräflihen Standesherrfihaften zum Bezug alter 
übrigen Zuden » Abgaben nad) dem Befisftande, fo wie er 
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vor dem Steuer »Edifte vom 6. April 1815 rechtlich be: 
gründet war, berechtigt. 
$. 96 — $. 59. 

Diefe SS. find wörtlich eben fo, wie die 66. 54, 55, 
56 und 57 der Deflaration wegen Salm » Krautheim, Mit 
$. 59 fchließt ſich übrigens dieſe Deklaration wegen Lei: 
ningen. 

Sechstes Kapitel. 
Kurfürftenthbum Heffen. 

Das Kurfürftenthum Heffen, welches früher feine ftan- 
desherrlichen Befigungen in feinem Staats + Gebiete cin 
ſchloß, erhielt durh den mit dem Großherzogthum Heffen 
abgefchloffenen Ausgleihungs » Bertrag vom 29. Juni 1816 
die Souveränität über einen Theil der fürftlih und gräf- 
lich Sfenburgifchen Befigungen. 

Da durch diefen Vertrag auch Praunheim an Kurhef- 
fen abgetreten ward, fo wurde der Graf von Solms⸗Roͤ⸗ 
delheim wegen der Mitgerichtöbarfeit an dem genannten 
Ort, ebenfalls Kurbefjifcher Standesherr. 

Der Rechtszuſtand diefer Standesherrn ift nicht nach 
vorausgegangener Unterhandlung mit denfelben, auch nicht 
ohne diefelben, in einem alles umfaffenden Edikte, fon: 
dern durch viele Verordnungen beftimmt worden. 

Es ift übrigens bei allen Beitimmungen auf bie Baye- 
rifhe Deflaration vom 19. März 1807 (fiehe Einleitung zu 
diefer Abtheilung) befondere NRücficht genommen worden. 

Da es zu mweitläufig feyn würde, alle Verordnungen 
nach ihrem ganzen Inhalte bier aufzunehmen, fo begnügen 
wir und damit, dasjenige auszugsweiſe anzuführen, was 
bierher gehört '). 

4) Dr. Karl Vollgraff, die dentfhen Etandesherrn, ein hi- 
ftorifch = publiciftifcher DVerfuch. Seite 669 f. — Alex. Mül: 
ler, die festen Gründe wider alfe Eigenthums- Gerichte nebft 
einer hiftorifchen Weberficht der im verfchiedenen deutfchen Staa— 
ten erfolgten Reform der ftandes= nnd gutsherrlichen Gerichte: 
barkeit, Neuftadt a, d. O. 1826. ©, 260 ff. 
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A. Allgemeine perſoͤnliche Vorzuͤge, Rechte und 
Verbindlichkeiten des Fuͤrſten und der Grafen 
von Iſenburg. on 


1) Was ihren Rang ale Fuͤrſten und Grafen und ihre 
Titel und Wappen anlangt, fo ift es in diefer Hinfiht 
lediglich bei der Beftimmung des At. 14 der deutfchen 
Bundes: Akte und der Bayerifchen Deklaration belaffen 
worbent. 

2) Das gegen fie und von ihnen zu beobadhtende Kanz⸗ 
lei⸗Ceremoniel iſt durch Verfuͤgung des kurfuͤrſtlichen Staats⸗ 
Miniſteriums vom 1. Auguſt 1821 dahin beſtimmt worden, 
daß die kurfuͤrſtlichen Kollegien und Behoͤrden ſich in ihren 
Erlaſſen an die Standesherrn der Anrede: „ Durchlauch— 
tig Hochgeborner Herr Fuͤrſt; Erlauchtig Hochge— 
borner Herr Graf’ und im KRonterte der Ausdruͤcke: 
„Ew. Durdlaudt, Ew. Erlaucht“ bedienen, bie 
Standesherrn aber dagegen in ihren Schreiben und Bor 
ftellungen die nämliche Anrede und Schlußformel, wie ats 
dere Schriftfäflige, gebrauchen follen. 

3) Was das Kirchengebet und das Trauer »Geläute 
anlangt, fo fol zufolge Auszugs aus dem Geheimen Raths⸗ 
Protokoll vom 17. Auguft 1816 in allen ftandesherrlihen 
Orten für die Standesherrn gebetet werben. ° 


Auch haben fie zufolge Auszugs and dem Geheimen 
Raths-Protokoll vom 25. Februar 1818 das Trauer» er 
laͤute und zwar 1) für den Standesherrn und deffen Ge— 
mahlin 6 Woden, 2) für den präfumtiven Nachfolger des⸗ 
felben 3 Wochen, 3) für die übrigen Familien-Gfieder 14 
Tage, während welcher Zeit auch Muſik und Tanz in den 
Standesherrfihaften wegfallen follen. 

4) Sie haben in Gemäßheit des Art. 14 der Bundes: 
Akte Freiheit der Wahl ihres Wohnfiges ; eben fo ift e8 

5) hinfichtlich der Familien» Verträge bei ber Beſtim⸗ 
mung des erwaͤhnten Artikels gelaſſen worden. | 

6) Darüber, ob der Shef der Familie Verlaſſenſchafts⸗ 
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Verhandlungen über feine Familien Glieder vornehmen 
bürfe, ift gar nichts beftimmt worden. 

7) Was den Huldigungs- Eid anlangt, fo haben bie 
kurheſſiſchen Standesherrn bei ihrer erften Gelangung un 
ter fucheffifche Souveränität feinen Eid geleiftet, es ift auch 
Darüber im Allgemeinen nichts ausdrücklich beftimmt. 

Bei. der allgemeinen Huldigung im März 1821 ließ 
man aber bie Häupter der ftanbesherrlichen Häufer eine - 
fohriftliche Urkunde folgenden Inhalts ausftellen: 

„Ich — verfpreche hierdurch, des jeßt regierenden Kur: 
„fürften Königliche Hoheit tren und gehorfam zu ſeyn, 
„auch alles dasjenige thun und abwenden zu wollen, 
„wozu ich als getreuer und gehorfamer Untertban Aller: 
„böhftdemfelben und Allerhöchftdeffelben rechtmäßigen 
„Nachfolger, als meinem allergnädigften Souverän vers 
„pflichtet bin, 

8) In allen Real» und Perfonalflagen haben die — 
ter und Mitglieder det ſtandesherrlichen Familien bei dem 
Ober-Gericht zu Hanau in erſter und bei dem Ober⸗Ap⸗ 
pellationsgeript zu Kaffel in zweiter Inſtanz ihren Ge- 
richtsſtand. Gegen die ftandesherrlichen Verwaltungs - Ve: 
hörden als folche findet Feine Klage ftatt, fondern dieſe 
müffen immer gegen ben Standesherrn felbjt id wers 
den. (Verordn. vom 1. Mai 1318). 

9) In allen Bormundfhafts » und Kuratel Sagen 
ber fiandesherrlihen Familien find eben dieſe beiden Ge- 
richtshoͤfe Fompetent. | 

10) In Kriminal- Fällen find die Häupter und Gflie- 
ber der ſtandesherrlichen Häufer unmittelbar der Gerichts: 
barfeit des Ober »-Appellationdgerichts untergeben. 

Rad der nämlihen Verordnung). 

Hinſichtuch des Gerichtsſtandes der Standesherrn, 
welche ihren Wohnſitz ſowohl in dem Kurfuͤrſtenthume, als 
in dem Großherzogthume Heſſen haben, wurde unterm 6. 
“ Februar 1821 Folgendes beftimmt ): V. G. Gnaden Mir 


» 2) Samml. von Befepen für die kurh. Staaten. J. 1821. Nr, 1. Januar. 
| 37 
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Wilhelm II. ꝛc. finden Uns durch die in dem Großherzog 
ih Heffifhen Edifte vom 17. Febr. v. J., über die Ver: 
häftniffe der Standesherrfchaften im Großberzogthume Heſ⸗ 
ſen enthaltene Beſtimmung, „daß diejenigen Großherzog⸗ 
lich Heſſiſchen Standesherrn, welche nah dem Rechtsbe— 
griff des Domicils, ein mehrfaches Domicil haben, von 
Fremden ſowohl, als von den Großherzoglich Heſſiſchen 
Unterthanen, entweder vor den Großherzoglichen oder vor 
den Gerichten des anderen Wohnorts belangt werden koͤn— 
nen, und daß die Großherzoglich Heſſiſche Juſtizſtelle, im 
Fall dieſer Grundſatz in den anderen Staaten ebenfalls 
angenommen worden, auf beigebracdhte Befcheinigung ber 
Prävention, die Klage ab» und an das prävenirte Ge— 
richt verweifen fol,’ zu verordnnen bewogen ‚ daß berfelbe 
Grundfag binfichtli der in Unſerem Kurfürftentbume be- 
findlihen Standesherrn, in Beziehung auf das Großher: 
zogthum Heſſen, erwiederungsweife, ebenfalls angenommen 
und befolgt werben folle, wornach Unfere Gerichte ſowohl, 


als Alle, die es fonft angeht, fich in vorfommenden Fäls u 


len zu achten haben. Urkundlich ꝛc. 
Don einem judicio parium ift hiernach nicht die Rede. 
B. Auswärtige Verhaͤltniſſe. 

Dieferhalb ift e8 bei der Bayerifchen Deklaration be: 
laffen, aufferdem möchte bloß das allenfalls noch hierher 
gehören, daß die Sfenburgifchen Gebiete als ein feparates 
Fürftentbum, namentlich im Organifationg »Edift vom 21. 
Juni 1821 genannt werden. | 


C. Allgemeine Ober-Auffiht und Gefeggebung. 

1) Die allgemeine Ober-Aufficht, fo wie die allgemeine 
Gefeßgebung über die fandesherrlichen Gebiete, ift durch 
bie eben genannten Verordnungen deutlih ausgefprochen 
und geübt worden. Behufs der Aufſicht über Beobachtung 
und Vollziehung der Gefege wurden Anfangs auffer den 
furfürftlichen Ober» Behörden der Provinz Hanau, eigene 
Hoheitd s Beamten und Hoheitd - Schultheißen an Ort und 
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Stelle nach dem in Kurheffen fchon laͤngſt befannten Mus 
fter der Nefervaten » Kommiffarien in der Rotpenburger 
Quart beftellt. 

(Berfügung vom 17. Sanuar 1817.) 

Dur das Organifationd » Edift von 1821 find jedoch 
die Funktionen diefer Hoheitd - Beamten den Kreis-Raͤthen 
übertragen worden. 

2) Ausdruͤcklich ift zwar darüber nichts beftimmt, ob 
die Standesherrn auch befugt find, NReglements und Ver: 
fügungen für ihre Verwaltungs - Behörden zu erlaffen; da 
aber der letzteren häufig und im Gegenfaß der Hoheits- 
Beamten gedacht und erwähnt wird, fo verfteht es fich von 
ſelbſt, daß fie diefen auch Vorfchriften ertheilen Fönnen ; 
fonftige allgemeine Dienft » Borfchriften ertheilen die fur: 
fürftlichen Kollegien. 

3) Das Nedht: Privilegien, Dispenfationen nnd An—⸗ 
ftande » Briefe zu ertheilen, hat ſich Se. fünigl. Hoheit ber 
Kurfürft vorbehalten. | 

(E. 4. vom 18. Januar und 14. April 1817). 

4) Außer den für die ſtandesherrlichen Gebiete für an- 
wendbar erklärten und eingeführten kurheſſiſchen Gefegen 
find die bisherigen, dieſen nicht widerfprechenden, Iſenbur— 
gifchen Gefege und Gewohnheiten in Kraft geblieben, 

(Berordnung vom 31. December 1817 $. 17.) 

5) Die Formen der öffentlichen Verwaltung, infofern 
dahin der Prozeß, die Polizei, das Gemeinde: Wefen ꝛc. 
gehören, find durch mehrere oben angeführte Verordnuns 
gen den Furheffifchen gleichgeftellt worden. 

6) Die Furheffifhe Sammlung der Gefege ift aud) in. 
den ftandesherrlichen Gebieten eingeführt. 

(E. 9. vom 30. Mai 1818.) 


D. Staats: und Juſtiz-Gewalt. 
1) Die Standesherrn haben die Eivil- Gerichtsbarfeit 
in erfter und zweiter Inſtanz. 
(Verordnung vom 31. December 1816.) 
37% 
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Sie haben folche, in Folge des Organifationd Edifte 
vom 29. Sunt 1821 und früherer Beftimmungen vom 23. 
April 18215 wodurch der bisherige befondere Militär - Ge- 
rihtsftand aufgehoben worden ift, auch über MilitärsPer- 
fonen. 

(A. des J. M. vom 27. März 1822.) 

Sie haben auch die Straf-Gerichtsbarfeit, ſowohl we— 
gen wirklicher Verbrechen, als wegen Bergehen. In den 
Fällen jedoch, wo in Kurheffen felbft Straf - Erfenntniffe 
die allerhöchfte Veftätigung bedürfen, bedürfen auch die Er— 
fenntniffe der fiandeöherrlidyen Juſtiz-Kanzlei berfelben, 

(Verordnung vom 31. December 1816.) 

Bloß die Mitglieder des ftandesherrlichen Ober » Ges 
richts (Quftiz » Kanzlei), die kurheſſiſchen fchriftfäffigen Ho— 
heits ‚Beamten und die Mitglieder anderer ftanbesherrli- 
chen Familien ftehen nicht unter diefer Juſtiz-Kanzlei, fon- 
dern unter dem Ober - Gericht in Hanau. 

(Berordnung vom 31. December 1816.) 


Verbrechen und Vergehen gegen den Souverän, deffen 
Familie, den Staat und deffen Beamten als ſolche, fo wie 
alle Defraudationen der Hoheitd » Gefälle ıc. werden aus⸗ 
ſchließlich von den kurfuͤrſtlichen Gerichts Behörden am 
Hauptorte des Kreifes unterfucht und beftraft. 

(Ausfchr. des St. Minift. vom 24. Mai 1823.) 

2) Das ftandesherrliche gemeinfchaftlihe Dbergericht 
führt den Namen einer Suftiz- Kanzlei, und deren Per: 
fonal hat fic) bei dem DObergericht zu Hanau audzumeifen, 
bedarf auch, die Subalternen ausgenommen, der landes— 
herrlichen Beftätigung. Sie führt den Namen: ‚Kurs 
fürftlih Heffifhe fürftlih und graͤflich Iſenbur— 
gifhe gemeinfhaftlihe Suftiz- Kanzlei; hat ihren 
Sig zu Meerholz und ift auch für Ehe» und Schwänge: 
rungs » Sachen fompetent. i 

(Verordnung vom 6. Dftober 1818.) 
Sie ſowohl, wie die Zuftiz-Beamten, leiften ihren Dienſt⸗ 
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Eid Sr. Königlichen Hoheit dem Kurfürften, nicht auch wie 
in Bayern, den Standesherrn. 
(Verordnung vom 4. April 1822.) 

Nach $. 11 der früheren Verordnung vom 31. Decems 
ber 1816 bleibt e8 den Standesherrn noch unbenommen, 
ſich ebenfalls einen Dienft- Eid leiften zu laffen. 

Dritte Inſtanz ift das Ober » Appellationsgericht zu 
Raffel. Das Ober-Geriht zu Hanau ift bloß Reviſtions⸗ 
Inſtanz, hat aber die Disciplinar » Aufficht über Die Juſtiz⸗ 
. Kanzlei und Beamten. 

(Verordnung vom 31. December 1816.) 

(Bersrdnung vom 4. April 1822.) 
3) Die Standesherrn üben die ihnen zuftändige Forft- 
Gerichtsbarkeit durch ihre Forft-Gerühte aus. 
(Verordnung vom 7. November 1817.) 

4) Die Standesherrn beziehen die Gerichts-Sporteln ıc.. 
find aber dagegen auch verbunden, bie Gerichts Behoͤrden 
fix zu beſolden. 

(Verordnung vom 4. April 1822.) 

5) Das Begnadigungs-⸗-Recht ſteht ausſchließlich Sr 
koͤniglichen Hoheit dem Kurfuͤrſten zu. 

(Verordnung vom 31. December 1816.) 


E. Staats-Polizei-Gewalt. 


1) Die Ober⸗ « polizei fteht Sr. Königlichen Hoheit dem 
Kurfürften zu. 

IM. ſ. die zweite Abtheil, der Verord.) 

Die Handhabung gefchieht zunächft durch die Furheffis 
ſchen Hoheitd- Behörden, jegt Kreis-Raͤthe, und Polizei- 
Kommiffionen. 

(Verordnung vom 17. Sanuar 1817) 

2) Die gewöhnliche untere Polizei fteht dem Standes 

herren zu ?), mit Ausnahme der Ertheilung der Päffe, 


3) In Anfehung der dem Erkenntniffe der ftandesherrlichen Beam 
tem nicht unterworfenen Perfonen nnd Arten der Webertretuns 
gen aber ift in den ftandesherrlichen Gerichts » Bezirfen die 
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(Verordnung vom 17. Sanuar 1817.) 
(Berordnung vom 29. Sannar 1821 $. 88.) 
(Berordnung vom 12. Januar 1822.) 


3) Den Standesherrn verbleipt die Aufs und Anz 
nahme von Bürgern, Nachbaren , Beifaffen und Juden 
nach Vorſchrift der Geſetze. 

(Kommiſſ. Ausſchreiben vom 13. Januar 1817.) 

4) Ob ſie auch Dimiſſorialien ertheilen koͤnnen, iſt nicht 
beſtimmt. Nach eingezogener Erkundigung duͤrfen ſie es 
nicht. 

5) Da unter den, der Regierung zu Hanau und den 
beſonders beſtellten Hoheits-Beamten (Kreis-Raͤthem) zu: 
gewieſenen, Verwaltungs-Gegenſtaͤnden die Leitung und 
Aufſicht uͤber die Schulen nicht mitbegriffen iſt, ſo ſcheint 
dieſe den Standesherrn um ſo mehr gelaſſen zu ſeyn, als 
Art. 14 der deutſchen Bundes-Akte ihnen ſolche ausdruͤd⸗ 
lich zuſagt. M. ſ. auch unten. 

6) Vormundſchafts- und Kuratel⸗-Sachen werden durch 
die ſtandesherrlichen Juſtiz-Beamten und die Juſtiz-Kanz— 
lei geleitet und beſorgt. Die Ober-Aufſicht hat der Souveraͤn. 

7) Wo die ſtandesherrlichen Behoͤrden in Polizei-Sa— 
chen in Beziehung auf Perſonen und gewiſſe Arten der 
Uebertretung (deren nähere Angabe jedoch fehlt) nicht kom— 
petent find, ift die Furfürftliche Polizei: Kommiffion am 
Hauptorte des Kreifes die fompetente Behörde. 

(Berordnung vom 12. Januar 1822 $. 20.) 

8 Die Auffiht Über Heerfiraßen und Flüffe ꝛc. ftebt 
der deffallfigen Furfürftlichen Behörde zu, 
(Verordnung vom 17. Sanuar 1817.) 

9) Ueber das Recht zur Ertheilung von Handeld-Kons 
eeffionen, die Leitung des Zunft-Weſens ıc. ift nichts be— 


Furfürftliche Polizei: Kommiffion am Hauptorte des Kreifes die 
zuftändige Polizei= Gerichtsbehörde, jedoch nur unter den für 
die flandesherrlichen Perfonen beftehenden Ausnahmen. Der: 
ordnung vom 12. Januar 1822. 
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Kimmt. Man richtet ſich indeffen nach der bayerifchen De; 
Haration. Die Mauths und Zols Gefeggebung ift impli- 
cite dem Souverän vorbehalten, ba er die Grund», Ge: 
werb », Konfumtionds, Zoll⸗, Chauffees und fonftige in- 
direfte Abgaben, auch das Salz- Monopol, ſich vorbehal⸗ 
ten bat. 
— (Berfügung vom 17. Januar 1817.) 
(Verordnung vom 14, November 1817.) 

: 10) Die Standesherrn behalten die Fort » und Jagd⸗ 
Polizei, fo wie die fhon erwähnte Forft + Gerichtsbarkeit. 
Sie müffen dazu eigene Forft = Yemter anordnen, deren Zus 
fammenfegung vorgefchrieben ift. Sie ſtehen unter der Pros 
vinzial» Forftbehörde zu Hanau, ihre Kompetenz dehnt ſich 
aber auch über nicht eigene, namentlidy über die Gemeins 
de» Waldungen aus. 

E8 bleiben bie bisherigen Sfenburgifchen Forft » Gefeße 
beftehben, und ift die forfimäßige Benutzung der Wälder 
nicht befchränft. 

(Berfügung vom 7. November 1817.) 

11) Das MedicinalsWefen ift Nefervat des Souves 
raͤns; die Standesherrn haben jedoch den Borfchlag zu 
Aerzten und Chirurgen; auch find bei den neuen Eintheis 
lungen der Phyfifats » Bezirke, die Gerichte Meerholz, Lan⸗ 
genfelbold, Wächtersbach und Birftein ale vier Phyſikate bes 
faffen worden. 

F. Staats » kirhen» Gewalt. 
1) Die Staats-Rirchen-Gewalt fieht dem Souverän zu. 
(Verfügung vom 17. Januar 1817.) 

2) Bon einem eigenen Konfiftorium des Standesherrn 
ift nirgends die Rebe. 

Als der Fürft von Iſenburg und der Graf von Wädı- 
tersbach ein folches gemeinfchaftlich errichten wollten, wurde 
ihnen dies abgefchlagen, aber erflärt, daß eine Kirchen 
und Schul⸗Inſpektion geftattet würde. Eben fo wenig 
findet fich eine Beftimmung über 

3) das Patronat: Recht des Standesherrn, man rich- 
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tet fi) aber. nach der bayeriſchen Deitaratisit. Die: — 
ſentation zu Fe Stellen haben fie. — 


G. Militärs Gewalt” rd 


1) Alle Militaͤr⸗Sachen werden Durch "die turfuͤrſtli 

chen Hoheits⸗Beamten (Kreis: Raͤthe) beſorgt. 
(Berfügung vom 17. Januar 1817.) 

2) Db die Standesherrn Ehrenz oder Polizei-Soldas 
ten halten dürfen, ift nicht gefagt. Faktiſch halten fie feine. 
H. Staats- Finanz» Gewalt: und Ausfheidung 

der an den Souverän übergehenden oder bem 

Standesherrn verbleibenden Gefälle. 


1) Im Auszug Geheimen Raths-Protokolls vom 17. 
Januar 1817, wodurch zwei Hoheits-Aemter aus ben ftan- 
desherrlichen Gebieten gebildet wurden, wird den Hoheits— 
Beamten fchlechthin die ‚Erhebung und Berechnung der 
Grund», Gewerb- und Konfumtiond s Steuern und übers 
haupt aller dem Souveraͤn vorbehaltenen Einkünfte zuges 
wieſen, ohne daß jedoh ein Ausfcheidungg - Princip daruͤ⸗ 
ber aufgeftellt ift. Sndeß dürfte um fo weniger daran zu 
zweifeln feyn, daß dem Standesherrn alle Eigenthbums- 
und Grundherrlichfeits » Gefälle gelaffen worden find, ale 
ihrer KRammer-Behörden in den Verordnungen vom 7. Nos 
vember 1817 und 11. April 1821 Erwähnung gefchiebt, 
und die letztere Verordnung ausdruͤcklich beftimmt, daß 
zu Beftreitung von Leiflungen jeder Art an die Standes> 
herren, die auf gutöherrlichen Verhältniffen beruhen, und 
wo ed einer fürmlichen Klage nicht bebarf, jede ftandes- 
‚berrlihe Verwaltungs » Behörde, felbft oder durch einen 
Bevollmächtigten die gerichtliche Hülfe anrufen könne, fie 
alfo bedeutende Revenuͤen behalten haben müffen, um noch 
eigene Kammer » Behörden unterhalten zu Eönnen. 


2) Was die von dem bisherigen unbeftenerten ſtandes⸗ 
herrlichen und ritterfchaftlihen Grundeigenthbum zu den 
StaatdsLaften zu zahlenden Steuern anlangt, fo verfügte 
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I. 


hieruͤber Die Verorduuug vom — 1823 9 Fol⸗ 


dendes: A wedad we) 3; 


V. ©. Gnaden Bir, Pilsen u. X. "Hüben Uns bes 
wogen gefunden, Bolgendes zu verordnen: 
1. 

Das bisher kenerfiet. gelaffene ſtandesherrliche und rit⸗ 
terſchaftliche Grundeigenthum ſoll | 
a) in den Kreifen Fulda und Hünfeld nah den Grund- 

fügen des altheffifchen Steuer: Regulativs vom 16. 
Dftober 1764 nebft befieh geſetzlichen Erlauteruugen, 
ſo wie 
b) in der Provinz Hanau nad den für das Furſten⸗ 
thum Hanau geſetzlich angenommenen Grundſaͤtzen, je: 
doch die ſtandesherrlichen * itzungen vorerſt nur zur 
Haͤlfte, | 
vom 1. Januar 1824 an in der Grundſteuer verhalten 


werden. 
2, 


2% 

Diefes Grundeigentum fol indeffen, ſoweit e8 noch) 
nicht Fataftrirt ift, und bis ſolches gefchehen feyn wird, 
durch die Finanzfammer der Provinz ohne NRüdfiht auf 
den ungefähren Umfang und die muthmaßfiche Ergiebigkeit 
mit einer, der im $. 1 ertheilten Vorfchrift möglichft ent- 
fprechenden, vorläufigen Steuer vom 1. Januar 1824 an 
belegt werden, Nach vollendeter Kataftrirung aber fol 
eine Abrechnung über die gezahlte vorläufige Steuer ftatt- 
finden und alsdann der Betrag, welcher danach nod ber 
Staats » Kaffe zufommt, oder den Stenerpflichtigen zuruͤck 
gebührt, jener oder dieſen zu Theil werben. 

5 8 

Die Koften der Vermeffung und Kataftrirung, nebft 
der dabei etwa nöthig befundenen Verfteinung, find von 
den Grundbefigern zu tragen, hingegen die übrigen Koften 
des Katafters aus der Staats Kaffe zu beftreiten. 


4) Sammlung von Gefesen ꝛ⁊c. für Kurheffen. Jahr 1823, Nr, X. 
December, 
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Was die Einziehung der rüdftändigen, ſchon früher 
aufgelegten, jedoch nachher geftundeten Grundfteuern, und 
die Entfchädigung für den Verluft der vom Staate unter 
läjtigen Titel erworbenen Steuerfreiheit betrifft, fo follen 
demnaͤchſt die in diefer Hinficht geeigneten Verfügungen 
von Unferen Finanz s Behörden erlaffen, einitweilen aber 
durch eine Gegenforderung, felbft während eines deshalbi— 
gen Nechtsftreited, die Beitreibung der laufenden Steuern 
nicht aufgehalten werden. Urkundlich ıc. 

3) Sie genießen die Freiheit von Zoll-, Ghauffees 
und Konfumtiong » Steuern für Gegenitände ihrer Hof: 
baltung. 

J. Ausfheidung der Schulden und Diener. 

Die Sfenburgifche Dienerfchaft ift faft ganz geblieben, 
d. h. zu den neuen ftandesherrlihen Stellen verwendet 
worden. Nur wenige find in den Dienft des Souveräng 
uͤbergetreten. 

Die Schulden des Fuͤrſtenthums Iſenburg hat das 
Großherzogthum Heſſen ganz und allein uͤbernommen. 


K. Lehens-Verband. 
Man beſchaͤftigt ſich dermalen mit Regulirung der 
ſtandesherrlichen Lehens-Verhaͤltniſſe uͤberhaupt. 
Siebentes Kapitel. 
| Großberzogthbum Heffen. 
In diefem Staat wurden bereits durch das Edift vom 
1. Auguft 1807 nebft Nachtrag dazu vom 20. Juni 1808 ') 
die ftnatsrechtlichen Verbältniffe der Standesherrn beftimmt. 
Das Großherzoglide Gouvernement ließ deshalb im 
Jahr 1818 durd feinen Gefandten am Bundesdtage er; 
flären ?): „Das Großherzogthum Heffen befinde fich nicht in 


1) Sammlung der Großherzoglih Heſſiſchen Verordnungen 1. Heft 
Seite 9 — 24. Germanien 1. Bd. 1. Heft. S. 33 — 69. 
2) Protok. der Bundes: Verfammiung von 1818 $. 65. ©. 71— 73 
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der Lage derjenigen deutfihen Staaten, welche zuerft feit 
den Zeiten des Wiener Kongreſſes ftandesherrliche Befiguns 
gen erhalten hätten und daher noch feine umfaffende Felt: 
ftellung ihrer gefammten Berhältniffe hätten ausführen Fön- 
nen; eben fo wenig befinde es ſich in gleiher Lage mit 
denjenigen Staaten, welche fi in verfloffenen Jahren ver; 
anlaßt fanden, manche BVerhäftniffe nicht anzuerkennen, 
welche die deutfche Bundes-Akte für die Standesherrn vor- 
fAufig wieder anerfannt habe, fondern man habe in Hefe 
fen die fAmmtlichen Verhältniffe der Standesherrn und 
Patrimonial- Gerihtsherrn im Jahr 1807 ausgeſprochen, 
und zwar auf eine folhe Weife, daß die Beftimmungen 
der deutfchen Bundes-Akte hieruͤber fchon feit jener Zeit 
zum Voraus vollftändig erfüllt fegen. Obgleich hiernach die 
neuen politifchen Verhältniffe eine Aenderung deffen, was 
rücfichtlich der Standesherrn im Großherzogthume beftehe, 
gar nicht veranlaffen könnten; fo ſey man dennoch dafelbft 
mit der Vorbereitung mehrerer Modifikationen befchäftigt. 
Eine zehnjährige Erfahrung habe ein, vorher nicht ger 
fanntes Verhaͤltniß, näher prüfen lehren. Wie überall durch 
die Erfahrung zum Beffern gefchritten werde, fo möge dies 
auch hier anwendbar feyn. Manche nicht unbillige Wins 
ſche könnten jeßt vielleicht eher als früher beruͤckſichtigt wer⸗ 
den. Darum, und um Berfchiedenheit der Anfichten, wo 
fie noch ftattfinden, zu befeitigen, vielleicht auch manche 
Berhältniffe der Unterthanen ftandesherrlicher Bezirfe in 
mehr Gleichheit mit den andern zu feßen, babe man im 
verfloffenen Jahr (1817) Selegenheit zu mündlichen Beras 
thungen genommen, beren Refultat, ohne wefentliche Ber 
ſtimmungen aufzuheben, mithin ohne den vorhin angeführ- 
ten zu widerfprechen, dasjenige, was etwa in diefer Be: 
jiehung zu wünfchen ſtehe, erfüllen werde. Es liege in 
der befannten Gefinnung Sr. königlichen Hoheit des Groß; 
‚und die dazu gedructe nähere Darſtellung der ftandesherrlichen 


Berhältniffe in dem Großherzogthum Heſſen. S. 173 der Dri: 
ginal: Ausgabe der Protokolle v. 1819 $. 128. 
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herzogs, dem Zntrauen aller und jeder Staats: Angehöris 


gen gern entgegen zu kommen.“ 
In einer am 28. Juni 1819 abgegebenen Erklaͤrung 


bezog ſich der Geſandte des Großherzogthums auf ſeine 


fruͤhere ſo eben erwaͤhnte Erklaͤrung und fuͤgte noch hin— 
zu ): „Zur Beſeitigung von Mißverſtaͤndniſſen, zur Hes 
bung vermeintlicher oder wirklicher Beſchwerden, zur Be— 
friedigung billiger Wuͤnſche, wuͤrden die in der fruͤheren 


Erklaͤrung angeführten Berathungen und Verhandlungen 


ſeit laͤnger als einem halben Jahre zu Darmſtadt fortge— 
ſetzt, und durch einen beinahe ausſchließlich damit beſchaͤf—⸗ 


tigten Staatsbeamten mit den Abgeordneten aller derjeni— 


gen Standesherrn gepflogen, welche daran Theil zu neh⸗ 
men“ gewuͤnſcht hätten. Es babe dies bereits angenehme 
und befriedigende Refultate erzeugt, und die Regierung 
boffe fehr bald in dem Stande zu feyn, fich ſoviel es mög, 
lih, im Einverftändniß mit den Stanbesherrn, noch ein- 
mal umfaffend über dasjenige auszufprechen, was fie aus 
billigen Rücfichten etwa noch den Standedherrn bewilligen 
fönne; wobei jedoch auch dasjenige berüdfichtigt werden 
müffe, was. die Unterthanen mit Recht an diejenigen for: 


derten, welche bei der Ausübung von flantsrechtlichen Be— 


fugniffen fonfurrirten. 

Er behalte ſich — eine —4 weitere Mitthei⸗ 
fung vor.“ 

Die erwähnten Unterhandlungen führten zu dem Edift 
vom 17. Februar 1820 9, in deffen Eingang es beißt: 
„Um nach den Beftimmungen des Art. 14 der deutſchen Bun 
des-Akte das ftaatsrechtliche Verhäftnig der Standesherrn 
unfaffend zu beftimmen, haben Wir ſchon vor einiger Zeit 
Unfere Standesherrn aufgefordert, Uns ihre Anfichten voll: 





3) Protof, der Bundes-Verſ. von 1819. Bd. VII. ©, 109, 

4) Sroßherzoglih Heſſiſches Regierungs: Blatt vom 29, März 
1820. Nr. 17. — Dr. Karl Bollgraff, die deutfchen SM: 
desherru 2c. Beilage Nr, XXVII. 
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ftändig vorzutragen. Wir haben die Anträge derfelben eis 
ner forgfältigen Prüfung unterworfen, und da Wir, indent 
Wir den Standesherren die Nechte und Vorzüge, welche 
ihnen die deutfche Bundes-Afte bewilligt, ferner einräus . 
men, zugleich foldye mit den, auf eben diefe Bundes - Afte 
gegründeten gerechten Erwartungen Unferer übrigen Unter⸗ 
thanen in Uebereinftimmung zu bringen wiünfchen; fo ha— 
ben Wir zur näheren Erläuterung Unſerer Deflaration vom 
1. Auguft 1807 und zur Begründung eines bleibenden 
Rechts⸗Zuſtandes Unferer Standesherrn verordnet ꝛc.“ Ohn⸗ 
geachtet diefes Edifts Famen bei der Bundes» Verfammlung 
Reklamationen einiger Standesherrn des Großherzogthums 
Heſſen ein. Zu diefen gehörten die Fürften von Solms- 
Lih, Solms-Braunfeld und der Graf von Erbach⸗-Erbach. 
Der. legtere bemerkte unter andern in feiner. Befchwerbes 
Schrift °), daß das Edikt vom 17. Februar .1820 feinen 
gerechten Hoffnungen nicht entfprocdhen, fondern vielmehr 
feinen öffentlihen Rechts » Zuftand, ftatt ihn zu verbeffern, 
merklich verfehlimmert habe. Später trat er jedoch mit der 
Staats Regierung in Unterhandlungen, welche zur Aner- 
fennung des Edikts und Zuruͤcknahme feiner Befchwerde bei 
der Bundes -Berfammlung führten. Ohngeachtet der be> 
merften Reklamationen find die Beftimmungen des mehrer: 
mwähnten Edifts von der Großherzoglich Heffifcherr Staats- 
Regierung überall zur Ausführung gebracht worden, und 
es bildet dasfelbe einen Beitandtheil der Verfaffung. In 
dem Art. 37 der Großherzoglich Heffifhen Verfaſſungs-Ur— 

Funde °) heißt es nämlih: Die Rechts-Verhaͤltniſſe der 


5) Sie fam am 19. Juli 1891 in ber 28, Sitz ang der Bundes⸗ 
Verſammlung vor. 
6) Großherzogl. Heſſiſche Verfaſſungs-Urkunde vom 17. Decem— 
ber 1820. Siehe Konſtitutionen der europ. Staaten Th. IV. 
©. 94 und Großherzogl. Heffifhes Regierungs = Blatt vom 22, 
December 1820, 60. — Pölitz, die- Staatswiffenfchaften im 
Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©, 439, 
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Standesherrn werden durd das darüber erlaffene Edikt 
vom 17. Februar 1820 beftimmt, welches einen Beftand- 
theil der Verfaſſung bildet. 

Die Beltimmungen biefes Edifts find folgende: 
A. Perfönliches Verhaͤltniß des Standesherrn. 


$. 1. 
Die Standesherrn haben ald Staats-Buͤrger des Großs 


berzogthums Uns und Unfern Nachkommen, auf Erfordern, 
die Huldigung perfönlich zu leiſten. 

Wenn diefe perfönliche Huldigung von Uns nicht ge: 
fordert wird, fo haben die Häupter der ftandesherrlichen 
Familien, fo oft fih in der Perfon bed Regenten, ober in 
der Perſon des ftandesherrlichen Familien» Hauptes eine 
Veränderung ereignet, eine fhriftliche Erklärung dahin 
auszuftellen : 

daß fie, als Befiger des, Unſerer Souveränität unterge- 
benen Fürftenthbums (Graffchaft ze.) Uns treu und ge: 
borfam feyn, und alles dasjenige thun und abwenden 
wollen, wozu fie ald getreue und gehorfame Standes: 
berrn und Unterthbanen, Uns und Unferen Nachfommen, 
als ihren rechtmäßigen NRegenten, in Folge der beftehen: 
den Grundgefege und Verfaſſung verpflichtet find. 
9. 2. 

Sie werden, ihrer Unterordnung ungeachtet, forthin 
zur Standesflaffe bed hoben Adels von Deutfchland ges 
rechnet, und behalten das Recht der Ebenbürtigkeit, nad) 
dem, im Stantsrecht des vormaligen deutfchen Reichs da; 
mit verbundenen — 


Js 

Sie führen die Titel und die Benennungen von ihren 
Befisungen, Grafichaften und Herrfchaften fort, welche fie 
vor der Vereinigung mit dem Großherzogthume geführt ha— 
ben; jedoch fallen alfe jene Beifäge und Würden hinweg, 
welche entweder ein vormaliges Verhältniß zum deutfchen 
Reich ausdrüden, oder welche fie ald Negenten Kae Herr: 
fchaften bezeichnen würden. 
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* Diefem nach können fie: 

a) fih nicht mehr Reichsfuͤrſten, Neichegraten, fondern 
nur Fürften, Grafen, nennen, und ihren Herrfchaften 
das Beimort „Reichs“ nicht mehr vorfegen; 

b) in ihren Wappen die Zeichen nicht mehr führen, welche 
auf ihr vormaliges Verhaͤltniß zum deutfiben Reiche Be» 
zug haben; 

c) ſich weder des Zufates „regierend“ noch des Präbdi- 
fats „von Gottes Gnaden“ bedienen; endlich 

d) die Benennung „Wir“ nur in folhen Schriften und 
Handlungen brauchen, welche nicht direft an Uns oder 
Unfere Behörden gerichtet find. 

Die Häupter der ftandesherrlichen Familien werden in 
folhen Schriften zu dem Titel: Fürft, Graf, auch das 
Beiwort „und Herr‘ fegen. 

$. 4. 

Innerhalb der Standesherrfchaften fell das Kirchen: 
Gebet vorerft für Uns und Unſer Großberzogliches Haug, 
und dann für den Standesherrn und deffen Familie ver: 
richtet werben. \ 

| 6. 5. 

Bei Sterbfällen in den ftandesherrlichen Familien, fol 
innerhalb der betreffenden Standesherrfchaft, das Trauer: 
Geläute: 

1) für den Standesherrn und deffen Gemahlin 6 Wochen; 

2) für den präfumtiven Nachfolger eined Standesherrn 
und deffen Gemaplin 3 Wochen; 

3) für die übrigen Mitglieder der ſtandesherrlichen Fa— 
milie, 14 Tage lang ftattfinden. 

Während diefer Trauerzeit follen innerhalb der Stan: 
desherrfchaft, alle Öffentlichen Luſtbarkeiten eingeftellt werden. 

Eine eigentlihe Landes» Trauer fann aber nur für 
den Souverän oder auf deſſen befondere Anordnung ftatt: 


finden. 
5. 6. 


Sn den Erlaffen Unſerer Landes» Kollegien an die 


592 | | - 


Häupter der ſtandesherrlichen Familien, follen diefelben ſich 
der Anrede „Durchlauchtig Hochgeborner Herr Fürft 
„Erlauchtig Hochgeborner Herr Graf‘ und im Konterte 
der Ausdrüde ,, Eure Durchlaucht“ „Euer Erlaucht“ bes 
dienen. | 

Es verfteht fih von felbft, daß die aus Unferem Auf: 
trag von Unferm Geheimen Minifterium an die Standes: 
berrn erfolgenden Erlaffe in ihrer bisherigen Form ver: 
bleiben 7). 

Die Standesherrn haben fih in ihren Schriften an 
Uns, Unfer Staats - Minifterium und Unfere übrigen Lanz 
des» Kollegien und Behörden nach denfelben Kurialien zu 
richten, welche im Allgemeinen beobachtet werben. 

| $ Te. | 

Den Standesherrn fteht die Freiheit zu, ihren Aufent- 
- halt in jedem, zum deutfchen Bunde gehörigen ; oder mit 
bemfelben im Frieden lebenden Staate zu nehmen — vor: 
ausgefegt, daß fie nicht in Unferem Staatsdienfte ftehen. 

. F. 8 

Sie find ſowohl für ihre Perfonen als für ihre Fas 
milien von aller Militärpflichtigfeit befreit, und es ift ih— 
nen geftattet, in jedem zum beutfchen Bunde gehörigen, 
oder mit demfelben im Frieden lebenden Staate Militär: 
oder Givildienfte zu nehmen. 

Ss. 9. 


Die Untertanen in ben Stanbesherrfchaften haben 
Uns, als ihrem Negenten, den gewöhnlichen Huldigunges 


7) Diefe Form war folgende: „Das unterzeichnete Staats: Minis 
fterium beehrt fi) den Herrn Fürſten (Grafen) N. zu benach— 
richtigen 2c. — Aus alterhöchftem Auftrag, Großherzog. Heſſ. 
Staats: Minifterium.’— Nachdem jedoch den fürftl, Standesherrn 
durch einen Befchluß der Bundes: Derfammiung das Prädifat: 
„Durchlaucht“ bewilligt worden ift, fo wird den Heffifchen 
Standesherrn fürftlihen Standes diefes Prädikat uud den ehe: 
maligen Neichsgrafen „Erlaucht“, auch in den Erlaffen des 
Staats : Minifteriums , gegeben. 
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Eid abzulegen; gleichzeitig ſollen bdiefelben bem Standes⸗ 
herrn eidlich verfprechen: 
baß fie ihm die gebührende Ehrerbietung, und ben, nad. 
ber Berfaffung ſchuldigen Gehorfam erzeigen wollen. 

Die Abnahme diefes Geluͤbdes gefchieht durch die flan- 
desherrlichen Beamten, welde jedoch für dieſen ft feine 
befondere Gebühren zu beziehen haben follen. 

$. 10. 

Die noch beftehenden Familien s Verträge der Stan⸗ 
desherrn werden nach den Grundſaͤtzen der früheren deut⸗ 
fhen Berfaffung aufrecht erhaltet, und es wirb ihnen die 
Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familien » Vers 
bältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, welche ling 
vorgelegt werden muͤſſen. 

Unfere Beftätigung ift zwar zur Gültigkeit ſolcher Fa⸗ 
mifiensBerträge und Verfügungen nicht erforberlich; allein 
Unfere Gerichte Finnen auf den Inhalt künftiger Familiens 
Verträge nur alsdann erkennen, wenn folche vorftehenders 
maßen zu Unferer und Unſeres Geheimen Staats-Miniftes 
riums Kenntniß bereits gebracht, und, infofern es fich das 
bei von Rechten und Verbindlichkeiten dritter Perfonen hats 
delt, von diefer Unferer oberften Landesſtelle oͤffentlich bes 
Fannt gemacht worden find, hiernaͤchſt aber der Zeitraum 
verfloffen ift, binnen deſſen gefegliche allgemeine Vorfchrifs 
ten in Wirkſamkeit treten follen. j 

. 11. 

Es ift den Standesherrn geflatter, aus Männertt, 
welche ihre Militärs Pflicht gegen den Staat vollftändig 
erfuͤllt haben, nach freiwilliger Webereinfunft mit benfelben, 
Ehrenwachen von 20 bid 30 Mann zum Gebraudy bei ih: 
ren Schlöffern und Wohnungen zu halten, und ihnen eine 
- willführliche, jedoch von den Uniformen Unſeres Militärs 
verfchiedene Kleidung zu geben. 

$. 12. 

An ihren MWohnorten koͤnnen die Standesherrn die 

Herausgabe von Wochen» und Intelligenz » Blättern verans 
38 
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ftaften, welche fich jedoch auf diejenigen Gegenftände bes 
fchränfen müffen, die den Inhalt des, im Unferer Nefidenz 
erfcheinenden Wocenblatts ausmachen. r 

$. : 13. 

Sn Beziehung auf den Gerichtsſtand derStandesherrn 
verordnen Wir Folgendes: 

a) in peinlichen Fällen genießen die Standesherrn, wenn 

fie nicht in Unferem Militär» oder Civil Dienft wirk 
lich ftehen, das Recht, durch ein Gericht von Ebenbür: 
‘tigen, oder burd) Richter. ihres Standes, gerichtet zu 
werden. 

Die Unterfuhung wird durch die, von Unſerem Ober» 
Appellationd- Gericht aus feiner Mitte zu ernennenden 
Kommiffarien geführt, welche alle Zuftändigfeiten eines Un; 
terfuchungs » Gerichte ausüben, und auch über die Statt; 
baftigfeit einer proviforifchen Verhaftung, welche Unterbe; 
hoͤrden, mittelft Bewachung des Angefdfuldigten, an einem 
anftändigen Drte vorzunehmen, ſich allenfalls gefetlich ver— 
anlaßt gefunden haben Fönnten, in fürzefter Zeitfrift er» 
fennen. | 

Das Standes: Geriht wird von Uns, nachdem bie 
Unterfuchungs + Kommiffion nach gefchloffener General -Un> 
terfuhung, oder, wenn bereits auf Special» Unterfuchung 
erkannt worden wäre, nad vollftändiger Beendigung ders 
felben und des Bertheidigungs » Verfahrend, die Akten an 
Uns eingefendet bat, in Unferer Nefidenz angeordnet, und 
aus dem Präfidenten Unferes Ober-Appellations-Gerichtes 
oder deffen Stellvertreter, und ſechs Richtern gleichen Stan 
des mit den Angefchuldigten zufammengefeßt. 

Sn Ermangelung einer erforderlihen Anzahl fähiger 
Ehenbürtiger, wird das Gericht aus Mitgliedern der erften 
Kammer Unferer Landftände ergänzt. 

Den Vorfig und die Leitung hat der genannte Bräfident 
Unferes Ober» Appellationd» Gerichts. Zwei Ober-Appel; 
lationg » Gerichtsräthe werden von dem Präfidenten zu Ne: 
und Korreferenten ernannt, welche jedoch nur eine bera— 
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thende Stimme haben. Der erfte Sefretär des Ober » Appels 
Iationd» Gerichts führt das Protofol. Ä 

Das von den Gerichts > Beifigern gefällte Erkenntniß, 
wird Uns mit dem Gutachten uͤber die etwa vorhandenen 
Begnadigungs-Gruͤnde, und den desfallſigen Antraͤgen der 
beiden Referenten zur Entſchließung vorgelegt. Erfolgt 
keine Begnadigung, ſo wird das Urtheil auf geſetzliche Weiſe 
durch Unſer Ober-Appellations-Gericht zum Vollzug ges 
bracht. 

Dieſes Gericht von Standesgenoſſen kommt nicht nur 
den Haͤuptern der ſtandesherrlichen Familien, ſondern auch 
ben ebenbuͤrtigen Mitgliedern dieſer Familien beiderlei Ges 
fchlechts zu ftatten. Alle diejenigen Mitglieder ftandesherr- 
licher Familien aber, welche fi in Unferem Militär» oder 
Givils Dienft befinden, werden in peinlichen Fällen nach den 
allgemeinen gefeglichen Normen gerichtet, 

Sn Eivil»Straffachen ift Unfer Ober: Appellationd-Ges 
richt die unterfuchende und erfennende Behörde; es bildet 
für die Entfcheidung berfelben in erfter Snftanz einen Senat, 
und über das Rechtsmittel der Reviſion wird durch das ganze 
Gericht entfchieden. 

b) Sn Civil» Rechtsftreitigkeiten ift Unfer Ober - Appellas 
tiong- Gericht dad forum der Standesherrn in Perfos 
nal: Sacden. | 

Bei diefen, von Unferem Ober - Appellationd » Gericht 
in erfter Inſtanz zu entfcheidenden Rechts- Sachen, tritt uns 
ter den, in Unferer Berordrung vom 3. Suni 1812 enthal: 
tenen näheren Beftimmungen - Nechtsmittel der Re— 
viſion ein. 

Sn allen Neal: Sachen ſtehen aber die Standesherrn 
in erſter Inſtanz unter den einſchlaͤgigen Gerichten. 

Gegen ihre Verwaltungs-Behoͤrden, als ſolche, kann 
feine Klage ſtattfinden, ſondern dieſe nur gegen den Stans 
desherrn angebracht werden. 

Sn Real: Klagfachen follen jedoch wie bisher, die ftan- 
—— Verwaltungs⸗Behoͤrden, zur Ausſtellung ges 
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sichtlicher Vollmachten durch Special: Aufträge ber Stan⸗ 
desherrn ermächtigt werden koͤnnen. 

Denjenigen Unferer Standesherrn, deren Befigungen 
unter der Hoheit mehrerer Souveräng gelegen find, die aber 
ihr Domicil nicht in Unferem Lande haben, wollen Wir die 
Indigenats-Rechte belaffen, wogegen diefelben, fo viel die 
perfönlihen Klagen Unferer eingefefjenen Unterthanen und 
Unſeres Fiskus betrifft, für in Unferen Staaten wohnhaft 
angefehen, und vor der ihnen angewiefenen Gerichteftelle 
belangt werden fönnen, 


Diejenigen Unferer Standesherrn, welche nach dem 
Rechtsbegriff des Domicils ein mehrfaches Domicil haben, 
fönnen von Fremden ſowohl ald von Unferen Unterthanen, 
entweder vor Unferen, oder den Gerichten des anderen 
Wohnorts belangt werden, und Unfere Juſtizſtelle hat, im 
Fall diefer Grundfag in den andern Staaten ebenfalld an 
genommen worden ift, auf beigebrachte Befcheinigung der 
Prävention, die Klage ab» und an das prävenirte Ges 
richt zu verweifen. 


Auch wollen Wir gefchehen laſſen, daß in geeigneten 
Fällen die Anordnung eines univerfellen Gerichtsitandes in 
demjenigen Lande ftattfinde, in welchem. der größte Theil 
des Vermögens fich befindet. Wir fegen jebod voraus, 
daß diefer Grundfag in den Staaten, welde hierbei Fon- 
furriven, ebenfalls zur Nichtfehnur angenommen werde, 
widrigenfalls in Anfehung des, in Unſerem Lande vorhan— 
denen Bermögens das Erforderliche rechtlicher Ordnung ge— 
mäß befonders zu verfügen if. 

e) Sn Sadjen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ftehen die 
Standesherrn und ihre Familien bis zur Ausführung 
der, durch Unfer Staats: Minifteriunm am 1. Decems 
ber 1817. befannt gemachten Grundfäge über die fünf: 
tige Juſtiz-Verfaſſung, gleichfall8 unter Unferem Obers 
Appellationg - Gericht. | | 
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$. 14. 
Sn Hinficht der VBormundsbeftelung und der Pflichten 
der Vormuͤnder, beftimmen Wir Nachfolgendes: 

a) es bleibt den Standesherrn unbenommen, burch Te- 
ftamente oder Familien- Verträge Bormundfchaften über 
die minderjährigen Glieder ihrer Familie anzuordnen, 
und fefizufegen, wie es mit der Verwaltung ihres 
Vermögens während der Minderjährigfeit ihrer Kinder 
gehalten werden und wer die VBormundfchaften füh- 
ren fol. 

b) Hiernach gelten denn auch ale desfalls befiehenden 
älteren Teftamente und Haus-Verträge, für die, etwa 
in der Folge vorfommenden Fälle. 

c) In einem jeden Falle diefer Art hat jedoch derjenige, 
welcher zur Bormundfchaft berufen ift, fobald der Zeit; 
punft der Uebernahme feiner Funktion eintritt, fich bei 
Unferem Ober» Appellationd Gericht zu melden, die 
Titel feiner vormundfchaftlihen Qualität in beglaubz 
ter Form zu überreichen, und um Beftätigung bderfel: 
ben, fowie um die Zulaffung zum Vormunds-Eid, zu 
bitten. 

d) Sind weder durch ein Teftament noch durch Famis 
lien» Berträge VBormiünder angeordnet, fo tritt, wenn 
von der Bevormundung eines Fiünftigen Familien- 
Hauptes die Nede ift, die Mutter, oder der nächfte 
volljährige Agnat in das Recht der Vormundfchaft. 
Sind aber in dem vorausgefegten Falle Nachgeborne 
zu bevormunden, fo bleibt die Wahl des VBormundes 
dem großjährigen Familien: Haupte überlaffen. In 
beiden Fällen bat der Vormund ebenfalls alsbald um _ 
feine Betätigung und Verpflichtung nachzufuchen, und 
feine Legitimation beizubringen. 

e) Unfer Ober - Appellationg » Gericht unterfucht auf eine 
folche Anzeige, ob der gebetenen Betätigung fein ers 
hebliches Hinderniß entgegen ftehe; und wenn fich Fein 
Grund zeigt, die Beftätigung zu verweigern, fo wird 
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der Bormund nad einer, gu diefem Ende von gedach⸗ 
tem Gerichte zu entwerfenden Formel, welche alle Geld» 
Aufnahmen, Veräußerungen und Verpfaͤndungen von 
Smmobilien ohne obervormundfchaftlichen Konſens uns 
terfagt, eiblich verpflichtet. 

Der Vormunds ;Eid kann übrigens jedesmal — 
einen beſonders dazu Bevollmaͤchtigten Stellvertreter 
abgelegt werden. 


f) Wenn die Mutter des Minderjährigen die Vormund⸗ 


fchaft vermöge eines Teſtaments oder Hausgeſetzes zu 
führen bat, fo muß fie, vor der Zulaffung zum Vor- 
munds-Eid, noch auf eine andermweite Bermählung und 
anf die, ihr zu ftatten fommenden Rechtswohlthaten 


des weiblichen Geſchlechts, nachdem fie hierüber gehö- 


rig belehrt feyn wird, ausdruͤcklich Verzicht leiſten. 
Schreitet fie dennoch zur zweiten Ehe, fo hat fie hie— 
von alsbald Anzeige zu madhen, und e8 fann ihr ale: 
dann zwar wohl die Beibehaltung der Bormundfchaft 
verwilligt werden, wenn davon Fein Nachtheil für die 
Minderjährigen zu fürchten iftz jedoch ift ihr auf Dies 
fen Fall ein Mitvormund aus den nächften Agnaten 
oder Standesgenoffen von Unferem Ober-Appellationg- 
Gericht beizuordnen, welchem fie dann, vor ihrer wei— 
teren Bermählung, über ihre bisherige Verwaltung 
Rechnung abzulegen hat. 


ge) Nach geleiftetem Vormunds-Eide ertheilt Unfer Ober: 


Appellations-Gericht die nachgeſuchte Beftätigung in 
folenner Form und unter dem größeren Gerich8-Giegel. 


h) Der, auf folhe Art ernannte, Bormund übt alsdann 


alle vormundfchaftfichen Nechte fowohl in Anfehung 
der Perfonen als des Vermögens feiner Pflegbefohle- 
sen aus. Bei allen, auf das ihm anvertraute Ders 
mögen fich beziehenden Verfügungen, handelt er im eis 
genen Namen, unter ausdrücdlicher Bemerfung feiner 
vormundfchaftlichen Eigenfchaft. Er nimmt ſaͤmmtliche, 
zur Verwaltung des gedachten Vermögens angeftellte 
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Raͤthe und Beamten in feine Pflichten, „Jaͤßt ſich von 
dieſen jaͤhrlich Rechnung ablegen, iſt aber ſelbſt, nur 
nach geendigter Vormundſchaft, und zwar feinem ehe—⸗ 
maligen Pflegbefohlenen, auf deſſen Verlangen, zur 
Rechnungs-Ablegung verbunden; es ſey denn, daß er 
wegen uͤbler Verwaltung angeklagt wuͤrde. 


Findet eine ſolche Klage ſtatt, oder wuͤrde Unſer 
Ober-Appellationsgericht auf andere Weiſe im amtlis 
chen Wege von Mängeln in der vormumdfchaftlichen 
Verwaltung in Kenntniß gefegt, ſo hat. dasſelbe vors 

erſt fämmtliche, ihm zugekommene Anzeigen der Bors 
mundſchaft zu ihrer Rechtfertigung vollftändig mitzus 

theilen, und — jedoch mit Vorbehalt der, für das Ins, 
tereffe des Minderjährigen etwa erforderlichen Fonfer- 
vatorifhen Mansregeln — nur dann, wenn es Diefe 
Rechtfertigung unzureichend finden follte, mittelft foͤrm⸗ 
lichen Befchluffes eine obervormundfchaftliche Unterfus 
hung anzuordnen, bei welcher die Vorlage. der ges 
wöhnlichen Verwaltungs» Rechnungen, und, nad Um⸗ 
ftänden, förmliche Rechnungs - Ablage über die bishe— 
rige vormundfchaftliche Verwaltung verlangt werden 
fann, 


Anonyme Anzeigen: und Beſchwerden uͤber Mängel 
in der vormundfchaftlichen Verwaltung bat Unſer Ober; 
Appellationsgericht niemals zu berücfichtigen. 

i) Findet fih ein gegründeter Anftand bei der Beftätis 
gung des teftamentarifchen oder vertragsmäßigen Bor- 
munds, weil diefer in irgend einer Hinficht offenbar 
unfaͤhig ift, die Vormundfchaft zu führen, oder we—⸗ 
nigftens fie allein zu beftreiten, fo bat Unfer Obers 

Appellationggericht entweder: einen andern Bormund 

aus der Klaffe der Standesgenoffen zu ernennen, oder, 

nach) Befinden, dem ernannten einen Mitvormund aus 
derſelben Klaffe beizuordnen. 

k) Eben diefes ift der Fall bei der tutela legitima, 
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wenn dem, zur Bormundfchaft berechtigten Agnaten 
‚erhebliche Ausftellungen entgegenftehen. 

1) Sn dergleichen Fällen hat übrigend Unfer Ober -Aps 
pellationsgericht,, bei der Anftelung eines neuen oder 
Mitvormundes, vorzüglich auf die nächiten Dazu qua= 
Iifteirten Verwandten der Minderjährigen Ruͤckſicht zu 
nehmen, und diefe nur aus erheblichen Gründen zu 
übergehen. 


m) Iſt endlich Fein tutor pactitius, testamentarius, oder 
legitimus vorhanden, fo haben die, zur Verwaltung 
de⸗ ſtandesherrlichen Vermoͤgens angeſtellten Behoͤrden, 
von dem Falle, welcher die Anordnung einer Vor⸗ 
mundſchaft nöthig macht, Unferem Ober-Appellations; 
Gerichte unverweilt Anzeige zu thun, und dieſes hat 
alsdann, nach den eintretenden Umftänden, aus der 
Zahl der inländifchen Standesgenoffen den Vormund 
zu ernennen und zu verpflichten, und alfe deshalb 
‚weiter erforderliche Vorſehung zu treffen, damit Die 
Dbforge über die Minderjährigen, deren Erziehung 
und die Verwaltung ihres Vermoͤgens, nicht verfäumt 
werde, 

2) Alle diefe Grundſaͤtze und Borfchriften find auch auf 
diejenigen ftandesherrlihen Minderjährigen anwend⸗ 
bar, deren ehemals reichsftändifche Beſitzungen nur 
zum Theil unter Unſerer Souveränität gelegen find, 
wenn auch folde Minderjährige unter fremder Sons 
veränität ihren Wohnfig haben, indem über ihr, in 
Unferen Landen befindliches Vermögen, fein auswaͤr⸗ 
tiger Souyerän die ohernormunbihaftlichen Rechte ausuͤ⸗ 
ben kann. 

Wir find indeffen bereit, Uns in biefer Beziehung 
mit den betreffenden Regierungen über ein allgemeines, 
auf den Grundfägen vollfommener Reciprocität berits 
bendes Princip zu vereinigen, um die Unbequemlich- 
feiten getheilter Vormundfchaften zu vermeiden. 
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| $. 15. 

‚Sn Berlaffenfchafts - Sachen geftatten Wir dem Haupte 
ber ftandesherrlichen Familie, die desfallfigen Verhandlun⸗ 
gen und Auseinanderfegungen — infolange als hierüber 
fein Rechtöftreit eutſteht — auf eine legale Weife vornehr 
men zu laflen. 

$. 16. | 

Die im Beſitz einer Standesherrfchaft ſich befindenden 
Häupter der ftandesherrlichen Familien Unfers Großherzog- 
thbums, find nach den Prinzen Unferes Großherzoalichen 
Haufes, die vorberftien gebornen Stimmführer auf. dem 
Landtage. Ihr Sitz- und Stimm-Recht ruht Auf ihren 
Befisungen, und die Art und Weife der Ausübung des— 
felben fol durch Unfere Verfaſſungs-Urkunde näher be- 
ſtimmt werden. 

$. 17. 

Wir beftätigen hiermit die, den Standesherrn bes 
Großherzogthbums in Unferer Verordnung von 5. Suni 1815 
bewilligte Befreiung ihrer Wohnungen von den Einquars 
tierungen. | 

$. 18. 

Die Standesherrn haben für ihre Perfon alle Unfere 
Polizei» Gefebe zu beobachten, fie ftehen jedoch in Polizeis 
Sachen für ſich und ihre Familien, in ihrem ftandesherrlis 
chen Bezirk unmittelbar unter Uns, aufferhalb desfelben, 
unter Unferen Regierungen, oder da, wo befondere Poli: 
zei- Behörden angeordnet find, unter Diefen. 

Sobald jedoch ein Gegenftand nach den beſtehenden 
gefeglihen Normen zur Sognition des Richters geeignet ifl, 
fol derfelbe von Unferem Ober » Appellationggericht, als 
bem, den Standesherrn ald Beklagten angewiefenen pers 
fönlichen Gerichtsftande, rechtlicher Ordnung nach behandelt, 
“and darüber entfchieden werden. 


B. Auswärtige Verbältniffe. 
$. 19. j 
Die repräfentative Gewalt gegen andere Staaten fteht 
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allein Uns, als dem Souverän, zu. Den Standesherrn 
iſt daher nicht geftattet, an auswärtige Regierungen Agen⸗ 
ten mit diplomatifchem Charakter abzufenden, oder ſolche 
von Auswärtigen, bei fih anzunehmen, um mit ihnen we: 
gen Staatsangelegenheiten zu unterhandeln. 

Ihre Privat: Angelegenheiten fowohl bei Uns und Un⸗ 
feren Stantsbehörden, als wie bei auswärtigen Regierun— 
gen, koͤnnen jedoch die Standesherrn durch felbftgemählte 
Bevollmächtigte nach Gutfinden beforgen Iaffen. 

Die Bevollmächtigten koͤnnen jedoch nie einen öffentli- 
chen Charäfter annehmen, und überhaupt Fönnen die Stans 
desherrn ihre etwaigen Beſchwerden und Rekurſe über ihr 
inländifches ftaatsrechtliches Verhaͤltniß, ohne Verlegung 
ihrer Pflichten gegen den Staat, blos im bundesverfaf- 
ſungsmaͤßigen Wege anbringen. 


C. Recht der Gefekgebung und BILGEDEUREN 
Oberaufſicht. 
$. 20. | 

Das Recht der Gefeßgebung fteht Uns, als Souves 
raͤn, zu. 

Ebenfo gebührt Uns allein das Recht der Oberanfficht 
über die Vollziehung aller gefetlichen Anordnungen, für 
welche alle, innerhalb der Standesherrfchaften angeftellten 
Beamten Uns verantwortlich find. 

Die Publifation Unſerer landesherrlihhen Gefete ges 
ſchieht in den Standesherrfchaften auf die in Unſeren uͤbri— 
gen Landen übliche Weife, oder wie Wir folches weiter zu 
verordiien für gut finden werden. 

$. 21. 

Den Standesherrn bleibt überlaffen, Anordnungen und 
Verfügungen ber Gegenftände zu erlaffen, welche die Ver— 
waltung ihres Eigenthums betreffen. Diefe Anordnungen 
und Verfügungen dürfen jedoch Unferen allgemeinen Yan 
beögefegen nicht entgegen feyn, und ſich nicht auf Gegen 
ſtaͤnde der Zuftiz-Verwaltung, binfichtlich der Polizei: Ber: 
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waltung aber nur auf dasjenige erſtrecken, was in dieſer 


Beziehung in $. 38 und 39 dieſes Edikts verordnet iſt. 
ı 2 

Die Gefeßgebung ſowohl, als die Formen ber öffent: 
lichen Verwaltung und der öffentlichen Anftalten innerhalb 
der Stanbesherrfchaften, follen mit denen in den uͤbrigen 
Theilen des Staatögebietes in Uebereinſtimmung gebracht 
werden. 

Dieß foll jedoch immer mit Nüdfiht auf die bundes; 
verfaffungsmäßigen weſentlichen Mechte der Standesherrn 
gefchehen, und Wir werden foldhe Durch neue Verwaltungs 
Einrichtungen weder verlegen, mod zu ihrem Nachtheil ers 


ſchweren Taffen. 
$. 23. 


Wir fihern den Standesherrn Linferes Großherzog» 
thums Unfern Schuß und Unfere Garantie für die unges 
fränfte Ausübung und den ungeftörten Befig aller derjeni- 
gen Rechte und desjenigen Eigenthbums zu, welde ihnen 
nach der deutfchen Bundes »Afe und Unferen, in Folge 
derfelben erfaflenen geſetzlichen Beſtimmungen des gegen; 
wärtigen Edifts zuſtehen. Wenn wegen unvermeiblicher Kols 
fifion zwifchen Gemein» und Privat-Wohl, oder wegen 
dringender Noth, oder aus ftaatswirthfchaftlichen Gründen 
und zur Beförderung des allgemeinen Beften, die Abändes 
rung oder Verwandlung gewiffer Gattungen von Privat 


Eigenthum oder Privat » Berechtigungen für nothwendig er: 


achtet, und in Inndesverfaffungsmäßiger Weife geſetzlich 
angeordnet wird, fo follen diefe Abänderungen oder Bers 
wandfungen niemals eher zur Ausführung gebracht werben, 
als bis man mit den Einzelnen, welche dadurd betroffen 
werben, über die, ihnen in jedem ſolchen Falle zufommende 
vollftändige Entſchaͤdigung entweder gütlich übereingefoms> 
men ift, ober, injofern dieſe Uebereinfunft nicht erzielt 
werden kann, der Fompetente Richter über den Betrag ber: 
felben entfchieden hat. 

Grundgefegliche , den Standesherrn als jolchen aus; 
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ſchließlich zuſtehende Berechtigungen, follen jedsch ohne ihre 
Einwilligung niemals, felbft nicht gegen Entſchaͤdigung, 
aufgehoben werden koͤnnen. 


D. Gerihtsbarfeit der Standeshperrn. 
Ss. 24. 

Die Ober: Gerichtöbarfeit in ihrem ganzen Umfange, 
und die Auffiht und Leitung der niedern Gerichtsbarkeit 
in den Standesherrfchaften, fteht Uns, als dem Souverän, 
zu, den Standesherrn verbleibt die Aushbung der Gerichts> 
barfeit in erfter Inftanz durch Lofal-Beamte, und die Ausüs 
bung der Gerichtsbarkeit in zweiter Inftanz durch Juſtiz⸗ 
Kanzleien unter nachfolgenden näheren]; Beftimmungen, 
und vorbehaltlich der Uns zuftehenden Befugniß, in auffers 
ordentlichen Fällen, und wo die Aufrechthaltung der äffent- 
lichen Ordnung folches erheifcht, befondere Kommiffionen 
anzuordnen, oder befondere Gerichte für einzelne Gegens 
ftände zuftändig zu erffären. 

6. 2. 

Die Bermwaltung ber den Standesherrn zuftehenden 

Givil-Gerichtsbarfett in erfter und unterfter Snftanz ®), ſo⸗ 





8) In Bolge einer zwifchen der Großherzogl. Staats: Regierung 
und dem Herrn Grafen von Erbadh: Schönberg abgefchloffenen 
Uebereinfunft ift die Derwaltung der dem genannten Grafen in 
dem vormaligen Amte Schönberg in Beziehung auf die land: 
räthliche Adminiftration und auf die Juſtiz erfter Juſtanz zuſte— 
hende Gerechtfame den geeigneten Großherzogl. Behörden, im 
Auftrage der Standesherrfchaft bis auf weitere Verfügung über: 
tragen worden. Bekanntmachung vom 7. Juli 1826 in Nr. 17 
des Regierungs : Blatts vom 26, Juli 1826. — Eben fo hat 
der Sürft von Sfenburg: Birftein die ihm zuftehenden Gerecht— 
fame der Gerichtsbarkeit und Polizei in den unter Großherzog: 
lich Heſſiſcher Souveränität flehenden Aemtern und Orten an 
den Staat, zur Fünftigen Ausübung in eigenem Namen, vom 
1. Januar 1827 an, bis auf weitere Verfügung, abgetreten. 
Bekanntmachung vom 10. December 18% in Nr. 35 des Groß— 
herzogl. Regierungs-Blatts vom 27. December 1826. 
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wohl der willkuͤhrlichen als ber ſtreitigen, gefchieht, ſoviel die 
amtsſaͤßigen Sachen betrifft, durch Juſtiz-Beamte, welche mit 
den Zuftiz- Beamten in Unferen Domänen » Yemtern voll 
fommen gleiche Zuftändigfeit haben, allein auch wie diefe, 
nur Uns und Unfern Stants-Behörden verantwortlich find. 

Die Bereinigung der willführlichen und ftreitigen Ges 
richtsbarfeit im der Perfon desfelben Beamten hört auf, 
wenn die von Uns befchloffene anderweite Suftiz-Berfafs 
fung zur Ausführung gebracht wird. 

Den Standesherrn felbit fteht in die Amtsfuͤhrung dies 
fer Suftiz- Beamten fo wie ber Juftiz» Kanzleien feine Eins 
wirfung zu. Sndeffen. können fie ſich von denfelben über 
die Anzahl und Dauer der anhängig gewordenen und erle; 
digten Prozeffe, über den Zuftand des Hypotheken- und 
Bormundfchafts + Wefens fo wie über den Stand der ges 
richtlichen Depofiten, allgemeine Ueberfichten vorlegen laffen. 

F. 26. | i 

Die ftandesherrlichen Suftiz- Beamten üben in: erfter In⸗ 
ftanz innerhalb ihres Amts + Bezirfs und unter der Benen- 
nung „Großherzoglich Heſſiſches Fuͤrſtlich, Graͤflich- 3. 8. 
Solmſiſches Amt“ auch die Forſtgerichtsbarkeit aus. Die 
in F. 92 Unſerer organiſchen Forſt-Ordnung von der Ent: 
fheidung der Juſtiz-Aemter erimirten und Unferem Obers 
Forftfolleg zur Entſcheidung in erfter Inſtanz zugemwiefenen 
Fälle, follen kuͤnftig ebenfalld von den flandesherrlichen 
Suftize Aemtern, vorbehäftlich des Refurfes an Unfer Ober⸗ 
Forftfolleg , entfchieden werben. 

Sn dem Fall aber, welcher nach dem angeführten 6. 
92 Unferer organifchen Forft- Ordnung zur Entfcheidung 
Unferer Hofgerichte vorbehalten ift, und in dem Fall des 
Pr. 4 diefes $. follen Fünftig- innerhalb der Standesherr> 
fchaften die ftandesherrlichen Suftiz- Kanzleien. in erfter In— 
ftanz, mit Vorbehalt: der Rechtsmittel an die höhere rich» 
terliche Behörde, zu entfcheiden haben. 

Bei den gewöhnlichen periodifchen Forſt-Bußſaͤtzen, fo 
wie überhaupt bei den Berhandlungen über Unterfuchung 


606 


und Beftrafung der Forfifrevel, richtet ſich das Verfahren 
des Zuftig» Beamten nad ben beflehenden gefeglichen Vor⸗ 
fchriften. Standesherrliche Forſtbeamte koͤnnen, wie bisher 
die Unferigen, diefen Gerichts - Sigkungen nur in der Eis 
genfchaft ald Denuncianten oder als Sachverftändige, um 
etwa in technifcher Hinfiht ihr Gutachten abzugeben, kei— 
neswegs aber ald Mitrichter beiwohnen. Der Suftizbeamte 
entfcheidet unabhängig und unter eigener Verantwortlichkeit. 

Hinfihtlich der Berufung von Erfenntniffen der ftan- 
deöherrlichen Forftgerichte an Unfer Ober -Forfifolleg, als 
oberfte Behörde in Forft- Strafiachen, foll ed wie in Uns 
feren Domänen » Nemtern gehalten werden. 

6 27. 

Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über amtefäßige in 
zweiter Inſtanz, und in erfter Inſtanz uͤber fchriftfäffige 
Perſonen, fowie der Griminal» Gerichtsbarkeit, fteht in den 
Standesherrfchaften ven fiandesherrlihen Suftiz- Kanzleien 
in dbemfelben Umfange zu, mie folche Unferen Hofgerichten 
in Unſeren übrigen Landestheilen Übertragen ift 9. 


H Nach einer Bekanntmachnung der Großherzogl. Staats : Regie 
rung vom 3. September 1823 (Großherzogl. Regierungd- Blatt 
vom 29. Sept. 1833 Nr. 29.) fol fih die Großherzogl. Heſſ. 
fürftt. und gräfl. Solmfiihe Gefammt = Fufkiz » Kanzlei zu Yun: 
gen am 1. Oktober 1823 auflöfen und die von ihr bisher aus— 
geübte Gerichtsbarkeit an das Großherzogl. Hofgericht zu Gießen 
fiberwiefen werden, um, wie es in der Befanntmachung heißt, 
den Wünfchen und Anträgen des Herrn Zürften von Solms: 
Braunfels und der Herrn Grafen von Solms: Rödelheim und 
Solms: Laubach, zu willfahren. 

Eben fo wurde, um den MWünfchen des Herrn Bürften von 
Löwenftein: MWerthheim : Rofenberg und der Herrn Grafen zu 
Erbach-Erbach, Erbach: Bürftenau und Erbach: Schönberg zu 
wiltfahren, die Auflöfung der Großherzog. Heflifchen fürſtlich 
Köwenftein und gräflih Erbachiſchen Geſammt-Juſtiz-Kanzlei 
zu Michelftadt, am 5. Kebruar 1824 verfündet (Großherzogl. 
Heſſ. Regierungs: Blatt vom 1. Mai 1824 Nr. 4.) 

Endlich wurde am 10, Bebruar 1825 (Regierungs: Blatt vom 
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Die Suftige Kanzleien müffen förmlich Fonftituirte, aus 
gefegmäßig für fähig erfannten, an dem Gib der Zuftiz 
Kanzleien ihre beftändige Wohnnng habenden Mitgliedern, 
und den nöthigen Subalternen zufammengejehte Kollegien 
bilden, und fih in ihren Ausfertigungen der Benennung 
„Großherzoglich Heffifche, Fürftlih (Graͤflich) z. B. Solm⸗ 
ſiſche Juſtiz-Kanzlei“ bedienen. 

Wir beſtaͤtigen die, unter Unſerer Genehmigung bes 
reits erfolgten Vereinigungen verſchiedener ſtandesherrlicher 
Haͤuſer zu Errichtung gemeinſchaftlicher Juſtiz-Kanzleien, 
deren Wirkungskreis jedoch, ohne Unſere beſondere Zuſtim— 
mung weder eingeſchraͤnkt noch erweitert werden darf, und 
beſtimmen hiermit, daß jede Juſtiz-Kanzlei wenigſtens aus 
einem Direktor und entweder drei Raͤthen, oder zwei Rä- 
then und einem Affeffor beftehen foll, wobei Wir Uns vor- 
behalten, bei denjenigen Suftiz- Kanzleien, wo nach. dem 
Ermeffen Unferes Ober -Appellationggerichts die Gefchäfte 
mit diefer geringften Anzahl von Richtern nicht ordnungs— 
mäßig erledigt werden können, die Anftellung eines größe: 
ren Perfonals befonders anzuorbnen! 

6. 28. 

- Eine foldhe ftandesherrliche Suftiz- Kanzlei fol von 
Unferen Staatöbehörden in dem Gefchäftsgang nach allen 
Beziehungen ebenſo behandelt werden, wie Unfere Hofges 
richte, und mit denfelben gleiche Zuftändigfeit und gleichen 
Geſchaͤftskreis haben. 

: Bon diefer Regel finden nur folgende Ausnahmen ftatt: 

a) in den gefeglich beftimmten Fälen, wo gegen ein Ur- 


23. Februar 18235 Nr. 10) die nach den MWünfchen der Herrn 
RKonſtituenten der Großherzogf. Heſſ. fürftlich und gräflich Iſen— 
burgifchen und gräfich Stollbergiſchen Geſammt-Juſtiz-Kauz— 
lei zu Büdingen gefchehene Auflöfung derſelben bekannt gemacht. 
Auf diefe Weife-haben die Standesherrn des Großherzog: 
thums die ihnen zuftehende zweite Juſtanz an den Staat ab: 
gegeben. 


theil der Suftiz- Kanzlei das Mechtsmittel der Reviſion 
eingewendet wird, haben: die Suftiz-Kanzleien zwar 
auch in der Revifions-Snftanz das Berfahren zu lei- 
ten; wenn fie aber nicht fo viele Mitglieder zählen, 
um die Revifion durch drei, bei dem vorigen Urtheil 
nicht mirgewirft habende Räthe beforgen laſſen zu tön- 
nen, fo haben fie die gefchloffenen Verhandlungen, nach 

Art und Weife einer Akten» Berfendung, an das Hof 

gericht der Provinz mittelft Kommunikation abzugeben, 

welches alsdann, wenn e8 nicht vorher ſich veranlaßt 
findet, das Verfahren bei ſich zu vervolftändigen, das 

Erkenntniß zu fällen, und ſolches nebft den Akten, 

ebenfalls im Wege der Kommunikation, der Juſtiz⸗ 

Kanzlei zur Eröffnung und Vollſtreckung zugufenden hat. 

Befchwerben Uber Verzögerung des Nevifiong- Bers 
fahrens bei den Suftiz- Kanzleien, oder über Verweis 
gerung der Revifion, follen nur bei Unſerem Ober; 

Appellationdgericht angebracht werden koͤnnen, und die 

Suftize Kanzleien in Reviſions⸗Sachen den Hofgerichten 

nicht untergeordnet feyn. 

b) Die Mitglieder der Suftiz-Ranzleien felbft, ftehen vor 
der Hand in den, fie perfönlich betreffenden ftreitis 
gen Rechts⸗Sachen, in erfter Inftanz unter dem Hof⸗ 
gericht der Provinz. 

c) Sn Hinficht der: freiwilligen Gerichtsbarkeit und des 
Pupillenweſens, bleibt es, bis zu der bevorftehenden 
neuen Gefeßgebung, bei den bisherigen Einrichtungen. 

§. 2% 

Die Kriminal» Gerichtsbarkeit ift von den ſtandesherr⸗ 
fichen Iuftig- Kanzleien und Juſtiz-Aemtern nad Unferen 
jegigen und künftigen Gefegen und Verordnungen auf eben 
die Weife und in eben dem Umſange zu verwalten, wie 
folche von Unferen Hofgerichter und Juſtiz-Aemtern in den 
übrigen Theilen bed Staats - Gebiets. verwaltet werben 
wird. 

Das Begnadigungs- und Strafverwandlungs » Recht 
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in peinlichen Fällen fteht Uns allein zu. Die Standes⸗ 
herrn haben alle in Kriminal-Fällen angefegte Geldftrafen 
zu beziehen. 

Hinfichtlich der Kriminal » Koften bleibt es, bis zu ets 
waiger allgemeiner anderweiten Anorbnung bierüber, bei 
den bisherigen Einrichtungen. 

$. 30. 

Sn allen den Fällen, in welchen Unſere Juſtiz⸗ Beam⸗ 
ten in den Domänen » Aemtern die kompetenten Richter in 
fisfafifchen Sachen find, wollen Wir aud in den Standes- 
herrſchaften die ftandesherrfichen Juſtiz-Aemter ald zuftäns 
dig erkennen. 

Ebenſo ift den fiandesherrlichen Juſtiz ⸗ Kanzleien. die 
Entſcheidung der fiskaliſchen Sachen in den Standesherr⸗ 
ſchaften in gleicher Art, wie Unſeren Hofgerichten in Un⸗ 
ſeren uͤbrigen Landestheilen uͤberlaſſen. 

§. 31. 

Die Ernennung ber Juſtiz-Kanzlei⸗Direktoren, Raͤthe 
und Affefforen, fo wie der Szuftig » Beamten, verbleibt den 
Standesherrn unter Vorbehalt Unſerer Beftätigung. 

Zu diefen Stellen’ können in der Pegel nur Inlaͤnder 
angeftellt werben, welche nach den beftehenden Landesge⸗ 
fegen von den betreffenden Behörden geprüft und zu der- 
gleihen Stellen für fähig erfannt worden find. 

Denjenigen Standesherrn, deren Befigungen mehreren 
Souveränd untergeordnet find, fol jedoch unbenommen 
ſeyn, folche ihrer Diener, welche ihnen in den auswärti- 
gen Beltandtheilen ihrer Standesherrfchaften wenigftens 
ſchon fünf Jahre lang gedient, und ihre Qualififation Uns 
hinreichend nachgewiefen haben, in . Staats» Gebiet 


zu verfegen. 
$. 32. 


Die Subalternen bei den ftandesherrlichen Juſtiz⸗Kanz⸗ 
feien und Juſtiz-Aemtern, fo wie foldhe Zuftiz- Kanzlei: 
Advofaten oder Profuratoren, beren Prarid auf den Um; 
fang des ftandesherrlichen Gerichtsfprengels befchränft ift, 
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werden von den Standesherrn ernannt, obne daß eine Be- 
ftätigung derſelben erforderlich wäre Allein auch in Anz 
fehung diefer Diener find glaubhafte Befcheinigungen ihrer 
Qualififation jedesmal gleichzeitig mit ihrer Einmweifung zu 
den Akten Zu bringen, und an Unfer Geheimes Staats: 
Minifterium nebft einer Abfchrift der Anftellungs » Defrete 
einzufenden, oder nad) Befinden um Anordnung der gefeß- 
lichen Prüfung nachzufuchen. 

Hinfichtlich der Zuftiz-Kanzlei-Räthe, Affefforen, Juſtiz⸗ 
Beamten nad Advokaten find Unfere Hofgerichte, hinficht- 
lich der Subalternen aber die AYuftizs Kanzleien felbft dies 
jenigen Behörden, welche in Gemeinfchaft mit Unferen Res 
gierungen, die, nach Unferen Gefegen, dem Fakultäts-Eras 
men folgenden Prüfungen vorzunehmen haben. 

F. 33. 

Die Juſtiz⸗Kanzlei⸗Raͤthe, Aſſeſſoren und Juſtiz⸗Beam⸗ 
ten in den Standesherrſchaften, ſind, ſo wie auch alle 
Subalternen, durch den Direktor der Juſtiz-⸗Kanzlei, Uns, 
als dem Souveraͤn, zu verpflichten, und die, uͤber ſolche 
Handlungen aufgenommenen Profofolle find an Unſer Staats— 
Minifterium einzufenden. Die Verpflichtung des Direktors 
der Suftiz-Ranzlei gefihieht durch Unfer Staate-Minifterium. 

Den Standesherrn bleibt verftattet, ſich von ſaͤmmtli— 
chem, bier bemerften Dienftperfonale, ebenfalls den Dienft- 


Eid leiften zu laffen. 
§. 34 


Die Entlaffung der ftandesherrlichen Juſtiz-Beamten je 
den Grades, fann, wenn nicht um Diefelbe befonders nad); 
gefucht wird, nur in denfelben Formen, wie bei Unferen 
übrigen Staats⸗Beamten gefhehen, und muß jedesmal Uns 
fofort angezeigt werden. 

3 

Sn Anfehung der Appellationen und der Gerichtsbar: 
feit Unferes Ober-Appellationsgerichts in höchfter Inſtanz 
bleibt e8 bei den bisherigen Beftimmungen. 
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$. 36. | | 

Die Inſpektion und Direktion des ganzen Juſlizweſens 
gehört in eben dem Maaße, mie in Unferen übrigen Lan 
den, in den Gefchäftsfreis Unferes Staats» Minifteriums, 

Wenn diefe Behörde Vifitationen der ftandesherrlichen 
Suftiz-Kanzleien nothwendig findet; fo fol Unfer Ober: 
Appellationsgericht folche durch eine Kommiffion aus feiner 
Mitte vornehmen zu laffen beauftragt werden. Die ernannte 
Kommiffion hat aledann die Bifitationg- Akten, wenn folche 
gefchloffen find, den Standesherrn mitzutheilen, und fie 
zur Abgabe ihrer etwa nöthig findenden Erflärung aufzu⸗ 
fordern, worauf ſolche fofort an Uns zur Entfchließung 
eingefendet werden follen. 

Die Vifitationen der flandesherrlichen Juſtiz-Aemter 
follen der Regel nach durch die Zuftiz- Kanzleien vorgenom⸗ 
men werden. Wir behalten Uns jedoch vor, ſolche Bifitas 
tionen nach Befinden auch aufferordentlicher Weiſe durch 
Kommiffionen aus anderen Staatsdienern anzuordnen, in 
welchem Falle aber dem betreffenden Standesherrn nicht 
nur die Beweggründe zu einer folhen aufferordentlichen 
Vifitation mitgetheilt, fondern auch die Bifitationg - Akten, 
wenn folche gefchloffen find, zur Einficht und allenfalfigen 
Erklärung vorgelegt werden follen. 


E. Standesherrlihe Polizei: Verwaltung. 
Me 

Die Polizei-Gewalt im Allgemeinen und Die Ausuͤ— 
bung der oberen Polizei und ber polizeilichen DOberaufjicht 
insbefondere, fteht auch in den Standesherrfchaften, Uns, 
als dem Souverän, zu. Den Standesherrn verbleibt nach 
Art. XIV. Nr. 4 der deutſchen Bundes>Afte die Ausübung 
der Rofals Polizei durch ihre Beamten. 

Wir wollen den ftandesherrlichen Polizei-Beamten nicht 
nur denfelben Wirfungskfreis einräumen, welchen Unfere 
Polizei» Beamten in Unferen Domänen sAemteru zu refpis 
eiren haben, fondern auch die Stellen Unferer Hobeitös 
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Regierungs » Beamten, einfehlieplich der Hoheits⸗Schulthei⸗ 
ſen, aufheben, und beſtimmen, damit dieſe Maßregel 
ausfuͤhrbar werde, Folgendes: 

$. 38. 

Die ftandesherrlichen Polizei-Beamten find an alle Un- 
fere landesgeſetzlichen Borfchriften gebunden, und für de— 
ren Befolgung Uns und Unferen Staats» Behörden ver- 
antwortlich. 

Die Standesherrn können ſie ſchriftlich an die Erfuͤl— 
lung ihrer Amtspflichten und an die Befolgung vorhande— 
ner landesgeſetzlicher Vorſchriften erinnern, auch von den; 
ſelben allgemeine Ueberfichten über die Nefultate ihrer Amts- 
führung einfordern, nicht aber in biefe ihre Amtsführung 
ſelbſt einwirken, und denſelben in andern, als den nach— 
bemerkten Fällen, Befehle oder Inftruftionen ertheilen. 

Nachfolgende Gefchäftögegenftände werden nämlich zur 
eigenen Entfchließung ber Standesherrn vorbehalten, und 
es haben die Polizei- Beamten hierüber an die Standes— 
herrn zu berichten: 

1) Gefuche um Aufnahme in eine fandesherrlihe Ge— 
meinde nach den im $. 45 enthaltenen Beftimmungen. 

2) Geſuche um Aufnahme in eine Zunft. 

3) Geſuche um Geſtattung einer Lokal-Gewerbs⸗Kon⸗ 
ceſſion. 

4) Geſuche um Straferlaß oder Strafverwandlung, in 
ſofern den Standesherrn hiezu die Befugniß zuſteht. 

5) Wiederbeſetzung ſolcher Dienſtſtellen, zu welchen der 
Standesherr zu ernennen und zu praͤſentiren hat; 
endlich 

6) überhaupt alle die Fälle, wo von Ausuͤbung der, 
durch gegenwärtiges Edikt den Standesherrn felbft vor; 
behaltenen Rechte die Rede ift. 

Gegen deffalfige Entfehliegungen der Standesherrn — 
welche diefelben dem Polizei-Beamten durch ihre Domänen, 
Kanzleien oder durch Special-Kommiffarien zufertigen laf- 
fen können — findet der Rekurs an Unfere Staats; Behör- 


613 


ben ftatt. Unſere Regierungen und Hoffammern follen je: 
doch diefe Befchlüffe der Standesherrn nur alddann abäns 
dern koͤnnen, wenn folche einer vorhandenen,’ beftimmten 
gefeglihen Borfchrift zumider find. Iſt diefes der Fall 
nicht, und wären diefe, Unfere Mittels Behörden, dennoch 
der Meinung, daß der flandeösherrliche Beſchluß abgeän- 
dert werden müffe,, fo haben fie ihre Anfihk Unferem Staats— 
Minifterium vorzutragen, welches nad vorheriger nochma— 
liger Vernehmung des Standesherrn, alsdann über den 
Fall entſcheiden wird. | 
In allen obenbemerften Gegenftänden, ruͤckſichtlich wel: 
cher den Standesherrn eine Einwirfung und unmittelbarer 
Einfluß auf die Polizei » Verwaltung vorftehendermaßen ein 
geräumt iſt, haben diefelben das Recht, ihre Polizei-Beams 
ten zu, Befolgung ihrer Befehle auch nöthigenfalls durd) 
Geldftrafen anzubalten. Solche Strafen dürfen jedoch den 
Betrag von 5 — 10 fl. nicht überfteigen, und es bleibt den 
betreffenden Beamten der Rekurs Dagegen an Unfere Staats 
Behörden: vorbehalten. , | 
$. 39. | 
Die, im vorftehenden $. bemerften 6 Fälle ausgenom⸗ 
men, hat die Einwirfung Unferer Regierung und anderer 
höheren Staats» Behörden auf die Amtsführung der ſtan⸗ 
desherrlichen Polizei - Beamten in allen den Beziehungen 
ftatt, in welchen diefe Einwirfung auf Unfere PolizeisBe- 
amten in den Domänen »Nemtern ftattfindet, | 
Sollten jedoch die Standesherrn ſich veranlaßt finden, 
in Ruͤckſicht auf örtliche Polizei» Anftalten oder zu treffende 
Einrichtungen, Unferem Staats » Minifteriunt Mträge oder 
Befchwerden vorzulegen, fo fol diefe Behörde entweder dies 
fen Anträgen entfprechen, und die Standesherrn davon bes 
nachrichtigen, oder, wenn-Ddiefes nicht follte gefchehen Fünz- 
nen, ihnen die Gründe der Weigerung fchriftlich mittheilen. 
5. 40. | 
Noch zur Zeit und bis zur Ausführung der, in Folge 
ber Belanntmachung vom 1. December 1817 bevorfiehenden 
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laſſen. 
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neuen Einrichtung der kuͤnftigen Juſtiz-Verfaſſung, kann 
die Polizei in den Standesherrſchaften von den ſtandes⸗ 
herrlichen Juſtiz-Beamten verwaltet werden. 


Da, wo beſondere Polizei-Beamten angeſtellt ſind, 
finden, in Hinſicht ihrer Ernennung, Verpflichtung und 
Entlaſſung die nqaͤlichen Beſtimmungen Anwendung, welche 
oben, in Beziehung auf Juſtiz-Beamte gegeben ſind. 

Alle unteren Polizei-Bedienten bei den Aemtern, has 
ben die Standesherrn zu erneunen, und die Ernennungen 
Unferen Regierungen blos durd die Beamten anzeigen zu 


$. 4. 


Da die bereitd vorläufig von Und angeordnete Trens 
nung der Suftiz von der Polizei- Verwaltung, die Bildung 
und Einrichtung größerer Amts » Bezirke nothwendig madıt, 
und dabei die Örtlichen Verhältniffe befondere Beruͤckſichti⸗— 
gung erheifchen: fo werden Wir zwar, — wenn gleich eine 
ſolche Eintheilung des ganzen Staats » Gebiets zur Erleich— 
terung und Vereinfachung der Staätöverwaltung, lediglich 
Unferem Gutfinden unterliegt und unterliegen bleiben muß, 
hierüber mit Unferen Standesherrn noch vor der Ausfuͤh— 
rung diefer Maßregel nähere Rüdfprache nehmen laſſen; 
beitimmen jedoch, um Unſere Abficht,, durch folche Landes» 
Einrihtungen Unferen Standesherrn die Mittel zu Ausuͤ—⸗ 
bung der ihnen verbleibenden Rechte und Befugniffe, foweit 
nur immer die höhere NRüdficht auf das Ganze folches zu; 
läßt eher zu erleichtern als zu erfchweren, voraus Fols 
gendes: ⸗ | 


1) Wo ein Landraths⸗- oder Kandgerichtd-Bezirf ganz aus 
ftandesherrlichen Befigungen gebildet wird, da verbleibt 
auch, mit Vorbehalt linferer Beftätigung die Ernennung 
des Landraths, des Landrichters und der Landfchreiber dem 
oder den Standesherrn, aus deren Befißungen ein folcher 
Landrathöbezirfgebildetift, und haben diefe Landräthe und 
Landrichter mit allen übrigen Landräthen und Landrichtern 
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gleichen Geſchaͤftskreis, wie folches in den Beftimmun- 
gen dieſes Edikts binfichtlich der Juſtiz- und Polizeis 
Beamten bereits näher ausgefprocen ift. 

Finden es Unfere Standesherrn angemeffener‘, aus 
einem ſolchen, ihre Beſitzungen umfaffenden Landraths⸗ 
Bezirk mehrere, Landgerichte zu bilden, und fonach meh⸗ 
rere Landrichter aufzuftellen, oder beizubehalten, fo kann 
dieß — jedocd) immer nur unter der Bedingung gefche- 
ben, daß die Berwaltung ber Suftiz von der der Polis 
zei getrennt, und fomit nicht beide Verwaltungszweige 
demfelben Beamten übertragen werben. Auch muß es 
alsdann binfichtlih der Befoldung diefer Beamten nad 
den Beflimmungen diefes Edifts gehalten werden. 

2) Da wo ein Landrath Bezirk „zu ungefähr gleichen 
Theilen aus flandesherrlichen Befigungen und Doma- 
nial=Aemtern befteht, werden Wir den Standesherrn 
bewilligen, bei der Ernennung des Landraths, vorbe— 
bältfih der Beftätigung, mit Uns abzumwechfeln, wenn 
fie nicht vorziehen, zur Ausübung der ihnen verbleiben» 
den Rofals Polizei, eigene Kofal- Polizei Beamte zu er- 
nennen. Die Ernennung zu den Landrichter» und Land» 
fehreiberftellen für die in diefem Fall dem Landrathe- 
Bezirk zugetheilten ſtandesherrlichen Veſit igungen verbleibt 
den Standesherrn. 

3) Sowohl in dem sub Nro. 2 benterften Fall, als wie 
dann, wenn nur einzelne ftandesherrliche Orte in dem 
Landraths - Bezirk gefegen find, oder überhaupt der Land⸗ 
rath8 + Bezirk nur zum geringeren Theil aus fandes- 
herrlichen Befigungen befteht, fieht es Unferen Stans 
deöherrn frei, bie Verwaltung der ihnen verbleibenden 
Gerichtsbarkeit und Polizei, dem, von Uns beftellten 
Landrichter und Landrath zu übertragen, und follen in 
einem ſolchen Kalle biefe Beamten zu dem Standesherrn, 
nach Inhalt diefes Edikts, ganz in dasſelbe Dienftver- 
bäftniß treten, und dieſelben eidlichen Dienftverpflichs 
tungen auf fich nehmen, auch derfelben Auss und Uns 
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terfertigungs » Formel bei Beforgung ftandesherrlicher 
Gefhäftsgegenftände fich bedienen, wie, wenn fie von 
ibm eigends befiellt wären. 

Ein Gleihes behalten Wir Uns im entgegengefeß: 
ten Falle vor. 

Sollten jedoch Unfere Standesherrn in diefem, fowie 
in dem sub Nro. 2 bemerften Falle eigene Lokal: Poli: 
zeis Beamten aufzuftellen vorziehen, fo fol ihnen auch 
diefes unbenommen feyn. 

Diefe Lofal s» Polizei: Beamten werben alddann in den 
Fällen, welche $. 38 dieſes Edikts zur eigenen Ent: 
fchliegung der Standesherrn vorbehalten find, in dems 
felben Berhältniß zu dem Standesherrn verbleiben, wels 
ches dieſes Edikt feſtſetzt. | 

In Anfehung aller übrigen Gefchäfte aber, foll der 
Umfang ihres Wirfungsfreifes und ihr Verhaͤltniß zu 
bem Landrath, aledann mit fteter Nücficht auf die, den 
Standesherrn, nad ben Beftimmungen dieſes Edikts, 
verbleibenden Rechte noch genauer beftimmt werben. 

6. 42. 

Die ſtandesherrlichen Polizei: Beamten koͤnnen in Po: 
lizeiſachen bei Regalftrafen auf die, durch das Geſetz bes 
ſtimmte Summe — bei arbiträren Strafen aber bis zu 15 fl. 
‚einfchließlih, oder auf eine 14tägige Arreftfirafe erfennen. 

Bei arbiträren Strafen fiehbt den Standeöherrn die 
Strafverwandlung in ber Maaße zu, daß, wenn nicht von 
ber erfannten Arreftftrafe beffere Wirkung und belehrendes 
Beifpiel zu erwarten ift, fie für einen Tag Einthuͤrmung 
einen Gulden Geldftrafe und umgekehrt anfegen können. 

Auch Finnen fie arbiträre Strafen big zur Hälfte ers 
laſſen. Strafnachlaͤſſe bei Legalftrafen ftehen ihnen aber 
nicht zu. 

Bei Bollziehung von, Arreftitrafen gegen Perfonen, 
welche eine amtliche Funktion in Unferem Dienfte zu befor« 
gen haben, 3. B. Chauffeewärter, Afeifer u. f. w., haben 
die fiandesherrlichen Polizei» Beamten. zuvor bie Einmillis 
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gung derjenigen Unſerer höheren Behörden einzubofen, uns 
ter welcher diefe Diener fteben. 
§. 4. 

Die Bormundfchafte s Polizei über Die Gemeinden, Los 
Falftiftungen und Zünfte verbleibt, fo lange nicht etwa in 
Beziehung auf bie Gemeinde -Berfaffung eine allgemeine, 
mit dieſer Berechtigung unverträgliche gefegfiche Beſtim⸗ 
mung erfolgt, unter Borbehalt der höheren Auffiht und 
Leitung Unferer Behörden, den ftandesherrlichen Aemtern, 
. welche hierin gleiche Amtsbefugniß mit den Beamten in den 
Domanial s Aemtern haben follen. Den: Standeeherrn ftcht 
die Befugniß zu, die Ortöfchultheißen und übrigen Orts⸗ 
Borgefegte zu ernennen, oder bei ftädtifchen Vorftandsbes 
ftellungen, wenn der Vorſchlag dazu nach dem Herfommen 
von den Magiftraten gefchieht, die Beftätigung zu ertheis 
len. Bon diefen Ernennungen oder Beftätigungen haben 
fie jedesmal Unferen Regierungen Anzeige zu thun,. welche, 
infofern fie bei den gewählten Perfonen erhebliche Anftände 
finden follten, deßfalls an Unfer Staats Minifterium zu 
berichten haben. 

Ueberzeugt ſich diefe Unſere hoͤchſte Staatd’; Behörde 
davon, daß die getroffene Wahl nicht geeignet fey, fo hat 
fie den Standesherrn zu Ernennung eines andern Subjelts 
aufzufordern, und der Standesherr ift alddann diefer Auf⸗— 
forderung zu entfprechen verbunden. 

$. 44. 
SHinſichtlich der Ernennung zu den Stellen der derma⸗ 
Ien beftehenden Phyfifats » und andern Lofal- Sanitätd, 
Beamten, bleibt es bei dem S. 5 bed Nachtrags zu Unſe— 
rer Deklaration vom 1. Augnft 1807. Sollten Wir Uns 
. veranlaßt finden,. die Anjtelung mehrerer Amts⸗Aerzte, 
Amts » Wundärzte oder Thierärzte anzuordnen, fo fteht ihre 
Ernennung nur alddann den Stamdesheren zu, wenn fie 
die Befoldung berfelben übernehmen, oder folche aus oͤffent⸗ 
lichen Stiftungs:Gätern entnommen wird, welche unter der 
Dispofition der Standesheren ſtehen. ebenfalls Fönnen. 
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die Standesherrn zu den bemerften Lokal-Sanitaͤts-Beam—⸗ 
tenftellen nur folche Subjefte ernennen, welche von Unferen 
- Behörden auf geſetzliche Weife geprüft und für fähig er: 
Härt worden find; auch haben fie desfalls Unſere Beftäti- 
gung einzuholen. 

$. 45. 

Die Standesheren haben ‚unter Beobachtung Unſerer 
Landesgefege das Necht, eingeborne Unterthanen in die 
Gemeinden ihrer Standesherrfchaften aufzunehmen, oder 
deren Aufnahme zu verweigern; beides unter Vorbehalt des 
an Unfere höhere Behörden zu nehmenden Rekurſes. Ebenfo 
fönnen die Standesherrn, jedoch unter ihrer Verantwort— 
lichkeit, fremden Perfonen auf hoͤchſtens ein Jahr, und 
ohne weitere Verlängerung, temporären Aufenthalt geftat- 
ten, und Untertbanen, welche in einen andern Theil Un— 
ferer Lande uͤberziehen wollen, aus dem Gemeinde-Berband 
entlaffen. Die Aufnahme von Ausländern in flandesherr- 
lihe Gemeinden, jowie die Aufnahme von fremden Juden, 
fönnen die Standesherrn bewilligen, jedoch unter dem Bor: 
behalt, daß die Aufzunehmenden zuvor bei Unſeren Staates 
Behörden das Staats »Indigenat erhalten. Die Entlaf- 
fung von Gemeinde: Gfliedern ind Ausland koͤnnen die 
Standesherrn. nur alsdann bewilligen, wenn ber auswans 
dern Wollende die Entlaffung aus dem Unterthanen + Ver: 
band. bei Unferen Behörden ausgemwirft hat. 

Einheimifche Juden koͤnnen die Standesherrn,, wenn 
die gefeglichen Erforderniffe vorhanden find, nur alsdann 
recipiren, wenn 

a) entweder durch diefe Aufnahme die Anzahl der, in ei- 
nem Ort wohnenden jüdifchen Familien nicht vermehrt 
wird, und 3. B. der Sohn an die Stelle des Vaters 
tritt, oder: | 

b) wenn der aufzunehmende Sude nicht vom Handel, fon 
dern von einem andern bürgerlichen Gewerbe feben will, 
und fich zur Aufnahme in die Bürgerfchaft eignet. 
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$. 46. 

Die Standesherrn haben das Recht, unter Voraus: 
fegung der gefeglichen Erforderniffe, in ſchon beftehende- 
Zünfte aufzunehmen, und die nach Unſeren gefeglichen Be- 
ftimmungen noch erforderlichen Konceffionen zu Betreibung 
von Lofal-Gewerben zu ertheilen, oder zu verweigern, bei- 
des unter Vorbehalt des Rekurkes an Unſere Staats⸗Be⸗ 
hoͤrden. Bon jeder Aufnahme in eine Zunft und von je—⸗ 
der ertheilten Gewerbs-Konceffioh haben die Standesherrn 
Unfere betreffende Behörde durch bie Beamten benachrichti⸗ 
gen zu laſſen. | 

Die bei ſolchen Gelegenheiten etwa zur Sprache fom- 
menden Dispenfationen von gefeglichen Vorſchriften, fi nd 
bei Unferen Staats » Behörden nachzufuchen. 

$. 47. 

Den Standesherrn überlaffen Wir ferner dag Recht 
der unbefchränften freien Benugung und Bewirtbfchaftung 
ihrer eigentbümlichen Waldungen nach den Beflimmungen 
Unferer Berordnung vom 3. Auguft 1819. 

Ausrodung von ftandesherrlichen Wäldern, mit Aus⸗ 
nahme für fich beftehender Wald » Difirifte von hoͤchſtens 
10 Morgen, und Benugung bed Waldbodens zu anderen 
Zweden, kann nur mach vorher eingebolter Genehmigung 
Unferer Staats ⸗Forſtbehoͤrde erfolgen. 

$. 48. 

Hinfichtlich der Forft - und Jagdpolizei in den, inner⸗ 
balb der Standesherrfchaften liegenden Waldungen von 
Gemeinden und Korporationen, verordnen Wir Folgendes: 

a) Alle Funktionen, welche nach Unferer organifchen Forft- 
Ordnung vom Jahr 1811 $. 28 Unferen Oberföritern 
oder Forft: Snfpeftoren zugewiefen find, follen in den 
bemerften Waldungen durd) einen, von dem Standes- 
berrn zu egnennenden Forfts Beamten, welcher den Ti⸗ 
tel — Forftmeifter — führen kann, ausgeuͤbt werben. 

b) Diefer Beamte wird von Unferer Staats» Forftbehärde 
und zwar, wenn er nicht bereits laͤngere Zeit in glei- 


620 . 


cher Dienft- Funktion geftanden hat, nad vorgängigem 
Beweis feiner Befähigung, auf diefe feine Funftion ver- 
pflichtet, erhäft von’ berfelben feine allgemeine Dienft- 
Inſtruktion, und ift derfelben für feine Amtshandlun— 
gen, Als Forft- Polizeibeamte, in den erwähnten Ge: 
meinde⸗ und Stifts: Waldungen verantwortlid). 

c) Diefe ftandesherrlichen Forft Polizeibeamten ftehen zu 
den Standesherrn im Allgemeinen in bemfelben Vers 
haͤltniß wie nad $. 38 alle übrigen Polizei: Beamten. 
Den Standesherrn fteht daher das Recht zu, fich eben 
falls von dem Forft Polizeibeamten die Erfüllung der 
ihm übertragenen Amtepflichten durch einen Dienft- Eid 
verfprechen, auch fi) von ihm über feine amtliche Wirk— 
famfeit allgemeine Ueberfichten vorlegen zu laffen; dens 
felben an bie Befolgung diefer feiner Amtspflicht zu 
erinnern, und ihn wo nöthig zu deren Erfüllung, wie 
die Abrigen Polizei» Beamten, nach dem Inhalt des S. 
38 durch Geldftrafe anzuhalten; nicht aber Fönnen fie 
fi in einzelnen, Fällen in feine Amtsfuͤhrung durch ab» 
Andernde Befehle oder Weifungen einmifchen. 

d) Die Standesherrn koͤnnen zwar dieſem Forft  Polizets 
Beamten gleichzeitig die Adminiftration eigenthimlicher 
Waldungen übertragen, er kann aber in folchem Falle, 
ohne Beobachtung aller gefeglichen Formen, weder in 
der einen noch der andern Qualität fuspendirt oder 
vom Amte entfernt werden. 

e) Die Befoldung diefes Forft - Polizeibeamten liegt and» 
fchließend den Standesherrn ob; er foll jedoch von den 
Gemeinden und Korporationen die nämlichen Diäten 
und Gebühren zu beziehen haben, welche Unferen Forft- 
Sinfpeftoren bewilli »t find, fo lange hierüber feine all: 
gemeine gefegliche Abänderung erfolgt. - 

f) Die Anftellung der Revierförfter zu Ausuͤbung der Po- 
lizei in den, innerhalb der Standesherrfchaften gelege: 
nen Gemeinde » und Korperationd: Waldungen, aus 
den von Unferen Stants - Forftbehörben geprüften Subs 
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jeften, ‚bleibt den Standesperrn überlaffen. Sie haben 
jedoch von folchen Anftellungen die Anzeige bei Unferer 
Staats s Forftbehörde zu machen, und die Qualifikation 
der angeftellten Individuen, fowie beren Verpflichtung 
auf Unfere Forft- Polizeigefege durch den Juſtiz-Beam⸗ 
ten, nachweifen zu laſſen. Sollte von den Standes- 
berrn, in Bildung und Eintheilung der Forft- Reviere, 
foweit folche Gemeinde» und Korporationd-Waldungen 
betreffen, Abänderungen getroffen werden wollen, fo 
find folche zuvor Unferer Staats » Forftbehörde zur Ber 
urtheilung und Genehmigung vorzulegen. 

g) Die Revierförfter follen fünftig ausfchließend von den 
Standesherrn befoldet, von den Gemeinden und Kor 
porationen aber, nach Borfchrift Unferer Verordnung 
vom 3. Auguft 1819 bis zu anderweiter gefeglicher Be- 
ſtimmung die bisherigen Beiträge zu diefen Befolduns 
gen alddann geleiftet werden, wenn der, von bem Stans - 
desherrn für die Gemeinde ꝛc. Waldungen. angeftellte 
Nevierförfter, nicht auch zugleich in eigenthuͤmlichen ſtan⸗ 
besherrlichen Waldungen amtliche Verrichtungen zu bes 
forgen hat. | 

Sn legterem Fal fol von den Gemeinden und Kor: 
porationen zu diefen Befoldungen nur ſoviel, und zwar 
in firer Summe jährlich beigetragen werden, ald die— 
felben vor der Vollziehung der Forft » Organifation von 
1811 für die Ausübung der niederen Korft- Polizei in 
‚ihren Waldnngen, an die Nevierförfter an Gebühren 
und Diäten im Durchfcehnitt jährlich entrichtet haben. 
Das Quantum diefer jährlichen Beiträge, fol in folchen 
Fällen, durch beiderfeitige Kommiffarien genau eruirt 
werben. 

b Auch in Beziehung auf die Wirkfamfeit der ftandes- 
herrlichen Nevierförfter ift e8 Negel, daß bei erfolgen 
den gefeglichen Veränderungen, binfichtlih der Forfts 
Polizei und Forft- Abminiftration in den übrigen Be: 
ftandtheilen des Großherzogthums, das Verhältniß der: 


622 


felben gleichförmig verändert werden muͤſſe. Die ſtan— 
desherrlichen Revierförfter ftehen in der gehörigen Uns 
terordnung inter den fiandesherrlichen Forftmeiftern, 
wie diefer in Beziehung auf die Forft Polizei in Ges 
meindes und Korporationd-Waldungen unter Unferer 
ftantöherrlichen Dber » Forftbehörde, welche nah Gut: 
finden jährliche oder periodifche Befichtigungen und Vi— 
fitationen in diefen Waldungen anordnen und die nöthig 
findenden Vorſchriften ertheilen kann. 

i) Diejenigen, in den Standesherrfchaften dermalen bes 
findlichen Forft-Infpektoren, welche ausfchliegend in 
Unferem Staatsdienfte fiehen, follen von Uns zu an— 
dern Dienften verwendet werden; Diejenigen aber, welche 
zugleich im Dienfte von Standesherrn find, werden aud) 
in Hinficht ihrer, dermalen aus Unferer Staats-Kaſſe 
zu beziehenden Befoldungen, von ben Standesherrn 
übernommen. 

I Sollte den Gemeinden und Korporationen, binfichtlic) 
der Bewirtbfchaftung ihrer Waldungen, durch allgemeine 
gefegliche Beſtimmungen eine größere ald die bisherige 
Befugniß eingeräumt werden, fo wird auch, wie fid) 
von ſelbſt verfteht, die forftpolizeifiche. Befugniß der 
ftandesherrlihen Forfi- Beamten hiernach mobifieirt. 

$. 49. 

Das Jagd- und Fifcherei-Necht verbleibt den Stan- 
desherrn überall, wo fie es bisher auszuüben hatten, vor: 
behäftlich des Uns hierüber zuftehenden Geſetzgebungs⸗Rech⸗ 
tes und der fiaatsherrlihen Oberaufficht. 


FE, Standesherrlihe Gerehtfame in Kirdens 
| Saden. 
| $. 50, 

Den Standesherrn Unferes Großherzogthums verbleibt 
die Aufficht in Kirchen» und Schulfahen und über milde 
Stiftungen, jedoch nach Vorſchrift Unferer Landesgefege. 

Auch follen fie das, ihnen bereits früher auftändig ges 
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wefene und belafjene allgemeing Pphfentations Recht bei 
Befeßung der, in ihren flandesherrlichen Bezirken erledigt 
werdenden Pfarr: und Schulftellen, fernerhin ausüben, 
und die Verwalter von Kirchen» Kaften, Schul Fonds und 
milden Stiftungen, nad Inhalt Unferer früheren Berords 
nung vom 20. Suni 1808 beftellen. 

$. 51. 

Zu Ausübung diefer Auffidt in Kirchen» und Scuf- 
Sachen, fowie über milde Stiftungen, haben die Standes» 
berrn unter der Benennung — Großherzoglich Heſſiſches, 
3. B. Fürftlih und Gräflih Solmfifhes Konfiitorium — 
eigene Behörden aufzuitellen, welche wenigſtens aus einem 
Direktor, einem geiftlihen Rath — welche Stelle der jedes— 
malige geiftliche Infpeftor des Bezirks, wo das Konſiſto—⸗ 
rium feinen Sig bat, befleidet — und einem weltlichen 
Rath bejtehen fellen. Die. weltlichen Mitglieder der Kon⸗ 
fittorien find Uns zur Veftätigung zu präfentireu, und durch 
den Direktor des Konfiftoriums in Dienftpflichten zu neh— 
men. Der Direktor felbft wird durch Unſeren Kirchen » und 
Schul⸗Rath verpflichtet. | 

Sn Erledigungsfällen einer geiftlihen Inſpektorats— 
Stelle werden Wir die Vorſchlaͤge Unferer Standesherrn zu 
deren Wiederbefegung jederzeit gerne vernehmen. 

Das erforderlihe Kanzlei: Perfonal wird von den 
Standesherrn beftellt, die gefchehene Beſtellung aber, mit 
dem Nachweis über die Qualififation Unſerem Kirchen 
und Schul-Rathe durch das Konfiftorium angezeigt. 

Es ift Unfere Intention, daß da, wo es die Berhält- 
niſſe zulaffen oder nöthig machen, mehrere Standesherrn 
‚zufammen, ein gemeinfchaftliches Konfiftorium errichten, und 
Wir behalten Uns überhaupt die näheren Vorfchriften über 
‚die Bildung folder gemeinfhaftlihen Konfiftorien, nad 
‚ Anhörung Unferer Standesherrn, bevor. 

Ä 8. 9% 
Sn den Gefchäftsfreis der Konfiftorien gehört: 
a) Die Anordnung der Pfarrverwefer bei Erledigungs— 
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Fällen von Pfarrglleg nad) zuvor eingeholter Entfchlies 
Bung der Standesherrn. 

b) Die Erftattung der Anträge auf Wiederbefegung erle— 
. digter Pfarr und Schulftellen an Umfere Kirchenraths⸗ 
Kollegien, ebenfalls nad. vorher «ingeholter Entſchlie⸗ 
ßung der Standesherrn. 

c) Die Aufſicht über das geſammte geiſtliche Bauweſen. 

Bei nenem Bauweſen iſt die Genehmigung Unſeres 
Kirchen- und Schulraths einzuholen, und von Repara⸗ 
turen, welche den Koftenbetrag von 50 fl. überfteigen, 
baben die Konfiftorien. den Standesherrn berichtliche An; 
zeige zu thun. 

d) Die Aufjicht über Kirchen * Schulzucht und bie Ber; 
fügung fchriftlüher oder. mindlicher Warnungen und 
Berweife gegen nachläffige oder ihre Amtöpflicht vergeſ— 
fende Kirchen- und Schuldiener. | 

e) Die mittelbare Leitung und Aufficht uber die, dem 
Zwed und der Stiftung angemeffene Verwaltung des 
Kirhen:, Schul- und milden »Stiftungsvermögens , fo 
wie die Nevifion und Abhör der Darüber aufgeftellten 
Rechnungen, infofern letztere nicht dritten Perſonen 
zuſteht. 

f) Bon den in Unſeren früheren Verordnungen und In— 
firuftionen den geiftlichen Sufpeftoren überhaupt zuges 
wiefenen Gefchäften, verbleibt denfelben in den Stans 
desherrfchaften zunächft: 

1) Die Aufficht über die Lehre, Amtsfuͤhrung und das 
Privatleben der, in ihrem Bezirke angeſtellten Pfar⸗ 
rer und uͤbrigen Kirchen- und Schuldiener, ſowie uͤber 
die Auffuͤhrung und das Predigen der noch nicht an— 
geſtellten Kandidaten der Theologie. 

‚D Die Vorftellung und Einführung der nenbeſtellten oder 
von einem Kirchſpiel in das andere verſetzten Kirchen; 
und Schuldiener mit Zuziehung des einfchlägigen Bes 
amten. 
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3) Die ordentlichen und anfferordentlichen Schulpräfuns 
gen und PBifitationen. 

4) Die Revifion der Kirchenbüder, folange über bie 
Führung derfelben feine abaͤndernde gefegliche Verfuͤ⸗ 
gung erfolgt. 

Ale übrigen, nad) Unferen früheren Verordnungen ei- 
nem geiftlichen Inſpektor zugewiefenen Gefchäfte, kommen 
dem Konfiftorium zu, an welches auch der Snfpeftor, ale 
geiftliches Mitglied, feine Anzeigen und Anträge binfichts 
lih der Amtsführung und des Privatlebens der Kirchen- 
und Schuldiener und der Kandidaten zu foldhen Stellen, 
fowie feine Relation und fein Gutachten über die Schul: 
Bifitationen, zu Behuf weiterer Kollegial» Berathbung und 
Berichtserftattung an Unſeren Kirchen» und Schulrath, zu 
bringen hat. | 

$. 53. | 

Alle diefe Gefchäfte haben die Konfiftorien unter der 
Auffiht Unferer Kirchenrathe » Kollegien verfaffungsmäßig 
auszuüben. Sie find fihuldig, die, von den Kirchenrathe- 
Kollegien erforderten, ober, nad) obigem, an biefelben zu 
erfiattenden Berichte pünktlich zu erftatten, bie hierauf ih⸗ 
nen zugehenden Weifungen und Entſchließungen genau zu 
vollziehen, und den Kirchenraths - Kollegien alljährlich ges 
naue UWeberfichten über das Kirchen, Schul» und Stif⸗ 
tungs-Bermögen vorzulegen, auch, auf deren Weifung, die 
Rechnungen felbft zur Einficht oder Ober» Nevifion einzus 
fenden. Für eine folche Ober: Revifion foll jedoch Feiner; 
lei Gefchäftsgebühr oder Tare gefordert werben. 

$. 54. 

Die Standesherrn find nicht nur berechtigt , in den, oben 
ad a und b bemerften Fällen, ihren Konfiftorien Berichte 
abzufordern und Befehle und Entſchließungen zu ertheilen, 
fondern fie fönnen fi auch von denſelben über die gefche- 
bene Erfüllung ihrer gefammten Amtspflichten Berichte und 
Ausweife geben laffen und fie an die Erfüllung diefer ihrer 
Pflichten erinnern. 

40 
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$. 55. 

Hinfichtlich derjenigen milden Anftalten, melde von 
Unferen Standesherrn oder ihren Vorfahren felbft geftiftet 
worden find, geftatten Wir denfelben, was die Verwen⸗ 
dung der Einfünfte betrifft, infolange freie, ſtiftungsmaͤ— 
Bige Dispofitiond- Befugniß, als nicht eintretende Miß— 
bräuche die Dazwifchenfunft Unferer Landes - Behörden er: 
forderlich machen. Es dürfen alfo durch diefe Verwendun- 
gen weder die Kapital» Fonds der Stiftungen angegriffen, 
noch andere, auf den Einkünften verfaffungsmäßig ruhende 
Laften und Ausgaben benachtheiligt werden. 

Was aber die übrigen, unter oben bemerkte Kategorie 
nicht gehörigen Stiftungen, fowie die Kirchen» und Schul: 
Fonds betrifft; fo bleiben alle, verfaffungsmäßig dabei vor: 
fommenden Gnadenfachhen, namentlich die Bewilligung von 
Befoldungszulagen, die Bewilligung von foldhen ‚Stipen; 
dien, deren Verleihung vor der Bereinigung mit dem 
Großherzogthum Unferen Standesherrn als Landesherrn, 
zugeftanden hat, und alle fonftigen Unterftügungen an Geld 
und Naturalien, als Ausflüffe der hoͤchſten Staatsgewalt, 
Uns vorbehalten. 

Wir werden jedoch auf deffallfige Verwendungen und 
Anträge Unferer Standesherrn jederzeit thunlichft Ruͤckſicht 
nehmen. 

$. 56. 

Die gewöhnlichen Kirchen - Pifitationen werden fowie 
in Unferen übrigen Landestheilen, von Unferen Kirchen: 
und Schulraths - Kollegien angeordnet. 

Zur Viſitation der flandesherrlichen Konfiftorien wer: 
den Wir Kommiffionen ernennen, welche in gleicher Art 
wie die zur Viſitation von Juſtiz-Kanzleien beftimmten Kom; 
miffionen zu verfahren haben, und die Standesherrn find 
verbunden, die etwaigen Mängel in der Einrichtung der 
Konfiftorien, welche fi) bei diefen Vifitationen ergeben, 
abzujtellen. 
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G. Standesherrtiäee Eigenthbum und @infünfte. 
$. 57. 

Den Standesherren verbleiben auffer ihren eigenthiim- 
lichen Gebäuden, Gütern, Waldungen, Mühlen, Höfen, 
Brauereien, Brennereien, Schäfereien, Aftivlehen und Erb- 
Iehen, Bergwerfen, Grundzinfen und Gülten, Zehnten, Sage 
den und Fifchereien, Weidgangs-Gerechtigfeiten, Flößereien, 
eigenthämlichen Wirthfchafts - » Öerechtigfeiten und andern . 
Gegenftänden des Privat-Eigenthbums, annoch folgende 
Einkünfte: 

a) die, an die Stelle der Leibeigenfchafts- Gefälle treten, 
den bereits regulirten oder noch zu beftimmenden Res 
Initiong » Gelder. 

b) Die gefeglichen Receptiond- Zaren in den Fällen, in - 
welchen ihnen die Neceptionen zuftehen. 

c) Die jedesmal gefeglichen Konceffiong » Gelder in den 
Fallen, wo bie Standesherrn oder ihre Behörden bie 
Konceffionen zu ertheilen haben. 

d) Die jedesmaligen gefeglichen und herkömmlichen Zunft: 
Gelder, infomweit folche nicht die Natur von Gewerb⸗ 
fteuern haben. | 

e) Die von den ftandesherrlichen Zuftiz» Kanzleien, Juſtiz⸗ 
ober Polizei⸗-Aemtern, Konſiſtorien und Forſtbehoͤrden, 
vermoͤge ihrer jedesmal geſetzlichen Befugniß angeſetzten 
Geldſtrafen, jedoch mit Ausnahme der Strafen, welche 
zur Aufrechthaltung der Uns vorbehaltenen Rechte und 
Einkuͤnfte, angeſetzt worden ſind. 

f) Die, nach Unſeren jedesmaligen landesgeſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen für diejenigen Geſchaͤfte, welche die ſtandes— 
herrlichen Juſtiz⸗Kanzleien, Juſtiz- und Polizei-Aemter, 
Konſiſtorien und Forſtbehoͤrden zu beſorgen haben, zu 
entrichtenden Sporteln, oder die, dafuͤr nach der Be— 
kanntmachung vom 1. December 1817 kuͤnftig gegeben 
werden ſollende Entſchaͤdigungs⸗Summen, welche fie den 
Beamten zum unmittelbaren Bezug aus Unferer Staats: 
Kaffe in partem salarii anweifen fönnen; — und end» 
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lich überhaupt alle Einkünfte und Nugungen, welde 
mit dem, ihnen zufommenden Antheil an Ausübung der 
Juſtiz und Polizei geſetzlich verbunden find. 

g) Die bisher in die ftandesherrlichen Kaffen gefloffenen 
Weg und Brüdengelder von Bicinalwegen, unter ber 
Verbindlichkeit, diefe Einnahme ausfchließend zur Un; 
terhaltung der befragten Wege und Brüden zu verwen⸗ 
den, für welchen Zwed nur infofern Umlagen auf die 
Gemeinden von Unferer Regierung angeorbnet werden 
koͤnnen, ald die Weg > und Brücengelder nicht zureis 
chen und als die Laft der Unterhaltung ben Standes- 
herren, gegen den Bezug diefer Gelber, nicht nad) Her 
fommen oder Vertrag ausfchließend obliegt. 

h) Die, nad) erfolgter Ausfcheidung der Staatsfrohnden, 
ihnen von den Unterthanen zu leiftenden gutöherrlichen 
Frohnden oder dafür beftimmte Frohnd» Gelber. 

i) Die Nachſteuer von dem Vermögen der auswandernden 
Untertbanen, infofern ſolche nad den beftehenden oder 
fünftigen Gefegen und Freizügigfeitd + Verträgen noch 
ftatthaft ift und feyn wird. 

k) Die jegigen Konceffions - Gefder für das Schornfteins 
fegen nach Verhaͤltniß der, in den Konceffionen begrifs 
fenen ftandesherrlihen Bezirke. 

Die innerhalb der Standesherrfchaften von Unferem 
Fiskus bisher bezogenen Noval-Zehnten follen künftig: 
bin zum Vortheil der Zehnt » Pflichtigen nicht mehr 
bezogen werben. Dagegen foll aber aud von den Stan; 
desherrn Fein Zehnten mehr von fünftigen Neubrüchen 
gefordert werden koͤnnen. Der hergebrachte Wald-Mart; 
Zehnten fol jedoch unter dem SH NUR nicht bes 


griffen ſeyn. 
$. 58. 


Hinfichtlich dieſer ftandesherrlichen Einkünfte ertheifen 
Mir folgende nähere Beflimmungen: 

Wenn in verfaffungsmäßigem Wege allgemeine gefeb- 
liche Anordnungen erfolgen, durch welche die, in vorſtehen⸗ 
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dem $. verzeichneten nugbaren Rechte und Gefälle der Stan: 
desherrn, zu Staats» Zweden. in Anfpruch genommen, ver; 
mindert, ganz oder theilweife abgelöft, oder der Form nach 
verwandelt werben, fo foll dies nach der, in $. 23 dieſes 
Unferes Ediktes enthaltenen Zuficherung, nicht anders ale 
gegen gleichzeitige, vollftändige EntfchAdigung der Standes 
berrn gefchehen koͤnnen. Alle übrigen, in den andern Abs 
fohnitten diefes Edikts, den grundgefeglichen Beftimmungen 
der deutfchen Bundes-Afte gemäß, näher bezeichneten fo- 
wohl perfönlichen ald wie die Ausübung der Juſtiz und 
Polizei umfaffenden finndesherrlihen Berechtigungen, find 
aber unter diejenigen zu rechnen, welche, ohne Einwilli- 
gung der Standesherrn, denfelben, nad befagtem $. 23, 
felbft gegen Entfhädigung, nicht entzogen werden Fönnen. 
| $. 59. 
Alle diejenigen Abgaben, Berechtigungen und Auflas 
gen, innerhalb der Stanbesherrfchaften, welche ben recht: 
lichen Charakter direkter oder inbdirefter Steuern an fir 
‚tragen, find Uns, ald Landesheren, zugefallen, und wer; 
den von Uns entweder fort erhoben, oder, infofern folche 
mit Linferen allgemeinen Steuergefegen nicht verträglic) 
find, zur Gleichftellung der Unterthanen gänzlich aufgehoben. 
$. 60. | 
Wenn Zweifel darüber entftehet, ob irgend ein Eins 
fommen der Standesheren von privatrechtlicher Natur und 
Folge einer gutöherrlichen Berechtigung fey, fomit von Un⸗ 
feren Unterthbanen neben ihren, den Staats. Kaffen fchuls 
digen direften und indireften Steuern, an diefelben fort- 
entrichtet werben müffe, oder, ob folches als eine, von den 
Unterthanen ihrem vormaligen Landesherrn geleiftete Staats⸗ 
Abgabe anzufehen, und daher ohne die Standesherrn für 
ihren Verluſt zu entfchädigen, aufzuheben fey; fo wollen 
Wir vorerft durch Unfere Staatsbehörden die Sache pri: 
fen, und, mit Zuziehung der Standesherrn und der be- 
theiligten Unterthanen eine gütliche Vermittlung verfuchen 
Iaffen. Findet folche nicht ftatt, fo fol für jeden einzelnen 
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Fall die er Art, zwifchen den Standesherrn anf der einen, 
und den betheiligten Unterthanen auf der andern Seite, 
welchen Ießteren Wir nach Umftänden Unſeren Fiskal zur 
Affiftenz beigeben laffen werden, vor der fompetenten Ges 
richtsftelfe ein rechtliches Verfahren eingeleitet, und, mit 
Vorbehalt der jedem Theile zuftehenden Rechtsmittel, daruͤ⸗ 
ber entfchieden werden. 

Der Befikftand der Standesheren fol jebod in ſolchen 
Faͤllen von Unſeren Adminiſtrativ-Behoͤrden nicht faktiſch 
geſtoͤrt, ſondern auch hieruͤber nur von dem Richter ent⸗ 
ſchieden werden. 

$. 61. 

Da in Unferer Berordnung vom 8. April 1819 meh⸗ 
vere Frohnd »Dienfte für Staats-Frohnden erklärt, und 
aufgehoben worden find, welche Unfere Standesherrn als 
Grundherrn, und vermöge gutöherrlicher Berechtigung, bis⸗ 
her befeffen zu haben behaupten, fo fol dieſes Verhaͤltniß 
alsbald dur; von Uns zu ernennende Kommiffarien, mit 
Zugiehung ftandesherrlicher Bevollmächtigter, näher unter 
fucht, und für diejenigen Frohnden, welche fih nad ihrem 
bisherigen Korberungs » und Leiftungsgrunde, ald gutöherr- 
liche Frohnden darftellen, eine billige Entſchaͤdigung feft- 
gefegt, und aus allgemeinen Staatsmitteln den Standes» 
herrn in Form einer jährlichen Rente geleiftet. werben. 
Einftweilen und bis diefes gefchehen, fol es hinſichtlich der 
Herbeifuhr von Naturalbefoldungs-Gegenftänden der Zuftizs 
und Polizeibeamten, ſowie der Mitglieder der Juſtiz⸗Kanz⸗ 
feien in den Standesherrfchaften, eben fo gehalten werben, 
wie in Unferen übrigen Landestheilen. 

F. 6. \ 

Den Standesherrn verbleibt nicht nur das Eigenthum 
und das Einfommen der von ihnen bereits eröffneten Berg- 
werfe, fondern auch das vorzugsweiſe Recht der Benugung 
der, ſich innerhalb ihrer Standesherrfchafter Fünftig vors 
findenden Mineralien und Foffilien, zu deren, nach bergredht- 
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lichen Grundfägen vorzunehmenden Bau und Auffuchung 
fie feiner Konceffion von Uns bedürfen. 

Da indeffen dem Staate daran gelegen ift, daß Na⸗ 
turprodukte dieſer Art nicht unbenutzt bleiben, und eine des— 
fallſige Konkurrenz nicht ausgeſchloſſen werde, ſo kann die 
Ertheilung der Erlaubniß, nach Erz zu ſchuͤrfen, die Kon- 
cefion zum Bergbau und zur Anlegung von Hüttenz, 
Schmelz» und Hammerwerfen, von Unjeren Staats - Ber 
hörden auch in den Standesherrfchaften an Privatyerfo- 
nen alddann ertheilt werden, wenn die Standesherrn zu: 
vor erklärt haben, daß fie den intendirten Bergbau nicht 
ſelbſt übernehmen wollen. 

Als ein faktiſch erflärtes Nichtwollen wird es angeſe— 
ben, wenn der betreffende Standesherr,, auf eine amtliche 
Benahrichtigung und Aufforderung Unferer Behörden, wäh: 
rend dreier Monate nad dem Empfang diefer Auffordes 
rung feine Erflärung giebt. 

Erflärt fi) der Standesherr dahin, daß er von ber 
nachgefuchten Konceffion felbft Gebrauch machen wolle, fo 
muß derfelbe während der naͤchſten drei Jahre diefer Er- 
färung wirklich entſprechen, und wenn diefes nicht ge— 
fchieht, fo kann, nach Ablauf diefer Frift, die nachgefuchte 
Konceffion von Unfern Staats» Behörden jedem Dritten 
ertheilt werden. 


H. —— Steuer — 
F. 63. 

Die Standesherrn haben von den, nach Unſeren Ge- 
fegen jteuerbaren Objekten, welche fie befigen, nach dem 
Berbältniß ihrer Steuer -Kapitalien, alle und jede ordent- 
liche und aufferordentliche Steuern und Abgaben zu ent: 
richten, welche zum Behuf der Staatsbebürfniffe fir Un⸗ 
fere Staats⸗Kaſſen, oder zum Behuf von Landes-Anftalten 
and Provinzial» Bedürfniffen innerhalb der Provinzen nad) 
dem Steuerfuße ausgefchrieben werden, und ihre bisherige 
Pefrelung von den Beitraͤgen zu ſolchen Steuern, welche 
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zu gewiffen beftimmten Beduͤrfniſſen ber Provinzen erhoben 
worben find, fowie von den Obereinnehmereis&eldern, fin 
det vom 1, Suli 1819 an nicht mehr. ftatt. 

$. 64. 

Um die, von mehreren Standesherrn Unſeres Groß- 
herzogthums angebrachten Beſchwerden über zu hohen Aus 
fat ihrer Steuer » Rapitalien gründlich zu erledigen, und 
folhe in ein gerechted und billiges Ebenmaas mit ben 
Steuer-Kapitalien Unferer anderen Unterthanen zu bringen, 
wollen Wir, auf Anſuchen derfelben, für jede Standes: 
herrfchaft einen Kommiffarius ernennen, welcher die Steuer: 
Kapitalien in Beifeyn und nad) Anhörung eines ſtandes⸗ 
herrlichen Beamten revidiren und, nad Vorſchrift Unferer 
allgemeinen Steuergeſetze, berichtigen fol. 

$. 65. 

An allen zum Behuf der Staats» und Provinzial Bes 
dürfniffe aufgebracht werdenden orbinären direkten Steuern 
follen in Folge der, den Standesherrn Unſeres Großher—⸗ 
zogthums Hinfichtlich der direkten Steuern bisher bewillig⸗ 
ten und durch die deutſche Bundes-Afte beſtaͤtigten Bes 
günftigung, vom 1. Zuli 1820 an, drei Achttheile des Bes 
trags in Abzug gebracht, und nad diefem verminderten 
Maasſtab, der finndesherrliche Beitrag zu allen und jeden 
ordentlichen direften Steuern geleiftet werden. Diefe Vers 
minderung befchränft ſich jedoch auf diejenigen fteuerpflich- 
tigen Objekte, welche die Standesherrn fchon bei ber Ders 
einigung mit dem Großherzogthum fteuerfrei beſeſſen haben, 
und dauert überhaupt nur fo lange fort, als das beftenerte 
Objekt fih im Eigenthum einer finndesherrlichen Familie 
befindet, 

Zu allen anfferordentlichen Steuern haben dagegen bie 
Standesherrn nad) dem vollen Betrag ihrer Steuer Kapi- 
talien beizutragen; jedoch ertheilen Wir denfelben die Zus 
fiherung, daß in Beziehung auf Sie, die Beiträge zu fol 
chen Staats- und Provinzials Bedärfniffen, welche bisher 
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in ordinario aufgebracht worben find, nicht als extraor⸗ 
dinäre Stenerbeiträge angefehen werden follen. 
$. 66. 

So lange bis nach $. 64 die Berichtigung der ſtandes⸗ 
herrlichen Steuer» Kapitalien, welche auf Anfuchen unver- 
züglich vorgenommen und binnen 6 Monaten erledigt wer- 
den foll, erfolgt ift, haben die Standesherrn die laufenden 
und rüdjtändigen Steuern, nad dem bisherigen Anfak fort 
zu entrichten. Nach erfolgter Berichtigung fol alsdann 
dem Standedherrn das, was auf den Grund bes bisheri- 
gen Steuer» Kapitald etwa zuviel bezahlt worden ift, den 
gefeglichen Beltimmungen gemäß, dur Abrechnung vers 
gütet werben. 

$. 67. 


Die Stanbesherrn genießen bie Zollbefreiung von allen 
zu ihren eigenen Hausbedürfniffen. erforderlichen Konſum⸗ 
tibilien, jedoch müffen fie fih den Verfiigungen gemäß be⸗ 
nehmen, welche zur Verhütung von LUnterfchleifen getroffen 
werden. 

Auch find fie für fih und ihre Familien von der Ents 
richtung der Chauffee - Gelder innerhalb ihrer Standesherrs 
fchaften befreit. 

Zu allen Konfumtiond » Auflagen und andern inbirel; 
ten Abgaben, haben fie, gleich jedem Andern, beizutragen. 

| $. 68. 

Um die Befchwerden zu befeitigen, welche von ben 
Standesherrn binfihtlich ihrer Konfurrenz zu den, nach 
dem Steuerfuße ausgefchrieben werdenden Beiträgen zu den 
Amts- und Gemeinde » Bebürfniffen und Schulden , vorges 
tragen worben find, werden Wir bei der erften Verſamm⸗ 
Yung Unferer getreuen Landftände den Entwurf einer alls 
gemeinen Verordnung zur Berathung vorlegen laffen, wos 
durch die Beitragspflicht der Forenfen zu den Amts, und 
Gemeinde s Bedärfniffen für die Zukunft beftimmt wer⸗ 
den fol. 

Bis dahin foll bei folchen Amts- und Gemeinde lm; 
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lagen proviſoriſch nad) folgenden Grundſaͤtzen — 
werden: 

1) Zu eigentlichen Amts- und Gemeinde » Bebürfniffen, 
welche durch die fpeciellen gefelfchaftlichen Zwecke der 
Gemeinden oder Aemter bedingt, oder zu Steuer - Aud- 
fchlägen, welche durch ſolche veranlaßt worden find, 

. haben die Standesherrn nur infofern beizutragen, als 
fie an den Nußungen des Gemeinde-Bermögens bethei- 
ligt find, oder von den öffentlichen Anlagen, melde 
dur den Steuer » Ausfchlag bezwedt werden, Vortheile 
genießen. 

2) So oft ein Gemeinde, Kriegsfoften » Ausfchlag inner 
halb der Gemeinde von den Ortsvorftänden berathen 
wird, fol ein ſtandesherrlicher Bevollmaͤchtigter zu bie: 
fen Berathungen beigezogen werben. 

3) Wenn zu Herftellung oder Verbeſſerung oͤffentlicher 
Wege oder Brüden innerhalb der Gemeinden Steuer: 
Ausfhläge erfolgen, fo fol vorerft das Weg» und 
Brüdengeld, welches die Gemeinden feither etwa bezo— 
gen, und zu andern eigentlichen Gemeinde + Bebürfnif- 
fen verwendet haben, von denfelben reftituirt und nur 
das, was aus diefem Fonds nicht beftritten werben 
fann, zur Vertheilung gebracht werben. 

$. 69, 
Als Ehrenvorzug bewilligen Wir den Standesherrn 
bie Befreiung von allen etwaigen Perfonal- Steuern. 


J. Bern ber ftandesherrlidhen Diener. 
$. 70. 

Die Ranbeögerrlichen Suftizfangzlei » Direktoren, Juſtiz— 
Kanzleiraͤthe, Juſtiz-, Polizei- und Sanitaͤts-Beamten, 
ſowie die Mitglieder der ſtandesherrlichen Konſiſtorien, die 
Forſt-Polizeibeamten für die ſtandesherrlichen Gemeinde⸗ 
Waldungen, und ſaͤmmtliche Subalternen haben mit Uns 
jeren Staatsbienern, gleicher Kategorie, gleichen Rang. 

Sie müffen gegen Leiftung der gefeglichen Antritts- 
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Gelder ,: Sahres - Beiträge und Sterbe- Quartale, Linferen 
Givil: Wittwen »Inftituten beitreten, und ihre Wittwen und 
Kinder haben fodann aus dem Fonds der Wittwen ». Kaffe 
biefelbe Unterftügung zu erwarten, wie Unſere Staatöbies 


ner gleicher Klaffe. 
$. 71. 


Die Standeöherrn find verbunden, die Mitglieder der 
Juſtiz-Kanzleien, ſowie die Juſtiz-, Sanitaͤts⸗- und Polis 
zei-Beamten und die Subalternen mit Unjeren Staatsdienern 
gleicher Kategorien aud in den Befoldungen infomweit gleiche 
zufegen, als nicht etwa bie Berhältniffe der Orte, an wel: 
chen die Suftiz » Kanzleien ihren Sit haben, einige Vermin⸗ 
derung rechtfertigen. 

Ebenfo find den, von den Stanbesherrn ernannten 
Mitgliedern der Konfiftorien, welche diefe Funktion neben 
andern Dienftftellen befleiden, nicht nur in diefer Eigen- 
fhaft angemeffene Zulagen zu bewilligen, fondern aud, 
infofern fie nicht an dem Orte wohnen, wo bie Sigungen 
der Konfiftorien gehalten werden, die Reiſekoſten zu vers 
güten. Ä 
Naturalien, gefeglicher Sporteln » Bezug, freie Woh- 
nung und andere Dienft- Emolumente, können auf biefe 
Befoldungen in Aufrechnung gebracht werden, 

Die Mitglieder der Zuftiz- Kanzleien, fo wie bie Suftiz- 
und Polizei-Beamten Finnen, wie fid) von felbft verfteht, 
von den Standesheren durch Uebertragung von Gefchäften,- 
welche auffer ihrem, burch gegenwärtiged Ebift bezeichnes 
ten amtlihen Wirkungskreife liegen, von der pünftlichen. 
Erfülung ihrer Amtspflichten nicht male werben. 

$. 7%. | 

Die Korrefpondenz zwifchen Unferen — State. 
Mittelbehörden und den ftandesherrlichen Zuftiz- Kanzleien 
wird in derfelben Form geführt, wie die Korrefpondenz je⸗ 
ner Mittel» Behörden unter fich. 

An die Juſtiz- und PolizgeisBeamten bedienen ſich die 
ihnen vorgefegten Staats» Behörden ber Neferiptsform, 
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und diefe Beamten haben ſich ihrer Seits, fo wie die Juſtiz⸗ 
Kanzleien, in allen Fällen nach denfelben Formen zu ach⸗ 
ten, welche Unſeren Behörden gleicher a vorges 


fchrieben find. 
\ $. 73. 


Die Standesherrn können zu Verwaltung ihrer Güter, 
Einkünfte und Waldungen, Nentmeifter, Kammerräthe und 
KammersDirektoren, Förfter, Oberförfter und Forftmeifter 
ernennen, auch unter der Benennung — Rentkammer oder 
Domänen» Kanzlei — Follegialifch vereinigte Verwaltungs 
Behörden bilden. Auch Finnen fie die, an ihren Höfen 
bisher üblich gewefenen Hof-Würden ertheilen. Wenn dies 
felben ihren Dienern höhere Titel verleihen wollen, jo muß 
bierzu Unſere Genehmigung nachgefucht werben. 

$. 74 

Die ftandesherrlichen Rentfammern oder Domänen 
Kanzleien haben fich in ihren Vorftellungen an Unfere Staates 
Behörden der allgemein üblichen Kurialien zu bedienen. 
Die Refolutionen follen in der einfachen Form einer Sig⸗ 
‚natur an bie ftandesherrlichen Rentkammern erlaffen werben. 

K. Ausfheidung der Schulden, Diener und 
Penſionen. 
$. 75. 

Hinſichtlich der Ausſcheidung der ſtandesherrlichen Die⸗ 
ner und Penfionen, verbleibt es bei den vorliegenden ges 
jeglichen Beftimmungen, und den, in Folge derfelben be- 
reits gefchehenen Ausfcheidungen. Die noch abzutheilenden 
ftandesherrlichen Rammer-Schulden follen nach dem Verhaͤlt⸗ 
niß der, den Standesherrn verbleibenden, und der, Uns 
aus ihrem Kameral⸗-Vermoͤgen zufallenden Einkünfte, ab⸗ 
getheilt, fomit die ordinären Steuern, welche die Standes; 
herrn aus ihrem KameralsBermögen an Unſere Staats 
Kaffen entrichten, den fiandesherrlihen Einfünften abges 
fchrieben, und denjenigen Einfünften, auf welche die Schul» 
den von Unferen Staats-Kaffen zu a ae find, zuge⸗ 
rechnet werben. 


637 


Wenn bei bereits  erledigten Schulden» Abtheilungen 
auf diefe Grundfäge nicht Rruͤckſicht genommen worden iſt, 
ſo wollen Wir die betreffenden Standesherrn dafuͤr auf 
andere Weiſe billig entſchaͤdigen, inſofern nicht beſondere 
Verhaͤltniſſe oder beſondere Vertraͤge dabei eintreten. 

Lehens-⸗Verband. 
$. 76. 

Hinſichtlich der ſtandesherrlichen Aktiv » und Paſſiv⸗ 
Lehen verbleibt e8 bei den Beſtimmungen Unferer Deklara⸗ 
ration vom 1. Auguft 1807 "9. 


10) Am 4. Februar 1807 wurde folgende Verordnung erlaffen: Wir 
Ludewig von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen ıc. Ent: 
bieten allen Unfern Angehörigen, Vaſallen und Unterthanen, 
welches Standes fie feyen, Unfere Gnade und alles Gute zu— 
vor, und thun denfelben hiermit Fund: 

Nachdem, vermöge des 34. Art. des rheinischen Bundes: Ver: 
trages, die Ponföderirten Souveräns allen Rechten eutfagen, 
welche fie auf ihre mechfelfeitigen Beflsungen haben, oder aus 
fprehen mögen, einzig die eventuellen Sukceffiond: Rechte aus: 
genommen; fo haben Lehen und dergleichen Rechte Fonföderirter 

Staaten, in dem ganzen Umfange Unferes Gropperzogthums 
zu feyn aufgehört und find an Uns übergegangen. Wir fordern 
demnach 

1) alle diejenigen, welche i in Unferen Staaten Lehen von Mitglie- 
dern des rheinifchen Bundes befigen, auf, diefe Lehen, binnen 
der gefehlichen Srift von einem Jahr, ſechs Wochen und drei 
Tagen, von Zeit der Ausfertigung dieſes Edifts an zu rechnen, 
bei den von Uns angeordneten Lehend = Höfen zu erneuern und nebſt 
Beibringung des neueften Lehen-Vriefes und volftändiger Kes 
hend = Verzeichnifle, bei Vermeidung des in den Geſetzen ange: 
orbneten Rechts: Nachtheils, altes dasjenige zu beobachten, was, 
nach Lehen:Rechten und Gewohnheiten, den Vafauen zur Pflicht 
gemacht iſt. 

Und da auch 

2) das Obereigenthum über diejenigen, der in bem Umfange Unſe— 
rer Staaten gelegenen Zehen, welche vormals von Kaifer uud 
Reich herrührten, durch die Aufhebung der Faiferlinen und 
Reichs: Souveränität in dem Umfange der Bundes - Staaten, 
und durch die EM gefolgte Auflöfung des Reichs » Verbands, 
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Allgemeine Beftimmungen. 
6.778 
Unfer gegenmwärtiges Edift derogirt allen fchßeren von 
Uns erlaffenen Berordnungen und Berfügungen tiber die 
ftandesherrlichen Verhältniffe, infomweit folche mit dem Sn- 
halt desfelben nicht übereinftimmen. Alle übrige gefegliche 
Beflimmungen, welche mit dem Inhalt diefes Edikts ver- 
einbarlich find, bleiben in ihrer gefetlichen Kraft. Ebenfo 
bleiben die befonderen Verträge in ihrer Guͤltigkeit, welche 
Wir mit einzelnen Standesherrn Unferes Großherzogthung 
binfichtlich der Beftimmung ihrer VBerhältniffe zu dem Staat 
bereits abgefchloffen haben, oder noch abfchließen werden. 
$. 78. 

- &8 fol daher dieſes Edift einen integrirenden Beftand- 
theil der Verfaffung Unferes Großherzogthums bilden, und 
deffen Inhalt fowohl von Unferen fammtlichen Landes: Kol: 
legien und übrigen Behörden, als wie von den Standes- 
berrn felbft, und Unferen fämmtlichen Unterthbanen genau 
befolgt werben. 


Achtes Kapitel, 
Herzogbum Naſſau. 


In Beziehung auf die unter Herzoglich Naſſauiſcher 
Souveraͤnitaͤt ſtehenden vormaligen Reichs⸗Fuͤrſten, Reichs⸗ 


Uns anheim gefallen iſt; fo haben alle diejenigen, welchen vor⸗ 
hin Lehen von Kaiſer und Reich verliehen geweſen find, dieſel— 
ben nunmehr von Uns zu empfangen, und, wegen deren Erneue⸗ 
rung, vorftehende Verordnung, bei Vermeidung der gefeslichen 
Strafen, ebenwohl genaueft zu befolgen. 

In Beziehung hieranf wurde nun in der Deklaration vom 1. 
Auguft 1807 verordnet: Hinfichtlich der Paſſiv-Lehen der Stan: 
desheren, beziehen Wir Uns auf die, fchon an Sie ergangene 
Erflärungen und Aufforderungen. Die Aktiv Lehen der Stan: 
desherrn verbleiben ihnen, infoweit fie Rechte, Güter und Ein: 
Fünfte betreffen, welche die Standesherrn, als folche, befisen 
fönnen, und infomweit nicht dag dominium utile fouverän ge: 
wordenen Herrn zuſteht. 
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Grafen und die ehemaligen Reiche Ritter ift Feine ihre 
Berbältniffe regulirende Deklaration öffentlich erfchienen. 
Der Gefandte diefes Gouvernements erflärte aber ſchon 
am 29. Sanuar 1818 ') in ber Bundes: Berfammlung 
Folgendes: Da die Verhältniffe der einzelnen, dem Her: 
zogthum Naffau unterworfenen Standesherrn hoͤchſt ver, 
fehieden feyen, und mittelft Erlaffung allgemeiner Bor 
fchriften dem 14. Art. der Bundes-Akte nicht nachzufom; 
men fey, indem manche der zugeftandenen Rechte denfelben 
von gar feinem Werth, andere nicht zugeftandene dagegen 
von Werth feyen, fo habe man den Weg der gütlichen 
Beilegung und Auseinanderfegung mit: den einzelnen Mes 
diatifirten eingefchlagen, und auf diefe Weife auch bereits 
fih mit dem Fürften von Wied» Rünfel ?) und Wied :Reus 
wied °), fowie dem Grafen von Teiningen- Wefterburg und 
Baffenheim vereinigt, mit dem Befiger der  Herrfchaft 
Schaumburg und der Grafſchaft Holzapfel werbe fo eben noch 
unterhandelt und ohne Zweifel fih auch mit biejem zur 
Zufriedenheit vereinigt werden. 

Mit den Familien reichsritterfchaftlicher Befigungen 
fey ſich ebenfalls gütlich. vereinigt und ihnen die Rechte aus 
Art. 14 eingeräumt worden. Uebrigens koͤnne und dürfe 
Einzelnen der Rekurs an die Bundes-VBerfammlung wegen 
Nichtgewährung der Rechte aus Art. 14 nicht abgefchnitten 
werden, während dagegen allgemeine Neflamationen im: 
mer aus dem Gefichtspunfte der Individualität zu beur- 
theifen und dahin zurüczuführen feyen, weil überall bie 
zu treffenden Beftimmungen den BANDERFIACHDER, anges 
paßt werden müßten. 

Es ift alfo hiernach nicht befannt, wie man PR Her: 
zoglich Naffauifcher Seits guͤtlich aus einander gefegt hat *). 
1) Protokolle der Bundes: Verfammlung Bd. IV. ©, 222, 

2) Wied-Runkel ift im Mannsſtamme 1824 erlofchen, 
3) Oder jetztk Wied, 
4) Auf Juſtiz- und Polizei: Gewalt haben die Naffauifchen Stan: 
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Neuntes Rapitel. 


Die übrigen deutfhen Staaten, welde zwar 
ftandesherrliche Gebiete enthalten, aber feine 
landftändifche Berfafiung haben. 


Zu den hier bezeichneten Staaten gehören 1) das Her- 
zogthbum Oldenburg, 2) das Fürftentpum Hohenzollern; 
Sigmaringen. 

Was das erftere betrifft, fo wurden die Berhältniffe 
des Grafen von Bentink 1825 durch einen Vergleich dahin 
feſtgeſetzt, daß 1) zwar dem Grafen die volle Landeshoheit 
zuſtehen, 2) diefelbe aber durch den Herzog von Oldenburg 
in der Maße ausgeuͤbt werben folle, wie dies früherhin 
vom Kaifer und Reich gefchehen,, 3) die Bundestags: Bes 
fehlüffe und Gefege au auf Kniephaufen Anwendung fin 
den und es 4) zu den MatrifularsLeiftungen verpflichtet 
feyn fol, doch wird das Kontingent dem Oldenburger eins 
verleibt; 5) hat der Graf das Recht, eine eigene Flagge 
zu führen. Br 

Was das Fürftenthum Hohenzollern Sigmaringen ans 
langt, fo find die Verhältniffe a) mit dem Fürflen von 
Fürftenberg durch Vertrag feftgefegt worden, wobei Das 
dritte Großherzoglich Badifche Konftitutiong-Edift von 1807 
als Grundlage angenommen wurde. b) Mit dem Fürften 
von Thurn und Zaris befteht noch Fein Vertrag, es dient 
aber das naͤmliche Berhältnig zum Maßſtabe der flanded- 
herrlichen Rechte des genannten Fürften und beide fürftlis 
chen Häufer werden nah den nämlichen Grundfägen bes 
handelt. 


desherrn verzichtet, daher führt auch der Naffanifche Staatd: 
Kalender Eeine befondere ftandesherrlichen Beamten an. 





Zweite Abtheilung. 
Bon den Rechten ded Adels. 


Einleitung. 


Nachdem in der erften Abtheilung von dem Rechtsver⸗ 
bältniß der deutfchen Standesherrn in Gemäßheit der Be- 
fimmungen der Bundes: Afte und der in dem verſchie— 
denen Staaten Deutſchlands erfchienenen Edifte gehandelt 
worden, wird in biefer Abtheilung von den Rechten bed 
übrigen deutfchen Adels geredet werden. 

Der niedere Adel hatte früher folgende Klaffen: 1) Zis 
tular » oder nicht reihsftändifhe Fürften und Grafen’); 


1) Viele zählen, aber wohl mit Unrecht, die Fürften und Grafen 
unbedingt zum hohen Adel. Nach meiner Anfiht konnten diefe 
früher nur dann zum hohen Adel gerechnet werben, wenn fle 
4) unmittelbar waren, 2) Land und Leute zu regieren und 3) 
davon Sitz und Stimme anf den Reichdtagen hatten, oder we: 
gen ihrer Abftammung darauf Anſpruch machen Eonnten. Die 
bioßen Titel: Fürſt und Graf, ohne diefe wefentliche Erforders 
nie, verfchafften zwar folche änffere Ehrenbezeugungen,, welche 
dem hohen Adel gewöhnlich erwiefen wurden, aber nicht den 
Genuß der Dorrechte, die das Weſen des hohen Adels aus: 
machen. Runde Grundfäse des gemeinen deutfchen Privat: 
Rechts. Göttingen 1795. $. 339. Seite 254. 

Ebenfo können jest die Fürſten und Grafen nicht unbedingt 
zum hohen Adel gerechnet werden, weil auffer den Regenten 
und den Mitgliedern ihrer Samilien, nur diejenigen die Mechte 
und Vorzüge des hohen Adels genießen, welche Standesherrn in 
der jegigen Bedeutung des Worts find, So hat z. B. Nie 

41 
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2) Freiherrn oder Barone; 3) Edle Herrn ober 
Banner: Herrn; 4) bes heiligen römifhen Reichs 
Ritter; 5) Edle von; 6) gemeiner Adelftand, mit 
dem Praͤdikat von. 

Segt find bei neuer Adelung, in vielen Bundesftaaten, 
für den niederen Abel nur 3 Klaffen, Grafen, Freis 
berrn und gemeiner Adelftand mit dem Prädifat von. 

In Bayern find fünf Stufen 9, Fürften, Grafen, 
Freiberrn, Ritter, Adelige mit dem Prädifat „von.“ 
Sin Defterreich find die angegebenen ſechs Klaffen noch üblich. 

Ohne Beruͤckſichtigung der Vorrechte und Privilegien, 
welche dem Adel in Deutfchland im früherer Zeit zuftan- 
den, befchäftigen wir und hier nur mit feinem jebigen 
Rechts »Verhältniß. 

Die Staats» Gefeßgebung hat die Forderung bes 
allgemeinen Rechts, Nechtd- Gleichheit aller Untertha⸗ 
nen, hin und wieder, ſchon mehr oder minder, we— 
nigftens ſtillſchweigend, am fprechendfien durch gleich. 
mäßige Bertheilung ber Stantslaften unter alle Unterthas 
nen, anerfannt °), fo daß dem Adel meiftens, nachdem 


mand daran gedacht, folchen Perfonen, welche zwar den Titel 
Sürft oder Graf führen, aber nicht in die ermähnten Klaſſen 
gehören, das Recht der Ebenbürtigfeit, welches die Bundes: 
Akte den Standesherrn giebt, zuzugeftehen, 

2) Edift über den Adel im Königreich Bayern vom 26. Mai 1818 
als Beil. V. zu der bayerifchen Verfaffungs = Urkunde; fiehe Ab: 
theilung 1. diefes Abfchnitts, Kapitel 2. I. $. 6. 

3) Die Konftitution des ehemaligen Königreihs Weftphalen von 
1807 Art. 10, 14 und 15 verordnete Rechtsgleichheit aller Un: 
terthanen, hob alle Adels: Privilegien auf und ließ den Adel, 
dem Namen nach, bloß als Zitularfache fortdauern. Rhein, 
Bund. XII, 482 fi. — Zwei MWertphälifhe Defrete vom 4, 
September 18115 den Abel und die Majprate betr. — Faft eben 
fo die Konftitution des Königreihs Bayern vom 1. Mai 1808 
it. J. F. 5 in dem Rhein. Bund. XIX. 5, und das bayeriiche 
Edift vom 28. Juli 1808 nebft Nachtrag vom 28. Juli 1808 
und Nachtrag vom 22, December 1808, die DVerhältniffe des 
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man ihn vorlängft der Stanbespflichten entlebigt hat, aus 
welchen feine Vorrechte allmählig hervorgewachfen waren, 
nicht viel mehr ald Nennwerth geblieben ift. 

Dagegen find in manchen Bundesftaaten die Rechts, 
verhäftniffe des Adels entweder anders, oder noch nicht, 
wenigftens nicht durchaus beitimmt 9 

Nach Vorausſchickung desjenigen, was die deutfche Bun⸗ 
bes, Akte hinſichtlich des deutſchen Adels feftfegt, wird 
man die desfalld in den einzelnen Staaten Deutfchlande ers 
Iaffenen Beftimmungen folgen laffen. 

Bei Beurtheilung bed Nechtöverhäftniffes des Adelg, 
barf man aber den Unterfhied nicht aus den Augen vers 
lieren, welchen die deutfche Bundes» Akte unter den Ades 
lichen feftfegte. 

Unter ber NReichsverfaffung beftand reihsunmittels 
barer und Iandfäffiger Ritter-Adel*). Erfterer war 
nur dem Kaifer und Reich, leßterer dem Landesherrn, in 
deffen Gebiete feine Befigungen lagen, untergeordnet. Die 
rheinifche Bundes-Afte unterwarf den erfteren gleichfalls 
ber Souveränität der unabhängigen Fürften und während 
bed Beſtehens des Nheinbundes ftellten diefelben folchen 


Adels betr., ebendafelbft XXIV. 436. — Desgleichen eine Ver: 
ordnung für das Großherzogthum Berg vom 31, März 1809 in 
der allgemeinen Zeitung, April 1809 ꝛc. 


4) Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes ꝛc. IT. Theil, 
2. Kap. Seite 419. | 


5) A) In Bundesftaaten auf der rechten Rheinſeite findet man a) 
theild folhen Adel, der bei Auflöfung der deutfchen Reiche: 
»  DBerbindung, nebft feinen Befigungen ſchon Tandfäflig oder reiche: 
mittelbar, b) theild folhen, der damals, nebft feinen Befisun: 
gen, zwar nicht mir NReichsftandfchaft verfehen, aber doch reiches. 
unmittelbar war; B) In Bundesftaaten auf der linkeun Rhein⸗ 
feite findet man a) folhen, der vor der durch den Lüneviller 
Srieden (1801) erfolgten Abtretung an Frankreich, Tandfäflig, 
und b) andern, welcher damals reichdunmittelbar war. Klü— 
ber öffentl. Recht des deutfchen Bundes. Kap. 5. ©, 533, 
41 * 
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ihrem übrigen Iandfäffigen Adel größtentheild durchaus 
gleich... Die deutfche Bundes - Afte ließ zwar die Unterord⸗ 
nung unter eine Landesherrlichfeit beftehen, verrüdte aber 
das Verhältniß des Ritter: Adeld unter fi durchaus wies 
der. Sie befihäftigte fich bios mit dem Rechtszuftande der 
vormals Reichsunmittelbaren und übergieug den chemali- 
gen Randadel ganz, deffen Verhältniß alfo einzig der Ges 
feggebung der Staatd » Regierungen heimgeftellt blieb. 

Die deutfche Bundes -Afte °) beftimmt allgemein, ben 
NRechtszuftand der jegigen, vormals reichsunmittelbaren 
Grundherrn auf der rechten Nheinfeite und zwar in ber 
Pegel nur derjenigen, welche, nebft ihren Befigungen, der 
Matrifel der Reichs-Ritterſchaft einverleibt waren, auf 
folgende Art ): 

I. In Abſicht auf ihr perfönliches Verhaͤltniß, fol ih- 
nen zuftehen: 1) unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt 
in jedem zu dem Bunde gehörenden, oder mit demfelben in 
Frieden lebenden Staate zu nehmen; 2) privilegirter Ge- 
richtsſtand. 

11. In Anſehung ihrer grundherrlichen, vormals reichs⸗ 
unmittelbaren Beſitzungen, ſoll ihnen zuſtehen 1) Antheil 
der (landtagfähig) Beguͤterten an Landſtandſchaft; DD Pa⸗ 
trimonial =» Gerichtsbarkeit 5; 3) Forft: Gerichtsbarkeit 5; 4) 
Orts» Polizei; 5) Kirchen » Patronat, jedoch fo, daß alle 
diefe Rechte nach Vorfchrift der Landesgefege auszuüben 
find; 6) privilegirter Gerichtsftand, in Nealftreitigfeiten. 
Auch) ihre Privatgüiter, und ihre Rechte auf Patrimonial; 
Dienfte und Abgaben bleiben ihnen, wie den Standesherrn. 

111. Sn Anſehung auf ihre vermifchten Verhältniffe fol- 
fen, nad) den Grundfägen der früheren deutfchen Berfaf- 
fung D ihre noch beftehenden Familien» Verträge aufrecht 
erhalten werden; auch full 2) ihren Familien die Befugniß 


6) Bundes: Afte, Art. 14 gegen das Ende. Berge, auch Wiener 
Schluß: Afte von 1820 Art. 63, 
7) Klüber öffentliches Necht ꝛc. Th, 11. Kap. 5. 
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freiftehen, über ihre Güter verbindliche Verfügungen zu 
treffen. 3) Alle bisher Dagegen (gegen bie vormalige reichs⸗ 
adeliche Familien-Verfaffung) erlaffenen Verordnungen, 
follen für fünftige Fäle nicht weiter anwendbar feyn. 

IV. Sn Abficht auf den Refurs an die Bundes - Ver: 
ſammlung, wegen Nichterfüllung des Art. 14 der Bundes- 
Afte, fteht ihnen diefer eben fo, wie den Standesherrn zu. 

Hinfichtlich des ehemaligen Cnichtreichsftändifchen) reichs⸗ 
unmittelbaren Creichgritterfchaftlihen) Adels, weldher auf 
der linken Rheinfeite, von jener Eigenfhaft her, noch be> 
guͤtert ift und welcher nach der durch den Luͤneviller Fries 

den von 1801 erfolgten Abtretung deutfcher Länder an Frank: 
reich, nach franzöfifhen Gefeten war behandelt worden, 
verordnet die Bundes⸗-Akte, daß diejenigen Befchränfuns 
gen ftattfinden follten, welche die dort beftehenden beſon⸗ 
deren Verhältniffe nothwendig machten. 

Daß ber Art. 63 der Wiener Schluß-Afte, verbunden 
mit der allgemeinen Beftimmung des Art. 53 jener Akte, 
auch auf den ehemaligen unmittelbaren Reich8-Adel Nüd; 
fiht genommen und die Vorfchrift des Art. 14 der Bundes- 
Akte von neuem eingefchärft hat, ift in der Einleitung zur 
erften Abtheilung (won den Rechts-Verhaͤltniſſen der Stan: 
desherrn) angeführt worden. 


Erftes Kapitel. 


Königreih Bayern 


Der König von Bayern bat zuerjt Öffentlich und all- 
gemein die Verhältniffe der vormaligen unmittelbaren Reiche- 
Nitterfchaft geordnet. Dies geſchah durdy die Verordnung 
vom 31. December 1806 9. 

Die Beftimmungen derfelben gelten noch jeßt, infofern 
fie nicht durch die mit der Berfaffungs » Urkunde erfchiene- 

1) Königlich Bayetifches Regierungs : Blatt vom 31. Januar 1807. 


5. Stück und Rheinifcher Bund, eine Zeitfchrift ıc. 2. Band. 
Seite 225. 
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nen und durch biefelben garantirten Edikte eine Abaͤnde⸗ 
rung erlitten haben. 

Diefe Urkunde enthält darüber ?) Folgendes: Die der 
Bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittelbaren 
Keichs + Adelichen genießen diejenigen Rechte, welche in Ges 
mäßheit der Königlichen Deklaration durch die Fonftitutios 
nelfen Edifte ihnen zugefichert worden. 

Unter der Königlichen Deklaration wirb bie eben ers 
wähnte vom 31. December 1806 verftanden. Unter ben 
tonftitutionellen Edikten find ſaͤmmtliche in der Berfaffungss 
Urkunde weiter benannte zw verftehen. Es wird nämlich 
in diefer Hinficht bemerkt: Uebrigens hat derfelbe (der Adel 
des Reichs) folgende Vorzüge zu genießen: 

4) ausfchließend das Recht, eine gutsherrliche Gerichts⸗ 

barfeit ausuͤben zu können °);5 

2) Kamilien » Fideitommiffe auf Grund Vermögen zu er» 

richten ); 

3) einen von dem Iandgerichtlichen befreiten Gerichts: 

fand in bürgerlichen und firafrechtlichen Fällen ; 

4) die Rechte der Siegelmäßigfeit unter den Belhräns 

- kungen der Geſetze über das Hypotheken-Weſen °); 

endlich 

5) bei der Militär. Konffription die Auszeichnung, daß 

die Söhne der Adelichen als Kadetten eintreten. 


Das Edikt ) vom 26. Mai 1818 handelt von der Er⸗ 
langung und dem BVerluft des Adels und den Auszeichnun⸗ 
gen desſelben. Es enthaͤlt allgemeine auf Standesherrn 
und den geſammten Adel in Bayern anwendbare Beſtim⸗ 


2) Verfaſſungs-Urkunde vom 26. Mai 1818, Titel V. $. 3 md 4. 
Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th, III. S. 11%, 

3) Beilage VI. der Derfaffungs = Urfunde, 

4) Beilage VII. der Verfaffungs: Urkunde, 

5) Beilage VIIL der DVerfaffungs: Urkunde, 

6) Beilage V. der Verfaſſungs-Urkunde. 
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mungen, Deshalb mußte aud; diefes Edikt ſchon in bie 
erfte Abtheilung aufgenommen werben. 

Dasfelbe ift bhinfichtlich des Edifts über die gutsherr⸗ 
lichen Rechte und die gutöherrliche Gerichtsbarkeit gefches 
ben, weil auch diefes fih auf die Standesherrn bezieht, 
wie die am Schluß desfelben enthaltene nachftehende Bes 
merfung zeigt: Nach dem gegenwärtigen fortan allein güls 
tigen Edift über die gutöherrlihen Rechte und die gutss 
herrliche Gerichtsbarfeit, find auch die gutsherrlichen Rechts⸗ 
und Gerichtsverhältniffe des unmittelbaren Reiches Adels 
und der vormals reichöftändifchen Fürften, Grafen und 
Herrn, jeboch infoweit zu beurtheilen und zu behandeln, 
als rücfichtlich der erfteren, in der Deklaration vom 31. 
December 1806 und rüdfichtlicy der Ießteren in dem Edikte 
vom 26. Mai 1818 feine anderweitigen Beftimmungen ge- 
troffen find, und vorbehaltlich der denfelhen in jener Des 
klaration nnd in dem befagten Edikte zugeftandenen befon- 
dern und höhern, mit ber Berfaffungss Urfunde des Reiche 
vereinbarlichen Rechte. Hinfichtlich der hierher gehörigen 
Beftimmungen aus dem eben Ermwähnten und dem Edikt 
über den Adel muß deshalb auf die erfte Abtheilung vers 
wiefen werden. 

Hiernach kann nur die Deflaration vom 31. December 
1806 7) in diefer Abtheilung aufgenommen werben. 


A. In Anfehung der allgemeinen perfönlihen 
Rechte und Berbindlichfeiten der ritterfchaft- 
lihen Gutsbefiger. 


$. 1. 
Die, Unferer Souveränität unterworfenen Mitglieder 
der vormaligen unmittelbaren Reichs» Ritterfchaft haben 


7) Diefe Deklaration fteht in dem Rheiniſchen Bund, Zeitfchrift, 
hiftorifch = politifch = ftatiftifch = geographifchen Inhalts, von Win: 
Popp. Zweiter Band 4 — 6. Heft. Seite 225 ff. und in dem 
Föniglich Bayeriſchen NRegierungs- Blatt vom Jahr 1807. 
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Diejenigen allgemeinen perfönlichen Nechte und Borzüge zu 
genießen, deren nach den gegenwärtigen oder künftigen Ges 
feten der Adel in Unferer Monarchie fih zu erfreuen bat; 
dagegen 

% 2 2 

find mit der aufgelöften Ritterfchaft alle jene Rechte, 
Titel und Ehren » Auszeichnungen erlofchen,, welche ihnen 
als Mitglieder einer unmittelbaren, ritterfchaftlichen Kor= 
poration zufamen. 

Fr 

So mie diefelben mit Unſerem landfäffigen Adel alle 
Vorrechte theilen, fo find fie auch den Gefeken, welche 
diefen verbinden, unterworfen, 

5. A 

Die perfönliche Erfcheinung und Eides » Ablegung wirb 
den Ritter» Gutsbefigern bis zur allgemeinen Huldigung 
nachgelaffen; die von Uns vorgefchriebene Subjeftiong -Urs 
funde muß aber, von jedem eigenhändig unterzeichnet, dem 
einfchlägigen General: Kommiffariate in duplo übergeben 
werden, wovon das eine Eremplar an Uns einzufenden ift. 

6. 5 

Shre Familien-Verträge, Sufceffiong Ordnungen, Fi— 
deifommiffe erfordern künftig zu ihrer Gültigkeit die Beobach⸗ 
tung der Vorſchriften Unferer Gefege, 

Die bereits errichteten müffen, wenn fie ferner gültig 
feyn follen, zu Unferer Beftätigung eingefendet werben. 

ee Fe; 

Diejenigen adelihen Gutsbefiger, deren Familien» Ei- 
genthum unter der Hoheit verfchiedener Souveräne ſich be— 
findet, haben innerhalb ſechs Monate eine beftimmte Er- 
Härung abzugeben: ob fie ihr ftändiges Domicilium in Uns 
erem Königreiche feftfegen, oder als Forenfes betrachtet 
und behandelt feyn wollen. Wir werden bie Freiheit der 
Gutsbefiger hierbei nicht befchränfen, fo lange fie ihren 
MWohnfig in den Staaten der Bundesgenoffen, oder der 
mit dem Bunde Afliirten nehmen, und den Verbindlichfei- 
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ten, die ihnen aus dem Beſitze eined Iandfäffigen Guts ob» 
liegen, Genüge leiften. 


Die Adelihen, welche in Unferem Königreiche ihr ge- 
wöbhnliches Domicilium haben, dürfen ohne befondere Er: 
laubniß in feine fremde Dienjte treten, und wenn fie aus; 
wandern, fo erhalten lUnfere Auswanderungsds Gefeße bei 
ihnen ihre Anwendung. 

B. In fpecieller Beziehung auf jeden einzelnen 
Zweig der Staats-Gewalt. 
5. 8. 
1. Der Gefeggebung. 

In allen fubjieirten ritterfchaftlihen Orten kommt fünfs 
tig die Gefeggebung ausſchließend Uns zu, und die Unters 
thanen diefer Orte find an die in Unferem Königreiche eins 
- geführten Gefege und Verordnungen gebunden. 

Die bei ihnen bisher eingeführten Statuten und Orts; 
Gewohnheiten follen nur infoweit eine fernere verbindliche 
Kraft behalten, als fie Unferen Gefeben und Verordnun⸗ 
gen nicht entgegen find, und nad vorgängiger Unterfu- 
chung Unfere Beftätigung erhalten haben. 

Il. Der Staats: Suftizgemwalt. 


6. 9. 
Die adelihen Gutöbefiger haben für ihre Perfon und 
ihre Familien in allen bürgerfihen Rechtsfaͤllen einen pris 
vilegirten Gerichtsftand unmittelbar vor Unſeren oberen 


Suftiz- Tribunalen. 
$. 10. 


Diejenigen Rittergüter, mit deren Befige die Patri- 
monials Gerichtsbarfeit blos in Civil» oder in Givil und 
Kriminalfachen bisher verbunden war, behalten dieſelbe; 
die Nitterguts-Befiger müffen aber bei Ausübung der ihnen 
bierdurch beftätigten Gerichtsbarkeit in allen Fällen nad) 
Unferen eingeführten, oder Fünftig zur Publikation kom⸗ 
menden Gefegen ſich pünktlich achten. Unferen einfchlägi- 
gen Stellen fommt deshalb die Oberaufficht über die Juſtiz— 


650 


Verwaltung bei den Patrimonial» Gerichten, die Unterfus 
chung ihrer Amtsführung, bes Depofitenmwefend, der Hypo» 
thefenbücher ꝛc. jederzeit zu. 

$. 11. 

Die Patrimonial » Gerichte find in allen Suftiz-Sachen 
ohne Ausnahme, Unſeren Hofgerichten unmittelbar unters 
worfen; alle Berufungen, und alle Klagen über verzögerte 
oder verweigerte Suftig müffen bei biefen angebracht wer—⸗ 
den, wornach Unferen unmittelbaren Suftiz »Aemtern, fo 
wie anderen mittelbaren nicht geftattet ift, die Guts- Ein; 
gefeffenen der Nitterfchaft unmittelbar vorzuladen. Unfere 
Kollegien hingegen und bie von diefen angeordneten Kom⸗ 
miffäre find befugt, an die Patrimonial» Gerichte unmits 
telbare Befehle zu erlaffen. 

$. 12. 

Die Patrimonial: Gerichtshalter haben gleichfalls einen 

privilegirten Gerichtsftand bei Unferen Hofgerichten. 
$. 13, 

Dem Gutäbefiter fteht zwar das Recht zu, feinen Ges 
richtshalter zu ernennen, dieſer muß aber den einfchlägigen 
Landesftellen zur Prüfung präfentirt, und von benfelben 
tüchtig befunden werden. 

Ferner muß ihm die Verwaltung der Gerichtöbarfeit 
durch eine ordentliche Beftallung aufgetragen, und er von 
dem Gerichtöheren den Gerichts » Eingefeffenen vorgeftellt 
werden. 

—* $. 14. 

Der beftätigte Gerichtshalter muß bei der Provinzial: 
Landesftelle den Dienft » Eid ablegen. 

Die dermal angeftellten, wenn fie fih wegen ber er; 
forderlihen Studien ausweifen können, follen nad abge, 
legtem Subjektions⸗ und Dienft- Eid beftätigt werden. 

$. 15. 

Gerichtspandlungen, welche von einem nicht beftätig- 
ten Gerichtshalter vorgenommen werben, find nichtig. Sollte 
ein Gutsherr die Befegung feines Gerichts mit einem ger 
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hoͤrig qualificirten Gerichtöhalter vernachläffigen, fo foll er 
mis Strafbefehlen dazu angehalten werben, und bleiben 
biefe fruchtlos, fo ift von den einfchlägigen Landesſtellen 
ein tauglicher Gerichtshalter zu ernennen, und beffen Bes 
foldung nad Verhaͤltniß des Umfangs feines Gefchäfts, 
zu beftimmen. Wenn der Gerichtsherr die erforderlichen 
Eigenfhaften befist und von den einfchlägigen Behörden 
nad) vorgegangener Prüfung tauglich befunden worden ift, 
fo wird ihm geftattet, die Gerichtsbarkeit felbft auszuüben. 
$. 16. 

‚Der Gerihtöhalter kann von dem Gutsbefiger nicht 
eigenmächtig entlaffen, fondern nur auf vorgängige Klage 
und Unterfuchung von Unferem Hofgerichte entfegt werben, 
Hingegen bleibt dem Gutsbeſitzer die Anftellung und Dienft- 
Entlaffung bloßer Defonomie-Bermalter lediglich überlaffen. 

$. 17. 

In peinlichen Fällen ift der Gutsbefiger für fih und 
feine Familie von den unteren Suftiz- Behörden befreit, 
und linferem einfhlägigen Hofgerichte unmittelbar unter; 


mworfen. 
$. 18. 


Da, wo adeliche Gutöbefiger gefchloffene Diftrikte ha— 
ben, fol ihren Patrimonial » Gerichten auch die Kriminals 
Gerichtöbarfeit, wenn fie diefe hergebracht haben, in der 
Art überlaffen werben, wie fie Unferen Landgerichten über; 

tragen ift. 

Sn diefem Falle hat die Gutsherrfchaft die aus Stras 
fen, und fonft fi) ergebenden Gefälle zu beziehen, dagegen 
aber auch die Koften zu beftreiten, fichere und der Gefunds 
heit der Gefangenen unſchaͤdliche Gefängniffe zu unterhalten. 

$. 19. 

Wo die adelichen Güter und Hinterfaffen vermifcht mit 
Unferem Gebiete find, da fteht die Kriminal-Gerichtsbar⸗ 
feit lediglich Unferen Landgerichten zu und es haben davon 
fünftig feine Eremtionen ftatt, auf was immer fie fich 
gründen mögen. ; 
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80, 

Das peinliche Verfahren in ben Gerichten ber adeli⸗ 
chen Gutsbefiger ift nady Vorfchrift Unferer, in dem Be- 
zirfe, mo fie fi) befinden, eingeführten Sanbeögefege ein 
zurichten. 

Auch muß jede Patrimonial» Gerichtsbarfeit innerhalb 
Unferes Königreich8 ausgeubt werden, und die Gerichts: 
Negiftraturen dürfen an feinem anderen Orte feyn, als 
wo das Gericht gehalten wird. 


III. Der Staat8-Polizei-Gewalt. 
A. Bevdlferungs- Polizei. 
F. 21A. 

Das Recht, neue Hinterſaſſen anzunehmen, bleibt den 
Gutsbeſitzern, jedoch mit Unterordnung Unſerer oberen Auf: 
ficht dergeftalt, daß die Annahme eines neuen Hinterfaffen 
nur alsdann ftatt haben fol, wenn von dem Patrimonial: 
Beamten die Dualififation desfelben, nad) den beftehenden 
Landesgefegen hergeftellt, und von der oberen Behörde, an 
welche der Bericht zu erftatten ift, die —— erfolgt 
ſeyn wird, 

5. 22, 

Unter gleicher Einfchränfung verbleibt ihnen das Recht, 

Suden aufzunehmen, wo fie folches hergebracht haben. 
5.23, ° 

Auswanderungen adelicher Hinterfaffen find ganz den 
nämlichen Bedingungen unterworfen, welche bei ‚Unferen 
übrigen Unterthanen eintreten. | 

In folhen Fällen haben die Patrimonial -» Gerichte an 
die ihnen unmittelbar vorgefeßte obere Behörde Bericht, 
nach den gefeglichen Vorfchriften, zu erftatten. 


B. Polizei des öffentlichen Unterridts. 
6. 24. 
Die Schulen proteftantifcher Gemeinden ſind dem ein⸗ 
ſchlaͤgigen proteſtantiſchen Ober-Schulkommiſſariate, ſo wie 
die Schulen katholiſcher Gemeinden, dem einſchlaͤgigen ka— 
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tholifchen Ober» Schulfommifjarinte und refpeftive den Ins 
fpeftionen untergeordnet. 
F. 25. 

Die Anftelung der Schullehrer bleibt den adelichen 
Butsbefigern da, wo fie es hergebradt haben, zwar vors 
bebalten; der ernannte Kandidat muß aber dem Ober⸗ 
Schultommiffariate präfentirt werden, welches zu unterfits 
chen hat, ob derſelbe die vorfchriftsmäßigen Qualififatios 
nen befigt; nach dem Nefultate dieſer Unterfuchung ift ders 
felbe zu beftätigen, oder dem Gutsherrn die Präfentation 
eines tauglichen Subjekt aufzugeben. 

C. Bormundfhafts- Polizei. 
Ä $. 26. 

Der adeliche Gutsbefiger, wie auch fein Gerichtshal⸗ 
ter erfennen für ihre Perſon in allen Bormundfchafts- und 
Kuratel s Angelegenheiten, dasfelbe Kollegium als oberfte 
VBormundfchaftssBehörde, welche den Iandfäffigen Adelis 
then in Unferem Königreihe und den Staatsdienern für 
ſolche Fälle angemwiefen ift: 

Sn diefer Hinfiht bat das einfchlägige Hofgericht die 
Inventuren der Hinterlaffenfchaften, die Theilungen, wobei. 
Minderjährige, Abmwefende, oder Unfähige intereffirt find, 
Bormundfchaften für Minderjährige, Abmwefende oder Vers 
fchwender allein anzuordnen. 

Bl 

Bei Bormundfehrften und Kuratelfachen ver adelichen 
Hinterfaffen fommt den Patrimonial» Gerichtshaltern die: 
felbe Befugniß zu, welche Unferen Landgerichten zugeftans 


den ift. 
$. 28. 


Die einfchlägige Landesftelle ift verpflichtet, von Zeit 
zu Zeit den Zuftand des Pupillen » Wefens bei ben Patri⸗ 
monial ⸗-Gerichten zu unterſuchen. 

D. Sicherheits-Polizei. 
F§. 29. 
Die Sicherheits-Polizei, inſofern ſie ſich auf allge 
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meine Anftalten bezieht, wirb allein von ben oberen Be- 
hörden angeordnet, und unter ihrer Leitung von den Un- 
terbeamten des Diftrifts in Vollzug gebracht. 

$. 30. 

An folhen Orten, welche rein zu einem Patrimonial- 
Gerichte gehören, kommt die Anordnung Iofaler Sicherheits» 
Anftalten demfelben zu; wenn ſich hingegen zugleich unmits 
telbare Unterthbanen von Uns darin befinden, fo fol dies 
felbe den betreffenden Landgerichten überlaffen werden, ins 
dem die Anordnung und Vollziehung Fräftiger Maßregeln 
von zwei fonfurrirenden Behörden ſich nicht erwarten laͤßt. 

E. Dorfs- und Gemeindes Polizei. 
$. 31. 

In Dörfern, welche unvermifcht find, bleibt die Dorfs- 
und Gemeindes Polizei, welche auf die Verwaltung des 
Gemeinde-Guts, auf die Handhabung der Öffentlichen Ruhe, 
auf die Einrichtung oder Erhaltung der Armen - Anftalten 
fi bezieht, dem Patrimonial» Gerichte. 

§. 32. 

Sn den Dörfern, welche mehreren abelichen Gutsbe: 
fitern angehören, mag die Obfervanz auch fünftig als 
Norm bei Ausübung der fogenannten Dorfs» und Gemein; 


beherrfchaft gelten, 
$. 33. 


Sn Dörfern hingegen, wo Unſere unmittelbaren Unter- 
tbanen neben adelichen Hinterfaffen fi) befinden, bleibt 
zwar die Verwaltung des gemeinen Wefend, wie auch die 
Leitung der Armen-Anftalten gemeinfchaftlih, die Polizei 
auf dem Felde und im Dorfe aber, mas die Sicherheit des 
Gemeinde» und Privat » Eigenthums angeht, hat Unfer Pos 
lizgei- Beamter ausfchließend zu handhaben, die Vergehen 
zu rügen und zu firafen. Hierher gehören auch namentlich 
bie Löfch » Anftalten. Ä 

F. Handwerfs- Polizei. 
$. 34, 
Die Aufficht über das Zunftwefen fteht, mit Ausſchluß 
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der nieberen Gerichts» Behörben, einzig der Ober» Polizeis 


Behörde zu. 
’ $. 35. 


| Ueber die Annahme neuer Handwerker ift von ben Pas 
trimonials Gerichten mit Gutachten an die einfchlägige Lat, 
deöftelle zu berichten, von welcher die Annahme nach vors 
gängiger Prüfung der geſetzlich vorgefchriebenen Eigenfchafs 
ten, und mit Rüdfiht auf das Beduͤrfniß bes Diſtrittes 
und Wohnortes, abhaͤngt. 
$. 36. 
Die Beſtaͤtigung oder Beſtimmung neuer Zunft⸗ und 
Hanbwerfs > FYHRNDER ‚ fo wie 
$. 37. 
. bie Entfcheidung der Streitigfeiten der Zünfte und 
Zunftgenoffen unter fich, in Beziehung auf die Verbindung, 
ſteht allein der oberften abminiftrativen Behörde zu. 


G. Handelg:Polizei. 
$. 38. 

Neue Handelsleute anzunehmen, iſt ber oberſten Po⸗ 
lizei⸗Gewalt vorbehalten, welche hieruͤber auf Bericht und 
Gutachten der einfchlägigen Behörden entfcheiden wird. 

$. 39. 

Der Handel im Allgemeinen, und der Handel der Zus 
den insbefondere, bleibt den bisherigen Gefegen und Eins 
fchränfungen unterworfen, bis neuere Beftimmungen hieruͤ⸗ 
ber erfolgen werden. 

$. 40. 

An allen Orten, wo bie abelichen Gutsbefiter Sahr- 
märfte hergebracht haben, gelten zwar in Zufunft die all 
gemeinen, bierauf fich beziehenden Landes - Verordnungen 
ohne Ausnahme; die Patrimonials Gerichte behalten aber 
die Lofals Polizei rücfichtlih der Markt-Ordnungen und 


Gewohnheiten. 
| $, 41. 


Die in den nunmehr fubjicirten Orten haͤuslich ange 
feffenen Handelsleute, eben fo auch die Handwerker, find 
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von: biefem Zeitpunfte an nicht mehr als Fremde anzufe- 
ben, mwornad). die in diefer Beziehung bisher ihren Handel 
und die Ausübung ihrer Handwerker befchränfenden Der: 
ordnnungen aufgehoben werden. 

Freier Verkehr findet Ffünftig zwifchen Unferen mittel: 
baren und unmittelbaren Unterthanen ftatt. 

$. 42. 

Die Unterfuchhung über Elle, Maas und Gewicht, über 
die Güte der Feilfchaften und Arbeiten fleht der Lokal⸗Po⸗ 
lizeis Behörde zu. 

H. Straßen: und Baffer-Polizei. 
$. 43. 

Die DOberauffiht auf die Heerftraßen und Flüffe ges 
hört einzig zum Wirfungsfreife Unferer eigens dafür auf: 
geftellten Straßen» und Bafferbau + Beamten. 

5 44 

Die PolizeisAufficht hingegen über die Brücden und 
Wege, welche von einem Orte zu dem andern führen, ges 
bührt der Lofal»- Polizeibehörde unter obiger Leitung. 

J. Forft- und Jagd-Polizei. 
$. 45. 

Die Landes: Forft» und Jagd- Ordnungen find auch 

für Die abelichen Gutsbeſitzer verbindlich. 
$. 46. 

Die adelichen Hinterfaffen find, in Anfehung ihrer Ge: 
meinde- Wälder, wie Unfere unmittelbare Gemeinden den: 
ſelben Gefegen unterworfen. 

$. 47. 

Die Forft » Gerichtsbarkeit wird von dem einfchlägigen 
“ PBatrimonial- Gerichte ausgeuͤbt, ſowohl was die in den 
Gemeinde», ald auch in den adelichen Privat-Waldungen 
verübten Forft- und Sagdfrevel betrifft. 

K. Gefundheits- Polizei, 
$. 48. 
Die Anſtellung der Aerzte, Wundaͤrzte, Hebammen und 
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Apothefer, hängt lediglich von ber oberften Polizei⸗Gewalt 
ab, welcher aud alle Anordnungen über Gefundheits Pos 
lizeigegenftände zuftehen, und von der Kofals Polizeibehörde 
befolgt, und in Vollzug gefegt werden müffen. 

§. 49. 

Die Biltualien » Polizei, die Sorge für die Reinigung 
ber Straßen, bie Anjtalten gegen Verbreitung anſteckender 
Krankheiten unter Menſchen und Vieh, und andere auf bie 
Erhaltung der Gefundheit fich beziehenden Lokal⸗Anſtalten 
gehören gleichfalls zu den Lofal- Polizeibehörden; jedoch 
unter ber Auffiht und Leitung ber Ober-Polizeibehörden. 


1V. Der Staats-Kirchen-Gewalt. 

: $. 50. 

Die Pfarreien adelicher Gutsbefiger Fatholifcher oder 
evangelifcher Religion ftehen zu der oberften Staats » Ger 
walt in demfelben BVerhältniffe, wie Unfere unmittelbare 
Pfarreien, fie find hiernach allen aus der Staats⸗Kirchen⸗ 
Gewalt fließenden Verordnungen unterworfen. 

$. 5l. 

Die von den adelihen Inſaſſen in ihrer vormaligen 
reihsunmittelbaren Eigenſchaft bisher ausgeuͤbte Konfiftos 
rials Gerichtsbarkeit über ihre proteftantifchen Untertbanen 
geht an Unſere einfchlägige Hofgerichte über, welche für 
ſolche Fälle für die Zukunft ald die einzig Fompetenten Be: 
börden zu betrachten find. 

$. 52. 

Für die andern nicht gerichtlichen Kofiftorial » Sachen 
find Unfere angeordneten proteftantifhen Konfiftorien die 
Behörden, an welche die Pfarrer und Beamte in den das 
bin geeigneten Fällen ſich zu wenden haben. 

$. 53. 

Das Patronatrecht bleibt den adelichen Gutsbefigern 
ba, wo fie es hergebracht haben, jedoch unter der Eins 
fchränfung, daß der zu dem erledigten Beneftcium ernannte 
Geiftliche Unferer einfchlägigen Landesſtelle, welche bei Pros 
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teftanten das Kofiftorium ift, zur Unterfuchung feiner Qua⸗ 
Iifitation, für die Seelforge und Beftätigung vorgeftellt 
werben muß. Das Snftallationg : Recht fann nur in Unſe—⸗ 
rem Namen ausgeuͤbt werden. 

$. 54 

Mo der adeliche Gutsbefiger Patron der Kirche ift, 
werben ihm die allda hergebrachten Ehren; Rechte beftätigt, 
wornach, nebft dem Kirchengebete und Trauer-Gelaͤute für 
den Lanbesregenten, DIENEN auch für ihn zugelaſſen wer⸗ 
den koͤnnen. 

F. 55. 

Die — des Kirchen⸗-, Schul» und milden 
Stiftungs Vermögens fteht zwar unter unmittelbarer Auf: 
ficht des Patrimonial » Gerichtöhalters, ift aber ber Leitung 
der einfchlägigen oberften abminiftrativen Behörde untergeben. 


V. Der Staats-$inanz-Gemalt. 


A. Steuer-Berhältniffe der adelihen Guts— 
befißer. 
$. 56. 

Da die adelihen Gutsbeſitzer und ihre Hinterfaffen 
alle Vortheile der Vereinigung mit dem Staate, den Schuß 
besfelben, die Wohlthaten aller öffentlichen Landes - An: 
ftalten wie Unfere übrigen Unterthanen, genießen; fo müf- 
fen fowohl die adelichen Einfaffen Cinfoweit fie nicht aus— 
drücklich befreit find) als ihre Angehörigen zur Beftreitung 
allgemeiner Stantd-Bedürfniffe und Staats-Ausgaben, wie 
auch zu den zur Errichtung und Erhaltung allgemeiner Lan— 
bes-Anftalten beftimmten Abgaben verhäftnigmäßig fon. 
furriren. 

S.- 57. 

Ale aus dem Untertbang:Berbande feither entrichteten 
oder Fünftig zu entrichtenden Abgaben und Landfteuern, 
fließen fünftig einzig in Unfere Staats-Kaffen, wie Wir in 
Anfehung der in die vormaligen Kantons» Kaffen entrich- 
tenden Steuern bereits verordnet haben. 


659 


$. 58. 

Auf gleiche Art find in bie Staats» Kaffen — 
alle jene Steuern, Ban: die adelichen Gutsbeſitzer bezo⸗ 
gen haben: 

a) Durch einen. unerlaubten Migbrauch aus A ie 
Drüberfchlägen. 

b) Was fie von ihren Untertbanen unter dem Namen von 
Steuern mehr nahmen, als die paftirte Steuer betrug. 

In Anfehung diefer Gattungen von Steuern können die 
adelichen Gutsbefiger auf feinen Erfag Anfprüche machen, 
da diefelben nur zu Beftreitung der öffentlichen Beduͤrfniſſe 
erhoben wurben, und nur unter diefem Titel von den nde- 
fihen Hinterfaffen erhoben werden fonnten, für welche Bes 
därfniffe der Souverän fünftig einzig zu forgen hat, und 
bei jenen folglich aller Titel zu ferneren rechtmäßigen Pers 
jeptionen bergleichen Abgaben aufhört. 

$. 59. 

Wenn eine vormals landesherrliche Steuer mit einem 
Gute gekauft, und ſeither von dem adelichen Beſitzer des⸗ 
ſelben als eine Privatſteuer bezogen worden, fo geht dieſe 
zwar gleichfalls an Uns über; der adeliche Gutsbeſitzer ſoll 
aber dafür verhältnißmäßig entfhädigt werden — zu wel: 
chem Ende ein folcher Fall befonders zu unterſuchen ‚ und 
mit Gutachten Uns anzuzeigen ift. 

$. 60. 

Wenn ein abelicher Gutsbeſitzer von ſeinen eigenen Guͤ⸗ 
tern einige an ſeine Unterthanen uͤbergeben, und darauf 
eine Steuer gelegt hat, ſo ſoll dieſe als grundherrliche Ab⸗ 
gabe demſelben verbleiben; jedoch ſoll die Benennung: 
Steuer, bei dergleichen Abgaben, wie bei allen grundherr⸗ 
lichen, fünftig nicht mehr gebraucht werben. 

. 6 

Wenn beide durch einen ‚befonderen Vertrag mit den 
Unterthanen , oder durch ein rechtmäßiges Herfommen ein- 
geführt worden, und in eine fländige, unveränderliche Ab- 
gabe, übergegangen fi find, fo ſollen fie, jedoch unter der Ru: 
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brit von geundherrlichen Abgaben, bem Saebegee belaſ⸗ 


fen werden.“ 
$. 62. 


Da die Perfonal-Steuern, wie die Real⸗Steuern aus 
dem Untertband:VBerbande abgeleitet werben, fo gehören fie, 
wie diefe, in die Staatd-Kaffe, und der adeliche Gutsbe⸗ 
fißer kann dafür Feine Entfehädigung fordern. 

$. 63. 

"Ein gleiches Verhältniß tritt ein in Anfehung des At; 
eifes und Umgeldes, als indirefter Auflagen, welche nur 
durch den Landesregenten für Staats, Bedürfniffe erhoben 
werben fünnen. Die adelichen Gutsbefiger waren deshalb 
nicht berechtigt, diefe Staats-Abgaben, wie grundherrliche 
für ihren Privat-Nugen einzuziehen. Kein adelicher Guts⸗ 
befiger darf daher Künftig eine Konfumtions-Abgabe, unter 
welchem Namen e8 gefchehe, von feinen Unterthanen erhe⸗ 
ben. Die Regulirung und Erhebung dergleichen Auflagen 
fommt einzig Uns, ald den Souverän, zu. 

Um indeffen den Berluft, den manche Familien durch 
die Anwendung firenger Grundfäge erleiden fünnte, zu 
vermindern, wollen Wir diejenigen, welche dergleichen Kons 
fumtions-Auflagen von ihren Unterthanen bisher bezogen 
haben, im Berhältniffe ihres Titels und Bezuges, nad 
Billigkeit entfchädigen laffen, worüber nad) gefchehener Un, 
terſuchung derfelben, das einfhhlägige General» Kommiffas 
riat gutächtlichen Bericht an Uns zu erftatten hat. 

Uebrigens hat von den eingeführten Konfumtions:Auf: 
Tagen künftig Feine Befreiung ftatt, und die adelidhen Guts— 
befiger koͤnnen fi) dagegen auf feine Eremtion berufen, 
welche fie in ihren vorigen Verhältniffen hergebracht hatten. 


B. Regulirung des Steuerfußee, 


$. 64, 
Die Steuern von den fubjicirten Ritter» Gütern follen 
zwar vor der Hand nad dem bisherigen Fuße erhoben 
werden, ba aber 
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| $. 65. 

— Guͤter gar nicht belegt ſind, und uͤberhaupt 
beinahe in jedem Diſtrikte eine abweichende Verſchiedenheit 
der Belegung obwaltet, ſo ſoll, ſobald als es moͤglich iſt, 
eine Steuer » Berichtigung vorgenommen, und ein mit Un⸗ 
feren Unterthanen gleichförmiger Steuerfuß . bei denfelben 


eingeführt werden. 
| $. 66. 


Da in einigen Bezirken abeliche Gutsbeſitzer das Steuer» 
Quantum ihrer Unterthanen gemindert, und einen Theil 
derfelben in die Bücher der grundherrlichen Abgaben ihrer 
Unterthanen übertragen haben follen; fo werben Unſere 
Generals Kommiffariate dergleichen ſtrafbare Defraudatios 
nen zu entdeden, und das gehörige Steuer⸗QQuantum her⸗ 
zuſtellen ſuchen. 

C. Steuer-Erhebung. 


$. 67. 

Die Erhebung der Steuern von den Abelichen ihren 
Hinterfaffen fol den einfchlägigen Rent sAemtern übertras 
gen werben, welchen auch die Begutachtung der Moderas 
tions » und Nachlaß » Gefuche zufommt. Dabei fol, nebft 
ber genauen Beobachtung der vorgefchriebenen Erforders 
niffe, den Steuerpflichtigen aufgegeben werben, zugleich 
ein Zeugniß über den an feinen grundherrlichen Reichnifs 
fen erhaltenen verhältnißmäßigen Nachlaß beizubringen. 


D. Steuers Befreiung. 


$. 68. 
Jede Stenerfreiheit widerftrebt richtigen und reinen Ad, 
miniſtrations⸗-Grundſaͤtzen; fieventzieht dem Staate einen 
Theil der nothwendigen Mittel zur Beftreitung feiner Be: 
bürfniffe, und hindert eine Vertheilung der Staats - Laften 
nach einem gerechten Maßftabe. 
$. 69. 
Deshalb fol den fubjicirten adelichen Gutsbefigern die 
hergebrachte Stenerfreibeit ihrer Hofbauguͤter nur fo Lange 
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verbleiben, bis ein allgemeines Reglement über die Staats⸗ 
Auflagen fir Unfer ganzes Königreich erfolgen wird. 

$. 70. 

Wird diefelbe anf die orbinären Steuern und nur 
auf jene Güter befchränft, welche am 1. Januar 1806 auf 
unmittelbare Rechnung der Gutsbefiter gebaut, oder von 
ihnen in Zeitpacht gegeben worden find. 

Eoliten einzelne diefer Grundftüde, oder das Ganze 
in bürgerliche Hände übergehen, fo find fie mit der ge 
wöhnlichen Steuer zu belegen. 

$. 71. 

Die geiftlichen und milden Stiftungen der fubjicirten 
ritterfchaftlichen Orte find, in Anfehung ihrer Beiziehung 
zu den Steuern, wie die geiftlichen und milden Stiftungen 
des Diſtrikts, in dem ſie ſich befinden, zu behandeln. 


E. Fiskal— und ſonſtige Territorial-Gefaͤlle. 


$. 72. 

- Alle Territorial: Gefälle, welche zu beftimmten Zweden 
erhoben werden, wic Weggelder, Brücdenzölle und dgl. ge: 
ben ohne alle Entfchädigung an den Souverän über, da 
diefer aud die Beforgung der Wege Fünftig übernimmt. 
Sollten einige adeliche Gutöbefiger einen Straßen: Diftrift 
felbft zu Chauſſee hergeitellt. haben, fo fol ihnen dafır eine 
verhältnißmäßige Entfchädigung geleiftet werden, wenn fie 
diefelbe aus dem bisherigen Bezuge der Weggelder nicht 
bereits erhalten haben, welches näher zu unterfuchen ift. 

$. 73. 

Bei den vermifchten Zerritorial-Gefällen, welche ihren 
Grund nach der vormaligen Berfaffung theils in der Lanz 
deshoheit, theil in den grundherrfichen Verhaͤltniſſen, theils 
in der Gerichtsbarfeit haben, wenn diefe aus Gründen der 
allgemeinen Staats: Wohlfahrt den adelichen Gutöbefigern 
entzogen werden, bewilligen Wir ihnen eine verhältniß- 
mäßige Entfehädigung, jedoch in der Vorausſetzung, daß 
fie either im rechtmäßigen Befite folcher Gefälle waren. 
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$. 74. 
Nah der fpeciellen Ausfcheidung der ER: Se: 
fälle mit Anwendung ber obigen Grundfäge: 

a) follen den abelihen Gutsbefigern alle Geldftrafen ver; 
bleiben, welche ald Früchte und nutzbare Gefälle der 
ihnen zuftehenden Patrimonial-, Polizeis oder Krimis 
nal» Gerichtsbarkeit zu betrachten find; jedoch find fie 
an die Beltimmungen der darüber beftehenden Geſetze 

. gebunden. 

b) Der fernere Bezug von Konceſſions- und Schußgel- 
dern wird ihnen belaffen, wo ihnen geftattet ift, folche 
Konceffion und Schuß zu ertheilen, wie bei Aufnahme 
neuer SHinterfaffen und Juden; jedoch unter ber Auffücht 
der einfchlägigen oberften adminifirativen Stelle, und 
unter Beobachtung der beftehenden und Fünftig einzu- 
führenden Gefeße. 

Ebenſo 

0) verbleibt ihnen der Bezug von Taxgeldern nad ben 
beftebenden Zar » Ordnungen. 

Dagegen 

d) geben, als unvermifchte Rechte ve Landeshoheit, das 
Heimfalls⸗-Recht, Vermögens » Konfisfationen,, erblos⸗ 
gewordenes Privat» Eigenthum, an den Souverän über, 

e) Die Einführung des Stempels, ald einer indireften 
Auflage, die Wir durch Unſer Neffript vom 19. Des 
cember vorigen Sabre bereits verordnet haben, kann 
nur dem Souverän zuftehen, und wenn Nittergutds 
Befiger ein Stempelrecht ausgeuͤbt hatten, fo ift dieſes 
durch ihre neuen Verhältniffe verloren gegangen, und fie 
fönnen dafır eben fo wenig, als für die eingezogenen 
Steuern, auf eine Entfhädigung Anſpruͤche machen. 

f) Zölle haben einen zu wichtigen Einfluß auf die Leitung 
des Handels, als daß fie fünftig in den Händen von 
Privaten belaffen werden können. 

Sollten daher adeliche Gutsbefiger Antheil an Zoͤllen 
gehabt. haben, fo find ihnen diefe zwar zu entziehen; 
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wenn fie aber einen rechtmäßigen Antunftss Titel auss 
weifen fönnen, fo follen fie für den Verluſt der davon 
bezogenen Einfünfte entfchädigt werden. ° Uebrigend 
find alle adelichen Gutsbefiger, wie ihre Hinterfaffen, 
Unferen Mauth » und Zollgrdnungen unterworfen, und 
es ift ihnen weder eine Zolls noch Mauth-⸗Freiheit fer⸗ 
ner zu geſtatten. 

g) In Anſehung der Berg⸗, Waſſer⸗-, Jagd- und Forſt⸗ 
Regalien bleiben die Adelichen zwar im Beſitz der ihnen 
zuſtehenden Bergwerke, Fiſchereien, Jagden und Forſte, 
ſie ſind aber an die daruͤber beſtehenden und kuͤnftig noch 
einzufuͤhrenden Geſetze gebunden, und ſtehen unter der 
Aufſicht Unſerer einſchlaͤgigen Behoͤrden. 

h) Auf gleiche Art find fie Unſeren Geſetzen über die Kul⸗ 
tur der ungebaut liegenden öden Gründe, und über die 
Normal; Zehnten unterworfen. 

i) Wenn adeliche Gutsbefiger das Nachfteuerrecht herge— 
bracht haben, fo fol ihnen dasſelbe gegen auswärtige 
Staaten, mit welchen feine Freizügigfeits. Verträge be> 
ftehen, verbleiben; hingegen im Innern ihrer Staaten, 
und gegen Auswärtige, mit welchen Freiziigigfeits-Ver- 
träge gefchloffen find, foll e8 aufgehoben feyn. 

Sollten einige dadurch einen bedeutenden Verluſt an 
Einkünften leiden, fo fol, wegen einer verhältnißmäßi- 
gen Entfchädigung, dafuͤr mit ihnen unterhandelt, und 
das Nefultat zur weiteren Eutſchließung Uns angezeigt 
werden. 

Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß die adelichen 
Gutsbeſitzer, ſo wie ihre Hinterſaſſen, gehalten ſind, Un⸗ 
ſere Geſetze über Auswanderung und Redimirung der Mis 
Iitärpflichtigkeit insbefondere die SNNEIRIERFEPISNUGG vom 
4. Suni 1804 genau zu beobachten. 

F. Eigentbums und grundberrlide Rechte. 
$. 75. 

Die adelichen Gutsbeſitzer ſollen in dem ungeſtoͤrten 

Genuſſe ihres Eigenthums, aller rechtlich hergebrachten 
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grund s und Ichenherrlichen Abgaben ihrer Hinterfaffen, fo 
wie der ihnen bleibenden übrigen nugbaren Rechte nad 
obigen Beftimmungen gefchägt werben. 
VI. Der Militär-Gemwalt. 
$. 76. 

Die abelichen Inſaſſen genießen in Anſehung der Mi—⸗ 
litaͤrpflichtigkeit, fuͤr ſich, ihre Soͤhne und unentbehrliche 
Dienerſchaft, die naͤmlichen Freiheiten, welche in Unſerem 
Kantons-Reglement den Adelichen überhaupt geſtattet find. 

Dagegen 

§. 77. 

find alle ihre Hinterſaſſen, wie Unſere übrigen Unter; 
thanen, den Borfchriften des Kanton » NReglements und er; 
gangenen weiteren Verordnung unterworfen. Auch 

$. 78 

haben fie gleiche Verbindlichfeiten ‚mit Unferen übrigen 
Unterthanen in Anfehung ber Einquartirungen, der Liefes 
rungen für die Armeen, der Fuhren » Stellungen. 


Vil. Des Lebens - Verbandes. 
A; 5 

In Lehens-Sachen find die abelichen Gutsbeſitzer den 
einfchlägigen adminiftrativen Landesftellen, als Lehenhöfen 
und refpeftive Unſeren Hofgerichten untergeordnet. 

$. 80, 

Wenn fie Reichslehen befigen, fo treten Wir als ober: 
fter Lehensherr an die Stelle des vormaligen deutfchen Kais 
fers und Reichs, indem alle Souveränitäts » Oberlehens; 
Herrlichfeitsrechte, die nach der ehemaligeu Reichsverfaffung 
Kaifer und Reich ausgeubt haben, an Uns übergegangen 


find. 
6 81. 


Da feuda extra curtem mit einer vollfommenen Sou⸗ 
veränität nicht wohl vereinbarlich find, fo find nad dem 
Geiſte des Preßburger Friedens und der Föderationd » Akte 
alle Iehensherrlichen Rechte, welche ein Konföberirter über 
die Untertbanen des andern bisher auszuuͤben hatte, als 
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wechfelfeitig übermwiefen anzuſehen. Hiernach follen ale 
Lehengüter. der adelichen Gutebefiger, welche in Unſeren 
Staaten gelegen find, und die bisher einen auswärtigen 
Lehenberren hatten, bei Unferem einfchlägigen Lehenhofe 
eingetragen werden, und von Uns fünftig zu Lehen geben. 
Die Anftände, weldye mit den betheiligten auswärtigen Le- 
benherren ſich ergeben können, und mit welchen Wir Uns 
darüber noch nicht verftanden haben, werden Wir durch 
eine gütliche Uebereinfunft zu heben fuchen. 


C. Aufldfung der bisherigen Kantonal-Ber- 
faffung. 
$. 82. 

Da die Auflöfung ber bisherigen Kantonal:Berfaffung 
nur mit Einverftändniß derjenigen Souveränen gefchehen 
fann, in deren Gebieten die zu jedem Kanton gehörigen 
ritterfchaftlichen Befigungen gelegen find, fo werden Wir 
durch minifterielle Korrefpondenz die erforderliche Einleis 
tung bierzu treffen laffen. 

Unfere hierzu beauftragten Rommipfäre haben hierbei 
folgende Borfchriften zu befolgen : 

5. 88383. 

Die ritterſchaftlichen Direktoren und Diener ſind in 
Anſehung ihrer bisher bezogenen Gehalte und Penfionen, 
nad) den Beftimmungen des $. 59 des Reichd-Deputationg- 
Schluſſes zu behandeln. 

Ihre Befoldungen und Emolumente follen nad den 
in Ahnlihen Fällen feither angemwendeten Vorſchriften 
liquidirt und regulirt werden. Zur Beurtheilung deffen, 
was ein jeder bezogen hat, ift der Zeitpunkt des erften Ja— 
nuars 1806 anzunehmen. 

$. 84. 

Die Abtheilung der Penfionen, und refpeftive die Uebers 
nahme der ritterfchaftlihen Diener, gefchieht nach einem 
Einverftändniffe mit den betheiligten Souveränen nad dem 
Verhaͤltniß der Steuern, die ihnen aus den fubjicirten Rits 
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tergätern zugefallen find; indem aus biefen bie Befolbun- 
gen des bei dem Kanton angeftellten Dienft- Perfonals bis⸗ 
ber BERN worden. 

$. 85. 

Die verfaffungsmäßig fontrahirten und gehörig liqui⸗ 
dirten Schulden werden von ben betheiligten Souveränen 
nad) dem Verhaͤltniſſe der ihnen zugefallenen — 
von Jedem derſelben uͤbernommen werden. 

§. 86. 

Das gemeine Vermoͤgen der ritterſchaftlichen Scale 
wird unter die betheiligten Sonveräne, welche auch alle 
darauf liegende Laſten zu beftreiten baben, nach Verhaͤlt⸗ 
niß der Jedem derfelben zugefallenen Ritterftenern vertheilt. 

$. 87. 

Die in den Negiftraturen und Archiven befindlichen Ur: 
funden und Papiere werden dergeftalt gefondert, daß 
a) diejenigen, welche auf die vormalige Kantonal-Berfaf- 

fung einzig Bezug haben, bei demjenigen Souveraͤn de- 
ponirt bleiben, welchem der größte Theil des aufgelöften 
Kantons zugefallen iſt: | 

b) Diejenigen Papiere, welche die einem Theile zugetheil- 
ten Schulden, und das ihm zugewiefene Vermögen bes 
treffen, auch an diefen abgeliefert werden: 

c) Die Urkunden und Papiere, welche einzelnen ritters 
fchaftlihen Familien angehören, entweder diefen zuruͤck⸗ 
gegeben, oder an die einfchlägigen Behörden desjenigen 
Souveraͤns, unter deffen Hoheit fie ſich befinden, abge: 
liefert werden; 3. B. Vormundſchafts⸗ und Kuratel⸗ 

Rechnungen. 

$. 88. 

Die bei einzelnen Kantonen befindlichen Stiftungen 
find zu unterfuchen: ob fie ferner fortbeftehen fünnen. In 
dieſem Falle geht die Aufficht über folche Stiftungen und 
ihre Verwendung nach dem Stiftungs » Briefe, an denjenis 
gen Sonverän über, in deſſen Gebiete der größte Theil 
des Stiftungss Fonds gelegen ift. 
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Nach diefen Borfchriften follen die Fünftigen Verhdaͤlt⸗ 
niffe der ritterfchaftlichen Gutsbefiger und ihrer Angehöris 
gen zu den verfchiedenen Zweigen Unferer Staats. Gewalt 

> fogleich regulirt und das Erforderliche zur Aufloͤſung ihrer 
sormaligen Kantonal-Berfaffung mit ben dabei betheiligten 
Souveraͤnen eingeleitet werden. 

Alle Gefege, Verträge und Privilegien, welche in Bes 
ziehung auf die vormalige ritterfchaftliche Berfaffung errich- 
tet, und den ritterfchaftlichen Mitgliedern ertheilt worden 
find, haben ale verbindliche Kraft verloren, und wenn 
über einen Gegenftand in der gegenwärtigen Deklaration 
feine befondere Norm enthalten ift, fo find Unfere allge 
meinen Geſetze und Verordnungen zu befolgen. 


Zweites Kapitel. 


., Königreihd Hannover. 


Da im Königreich Hannover Fein alle Verhältniffe des 
Adels betreffendes Edikt, fondern nur ein Geſetz *) über 


1) Diefes Geſetz, welches in der zweiten nicht hierher gehörigen 
Abtheilung von der Gerichtsbarkeit der Städte und Flecken han: 
deft, ift mit folgendem Eingang verfehen: Die Mängel, welche 
„bekanntlich mit der Verwaltung der Patrimonial: Gerichtsbar: 
feit, und vorzüglich in den bieher auf mancherlei Weiſe zer: 
fplitterten und gemifchten Bezirken der ungefchloffenen Gerichte, 
mehr oder minder verknüpft gewefen find, haben die Nothwen— 
digkeit, denfelben abzuhelfen, vorlängft zur Genüge ermiefen 
und haben Wir beshatb zu der Zeit, als die Wiederherſtellung 
der vechtmäßinen Regierung erfolgte, Auſtand nehmen müſſen, 
die ungefchloffenen Gerichte in diejenigen Verhältniſſe fotort 
wieder eintreten zu laffen, welche vorhin mit unverfennbaren 
Nachtheilen für die Gefchäftsverwaltung und Öffentliche Wohl: 
fahrt verbunden gemwefen waren. Diefelben find daher, laut In— 
halt des Augsfchreibens vom 9. November 1813, weder damals, 
noch bisher, in ihre vorige Verfaſſung zurückgeführt. Inzwi— 
fhen aber haben Wir mit Unferen getreuen Ständen über die 
nothwendigen Werbefferungen der bis dahin in Unferen Landen 
beftandenen Patrimonials Gerichtöverfafung die erforderlichen 
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die Patrimonial » Gerichtöbarfeit. erfchienen iſt, fo, müffen 
wir ung begnügen biefes bier aufzunehmen. Die landftäns 
diſche Verfaffungs - Urkunde ſchweigt uͤbrigens von biefem 
Gegenftand. 
1. 
$.. 1. 

- Alle — Gerichtsbarkeiten, die herrſchaftlichen 
einſchluͤſſig, die an einem und eben demſelben Orte zuſam⸗ 
mentreffen, weil ſolche gemiſchte Verhaͤltniſſe ſowohl die 
Gerichts, als Polizei-Verwaltung erſchweren, ſollen in 
dem Maße aufgehohen werden, daß der ganze Ort fortan 
einem der zuſammentreffenden landesherrlichen oder Patris 
monials Gerihte nach den JOlAeRDE Beflimmungen unters 


geben wird. 
. 2% 


Mo an einem Drte die Iandesherrliche Gerichtsbarkeit 
mit einem oder mehreren Patrimonial-Gerichten zu ſammen⸗ 
trifft, faͤllt der ganze Ort ansfchließlich der „Innpeepereile 

hen Gerichtsbarleit anheim. 
$. 3. 

Nur wird die landesherrliche Gerichtsbarkeit in dem 
Falle aufgegeben, wenn — 

a) dieſelbe bisher weniger als den dritten Theil der Feuer⸗ 
ſtellen umfaßt hat, und wenn daneben 
b) unter den konkurrirenden Patrimonials Gerichten wes 


Berathungen angeftellt und finden Uns dadurch in den Stand 
gefest, zu obigen Zweck die folgenden geſetzlichen Worfchriften 
zu ertheilen, nach denen die Verfaſſuug und Verwaltung der 
Patrimonial: Gerichte in den alten Provinzen Unferes König: 
reichs nunmehr geordnet werden foll, 

Durch den Anhang (der unter II. folgen wird) zu diefem Ge: 
feb vom 13. März 1821 wurde dasfelbe auch auf die neuerdings 
mit dem Königreich Hannover vereinigten Provinzen ausgedehnt. 
Beide Geſetze ftehen in der Föniglih Hannöverſchen Geſetz- 
Sammlung vom Jahr 1821 und in Müllers legten Gründen 
wider alle Cigenthums: Gerichte x, ©. 136 ff, 
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nigſtens eines vorhanden ift, welchem bisher fchon der 
dritte Theil der Feuerftellen oder mehr angehörte, in 
dem folchem Patrimonial- Gerichte alsdann die ganze 
BBEHBBRBRENN: zu Theil werben foll. | 

$. 4. 

Treffen in einem Orte mehrere Patrimonial- Gerichte- 
barfeiten, ohne eine landesherrliche, zufammen: fo follen 
die Eigenthümer der Patrimonial » Gerichte wegen Unterge: 
bung diefes Orts an ein einzelnes der Patrimsnial- Ge 
richte binnen einem Jahr nach Bekanntmachung dieſes Ge 
feßes fich vereinbaren, widrigenfalls Unfer Miniſterium mit 
Verfügung eintreten, um die obwaltende Differenz zwifchen 
den Eigenthämern der Patrimonial-Gerichte nad) Billigfeit 
auszugleichen oder zu entfcheiden. 

%. 5. 

In Folge diefer gefeglichen Beſtimmungen ſind von 
nun an aufgehoben: 

a) alle bisher abgefondert beftandenen Gerichtsbarfeiten 
über einzelne, in einem fremden Gerichte » Bezirke bele- 
genen Höfe, Kothen und Grundſtuͤcke jeder Art, und 
find diefe forthin derjenigen Gerichtsbarkeit untergeben, 
in deren Bezirk fie belegen; | 

b) alle Zaͤun- und Pfahl-Gerichtsbarkeit, und namentlich 

c) die Häger- Gerichte in der vormaligen Herrfchaft Hom⸗ 
burg, foweit fie ihre Gerechtfame über die in Unferen 
Landen belegenen Häger: Güter ausgeuͤbt haben, und 
treten biefe Güter, jedoch unbeſchadet der Rechts - Ver: 
haͤltniſſe, welche wegen derfelben unter den Intereſſen⸗ 
ten biöher beftanden haben, von nun an in jeder Hins 
fiht unter die gewöhnliche Orts Obrigkeit, in deren 
Bezirk fie belegen find. : 


Wenn Güter, mit denen die Patrimonial-Gerichtsbars 
feit verbunden gewefen, nebit dem Wohnfige des Guts— 
berrn (castrum nobile) vereinzelt worden, oder Fünftig 
vereinzelt werben, fo hört auf immer die Gerichtsbarkeit 
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auf, welche mit dem bis dahin beftandenen ganzen Um⸗ 

fange folcher Güter verfnüpft gemwefen, und geht die Ges 

richtsbarfeit Aber auf diejenige Behörde, in deren obrig« 

feitlichen Bezirke die vereinzelten Grundftüde befegen find. 
| §. 7. 

Auf gleiche Weife fol es mit der Gerichtsbarkeit fol- 
cher Güter gehalten werden, bei deren Berfauf oder Ber- 
einzelung der vorige Eigenthümer die Gerichtsbarkeit fich 
vorbehalten hat, wobei alfo das Gut, nicht mehr in feinem 
vorigen Beftande oder doch in anderen Händen ift, ale die 


©erichtöbarfeit. 
$. 8. 


Ale unter den vorftehenden gefeglichen Beftimmungen 
nicht begriffene Gerichtsbarkeiten follen dann beftehen, wenn 
fie, ſey es an fich felbjt oder durch eine unter Genehmis 
gung Unferes Minifterii auf beftändige Zeit abzufchließenbe 
Verbindung mehrerer Patrimonials Gerichtöbezirfe zu einem 
Gefammt » Gerichte, wenigftens entweder den ganzen Com- 
plexum eines Dorfes oder aber. einen zufammen belegenen, 
mit dem castro nobili zufammenhängenden geographifch 
gefchloffenen Bezirk umfaffen. 

$. 9 

Da die beabfichtigte Vereinfayung der Gerichts - Vers 
waltung durch freiwillige Berzichtleiftung auf das Recht der 
Gerichtsbarkeit ſehr befördert werden fann, und manche 
Serichtöherrn geneigt ſeyn mögen, ihre gerichtsherrlichen 
Rechte entweder ganz aufzugeben, oder doch ihre Gerichte: 
Bezirfe mit benachbarten Gerichtsbarfeiten auf beftändige 
Zeiten, unter Genehmigung Unferes Minifterii, zu vereint» 
gen, fo haben die Gerichtsherrn ſich binnen der $. 55 bes 
fimmten Frift von ſechs Monaten darüber zu erflären, ob 
fie zu dem einen oder dem anderen entfchloffen find. 

| $. 10, 

Bei der bloßen Verbindung mehrerer Patrimonial:Ge- 
richte, zu einem Gefammt:Gerichte, wird das bisherige Recht 
der-einzelnen Gerichtöherrn nur in abgeänderter Form aufs 


recht erhalten. Solche Vereinigungen find baber lediglich 
als Verwaltungs⸗Akte zu betrachten, welche ber zeitige Ges 
richtsherr befugt ſeyn fol für fih allein, ohne Zugiehung 
der übrigen Lehens- und Fideifommiß -Sntereffenten, auf 
eine für immer gültig bleibende Art zu vollziehen. 

$. 11. 

Wenn hingegen der zeitige Gerichtöherr, eine Patrimo- 
nial- Gerichtöbarfeit, welche mit der Lehens⸗ oder Fidei⸗ 
fommiß » Eigenjchaft behaftet ift, gänzlih und für immer 
aufgeben will, fo müffen, Falls zur Zeit der Aufhebung 
auffer den Abkoͤmmlingen des zeitigen Gerichtsheren, für 
welche der ausdruͤckliche oder ftillfhweigende Verzicht des⸗ 
felben ſchlechthin verbindend ift, noch andere volljährige 
Folge» Berechtigte vorhanden find, neben dem zeitigen Ger 
richtsherrn, auch die zwei nächften von diefen, in die Auf- 
gebung willigen. Sind aber ſolche voljährige Folge» Be: 
rechtigte nicht vorhanden, fo genügt der bloße Verzicht des 
Gerichtöheren zur bleibenden Erlöfchung der Gerichtöbarfeit. 

6 12% f 

Uebrigens follen diejenigen, die fich ihrer bisherigen 
Gerichtsbarkeit freiwillig begeben wollen, nicht minder aber 
auch die, deren Gerichtöbarfeit ohne vorgängige Erklärung 
nach den obigen gefeßlichen Vorfchriften aufhören wird, ges 
gen jede Beeinträchtigung an den ihnen in Anfehung ber 
Beitreibung ihrer gutsherrlichen Nechtsgefälle und Dienfte, 
nach den Landtags Abfchieden, Meier Ordnungen und dem 
Herfommen zuftehenden Gerechtfamen, ftetd gebührend und 
nachdruͤcklich geſchuͤtzt werden. 

$. 13. 

Bei allen durch diefes Geſetz oder durch freiwilligen 
Verzicht aufgehobenen Patrimonial» Gerichten follen naͤm⸗ 
lich die bisherigen Gerichtsherrn in ihren vormaligen Ge— 
richts⸗Bezirken das Recht behalten, ihre im Klaren beru— 
benden Pacht» und Meiergefälle, Dienfte und Dienftgelder, 
durch die Unter» Bedienten der Obrigkeit, unter welcher die 
Pflichtigen wohnen, nad) vorgängiger Nequifition der obrig- 
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keitlichen Behörde, ohne weiteres Verfahren beitreiben zu 
laffen, und diefe Behörden follen auf dergleichen Requiſi⸗ 
tionen ihren Unter» Bedienten unverzüglich die dazu nöthi- 
gen Befehle ertheilen, und en deren ungefäumte Bollzie- 
bung halten. 

$. 14. 

Wenn bie Pflichtigen eine folche Schuld, auf welche fie 
in Anfpruch genommen werden, nicht unbedingt anerfens 
nen und die Sache alfo nicht fofort in aller Beziehung 
gänzlich Har-ift: fo fol diefelbe zuvor bei der Fompetenten 
Gerichts » Behörde angebracht, aber fchnell und en 
verhandelt werden. 

$. 15. 

In den Randestheilen aber, mo bie Gutsherrn ſelbſt 
durch eigene Exekution das im $. 13 erwähnte Recht aus⸗ 
geuͤbt haben, fol diefe alte Berfaffung bleiben, jedoch alſo, 
daß fie ohne mißbräuchlihe Ausdehnung auf Anfprüche, 
die nicht im Klaren liegen, und ohne alle ungerechte Härte 
ausgeuͤbt werde, indem ſolchen Fans dem Pflichtigen die 
gebührende Entfchädigung en. und unverzögert ges 
leiſtet werden fol. 

$. 16. 


Auch fol den bisherigen Gerichtsherrn die Wahrneh⸗ 
mung der niederen Polizei in eben dem Maße verbleiben, 
wie fie diefelbe bisher, da fie ſich in dem Bejige und in der 
Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit befanden, auszuüben berech- 
tigt gewefen, jedoch alles diefes nur infofern, und fo lange, 
ald die eintretenden Fälle nicht zu einem eigentlichen ge- 
richtlichen Verfahren erwachfen. 

$. 17 

Sn Folge diefer Beftimmung find. die bisherigen Ge, 
richtsherrn aber auch verpflichtet, für die Bekanntmachung 
und Beobachtung der die niedere Polizei betreffenden Vor— 
fohriften dafelbft gebührend Sorge zu tragen, und fie find 
deshalb verantwortlih. Es bleibt ihnen daher auch unbe; 
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nommen, Jemand mit ben Polizei,» Gefchäften zu beauftras 
gen, der auf dem Gute ſtets anmwefend ſeyn muß, 
$. 13. 

Don * Zeitpunkte an, dba eine Patrimonial » Ge- 
richtöbarfeit aufgegeben, oder aufgehoben wird, follen die 
Koften der Gerichts-Verwaltung, ohne Unterfchied und Aus— 
nahme, den bisherigen Snhabern einer folchen Gerichtsbar⸗ 
keit nicht ferner zur Laſt fallen. 

$.19. 

Den bisherigen Gerichtsherrn aber bleiben alle ihre 
gutsherrlichen Gerechtſame gänzlich ungefchmälert, auch be> 
willigen Wir, ohne daß dies in ähnlichen Fällen zu irgend 
einer Konfequenz gereichen fol, daß benfelben alle Ein; 
fünfte, in Anfehung deren zweifelhaft feyn möchte, ob fie 
zu den gutöherrlichen oder gerichtsherrlichen Vortheilen ges 
hören, wenn fie fi) nur bis zu dem Zeitpunfte. der fuspen- 
dirten Gerichtsbarkeit in deren unbeftrittenen Befite wirf- 
lich befunden haben, gelaffen werden, 3. B. Schuß: und 
Dienft» auch Krug» Pachtgelder und andere Gefälle der Art. 

$. 20. 

Den Gerichtsfaffen eines aufhörenden Patrimonial: 
oder Iandesherrlichen Gerichts fol Alles, was ihnen diefe 
Behörde bisher unentgeltlich zu leiften hatte, auch ferner 
von ihrer neuen, an die Stelle jener eintretenden Obrig— 
feit, ohne Vergütung geleiftet, und bis zur Erlaffung einer 
neuen allgemeinen Sporteln-Tare, welde fodann zur als 
leinigen Vorfchrift dient, follen die von ihnen der Obrig- 
feit zu entrichtenden Gebühren immer nad der Zare, 
fey es die der eintretenden neuen oder die der ab» 
tretenden alten Obrigfeit, berechnet werden, deren Saͤtze 
im Allgemeinen die geringern find. Wir werden diefes dem; 
nächft mit Zuziehung der abtretenden Gerichtsherrn, in An- 
fehung jedes einzelnen folchen Gericht3-Bezirfs unterfuchen, 
und darnach beſtimmen laffen, welche der beiden Zaren in 
folhen Fällen bei den Gebühr » Anfägen bis zur Erlaffung 
der allgemeinen Sportel:Tare einftweilen befolgt werden fol. 
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$. 2 

Wo nufgehobene Patrimonial⸗ Gerichte bisher — 
Gerichtshalter verwaltet ſind, die von den Einkuͤnften der 
Gerichtshalter⸗Stelle hauptſaͤchlich ihren Lebens⸗Unterhalt 
gehabt, auch daneben ſich, durch beſonderes Wohlverhalten 
ausgezeichnet haben, und die ſich durch vorzuͤgliche Quali⸗ 
fikation und Rechtlichkeit zu einer Anſtellung im oͤffentlichen 
Dienſt empfehlen, da werden Wir nicht abgeneigt ſeyn, 
wie auch bisher ſchon geſchehen iſt, alle Ruͤckſicht in Anſe⸗ 
hung der ——— derſelben eintreten zu — F 

$. 22. 

Die Eibil⸗ Yufkig+Kompeten derjenigen Patrimeniai 
Gerichte, welche, nach Maßgabe der obigen Beſtimmun⸗ 
gen, in ihrem Weſen und Beſtande verbleiben, wird in ih⸗ 
rem inneren Umfange im Allgemeinen in eben ben Verhaͤlt⸗ 
niffen unverändert erhalten, in denen fie bisher beftanden. 

a: 

Die von Unferen getreuen Ständen felbft in Antrag 
gebrachte unbedingte Trennung der gefammten Kriminals 
Gerichtsbarkeit von allen Patrimonial-Gerichten der Geift- 
Iihfeit und Gutsbefiger, ohne einige Ausnahme, wird von 
Uns in Kraft eines unmwandelbaren Berfaffungs - Grund: 
fates, hiermit genehmigt, verordnet und feftgeftellt. 

Die Berwaltung diefer Kriminals Berichtsbarfeit ger 
fchieht demnach allein in Unferem Namen und durch Unfere 
Gerichts: Behörden, und behalten Wir Uns vor, fobald 
die dazu in jedem Bezirfe zu treffenden Voranftalten be- 
fhafft fegn werden, ben Zeitpunft zu beftimmen, ba bie 
Verwaltung an Unfere Behörden übergehen kann und fol. 

$. 24 

Da auf ſolche Weife die Patrimonial + Kriminal + Ges 
richtöbarfeit mit der Uns als Landesherrn zuftehenden hoͤch⸗ 
ſten Gerichtsbarfeit auf immer wieder verbunden worden: 
fo ift eine Folge hiervon, daß diejenigen Unſerer Behör- 
ben, welchen Wir deren Verwaltung inſoweit uͤbertragen 
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werden, als fie von ben Patrimonial: Gerichten bisher 
ausgeuͤbt ift, befugt ſeyn müffen, in deren Bezirken, feyen 
fie gefchloffen oder ungefchlöffen, in Fällen dringender Eile, 
unmittelbar und in andern auf eben die Weife zu verfi- 
gen, wie Unfere Kriminal-Aemter dazu in dem Umfange 
derjenigen Unſerer Aemter berechtigt find, welchen die Ber: 
waltung der Kriminal- Gerichtsbarkeit nicht zufteht. 
5 2 - - 

- Die-Patrimenial-Gerichte follen aber auch ihrer Seite, 
ale forgfame Obrigfeiten, fchuldig feyn, bie in ihren Bes 
zirken eintretenden Kriminalfälle Unferen, mit der Inſtruk⸗ 
tion. der Kriminal⸗Sachen beauftragten Behörden ohne Zeit; 
verluft zur Kenntniß zu, bringen und bis zur Dazwifchen- 
£unft diefer Behörden ale Maßregeln zu treffen, welche 
zur Erforfchung der Wahrheit, Feftftellung des Thatbeſtan⸗ 
des und Feſtmachung der Thäter erforderlich find und fei- 
nen Verzug leiden. Nach Ergreifung der Thäter find dieſe 
an die fompetente Kriminal- Behörde fogleich abzuliefern. 
Indeſſen muß der Gerichtähalter, wenn er zur Zeit ber 
Berhaftung im Gericht anmwefend ift, noch vor ber Ablie⸗ 
ferung, mit denfelben das erfte fummarifche Verhoͤr vor- 
nehmen und die Protofolle und fonftige Akten, zugleich mit 
dem Berbafteten, der Kriminals Behörde abliefern Laffen. 

6. 26. 

Die Unterſuchung und Beſtrafung der Polizei⸗ Verge⸗ 
ben und die Brüchten-Gerichte ſollen nicht allein den fort 
beftehenden Patrimonial » Gerichten, fondern allen Gute» 
herren, welchen folche vorhin zugeftanden hat, auch ferner 
verbleiben. Nur find, wie bei der vorhin gemifchten Ges 
richtöbarfeit, die Grenzen der Polizei» und Brüchten » Ges 
rechtfame da, wo dergleichen Berechtigungen zufammentref 
fen möchten, genau zu beftimmen und zu begrenzen. 

Doch follen fie 

a) die Prinzipien, nach welchen in Fällen, woruͤber alle 
gemeine Polizei: Gefege Nichts beftimmen, die Polizeis 

Strafen von ihnen herkoͤmmlich erfannt werden, an 
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die ihnen vorgefeßte Provinzial Regierung, binnen ei- 
ner von dieſer zu beftimmenden Frift, zur Genehmigung 
einfenden, und beſtimmen Wir hiermit im Allgemeinen, 
dasß die Strafbefugniß in feinem Falle, acht Tage Ge: 
faͤngniß oder acht Thaler Geld-Strafe überfchreiten fol; 
b) bie Strafgelder follen in feinem. Falle in die Kaffen 
der Gerichtshalter fließen oder diefen ald Dienft - Emo» 
Iument von den Gerichtöherrn angerechnet werben, -und 
c) fol vier Wochen nah dem Schluffe eines jeden Ka- 
lender⸗Jahres ein genaues Verzeichniß der von ihnen 
verhängten Polizei-Strafen an die vorgefegte Provins 
zial-Regierung eingefandt werben, damit diefe ſich uͤber⸗ 
zeugen koͤnne, daß den sing gemäß. erkannt 


worden ſey. 
$. 27. 


Weder der Gerichtsherr, wenn er das Bericht ſelbſt 
verwalten will, noch der Gerichtshalter darf in auswaͤrti— 
gen Dienften ftehen, wenn nicht Unſer Minifterium aug 
bewegenden Gründen in einzelnen Fällen, diefes zu. geftats 
ten fi) bewogen findet. 
3 „ui > .- 
Will der Gerichtsherr die Berwaltung bes Gerichte 
felbft führen, wobei er gleichwohl in feinem Falle in eiges 
ner Sache verfahren oder erfennen barf, indem biefelbe fos 
dann vielmehr an das Ober sGericht der — gehoͤrt, 
ſo hat derſelbe 

a) die Genehmigung Unſeres Miniſterii zu — Zwecke 

zu erwirken, welches dieſelbe dann verweigern kann, 

wenn ihm in Anſehung ſeines moraliſchen Charakters 

und ſeines Betragens erhebliche Gruͤnde entgegenſtehen; 

b) ſich einer Prüfung feiner Rechtskenntniſſe in dem Falle 

zu unterwerfen, wenn er nicht fchon überzeugende Bes 

weife feiner Fähigkeit zur Verwaltung des Richter Am- 
tes gegeben hat; und fol er 

0) nad) erlangter Genehmigung zur Führung des Richters 

Amtes auf eben die Weife, wie jeder andere Gerichts; 
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halter, dem Stante befonders verpflichtet, auch auf bag 

Protokoll beeidigt werben. Ueberhaupt ift derſelbe in 

Anfehung der von ihm verwalteten eigenen Gerichtsbar⸗ 

feit, fodann vom Tag feiner Introduktion an, gleich 

dem Gerichtshalter, ald wirklicher Staatsdiener anzus 
ſehen, und finden bie unten folgenden Borfchriften der 
68. 35, 41, 43 — 49, 51 —54 auch auf ihn volle Ans» 
wendung. | | 
| | $. 29 

Sol die Gerichts-Verwaltung durch einen Gerichts⸗ 
halter gefcheben, dem die Ausuͤbung des Nichter- Amtes fos 
dann, ohne alle. Einmiſchung ded Gerichtöheren, zu über» 
laffen ift; fo hat der Gerichtäherr zu dem Zwede Unferem 
Minifterio den ernannten Kandidaten zur Genehmigung 
anzuzeigen, welcher indeffen, neben der ihm beftimmten Ge- 
richtöhalters: Stelle, nicht ald Verwalter oder auf andere 
Weiſe in Privat Dienften des Gerichtöherrn ſtehen darf. 

$. 30, u 

Doc fol dieſes Ernennungs- und Praͤſentations⸗Recht 
des Gerichtsherrn, wenn derfelbe einen förmlicdhen Konfurs 
erregt haben follte, und fo lange er in bemfelben befans 
gen ift, von ihm nicht ausgeuͤbt werben, fondern in dieſem 
Falle auf das, die Adminiftration der Konkurs⸗Maſſe Teis 
tende Gericht übergehen, welches, demzufolge, fodann das 
Ernennungss und Präfentationg-Recht zur Wiederbefeßung 
der Stelle des Gerichtöhalterd auszuiben hat, Sn dem 
Falle, wo dem judicio diefes Recht beigelegt wird, hängt 
jeboch die Beftimmung der Befoldung vom curatore massae 
und von der Beftimmung Unſeres Minifterii ab. 

$. 31. 

Bor der Ernennung und Präfentation eines Kandida⸗ 
ten zur Gerichtshalters-Stelle, hat der Gerichtsherr mit 
demjenigen, den er zu ernennen und zu präfentiren gewil⸗ 
let ift, eine beftimmte, fchriftlich zu verfaffende Vereinba⸗ 
rung über die dem Gerichtshalter von dem Gerichtsherrn 
pünktlich zu bezahlende Befoldung, Emolumente und Afci- 


679 


denzien, auch die von dem Gerichtshalter dem Gerichtsherrit 
etwa. zu leiftende Kaution zu treffen, in Folge diefer Ver⸗ 
einbarung eine durch beiderfeitige Unterfchrift eventualiter 
anerfannte Beſtallungs⸗Urkunde zu entwerfen, diefe gleich 
bei der Ernennung und Präfentation Unferem Minifterio 
vorzulegen und dabei nachzumeifen, daß die gefammte Dienfts 
Einnahme bes Gerichtshalters anf eine dem Umfang. feiner 
Gefchäfte angemeffene Weife beftimmt worden ſey. 
$.. 32, 

Wenn diefe Beftallungs-Urfunde die ——— Un⸗ 
ſeres Miniſterii erhalten hat, ſo kann ſie nicht anders als 
mit deſſen Zuſtimmung und unter Bewilligung beider Theile, 
ſowohl des Gerichtsherrn als des Gerichtshalters, BR 
dert werben. 

$. 33. 

Hat Unfer Miniſterium gegen die, als Gerichtshalter 
vorgeſchlagene Perſon, in Anſehung ihres ſittlichen Charak⸗ 
ters oder aus andern Gruͤnden, etwas zu erinnern, ſo ver⸗ 
wirft dasſelbe den Vorſchlag, und erfordert von dem Ges 
richtöherrn eine e andere Ernennung und Präfentation. 

’ $. 34. 

Wird diefe genehmigt, fo ift ber Genannte, wenn er 
nicht fchon vorher Behuf eines einheimifchen Richter⸗Amtes 
von einem Unferer Landes-Suftizkollegien geprüft ſeyn follte, 
von der Suftig- Kanzlei der Provinz zu prüfen, und wenn 
er tühtig befunden worden, -auf Verfügung Unſeres Mis 
nifterii, durch eine von dem Gerichtöheren zu requirirende, 
in einem richterlichen Amte ftehende Perfon, in Gegenwart 
der Borfteher der Gemeinde des Gerichts, nach vorgängi- 
ger Ableiftung des Huldigungs » Eides auf rechtichaffene 
und unpartheiifche Rechtspflege und Verwaltung mit dem 
Dienft-Eide, dazu: 

daß er alle Pflichten, welche ihm vermöge de ihm ans 
vertrauten Amtes, ald Gerichtshalter obliegen werden, 
gewiffenhaft und genau erfüllen, insbefondere aber die 
- Sufliz, einem Seden, ohne alle Partheilichfeit, auf das 
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ſchnellſte und gewiffenhaftefte verwalten, auch die befte, 
benden und noch vorzufchreibenden Sportel ⸗Taxen auf 
feine Weife erhöhen wolle, - 
zu verpflichten, und förmlich in fein Amt einzuführen. 
Auch hat der. Gerichtöherr ein von der requirirenden 
richterlichen Perſon hierüber in beglaubter Form zu ertheis 
lendes Zengniß an Unſer Minifterium Pen einzus 
JERDER, 

Auf diejenigen Gerichtöhalter, welche ſchon jest bei 
einem einheimifchen Patrimonial» Gerichte angeftellt find, 
finden die Vorfohriften dieſes F., welche. die Prüfung der 
Gerichts halter betreffen, keine Anwendung. 

$. 35. 

ft ein Gerichtöhalter Durch Krankheit oder andere drin» 
gende Urfachen behindert, feinen Dienft zu verfehen, ober 
ift deffen Stelle fonft erledigt, fo fol ein benachbarter Ges 
richtshalter oder Beamter von dem Gerichtsherrn requirirt 
werden, den Dienft, gegen eine verhältnißmäßige Vergütung, 
interimiftifch zu verwalten. 


Der Gerichtöherr ift verpflichtet, jeden ſolchen Fall fo. 
fort, nachdem er eingetreten, und fpätefteng binnen 14 Tas 
gen oder, bei legaler Behinderung des Gerichtöheren, bins 
nen vier Wochen, nad Eintritt der Behinderung oder Ers 
ledigung, Unferem Minifterio anzuzeigen, im Fall der Uns 
terlaffung aber eine von diefem zu beftimmende und fofort 
ee angemeffene Geldftrafe zu entrichten. 

$. 37. 

Binnen der näcften drei Monate, nach einer einges 
tretenen wirklichen Erledigung foll der Gerichtöherr die von 
ihm zur Wiederbefegung der Stelle gefchehene Ernennung 
und Präfentation Unferem Minifterio vorlegen. 

| Ä $. 38. 

Wenn nach deren unbenusgten Ablauf, auf gefchefene 
Erinnerung Unferes Minifterit, von dem Gerichtöherrn, for 
dann binnen anderweiten- vier Wochen, noch feine Ernens 
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nung ober Präfentation eingebracht wird, fo verliert ber; 
felbe für dasmal-die Aushbung des Ernennungs » und Präs 
fentationg» Rechts, die Stelle aber wird von Unferem Mis 
nifterio unverzüglich befegt, und ber Gerichtöherr iſt auch 
in diefem Falle fhuldig, dem auf. folche Weife ernannten 
Gerichtöhalter die bei der Stelle üblichen und den Gefchäften 
angemeffenen Dienft -Einnahmen und Be a ie zu be⸗ 
willigen und zu leiſten. 
§. 39. 

Die Gerichtshalter ſollen, fo bald fie in ihr Amt eins 
geführt find, als wirkliche Staatsdiener angefehen und bes. 
handelt werden, bie Gerichtsherrn mithin auf feine Weife 
in. deren Gefchäfte einzugreifen, noch weniger denfelben 
Weifungen in einzelnen Rechts - Sachen zu ertbeilen befugt 
feyn, indem fie gleich allen andern Unter» Obrigfeiten, in 
Anfehung ihrer Amts» Gefhäfte lediglich und allein unter 
der Direktion der ihnen — verfaſſungsmaͤßigen 
Ober » Behörden ſtehen. 

F. 40. 

Doch ſollen die Gerichtsherrn eben ſo berechtigt als 
verpflichtet ſeyn, auf die Dienſtfuͤhrung ihrer Gerichtshal⸗ 
ter und ob ſie ohne Unordnungen, Unregelmaͤßigkeiten und 
Zoͤgerungen geſchehe, im Allgemeinen zu achten und etwa⸗ 
nige Beſchwerden gegen dieſelben bei den kompetenten Ober⸗ 
Behoͤrden zur Kenntniß zu bringen; zu dem Zweck von Zeit zu 
Zeit an der gewoͤhnlichen Gerichtsſtelle Einſicht der Protokolle 
und Akten, der Hypotheken, Teſtamente, Vormundſchafts⸗ 
und Depofitens Bücher, auch der Depoſiten ſelbſt, zu ver⸗ 
langen und follen die Gerichtsherrn, namentlich in Anfe 
bung der Depofiten, es in eben dem Maafe, wie Unſere 
Kammer nad der Depofiten- Ordnung vom. 29. November 
1737 zu halten haben, die zu dem Zwede auf alle und jebe 
Patrimonials Gerichte hiermit erſtreckt wird. 

Ss. 4. 
Der Wohnſitz des Gerichtshalters fol in feinem Falle 
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aufferhalb Landes und mehr ald 3 Meilen von den entles 
genften Gerichtöfaffen entfernt feyn duͤrfen. 
$. 42. 

Da jeber, der das Recht zur Gerichtsbarkeit ausuͤben 
will, auch die zur Unterhaltung wohl beſtellter Gerichte ers 
forderlihen Koften tragen muß: fo ift von den Gerichts- 
herren für angemeffenen und ficheren, innerhalb des Gerichts- 
Bezirks gelegenen Gelaß zu ben Gerichts-Sigungen, zu 
Aufbewahrung der Regiftraturen und Depofiten, wie auch 
für fichere und der Gefundheit der Gefangenen unſchaͤdliche 
Gefängniffe, zur Aufbewahrung der Givil- und der an die 
Kriminal» Behörden abzuliefernden Kriminal: » Gefangenen, 
— der S, 55 beſtimmten Zeitfriſt, Anſtalt zu treffen. 

$. 43. 

Die Handlungen der ftreitigen Gerichtöbarfeit follen 
nur an dem beftimmten Gerichts-Sige oder innerhalb des 
Gerichtö+ Bezirks vorgenommen werden, nicht in ber Pris 
vatwohnung des Gerichtshalters. Doch darf der Gerichts; 
halter, wenn er aufferhalb des Gerichts - Bezirks wohnt, 
auf Anſuchen einer freiwillig erfiheinenden Partei, deren 
Beſchwerden und fonftige Anträge, bei welchen Gefahr auf 
dem Verzug haftet, auch in feiner Privatwohnung und 
barauf ebendafelbft die erforderlichen Verfügungen, 3. B. 
Manutenenz und Arreft- Befehl erlaffen. 

| $. 4. 

- Die Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarfeit duͤr⸗ 
fen zwar von ben Gerichtöhaltern auch aufferhalb ihres 
Gerichts » Bezirks vorgenommen werben, jebod bei Vermei⸗ 
dung einer von dem Gerichtöhalter zu entrichtenden ange- 
mefjenen Geldftrafe und im Wiederholungsfalle, bei Strafe 
ber Suspenfion desfelben, nur wenn die Partheien, ober 
eine berfelben, lintergebene ihres Gerichts: Sprengels find 
und ſich dazu freimiliig dafelbft einfinden wollen. 

$. 45. 

In jedem Gerichte follen feftftehende, ein für allemal 

beftimmte und befannt zu machende Gerichts⸗Tage gebals 
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ten werben, und wenn gleich nach dem Gefchäfts-Umfange 
jedes einzelnen Gerichts erlaffen werben muß, wie oft ders 
. gleichen Gerichts-Tage erforberlih jeyn werden: fo ordnen 
Wir doch, daß felbft in dem Keinften Gerichts » Sprengel 
minbeftend alfe vier Wochen ein —— N ai; 
abgehalten werde. 

F. 4. 

Bei Anfegung und Erhebung der Gebühren jeder Art, 
ſollen die Gerichtshalter bis dahin, daß von Uns eine all» 
gemeine Sportels Tare erlaffen feyn wird, genau nad) den 
einftweilen bei den einzelnen Gerichten beftehenden Sportels 
Zaren fih richten; diefe follen fofort einer Nevifion unters 
zogen, und zu dem Zwede an Unſer Minifterium zu ins 
terimiftifcher ‚Genehmigung eingefandt, fodann an den Ges 
richts-Thuͤren angefchlagen; die Gebühren aber ohne alle 
Ausnahme, nad ihren einzelnen Sägen, auf ben bei den 
Akten aufzubewahrenden Koncepten der zu tarirenden Aus⸗ 
fertigungen, von dem Gerichtöhalter mit eigener Hand riche 
tig und zutreffend verzeichnet, auch auf den Originalien 
felbft auf gleiche Weife fpecificirt, und follen deren feine 
erhoben werden, bie nicht zuvor alfo zu den Akten und auf 
den Ausfertigungen bemerft worden wären. 

$. 47. 

- Der Gerichtöhalter, welcher dieſe Vorfchriften nicht bes 
folgt, verwirft dadurd eine, nad Befinden der Umftände 
zu- beftimmende, und fofort von ihm beizutreibende Geld⸗ 
firafe von 10 bis 50 Thaler. Der Unter» Bediente, der 
fich bei der Einforderung der Gebühren Ueberſchreitung der 
Taren oder Erhebung von Gebühren erlaubt, die nicht ges 
billigt und feftgefegt find, wird mit Gefängniß, auch nad 
Befinden mit Dienft-Entfegung beftraft, und follen die uns 
gebührend erhobene Gelder in allen Fällen erftattet werden. 

$. 48. 

Wegen Transportmittel ift in feinem. Falle einer ein- 
zelnen, an einem ordentlichen Gerichtss Tage vor re 
handelnden Partei Etwas anzurechnen. 
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. 8, 

Nur e bei anfferordentlichen Gerichts -Sigungen, welche 
den Partheien in dringenden - Fällen auf ihr Verlangen nie 
zu verfagen, find dieſe fchuldig, dem Gerichtshalter die 
Transportmittel, jedoch Feine Diäten, zu —— oder zu 
verguͤten. 

F. 50. 

Der Gerichtshalter darf weder gegen den Gerichtsherrn, 
noch fuͤr oder gegen ſeine Gerichts-Untergebenen, Advoka⸗ 
tur⸗Geſchaͤfte treiben. 

$. 51. 
Jedem Gerichlshalter ſteht frei, ſeine Entlaſſung bei 
dem Gerichtsherrn nachzuſuchen, welcher ſodann Unſerem 
Miniſterio hiervon und von der anderweiten Ernennung 
und Praͤſentation zu deſſen Genehmigung Anzeige thun wird. 
$. 52. 

Wenn der Gerichtsherr ſeiner Seits eine Kuͤndigung 
des Gerichtshalters noͤthig erachtet, ſo hat er die ihn dazu 
bewegende Gruͤnde Unſerem Miniſterio vorzutragen, und 
deſſen Genehmigung nachzuſuchen. 

S. 53. 

Jeder Gerichtsherr hat ſofort und auf ſeine Koſten 
nicht nur die noͤthigen Unterbedienten, ſondern namentlich 
auch, wenn der Gerichtshalter nicht ſelbſt im Orte wohnt, 
einen daſelbſt wohnhaften, Schreibens erfahrnen, unbeſchol⸗ 
tenen Mann zu beſtellen, an welchen, in eiligen und fons 
fligen Fällen, wo es erforberlich ift, die Unterthanen mit 
ihren Anliegen fich wenden können, und der dann unver 
züglid; und ohne. diefen irgend einige Koften zu verurfachen, 
ben Gerichtöhalter Davon zu benachrichtigen hat, auch dazu 
ein für allemal in Eid und Pflicht zu nehmen ift. 

$. 54. 

Ale die Einfegung und Beeidigung der Gerichtöhalter 
und Altuarien betreffenden Ausfertigungen ergehen ohne 
Berechnung einiger Fisci⸗ oder fonftiger Gebühren. 
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5. 
Um die obigen — Vorſchriften zu wirtlicher Aus⸗ 
fuͤhrung zu bringen, beſtimmen Wir: 


9) daß die Gerichtsherrn, deren Gerichtsbarkeit nach die⸗ 
ſem Geſetze fortdauern kann, mithin ſowohl die Inha⸗ 
ber der in Wirkſamkeit gebliebenen geſchloſſenen, als. der 
durch das Ausfchreiben vom 9. November 1813 fuspens 
dirten und bis zur volftändigen Befolgung der Bors 
fchriften diefes 5. fuspendirt bleibenden ungefchloffenen 
Patrimonial: Gerichte, fih binnen ſechs Monaten, nad 
Erlaffung diefes Gefeges, bei Unferem Minifterio daruͤ⸗ 
ber unbedingt erflären, ob fie. gewillet find ihre Ges 
richtsbarkeit beizubehalten. Wenn diefe Erklärung bin- 
nen der gedachten Frift nit geſchieht, fo ift die Pas 

trimonial⸗Gerichtsbarkeit als —— — 
anzuſehen; 

b) daß die Gerichtsherrn, welche ſich für die Beibehaltung 
ihrer Gerichtsbarkeit erffärt haben werben, binnen eis 
nem Sabre nad) Erlaffung diefes Gefeges, Unferem Mi: 
nifterio anzeigen, ob und mie fie, den gefeglichen 
Erforderniffen und Bedingungen ber. ferneren Ausübung 

ihrer Gerichtöbarfeit Genüge geleiftet haben. Sobald 
dieſes volftändig nachgewiefen feyn wird, fol bie Pas 
trimonial s Gerichtsverwaltung der durch das Ausfchreis 
ben vom 9. November 1813 fuspendirten Gerichte, ins 
fofern fie übrigens zur Fortdauer gefeglich geeignet ift, 
unverzüglich wieder hergeftellt werden. 

Unterbleibt diefe Anzeige, fo foll von Unferem Mini- 
fterio den Säumigen dazu eine kurze Frift bei Strafe 
des Verluſtes der Gerichtsbarkeit, bewilligt, falle aber 
auch diefe unbenugt gelaffen werden follte, fo fol die 
Gerichtsbarkeit auch in diefem Falle ald unmwiederruflich 

- aufgehoben betrachtet und demzufolge wegen beren Ber: 
waltung das Nöthige von Unferem Miuifterio verfügt 
werben. Jedoch bleibt bei foldhen Patrimonial: Gerich- 
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ten, welche mit ber Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Eigenſchaft 
‚behaftet find, falls nicht etwa die beiden naͤchſten groß- 
jährigen Agnaten in dieſe faftifche Verzichtleiftung des 
zeitigen Gerichtöheren auf die Gerichtsbarkeit eingewil- 
ligt haben, denjenigen Agnaten, welche durd die Hand: 
[ungen bes jegigen Beſitzers nicht verpflichtet find, das 
" Recht, die eingezogene Patrimonial-Gerichtöbarfeit dem; 
nächft wieder zu reflamiren, wenn fie fi) binnen fechs 
: Monaten, von Zeit der angefallenen Sufceffion an, 
bei Unferem Minifterio deshalb: melden und binnen fer 
ner ſechs Monaten den Vorſchriften . $. lit, b volls 
ftändig Genüge leiften. 


11. 


Nachdem die getreue allgemeine Verfammlung ber 
Stände des Königreihd Uns ihren Wunſch geziemend vor⸗ 
getragen hat, daß das vorftehende Geſetz auch auf die 
neuerdings mit dem Königreiche Hannover vereinigten Pro; 
vinzen ausgedehnt werden möchte: fo haben Wir dieſen 
Antrag forgfältig erwogen. 

Unſer aufrichtiger Wunſch ift, fo viel ald möglich, Un» 
fere fämmtlichen Unterthanen auf gleiche Weife mit den als 
ten zu regieren. Auch wollen Wir in Anfehung der vors 
maligen Patrimonials Gerichtsbarfeiten, fo viel es thuns 
lich feyn wird, die am heutigen QTage über deren verbefs 
ferte Berfaffung erlaffene Verordnung auf die neuen Pros 
vinzen anmenden, und zwar um fo williger, als den Ges 
richtöheren der Provinzen, die vorhin preußifch gemwefen, 
vor deren Abtretung, durch das Föniglich prenßifche Patent 
vom 9. September 1814 $. 20 die Zuruͤckgabe der Gerichts⸗ 
barfeit verheißen war. 

Dennod finden ſich in den Verhäftniffen jener, fpäter 
mit dem Königreiche Hannover vereinigten Provinzen einige 
Schwierigkeiten, welche bei der Ausführung biefer Verord⸗ 
nung gewiſſe Reſtriktionen erforderlich machen. 

Zovoͤrderſt muͤſſen in den Provinzen, woſelbſt das preuſ⸗ 
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fifche Recht beibehalten worben iſt, bie Vorfchriften diefer 
Verordnung nad ben. Dispofitionen jenes Rechts mobiftcirt 
werden, wie dies namentlich in Anfehung des Depofitens 
weſens der Fall ift. 

Ferner ꝛc. (dies betrifft Die VBerfaffungen der Städte) 
Endlich find, — wie faftifh auch von Seiten der fremden 
Beherrfcher die Rechte der vormaligen Gerichtöherrn in den 
durch den Tilfiter Frieden abgetretenen Provinzen ihnen 
genommen feyn mögen, — dennoch die Handlungen jener 
Regierungen in folchen Provinzen nicht in derfelben Maße 
als ganz unverbindlich zu betrachten, wie fie es in den 
Alt - Hanndverifchen Provinzen find, woſelbſt blos von einer 
friegerifchen Offupation und von — die Rede ſeyn 
konnte. 

Unter ſolchen Umſtaͤnden laͤßt ſich, zumal bei der noch 
zum Theil unbekannten Menge der Reklamationen, die auf 
die heutige Verordnung gegruͤndet werden moͤchten, nicht 
mit Beſtimmtheit im voraus beurtheilen, in wiefern etwa 
waͤhrend der franzoͤſiſchen oder weſtphaͤliſchen Herrſchaft 
von andern Unterthanen jura quaesita erworben ſeyn 
möchten, welche ſich der Wiederherſtellung jener Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichtsbarkeit in einzelnen Faͤllen entgegenſtellen koͤnn⸗ 
ten. Dieſe Umſtaͤnde machen es erforderlich, daß, wie hiermit 
von uns geſchieht, bei der in allem Uebrigen befohlenen Ans 
wendung diefer Verordnung auf die neuen Provinzen des 
Königreichs, die wirkliche Wiederherftellung einer Gerichts: 
barfeit, nach deshalb erfolgtem Geſuche des Gerichteherrn 
bei linferem Minifterium, von bemfelben die Ausführbar- 
feit des Anſpruchs fummarifch geprüft und darüber ſachge⸗ 
maͤß entſchieden werde. 

Dagegen wollen Wir, daß den vormaligen Gerichts⸗ 
berrn in Gemäßheit und nad den Beftimmungen der Ber: 
ordnung vom 13. März 1821, die vorhin befeffene Polizei: 
Gerechtigkeit und die von ihnen befeffenen Wrogen- und 
Brüchens Gerichte, eben fo wie denen, welche fie in den 
alten Provinzen befeffen häben, zuruͤckgegeben werben follen. 


Drittes Rapitel, 
Königreih Wirttemberg. 
I. 


Die koͤniglich Württembergifche Berfaffungs- Urkunde 
enthält hierüber folgende Beftimmungen '): 


. | F. 1. 

Der ritterfchaftliche Adel des Königreichs bildet zum Behufe 
der Wahl feiner Abgeordneten in die Stände-Berfammlung 
und der Erhaltung feiner Familie in jedem der vier Kreife 
eine Koͤrperſchaft. 


; 6 2. E 
Die Aufnahme in eine diefer Körperfchaften hängt von 
ihrer Zuftimmung und der Genehmigung bed Königs ab. 
In Beziehung auf die Aufnahme adelicher Befiger immas 
trikulirter Nittergüter fol jedoch durch die Statute diefer 
Körperfihaften das Nähere feftgefegt werben. 
3. 
Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, wie an 
dere Landes» Gefeke, verbindliche Kraft. 
$. 4, i - 
_ Den Mitgliedern der Ritterfhaft ſtehen alle allgemeis 
nen ftnatsbürgerlichen Rechte zu. 
e ' $. 5. 
Die näheren Beftimmungen über die Ausübung der im 
14. Artifel der Bundes-Afte der Ritterfchaft zugeficherten 
echte werden den Ständen mitgetheilt. 


11. 


dierauf erſchien am 8. BE, 1821 ER fs 
nigliche Verordnung ?): 


1) Königl. Württembergifche Verfaflungs: Urkunde vom 25. Sept. 
1819 $. 39 bis $. 42. — Siehe Konftitutionen der europäifchen 
Staaten. Th. II. Seite 291. 

2) Diefe Verordnung, welche am 24. Oftober 1825 auf den alt: 
Iandfäffigen Adel ausgedehnt wurde (fiehe das Ende dieſes Ka: 
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SAL und Korporationd,Berband bes ritters 
fhaftlihen Adele. 


$. 1. 

Die Eigenfhaft ‚eines Mitgliedes der Ritterfchaft und. .. 
der Genuß der damit verbundenen Vorrechte gründen ſich 
auf den Beſitz eines adelichen Nitterguts und den erbfichen 
Adelſtand des Befigers. Beide Erforderniffe find unzer- 
trennlich. 

E32 

Der gefammte ritterfhaftlihe Adel des Rönigreiche 
bildet in Gemäßheit der Verfaſſungs-Urkunde ($. 1 biefes 
Kapitels) in jedem der vier Kreife eine Körperfchaft. 

Die näheren Beftimmungen über die dem Zwecke dieſer 
Körperfhaft entfprechenden inneren Einrichtungen berfelben 
folfen durch befondere Statuten, im Wege der Gefeßgebung 
feftgefegt werden. 

Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und Ders 
bindlichfeitein des ritterfhaftligen Adels, 
5. 3. 

Den Mitgliedern der Ritterſchaft ſteht die unbeſchraͤnkte 

Freiheit zu, fuͤr ihre Perſon und fuͤr ihre Familien ihren 





pitels) iſt mit folgendem Eingaug verſehen: Wir ꝛc. thun hier: 
mit kund, daß, nachdem bei Uns die Mitglieder des Unſerer 
Hoheit untergebenen vormals reichsunmittelbaren Adels, wegen 
ihrer in Unſerem Koͤnigreiche gelegenen ritterſchaftlichen Be: 
ſitzungen, unter Berufung anf den 14. Artikel der deutfchen 
Bundes: Akte, um Feſtſtellung ihrer ſtaatsrechtlichen Verhält— 
niffe für fi und ihre Familien augefucht haben, Wir nad) 
Vernehmung ihrer Anträge und Wünfche, und daranf ertheilter 
Schlußerflärung, auch Anhörung Unferes Geheimen Rathe, 
befchloffen haben, daß rückfichtlich derjenigen, welche ſich für 
die Annahme der von Ung ertheilten und hiernach F. 1 — 68 
eingerücten Schlußerflärung vom. 4, Juli d. J. geäußert ha: 
ben, der Nechtezuftand auf die in diefer enthaltene Art feige: 
ſeßt werde, wie folgt: 
| 44 
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Aufenthalt in jedem zum beutfchen Bunde gehörenden, oder 
mit demfelben in Frieden ftehenden Staate zu nehmen. 

Diejenigen Mitglieder der Ritterfchaft, welche fich ent- 
mweber in Unferem Dienfte befinden, oder aus Unferen 
Staats-Kaſſen eine Penfion beziehen, haben ſich nach den 
beöfallfigen Verordnungen zu verhalten. 

$. 4. 

Die Mitglieder der Nitterfchaft koͤnnen fo wenig, als 
andere Staatsangehörige, ohne Unſere befondere Erlaub» 
niß, neben dem Württembergifchen Staatsbürgerrecht, auch 
noch das eines fremden Staats erwerben oder beibehalten. 

Snzwifchen fol doch denjenigen Mitgliedern der Rit— 
terfchaft, welche durch die zur Zeit ihrer Unterwerfung un- 
ter die Souveränität der Krone Württemberg bereits inne 
gehabten Befisungen, Unterthanen mehrerer Bundes⸗Staa⸗ 
ten geworden find, in Beziehung auf. foldhe Befigungen 
die gleichzeitige Aushbung des Württembergifchen Staats- 
bürgerrecdhts, neben dem in diefen Staaten geftattet feyn, 
infofern leßtere den gleichen Grundfag gegen das König- 
reich Württemberg anerfennen und ſich zu der Aufftellung 
einer gemeinfamen Pegel in Anfehung derjenigen ftaats- 
bürgerlichen Berpflichtungen, welche ihrer Natur nad nur 
eine einfache Erfüllung zulaffen, vereinigen werben. 

| 6. 5. 

Mit Ausnahme diefes Falls hat ein Ritterguts-Befiger, 
wenn er in verfehiedenen Staaten begütert ift, fich für den 
einen oder den anderen Staat beftimmt zu erflären, um 
diefem als Staatsbürger im vollen Sinne anzugehören. 

$. 6. 

Waͤhlt er den dieffeitigen Staat, fo hat er alle Pflichs 
ten eines MWürttembergifchen Staatsbürgers zu übernehmen, 
welchen in Kollifionsfällen jede fremde Pflicht nachftehen 
muß. - 
Es bleibt ihm jedoh unbenommen, auf feinem aus⸗ 
wärtigen Nitterfig nicht nur den temporären Aufenthalt zu 
nehmen, fondern aucd allen mit dem Beſitze des auswärtis 
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gen Guts verbundenen Obliegenheiten, inſoweit fie nicht 
feinen diesfeitigen Staatsbürger » Pflichten entgegenlaufen, 
Genüge zu leiften. 
| %. 7 

Erflärt er fi hingegen zu der Annahme eines frem- 
den Staatsbuͤrgerrechts, fo ift er als ein im Staate beguͤ⸗ 
terter Ausländer zu behandeln. Er kann in folhem Falle 
weder auf die Vorzüge des Indigenats, noch auf den Ge- 
nuß der Rechte der Landftandfchaft Anfpruch machen. Sn 
Hinfiht auf feinen Gutsbeſitz aber hat derfelbe nicht nur 
alle darauf haftende Real-Laſten zu tragen, fondern er 
ift auch wegen aller perfönlichen Berbindlichkeiten, die theils 
in Beziehung auf diefes Gut und deſſen Verwaltung, theils 
während feines temporären Aufenthalts im Königreiche, 
gegen den Staat oder Unterthanen besfelben entftanden 
find, Unferen gerichtlichen und Verwaltungs-Behoͤrden un: 
terworfen, weswegen er, fo fange er nicht felbft gegenwär- 
tig ift, einen Stellvertreter für fich zu beftellen hat, wel: 
chem man alle den Gutsbefiger angehenden gerichtlichen und 
auffergerichtfichen Verfügungen mit rechtlicher ung eins 


haͤndigen fann. 
$. 8. 


Ein folher im Königreiche begüterter ausländifcher 
Nittergutds Befiger, ift übrigens, fowohl in Anfehung der 
liegenden Gründe, als auch in Hinficht auf die zum. Gute 
gehörigen Fahrnißftüde und Aktiv» Kapitalien den Wirt: 
tembergifchen Gefegen und Behörden unterworfen. Nas 
mentlih kann das Gut und beffen Zugehörde weder bei 
Erbtheilungen, noch bei Beftelung der vormundfihaftlichen 
Adminiftration unter einen fremden Gerichtszwang gezogen 
werben, es wäre denn, daß befondere Verträge mit dem 
Staate, welchem der Gutsbefiger ald Staatsbürger zuger 
hört, eine andere Beftimmung darüber iin 

$. 9. 

Geht das Rittergut nad dem Tode des Befigerd auf 

einen auswärts angefeffenen gefeglichen Erben über, fo tritt 
44 * 
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diefer in die nämlichen Rechtöwerhäftniffe ein, ohne daß we⸗ 
gen diefes ihm anfallenden Ritterguts ein Erbichaftsabzug 
von ihm gefordert werden Fönnte. Er kann jedoch, nad 
Aufkuͤndigung feines auswärtigen Staatsbürgerredhts, bie 
Aufnahme in das Württembergifche volle Bürgerrecht nach— 
ſuchen, welche ihm nicht erfchwert werden kann. 

$. 10. 

Ebert diefes ift ver Fall, wenn der auswärts anges 
feffene Gutsbeſitzer feinem gefeglihen Erben fein im Kö- 
nigreiche- liegendes Gut während feiner Lebenszeit abtritt. 

$. 11. 

So wie die in den Verhältniffen eines fremden Staatds 
bürgerrechts ftehenden Nitterguts-Befiger alle auf dem Gute 
baftenden DVerbindlichfeiten in dem Lande zu erfüllen ha⸗ 
ben, fo tönnen durch ihre Beamten auch alle ihre gute» 
herrlichen Rechte ausgeübt werben. 

§. 12. 

Den Antheil der Ritterſchaft an der Landſtandſchaft 
beſtimmt die Verfaſſungs⸗Urkunde (ſiehe I. $. 1 dieſes Kapitels.) 
$. 13. 

Ale Familien-Inſtitute der Ritterſchaft, ald Primoge— 
nitur, Majorate, Seniorste, Fideikommiſſe, Vererbungen 
in Stamm:Gutsweife, werden erhalten. Sebod bleiben 

a) diejenigen Veränderungen, welche nach dem 22. April 
1808 durch gütliche Erbtheilung,. Uebergabe, Vergleich, 
oder rechtöfräftige Erfenntniffe vorgegangen find, und 
b) Beräufferungen jeder Art, namentlich auch Verpfaͤn⸗ 
dungen, welche während diefer Zeit von dem Beſitzer 
des Fideifommiffes auf eine durch die Verordnung vom 

22. April 1808 und deren Nachtraͤge, namentlich die 

Normal: Verordnung vom 26. April 1812 gebilligte 

Weiſe vorgenommen worden find, in ihrem Nechtöbes 

ftande. Infofern es fich aber mit den Rechten der Pfand» 

gläubiger vereinigen laͤßt, behalten die inzwifchen vers 
pfaͤndeten Stammgüter ihre fidei.ommifjarifche Eigen: 
fhaft bei. 
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$. 14 

In Anfehung derjenigen Fälle, wo ſeit bem 12. Aprit 
1808 der Beſitz eines Fideikommiß⸗Gutes durch Todesfall er⸗ 
Öffnet worden iſt, ohne daß bis jetzt durch guͤtliche Erbtheis 
lung, Uebergabe, Vergleich, oder burdy ein rechtöfräftiges 
Erfenntniß über die Erbfolge etwas beftimmt worden wäre, 
bleibt e8 bei den vor dem 22. April 1808 beftandenen Rechts⸗ 
Normen. 

$. 15. 

- Macht ein Mitglied der Ritterfchaft in Zufunft von dem 
Nechte der Autonomie Gebrauch, fo wird zur Gültigkeit fols 
her neuen Familiengefege und Stiftungen erfordert, daß 
fie der zuftändigen richterlichen Stelle, welche mit der bes 
treffenden NRegiminalftele Rüdfprache zu nehmen hat, zur 
Kognition vorgelegt werden. Wo die Familiengefege nicht 
entgegenftehen, bfeibt es übrigens ber Ritterfchaft unbenoms 
men, eben fo, wie andere Staatsbürger, in den biezu fich 
eignenden Fällen in Gemaͤßheit der Landesgefege von Todes⸗ 
wegen Verordnungen zu maden. 

$. 16. 

In allen die Mitglieder der Nitterfchaft angehenden 
Perfonalffagen, fo wie in allen Realklagen, welche fich auf 
ihre in der NRittermatrifel begriffenen Güter beziehen, has 
ben diefelben-für fi und ihre Familien einen privilegirten 
Gerichtöftand in erfter Inſtanz bei-dem betreffenden Kreiss 
Gerichte, und in zweiter und legter Inſtanz bei dem koͤnigli⸗ 
chen Ober-Tribunale. 

$. 17. 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes einer ritterfchafts 
lihen Familie wird den Erbfchafts-Betheiligten, went fie 
mit einander darüber einverftanden find, die Befugniß zu: 
geftanden, die Verlaffenfchafts:Berhandlungen urter Leitung 
des Familien» Hauptes, ohne Beiziehung der obrigfeitlichen 
Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei jedoch vor— 
ausgefeßt wird, daß, wenn Minderjährige fich Darunter 
befinden, diefe durch ihre gefesmäßig beftellten Vormuͤnder 
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vertreten werden. Können die Sntereffenten ſich nicht ver: 
einigen, fo bat der Pupillens Senat des einfchlagenden 
Kreis» Gerichtöhofes das Erforderliche zu beſorgen; fo wie, 
wenn ein wirklicher NRechtsftreit entfteht, die VBerhandluns 
gen an das Kreisgericht zum geeigneten rechtlichen Berfab: 
ren abgeliefert werden müffen. 

u 5. 18. 

Das bergebrachte Kirchengebet und Tranergeläute wird 
den ritterfchaftlichen Familien aud ferner und zwar legte: 
res nah Maßgabe der Verordnung vom 12. April 1807 
zugefichert. 

Gerichtsbarkeit. 


$. 19. 

Den ritterfchaftlichen Gutsbefigern fteht die Ausübung 
der bürgerlichen Rechtspflege in erfter Inftanz, in dem Um: 
fange ihrer Befigungen, durch ein Pätrimonial-Gericht zu, 
welches hinfichtlich diefes Zweiges der Rechtspflege diefelben 
Amtsbefugniffe hat, welche die Gefege Unſeren Gerichten 
erfter Inſtanz beilegen, ober fünftig beilegen werden, wo: 
gegen fie auch ſtets gleichförmig mit denfelben gebildet wer- 
den müffen. Die Rechtspflege muß ın den ritterfchaftlichen 
Gerichtsbezirfen den Geſetzen des Königreichs gemäß und 
unabhängig von jeder perfönlichen Einmifchung des Gutes 
herren verwaltet werden. 

$. 20, 

Was das zur Eivil-Gerichtöbarkeit gehörige Strafrecht 
anlangt, fo bilden die Patrimonial» Gerichte, in allen den 
Fällen, wo den 66. 40 und 193 des IV. Organifations- 
Edikts vom 31. December 1818, oder künftigen gefeßlichen 
Beitimmungen zufolge, der Rekurs von den Straferfennt; 
niffen der OrtesObrigfeiten an die Ober-Amtögerichte geht, 
die gefegliche Straf» Nefursbehörde in Anfehung der unter 
ihnen ftehenden Ortsbehörden. 

Ferner fteht den Patrimonial s Richtern die den Ober: 
Amtsrihtern in dem $. 194 des gedachten Edifts einges 
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räumte Befagniß zu, für fi allein auf eine Geldftrafe 
von 10 Reichsthalern, oder eine acdhttägige Freiheitsftrafe 
zu erfennen, dagegen fann die ebendafelbft den Oberamts⸗ 
Richtern beigelegte Befugniß, in Gemeinfchaft des Oberamts; 
Gerichts auf Geldftrafen bis zu 30 Thalern und auf Freiheits⸗ 
firafe bis zur Dauer von 4 Wochen zu. erfennen, von ben 
Patrimonial- Richtern nur da ausgeibt werden, wo nad 
dem Erfenntniffe des vorgefesten KreisgerichtssHofed das 
Patrimonials Gericht in Hinfiht auf die Befegung Unferen 
Oberamts » Gerichten gleichgeftellt ift. 
$. 21. 

Die Ausübung der den Patrimonial» Richtern beiges 
legten Strafbefugniß tritt in der Negel nur bei Verfehluns 
gen ein, welche die zum Patrimonial»Gerichte gehörigen, 
oder dem PatrimonialsRichter untergeorbneten Perfonen 
fih in Beziehung auf Gegenftände der Eivils Rechtspflege 
zu Schulden fommen laffen. Indeſſen hat der Patrimonial: 
Richter auch die Befugniß, dem $. 201 des IV, Edikts 
vom 31. December 1818 gemäß, geringe gemeine Berges 
ben, deren Unterfuchung oder Beftrafung ordentlicher Weife 
dem ritterfchaftlichen Polizei-Beamten oder der untergeords 
neten Gemeinde Obrigkeit zufteht, in dem Falle zu behan⸗ 
dein, wenn diefelben aus BVeranlaffung eines zu feiner 
Kompetenz gehörenden civilrechtlichen Gegenſtandes zu fei- 
ner Kenntniß gelangen. Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht 
den ritterfchaftlichen Patrimonial »Gerichten infoweit zu, 
als diefelben von Unferen Oberamts-Gerichten in Folge der 
gegenwärtigen oder Fünftigen gefeglichen — 
aubgeuͤbt wird, 

$. 22. 

Die Gerichtsbarkeit der ritterſchaftlichen Patrimonial⸗ 
Berichte erſtreckt ſich auf alle Bewohner der ihr unterwor—⸗ 
fenen Gemeinde » Bezirke, infofern diefelben nicht einen be- 
freiten Gerichtsftand haben; Linfere innerhalb diefer Ges 
richtö » Bezirfe wohnenden Diener find jedoch in Anſehung 
ihrer Dienftverhältniffe Davon ausgenommen. 
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In gemiſchten Orten, wo vormals neben den ritter⸗ 
ſchaftlichen auch Unſere Behörden die Rechtspflege in un—⸗ 
getheilter Gemeinſchaft ausgeuͤbt haben, ſteht die Ausuͤbung 
berſelben ausſchließlich den letzteren zu. Wo hingegen die— 
ſelbe nach einer Einwohner- oder Haͤuſerzahl abgetheilt war, 
foll gegenfeitig der Fleinere Antheil dem größeren zuwach⸗ 
fen. Derfelbe Grundfaß findet auf die zwifchen mehreren 
ritterſchaftlichen Gutsbrefigern gemeinfchaftliche Gerichtebars 
feit Anwendung. 
. 2. 

Zu der Bildung eines mehrere Ortſchaften begreifenden 
Patrimonialh-Gerichts wird feine zuſammenhaͤngende Bes 
figung erfordert, doch darf Die Entfegenheit der Gerichte: 
Orte von dem Wohnfige des Patrimonial- Richters eine 
Entfernung von 4 Stunden nidyt überfchreiten. 

linter diefer Borausfegung wird auch 

a) die Vereinigung der zwar in verfchiedenen Oberäms 
tern, jedoch in demfelben Kreife belegenen Befigungen 
eines und desfelben NittergutssBefigers zu einem Pas 
trimonial = Geridyte, und 

b) die Bereinigung mehrerer unter verfchiedenen Guts— 
herrn fiehenden Nitterguts « Befigungen zu einem Pas 
trimonial » Surisdiftiong » Bezirke geftattet, infofern die 

Befigungen in einem und demfelben Oberamts-Gerichtss 

Bezirfe liegen. 

In diefem Falle haben jedoch die fich zu einem Juris— 
diftiong s Bezirfe vereinigenden Ritterguts-Befiger nicht nur 
eine beftimmte Unferem Iuftiz-Minifterium zur Genehmigung 
vorzulegende Regel unter ſich feftzufegen, nad welcher bie 
Befegung der Stelle im Erledigungsfalle ftattfinden fol, 
fondern ſich auch weiter darüber zu vereinbaren, damit eis 
ner ber Theilhaber die Berantwortlichkeit für die vorſchrifts⸗ 
mäßige Einrichtung und Unterhaltung der Gerichtsftelle in 
der Art übernehme, daß Unfere oberauffehende Stelle ſich 
in allen Fällen an ihn, vorbehaltlich des NRegreffes gegen 
die Mittheithaber, zu halten befugt ſey. Die Einfeßung 
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in die Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit Fann in biefem Falle 
nicht früher erfolgen, als bis alle diejenigen Beſtimmun⸗ 
"gen, welche auf der Verabredung der Theilhaber beruhen, 
volftändig getroffen und von der vorgefegten königlichen 
Stelle als genügend erfannt worben find. 

Die einmal gefchehene Bereinigung mehrerer Ritterguts⸗ 
Befiger zu einem Jurisdiktions-Bezirke kann, . ohne Unſere 
Genehmigung, nicht mehr abgeändert werben. 

| §. 24. 

Die Patrimonial. Gerichte find der Oberaufficht Unſe⸗ 
rer höheren Landesgerichte, an welche auch der Appellas 
tiongzug gebt, unterworfen, und haben gegen diefelbe die 
durd die Gefeße und den Gebrauch beftimmten Formen 
der untergeordneten Stellen zu beobachten; fie werden von 
diefen in allen Gefhäfts » Verbältniffen, gleichwie Unfere 
Dher:Amtögerichte, denen fie in Anfehung der bürgerlichen 
Rechtspflege gleichgefegt find, behandelt. 

$. 25. 

Die ritterfhaftlichen Gerichte werden benannt: 
„Königlich Württembergifches Gräflich (Freiherrlich, Ades 

lich) von N. N. Patrimonial » Gericht. 

Bei der Bereinigung mehrerer Ritterguts-Beſitzer zu 
einem Surisdiktiond » Bezirfe erhält das Gericht die Bes 
nennung: 

„Geſammt-Patrimonial-Gericht,“ 
welcher der Name desjenigen der theilhabenden Gerichtds 
herrn vorzufegen ift, der bie im Art. 13 ausgedrüdte Vers 
antwortlichfeit übernimmt. 

Die Richter bedienen fich des Praͤdikats: „Patrimo⸗ 
nial » Richter, 

$. 26. 

Die Patrimonial» Richter ftehen mit Unferen Oberamts» 
Richtern in völlig gleihen Dienftverhältniffen, namentlich 
in Anfehung der Befähigung, der Annahme und Entlaf- 
fung, der Befoldung und Penfionirung und der Diäten. 

: Dagegen :ift ber: Anfpruch: des Patrimonial- Richters 
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auf eine Penfion allein nach derjenigen Zeit, welche er im 
Dienfte des die Penfion entrichtenden Patrimonialherrn zus 
gebracht hat, zu bemeffen und ber leßtere ift befugt, von 
dem Gehalte des Patrimonials Richters einen nad) den für 
die Staatödiener im Allgemeinen beftehbenden gefeglichen Bes 
ftimmungen zu bemeffenden Penfions-Abzug zuruͤck zu behalten. 
Ssnfofern ein Patrimonials Geriht nicht über 4000 Eins 
wohner enthalten follte, fann ausnahmsweiſe die Befols 
dung des Patrimonial» Richterd auf 900 fl. und die des 
Aktuars auf 400 fl. theild in Geld, theils in Naturalien, 
nebft freier Wohnung beftimmt werden. 

Das Verhältniß der Natural» zu der Geld-Befoldung 
muß ſtets dem gleich feyn, welches die Gefege für Unſere 
Diener von der gleichen Kathegorie feftfegen oder in der 
Folgezeit feftfegen werden. 

Die Prüfung der Patrimonialgerichtd » Beamten ges 
fchieht nach den für die Prüfung Unferer Diener von ders 
felben Kathegorie beftehenden Vorſchriften; inzwifchen fol 
Dabei binfichtlich der von den Patrimonials Gerichtöherrn 
wieder anzuftellenden ehemaligen Patrimonialgerichts : Bes 
amten auf deren frühere Dienfiverhältniffe eine billige Ruͤck⸗ 


fiht genommen werden. 
$. 27. 


Die Patrimonial-Richter und Gerichtd-Aftuarien wers 
den von den ritterfchaftlichen Gutsbefigern ohne Beltätis 
gung ernannt; jedoch haben Unfere Kreisgerichte bei Eins 
weifung und Verpflichtung terfelben fih durch Einficht der 
gefeglichen Prüfungszeugniffe zu verfihern, daß diefelben 
bie erforberlichen Eigenfchaften befigen und den Beweis 
barüber zu den Aften zu bringen. 

Die Ernennungen der Patrimonial-Richter und Gerichts, 
Aftuarien find unter Beifügung der Beweife ihrer Befähis 
gung jedesmal Unſerem vorgefegten Kreisgerichte anzuzeigen. 

$. 28. 

Die Verpflichtung und Einmweifung der Patrimonial- 

Richter und Gerichts » Altuarien gefchieht durch Unſer vors 
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geſetztes Kreisgericht oder auf Anſuchen, kraft beſonderen 
Auftrags, durch Unſeren Oberamts⸗Richter des betreffenden 
Oberamts⸗Gerichtsbezirks. 
Sn den ihnen abzunehmenden Dienſt-Eid iſt die Zus 
fage aufzunehmen: 
„Alle diejenigen Verpflichtungen zu beobachten, welde 
ihnen die den Nechtszuftand des ritterfchaftlichen Adels 
feftfegende Königliche Deflaration und andere fönigliche 
Gefege und Verordnungen hinſichtlich des Patrimonials 
Gerichtöheren auferlegen, oder in der Folge auferlegen 


werden. 
$. 29. 


Die Nitterguts + Befiger haben alle Laften ber ihnen 
überlaffenen Patrimonials Gerichtsbarkeit zu übernehmen, 
dagegen alle gefeslichen Zurisdiftiond » Gefälle zu beziehen, 
weiche als Ausfluß derfelben zu betrachten find. 

Dem Fiskus bleibt der Bezug aller derjenigen Einnabs 
men vorbehalten, welche ald Ausflug der Unferen Behör- 
den vorbehaltenen Gerichtsbarkeit, fo wie der höheren Staats» 
gewalt, anzufehen find. 

$. 30. 

Sm Falle der Verzichtung auf die Gerichtsbarkeit wer: 
den den dazu berechtigten ritterfchaftlihen Gutsbefigern 
folgende Nechte eingeräumt: 

a) hat jeder Befiger eines immatrikulirten Ritterguts bie 
Befugniß, gleich Unferen Kameral-Beamten die mit dem 
Gute verbundenen liquiden Gefälle, ben gegenwaͤrti⸗ 
gen oder kuͤnftigen gefeglichen Beſtimmungen gemaͤß, 
exekutoriſch beizutreiben. 

b) Die Ritterguts-Beſitzer genießen in Hinſicht dieſer 
Gefälle die naͤmlichen Vorzugsrechte, wie Unſere Ka⸗ 
meral⸗Aemter; 

c) auch wird ihnen auf dem Vermögen ihrer Beamten 
und Verwalter wegen aller aus ber Gutöverwaltung 
entfpringenden Berbindlichfeiten eben das gefegliche 
Pfandrecht, welches Den Gemeinden zufteht, eingeräumt. 
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"Polizei «Verwaltung. 
S. 31. 

An denjenigen Orten, wo bie ritterfchaftlichen Gutes 
beſitzer die Patrimonial; Gerichtsbarkeit, denen deshalb ges 
troffenen Beftimmungen gemäß, auszuuͤben das Recht has 
ben, fteht ihnen auch die Orts, Polizei unter der Bedins 
gung zu, diefelbe durch einen eigends dazu beftellten Beams 
ten, welcher das Prädikat: „Patrimonial-Amtmann“ 
führt, verwalten zu laffen. 

In gemifchten Orten follen in Anfehung der Ausuͤbung 
ber Polizei diejelben Beflimmungen zur Anwendung fom- 
men, welche in $. 22 rücfihtlich der Gerichtsbarkeit feftge, 
fegt worden find. 

$. 3% 

Die Municipal: Verwaltung in den ritterfchaftlichen 
Ortſchaften muß der im übrigen Theile des Königreichs 
ſtets völlig gleich feyn; fie bleiben den Oberamts- Bezirken 
and Amtss Körperfchaften, zu benen fie bisher gehört, zus 
getheilt. 

Der gefeglihe Grundfaß der Trennung der Polizeis 
von der Fufliz- Verwaltung muß auch in den ritterfchaftlis 
hen Befigungen zur Anwendung gebracht werden. 

$. 33. 

Der ritterfchaftfiche Polizeibeamte hat unter der Reis 
tung und Auffiht Unferes Oberamtmanns des betreffenden 
Oberamts alle diefem zuftehenden Amtsbefugniffe, infofern 
fie die niedere Polizei betreffen, der Vorfchrift der Geſetze 
und den Anordnungen der vorgefeßten taniglichen Stellen 
gemaͤß, auszuuͤben, namentlich: 

a) die Erhaltung der Gemeinde-Verfaſſung, die Wabs 
- Sen in den Gemeinden, die Aufjicht ber die Gemeins 
de + Borficher und Dfficianten, die Erfedigung und resp. 

Borlegung der Irrungen zwifchen den Gemeinde -« Räs 

then und Bürger» Ausfchäffen, fo wie der in Abficht 

auf die Ermwerbung, den Genuß, oder den Verluſt des 
- Bürgers und Beifaffenrechts- fich ergebenden Anftände; 
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b).die Aufficht über die Verwaltung bes Gemeinde⸗Ver⸗ 
mögend und die Führung der Guͤterbuͤcher von Seiten 
der Ortsvorfteher, die Prüfung und resp. Genehmi⸗ 
gung ber Gemeinde» Etats, der Gemeinde-Rechnungen 
und der Beichlüffe ded Gemeinde» Rath in den dazu 
geeigneten Fällen; - 

c) die Aufficht über die Verwaltung der Stiftungen, die 
Sorge für die Erhaltung berfelben und für die ſtif— 
tungsmäßige Verwendung ihrer Einkünfte, die Pruͤ⸗ 
fung und Juſtifikation ihrer Rechnungen; 

d) die Vertheilung und Ausgleihung der Kriegsfeiftuns 
gen uuter den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 
e) bie Aufjiht über die Verwaltung der Orts-Polizei und 
die Handhabung der Landes-Polizei, infofern die Ge; 
genftände derfelben nicht zur hohen Polizei gehören; 
es fteht ihm daher indbefondere zu, die Fürforge für 
die befiehenden Bildungs», Erziehungs» und Unter: 
richtsanftalten, für die Beförderung der Sittlichkeit, 
des Arbeitsfleißes, fuͤr Beſchaͤftigung und Ernaͤhrung 
ber Armen, Entfernung der Bettler und Landſtreicher, 
bie Aufenthaftsbeftimmung für Heimathlofe, vie Sicher; 
heits⸗, Geſundheits⸗, Gewerbs⸗, Feuer » und Straßen, 

Polizei; 

f) die Unterfuhung, Beftrafung und resp. Borlegung 
ber Uebertretungen der Polizei» und Regiminalgefege, 
die Aufficht über die Polizei: Gefängniffe und Gefans 
genen » Transporte, die durch die SS. 204 und 207 
des vierten Drganifationg » EdiftS vom 31. December 
1818 Unferen Dberämtern zur Pflicht gemachte Mit: 
wirfung zu Verhütung, Entdedung und -Beftrafung 
der Verbrechen; | 

g) die Unterftägung Unferes Ober» Amtmannd bei der 
Ausübung der Hoheitsrechte in den Patrimonial- Drs 
ten, gleichwie auch die Unferer Juſtiz- und Finanz- Be: 
amten, Unferer Militär und übrigen Staats: Behörs 
den in der Ausübung ihres Berufs; 
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h) Was insbeſondere deffen Strafbefugniffe betrifft, fo 
find die Beftimmungen ber $$. 30 u. f. w. bed zwei- 
ten DOrganifationd» Ediftd vom 31. December 1818 in 
Anfehung der Unfern Ober » Amtlenten zuftehenden Un: 
terfuchung, Beftrafung oder Borlegung der dafelbit 
genannten Berfehlungen und Gefeßess Lebertretungen, 
auch auf den Patrimsnial-Amtmann anwendbar. Nur 
find diejenigen Webertretungen der Polizeigefeße, melde 
mit einer Konfisfations-Strafe verpänt find, fo wie bie 
Uebertretungen ber Finanzgefege und der Dienftverfeh: 
lungen der Beamten und Diener, die in Beziehung 
auf ihre Dienftverhäftniffe dem Patrimonial-Amtmann 
nicht unterworfen find, hiervon ausgenommen. Der 
Rekurs von den hiernach bis auf eine Geldbuße von 
40 Reichsthalern und eine Freiheitsftrafe von acht Ta- 
gen zu erftrecdenden Straf: Berfügungen ber Patrimo; 
nial» Amtleute geht unmittelbar an Unſere vorgefeßte 
Kreis + Regierung. 

$. 34. 

Die in die hohe Polizei‘ und allgemeine Staats; Vers 
waltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer Oberamt; 
mann ausfchließend und unmittelbar im ganzen Umfange 
feines Bezirks zu beforgen, namentlih: 

a) die Wahrung der Hoheitsrechte des Staats, die Er: 
haltung der Landesgrenze und der mit den Nadbar- 
ftaaten beftehenden Verhältniffe ; 

b) die Erhaltung bed Staats: Organismus, infofern der 
Gegenftand den ganzen Oberamts ⸗Bezirk betrifft, na: 
mentlich die Erhaltung der Oberamts -Berfaffung, die 
Leitung der Wahlgefchäfte, infofern fie den ganzen 
DOberamts + Bezirk betreffen; 

c) alle Öffentlichen Anftalten, welche dem Oberamts: Bes 
zirf gemeinfchaftlidy find; 

d) die Gegenftände der Feuer »-Affefuranz; 

e) die Aufficht über die Umlage der ordentlidhen und auf 
ferordentlichen. Steuern und bed Oberamtd » Schadens, 
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Aufſicht und Leitung des Einzugs der Steuern, Bers 
bängung von Ereiutionen und die Behandlung der 
Steuernachlaß⸗-Geſuche; 

f) die Aufſicht über die Aıntö» Körperkchaften und über 
die Verwaltung ihres Vermögens, den Vorſitz in der 
Amtsverfammlung, die Prüfung und Vorlegung des 
Amtsforporationg » Etats, die Prüfung und Erledigung 
der Amtspflege: Rechnungen; 

5) die Vertheilung und Ausgleihung der Kriegsleiftuns 
gen und anderer Öffentlichen Laften, infofern fie den 
ganzen Dberamtd +» Bezirf betreffen, bie Leitung der ' 
Amtsvergleichung ; 

h) die Refrutirung, Landesbewaffnung und die Vorbes 
reitungs + Gefchäfte derfelben, das Verfahren gegen die 
Ungehorfamen, die Erledigung und Vorlegung der Heis 
rathgefuche der Militärpflichtigen ; 

i) die Sammlung, Redaktion und Borlegung ftatiftifcher 
Notizen, Bevölferunggfiften, Kulturtabellen und aͤhn⸗ 
licher periodifcher Berichte ; 

k) die Unterfuhung, Beftrafung und refp. Borlegung 
der Liebertretungen ber Finanzgefege ; 

1) die Straßen» Polizei, infofern es ſich von der Anles 
gung und Erhaltung der — Bruͤcken⸗ und 
Flußbauten handelt; 

m) Ein» und Auswanderung ber Unterthanen:; 

n) die Sicherheits » und Gefundheits-Polizei, infofern fie 
fi auf allgemeine Anftalten des Oberamts-Be⸗ 
zirks bezieht. | 

' $. 35. 

Die Rittergutd sBefiger haben die Befugniß, ihre Pos 
liget » Behörden mit Bericht über die dieſen zugewiefenen 
Gefchäftsgegenftände zu vernehmen, und darauf nach Maß; 
gabe Unferer Gefege und Verordnungen, Entfchließungen 
zu ertheilen, ‚bei deren Befolgung die gutsherrlichen Diener 
für dasjenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Eigen: 
ſchaft gefchieht, perſoͤnlich und ben Gefegen gemäß, vers 
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antmwortlich bleiben, woneben auch die Ritterguts s Befier 
felbft. für die Handlungen ihrer Beamten gleid dem Fiss 
fus, mit ihrem Vermögen zu haften haben. 

$. 36. - 

Die Ernennung der Ortsvorftsher in den ritterſchaft⸗ 
lichen: Beſitzungen wird den Gutsbeſitzern inſoweit, als 
hierüber nicht im Allgemeinen. eine anderweitige gefegliche 
Beftimmung eintritt, und in dem Verhaͤltniß überlaffen, 
wie Diefelbe durch den F. 11 des erften Edikts vom 31. 
December 1818 Unferen Kreids Regierungen beigelegt wor: 
den ift, und nach Maßgabe des Abfchieds vom 30, Suni 
1821 $. 7 noch näher beftimmt werden wird, 

$. .37. 

Die ritterfchaftlichen Bolizeis Beamten find in ihren 
Dienftverhältniffen, namentlich in Anfehung der Befähigung, 
Annahme und Entlaffung, Befoldung und Penfionirung 
Unferen Ober» Amtfeuten gleichgeftellt; jedoch unterliegt der 
Anſpruch derfelben auf eine Penfi ion -gleichfall8 den im 6. 
26 für den Patrimonial: Richter getroffenen Beitimmungen. 
Inſofern jedoch ein ritterfchaftlicher Polizei: Bezirk nicht 
über 4000 Einwohner enthalten follte, Fann ausnahmsweiſe 
die Befoldung anf 900 fl., theils in Geld, theild in Nas 
turalien, neben freier Wohnung, beftimmt werden. 

Hinfichtlich des Verhäftniffes der Natural» zu der Geld 
Befoldung findet dasjenige gleichfalls feine Anwendung, 
was hierüber im $. 26 feftgefegt worden if. Die Priüs 
fung, Einweifung und Berpflihtung der ritterfchaftlichen 
Polizeis Beamten gefchieht nach den hierfür bei Unfern Die, 
nern von der gleichen Kathegorie beftehenden Vorſchriften; 
indeffen kann auf Anfuchen die Verpflichtung in befonderem 
Auftrage Unſerer vorgefegten höheren Stelle, auch durch 
Unferen Oberamtmann des betreffenden Oberamts vorge 
nommen werden. Sn den Dienft-Eid ift gleichfalls die im- 
$. 28 angeführte Zufage wörtlich aufzunehmen. . 

$. 38. 
Unter Beobachtung der im vorftehenden S. über bie 
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Dienftverhältniffe der ritterfchaftlichen Polizei» Beamten ges 
troffenen Beftimmungen, wird es den ritterfchaftlichen Guts⸗ 


beſttzern geftattet, die ihnen zuftehende Polizeis Verwaltung 


mit ihrer gursherrlichen Nentei » Berwaltung in einer Pers 
fon zu vereinigen. 

Denjenigen ritterfchaftlichen Gutsbeſitzern, welche von 
diefer ihnen hiermit nachgelaffenen Berbindung Gebrauch 
machen wollen, bleibt ed zwar unbenommen, vdiefelbe fpäs 
ter wieder aufzuheben, jedoch nie mit der Wirfung, daß 
dadurch in den Dienftverhältniffen des Polizei-Beamten ets 
was geändert, namentlich fein Normal» Gehalt vermindert 


werben könnte. 
‘$..39 


Mehrere, einem * demſelben ritterſchaftlichen Guts⸗ 
herrn zuſtehenden Beſitzungen koͤnnen zwar unter der Poli— 
zei-Verwaltung eines einzigen Beamten vereinigt werben, 
infofern diefelben fämmtlih von dem Wohnſitze des Beams 
ten nicht weiter ald 4 Stunden. entfernt, und innerbalb 
eines und desfelben Oberamtss Bezirks gelegen find; dage— 
gen kann die Vereinigung mehrerer in verfhiedenen Obers 
Aemtern gelegenen Ortfchaften zu einem Polizei-Bezirfe in 
der Regel nicht ftattfinden; jedoch wird in einzelnen, zu 
einer Ausnahme geeigneten Fällen, nach der Lage der Um— 
ftände auf die Gewährung eines deshalb angebrachten Ges 
ara en genommen werden. 

$. 40. 

Die Verbindung mehrerer Gutsbeſitzer zu einer gemein⸗ 

ſchaftlichen Polizei⸗ Verwaltuug findet nicht ſtatt. 
$. 4. 

Sm Falle der Verzichtleiftung auf die Polizei: Berwal- 
tung, werden den dazu berechtigten EAN Guts⸗ 
befigern folgende Rechte eingeraͤumt: 

a) innerhalb ihrer Schloͤſſer, und der in dem Umfreife 
berfelben liegenden Hofguͤter haben fie dag Recht der 
niederen Polizei mit der Befugniß, Strafen bis auf 
einen Heinen Frevel anzufegen und den- Betrag für. füch 

45. 
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einzuziehen. Hinſichtlich der Ausuͤbung biefes Rechts 
ſind ſie jedoch Unſerer Kreis⸗Regierung verantwortlich, 
und unmittelbar deren Aufſicht unterworfen, und dem 
Geſtraften ſteht gegen die —— die Berufung 
an jene Stelle offen. 
In Beziehung auf die Feuer-Polizei find ihre Woh— 
nungen der PVifitation der Ober Feuerfchau unterwors 
fen, welche ihnen über die gefundenen Mängel einen 
Auszug aus dem Bifitationg » Protofolle mitzutheilen 
bat, und ift, wenn denfelben nicht in. gehöriger Zeit 
abgeholfen wird, der Kreis » Regierung davon die An- 
zeige zu machen; 

b) haben fie die Befugnif, den Vogt: Nuggerichten, ben 
Kirhens, Schul» und Medicinal - Bifitationen, fo wie 
dem Abhören der Gemeinde » und Stiftungs⸗Rechnungen 
felbft, oder durch ihre Beamten, jedoch ohne einige 
Koftenaufrechnung, anzuwohnen; von allen auf bie 
gedachten Gegenftände fich beziehenden Verfuͤgungen 
fol ihnen, wenn fie im Ort gegenwärtig find, oder 
ihren im Ort anwefenden Beamten vor der VBollziehung 
Nachricht ertheilt werben ; 

c) jteht ihnen die Ernennung der Ortövorfieher, nach 
Maßgabe der im S. 36 getroffenen Beltimmung zu ; 
d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgers oder Beis 
figerd ift mit dem Gutsherrn oder deffen Beamten Ruͤck⸗ 
fpradje zu nehmen. Auch find die Erinnerungen des⸗ 
felben gehörig zu beruͤckſichtigen, oder im Anftandefalle 
ber. höheren Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. Auf 
gleihe Weife ift Niemand in den Schug aufzunehmen, 
ohne daß vorher der Gutsherr oder deſſen Beamter 

um feine Erflärung vernommen wäre. - | 


Forſt⸗Gerichtsbarkeit. 
$. 42. 


Den Ritterguts » Befigern fteht gleichfalls die Ausuͤbung 
der hergebrachten Forft « Gerichtsbarfeit in ihren Befigungen 
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zu, es wird ihnen verftattet, biefelbe entweder durch ben 
Patrimonial» Richter, oder den Patrimonial-Amtmann, oder 
fonft durd einen hierzu —— befaͤhigten Beamten ver⸗ 
walten zu laſſen. 

Allgemeine ———— der Ausuͤbung der Ge⸗ 

——— und Polizei-Verwaltung. 

§. 43. 

Die ritterſchaftlichen Gutsbeſitzer ſind gehalten, binnen 
Jahresfriſt von der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger, ihren 
Rechtszuſtand feſtſetzenden, Deklaration bei Unſerer vorges 
ſetzten Kreis-Regierung eine Erklaͤrung abzugeben, ob und 
in welcher Art ſie den geſetzlichen Vorſchriften gemaͤß, die 
Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit, Forſt⸗Gerichtsbarkeit und Ors⸗ 
Polizei, oder nur das eine oder das andere dieſer Rechte, 
unabhaͤngig von den uͤbrigen auszuuͤben Willens ſeyen. Im 
Falle ſie ſich fuͤr die Ausuͤbung erklaͤren, haben ſie damit 
eine Nachweiſung der Berechtigung, und eine Beſchreibung 
der zu bildenden Gerichts » und Polizeibezirke zu verbinden, 
welche nad vorgängiger Prüfung und Genehmigung ber 
Anträge durch das Regierungs⸗Blatt befannt gemacht wer; 
ben follen. Die Unterlaffung obgedachter Erklärung foll 
einem förmlichen Verzichte gleihgendhtet werben. 

$. 44. 

Wenn ein Ritterguts- Befiger ein ihm zuftändiges Ges 
richt oder Polizei-Amt Iängere Zeit unbefegt laͤßt, und der 
- von Unferer vorgefegten Stelle erlaffenen Aufforderung zur 
Befegung binnen einem Termin von 3 Monaten feine Folge 
feiftet, ohne dafür hinlängliche Entfchuldigungsgrände ans 
führen zu können, fo ruht das Ernennungsrecht für diefen 
Erfedigungsfal und Unfer Minifter der Zuftiz und des Ins 
nern hat für die vorfchriftsmäßige Befegung der Stelle 
Fürforge zu treffen. 

Eigenthums- und grundberrlihe Rechte. 

$. 45. 

Den Mitgliedern der Ritterfchaft werden in Ruͤckſicht 

ihrer im KRönigreiche gelegenen Befigungen alle diejenigen 
45 * 
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Rechte und Vorzüge zugefichert, welche aus ihrem Eigen 
thum und deffen ungeftörtem Genuffe herrühren. | 

Wenn Rittergutö-Befiger für verlorne, auf eine rechtes 
beftändige Weife zuvor befeffene nußbare Regalien, welche 
nicht nach den Organifationd-Beftimmungen von den Gab 
ren 1806 und 1807 dem Souverän gehören, die zugeficherte 
billige Entfchädigung noch nicht erhalten haben follten, fo 
fol ihnen foldye geleitet werden. 

Auch wird denjenigen, welche bei der ihnen für ben 
Berluft des Umgeldes ausgeſetzten Verguͤtung verfürzt zu 
feyn glauben, die gebührende Abhülfe nach vorheriger Res 
vifion des Anſchlags zugeſichert. 

6. 46. 

In — auf die Lehens- und gutöherslichen Ders 
haͤltniſſe der Ritterguts-Beſitzer werden die Lehenbriefe und 
Lagerbuͤcher, ſo wie das unbeſtrittene, einen Rechtstitel be— 
gruͤndende Herkommen, inſofern die gegenwärtigen grund» 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht damit im Widerſpruche ſte— 
hen, bei Kraͤften erhalten. 

S. 47. 

Ueber ſaͤmmtliche adeliche Ritterguͤter ſoll eine Matrikel 
errichtet werden. In dieſe ſind diejenigen Guͤter aufzuneh— 
men, welche entweder als der vormaligen unmittelbaren 
Reichs-Ritterſchaft einverleibte Ritterguͤter anerkannt, oder 
wenn ſie landſaͤſſig waren, als privilegirte AdelIE Freiguͤ⸗ 
ter behandelt worden ſind. 


F. 48. 

Andere Euͤter, die dermalen nicht in die ritterfchafts 
liche Matrifel aufgenommen find, können zu jeder Zeit von 
Und zu adelichen Gütern, mit den nach der Verfaſſung das 
‚mit ‚verbundenen Rechten in Hinficht auf die Landſtand— 
fhaft, zu deren. Ausübung in der Kammer der Abgeord— 
neten vorausgefeßt wird, daß der Befiger Mitglied einer der 
durch die Berfaffungs-Urfunde (4.5. 1 diefes Kap.) feſtgeſetzten 
ritterfchaftlichen Korporationen ift, erhoben werden; aber 
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nur ein Geſetz kann ihnen bie übrigen Rechte und ) Breibele 
ten ritterfchaftlicher Gier verleihen. 
Der Beftand ber immatritufirten Güter fol nicht vers 


mindert werben. 
F. 50. 


Mit dem Snftitute der ritterfchaftlichen Matrifel ift 
auch eine ‚ritterfhaftliche Hypotheken « Anftalt in Berbins 
dung zu fegen. 

§. 51. 

Perſonen vom Buͤrgerſtande ſind zwar von Erwerbung 
eines Ritterguts mit den damit verbundenen Real⸗Rechten 
und Real-Laften nicht ausgefchloffen.. Sie werden aber der 
Vorzüge eined Mitglieds der Nitterfchaft nicht theilhaftig, 
ehe fie in den erbfihen Adelftand, und in. eine der dur) 
die Verfaffungs-Urfunde (I. $. 1 diefes Kapitels) feſtgeſetz⸗— 
ten ritterfchaftlichen Korporationen, den Beſtimmungen bies 
fer Urfunde cl. $. 2 dieſes Kapitels) gemaͤß, eee 
worden ſind. 

$. 52. 

Den Beſitzern immatrikulirter Ritterguͤter wird in Be⸗ 
ziehung auf die dazu gehoͤrenden eigenthuͤmlichen Waldun⸗ 
gen zugeſtanden, die Forſt- und Jagdpolizei und Forits 
Verwaltung durch ihre Forftbehörde nach Vorſchrift Unfer 
. rer Gefege und Verordnungen mit gleichen Befugniffen, 
wie Unfere Forftbebörden, und in dem Umfange auszuuͤ⸗ 
ben, mie fie diefelben zur Zeit ihrer Unterwerfung unter 
die Staatshoheit rechtmäßig bergebracht haben, wogegen fie 
das zur Ausübung diefer Gerechtfame erforderliche Perfo- 
nal auf ihre Sehen zu beftellen haben. 

$. 53. 

Die ss. 5, 6 und 11 Unfereg Forſtorganiſations⸗Edikts 
vom 7. Juni 1818 werden in ihrer Anwendbarkeit auf die 
ritterſchaftlichen Gutsbeſitzer ausdruͤcklich beſtaͤtigt. Jusbe— 
fondere find die Forſtbedienten derſelben verpflichtet, Uns 
ferem Forftrathe und dem mit der Oberaufficht beauftrag ⸗ 
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ten Forſtamte alle geförberten Nachrichten Äber die ihnen 
anvertrauten Forfte pünktlich zu ertheilen, wogegen bie Ein 
fendung der bisher vorgefchriebenen Holzberichte unterbleis 
ben faun. 

$. 54. 

irre die Unferen Forftbehörben zuftebende Ober; 
Auffiht eine LofalsUnterfuhung in den ritterfchaftlihen 
MWaldungen erfordern follte, kann diefelbe nur durch den 
vorgefegten DOberförfter oder deffen gefeglichen Stellvertre, 
ter, oder einen von Unferem Forftrathe befonders beauf; 
tragten Kommiffär, mit Zuziehung der grundherrſchaftlichen 
Forftbehörden, vorgenommen werben. 

$. 55. 

Waldreutungen find den ritterfchaftlichen — 
thuͤmern ſo wenig, als anderen Staatsangehoͤrigen, ohne 
beſondere Legitimation Unſeres Forſtraths, erlaubt. 

$. 56. 

Den ritterfchaftlihen Waldeigenthimern wirb geftats 
tet, ihren Forkbeamten den Amtstitel eined Forftverwals: 
terd oder Nevierförfters zu ertheilen. 

%. 57. £ 

Werden Waldfrevler in den ritterfchaftlihen eigenen 
Waldungen von Unſeren Forftbedienten angetroffen, fo wird 
. zwar die Strafe von dem Forftamte angefegt, der Betrag 
aber ift dem Waldeigenthümer, infomweit er es vorher bers 
gebracht hat, nad) Abzug der Anbringgebühr, hinauszu⸗ 
geben. 

. 58. 

Fuͤr die forſtamtliche Aufſicht haben die Eigenthuͤmer 
der ritterſchaftlichen Waldungen unter keinem Titel etwas 
zu entrichten. 

| §. 59. 

Das Patronatrecht und das der Präfentation ber Schul: 
lehrer. üben die Nittergutbefiger noch ferner aus, wo und 
wie fie folches hergebracht haben. 
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Beſtenerung. 
6. 60. ⁊ 

Was die Beſteuerung anlangt, ſo wirb den Mitglies 
dern des ritterfchaftlihen Adels die Freiheit 

a) von der Wohnftener, wenn fich diefelben auf den ihs 
nen im Königreiche zuftehenden Gütern aufhalten ; 

b) von der ordentlichen Befteuerung der ehemals fleuers 
frei gewefenen Schlöffer und der dazu gehörigen Ges 
bäude, mit Ausſchluß der Meierei-Gebäude, zugefichert. 

Sm Uebrigen find die Mitglieder des ritterfchaftlichen 
Adels in Folge der Berfaffungs »Urfunde ( Abfchnitt IV. 
Kapitel 45.3) zu einer gleichen Theilnahme an allen vers 
faffungsmäßig ausgefchriebenen und erhobenen allgemeinen 
Landesanlagen verbunden. | 

Inzwiſchen hat es in Hinficht auf die Kataftrirung ber 
ritterfchaftlichen Befisungen bei den bisherigen gefeglichen 
Vorſchriften infolange bis im Wege der Geſetzgebung etwas 
anderes feftgefegt werden wird, fein Bewenden. 

$. 61. | ' 

Mit dem, biefen Vorſchriften gemäß gebildeten € Steuer, 
Katafter der adelichen Rittergäter, haben die Befiger an 
allen allgemeinen Landesanlagen, e8 mag ber - Betrag in 
eine Gentrals Kaffe fließen, oder ber Aufwand für eine all- 
gemeine Landesanftalt, oder fonft eine allgemeine Staats: 
Saft auf die einzelnen Amtsförperfchaften gelegt werden, 
nn beizutragen. 

$. 62. 

Insbeſondere haben diefelben an allem Mifitärauf- 
wande, namentlich an den mit Geld augzugleichenden Quars 
tierd» und Militär» Borfpannkoften, ohne Ruͤckſicht, ob 
dieſe ein Gegenftand einer allgemeinen Landes, oder nur 
einer ee find, ihren Antheil zu übers 
nehmen. 

$. 63. 

Bon der Natural Leiftung in Hinfiht der Quartiers- 

und Borfpannlaft ift zwar der adeliche Ritterguts = Vefiker 
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befreit, doch kann er fich nicht entziehen in aufferordentli, 
chen Nothfällen ander Natural» Quartierdlaft Theil zu 
nehmen, und auch fonft, wenn er auf. feinem Ritterfige 
eine eigene Haushaltung hat, den fommandirenden Offi⸗ 
cieren gegen Verguͤtung Quartier zu geben. 

—6G. 64. 

Bei Naturalien⸗-Requiſitionen bleibt es deſſen Willkuͤhr 
uͤberlaſſen, ob er ſeinen Antheil ſelbſt abliefern, oder an 
Akkorden, welche von den Oberamts-Vorſtehern getroffen 
werden, Theil nebmen will. 

$. 69. 

Die Mitglieder der Nitterfchaft haben von ihren ebes 
mals ftenerfrei geweſenen Befigungen weder zu den eigents 
lichen Amtsförperfchafts » und Gemeindelaften, noch zu den 
- Amts » und Kommunfchulden einen Beitrag zu leilten. Der 
Antheil an den hierunter nicht begriffenen, in Verbindung mit 
den von den Amtskörperfchaften zu tragenden Reiftungen fol 
denfelben ſtets befonders ausgeſchieden und befannt gemacht 
werden, obne daß die von den Oberamts-Vorſtehern we⸗ 
gen der Beifhaffung des Antheild der Amtss Eingefeffenen 
getroffenen Maßregeln, namentlid durch Anleihen, für die 
Mitglieder der Nitterfchaft, irgend eine — haben 
koͤnnen. 

$. 66. 

So wie die Berechnung deſſen, was der Beſitzer eines 
Ritterguts von ſeinen vormals ſteuerfreien Grundſtuͤcken 
nach der Repartition der ihn betreffenden Anlagen zu ent—⸗ 
richten hat, demfelben unmittelbar von dem Oberamte zu> 
geſchickt wird; fo hat er and) feine Schufdigfeit unmittel- 
bar zur Oberamts,Pflege zu zahlen. Wenn wegen ber ben 
Kitterguts »Befiger mit angehenden öffentlichen Laſten eine 
Amts-Verſammlung gehalten wird, fo ift demfelben hiers 
von jedesmal Nachricht zu ertheilen, um den Verhandlun⸗ 
gen felbft anwohnen und fein Sntereffe hierbei wahren oder 
einen Bevollmächtigten hierzu anordnen zu können. Auch 
wird. ihm jederzeit geftattet, von ben bei der Repartition, 
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namentlich bei ben Kriegsfoften -Umlagen,. zu —— ge⸗ 
legten Dokumenten Einſicht zu nehmen. 
$. 67. 

In Anfehung der vor dem Sabre 1806 gleich andern 
bürgerlichen Gütern der gewöhnlichen. Beſteuerung unters 
worfen geweſenen Grundftäde, hat der Adel in feiner Bes 
ziehung, namentlih auc) nicht in Abficht auf Amts» und 
Kommunfhaden, Quartierd-Berbindlichfeit und andere aͤhn⸗ 
liche Real: Laſten, irgend ein Vorrecht anzuſprechen. 

$. 68. 

Die Mitglieder der Ritterfchaft find allen Gefegen in 
Betreff der indireften Abgaben unterworfen ; doch wird mit 
denjenigen, welche Befigungen in einem angrenzenden Staate 
"haben, die mit denen, ihnen im Königreiche zuftehenden, 
zufammenftoßen, wenn fie im Königreiche wohnen, wegen 
einer jährlich zu entrichtenden Averfional + Summe für bie 
freie Einfuhr der zu den Oekonomie-Beduͤrfniſſen beſtimm⸗ 
ten Guts-Erzeugniffe aus jenen Beſitzungen, eine billige 
Hebereinfunft getroffen werden. 





Ill. 


Unterm 24. Oftober 1825 erfolgte wegen bes altlands 
fäffigen Adels in Württemberg folgendes königliche Dekret: 
Dur Unfere Erffärung vom 8. Deeember 1821 haben Wir 
den Rechtszuſtand des Unferer Hoheit untergebenen vormals 
reihsunmittelbaren Adels nach Maßgabe des Art. 14 der 
deutfchen Bundes» Akte feftgeftellt. 

Da Wir nun nah Anhörung Unferes Geheimenraths 
die Entſchließung gefaßt haben, dieſe Unſere Erklaͤrung ih- 
rem ganzen Inhalte nach auch auf den altlandſaͤſſigen Adel 
des Königreichs, jedoch gegen Verzichtleiftung auf die Pas 
trimonial s Gerichtsbarkeit, Orts» Polizei und Forft - Ges 
richtöbarfeit, inſoweit auszudehnen, als die diesfaͤlligen 
Anſpruͤche in dem Beſitzſtand vor dem 10. May 1809 be⸗ 
gruͤndet, und nicht durch neuere Vertraͤge oder ſonſtige be⸗ 
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fondere Rechtstitel erlofchen find, fo wollen: Wir. — 
andurch verkuͤndigt wiſſen. 


Viertes Kapitel. 


Großherzogthum Baden. 


Die Großherzoglich Badiſche Verfaſſungs⸗Urkunde ent⸗ 

haͤlt darüber Folgendes *): 
Die Berechtigungen, welche durch das Edikt vom 23. 
April 1818 den dem Großherzogthume angehörigen Mit: 
gliedern der vormaligen unmittelbaren Reichsritterſchaft 
verliehen worden find, bilden einen Beftandtheil der Staats⸗ 
Berfaffung. 

Da gegen das hierauf erfchienene Edikt Beſchwerden 
einkamen, ſo erſchien endlich am 22. April 1824 folgende 
Deklaration ?): 

1. 


Wir haben zur Erledigung derjenigen Beſchwerden, wel⸗ 
che von den zum ehemaligen unmittelbaren Reichsadel ge⸗ 
hoͤrigen Grundherrn Unſeres Großherzogthums gegen die 
zum Vollzug des Artikels 14 der deutſchen Bundes-Akte 
getroffenen fruͤheren Anordnungen gefuͤhrt wurden, eine ei⸗ 
gene Immediat⸗Kommiſſion mit dem Auftrag niedergeſetzt, 
durch guͤtliche Unterhandlungen die kuͤnftigen ſtaatsrechtli⸗ 
chen Verhaͤltniſſe derſelben, auf eine dem Artikel 14 der 
deutſchen Bundes⸗Akte genuͤgende, zugleich aber auch mit 
den beſtehenden allgemeinen Staats Einrichtungen im Ein⸗ 
Hang ftebende Weife zn beftimmen, 

In Gefolge diefer mit den Grundherrn des ehemaligen 
Drtenauifchen Ritter - Kantons am 26. September und mit 





1) Verfaffungs: Urkunde vom 22. Auguft 1818 $. 23. Siehe Kon: 
flitut. der europäifchen Staaten. Th, IU. Seite 352, 

2) Verordnung vom 22. April 1824, fiehe Staats = und Regie: 
rungsblatt vom 15. Mai 1824 Nr. XI. — Die am nämlichen 
Tage erfchienene — wegen des RER Adels folgt 
unter II. 
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jenen des Kantons Kreihau und im Odenwald am 13. 
December des vorigen Jahrs gefchloffenen Verhandlungen, 
in welchen von denfelben auf die ihnen nad) dem Art. 14 
der deutfchen Bundes-Akte zuftehende Gerichtsbarkeit und 
Ortspofizei Verzicht geleiftet, und diefe an den Staat ab⸗ 
getreten worden, haben Wir, nachdem nunmehr auch die 
Grundherrn des ehemaligen Ritter- Kantons Hegau hierzu 
ihren Beitritt erflärt haben, den Fünftigen Rechtezuftand 
der mit -Berichtsbarfeit auf ihren Befißungen unter Unſe⸗ 
rer Souveränität gefallenen ehemaligen unmittelbaren Reiches 
Ritter allgemein feſtgeſtellt, und diene biermit, wie 
folgt: 
| $. 1. 

Diefen zum ehemaligen unmittelbaren Reiches Adel ges 
börigen Grundherrn des Großherzogthums fteht der befreite 
Gerihtsftand für fie und ihre Familien nach der im Res 
gierungsblatt Ar. Il. vom Jahr 1816 in Bezug auf das 
Regierungsblatt Nr. XiV. von 1812 hierüber befannt ges 
machten Verordnungen zu. 

6. 2 

Sie haben Antheil an der Landftandfchaft, welcher nach 

den Borfchriften der Verfaffung ausgeuͤbt wird. 
8. 3. 

Sie haben unbeſchraͤnkte Freiheit, ihren Aufenthalt i in 
jedem zum bdeutfchen Bunde gehörigen oder mit demfelben 
im Frieden lebenden Staate zu nehmen, oder in bie Dienfte 
desfelben zu treten, beides jeboch mit Vorbehalt der Ver⸗ 
bindlichfeit zum Militärdienftz und die Söhne bed Adele 
genießen in Anfehung der Einftellungs »Befugniß mit den 
übrigen Unterthbanen gleiche Rechte, wie fie in dem gegen- 
wärtig beftehenden Konſcriptions⸗Geſetz beftimmt find. Die 
Veränderung des Aufenthalts und der Eintritt in fremde 
Dienfte wird dem Souveraͤn anzezeigt. 

§. 4 
Jene Grundherrn, welche im Großherzoglichen Staats; 
Dienfte fiehen, oder Penfionen aus Staats s Kaffen genies 
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Ben, find jedoch in Anfehung der. Wahl ihres Aufenthalts 
und des Eintrittd in fremde Dienfte den beftehenden allges 
meinen Landes s Gefegen unterworfen. 

$. 5. 

Den Grundherrn, welche durch ihren Güter-Befik zur 
Zeit der Mediatifirung Unterthanen mehrerer deutfchen Sou- 
veräng geworden find, wird die gleichzeitige Ausübung des 
badifhen Staats» Bürgerrechte, neben demjenigen, das fie 
in anderen Bundes - Staaten in Beziehung auf ihre dors 
tige Befigungen genießen, geftättet werden, infofern diefe 
Bundes: Staaten den nämlichen Grundfag gegen das Großs 
berzogthum anerfennen. 

$. 6. 

Es werben nad den Grundfägen der früheren deuts 
fhen Berfaffung ihre noch beftehenden Familien - Verträge 
aufrecht erhalten, und ibnen die Befugniß zugefichert, über 
ihre Güter und Familien» Verhältniffe verbindliche Verfü- 
gungen zu treffen, die jedoch dem Souverän zur Beftäti, 
gung vorgelegt werden, welche ihnen ohne gefegliche Urs 
fache niemals erfchwert oder verweigert werden barf, Diefe 
Verfügungen werden bei den höchften Landesſtellen zu all 
gemeiner Kenntniß und Nachachtung gebracht, und alle das 
gegen etwa erlaffenen Verordnungen find für künftige Fälle 
nicht mehr anwendbar. 

an, 

Es wird ihnen das Ehren» Recht einer eigenen Unis 
form, des Kirchen» Gebets, des achttägigen Trauer: Ge; 
IAuted bei dem Tode eines Familienhauptes und eine gleich 
zeitige Einftelung der Tanz: Mufif,, ferner 

Das Recht, die.mit einem Gut verbundenen liquiden 
Gefälle in gefegliher Ordnung dur ihren Rentbeamten 
erefutorifch beitreiben zu Iaffen, bewilligt. 

$. 8 

Sollte wegen Hiderfeglichfeit nöthig werben, amtliche 

Hülfe anzurufen, fo fol ihnen folche ſchnell und Eräftig 
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ertbeilt werden, und die betreffenden Beamten dafür vers 
antwortlich feyn. 
$. 9. 

Es fteht ihnen das Recht zu, die niebere Polijei in 
dem Umfange ihrer Schloͤſſer, Wohnungen und Zubehoͤrden 
auszuüben, kleine innerhalb dieſes Umfangs begangene Fres 
vel mit Geldſtrafen, deren Betrag ihnen zufließt, zu bele⸗ 
gen, vorbehaltlich im Uebrigen der Unterordnung unter die 
amtliche Diſtrikts-Polizei und des Rekurſes des Beſtraften 
an dad Kreis-⸗Direktorium. 

$. 10. 

Die Grundberrn fönnen den Vogt» und Ruggerichten, 
den Kirchen » und Schufpifitationen, fo wie der Abhör der 
Gemeinds⸗, Heiligen- und Stiftungs- auch Kirchenbaus 
Rechnungen, wo der Grundherr fubfidiarifch baupflichtig ift, 
entweder in Perfon oder durch Bevollmächtigte beimohnen. 
Bon allen auf diefe Gegenftände fich beziehenden Verfüguns 
gen fol ihnen oder in ihrer Abwefenheit ihren Dienern zeits 
liche Nachricht geaeben werden. Auch fteht ihnen das Recht 
der Einficht diefer Rechnungen und insbefondere jene ber 
Gemeinde» Etatd, ehe fie defretirt werden, zu. 

$. 11. 

Sie haben die Befugniß, über alle diefe Gegenftände 
dem landesherrlichen Beamten Erinnerungen und Wünfche 
vorzutragen, welcher folche anzunehmen und fo weit mögs 
lich zu berüdfichtigen verbunden ift, oder die Gründe, war 
rum er fie nicht berücfichtigen zu können glaubt, demjenis 
gen, der fie gemacht, in fchiekliher Form zu eröffnen bat. 
Dill fi der legtere damit nicht beruhigen, fo fteht ihm der 
Rekurs an das Kreis, Direktorium offen. 

$. 12. 

Bei den Wahlen der Orts: Vorgefegten in grundherrs 
lichen Gemeinden bringt der Grundberr einen aus den von 
der Gemeinde, nach dem ibm mitzutheilenden Wahl, Protos 
koll gewählten drei Kandidaten zur Iandesherrlichen Beftäs 
tigung in Vorſchlag, welche ohne hinreichende Griinde, die 
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dem Grundherrn zu eröffnen find, nicht verweigert werden 
kann. 
F. 13. 

Die Grundherrn haben die Befugniß zw verlangen, 
daß, jedesmal über die Annahme neuer Ortd s oder Schuß» 
Bürger, welche nicht auf ein angeborned Bürgerrecht An: 
fprud) haben, mit ihnen Ruͤckſprache genommen und über 
ihre Einwendungen der Ausſpruch höherer Stelle eingeholt 


werde, 
§. 14. 


In Beziehung auf das Verhaͤltniß der —— zur 
Polizei-Gewalt der Orts-Vorgeſetzten und Bezirks⸗-Aemter 
wird feſtgeſetzt: 

a) Die Orts⸗-Vorgeſetzten koͤnnen wegen Befolgung allge⸗ 
meiner Verordnungen ſchriftliche Erinnerungen in einer 
dem Stande der Grundherrn angemeſſenen Form an 
dieſelben ergehen laſſen. 

b) Hierauf iſt aber die Einſchreitung der Orts-Vorgeſetz⸗ 
ten beſchraͤnkt, da nicht ihnen, ſondern den Bezirks⸗ 
Aemtern, in Beziehung auf die Grundherrn, die Polizeie 
Gewalt auszuüben zufteht. 

Diefe Polizei: Gewalt der Bezirks: Aemter in Bezie- 
bung auf die Grundherrn hat die nämlichen Grenzen, 
wie jene, welche den Orts-Vorgeſetzten in Beziehung 
auf andere Orts s Bewohner zufteht. 

c) Auch die Bezirks⸗Aemter koͤnnen nur fohriftliche Aeuße⸗ 
rungen in anftändiger Form von den Grundherrn fors 
dern, und perfönliche Borladungen können nur mit Ges 
nehmigung der Mittefftellen (dermalen Kreis: Direktorien) 
ftattfinden. 

d) Polizei-Strafen können gegen die Grundherrn nur von 
den KreissDireftorien erfannt werden. 

e) In folchen peinlihen Fällen, welche ihrer Natur nad 
wegen Gefahr eines unerfeglichen Berluftes, eines of 
fenfundigen Verbrechens oder Beforgniß der Flucht kei⸗ 
nen Auffchub leiden, dürfen die Orts » Vorgefegten pros 
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viforifche, innerhalb ber Grenzen ihrer allgemeinen Amts. 
Befugniß liegende Vorkehrungen treffen, fie müffen 
aber fogleich hiervon die Anzeige an das Bezirls⸗Amt 
machen. 

f) Bei Einquartierungen und anderen Kriegs + Präftatios 
nen wirb den Grundheren eine Mitwirfung in der Art zus 
geftanden, daß fie felbft oder ihre Rentbeamten als ges 
fegliche Mitglieder der Einquartierungs- Romiffion bes 
zeichnet werden; fie follen jedoch in Fällen, die feinen 
Auffhub Feiden, den’ Anordnungen der Orts-Borgefeß- 
ten, welche für einen dem Grundherrn zugefügten wis 

derrechtlichen Schaden verantwortlich find, mit. Borbes 

halt des Rekurfes, der in ſolchen Fällen Feine einhal- 
tende Wirfung bat, genügen. 

Es wird geftattet, daß bie Konfurrenz- Quote der 
Grundherrn im Adminiftratiowege im voraus beftimmt 
und von 10 bis 10 Jahren einer Revifion unterworfen 
werde. 

= Die Bezirks: Aemter fenden ihre Grfaffe nicht durch die 
Drtd »Borgefegten, fondern unmittelbar an den Grund- 
herrn. Sie haben fi) dabei eines dem Stande ber 
Grundherrn angemeſſenen Geſchaͤfts⸗Styls zu bedienen 
und den Grundherrn das Prädifat: Herr — und auf 
der Auffchrift — Hochwohlgeboren — oder wenn er — 
iſt — Hochgeboren — zu geben. 

$. 15. 

Sn Sachen der willkuͤhrlichen —— ſtehen die 
Grundherrn unmittelbar unter den Kreis⸗Direktorien. Bei 
den Sterbfällen ritterfchaftliher Familienglieder wird den 
Erbfchafts s Betheiligten, wenn fie darüber mit einander 
einverfianden. find, zugeflanden, die Verlaſſenſchafts⸗Ab⸗ 
handlung unter Leitung des Familien » Aelteften, ohne Bei- 
ziehung obrigfeitlicher Behörden, vorzunehmen. Nur muß, 
wenn Minderjährige fi unter den Erben befinden, dagjes 
nige, was für folche Bun bie nr vorfchreiben ’ beob⸗ 
achtet werden. 
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$. 16. 

Die grundberrlihen Nentbeamten, went fie die erfors 
berlichen Eigenfchaften haben, können von den landesherr- 
lihen Amts-Reviſoren ald Theilungs » Kommiffäre benutzt 
werden, jedoch nur unter Zuftimmung des Grundherrn, in 
beffen Dienfte der Nentbeamte fteht, und die Amts» Revis 
foren find hierzu nicht verbunden. 

$. 17. | 

Die Forft: Gerichtsbarkeit in den grundherrlichen Bes 
zirfen wird auf diefelbe Weife und durch die nämlidyen 
Behörden ausgeibt, wie in- dem unmittelbaren Landes» 
Gebiete. Die Grundherrn haben jedoch das Recht, den 
Forftfrevel-Gerihten entweder felbft oder durch ihre Rent⸗ 
beamten beizumohnen. Sie beziehen fowohl in eigenthäms 
lichen ald Gemeinds-Waldungen die Frevel- Strafen nad 
dem bergebrachten Befigftande. Es ift ihnen die Adminis- 
firation der Waldungen in dem Umfange der Grundberrs 
fhaft mit der Auffiht über die Jagd und deren Gerechts 
fame (Forft- und GYagd - Polizei) zuftändig. Diefe üben 
fie durch ihre Foͤrſter mit Führung der grundberrfichen Wald⸗ 
Art aus, welche den landesherrfichen Forſt-Aemtern oder 
Forft » Infpeftionen auf gleihe Weife, wie die landesherr⸗ 
lichen Förfter untergeordnet und von den Grundherrn aus 
der Zahl der approbirten Sägerpurfche oder Forft- Praftis 
fanten zu wählen find. - Die grundberrlichen Förfter find 
fo wenig als die Nent-Beamten ald Staatd- Diener anzu- 
fehen, daher aud) die Diener-Pragmatif auf fie feine Anwens 
dung findet. Den Grundherrn darf durch die Ausuͤbung 
der, der landesherrlichen Forit » Behörde zuftehenden Auf 
fiht über ihre Waldungen fein Koften » Aufwand verurfacht 
werden. Ä 

$., 18. 

E8 ficht den Grundberrn das Patronat-Recht, das 
Recht, den Pfarr-Inſtallationen felbft oder durch eimen 
Bevollmächtigten beizumohnen, und der Ecdulfag da, wo 
fie e8 hergebracht haben, nad) den in der Verordnung vom 
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28 December 1815 enthaltenen Beltimmungen zu. Im 

Uebrigen haben fie bei Ausübung dieſes Rechts ſich nad) 

den beftehenden Gefegen und Verordnungen zu achten. 
8.10. | 

Der allgemeine Grundfag gleicher Beftenerung bleibt 
auch in Beziehung auf die Grundherrn in voller Kraft. 
In Beziehung auf die Beiträge zu den Gemeinde »Laften 
werben 

a) die Grundberrn raaſchtlich ihres gegenwaͤrtigen Be⸗ 
ſitzes, als nicht buͤrgerliche Einwohner behandelt. | 

b) Shre Beitrags» Pflicht fann fi auf feine, dem 23. 
April 1807, als dem Zeitpunfte ihrer vollzogenen Mes 
diatifirung, vorhergegangenen Gemeinds⸗Laſten erſtrecken, 
wenn nicht die Gemeinde, welche frühere Beiträge dies 
fer Art fordert, einen hierzu berechtigenden befonderen 
Rechtötitel aufzumweifen vermag. 

c) Künftige Erwerbungen der Grundherrn müffen jedoch 
allen bisher auf ihnen gelegenen Laften auch in Bezies 
bung auf Gemeinds-Beiträge unterworfen bleiben. - 

$. 20. 

Diefem in dem vorftehbenden $. ad a ausgefprochenen 
Grundfage zufolge tragen die Grundherrn blos ald Bes 
fiter fleuerbarer Objekte in ber Orts⸗Gemarkung nur zu 
dem auffergewöhnlichen Gemeinde» Aufwand, namentlich 
und beftimmt zu folgenden Rubrifen bei: 

a) Beim Abgang einer privatrechtlichen Baupflicht oder 
bes Kirchen» Vermögens zu den dem Kirchfpiel. oblies 
genden Kirchen » Baulichfeiten ; 

b) zu den Koften für Damms, Fluß», Brüden- und 
Wegbau aufferhalb des Orts, fo weit ſolche nicht zum 
Ausſchlag auf das ganze Land fich eignen ; 

ec) zu den Koften anderer gemeinnügigen Unternehmungen 
in der Gemeinde, welde ben grundherrlichen Befiguns 
gen in der. Gemarkung, zum Vortheil gereichen, jes 
doch mit Einfehränfung des Beitrags auf das Steuer; 

| 46 
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Kapital des Eigenthums, dem das Unternehmen zu ftats 
ten fommt. Eben fo haben 
$. 21. 

die Grundherrn zu den Kriegs» Präftationen wie an- 

dere nicht bürgerliche Einwohner ihre Beiträge zu leiften. 
$. 22. 

Die Reit: und Wagenpferde der Grundherrn find von 
jeder Frohnd » Feiftung, folglich auch von den Gemeinds⸗ 
Frohnden befreit. 
| 9. 3 

Diefe Befreiung kann ihnen aber. nicht auch in Anſe⸗ 
hung jenes BViehftandes zugeftanden werden, melden fie 
zum Aderbau oder einem andern Wirthfchaftd- Betrieb hal- 
ten, wenn der Fall eintritt, für welchen die nicht bürger: 
lichen Einwohner zu den Gemeinde-Laften verpflichtet find. 

$. 24. 

In Beziehung auf das anfgehobene Sudenfchug s und 
Hinterfaffengeld wird den Grundherrn für die Hälfte des 
früheren Bezugs Entfhädigung aus der Staats» Kaffe fo- 
wohl für das verfloffene ald die Zufunft von dem Zeits 
yunft an, wo diefer Bezug ihnen unterfagt worden, bemils 
liget, hinſichtlich der anderen Juden-Abgaben hat es bei 
dem Beſitzſtande, fo wie er vor dem Steuer : Evikt vom 6. 
April 1815 rechtlich begründet war, fein Verbleiben. 

$. 25. . 

Den Grundherrn wird die Verficherung ertheilt, daß 
in Zufunft. feine Abnaben, nutzbare Rechte oder Gefälle, 
in deren Bezug fie fid) gegenwärtig befinden, weder unter 
dem Titel eined LandeshoheitdsGefälles, noch aus einem 
fonftigen wie immer gearteten Grunde aufgehoben werden 
follen, ohne daß ihnen dafür volle Entfhädigung aus ber 
Staats: Kaffe geleiftet werde. 

Diejenigen Grundberrn, welche durch eine von Seiten 
der Erefutivs Behörden gefchehene irrige Anwendung früs 
berer gefeglicher Anordnungen etwa aus diefem Bejige ver; 
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drängt worden, wird die Wiedereinfegung in benfelben 
verfihent, 
$. 2. 


Die Regierung wird ben Grundherrn die Enfchädigung 
für entzogene Gefälle, fo wie für jene, die ihnen etwa 
fünftig im-Wege der Gefeßgebung noch follten entzogen 
werben, in Renten: Scheinen au porteur auögeftellt, ges 
währen, mit Vorbehalt der gehörigen Verfiherung, wenn 
folche Gefälle mit Lehens⸗ oder mit Stammgutss-Eigenfchaft 
behaftet find. | 
| | $. 27. Ä 

Die Amts-Reviſoren werben angemwiefen, bei allen 
auf grundherrliche Gefälle oder nutzbare Rechte Bezug has 
benden Beräufferungen den grundberrlichen Rent: Beamten 
dieſe unfehlbar und bei unvermeidlicher Ahndung anzuzeigen. 

$. 28. 

In Anfehung der Laften und Befchwerniffen der Lehen 
bei Belehnungen oder  aufferordentlihen Borfommniffen, 
‚Tann nur der Lebens sBertrag oder das ‚Herfommen, wie 
es bis 1807 beftanden bat, entfcheiden, und die neueren 
Delaftungen von erhöhten LehensTaren, Sporteln und ans 
deren Gebühren werben wieder aufgehoben. 

$. 29. 

Als eine weitere Kompenfation für die von den Grund» 
herren gefchehene Verzichtleiftung auf die Zurisdikfion und 
Orts⸗Polizei, wird benfelben eine Erleichterung zur Allos 
dialifierung grundherrlicher Lehen dahin verfihert, daß ftatt 
des gefeglichen Tarifs von 25 Procent, der Losfaufs-Preis 
des Lehens« Verbands in feinem Falle höher ald 15 vom 
Hundert werde beftimmt, und bei entfernterer Ausficht auf 
Lebens» Rücdfall, damit bis auf 10 und 5 Procent berab- 
gegangen werden; wobei fich jedoch die Beſchraͤnkung von 
felbft verfieht, daß fich diefes nicht auf Leben erfireden 
fönne, die auf dem Heimfall fiehen und deren Alodialifi- 
rung die Regierung nad beftehenden allgemeinen Grund⸗ 
fägen nicht bewilligen kann. 
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$. 30. 
Als eine fernere Kompenfation für diefe Verzichtlei⸗ 
ftung wird den Grundberrn der Fortbezug der tarordnungs- 


mäßigen Bürger -Annahmstaren neben ben bertommlüihen 
Bürger» Einfaufögeldern bewilligt. 


11. 
$. 1. 

Wir * Uns gnaͤdigſt — nachdem Wir durch 
eine landesherrliche Verordnung vom heutigen, die ſtaats— 
rechtlichen Verhaͤltniſſe der ehemaligen unmittelbaren Reichs⸗ 
Ritterſchaft feſtgeſtellt haben, auch den kuͤnftigen Rechte; 
Zuſtand derjenigen Grundherrn Unſeres Großherzogthums, 
welche ſchon vor dem Preßburger Frieden und dem darauf 
gefolgten rheiniihen Bund zur Klaffe des mit Gerichtebar: 
feit auf ihren Befigungen landſaͤſſig geweſenen Adels ges 
hörten, hiermit wie folgt zu beſtimmen. 

5. 2 

Den mit Gerichtsbarkeit auf ihren Befigungen ſchon 
vor dieſem Zeitpünfte mittelbar geweſenen Grundherrn ſteht 
der befreite Gerichtsſtand fuͤr ſie und ihre Familien nach 
der im Regierungsblatt Nr. 3 vom Jahr 1816 in Bezug 
auf dad Regierungsblatt Nr. 14 von 1812 hierüber bes 
kannt gemachten Verordnung zu. 

— SE G. 3. 

Sie haben Antheil an der Landſtandſchaft, welcher nach 

den Vorſchriften der Verfaſſung ausgeuͤbt wird. 
§. 4 

Sie genießen mit den zur ehemalig unmittelbaren Reichs⸗ 
Ritterfchaft gehörigen Grundherrn das gleiche Ehren⸗Recht 
einer eigenen Uniform. Ferner 

F. 9 

das Recht, die mit einem Gute verbundenen liquiden 
Gefälle in gefetlicher Ordnung durch ihre Rent » Beamten 
erefutivifch beitreiben zu laſſen. 

Sollte wegen Widerfeglichfeit nöthig werden amtliche 
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ilfe anzurufen, fo fol ihnen folche ſchnell und Fräftig 
ertbeilt werden, und die betreffenden Beamten bafür vers 
antwortlich feyn. 
$. 6. 

Es fteht ihnen das Recht zu, die niedere Polizei in 
dem Umfange ihrer Schlöffer, Wohnungen und Zubehoͤr⸗ 
den auszuüben, Fleine innerhalb diefes Umfangs begangene 
Frevel mit Geld : Strafen, deren Betrag ihnen zufließt, zu 
belegen, vorbehaltlich im Uebrigen der Unterordnung unter 
die amtliche Diftrifts» Polizei und des Nekurfes des Bes 
firaften an das Kreis: Direftorium. 

8. 7. 

Die Grundherrn koͤnnen den Vogt» und uggerichten, 
den Kirchen». und Schul - Vifitationen, fo wie der Abhör 
der Gemeinde», Heiligen: und GStiftungs- auch Kirchen, 
bau-Rechnungen, wo der Grundherr fubfidiarifch baupflich- 
tig ift, entweder in Perfon oder durch —— bei⸗ 
wohnen. 

Von allen auf dieſe Gegenſtaͤnde ſich — Ver⸗ 
fuͤgungen ſoll ihnen oder in ihrer Abweſenheit ihren Dies 
nern, zeitliche Nachricht gegeben werden. Auch fteht ihnen 
das Recht der Einficht diefer Rechnungen und insbefondere 
jene der Gemeinde - Etats, ehe fie defretirt werden, zu. 

$. 8 

Sie haben die Befugniß, über alle diefe Gegenftände 
bem Tanbesherrlichen Beamten Erinnerungen und Wuͤnſche 
vorzutragen, welcher folche anzunehmen und fo weit möglich 
zu berücfichtigen verbunden ijt; oder die Gründe, warum 
er fie nicht berücfichtigen zu. können glaubt, demjenigen, 
der fie gemacht, in fchiefliher Form zu eröffnen hat. Wil 
fich der Kestere Damit nicht beruhigen, fo ſteht ihm der Re- 
kurs an dad Kreis» Direftorium offen. 

$. 9 

Den Grundherrn wird bewilligt, bei Vogte : Wahlen 

gegen die Perfon des Gewählten gegründete Einwenduns 
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gen zu machen, über welche, wenn die Gemeinde auf ih⸗ 
ver Wahl beharrt, die höhere Stelle zu entfcheiden bat. 
$. 10, 

Die Grundherrn haben die Befugniß, zu verlangen, 
daß jedesmal über die Annahme neuer Orts s oder Schuß: 
bürger, welche nicht auf ein angebornes Buͤrgerrecht Ans 
ſpruch haben, mit ihnen Ruͤckſprache genommen und über 
ihre Einwendungen der Ausfpruch höherer Stelle eingeholt 
werde. 

| . 11. 

In Beziehung auf das Verhaͤltniß der Grundherrn zur 
Polizei⸗Gewalt, der Orts⸗-Vorgeſetzten und Bezirks⸗Aem⸗ 
ter wird feſtgeſetzt: | 

a) Die Orts» Borgefegten koͤnnen wegen Befolgung allges 
meiner polizeiliher Verordnungen fchriftliche Erinnes 
rungen in einer dem Stande der Grundherrn angemefs 
fenen Form an diefelben ergehen laffen. 

b) Hierauf ift aber die Einfchreitung des Orts⸗-Vorgeſetz⸗ 
ten befchränft, da nicht ihnen, fondern den Bezirke- 
Aemtern in Beziehung auf die Grundherrn die Polizeis 
Gewalt auszuüben zufteht. Diefe Polizei» Gewalt der 
Bezirks-Aemter in Beziehung auf die Grundherrn hat 
die nämlidhen Grenzen, wie jerie, welche den Orte 
Vorgefegten in Beziehung anf andere Orts + Bewohner 
zufteht. 

c) Aud die Bezirks -Aemter koͤnnen nur fchriftliche Aeuße⸗ 
rungen in anftändiger Form von den Grundherrn fors 
dern, und perfönliche Borladungen koͤnnen nur mit Ges 
nehmigung der Mittelftellen (dermalen Kreis s Direlto- 
rien) ftattfinden. 

d) In ſolchen peinlihen Fällen, welche ihrer Natur nad 
und wegen Gefahr eines unerfeglichen Berluftes, eines 
offenfundigen Verbrechens, oder Beforgniß der Flucht 

- feinen Auffhub leiden, dürfen die Orts⸗-Vorgeſetzten 
proviforifche innerhalb den Grenzen ihrer allgemeinen 
Amts» Befugniß liegende Vorkehrungen treffen; fie müf 
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fen aber ſogleich hievon die — an das Bezirks⸗ 

Amt machen. 

e) Bei Einquartierungen und anderen ariegs⸗ Präftatior 
nen wird dem Grundherrn eine Mitwirfung in der Art 
zugeftanden, daß fie felbit, oder ihre Rent» Beamten, 
als gejeglihe Mitglieder der Einquartierungs-Kommifs 
fion bezeichnet werden, fie follen jedoch in Fällen, die 
feinen Auffhub leiden, den Anordnungen der Orts⸗ 
Borgefegten, welche für einen dem Grundherrn zuge- 
fügten widerrechtlihen Schaden verantwortlich find, 
mit Vorbehalt des Rekurſes, der in ſolchen Fällen feine 
einhaltende Wirfung bat, genügen. 

Es wird geitattet, daß die Konfurrenz-Quote der Grunds 
berrn im Admintftratiewege im woraus beftimmt und 
von 10 bis 10 Jahren einer Revifion unterworfen werde, 

f) Die Bezirks-Aemter fenden ihre Erlaffe nicht durch 
die Ortd-Borgefegten, fondern unmittelbar an bie Grund⸗ 
berrn. Sie haben fi dabei eined dem Stande ber 
Grundherrn angemeffenen Geſchaͤfts⸗Styls zu bedienen, 
und den Grundherrn das Prädikat: Herr — und auf 
der Aufſchrift: Hohmwohlgeboren, oder wenn es ein 
Graf it: Hochgeboren — zu geben. 

.$. 12. 

Die Forft - Gerichtsbarkeit in den grundherrfichen Bes 
zirfen, wird auf diefelbe Weife und durch die nämlichen 
Behörden ausgeuͤbt, wie in dem unmittelbaren Landes⸗ 
Gebiete. 

Die Grundherrn haben jedoch das Recht, den Forfts 
frevel-Gerichten, entweder felbft oder. Dur ihre Rent s Bes 
amten beizumohnen. Sie beziehen ſowohl in eigenthümlis 
chen, als Gemeinde: Waldungen, die gefeßlichen Frevels 
Strafen, nad dem hergebrachten Beſitzſtande. Es ift ihs 
nen die Adminiftration der Waltungen in dem Umfange 
der Grundberrfchaft mit der Aufficht über die Jagd und 
deren Gerechtfame (Forſt⸗ und Sagd- Polizei) zuftändig. 

Diefe üben fiegdurd ihre Förfter mit - Führung der 
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grundherrlihen Waldart aus, melde ben landesherrlichen 
Forft- Aemtern oder Forft - Snfpektionen auf gleiche Weife 
wie die Iandeöherrlichen Föriter untergeordnet und von den 
Grundherrn aus der Zahl der approbirten Sägerburfchen 
oder Forft- Praftifanten zu wählen find. Die grundherr- 
lichen Förfter find fo wenig als die Nent- Beamten als 
Staatsdiener anzufehen, daher auch die RIEMERDENB? 
matik auf fie feine Anwendung findet. 

Den Grundherrn darf durch die Ausuͤbung der, der 
landesherrlichen Forft-Behörde zuftehenden Aufficht über die 
Waldungen, kein Koften »- Aufwand verurfacht werden. 

Es fteht den Grundherrn das Patronat:Recht, das 
Recht, den Pfarr» Sinftallationen felbft oder durch einen 
Bevollmächtigten beizumohnen, und der Schulfat da, wo 
fie e8 bergebradht haben, nach den in der Verordnung vom 
28. December 1815 enthaltenen Beftimmungen zu. Im 
Uebrigen haben fie bei Ausübung diefes Rechts ſich nach 
den beftehenden Gefegen und Verordnungen zu achten. 

$. 13. 

Der allgemeine Grundfag gleicher Beftenerung bleibt 
auch in Beziehung auf die Grundherrn in voller Kraft. 
In Beziehung auf die Beiträge zu den Gemeinde + Laften 
werden die Grundherrn bis zu einer hierüber erfolgenden 
‚definitiven Gefeßgebung rüdfichtlich ihres gegenwärtigen Be; 
ſitzes als nicht bürgerliche Einwohner behandelt, infoweit 
die Gemeinde ihre Anfprüche auf erweiterte Gemeinds-Bei: 
träge nicht mit einem befonderen fie hierzu berechtigenden 
Rechts⸗-Titel zu begründen vermag. Auch müffen Fünftige 
Ermwerbungen der Grundherrn allen bisher auf ihnen gele 
genen Laften in UNE auf Gemeinde s Beiträge unters 

' worfen bleiben. 
. 14. 

Diefem Grundfage zufolge und unter obigen zwei Be 
fchränfungen tragen die Grundherrn blos als Befiger feuer 
barer Objefte in der Orts» Gemarkung nur zu dem auſſer⸗ 
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vrdentlichen Gemeinds⸗ Aufwand, namentlich und beftimmt 
zu folgenden Rubriken bei: 

a) beim Abgang einer privatredhtlichen Bau » Pflicht oder 

des Kirchen⸗Vermoͤgens zu den dem Kirdyfpiel obliegens 
den Kirchenbaulichkeiten ; 

b) zu den Koften für Damm», Fluß-, Brüdens und 
Wegbau auſſerhalb des Orts, fo weit ſolche nicht zum 
Ausfchlag auf das ganze Land fidh eignen; 

c). zu den Koften anderer gemeinnägigen Unternehmungen 
in der Gemeinde, welche den grundherrlichen Befikuns 
‚gen in der Gemarfung zum Vortheil gereichen, jedoch) 
mit Einfhränfung des Beitrags auf das Steuer⸗Kapi⸗ 
tal des Eigenthbums, dem das Unternehmen zu flatten 
fommt. Ebenfo haben | 

$. 15. 

die Grundpertn zu den Kriegs. Präftationen wie an⸗ 

dere nicht bürgerliche Einwohner ihre Beiträge zu leiften. 
$. 16. 

Sn Beziehung auf das aufgehobene Sudenfchuß » und 
Hinterfaffen-Geld wird den Grundherrn für bie Hälfte des 
früheren Bezugs Entfhädigung aus der Staats » Kaffe fos 
wohl für- das verfloffene, als die Zufunft von dem Zeits 
punfte an, wo diefer Bezug ihnen unterfagt worben, bes 
willigt; binfichtlich der anderen Sudens Abgaben, hat es 
‚bei dem Befisftande, fo wie er vor dem Steuer-Ebift vom 
6. April 1815 rechtlich begründet war, fein Berbleiben. 

$. 17. 

Den Grundherrn wird die Berficherung ertheilt, daß 
in Zufunft feine Abgaben, nugbare Rechte oder Gefälle in 
deren Bezug fie ſich gegenwärtig befinden, weder unter dem 
Titel eines Landeshoheits/-Gefaͤlles, noch aus einem fon- 
fligen wie immer gearteten Grunde aufgehoben werden fol 
Ien, ohne daß ihnen dafür volle Entfchädigung aus ber 
Staats: Kaffe geleiftet werde. Diejenigen Grundherri, 
welche durch eine von Seiten der Exekutiv⸗Behoͤrden ger 
fchehene irrige Anwenbung früherer gefeglicher Anordnun⸗ 
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gen etwa aus dieſem Beflge verdrängt worden, wird bie 
Wierereinfegung in denſelben verfichert. | 

Snebefondere wird ihnen der fernere Bezug der Buͤr⸗ 
ger » Einzugs« oder Einkaufs, Gelder in jener Art verfi- 
- dhert, wie fie vor der am 22. November 1819 erfolgten 
Staatsminifterials Entfchließung hierzu berechtigt waren. 

. 18. 

Die Beftimmungen des Lehen: Edifts, oder fpäter — 
ber ergangener Verordnungen, welche neuere Belaſtungen 
von erhöhten Lehens⸗Taxen, Sporteln oder anderen Ge— 
buͤhren feſtſetzen, können in Fällen, wo fie mit ben vorlie- 
genden Alteren Lehens⸗Briefen oder dem früher beſtandenen 
Herkommen unvereinbarlich find, nicht in Anwendung fommen. 

$. 19. 

Den Grundheren wird in Beziehugg auf eine frühere 
Iandesherrliche Berfügung vom 31. Dftober 1809 eine Er- 
feichterung zur Alfodialifirung grundhertlicher Lehen dahin 
verfichert, daß ftatt des gefeglichen Tarifd von 25 prEent 
der Kosfaufd Preis des Lehens-Verbands in feinem Falle 
höher als 15 vom Hundert werde beftimmt, und bei ent- 
fernter Ausfiht auf Lehens⸗Ruͤckfall damit bis auf 10 und 
5 pr&ent werde berabgegangen werben, wobei ſich jedoch 
die Befchränfung von felbft verfteht, daß fich diefe nicht 
auf Leben erftredfen koͤnne, die auf dem Heimfall fliehen, 
und deren Allodialifirung die Regierung nach beftehenden 
- allgemeinen Grundfägen nicht bewilligen kann. 

Fünfted Kapitel. 
KRurfürfientpum Heffen. 

Sn Kurheſſen, wo die Patrimonial » Gerichtöbrrfeit 
unter der Herrfchaft der weſtphaͤliſchen Geſetze aufgehoben 
worden war, befinden ſich die Grundherrn bis auf den 
‚heutigen Tag noch nicht wieder im Beſitze derfelben, und 
das neue Drganifationg » Ebift vom 29. Suni 1821 ) bat 





ur Sammtung von Geſetzen ıc. für die kurheſſiſchen Staaten. Jahr 
182% Nr. XII. Juni. 


* 
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diefen Gegenftand gänzlich uͤbergangen. Diefes Stillſchwei⸗ 
gen verträgt ſich nicht mit der merkwürdigen Verordnung 
vom 5. September 1815 wegen Zurädbringung der unter 
der mweitphälifchen Regierung veräußerten Lehen und aber 
davon abgefommenen Zubehörungen ?). 


Mas die von dem bisherigen unbefteuerten ritterfchafts 
Iihen Grundeigenthbum zu den Staatölaften zu zahlenden 
"Steuern anfangt, fo verfügt hierüber die Verordnung vom 
10. December 1823 ). Da diefelbe zugleich über das ftans 
desherrliche Grundeigenthum beftimmt, fo wurde fie in Abtheis 
fung I. Kapitel 6, wo von bem Rechtsverhaͤltniß der kur⸗ 
beffifchen Standesherrn geredet worden, aufgenommen. 


Die Rechte der kurheſſiſchen Ritterfhaft auf das von 
Philipp dem Großmüthigen gegründete Stift Kaufungen 
mit Wetter *), find durch eine Verordnung des jeßt regies 
renden Kurfürften vom 24. April 1322 bedeutend sent 
lert worden. 


2) Uler. Müller, die legten Gründe wider alle Eigenthums⸗ 
Gerichte nebft einer hiftorijchen Ueberſicht der in verfchiedenen 
deutfchen Staaten erfolgten Reform der Standes = und guts- 
herrlichen Gerichtsbarkeit. Neuftadt a. d. DO. 1826. Seite 258 
und 259, 


3) Sammlung von Geſetzen ıc. für Kurheffen. Fahr 1893, Nr. X 
December, 

4) Diefe früher zwifhen den beiden Heffifhen Häufern gemein: 
ſchaftliche Stiftung wurde in der Zeit, ald die Eurheflifchen 
Lande einen Theil des Königreichd Weſtphalen ausmachten dur - 
den zwifchen dem genannten Staate und dem Großherzogthum 
Heſſen abgeſchioſſenen Staatsvertrag vom 3. Juni 1810, ge: 
theitt. Dieſe Theilung ward nach der Reftaurction von dem 
urheffifhen Gouvernement anerfanut. 

Der Vertrag zmwifchen dem Königreich Weſtphalen und dem 
Großherzogthum Heffen fteht in supplement au recueil des prin- 
cipaux trait&s etc. par G. F. de Martens. Gottingue 1817. 

Das Nähere über die Stiftung Philipp des Großmüthigen 
fiehe im folgenden Kapitel. 
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Da ber Inhalt biefer Verordnung von u ift, 
fo folgt derfelbe hier nachſtehend °).: 
Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm IL. ıc. 

baben, auf den Und gefchehenen Vortrag, daß bei dem 

Stifte Kaufungen mit Wetter in Folge des allmähligen 

Ausſterbens einer großen Anzahl altheffifcher ritterfchaftfi- 

cher Gefchlechter, jo wie durch die bisher gefchehene Kapi⸗ 

talifirung der nach beftrittenen Ausgaben gebliebenen Ueber: 
fhüffe ein anfehnliches Auffommen entftanden ift, deſſen 

Berwendung in dem Sinne des erhabenen Grünberg jener 

wobhlthätigen Anftalt zu leiten Ung obliegt, zu dieſem Zwecke 

Folgendes verordnet: 

s. 1. 

Die reinen Einfünfte des Stiftes Kaufungen mit Wet⸗ 

ter, fo weit fie nicht zu den feftgefegten Ehefteuern für die 

beren bedürfenden Töchter aus den altheffifchen Familien 
erfordert werden, follen beftimmt feyn: 

1) zu fländigen Steuern an bürftige Töchter und Wittwen 
aus den ebengedachten Familien ; 

2) zur Ausftattung vermögenslofer Töchter derjenigen vier 
und zwanzig Alteften Großfreuze und Kommandeure Uns 
feres Haus, Ordens vom goldenen Loͤwen, und berjes 
nigen zwölf älteften Ritter Unſeres Mititär - Berdienft- 
Ordens, welche nicht zur altheffifchen Ritterfchaft gehoͤ— 
ren, jedoch kurheſſiſche Unterthanen find; 

3) zu ftändigen Steuern an huͤlfsbeduͤrftige Töchter und 
Wittwen der genannten verftorbenen Ordens , Glieder; 
endlich 

“ 4) infofern es noch der Fonds geftattet, zur außerordent- 

fihen Unterftügung anderer Dürftigen der höheren 

Stände, und zwar vorzugsweife weiblichen Geſchlechts. 

Wir behalten ed Uns vor, wegen aller diefer Ausga— 


-5) Verordnung vom 24. April 1822 in der Sammlung von Ge: 
fegen 20. für Kurheffen. Jahr 1822. Nr. IV. April. 
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ben den Ober: Borftehern bed Stiftes noch nähere Bor; 
fchriften zu ertheilen. — 

Aus den im vorhergehenden $. erwähnten Ordens⸗ 
Bliedern wird von Uns ein Ober» Borfteher des Stiftes 
Kaufungen mit Wetter beftellt werben, wogegen die Zahl 
der aus der altheffifchen Nitterfchaft zu wählenden Obers 
Borfteher künftig. mit dem Abgange eines der jeßigen Obers 
Vorſteher auf zwei eingefchränft feyn fol. 

Gegenwärtige Verordnung haben Alle, die fie angehet, 
ſich zur gebührenden Nachachtung dienen zu laffen. Urs 
kundlich ıc. | 


Schöted Kapitel, 


Großherzogthum Heffen. 

Einige Monate nad der Befanntmahung der Dekla⸗ 
ration über die ftaatsrechtlichen Verbältniffe der Standes 
herren des Großherzogthums Heffen vom 1. Auguft 1807, 
erfchien die Deflaration über die ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe der ehemaligen unmittelbaren Reichs⸗Ritterſchaft vom 
1. December 1807. 

Es regulirte diefe Verordnung aber nicht allein bie 
Berbältniffe der genannten Ritterfchaft, fondern aud die 
der übrigen fchon früher in. dem Großherzogthume befinds 
Sich gewefenen adelichen Gerichtöheren ). Deshalb erflärte 





1) Der Eingang dieſer Deklaration ift folgender: Durch die rheis 
nifche Bundes: Akte und die mir benachbarten Eouveräns abges 
fchloffenen befonderen Verträge find verfchiedene Mitglieder der 
ehemaligen unmittelbaren Reichs: Rirterfchaft,, nebft ihren Gü— 
tern und Beſihungen, Unferer Hoheit unterworfen worden, und 
mehrere adeliche Gerichteheren waren bereits zuvor in Unſeren 
Landen befindlich. Die nunmehrigen ſtaatsrechtlichen Verhäit— 
niffe diefer geſammten Rirterichaft und ihrer Hinterſaſſen erforz 
dern eine gefegliche Beſtimmung, und Wir erachten für noth⸗ 
wendig, dıefe, Kraft der Uns zuftehenden Souveränität, auf 
gleichfoͤrmige Weile folgendergeftalt zu ertheilen und feſtzuſetzen. 
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auch ber Großherzogliche Gefandte am Bundes + Tage ?) 
Folgendes: Die ehemaligen Reiches Ritter beſitzen, gleich 
den andern adelichen Gerichtsperrn, Patrimonial » und 
Fort: Gerichtsbarkeit, Drts s Polizei, Kirchen⸗ Patronat 
und privilegirten Gerichtsſtand. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Verfaſſungs⸗-Urkunde bes 
ſtimmt über den Adel des Großherzogthums Folgendes’): 

Die befonderen Nechts-Verhältniffe ded Adels genießen 
den Schuß der Berfaffung. 

Hierunter find die Beftimmungen ber — De⸗ 
klaration und diejenigen Rechte verſtanden, welche auf ei⸗ 
ner Stiftung des Landgrafen Philipp des Großmüthigen 
beruhen. 

Es erfcheint deshalb angemeffen, Einiges über dieſe 
Stiftung zu bemerfen *). | 

Nach dem Speierifchen Reichs⸗Abſchied von 1526 brachte 
Philipp der Großmüthige auf dem 1527 zu Kaffel gehaltes 
nen Landtag in Borfchlag, zwei Klöfter dahin zu benugen, 
daß in jedem, etwa 50 adeliche Kinder erzogen würden. 
Allein die Ritterſchaft hielt ein ſolches Inftitut für weniger 
vortheilhaft, ald wenn die Einkünfte zweier Kloͤſter zur 
Ausftattung adelicher Töchter verwendet würden. Der Land» 
graf genehmigte diefes, und auf einem 1532 in Homberg 
gehaltenen Landtag fcheint die Schenfung des Benediftiner- 
Nonnenklofters Kaufungen und des Stifts Wetter an die 
Ritterfchaft zu Stande gefommen zu feyn. Philipp behielt 
fi) die Ober sAufjicht über diefe Stifter vor und empfahl 
in feinem Teſtamente diefe und andere Stiftungen feinen 


- Gammlung der Großpergogti Heflifhen Verordnungen Seite 
25, IH. 

2) Protofoll der Bundes: Verfammlung von 1818, $. 65. 

3) Derfaffungs : Urkunde vom 17. December 1820, Titel IV. Ar: 
tifet 38, — S. Sonftitntionen der europäifchen Staaten. Theil 
IV. ©, 9 md un Heſſ. —————— vom 22. 
December 1820. Nr. 

4) K. W. Ledderhoſe — Schriften Bd. IL Seite 8. fi. 
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vier Söhnen zu einer genauen Auffüht. Im Bruͤder⸗Ver⸗ 
glei von 1568 wurde die Betätigung der Stiftungen wie, 
derholt ertheilt. | 

‚Alles dieſes enthält den entfernten Grund ber Gemeins 
ſchaft, welche früherhin zwifchen beiden Heffifchen Häufern, ' 
in Anſehung der adelihen Stifter Kaufungen und Wetter 
ftattgefunden hat. Den näheren Grund biefer Gemein 
ſchaft findet man in Verträgen von 1627 und 1650, wozu 
bie ftreitige Marburger Erbfolge Veranlaffung gab. 

Was die innere Einrichtung der adelichen Stifter an 
langt, fo kann darüber bier nur Weniges angeführt wer⸗ 
den. Nach derfelben konnte nur derjenige dad Amt eines 
adelichen Ober » Boriteherd beffeiden, der ein Glied ber 
Heſſiſchen Nitterfchaft war. Zwei Ober »Borfteher wurden 
aus der Ritterfchaft des Nieder : Fürftentbums, einer aus 
der Ritterfchaft des Ober⸗Fuͤrſtenthums, Kaffelifchen Ans 
theild, und einer aus der Ritterfhaft des Ober» Fürften 
thums Darmftädtifchen Antheild genommen. 

. Der Stiftung zufolge follten die Einfünfte des Kloſters 
Kaufungen und bes Stifts Wetter, zur. Ausftattung -adelis 
cher Töchter verwendet werben. Weil ſich aber nad Abzug 
der Ehefteuern und ber Stiftd-Befoldungen ein Ueberfchuß 
fand, der ſich fletd vermehrte, fo fing man an, diefen zu 
andern milden Stiftungen zu verwenden. So bad man 
nicht nur bürftigen Fräuleins und Wittwen des Heffifchen 
Adels, ftändige und unftändige Steuern verwilligt, fondern 
auch andern dürftigen Perfonen, theils ſtaͤndig, theils uns 
ftändig, Steuern zufließen laffen. Sie wurben ſaͤmmtlich, 
in den Stifte - Rechnungen unter folgenden Rubrifen bes 
rechnet: | 

I. Ausgabe» Geld, adeliche Eheſteuer. 

11. Ausgabe: Geld, ordinäre Stiftfteuer, für duͤrf— 
tige Wittwen und Fräulein, Heffifhen Adels, 

114. Aufferordentliche Steuer, für Dürftige vom Adel, 
auf fpecielle Berwilligung. 
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1V. Anderen dbürftigen Perfonen, auf Befehl 
geiteuert. 

Ad I. war fefigefegt: Ein Fräulein fann nur dann auf 
die Ehefteuer Anfpruch machen, wenn ihr Bater ein Glied 
der Heflifhen Ritterfchaft iftz auch muß ihre Heirath ftans 
desmäßig °) feyn. 

Sm Rechnungs-Abſchied von 1756 wurde beftimmt, 
baß fein Katholifcher von Adel oder beffen Tochter, welche 
diefer Religion zugethban wäre, einigen Antheil an den 
Stiftsftenern haben folle. Auf dem Rechnungs⸗Tage von 
1732 machte man zuerfi den Vorfchlag, den armen Heffis 
ſchen Fräuleindg und adelichen Wittwen, vom Ueberfhuß 
der Stiftd- Einfünfte, eine jährliche Steuer zu verwilligen. 
Diefer Antrag wurde genehmigt und 1735 darüber ein bes 
fonderes Statut entworfen, welches 1738 noch in einigen 
Punkten vermehrt ward. Hiernach koͤnnen nur diejenigen 
Fräuleins eine ftändige ordentliche Stener verlangen, welde 
1) von einem Glied der Heffifhen Nitterfchaft und zwar 
2) in flandesmäßiger Ehe erzeugt worden find. Haupt: 
ſaͤchlich ſind 3) diefe Steuern für folche Fräulein beftimmt, 
welche elternlos, wenigſtens vaterlofe Waifen find. Ends 
lich. dürfen 4) ſolche Steuern feinem Fräulein verwilligt 
werden, welche fich lafterhbaft und zur Schande ded Adeld 
aufführt. Dürftige adeliche Wittwen haben fich ebenfalls 
der fiändigen, ordentlichen Stiftsftener zu erfreuen, wenn 
fie ftiftsmäßig find d. bh. wenn ihr Mann ein Mitglied der 
Heſſiſchen Nitterfchaft war. | 

Wie bereits oben erwähnt wurde, war dieſe Stiftung 
Philipps des Großmäthigen zwifchen Heffens Kaffel und 
Heffen : Darmftadt gemeinfchaftlih. Nach der Offupation 





5) Man hält in diefer Beziehung für ſtandesmäßige Deirarhen: 
1).Die Ehe mit einem Altadelichen, 2) mit einem Nenadelichen, 
3) mit einem Unadelichen, welcher die Würde eines Geheimen: 
oder Regierungs:Rarhs oder eines Stabs-Offiziers, eines Ober: 
ften und dergleichen hat. — Ledderhoſe a. a, O. Seite 25. 
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des Kurfürftenthbums Heſſen durch die Frangofen und ber 
Bildung des Königreichs Weftphalen, kam am 3. Suni 1810 
zwifchen dem erwähnten Staat und dem Großherzogthum 
Heffen ein Vertrag zu Stande, welcher auffer anderen nicht 
hierher gehörigen Punkten, über die Stiftung Kanfungen 
und Wetter Kolgendes beftimmte °): 

Titre Ill. Fondation de Kaufungen et de Wetter. . 

art. I. Tous les biens, fonds, revenus et capitaux 
appartenans äla fondation ci-devant commune de Kau- 
fungen et de Wetter quelque part qu'ils soient situes, 
seront laisses à la libre et antiere possession et dispo- 
sition de S. M. le Roi de Westphalie. 

art. I. Son A. R. le Grand-Duc de Hesse aura la 
libre disposition:, 

1) des capitaux de la dite fondation places dans ses 
états, montant A peu pr&s & 25,000 ecus de Hesse, 
ainsi que des arrerages d’interets qui ponrraient en- 
core en &tre düs. 

2) de tous les biens et rentes tant en argent qu'en 
grains et autres denredes situes ou preleves dans 
l’etendue du Grand-Duch& appartenant & la dite fon- 
dation, et notamment des deux corps de biens dans 
les baillages de Battenberg et de Solms-Lich y com- 
pris les arrerages. 

art. III. S. M. le Roi de Westphalie s’engage en 
outre à mettre à la disposition de $. A. R. le Grand- 
Duc deHlesse, pour completer sa quote part une somme 
de cent mille &cus Hessois, l'cu valant un Florin qua- 
rante huite Kreuzer cours de Francfort, laquelle somme 
sera prelevee sur les biens de la dite fondation, soit 
en numeraire soit en capitaux places chez des particu- 
liers dont aucun ne sera moindre de 500 &cus, avec ga- 


6) Steht in Suppl&ment au reeueil des principaux trait&s etc, 
par G. F. de Martens Tome V. 1508 — 1814 Avril inclusiv. 
Gottingue 1844. Seite 272, 

47 


— 
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rantie pour deux ans de la rentr&ee des dits capitaux, 
et sans qu’on puisse sous aucun titre, soit d’impöt, soit 
d’imprunt force ou de gabelle de detraction faire souf- 
frir aucune deduction à la dite somme principale, ni 
entraver la perception des inter&ts des dites capitaux 
ou leur recouyrement. S. M. le Roi de Westphalie 
fera tenir compteä S. A. R. le Grand-duc de Hesse de 
Yinteröt à cing pour cent de la dite somme de 100,000 
ecus & partir du 15 du mois courant, et cela jusqu’ à ce 
que S. A. R. soit mise en possession du numeraire ou 
des capitaux qui doivent la composer, ce qui devra 
etre fait dans l’espace d’un mois à dater de la ratifica- 
tion de la presente convention: 


art. IV. S.M. le Roi de Westphalie etS. A.R. le 
Grand-duc de Hesse nommeront des commissaires pour 
l’execution des articles ci-dessus. Tous les titres obli- 
gations et papiers quelconques relatifs aux capitaux, 


biens et rentes abandonnees à S. A. R. seront fidele- 


ment remis & Son commissaire, de m&me que tous les 
titres et papiers qui se trouveront aux archives de Kau- 
fungen et qui interesseraient les familles nobles sujet- 
tes de S.A.R. qui ont eu droit au benefice de cette 
föndation. 


Nah der Reſtauration wurde zwifchen dem Kurfür: 
ftentbum Heffen und dem Großherzogthum Heffen am 30. 
December 1816 ein Vertrag abgefchloffen und darin die an- 
geführten Beftimmungen des Staats» Vertrags vom 3. Suni 
1810 ausdrücklich anerfannt. 


Der dem Großherzogthum überwiefene Fonds. hat ſich 
durch gute Verwaltung und das Ausfterben von Familien 
der Heflifchen Nitterfchaft bedeutend vermehrt, fo daß es 
möglich wurbe ſowohl die adelichen Ehefteuern, als die ors 
dinären Stiftöftenern für dürftige Wittwen und Kraus 
leins des Heflifchen Adels mehrmalen zu erhöhen. Nach 
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der Belanntmachung vom 2. September 1819 7) betragen 
erftere jest 1500 fl., letztere jährlich 300 fl. 

Der Ertrag des Fonds wird in dem Großherzogthum 
Heffen dem Willen des erhabenen Ahnherrn ber Heffifhen 
Fürften gemäß verwendet, fo daß dürftige Adeliche, welche nicht 
zur Heſſiſchen Ritterfchaft gehören und andere Perfonen 
nur ausnahmsweiſe durch ſpecielle Verwilligung eine Uns 
terſtuͤtzung erhalten. Statt der eingegangenen Ober-Vor—⸗ 
fteher fteht das Stiftungs-Vermögen unter einer felbftftän- 
digen Kommiffion, bei welcher nach der Befanntmachung 
vom Sahr 1822 ſtets ein Mitglied des altheffifchen Adels 
Sitz und Stimme hat °). | 

Nachdem wir fo diejenigen Rechte hier erwähnt haben, 
welche dem aftheffifchen Adel auf den Kaufunger Stifts⸗ 
Fonds zuſtehen, gehen wir zu denjenigen Beſtimmungen 
uͤber, welche in Beziehung auf den Adel des Großherzog— 
thums Heffen, fowohl in ber Berfaffungsd » Urkunde als in 
der zu Anfang diefes Kapitels bemerften, durch die Ders 
faffung garantirten Deklaration vom 1. December 1807 
enthalten find. 

Nach der Berfaffungs-Urfunde °) hat der genügend mit 


7) Großh. Heil. Reg. Bl. vom 2. Semefter 1819. Nr. 27. Seite 140. 
8) Die hierauf fich beziehende höchſte Entfhließung wurde gelegent- 
lich der erften Beftellung eines Mitglieds des altheffifchen Adele 
folgendermaßen ausgefprochen: Unterm 11. Februar 1822 haben 
des Großherzogs koͤnigliche Hoheit, in Rückſicht auf das In— 
tereffe, weiches der altheſſiſche Adel, nach dem Zweck der Stif— 
“tung, an dem Kaufunger Stifte: Vermögen hat, und in Folge 
Auerhöchftiprer hierdurch motivirten Entfchliefung, daß die eine 
der Kommiffär: Stellen bei der Verwaltungs: Kommiffion des 
Kaufunger Stifts-Fonds ftetd vorzugsmeife mit einem Mitglied 
der altheffifchen Adels: Samilien befegt werden folle, den Obri— 
ften Sreiherrn von Schenk zu Schweinsberg anf Hermannftein 
dahier zum Mit: Rommiffär bei jener Verwaltungs: Kommiflion 
ernannt und befteltt. — Großherzoglich Heflifhes Regierungs- 
Blatt vom 4. Oftober 1822, Nr. 29 | 
9) Tit. VIIL Art. 53 1). 
47 * 
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Grunbeigenthum angefeffene Adel das Recht ſechs Abgeorb- 
nete aus feiner Mitte zur zweiten Kammer der Stände zu _ 
wählen. 

Was die Deklaration von 1807 anlangt, fo beftimmt 
diefelbe die Nechts-Verhältniffe der adelichen Patrimonial- 
Gerichtsherrn, mit Ausnahme der Freiherrn Riedeſel zu 
Eiſenbach, indem die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe dieſer 
Familie nur zum Theil durch jene Deklaration, zum groͤß⸗ 
ten Theil aber durch die Deklaration vom 13, Suli 1827 '%) 
regulirt werben, 


1. 
Deklaration vom 1. December 1807. 


1 Sn Anfehung des perfönlihen Verhältniffes. 
5. 1 
Sm allgemeinen genießen die abelichen Gerichtöherrn 
die perfönlichen Prärogativen des Adels Unferes Großher- 
zogthbums *). Alle und jede Adels-Korporationen und da⸗ 
von herrührende Rechte, Titel und Ehren - Auszeichnungen 
hören auf, und jede neue Korporation oder Verbindung 
mit einer auswärtigen ritterfchaftlichen Körperfchaft wird 
unterfagt. 
%. 2 
Die adelichen Gerichtöherren haben, auf Erfordern, Uns 
perfönlich zu buldigen, einftweilen aber den Huldigungs- 
Eid, nad) beigefügter Formel ?), fchriftlich abzulegen und 
denfelben eigenhändig unterfchrieben und befiegelt, binnen 
vier Wochen, an Unfer Staats: Minifterium einzufenden. : 
F. 3 ; 
Ihre beſtehenden, oder noch zu errichtenden Familien» 
Verträge und Statuten, Fideifommiffe und Sufceffiongs 
Drdnungen unterliegen Unferer Beftätigung, und find zu 


10) Diefe Deklaration ift in biefem Kapitel unter II. enthalten. 
1) Sie ftehen jetzt unter dem Schutze der DVerfaffung. 
2) Siehe die Beilage am Schluß diefer Deklaration. 
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dem Ende, binnen drei Monaten, an Unfer Staats⸗Mini⸗ 
fterium in beglaubigter Form, fo gewiß einzufenden, als 
im Unterbleibungsfall, benenfelben keine Rechtsguͤltigkeit 
beigelegt werden fol. 

$. 4. 


Bon Unferen Landes» Kollegien, mit Ausnahme der 
böchften Landes »Adminiftrativ » und Suftizftellen, welche 
ihre Befchlüffe in Unferem Namen erlaffen, fol ihnen das 
Prädikat „Herr“ in den Ausfertigungen gegeben werden ;- 
in den Schriften an Uns, Unfer Staats »-Minifterium und 
Unfere übrige höhere Stellen haben fich die Patrimonial- 
Gerichtöheren, nad dem bei Unferen Unterthbanen üblichen 
Geremoniel zu richten. 

6. 5 


In der Wahl eined Wohnortd innerhalb bes rheini- 
fchen Bundes -Staatd und der allürten Staaten, wollen 
Wir diefelben, fo lange andere Souveräns ein Gleiches 
beobachten, nicht befchränfen, jedoch haben diejenigen un⸗ 
ter ihnen, welche ihren Wohnort nicht in Unſeren Staaten 
aufichlagen wollen, Unferem Staats- Minifterio, innerhalb 
Sahresfrift, die Anzeige davon zu machen. Unter diefer 
Borausfegung follen fie ihre Einkünfte abzugsfrei beziehen 
fönnen, im Kalle einer gänzlichen, mit Veräufferung ihrer 
Güter verbundenen Auswanderung aber, find fie, infofern 
durch Freizügigfeitd Verträge ein anderes nicht feftgefett 
worden ift, Unferen über Vermögens: Erportation erlaffenen 
Gefegen unterworfen, welches auch von dem Fall der Vers 
Aufferung einzelner Güter zu verftehen ift, wenn ber Cis 
genthuͤmer fi) auswärts domicilirt hat. 

$. 6. 

Die adelichen gerichtsherrlichen Familien koͤnnen fünfs 
tig nach den, in Unferen Landen allgemein ergangenen, 
und ihnen bereits befannt gemachten Verordnungen, ohne 
fi) vorher zu Unferem Militärdienft angeboten zu haben, 
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und davon dispenſirt zu feyn, auswärtige Kriegs + Dienfte 
nicht annehmen ). 
§. 7. 

Wenn gleich die Hinterſaſſen der Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
herrn blos Uns, als ihrem Souveraͤn, zu huldigen haben, 
fo wollen Wir doch geſchehen laſſen, daß dieſelben den Ge- 
richtsherrn Handgelöbniß an Eidesftatt dahin ablegen moͤ⸗ 
gen, daß fie diefelben als ihre Gutsherrfchaft refpeftiren 
und ihnen, als folcher, den fchuldigen Gehorfam, infofern 
es den, Uns, als Fandesherrn, fchuldigen Pflichten nicht 
zuwider läuft, leiften wollen, und werden zugleich die Fors 
mel, unter welcher, und die Art und Weife, wie diefe Vers 
pflichtung gefchehen möge, annoch durch eine befondere Vor⸗ 
fchrift des Näheren beftimmen. 

. 8. 

Auf gleiche Weife bewilligen Wir, daß die Gerichts 
herrſchaft in dem Kirchengebet mit eingefchloffen wird, und 
in folhem nach Uns und Unferer Familie, ihrer Erwähs 
nung geichehen möge, weshalb die deßfallß bereits vorge— 
fhriebene Kirchengebets-Formel bis auf weitere Verordnung 
beizubehalten ift. Auch geftatten Wir, daß, nach Abfter- 


3) Nach dem Gefes über die Auswanderungen vom 30. Mai 1821 
(Regierungs: Blatt vom 18, Juni 1821 Nr. 18) kann jeder In— 
länder aus dem Großherzogthum Heffen auswandern, wenn Rück— 
fiht auf Gläubiger und öffentlichen Dienft nicht im Wege ftehet. 
(Art. 24 der Verfaffungs = Urkunde und Art. 1.des angegebe: 
nen Geſetzes). Siehe Abjchnitt IV. Kap. 7 $. 14. 

Nach dem Rekrutirungs: Gefes vom 6. Auguft 1821 (Regie: 
rungs= Blatt vom 13. Auguft 1821 Nr. 38) ift jeder Inländer, 
nach zurücgelegtem.20, Sahr, wenn ihn das Loos trifft, ver: 
pflichtet, während 6 Fahren Kriegsdienfte zu feiften. Die Stan: 
desherrn und ihre Familien find hiervon allein ausgenommen. 
(Art. 29 der Verfaffungs - Urkunde und Abfchnitt II. des be: 
merften Geſetzes); fiehe Abfchnitt IV. Kap. 7 6. 19. 

Don Sicherheits: Wachen find jedoch die Adelichen frei, Ge: 
fe vom 21. Februar 1824, (Regierunge: Blatt vom 5, März 
1324 Nr. 5.) 
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ben des adelichen Gerichtöherrn felbft und .beffen Gemahlin, 

ein Trauer-Geläute fernerhin, und bis auf andermweite Ver: 

ordnung, ftattfinden, und in jedem Falle vier Wochen lang 

andauern möge. Ä 
$.:9 

Die Gerichtöheren genießen für ihre Perfon und Fa- 
milie in allen peinlihen und bürgerlichen Rechtsſachen eis 
nen privilegirten Gerichtöftand vor Unferen Hofgerichten. 
Derfelbe Gerichtsſtand kommt, wenn die Gerichtsheren aufs 
ferhalb ihres Gerichts⸗Bezirks wohnen, auch ihren PAR 
Dienern zu. 

In Polizei- Sachen find Erftere, fo lange fie innerhalb 
ihres Gerichts, Bezirtd wohnen, Unferer einſchlagenden 
Provinzial» Regierung unmittelbar untergeordnet, wenn fie 
aber aufferhalb desfelben wohnen, fo treten, flatt jener, 
die Lofals Polizeibehörden ein. 


1I. Sn Anfehbung der Geſetzgebungs-Gewalt. 
$. 10. 

Das Recht der Gefeggebung in den Patrimonial-Ge- 
richtö» Bezirken fteht Uns, als Souverän, in feinem gans 
zen Umfange zu. Die bermal beftehenden Statuten und 
Drts » Gewohnheiten follen vor der Hand und bis zu einer 
von Uns verordneten Abänderung, verbindende Kraft ber 
halten. 

$. 11. 

Es fteht den Gerichtsherrn nicht zu, Privilegien zu er: 
theifen, oder Dispenfationen von beftehendeyg Gefegen, von 
“welcher Art fie auch feyn mögen, zu bewilligen. 

— — | 

Dertliche Polizei- Anordnungen, welche entweder auf 
Vollſtreckung der von Uns erlaffenen PolizeirGefege Bezug 
haben, oder zu Handhabung einer guten Orts -Polizei noͤ⸗ 
thig ſeyn follten, wollen Wir ihnen da, wo die niedere 
Polizei ihnen bleibt, zu treffen geftatten, fo jedoch, daß 
diefelben weder mit Unferen Gefegen im Widerfpruch ſtehen, 
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noch von ihnen abweichen dürfen, und vielmehr blos eine 
detaillirte Anwendung vorhandener allgemeiner unbäfpes 
cieller Geſetze auf die individuellen Berhältniffe des Ges 
richts oder Orts enthalten müffen. Die Patrimonials Ges 
richtsherrn find übrigens Uns für diefelben verantwortlich, 
es bleibt der Nefurs an Unfere Landes-Behörden vorbehal- 
ten, und die auf die Hebertretung gefegten Strafen müffen 
denen Landes -Geſetzen, auf welche fie fih gründen, und 
der, den Gerichtöheren Überhaupt nachgelaffen werdenden 
Strafgewalt gemäß feyn. Sollten drtliche Verhältniffe in 
dem adelihen Gerichts » Bezirk ein befonderes neues, noch 
nie beftehendes Geſetz nöthig machen, fo haben fie Linferer 
Provinzial» Regierung die Anzeige davon zu machen und 
Vorſchlaͤge zu thun. | 
| $. 13. 

Die Publikation der Geſetze wird übrigens in den Pas 
trimonials Bezirken Fünftig auf die in Unſeren Staaten 
überhaupt herfömmliche und beftimmt mwerbende Weife ge- 
ſchehen. | 

Il. Sn Anfehung der Suftiz-Gewalt‘. 
$. 14. j 

Da, wo die abelichen Gerichtsherrn bisher im Beſitz 
ber Patrimonial» Gerichtsbarkeit waren, verbleibt denen; 
felben die bürgerliche, ſowohl ftreitige als willkuͤhrliche Ger 
richtsbarfeit, jedoch mit der, unter $. 21 näher beftimmt 
werdenden Einfhränfung, in Anfehung der in ihren Ges 
richts-Bezirken befindlichen fchriftfäffigen Perfonen und 
Güter. Zugleich räumen Wir denfelben die hiermit in Vers 
bindung flebende Befugniß, die ihnen zufommenden Ab» 





4) Saft alle Patrimonial: Gerichtsherrn des Gropherzogthums ha= 
ben theils ihre Patrimonial: Gerechtfame,,ganz an den Staat 
abgetreten, theils nur die ftreitige und wilfführtiche Gerichts: 
barkeit in der Art dem Staat überlaffen, daß diefelde im Namen 
des Patrimonial: Gerichtsherrn von den Beamten des Staats 
ausgeübt und verrichtet werden fol, 
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gaben ihrer Hinterfaffen beizutreiben, und biefe zur Leis 
ftung der ihnen fchuldigen Dienfte, infoweit fie in deren 
Befig find, anzuhalten, fo lange nicht Inhibition von Uns» 
feren Landes» Behörden erfolgt, ein. Dahingegen kann bes 
nen adelichen Gerichtsherrn eine Jurisdiktion in ihren eis 
genen Sachen, fo bald diefe fontentids find oder werben, 
unter feinerlei Vorwand zuftehben, und haben fie deshalb 
einzig und allein bei Unſeren Hofgerichten Recht zu geben 
und zu nehmen. 

Da auch Unſern Aemtern die fonft fogenannte geifts 
fihe Gerichtsbarkeit durch Unfer Edift vom 12. Oftober 
1803 zum Theil überlaffen worden, fo bewilligen Wir folche 
den abdelichen Gerichtsherrn ebenfalls, jedoch nur in ber 
Maße, wie: fie den Aemtern überlaffen ift, und mit ber, 
in Anfehung der fchriftfäffigen Perfonen und Güter vorhin 
feftgefegten Befchränfung. Die adelichen Gerichte find zu 
benennen: „Großherzoglich Heffiiches Patrimonial » Gericht 
der Freiheren — des von N.’ 

F. 15. 

Da, wo ein Patrimonial- Gerichtsherr die peinliche 
Gerichtsbarkeit hergebracdht hat, wollen Wir ibm biefelbe 
noch zur Zeit dergeftalt belaffen, wie fie Unferen Unterges 
richten durch das Organifationg-Edift vom 12. Okt. 1803 
angewiefen worden if. Da, wo die Befikungen ber Ges 
richtöheren in einzelnen Höfen und Mühlen beftehen, füns 
nen Wir denfelben durchaus feine peinliche Gerichtsbarkeit 
geftatten,, und werden bDiefelbe von Unferen Beamten auds 
üben laffen. 

Für Beftreitung der peinlichen Geridhtsfoften bat der 
Gerichtöherr, wenn er die peinliche Gerichtsbarkeit ausüs 
ben will, zu forgen, und es find diefelben, nach der bis— 
herigen Berfaffung, beizubringen. 

$ 16. 

Lei Ausäbung der den adelichen Gerichtöherrn verblei- 
benden und bewilligten Gerichtsbarkeit find folche verbuns 
den, alle über Verwaltung der Zuftiz in Unferen Staaten 
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beftehende oder noch zu erlaffende, Geſetze pünktlich zu be- 
obachten, und Unſeren einfchlagenden höheren Behörden 
fommt bei den Patrimonial-Gerichten die Ober-Aufficht über 
die Rechtspflege, die Unterfuchung der Amtsführung, des 
Depoſiten- und Hypothefen + Wefens ıc. in eben dem m. 
wie bei Unſeren übrigen Aemtern, zu. 


$. 17. 


Wenn der Patrimonial- Gerichtsherr in feinem Ger 
richts - Bezirf, oder nicht weit davon, in Unſerem Lande 
wohnt, und, nach dem Zeugniß der, ihn prüfenden, Lanz 
des » Behörde die erforderlichen Eigenfchaften befikt, fo 
bleibt ihm unbenommen, die Gerichtsbarkeit felbft auszui- 
ben. Auffer diefem Fall aber, ift derfelbe verbunden, in 
dem Gerichts-Bezirk felbft, oder nicht in großer Entfer: 
nung von demfelben, und, in jedem Fall, innerhalb Uns 
ferer Staaten einen Gerichtshalter zu unterhalten, woge— 
gen ihm der Bezug der fructuum jurisdictionis und der 
Gerichts »Sporteln, welche jedoch nad) Unſeren Gefegen 
eingerichtet jeyn müffen, verbleibt ). 

18% 

Die Ernennung diefes Gerichtöhalters bleibt dem Ges 

richtsherrn überlaffen; e8 muß jedoch verfelbe 

1) ein Inländer ſeyn, wenn Wir nicht befondere Dispen⸗ 
fation deshalb ertheilen; 

2 von Unferen Behörden geprüft und für tüchtig zu eis 
ner ſolchen Stelle erfannt worden feyn; 

3) bat der Gerichtsherr die Anzeige von deffen Ernennung 


5) Durch die Verordnung vom 27. Auguft 1822 (Regierungs: Blatt 
vom 11. September 1822 Nr, 26) find alle Gerichts: Sporteln 
aufgehoben und die Koften auf den Stempel gefchlagen worden. 
Die Patrimonial: Gerichtsherru erhalten desnalb da, wo fie 
noch im Befis der Patrimonials Gerichtsbarkeit find, für den 
Verluſt der Gerichts-Sportelu, jährliche Renten aus der Staats: 
Kaffe. 
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Unſerer einſchlagenden Regierung °) zu machen und bie 
Beftätigung abzuwarten, alsdann aber 

4) ihm ein förmliches Beftallungss Dekret augzufertigen 
und ihn den Gerichts » Eingefeflfenen vorzuftellen. 

Der beftätigte Gerichtshalter ift bei der einfchlagenden 
Provinzial-Regierung, oder dem hierzu beauftragten Koms 
miffär Uns, ald dem Souveraͤn, zu verpflichten. Dem Ges 
richtsherrn fteht e8 gleichfalls zu, ſich von demfelben eid- 
lich angeloben zu laffen, daß er die ihm übertragene Ssuftiz- 
Stelle aufs gewiffenhaftefte verwalten wolle. 

$. 19. 

Die Ernennung und Verpflichtung des fubalternen Ges 
richts⸗Perſonals, ald Gerichts» Schreiber, Gerihts-Diener, 
bleibt dem adelichen Gerichtöheren überlaffen, jedoch fo, 
daß dazu, ohne Unfere Dispenfation, nur Einländer ans 
geftellt werden Eönnen, und diefe Und, wenn fie nicht vor- 
ber fchon gehuldigt haben, den Huldigungs-Eid abzuſchwoͤ⸗ 
ren haben. 

$. 20. | 

Die Entfegung eines Gerichtshalters kann nur nad) 
rechtlichen Gründen gefchehen. Sollte derfelbe aber feine 
Entlaffung begehren, fo ſteht es dem Gerichtsherrn zu, fie 
zu bewilligen. An Unfer Staats»: Minifterium ift jedoch 
dies unverzüglich einzuberichten. 

§. 21. 

Den Patrimonial»Gerichtshaltern und ihren Familien 
weifen wir einen privilegirten Gerichtsftand vor Unferen 
Hofgerihten an. Das nämliche gilt zugleidenon allen übris 
gen, in adelichen Gerichtö-Bezirfen wohnenden, nad ver 
Verfaſſung Unferer Lande, als fchriftfäffig betrachteten Pers 
fonen. Auch’erflären Wir alle Güter, welche den Patri⸗ 
monial s Gerichtsherrn, fo wie auch anderen fchriftfäffigen 
Perfonen, in dem Patrimonial»Gerichtsbezirf zugehören, 


6) Die Beftätigung ift in neuerer Zeit in einem von dem Regen: 
ten unterfchriebenen Defret ertheilt worden, 
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in fo Tange für fchriftfäffig, als fie fih im Beſitz fhrift- 
fäffiger Perfonen: befinden. 

Die Haus-Dienerfchaft des Gerichtöherrn ift in fo 
lange, als fie ihre Wohnung in dem Gerichts-Bezirfe hat, 
der Patrimonials Gerichtsbarkeit untergeben. 

8. 22, 

Die Erfenntniß über die Befähigung der Kandidaten 
im juriftifhen Fache überhaupt, und die Licenz-Ertheilung 
zum TEISOSN, ſteht Uns ausfchließend zu. 

$. 3. 

Die adelichen Patrimonial»Gerichte find in allen — 
Sachen Unſeren Hofgerichten unmittelbar untergeordnet. 
Bei dieſen find daher Klagen über verweigerte und verzoͤ⸗— 
gerte Zuftiz anzubringen, und der Appellationgzug in bür- 
gerlihen Rechts-Sachen geht von den adelichen Patrimos 
nials Gerihten nnmittelbar an diefelbe und zwar in ber 
Maße und nach denfelben Borfchriften wie von Unferen 


Aemtern. 
$. 24. 


Hiermit werden demnach die, in verfchiedenen abelichen 
Gerichten Unferer alten Lande beftandene mehrere Inſtan⸗ 
zen durchaus aufgehoben. Wir fehben Uns dazu um fo 
mehr bewogen, und felbft zur Wohlfahrt Unferer dortigen 
Untertbanen aufgefordert, als jene mehrere Inſtanzen den 
Suftizgang keineswegs befördert, vielmehr mit verderblichem 
Koften - Aufwand erfchwert und verzögert haben. 

" $. 25. 

Da aud ip Unferen alten Landen einige Gerichte ſich 
befinden, in welchen Adeliche mit Ung bei Ausuͤbung der 
Gerichtsbarfeit Fonfurriren, fodann verfchiedene Gerecht⸗ 
fame haben, fo erflären Wir hiermit, daß alles, was Wir 
durch gegenmwärtiges Edikt über die faatsrechtlichen DBers 
hältniffe und die Fünftige Verfaffung der adelichen Patris 
monial» Gerichte beftimmen, nur allein auf die privativ 
adeliche Gerichte gehet und bezogen werden fol, indem Wir 
es in den Gerichten der obgedachten Art noch zur Zeit bei 
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der bisherigen und dermal beftehenden Verfaſſung belaf- 
fen wollen, Uns jedoch vorbehalten, auch in Anfehung dies 
fer, die, ihren ganz eignen Berbältniffen gemäßen, näheren 
Borfchriften befonders zu ertheilen. 


IV. Sn Anfehbung der Polizei-Gemwalt’). 
; $. 26. 

Die Ausübung der niederen Polizei, unter Aufficht 
und Leitung Unferer Regierungen, wollen Wir den Patri- 
monial» Gerichten in der Maße geftatten, wie deren Ad» 
miniftration Unferen Nemtern, nad) der Landes-Verfaſſung 
und Unferen ergangenen Edikten, anvertraut ift. In den, 
in Unferen Aemtern zerftreut liegenden, einzelnen Höfen, 
MWeilern und Mühlen werden Wir die niedere Polizei von 
Unferen Beamten verwalten laffen. 

Die Gerichtöherrn fünnen da, wo ihnen die niedere 
Polizei überlaffen ift, auf die, durch Unſere Gefeße vers 
ordneten Strafen, nicht nur, fondern «uch arbiträre Stras. 
fen bis zu funfzehn Gulden, oder 14tägige Einthuͤrmung 
erfennen. Die Strafverwandlung fol alfo ihnen zuftehen, 
daß für einen Tag Einthürmung ein Gulden Geldftrafe 
und umgekehrt anzufegen if. Straf-Nadhläffe bei Legals 
Strafen können fie nicht bewilligen, und müffen bei Uns 
gefucht werden, arbiträre Strafen aber, die fie angefegt 
haben, dürfen fie, ohne Berichtserftattung an Unſere eins 
fhlagende Landes» Behörde, jedoh nur bis zur Hälfte, 
mildern. Anfragen fomohl als Rekurſe in Polizeis Sachen 
find an Unſere Regierungen zu richten. 

$. 27. 

Die Sicherheits-Polizei wird, infofern- fi die 
dahin gehörigen Maßregeln blos auf den Gerichts » Bezirk 
befchränfen, von den Patrimonial: Gerichten, unter der 
Aufjiht und Leitung Unferer Regierungen, ausgeuͤbt, hin- 
gegen fommt die Anordnung und Direktion aller auf das 


7) Auch die Polizei: Gewalt haben die meiften Patrimonial: Ge: 
richtsherrn an den Staat abgetreten. 
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Ganze, oder größere Landestheile Bezug habenden Maßre: 

geln und Anftalten, 5. E. Brand, Affefuranz » Anftalten, 

Zuchthäufer und dergleichen, Unferen Landes-Behoͤrden zu. 
$. 28. 

Die Errichtung und Aufldfung von Gemeinden und 
fonftigen Korporationen und Staatd-Anftalten, die Beſtim— 
mung ihrer DVerfaffung und die Ertheilung von Rechten 
und Privilegien an fie, gebührt Und. Sm übrigen über: 
laſſen Wir die fpecielle VBormundfchafts- Polizei über Ge: 
meinden und Lokal» Stiftungen, vorbehaltlich der Aufficht 
und Leitung Unferer einfchlagenden Stellen, und der, nad 
den befonderen Verhäftniffen einzelner etwa nöthig werden: 
den Mopiftfationen, den Patrimonial-Gerichten. Hiernach 
fteht ihnen unter andern die Beftellung der Orts-Vorge— 
feßten und Gerichte in der Pegel zu ®), Bei dem eriten 
der Orts-Vorgeſetzten ift jedoch Unfere Beftätigung erfor: 
derlich, und bei den ftädtifchen Vorftänden alsdann, went 
fie, nach der bisherigen VBerfaffung, der Beftätigung des 
adelichen Gerichtsherrn bedürfen. 

| $. 29. 

NRücdfichtlich der Gefundheits» Polizei kommen Uns 
die Einrichtungen und Anordnungen zu, die in die Geſetz— 
gebung einfhlagen, die Erfenntniß über Befähigung der 
Subjefte zu medicinifchen und chirurgifhen Stellen, die 
Licenz» Ertheilung zum Prafticiren, und jeweilige Rifita- 
tionen der Apothefen, Errichtung von neuen und fonjtigen 
medicinifchen Anftalten, Ddesgleichen die Beitellung der be 
foldeten. Aerzte und Wundärzte, zu deren Salarirung bie 


8) Nach der Gemeinde-Ordnung vom 30, Juni 1821 (Regierungs: 
Blatt vom 9, Juli 1821 Nr. 29.) wird der Bürgermeifter der: 
geftalt ernannt, daß die Einwohner einer Bürnermeifterei drei 
Perfonen erwählen, von welchen, in den patrimonialgerichts: 
herrlichen Bezirfen die Patrimonial:Gerichtsherrn eine beftäti: 
gen. Sie müſſen aber hiervon der Provinzial:-Regierung An: 
zeige machen. Eben dies gilt auch von den Beigeordneten. 
Art. 13, 14 und 27 der Gemeinde : Ordnung, 
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biöherigen dazu beftimmten Fonds vorziglic zu verwenden 
find, von Apothefern und Hebammen. 

Snebefondere behalten Wir Uns vor, da, wo in den 
Patrimonial» Gerihtöbezirfen feine Aerzte angeftellt waren, 
diefe Unferen Phyfifaten, unter Beftimmung eines billigen 
Beitrags zu der Befoldung bed Arztes, einzuverleiben. 

Sollte jedoch der Fall fih finden, daß ein Patrimo, 
nial » Gerichtöherr einen befonderen Diftrifts-Phyfiftum aus 
eigenen Mitteln ganz oder größtentheild befoldet hätte, fo 
werden Wir ihm die Ernennung besfelben unter denfelben 
Beſchraͤnkungen, die bei den Gerichtshaltern eintreten, fer 
nerhin belaffen. 

Die übrigen auf bie Gefundheit-Polizei Bezug haben; 
den Gefchäfte und Anordnungen bleiben unter Aufficht und 
Leitung Unferer einfchlagenden Landes Stellen, die Oblie- 
genbeit der adelihen Gerichts Beamten, der Phyſikats⸗ 
Aerzte und Wundärzte. 

$. 30. | 

Die Beforgung der Grenz-Polizei verbleibt den 
adelichen Gerichtöhaltereien, wo fi deren finden, unter 
der Leitung Unferer Regierungen, die Berichtigungen der 
Landes» Grenzen hingegen können nur von Unferen Landes: 
Behörden beforgt und die dahin gehörigen Verträge nur 
von Uns abgefchloffen werben. Wir werden jedoch in der; 
gleichen Fällen, nad) Befinden der Umftände, die adelichen 
Gerichtsherrn hören und beiziehen Laffen. 


Ss. 31. 
Das zur Bendlferungs- Polizei gehörige Recht, 
Hinterfaffen zu recipiren, wollen Wir den Patrimonial; 
Gerichtsherrn belaffen I, infofern die Reception Eingeborne - 


I) Nach. der Gemeinde: Orbnung ift jeder großjährige Anländer, 
infofern nicht die Kriegs = Dienftpflicht im Wege ftehet, berech: 
tigt, Ortsbürger an dem Orte zu werden, wo fein Vater oder 
feine Mutter zu der Zeit, wo er dies thun will, das Ortsbür: 
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des Gerichts⸗Bezirks betrifft, oder ſolche, die aus anderen 
Theilen Unſerer Lande in denſelben uͤberziehen. Dagegen 
ſteht die Reception von Auslaͤndern und Schutzjuden in den 
Patrimonial Gerichtsbezirken allein Uns zu. Nach diefen 
Beftimmungen ift es aud) bei Entlaffung der Unterthanen 
zu halten, und, im Falle einer Receptions- oder Dimifs 
fiond « Verweigerung, Der Rekurs an die höchfte Staats⸗ 
Behörde zu nehmen. | | 
Temporaͤre Aufenthalts⸗-Geſtattungen wollen Wir den 
Gerichtsherrn uͤberlaſſen, ſie ſind jedoch Uns dafuͤr verant⸗ 
wortlich. 
$. 32. 
Die in die Gewerbs⸗Handlungs-Polizei ein⸗ 
ſchlagenden Privilegien und Konceſſionen, als Stadt» und 
Markt⸗-Gerechtigkeiten, Zunft» Briefe, Privilegien für Jar 





gerrecht befist oder als Ortsbürger geftorben ift. Andere Förm⸗ 
lichkeiten oder Leiſtungen find nicht erforderlich. 

Jeder großjährige Inländer hriftlicher Religion, infofern nicht 
die Kriegsdienft Pflicht im Wege fteht, ift berechtigt, da, wo 
ihm das Recht, Ortsbürger zu werden ‚ nicht vermöge der Se 
burt zufteht , die Aufnahme als Ortebürger zu verlangen. Die 
länder mofaifcher Religion ftehen, wenn fie das Staats: 
Bürgerrecht befinen, für ſich und ihre Familien den hrifttichen 
Inländern hierin gleich. Haben fie dasfelbe nicht, fo bleibt es 
vor der Hand bei den bisherigen Normen. Der Gemeinderath 
entfeheidet über die verlangte. Aufnahme von Anländern und 
läßt demnach durch ben Bürgermeifter bie Aufnahme ertheilen 
oder verweigern. Hält der Nachſuchende die Merweigerung der _ 
Aufnahme oder hält ein Mitglied des Gemeinderaths die Ertheis 
fung derfelben für unrechtlich, fo findet Berufung auf die Ent: 
ſcheidung der vorgefehten Regierungs : Behörden ftatt. — Aus: 
länder, welche das Orts: Bürgerrecht im Großherzogthum er⸗ 

werben wollen, wenden ſich zuerft an die Staats» Regierung, 
um das Recht eines Intänders zu erhalten. ft ihnen dies bes 
willigt, fo richtet fich die Erwerbung bed Orts: Bürgerrechte 
nach den vorausgehenden Beftimmungen. 

Das Weitere fiehe in der Gemeinde: Ordnung Art. 41 bie 
Artikel 52. 
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briken und Handlungen, Monopolien aller Art ꝛc., des— 
‚gleichen Dispenſationen vom Meiſterſtuͤck, den Wanderjah- 
ren ꝛc. koͤnnen nur von Uns ertheilt werden. Dagegen 
wollen Wir denen Patrimonial-⸗Gerichtsherrn die Konceſſion 
von bloßen Lokal-Gewerben im Allgemeinen, und fo lange 
nicht befondere auf die Wohlfahrt des Staats einwirfende 
Urfachen ein anderes nothwendig erfordern, belaffen. 


Gleichwie aber diefelbe vor deren Ertheilung jedesmal 
die Genehmigung Unferer einfchlagenden Fandes - Behörden 
einzuholen haben, alfo verordnen Wir zugleich, daß jed 
adeliche Gerichtö-Herrfchaft binnen drei Monaten ein des 
tailirted Verzeichniß aller, in ihrem Gerichts-Bezirf der; 
malen beftehenden Konceffionen diefer Art bei Unferer ein: 
fhlagenden Regierung einzureichen habe, und behalten Ung 
bevor, alsdann das Nähere zu beftimmen, welche davon 
und unter welchen Modififationen ihr fernerhin nachgelaſ⸗ 
ſen werden moͤgen. Da auch in einzelnen Doͤrfern und 
kleinen Diſtrikten keine zweckmaͤßige Zunft⸗Verfaſſung beſte— 
hen kann, ſo reſerviren Wir Uns, die Handwerker, welche 
in kleinen Patrimonial-Gerichts-Diſtrikten wohnen, Un: 
ſeren Zuͤnften einzuverleiben, und werden auch demnach 
die Reception in dieſe Zuͤnfte, und die damit in Verbin— 
dung ſtehenden Geſchaͤfte ausſchließend von Unſeren Lan— 
des⸗Behoͤrden, welche jedoch die Gerichtshalter mit en 
vernehmen werden, beforgen laffen. 


Wenn hingegen in größeren Patrimonial-Gericht-Be- 


zirfen gefchloffene Zünfte bisher beftanden haben, fo wollen 
Wir diefelbe vor der Hand, und bis Ung eine neue Ein; 


richtung nöthig fcheint, beftehen, die Zunft⸗-Geſetze aber 
einfiweilen unterfuchen laſſen. Wir verwilligen auch dem 
Gerichtsherrn die Aufnahme ſolcher Subjefte in diefe Zuͤnfte, 
welche die gefeglichen Nequifiten haben, uud in Anſehung 
deren ihm nach dem obigen die Aufnahme zum SITE 
zufommt. 

48 
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| $. 38. 
Das Poſtrecht, fo wie die Leitung des Botenweſens, 
fommt Uns ausfchließend zu. 
| $. 34. 

Wir werden die Straßen-Polizei rüdfichtlich der 
Chauſſee und anderen Heerfiraßen, jo wie aud die Fluß— 
Polizei, durch Unfere Behörden verwalten Laffen. 

Die Polizeiaufficht über Neben» und Dorfwege und 
Brücen hingegen verbleibt den adelichen Gerichtsheren un—⸗ 
ter der Aufficht Unferer einfchlagenden Landes-Behoͤrden . 

$. 35. 

Unfere Forft- und Jagd - Ordnungen und alle übrige, 
auf Bewirbichaftung der Waldungen, Holzverfauf ıc. Be: 
zug habende Gefege find für die adelichen Gerichtsherrn ver; 
bindlich: ). Die Adminiftration ihrer eigenen Waldungen, 
und das Recht, eine eigene Waldart zu führen, verbleibt 
ihnen, wenn nicht in Unferen alten Landen die Waldung 
nach der bisherigen Verfaffung, als wobei Wir es ſolchen— 
falls lediglich bewenden laffen, unter der Special » Aufficht 
Unferer Forfibedienten geftanden, unter ber Ober» Aufjücht 
Unferer einfchlagenden Behörden, injofern fie eigene Förfter 
darauf unterhalten. Sie follen demnach die Forftbedienten 
für folche zu ernennen haben, diefe aber der Prüfung Un- 
ferer einfchlägigen Behörden unterworfen ſeyn. 

Die Adminiftration der in den adelichen Gerichtd-Be- 
zirfen befindlihen Kommunal» und Privatwaldungen bin- 
gegen, foll mit unmittelbarer Unterordnung unter Unſere 
Forfts Behörden auf gleihe Weife wie in Unferen übrigen 
Landen, beforgt werden, und behalten Wir Uns vor, nad 
Befchaffenheit ber Umſtaͤnde, für foldhe entweder eigene 
Forft-Bedienten anzuordnen, oder fie der Special⸗Aufſicht 





10) Die Beftimmungen der Gemeinde: Ordnung haben hierin Eini: 
ges verändert, 

11) Die Waldungen der Patrimoniaf: Gerichtsherrn, welche unter 
pie Ober-Vormundfchaft des Staats geftellt worden waren, wur⸗ 
den gänzlich davon frei gegeben. 
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eines Unſerer angrenzenden Forft- Bebienten bed Adelichen 
Gerichtöheren, nach Unferem jedesmaligen Gutfinden, zu 
unterwerfen. 

Die. Forft » Gerichtsbarkeit hat endlich der Gerichtsherr 
in ſeinen eigenen Waldungen durch das adeliche Gericht 
auszuuͤben, und verbleibt demſelben die Beziehung der Stra⸗ 
fen, wobei jedoch Unfere Forft- Strafordnung durchaus als 
Geſetz zu beobachten ift. In Anfehung der KRommunals und 
Privat » Waldungen wollen Wir dem Gerichtöherrn die 
Forft »Gerichtöbarfeit belaffen, falls er ſich im Befig ders 
feiben befindet; die Aufficht und Leitung der Korft » Wirth: 
fchaft fteht Unferen einfchlägigen Landes» Stellen zu. 

V. In Anſehung der Kirchen-Gewalt. 
. 36. 

Alles, was Ausfluß des juris circa sacra, und bei der 
proteftantifchen Kirche des Episkopal-Rechts, und der mit 
diefem in Verbindung gefeßten Ober Aufficht über Sitten 
und Unterricht ift, fteht Uns, als Souverän, zu. Wir 
werben daher in diefer Rüdfiht die Gerichts-Bezirke und 
die in denfelben befindlichen Pfarreien und Schulen ganz 
nach der, in Unferen Staaten ſchon beftehenden, Verfaffung 
Unferen proteftantifchen und Fatholifchen Kirchen » und 
Schulräthen durchaus unterordnen, die proteftantifchen Kir- 
chen auch Unferen zunaͤchſt gelegenen Snfpeftoraten und Su: 
perintendenturen einverleiben, und da, wo eigene Inſpek—⸗— 
toren in folchen Bezirfen bisher befanden, infoweit Wir 
folche beibehalten werden, biefelben in Zukunft ernennen. 
Bei denjenigen Pfarreien und Schuldienften, bei mwels 
chen die Patrimonials Gerichtsheren das Patronat » Recht 
bergebracht haben, wollen Wir ihnen dasfelbe belaffen, fie 
find jedoch in deffen Ausübung an die gefeglichen Normen 
gebunden. 

Als Folge dieſes Patronat⸗Rechts haben fie die Praͤ⸗ 
fentationen zu diefen Pfarr» und Schuldienften, Sie bür- 
fen Uns jedoch nur Inlaͤnder zur Betätigung in VBorfchlag 
bringen, welche von Linferen el ren Landes⸗Behoͤr⸗ 
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den geprüft und zu dergleichen Stellen für fähig erfannt 
worden feyn-müffen. | 

Die Ordination in der proteftantifchen Kirche und Vor; 
ftelung der Geiftlihen werden Wir durch Unfere Behörden 
verrichten laffen. Die Auffiht über die Verwaltung der 
Kirchen » Kaften und milden Stiftungen, fodann die damit 
in Verbindung ftehende Anordnung und Verpflichtung der 
Kaftenmeifter, follen die Patrimonial Gerichte, unter der 
in Unferen Landen verfaffungsmäßigen Aufficht der ein- 
fohlagenden Landes-Behörden, mit den Orts» Geiftlichen 
auf gleiche Weife führen, wie .folches in Unſeren Aemtern 
zur Obliegenheit der Beamten und Geiftlichen gehört. Ins— 
befondere find die Patrimonial- Gerichtsherrn an folgende 
Befchränfungen gebunden: 

a) daß fie alle von Uns über die Verwaltung und Ber: 
rechnung des Stiftungs- Vermögens ergangene, oder 
noch zu erlaffende Verordnungen genau zu befolgen has 
ben, daß 

b) die Ernennung der Verwalter, wozu nur Inlaͤnder zu 
beftellen find, Uns jedesmal anzuzeigen ift, und daß 

c) alle dabei verfaffungsmäßige Gnabden- Saden, wohin 
Wir insbefondere Befoldungs - Zulagen, Ertheilungen 
von Stipendien und fonftigen Bewilligungen an Geld 
und Naturalien zählen, ald Ausflüffe der Uns zufter 
benden Landeshoheit, Uns allein vorbehalten bleiben. 

Die Uns bier im Allgemeinen vorbehaltenen Gegen: 
ftände werden Wir durch Unfere Kirchen und Schulraths⸗ 
Kollegien verfehen Iaffen und behalten Uns vor, über ein» 
zelne derfelben noch nähere Erklärungen zu ertheilen. 


VI Sn Anfehbung der Militär-Gemwalt 


5. 37. 
werden Wir die, aus ber Uns zuftehenden Militär: 
Gewalt fließenden Rechte, namentlich das, Konferiptiond- 
Recht in den adelichen Gerichtd-Bezirken, auf gleiche Weife 
wie in Unferen übrigen Landen, verwalten laſſen. 


797 
VII. In Anfehbung der Staats, Finanzgemalt. 
F. 38. 

Bei der Berfchiedenheit der Abgaben, welche in adeli— 
hen Gerichten bisher gebräuchlich gewefen, laͤßt ſich zwar 
nicht ganz im Detail feftfegen, welche davon Fünftighin zu 
Unfern ftaatsherrlichen Einkünften gerechnet werden müffen, 
und welche den adelichen Gerichtsherrn zufallen. 

Sm Allgemeinen zählen Wir indeffen zu erfteren in der 
Regel 

1) die aus dem Recht der Gefeßgebung fließenden 
- Dispenfationd » und Koneeffiong » Gelder. 

2) Die aus der Ober⸗Gerichtsbarkeit fließenden Spor; 
teln, Zaren und Strafen. 

3) Die aus der Ober» Polizei fließenden Sporteln, 
Zaren, Strafen, Konceffions » und Receptionsgebühren, 
in allen den Fällen, welche nach den obigen Beftimmungen 
nicht zur niederen Polizei gehören, wohin insbefondere die 
Uns vorbehaltenen Neceptionen und Dimiffionen zu rech— 
nen find. 

4) Die Abgaben zu allgemeinen Territorial-Anftalten, 
welche in befonders dazu beftimmte Kafen fließen, als 
Ehauffee » Brüden » Flußbau » Gelder ꝛc. 

5) Die Nugungen von Heerftraßen und Flüffen, als 
Geleitsgeld, Fahrrecht, Floßrecht ıc. 

6) Die direkten und indirekten, ordentlichen und auf- 
ferordentlihen Auflagen jeder Art, fie mögen bisher in 
den Uns neuerdings unterwürfig gewordenen Gerichten zu 
den Kantons» Kaffen oder. den PrivatzKaffen der adelichen 
Gerichtsherrn unter irgend einem Titel gezogen worden 
feyn, oder neu angelegt werden, als 
.. a) bie Grundfteuern, 

b) Perfonal» Steuern, 
0) Gemwerb. Steuern, 
d) Vieh: Steuern, 
e) alle Konjumtiond-Steuern, als Akcife, Licent, Pfund 
Zoll, Trankſteuer und dergleichen. Für den dadurch 
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erleidenden Verluſt wollen Wir den Patrimonial Ge- 

richtsherrn von ihrem bisherigen Bezug einen gewiſſen 
=. Theil zur Vergütung ausfegen. 

£) Abgaben auf Artikel des Luxus. 
8) Land » und Wafjer- Zölle. 

Sp Anfehung derjenigen Zölle, welche von Uns, oder 
einem anderen Souverän, titulo oneroso erworben wor—⸗ 
den, wollen Wir eine angemeffene Entfhädigung ausmit- 
teln laffen: 

h) Stempelpapier⸗Taxe. 
i) Kollateral-Gelder, fo wie bie bei Defraudationen 
dieſer Abgaben vorkommenden Konfisfationen und 

Strafen. 

Die nach den Zeitumftänden und den Staatsbebärfnif; 
fen nöthig werdende Regulirung und die Erhebung biefer 
Abgaben muß einzig und allein Unſerer Vorſchrift unter⸗ 
worfen feyn. 

Alle bisher beftandenen Steuer» Freiheiten find in Uns 
ferem gefammten Großherzogthbume aufgehoben. 

7) Das Salpeter Regal. 

8) Das jus fisci und ald Folge desfelben insbefondere 
alle Vermögens - Konftsfationen. 

9) Das eigentliche Juden-Geleit. 

Der Zuden-Leibzoll wird da, wo er annoch eingeführt 
it, fo wie in Unferen übrigen Staaten bereits geſchehen, 
abgeſchafft. 

10) Die Noval⸗ Zehnten von Fünftigen Anrottungen, 
infoweit Wir fie nicht den Gerichtsherrn ie fonces 
diren werben. 

11) Landes- und Militär - Krohnden. 

Alle vorftehende Iandesherrfiche Einkünfte und Gefälle 
gehören Uns in den Uns neuerdings unterwürfig geworde⸗ 
nen Öerichten von dem Tag ber Befitergreifung an, wo⸗ 
bingegen in den adelichen Gerichten Unferer alten Lande 
die hierdurch fefigefegten Vorfchriften von dem Tage der 
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Publitation dieſer Unſerer Ertlaͤrung an ihre Auwendung 


enden müffen. 
S. 39. 


Denen abelichen Gerichtöherrn verbleiben neben den, 
denfelben ohnehin zuftehenden, eigenthümlichen Gütern, Hoͤ⸗ 
‚fen, Mühlen, Gebäuden, Schäfereien, Erbleihen, Braue- 
reien, Biers, Wein, und Branntwein»Berlagen und den, 
jedoch ſoviel die letztgedachten Artikel betrifft, vorbehaltlich 
der, zu Unſeren ſtaatsherrlichen Einkuͤnften gehörigen Akci⸗ 
ſen und Trankſteuern, davon fallenden Einkuͤnfte: 

1) Die bisher bezogenen Zehnten und Noval-Zehnten, in 
deren Befig fie fi) dermalen befinden ; 
2) die bisher bezogenen grundherrlichen Abgaben ihrer 

Hinterfaffen, ald Zinfen und Gülten; 

3) die aus der Leibeigenfchaft '*) fließenden Abgaben, 
als Handlohn, Leibesbeet, Leibhühner, Todfall, Beer: 
bungsrecht der Baftarde, wo es hergebradt ift, Ma⸗ 

numiffiong » Gebühren zc. 5 

4) ihre ehemaligen Bergwerfe und die etwa fünftig, mit 

Unſerer Bewilligung, von ihnen angelegt werdenden 

Bergwerke, vorbehaltlich des Bergzehntens; 

5) der Ertrag der Forft-Gerihtsbarfeit, fo weit ihnen 
diefe oben berlaffen worden; | 
6) die Jagden und Fifchereien, in deren Befig fie fi 
befinden; 

7) die Konceſſions-Gelder in den Fällen, in welchen fie 





12) Die Leibeigenfchaft wurde durch Gefeg vom 25. Mai 1811 auf 
gehoben. Siehe Verord. Samml. vom Jahr 1811 Nr. 23. 

In dem Gefeg vom 25. Oftober 1815, in Verbindung mit 
dem Gefeb vom 25. Mai 1811, wurde bie Entfhädigung für 
die Reibeigenfchafts: Abgaben feftgefegt ; fiehe Verordu. Samml, 
vom Jahr 1815 Nr. LXVIII. ©. 6%, Nah dem Gefeb vom 
8. April 1819 ($. 6) können die Leibeigenfchafts:Srohnden in 

‘Natur fortgeleiftet werden. Sie ftehen in dieſer Beziehung. 
den gutsherrlichen Frohnden jest gleich ; fiehe Verordn. Samml. 
vom Jahr 1819 Nr. XXV. Seite 24, 


x 
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nad den ‚obigen Normen Konceſſionen zu ertheilen 
haben; 

8) die Receptions-Gebuͤhren ), inſoweit ihnen die Re— 
ceptionen zuſtehen, und die Einzugs⸗-Gelder, ſoweit 

ſie herkoͤmmlich find. Jedoch behalten Wir Uns vor, 
erftere annoch näher zu beſtimmen, und [eßtere, wenn 

- fie an einem oder dem andern Orte für die Hinterfafz 
fen allzu drüdend feyn follten, nad Befund der Um- 
ftände zu ermäßigen, fo wie ſich von felbft verfteht, 
daß fie ohne Unſere ———— nie erhoͤhet werden 
koͤnnen; 

9) die Taxen und Sporteln von denjenigen Geſchaͤften, 
bie von ihren Behörden verrichtet werden, wobei fie 
fi) jedoch nach den, von Uns erlaffen werbenden Tax— 
Ordnungen zu richten haben 5 

: 10% die von ihnen, nach der ihnen zugeftandenen Befug- 
niß angefegt werdenden Strafen; 

11) die von ihnen bisher bezogenen Weg- und Brüden- 
‚Gelder von Vicinal-Wegen, gegen Tragung der darauf 
ruhenden Laften, infofern jene nicht in die Kathegorie 
der Zölle gehören ; A 


13) Siehe Note ad $. 31. Während die von Inländern zu zah— 
fenden Receptiong= Gelder, mit Ausnahme des in den Art. 4 
bis 43 (ſiehe die Note, wie angegeben) enthaltenen Falls, vor 
der Hand und bis eine Verfügung über ihren Erfah, wo er 
nothwendig ift, eintreten Fann, unverändert bleiben, ift es der 
Staats: Regierung überlaffen,, die in den Provinzen Starken: 
burg und Oberheffen von Inländern für ihre Aufnahme zu zah: 
enden inzugsgelder und die Größe des zu folcher Aufnahme 
erforderlichen Vermögens zu beftimmen, um gleichförmigere Vor: 
fchriften einzuführen. — Art. 50 der Gemeinde-Drdnung. 

14) Nach der Werordnung über den Adminiftrativ = Stempel vom 
16. Februar 1825 ift an die Stelle der Sportein ein Stempel 
getreten. Für den dadurch entftehenden Verluſt erhalten die 
Standes und Patrimonial-Gerichtöherrn eine jährliche Rente, 
Siehe Regierungs:Blatt vom. 10, März 185 Nr, 13, 
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: 12) die Abzugs » und Nachftener Gelder unter ber. Be- 
fchränfung, daß dieſe bei Ueberzügen innerhalb Unferer 
: Staaten ganz wegfallen, und dabei die von Uns ab» 
gefchloffenen oder noch abzufchließenden Freizügigfeitd- 
- Berträge zu beobachten find; 
13) die ihnen. bisher zugeftandenen Guts⸗Frohnden und 
die dafür entrichtet werdenden. Neluitiong » Gelder *). 
E8 bfeibt den Gerichtöherrn unbenommen, zur Vers 
mwaltung biefer nußbaren Nechte eigene Rent⸗ oder Dekor 
nomie-Berwalter, nah Gutfinden anzuftellen. 


$. 2. 

Sollten in einem oder anderen Patrimonial » Gerichte 
Abgaben vorfommen, welche unter die vorgedacdhten Rubris 
fen nicht gehören und in die Kathegorie der hier aufge- 
zählten Abgaben nicht gerechnet werden koͤnnen, fo behalten 
Wir Und vor, die weitere Beftimmung darüber zu ertheilen. 

Borläufig können Wir indeffen nicht unangefügt laffen, 


15) Dur das Geſetz vom 8. April 1819 wurden alle Staats: 
Frohnden, ohne irgend eine dem Souverän oder den Standes: 
und adelichen Gerichtöherrn und fonftigen Srohud Berechtigten 
dafür zu feiftende Entfhädigung aufgehoben. Keibeigenfchafts: 
Frohnden müffen nach den Geſetzen vom 25. Mai 1811 und 25. 
Dftober 1815 abgefauft oder in Grundzinfen verwandelt wer: 
den. Die Domanial: und gutsherrlichen Frohnden, welche blos 
gutsherrlihe Berechtigungen find, brauchen nicht abgekauft zu 
werden, fondern ed hängt von der MWillführ der Frohnd-Pflich: 
tigen ab, ob fie folche nach den vorliegenden Beftimmungen über 
die Reibeigeufchafts:Frohnden abkaufen oder in Grundzinfen ver: 
wandeln laffen, oder ob fie diefelben noch in Natur fortleiften wollen. 
Eiche Verordn. Samml. vom 1. Semefter 1819 Nr. XXV. ©. 
24. Durch das Geſetz tom 6, März 1824 wurden die in den 
Provinzen Starfenburg und Oberheffen dermalen noch beftehen: 
den Natural: Jagdfrohnden aller Art vom 1. Januar 1825 an 
aufgehoben. Die Frohnd: Berechtigten werden für den reinen 
Verluſt, welchen fie dadurch erleiden, durch eine vom 1, Jar. 
1825 aus der Staatskaſſe an fie zu.entrichtende jährliche Rente 
entfchädigt. Siehe Reg. Bl. vom 19, März 1824 Nr. 11. 
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daß, wenn etwa neben den oben erwähnten Konfumtiong- 
Steuern noch andere Abgaben von Getränfen und foniten, 
namentlich das Ohmgeld, herkoͤmmlich gewejen feyn follten, 
Mir ſolche einzuziehen um deswillen Uns gemüffigt fehen 
müffen, weil fonft es der, nach ven Umftänden und Staates 
Bedürfniffen erforderlich werdenden einförmigen Reguli— 
rung dieſer Abgaben leicht im Wege ftehen koͤnnte. Wir 
werden aber dieshalb den adelichen Gerichtsheren, nach eis 
sem Durchſchnitt der letzten zehn Jahre eine billige Ents 
fhädigung, mittelft eines jährlichen, auf eine Unſerer Kaf- 
fen anzumeifenden Verguͤtungs-Quanti angedeihen laſſen. 

Die Juden-Receptions-, Ein» und Ueberzugs-Gelder 
ſollen nach einer zehnjährigen Durdfchnitts - Summe, den 
Patrimonial » Gerichtsherrn ganz vergütet, die Judenſchutz⸗ 
Gelder aber, weil hierunter die Steuern begriffen find, in 
der Maße getheilt werden, daß eine Berechnung aufgeftellt 
wird, wie hoch fich der reine Ertrag diefer Gefälle, nad 
einem Durchfchnitt der legten zehn Sabre, belaufen bat, 
und alsdann die Hälfte der hieraus fich ergebenden Summe, 
als Averfional- Quantum, jährlih an die Patrimonial> 
Gerichtsherrn abgegeben werben. 

$. 4. 

Dieweil auch an mehreren adelichen Gerichts-Orten 
Unferer alten Lande die Hinterfaffen Uns leibeigen find, fo 
verfteht es fih, daß alle hieraus fließenden Abgaben ber; 
felben Uns zufallen muͤſſen. Auch ift deren Beibringung 
und Erhebung einzig und allein Unſerer Vorfchrift unter 
worfen, und Unferen Behörden überlaffen. Wir bemerken 
zugleich ausdrüdlich, daß Wir die zu Beftimmung des mor- 
tuarii nöthig werdenden Obfignationen und nventuren 
durch Unfere Behörden, und wie Wir folches für gut fin- 
den, vollziehen laſſen werben. 

$. 22. 

Sm übrigen bewilligen Wir den adelichen Gerichtöherrn 

und ihren Familien die Zollbefreiung von allen zu ihren 
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eigenen Hausbebürfniffen — Konſumtibilien *9, 
jedoch haben fie die, zu Verhinderung der Unterſchleife er⸗ 
laffen werdenden Verordnungen zu befolgen. 

Auch follen fie und ihre Familien von Entrichtung des 
Chauſſee⸗Geldes innerhalb ihres Gerichts. Bezirks befreyt feyn. 
VIII. Sn Anfehung des Lehens-Verbandes. 
$. 43. 

Sn Pücficht der Paffiv Lehen der adelichen Gerichts⸗ 
herrn, welche bisher nicht von Uns zu Lehen giengen, has 
ben Wir allſchon in einem eigenen Edift vom 4. Februar 
diefes Jahrs zum Theil Verordnung ertheilt, und werden 
deshalb das Weitere nach den Umftänden verfügen. 

Die Aktiv Lehen derfelben, wenn fie bergleichen bes 
figen follten, verbleiben ihnen ferner. 

Nach diefen gefeglichen Vorfchriften haben fich die Pa- 
trimonials Gerichtsherrn und Hinterfaffen, Unſere Behoͤr⸗ 
den und fämmtliche Untertbanen gebührend zu achten. 


Beilage I. 7 
Huldigungs » Eid der Patrimonial- Gerihtsherrn. 
Ihr follet geloben und zu Gott ſchwoͤren und eine wahre 
Erb: Huldigung dahin leiften, daß Ihr Sr. koͤniglichen 
Hoheit, dem durchlauchtigften Fürften uud Herrn, Lude— 
wig, Großherzog von Heffen, Herzog in Weftphalen 
(jest: Großherzog von Heffen und bei Rhein) und fei- 


16) Nach dem Geſetz über die Verbrauchfleuer und die Durchgangs— 
Gebähr vom 6. März 1824 haben weder die Standes: noch die 
Patrimonial: Gerichtsherrn eine Befreiung von Entrichtung der 
Verbrauchſteuern und Durhgangs:Gebühren zu genießen; eben 
fo wenig find diefeibe von den an die Stelle diefer Steuern ges 
tretenen Eingangs:, Durchgangs- und Ausgangs-Zöllen befreit. 
Siche Regierungs: Blatt vom 15. März 1824 Nr. 9. | 

Zölle, in dem Sinne der Deklaration eriftiren in dem Groß: 
herzogthume nicht mehr. ©. $. 8 des Finanz⸗ Geſetzes für die 
Fahre 18°°/,, vom 6. März 1824. 

17) an der Großherzogl. Heflifhen Verordnungen. Heft 1. 

eite 35 
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nen Nachfolgern in der Regierung ‚getreu und gehorſam 
ſeyn, Sr. föniglihen Hoheit Nutzen und Beſtes fuchen 
und befördern, Nachtheil und Schaden verhüten und ab- 
wenden, und alles das thun wollet, was ein getreuer 
. Unterthan feinem Landesherrn zu thun fihuldig und ver: 
pflichtet ift. 
Alles getreulich und ohne Gefaͤhrde. 
Beftabung. 
Sch N. N. huldige, gelobe und ſchwoͤre einen leiblichen 
Eid zu Gott, daß ich alles Vorſtehende wohl verftanden 
babe, und ſtets, feſt und unverbrüclich in allen Stüden 
halten will, So wahr mir Gott helfe und fein heiliges 


Wort. — * 
Beilage I. ») 


Die Patrimonial » Gerichtsherrn behalten in ihren Fa— 
milien⸗-Pettſchaften ihr bisher geführtes Wappen, jedoch 
muß in demfelben alles weggelaffen werden, was auf ihr 
vormaliges Verhältniß zum deutſchen Reich, auf Überrheis 
nifhe Befigungen, oder erlofchene Korporationen Bezug 
bat. Die Amts» Siegel der Patrimonial » Gerichtsherrn 
haben zur Haupt» Figur den Großherzoglich Heffifchen Loͤ— 
wer, der in einem ovalen Schild das Wappen des Patri: 
monial⸗-Gerichtsherrn hält und zur Umfchrift: Großherzog- 
lich Heffifches Patrimonial-Gericht der Freiherrn Ren) 
von N. — 

Die Siegel der bloßen Defonomie- Beamten können in 
ber bisher gebrauchten Weife fortgeführt werben. 
| Beilage All. ꝛ8) 

1) Die Haltung von Muſik und Tanz fol in den Ge- 
bieten und DOrtfchaften der adelichen Gerichteherrn, 
während der Zeit und nach den Fällen, wo ihnen in 
Gemäßheit der Deklaration vom 1. December 1807 

48) Verordnung vom 1. Auguft 1808; in der Sammlung der Groß: 
herzogl. Heff. Verordnungen, Heft 1. Seite 156, 

19) Verordnung yom 9, September 1808; in der Sammlung Gruß: 

herzogl, Heſſ. Verordnungen, Heft 1. Seite 169, 
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das Trauer Geldäute geftattet ift, unterlaffen, jedoch 
follen die Jahrmarkts⸗ und. Kirchweihtage, rücfichtlich 
des für den Nahrungsftand der Unterthanen - fonft 
Daraus Leicht entftehenden Nachtheils, davon ausge— 
nommen werden. 

2) Den adelichen Gerichtsherrn ift es erlaubt, bei Sterb⸗ 
fällen in ihren Familien ihre eigenen, nicht zugleich 
in Großherzoglihen Dienftpflichten ftehenden Diener, 
nach Gutfinden Trauerfleider anlegen, auch 

3) bei Sterbfällen folder Art, ihren Kirchenftand mit 
fhwarzem Tuch behängen zu laffen, wogegen aber die 
fhwarze Bekleidung der Kanzel und des Altars ıc. 
ihnen nicht geftattet werden kann. 


IL 

Ueber die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der Familie der 
Freiherrn von Riedefel, welche auch dadurch vor dem übri- 
gen Adel des Großherzoglhums Heffen ausgezeichnet ift, 
daß der Senior diefer Familie Mitglied der erften Kam⸗ 
mer der Landitände ift (Abſchnitt VI. Abtheil. II. Kapi⸗ 
tel 7), ift die nachftehende befondere Deklaration ') (vom 
13. Suli 1827) erfchienen 2: 


1) Diefe Deklaration ift mit folgendem Eingang verfehen: Da fich 
über die Gerechtfame der Freiherrn von Riedefel zu Eifenbach, 
ſowohl in Bezug auf deren ſchon früher zu Unferem Großher: 
zogthum "gehört habenden, als auch in Hinficht auf die bei Auf: 
löſnng des deutfchen Reichs denfelben einverleibt gemordenen 
Beſitzungen, Differenzien ergeben haben, Wir aber, durch eine 
genaue Würdigung der einzelnen erhobenen Anfprüce und durch 
möglichft billige Feſtſetzung eines beftimmten Nechtszuftandes, 
der gedachten freiherrlichen Familie einen öffentlichen Beweis 
Unferes Wohlwollens und Unferer Gnade zu geben geneigt find, 
fo haben Wir für alle folgenden Zeiten folgende Beftimmungen 
feftzufegen Uns bewogen gefunden: 

2) Groß herzogl. Heflifches Regierungs : Blatt vom 21. Aug. 1827 
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$. 1. I 

Die freiherrlihe Familie Niedefel zu Eiſenbach wird 
für die Zukunft: in Beziehung auf die Geſetzgebung des 
Großherzogthums in demfelben Rechts + Verhältniffe ftehen, 
welches durch Unfer Edift vom 17. Februar 1820 Lit. C. 
$. 20 — 23 für die Standesherrn angeordnet ift. (Abtheis 
Yung I. Kapitel 7). 

§. 2. 

Auf gleiche Weiſe werden den Freiherrn Riedeſel zu 
Eiſenbach ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit jene Gerechtſame 
zugeſtanden, welche in befagtem Edikte Lit. D. $. 24 — 36 
den Standesherrn bewilligt worden, jedody mit Ausnahme 

a) der zweiten Inſtanz und der davon abhängenden Er: 
nennung der Advofaten, Prüfung der Subalternen, 

Berpflichtung des Landraths, der Kandrichter und Af- 

fefforen, und 

b) der im erften Abfchnitt des F. 26 wegen Ausdehnung 
der Forft- Gerichtsbarkeit enthaltenen Beſtimmung, in 
welcher Beziehung den von Riedefelifchen Forſt-Gerich— 
ten diefelbe Befugniß, wie jenen in den Domanial- 
Landen, zuftehen fol. 
5 3 

Sn Gemäßheit der Beftimmungen im vorhergehenden 
Artikel find für die Zukunft auch die Rechtsſachen, in wel: 
chen! die Freiherrn Niedefel zu Eifenbach gegen Einwohner 
ihres Gebiets Flagend auftreten, bei den von Kiedefelifchen 
Landgerichten anzubringen und dort zu erledigen. 


$. 4. 

In Anfehung der liquiden Einfünfte der Freiherrn 
Riedeſel zu Eiſenbach wird deren Nenteis Behörden in dem 
von Riedefelifhen Gebiet eine Beitreibungs-Befugniß in 
gleichem Umfang, wie folche Unferen Domanial-Rentbeam- 
ten zufteht, bewilligt, jedoch mit der. ausdrüdlichen Ber 
fchränfung auf völlige Tiquide Revenuͤen und unter ber 
hieraus fließenden Bedingung, daß bei erfolgtem Wider 
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fpruch von Seiten des in Anfpruch genommenen Schuld: 
ners das Exekutions⸗Verfahren fogleich fiftirt und Namens 
der Freiherrn Niedefel zu Eifenbah, wenn der Anſpruch 
verfolgt werben foll, bei der fompetenten Gerichtöftelle ge: 
Hagt werden muß. | 

6 8 

Nicht weniger werden die Freiherrn Riedeſel zu Eifert- 
bach und deren Behörben rüdfichtlich der Polizei Verwal: 
tung biefelben Rechte ausüben, welche das mehrangeführte 
Edikt Lit. E. $. 37 — 49 den Standesherrn bewilligt, je- 
doch mit der einzigen, aus der Verfchiedenheit der perſoͤn— 
lichen Verhäftniffe hervorgehenden Ausnahme, daß in allen 
Fällen, wo gegen eine in Gemäßheit des $. 33 des Edikts 
erlaffene Verfügung Befchwerde geführt wird, die einfchla- 
genden Kollegien, mit Vorbehalt des Rekurſes an Unfer 
Geheimes Staats» Minifterium, zu entfcheiden haben. 

$. 6. 

Die in Unferem Edifte vom 17. Februar 1820 Lit. F. 
$. 50 — 56 den Standeöherrn zugeftandenen Gerechtfame 
in Kirchenfachen werden den Freiherrn Riedeſel zu Eifen- 
bach gleichfalls bewilligt. 

§. 7. 

In allen denjenigen Punkten, über welche gegenwaͤr—⸗ 
tige Urkunde neue Beſtimmungen enthaͤlt, wird Unſere De— 
klaration vom 1. December 1807, die Rechte der Patrimo— 
nial⸗-Gexrichtsherrn betreffend, auſſer Anwendung geſetzt, 
in Anſehung aller uͤbrigen Gegenſtaͤnde bleibt dieſelbe aber 
in voller Kraft. | 
| $. 8 Ä 

Wegen Ausmittelung der Entfchädigung für verlorne 
Sporteln ꝛc. und anderer finanzieller Gegenftände follen, 
fo bald als thunlih, die erforderlichen Einleitungen zur 
definitiven Berichtigung dieſer Angelegenheiten getroffen und 
dieſe Angelegenheiten nad den beftehenden Normen und 
Vorſchriften Fommiffarifch behandelt werden, ohne daß von 
den gegenwärtigen neuen Beflimmungen irgend ein Grund 
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gegen bie beftehenden Reglemente und die darnach aufge: 
ftellten Berechnungen hergenommen werden fann. 


Siebentes Kapitel, 


Fürftenthbum Walded. 


Der fürftlich Waldedifche Landes-Vertrag enthält hieruͤ— 
ber folgende Beflimmung '): 

Die Patrimonial- Gerichtsbarkeit bleibt der von Dal- 
wigkſchen Familie in dem Amte Lichtenfeld, und ben drei 
deputirten Städten Korbah, N. Wildungen und Manges 
ringhaufen in erfter Inſtanz, deögleichen die Schriftjäflig- 
feit der Ritterfchaft und ihrer Familien, weniger nicht den 
drei deputirten Städten, infofern fie ald corpora auftre; 
ten, oder belangt werden, vorbehalten. 


1) Landes: Vertrag vom 19. April 1816 $. 7. Siehe Konftitut. 
der enropäifchen Staaten, Th. III. ©, 371, - 


Verzeichniß der Drudfehler 
in v. Zangen, bie Berfaffungsgefege deutfcher Staaten ıc. 


Erfter Theil. 
Seite 
37 Zeile 4 und 5 ſtatt: fortdauernden lied fortdauernd. 
95 3. 5 von unten der Note flatt: de I. des 
172 Note 2 legte Zeile ſtatt: Reglierungsblatt I, Regiernnasblatt. 
228 legte 3. in der Note ftatt: Ion I. von 
277 3. 6 d. unten flatt: volftändieg I. vollftändige. 
296 lebte 3. ſtatt: geichtlihe I. gerichtliche, 
387 3. 6 v. unten flatt: Es werden, um I. E8 werden nun. 
404 este 3. flatt: Öniglichen I. königlichen. 
405 3. 26 ftatt: Untereichs 1. Unterrichts. 
421 3. 11 flatt: a88 l. aus. j ö 
429 3. 5 v. oben flatt: die 65. 14 und 18 I. die SS. 14 und 17. 
442 3.3 v. unten flatt: Samien= I. Samilien:. 
449 3. 12 v. oben flatt: Geichts= I. Gerichte:. 
483 3. 5 v. unten ſtatt: Abfchnittin I. Abſchnitt im, 
502 3. 2 dv. unten flatt: wte I. wie. 
507 3. 2 oben ſtatt: fechs $$. I. vier $$. 
531 3. 8 v. unten flatt: gund I. gun & 
538 3. 9 oben flatt: Departemens I. Departements. 
552 3.13 v. unten ftatt: Siandesherrfhaftl. Standesherrfchaft. 
557 3. 16 v. oben flatt: *) I. 2) 
ibid. 2te Note ftatt: 1) [. 2) 
560 nad 3. 13 v. oben iſt folgendes ausgelaſſen: 
Der Schluß diefes S., if niht abweichend. 


ift übereinfimmend, 


$. 2 * 

581 3. 5 vd. oben ftatt: bleibt I. blieb. 

584 3. 10 v. unten ſtatt: Beftreitung I. Beitreibung. 

590 3. 5 oben ftatt: des I. der. 

595 3. 16 v. oben flatt: Normen I. Formen. 

602 3. 10 v. oben ftatt: die I. diefe, 

603 3. 19 v. oben ftati: Afe I. Alte, 

624 3. 17 v. oben ftatt: mittelbare I. unmittelbare. 

637 In der Note 2) 3. 1 fält das Comma und das Wörtchen 
„der” meg. 

638 3. 3 v. unten ftatt: Herzoghum IL. Herzogthum. 

644 in der Note 7) noch zurufegen: ©. 535. 

661 3. 18 dv. oben hinter Adelichen fehlt das Wörtchen: „und“. 

708. 3. 2 unten hinter durch, foll es nicht heißen: die Verfaſſungs— 
urfunde, fondern den $. 39 der Werfaff. Urk. 

712 3. 17 v. oben die Worte: „von den“ müffen wegfallen. 

739 3. 1. oben ftatt: September l. December. 

744 Rote 4) 3. 2 hinter theils, fehlt: alle. 

755 3. 1 oben hinter Bedienten, fehlt: „oder auch des Forft: 
bedienten“ 

761 3. 6 v. unten hinter oder fehlt: dem. 
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